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Vorwort. 

Meine  Absicht  bei  der  Abfassung  dieses  Werkes  ging  auf  die  Aus- 
arbeitung eines  Lehrbuchs  im  vollen  Sinne  des  Wortes  für  den  Vor- 
trag und  das  Selbststudium.    Es  soll  keine  Sammlung  rechtsgeschicht- 
licher  IJotizen,  sondern  eine  kurze  Geschichte  der  Bechtsent- 
wicklung  sein,  geht  aus  diesem  G-runde  nicht  ein  auf  Ereignisse  und 
Zustände,  von  denen  die  rechtliche  Entwicklung  entweder  gar  nicht  ge- 
tragen  oder  doch  in  ihrem  Verständnisse  nicht  unmittelbar  gefordert 
wird.   Mittelbar  ist  freilich  die  Volks-  (politische)  Geschichte  nicht  blos 
forderlich,  sondern  deren  Eenntniss  unerlässlich.     Aber  es  ist  weder 
Aufgabe  des  ßechtshistorikers ,  sie  zu  lehren,  noch  des  Fachstudiums, 
sich  auf  die  Aneignung  von  Kenntnissen  zu  verlegen,  welche  als  Grund- 
lage desselben  mitgebracht  Werden  sollen.    In  Betreff  des  Materials 
darf  keineswegs  die  Absicht  vorwalten,   das  ganze  zu  G^bot  stehende 
auszubeuten,    vielmehr   muss  man  sich   auf  Verarbeitung  dessen    be- 
schränken, wodurch  die  wirkliche  Entwicklung  veranschaulicht  wird.    Es 
ist'  mithin  der  Gesichtspunkt  festzuhalten,  den  Lernenden  einerseits  nicht 
durch  UeberfKUe  des  Stoffes  zu  erdrücken,   andererseits  durch  zweck- 
mässige Auswahl  ihm  die  Möglichkeit  zu  bieten,  den  Gang  der  allge- 
meinen und  der  im  Grossen  und  Ganzen  gleichförmigen    particulären 
Entwicklung  trotz  der  particulären  Mannigfaltigkeit  zu  erkennen.    Dies 
ist  der  Fall,   sobald  an  sich  blos  particuläre  Bildungen  ihren  Platz  als 
Glieder  in  der  Eette  der  allgemeinen  Entwicklung  finden.    Der  Charakter 
des  Lehrbuchs  fordert  weiter,  dass  nur  die  Grundlagen  mit  Fräcision 
entwickelt,    die   Ausführung    aber   dem   mündlichen  Vortrage   und 
eigenem  Studium  überlassen  werde.    Wesentlich  gefördert  wird  dieser 
Zweck  durch  Mittheilung  der  vorzüglichsten  Quellenbelege. 


rv  Vorwort. 

Wo  Bolohe  nur  in  Auszügen  aus  Urkunden  bestehen  können,  muss  sich 
auf  die  eine  oder  andere  beschränkt  werden,  damit  weder  der  Umfang 
des  Buches  zu  sehr  erweitert,  noch  der  Uebelstand  herbeigeführt  werde, 
dass  diejenigen,  auf  welche  beim  mündlichen  Vortrage  einzugehen  dessen 
gemessene  Zeit  nicht  gestattet,  eigentlich  überflüssig  sind.  Auf  die 
mancherlei  Controyersen  ist  nur  Rücksicht  zu  nehmen,  wo  dieselben 
behufs  richtiger  Würdigung  der  geschichtlichen  Entwicklung  nicht  um- 
gangen werden  können.  Man  darf  sich  überhaupt  beim  Vortrage  der 
Bechtsgeschichte  nicht  zu  sehr  auf  Polemik  einlassen,  weil  zu  leicht 
dem  Lernenden  die  Fäden  der  Entwicklung  entschwinden,  während  alles 
darauf  ankommt,  dass  sich  in  dessen  Gl-eiste  gewissermassen  unwillkürlich 
der  Abschluss  bilde,  welchen  die  Bechtsgeschichte  als  Ziel  vor  Augen  hat. 

Das  geltende  Becht  erscheint  als  Schlussstein,  zu  dessen  Legung 
die  Bechtsgeschichte  fuhrt.  Blosse  Antiquitäten  sind  hierdurch  ausge* 
schlössen.  Wie  schwer  es  freilich  einzeln  ist,  scharf  zu  unterscheiden, 
ob  ein  Institut  oder  Bechtssatz  reine  Antiquität  sei  oder  noch  als  Glied 
des  genetischen  Bildungsganges  erscheine,  entgeht  keinem  Kenner. 

Auf  die  Darstellung  der  Bechtsquellen  ist  yerhältnissmässig 
viel  Baum  yerwendet,  weil  deren  gründliche  Eenntniss  unerlässlich  ist, 
deren  Vortrag  aber  durch  theilweise  nothwendige  Dürre  der  Darstellung 
leicht  abstosst.  Auch  wird  dadurch  gerade  für  die  im  Vortrage  leichte 
und  ausführliche  Entwicklung  der  Bechtsinstitute  ein  bedeutender  Baum 
gewonnen.  Was  die  Literatur  angeht,  so  liegt  Vollständigkeit  nicht 
in  der  Aufgabe  eines  Lehrbuchs.  Dieses  soll  einmal  directe  Kenntniss 
der  allgemeinen  und  wichtigen  Special-Literatur  yermitteln,  dann  aber 
auch  Gelegenheit  bieten,  für  das  eingehendere  Studium  bei  jedem  Punkte 
die  weiteren  Nachweise  an  die  Hand  zu  geben.  Ich  habe  überall  mit 
grosster  Gewissenhaftigkeit  angegeben,  wem  ein  Besultat  zu  verdanken, 
woher  eine  Angabe,  soweit  sie  nicht  direct  aus  den  Quellen  geschöpft 
ist,  entnommen  sei. 

Dem  Plane,  welchen  ich  hier  nach  dem  Vorworte  zur  ersten  Auf- 
lage wiedergebe,  bleibt  auch  diese  vierte  treu.  Sie  bietet  vielfache 
Ergänzungen,  wie  besonders  die  §§.  4,  22,  23,  27,  51,  60,  63,  108,  158, 


Vorwort.  V 

159,  162, 167  zeigen,  bat  auf  die  Durcharbeitung  Gewiobt  gelegt,  woyoq 
die  §§.  27,  68,  69,  148,  149,  153,  154,  160,  162,  180  Zeugniss  ablegen, 
weist  aber  auch  eine  yollige  Umarbeitung  einzelner  Materien,  namentlich 
des  Privatrechts  auf,  wie  eine  Yergleichung  der  §§.  145,  146,  156  dar- 
thut.  Der  Anhang  lY.  ist  beigef&gt  worden,  weil  die  Erfahrung  ge- 
lehrt hat,  dasB  es  gut  ist,  diese  historischen  Daten  bei  der  Hand  zu 
haben. 

Indem  ich  allen  Herren,  welche  sich  der  Besprechung  der  früheren 
Auflagen  unterzogen  haben,  für  die  wohlwollende  Beurtheilung  danke, 
hoffe  ich  den  Beweis  geliefert  zu  haben,  dass  keine  Bemerkung  unbe- 
achtet gelassen  worden  ist.  So  darf  diese  neue  Auflage  in  der  Erwar- 
tung hinausgehen,  die  dem  Buche  bisher  erwiesene  Gunst  werde  auch 
fernerhin  andauern. 

Bonn,  im  Mai  1876. 

Der  Verfasser. 
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EINLEITUNÖ. 


§.1. 

1.  Bedeituiff  der  Beehtiffeiehiehte  fftr  das  Beolitutiidlmm  tlwrlwmpt«  der  Oeieiiiehte  dei 

demtielieii  Belehi  «nd  Beektt  Inibeioiidere. 

Die  Rechtswissenschaft  soll  wirken  für  das  Leben.  Um  diese  Auf- 
gabe zu  erreichen,  strebt  sie  nach  innerem  Erfassen,  Durchdringen  des 
geltenden  Rechts,  des  positiven  Rechtsstoffes,  weil  es  nur  dadurch  mög- 
lich wird,  sowohl  die  concreten  rechtlichen  Fälle  richtig  beurtheilen  und 
ordnen,  als  auch  die  Rechtsnormen  selbst  gemäss  den  jeweiligen  be- 
gründeten Anforderungen  des  Lebens  weiterbilden  zu  können.  Soll  dieses 
Streben  Erfolg  haben,  so  ist  nothwendig  die  Gründe  des  positiven  Rechts 
zu  erkennen,  den  Kern  der  Rechtssätze  zu  erfassen,  um  vermittelst 
desselben  das  Gesetz  auf  alle  Fälle,  namentlich  aber  dann  anwenden 
zu  können,  wenn  der  Buchstabe  uns  verlässt;  eine  Thatsache,  welche 
um  so  häufiger  eintreten  wird,  als  es  unmöglich  ist,  den  Reichthum  des 
Lebens  in  einem  Gesetze  vorher  zu  erschöpfen.  Eine  Theorie,  welche 
den  inneren  Gedanken  der  positiven  Itormen  an  der  Hand  allgemein 
richtiger  Sätze  erfasst,  fordert  als  unerlässlich  die  Eenntniss  der 
Geschichte  des  Rechts.  Ohne  diese  vermöchte  man  offenbar  das 
Wesentliche  des  einzelnen  Rechtssatzes  nur  dann  stets  richtig  zu  erfassen, 
wenn  dasselbe  unmittelbar  aus  einem  allgemein  richtigen  Gedanken  oder 
Prinzipe  flösse,  mithin  sofort  und  allezeit  philosophisch  aufzufinden  wäre. 
In  Wirklichkeit  aber  ruht  das  Recht  jedes  Yolkes  und  Landes,  über- 
haupt der  positive  Rechtsstoff,  nur  zum  geringsten  Theile  auf  gewissen 
natürlichen  Rechtsideen,  Ausflüssen  absolut  wahrer  Sätze  der 
Yemunft,  welche  unter  allen  Umständen  anerkannt  werden  müssen.  Und 
selbst  diese  Ideen,  —  zum  Beispiele  dass  eine  obrigkeitliche,  väterliche 
Gewalt  sein,  die  Ehe  existiren  müsse,  sind  Ideen,  welche  allen  Völkern, 
und  Zeiten  innewohnen  —  erhalten  ihre  eigenthümliche  Färbung  erst 
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2  Einleitung.    §.  1. 

durch  andere  als  naturnothwendige  Elemente.  Man  nehme  nur  die  recht- 
liche Stellung  des  Vaters,  patria  potestas,  bei  den  Römern,  bei  den 
alten  Deutschen  und  heute,  die  Idee  von  der  Nothwendigkeit  der  Ge- 
rechtigkeit im  römischen,  altgermanischen  imd  heutigen  Strafrechte.  Jene 
allgemeinen  Sätze  und  die  grosse  Masse  des  Bechtsstoffes  gestalten  sich 
erst  durch  die  nationalen  Elemente  zu  concreten  Formen.  Aeussere 
Einwirkungen:  Kriege,  Angriffe  von  Feinden,  verheerende  Eiankheiten, 
ferner  das  Klima,  die  Lebensweise,  die  Art  und  Weise  des  Landbaues, 
die  Beschaffenheit  des  Landes  (ob  Berge,  ob  Ebenen,  die  Lage  in  der 
Nähe  des  Meeres,  am  Ufer  grosser  Flüsse  u.  s.  f.),  die  inneren  Vorgänge 
in  einem  Volke  (Wechsel  der  Regierungsformen,  religiöse  Aenderungen 
u.  dgl.  m.),  kurz  alle  socialen,  ökonomischen  und  politischen 
Erlebnisse  und  Zustände  müssen  nothwendig  fortwährend  gestaltend  auf 
das  Recht  einwirken,  dieses  somit  in  gleicher  Weise  als  das  Volk  über- 
haupt in  einer  stätigen  lebendigen  Bewegung  und  Bildung  erhalten  und 
ihm  das  Gepräge  der  Geschichte  des  Volkes  aufdrücken.  Das  jetzige 
Recht  ist  kein  fertig  auf  die  Erde  gßsetztes,  sondern  ein  gewordenes, 
welches  mithin  gleich  den  physischen  Individuen  und  den  Völkern  nur 
durch  die  Geschichte  seines  Werdens  erkannt,  nur  in  seiner  Genesis 
richtig  erfasst  werden  kann.  Auf  diese  Art  wird  der  Kern  des 
Rechts  gefunden,  der  obige  Zweck  erreicht.  Allerdings  lehrt  die  Ge- 
schichte nicht  gerade  alle  und  jede  Sätze  und  deren  eigensten  Gehalt 
erkennen,  weil  es  auch  eine  grosse  Menge  rein  formaler  Momente 
giebt,  d.  h.  solcher,  die  gleichsam  die  äussere  Gestaltung,  die  Abrundung, 
die  Ausfüllung  des  Gebäudes  bilden  und  dem  Auge  des  oberflächlichen 
Beobachters  als  durchaus  ohne  innere  Nothwendigkeit  bestimmt  erscheinen. 
Soweit  aber  in  solchen  Dingen  (z.  B.  den  Zahlen  im  Rechte,  Formeln 
u.  s.  f.)  ein  innerer  Grund  liegt,  wird  ihn  dif  historisch-philosophische 
Betrachtung  als  fruchtbringend  ermitteln;  insoweit  das  nicht  der  Fall 
ist,  wird  dadurch  die  Gewissheit  erreicht,  dass  keine  Nothwendigkeit 
ihre  Belassung  fordert,  mithin  einer  willkürlichen  Aenderung  nur  äussere 
Gründe  entgegenstehen. 

Das  heutige  deutsche  Recht  ruhet,  soweit  das  öffentliche  in  Frage 
kommt,  zum  allergrössten  Theile  auf  der  nationaldeutschen  Rechtsent- 
wicklung, für  das  Privatrecht  neben  dem  römischen  und  canonischen 
auf  dem  deutschen.  Hieraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit,  seine 
Geschichte  zu  kennen^  um  es  zu  verstehen;  es  braucht  deren  Kennt- 
niss  als  unerlässlich  für  die  wissenschaftliche  Erfassung  des  natio- 
nalen deutschen  Rechtes  ebenso  wenig  besonders  hervorgehoben  zu 
werden,  wie  es  kaum  nöthig  ist,  darauf  hinzuweisen,  dass  es  keine  Nation 
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giebt,  deren  Geschichte  lehrreicher  ist,  als  die  der  deutschen,  welche 
einzig  von  allen  bestehenden  ein  Weltreich  bildete  und  durch  ihre 
geistige  und  sittliche  Grösse  für  die  Bildung  anderer  Ilationen  von  der 
grossten  Bedeutung  wurde.  Erst  dann  aber  versteht  man  die  Geschichte 
emes  Volkes  gründlich,  wenn  man  seine  rechtlichen  Zustände,  die  Träger 
der  gesellschaftlichen  Ordnung,  kennen  gelernt  hat. 

§.  2. 

2.  Be^rHr,  Ctogernttaad  md  ümfaBg  der  demtackeii  Beielu-  md  lleehtigeiehiehte. 

Die  ;,deutsche  Keichs-  [Staats-]  und  Bechtsgeschichte^ 
soll  enthalten  die  Darstellung  des  gesammten  Bechtszustandes  des 
deutschen  Volkes  nach  den  nationalen  und  fremden  Elementen,  welche 
auf  jenen  bedingend  eingewirkt  haben,  von  seinen  ersten  Anfängen  bis 
auf  die  heutige  Zeit.  Sie  giebt  also  eine  Darstellung  der  äusseren  und 
inneren,  örtlichen,  zeitlichen,  culturlicben,  nationalökonomischen  Momente, 
von  denen  getragen  und  unter  denen  sich  das  heutige  Becht  gebildet 
hat,  sowie  ein  Bild  der  Art,  des  Ganges  dieser  Entwicklung,  lehrt  mit- 
bin das  Becht  als  ein  werdendes. 

Gegenstand  dieser  Wissenschaft  ist  der  gesammte  Organismus  des 
deutschen  Bechtslebens  von  seinen  Anfangen  an  bis  auf  unaere  Zeit  in 
seiner  stätigen  Fortentwicklung.  Keine  bestimmte  einzelne  Seite  des 
Bechtslebens,  z.  B.  das  Privatrecht,  sondern  alle  Seiten  sind  Gegenstand 
derselben.  Sie  hat  also  zu  umfassen  den  ganzen  Organismus,  die  ver- 
schiedenen Seiten  des  öffentlichen  Bechts,  wie  des  Privatrechts.  Weil 
sie  ferner  lehren  soll,  das  Becht  aus  der  ganzen  Geschichte  des  Volkes 
zu  erkennen,  so  hat  sie  auf  der  einen  Seite  nicht  blos  die  reio  recht- 
lichen Zustande  zu  entwickeln,  sondern  auch  auf  die  socialen,  vorzüglich 
die  kirchlichen  Bücksicht  zu  nehmen,  indem  gerade  diese  den  allergrössten 
Einfluss  übten,  auf  der  anderen  neben  dem  einheimischen,  nationalen 
Bechte  diejenigen  fremden  Bechte,  welche  auf  den  deutschen  Bechts- 
zustand  eingewirkt  haben,  insoweit  herbeizuziehen,  als  dies  zur  Erfassung 
des  deutschen  Bechts  noth wendig  ist.^ 


1  Insofern  stimme  ich  Phillips  D.  R.-  u.  B.  Oeeoh.  §.  1.  bei;  das  Herein- 
ziehen des  römischen  und  eanonischen  Bechtes,  welches  doh  anf  ein  Darstellen  dieser 
in  ihrer  inneren  Entwicklung  nnd  Qestaltang  einl&sst,  wie  dies  Eichhorn  mit  dem 
eanonischen  thnt,  wobei  er  nns  orientalische,  italienische  und  andere  Yerhältnisse 
Torfahrt,  ist  durch  den  Zweck  ausgeschlossen.  Ein  Gleiches  gilt  yon  dem,  was 
Z5pfl  in  der  4.  Ausgabe  I.  §.  28.  yon  den  Quellen  des  eanonischen  Bechts  bringt, 
abgesehen  daron,  dass  derartige  Notizen  überhaupt  kaum  nfitzen. 

1* 


4  Einleitung.    §.  2. 

Als  Zweig  des  akademischen  Studiums  bildet  diese  Wissen» 
Schaft  in  Wahrheit  eine  Einleitung  und  Einfühnmg  in  die  verschiedenen 
positiven  Zweige  der  Rechtswissenschaft,  insofern  dieselben  auf  deutschem 
Rechte  ruhen:  Staatsrecht,  Criminal-Recht  und  Process,  Givilprocess» 
Privatrecht,  Eirchenrecht. 

Aus  dem  Vorherigen  ergeben  sich  folgende  Theile  der  Darstellung : 

A.  Die  sogenannte  innere  Rechtsgeschichte,  früher  meist 
Recht salterthümer  benannt;  sie  umfasst 

1)  die  Geschichte  der  Verfassung.  Ihr  Verständniss  erfordert 
nothwendig,  dass  diejenigen  politischen  Vorgänge  (Wechsel  der  Dynastieen, 
Beziehungen  zum  Auslande,  Erwerbungen  fremder  Gebiete  u.  s.  f.)  herein- 
gezogen werden,  welche  auf  deren  Entwicklung  Einfluss  hatten.  Es  darf 
sich  hierbei  nicht  auf  das  fränkische  und  deutsche  Reich  beschränkt 
werden,  sondern  auch  die  Territorien  sind  insoweit  hereinzuziehen, 
als  ihre  Verfassung  gewisse  gemeinsame,  somit  national-deutsche  Grund- 
züge bietet. 

2)  Als  äusseren  Ausdruck  der  Verfassung  die  Geschichte  der  S  taat s  - 
Verwaltung  (Administration)  und  desgesammten  öffentlichen  Rechts, 
des  gerichtlichen  Verfahrens  nebst  Einrichtung  der  Gerichte 
und  des  Strafrechts.  Jedoch  können  hier  nur  die  Grundzüge  ge- 
geben werden,  während  die  Geschichte  der  Entwicklung  im  Einzelnen, 
soweit  sie  vorzugsweise  auf  dem  fremden  Rechte  ruhet,  den  besonderen 
Disciplinen  überlassen  werden  muss,  welche  sich  ausgebildet  haben  und 
als  selbstständige  Zweige  des  akademischen  Studiums  aufgenommen  sind. 

3)  Die  Geschichte  des  Privatrechts,  inwiefern  dessen  In- 
stitute entweder  überhaupt  rein  deutsche  sind,  oder  doch  auf  deutscher 
Grundlage  ruhen.  Soweit  das  canonische  und  römische  Recht  als  Momente 
bei  der  Ausbildung  des  deutschen  Privatrechts  durch  Modificirung 
deutscher  Rechtsinstitute  gewirkt  haben,  ist  es  herbeizuziehen^ 
weil  ohne  dessen  Eenntniss  unmöglich  wäre,  die  Geschichte  der  Rechts- 
institute von  der  Zeit  an  zu  begreifen,  wo  jene  Rechte  deren  Bildung 
leiteten.  Dieser  Theil  der  Disciplin  baut  also  die  Grundlage,  auf  wel- 
cher das  „deutsche  Privatrech t^  rein  dogmatisch  zu  gestalten  ist. 
Selbstverständlich  ist  aber  die  deutsche  Rechtsgeschichte  nicht  als  ab- 
geschlossen anzusehen,  sondern  hat  auch  die  neuesten  Bildungen  (z.  B. 
Handelsrecht,  Wechselrecht,  Ablösungen  u.  dgl.)  zu  berücksichtigen. 

B.  Die  s.  g.  äussere  Rechtsgeschichte,  die  Geschichte 
der  Rechtsquellen,  welche  die  Form,  das  Kleid  des  Rechts  bilden. 
Diese  braucht  sich  aber  auf  das  römische  und  canonische  Recht  nicht  zu 
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erstrecken,  weil  die  Darstellung  beide  weder  erschöpfen,  noch  deren  Ge- 
schichte die  des  deutschen  Rechts  fördern  konnte. 

§.  3.       . 

t.  QmeUea  ud  Htltaüttel. 

I.  Quellen  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
sind  alle  sich  auf  ganz  Deutschland  und  auf  die  einzelnen  deutschen 
Länder  beziehenden  Denkmäler  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Gegen- 
wart, aus  denen  das  Recht  erkannt  werden  kann.  Die  wichtigsten  Arten 
sind:  Urkunden,  Gesetze,  Rechtsbücher,  Briefe,  Memoiren 
und  Staatsschriften  u.  s.  f .  Es  giebt  Sammlungen^  von  Urkunden  für 
ganz  Deutschland,  wie  für  einzelne  Länder,  Diocesen,  Städte,  Kloster  u.  s.w., 
auch  giebt  es  yerschiedene  Werke,  welche  Auszüge  aus  Urkunden  ent- 
halten, s.  g.  Regesten.*  Die  Urkunden  fliessen  vom  7.  Jahrhundert 
an  reichlich,  anfanglich  nur  in  lateinischer  Sprache,  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert auch  in  deutscher  Sprache  geschrieben.  Neben  diesen  eigent- 
lichen Quellen  erscheinen  als  Quellen  auch  die  gleichzeitigen  Geschichts- 


^  Eine  Aofzählnng  käme  einem  YerzeiohnisB  der  historisohen  Werke  gleich. 
Dafllr  kann  anf  Potthast  und  Costa  yerwiesen  werden.  Man  findet  die  Werke, 
welche  entweder  blos  ürkandensammlungen  sind  oder  Urkunden  enthalten,  auf- 
gezählt in  einzelnen  Regestenarbeiten  u.  dgl.  Ich  darf  auf  das  Yerzeichniss  bei 
Bickel  Acta  reg.  et  imp.  Earol.  U.  448  £f.,  F  ick  er  Forschungen  Bd.  I.  u.  Reichs- 
ffirstenstand,  auf  Costa  yerweisen.  —  Von  neueren  Schriften  enthalten  Vieles  die 
„Forschungen  z.  deutsch,  Gesch.*,  Th.  Sickel,  Beitrftge  zur  Diplomatik 
(Sitz.  Ber.  der  hist.  phiL  CL  der  Kais.  Akad.  d.  Wiss.  Bd.  86.  89.  47.  49.),  Jul. 
Fieker,  Acta  Imperii  seleeta.  Urkunden  deutsch.  EOnige  u.  Kaiser«  Mit  einem 
Anh.  T.  Beichssaohen.  Ges.  r.  Joh.  Fried r.  Böhmer,  Innsbr.  1870.  Ders. 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Bechtsgeschichte  Italiens.  Das.  1868—74,  4  Bde.  Der 
4.  Band  u.  d.  T.  Urkunden  zur  Reichs-  und  Reohtsgeschichte  Italiens. 

>  Joh.  Fried r.  Böhmer's  grossartiges  Regestenwerk  harrt  noch  immer  der 
Neubearbeitung.  £in  mustergflltiges  Werk  ist  Th.  Sickel,  Acta  Regum  et  Impe- 
rator. Karolinorum  digesta  et  enarrata.  Die  Urk.  der  Karol.  ges.  und  bearb.  Th.  L 
Lehre  tou  den  Urkunden  der  ersten  KaroL  (751  —  840).  Th.  II.  Regesten  der 
ürk.  der  ersten  KaroL  Wien  1867.  Was  dies  Werk  fßr  die  Diplomatik,  leistet  in 
anderer  Beziehung  W.  Wattenbaoh,  Deutschlands  Geschichtsquellen  im  Mittel- 
alter bis  zur  Mitte  des  dreizehnten  Jahrh.  8.  Aufl.  Berl.  1878,74.  2  Bde.  Ottokar 
Lorenz,  Deutsohl.  Geschichtsquellen  im  Mittelalter  von  der  Mitte  des  drei?,  bis  zum 
Ende  des  Tierz.  Jahrh.  im  Ansohluss  an  W.  Wattenbach*s  Werk.  Berl.  1870.  Biblio- 
graphische Yollstftndigkeit  bezweckt  Aug.  Potthast.  Bibliotheca  historioa  medii 
aevi.  'Wegweiser  durch  die  Geschichtswerke  des  europäischen  Mittelalters.  Von 
875—1500.  Berl.  1862.  Supplement  1868.  — -  F.  A.  Dahlmann,  Quellenkunde  der 
deutschen  Geschichte.  G5tt.  1880;  4.  Aufl.  (zweite  besorgt)  Yon  G.  Waitz.   G5tt.  1875. 


Q  Sinleitong«    §.  8. 

Schreiber,  bis  zum  5.  Jahrhundert  Römer  und  Griechen,  seitdem  auch 
einheimische  Autoren,  Chronisten  und  Annalisten.  Hierzu  kommen 
endlich  noch  die  sonstigen  Qeschichtsquellen :  Monumente,  Siegel,  Wap- 
pen, Inschriften,  Münzen  u.  s.  f.^ 

n.  Unentbehrliche  H&Ifsmittel  sind  überhaupt  a)  die  geschicht- 
lichen Hülfsmittel:  Geographie,^  Chronologie,^  Ethnographie, 
Genealogie,  Heraldik  ti.  s.  f.,  b)  die  philologischen:  Eenntniss 
der  mittelalterlichen  lateinischen,«  femer  der  verschiedenen 
Perioden  und  Hauptdialekte  der  deutschen  Sprache^ 


'  Die  Leges  und  formulae  enthalt,  lediglich  auf  filtere  Ausgaben  gestützt, 
Ferd.  Walter,  Corpus  juris  germanici.  Berl.  1824.  3  rolL  Ein  I^ationalwerk 
soll  werden  das  durch  die  1817  unter  dem  Einflüsse  des  Freiherm  you  Stein 
gegründete  „Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde **  begonnene,  Yon 
G.  H.  Pertz,  seit  1875  von  einer  Gommission  unter  Direction  yon  G.  Waitz  ge- 
leitete und  —  die  Herausgeber  der  einzelnen  Theile  sind  stets  genannt  —  heraus- 
gegebene Werk  „Monumenta  Germaniae  historica  inde  ab  anno  Christi  quingen- 
tesimo  usque  ad  annum  müles.  et  quingentesimum.'*  Hannoyerae  1826  sqq.  gr.  foL 
Von  den  5  Abtheilungen:  Scriptores,  Leges,  Diplomata,  Epistolae,  Antiquitates  sind 
bisher  nur  erschienen:  Soriptores  19  Bände,  Leges  4  Bde.,  Diplomata  1  Tom. 
Zu  den  ersten  10  Bänden  Script  Inhaltsverzeichnis s  yon  Wattenbaoh.  Hann.  1848. 
Dazu  Ar  Chi  y  der  Gesellsoh*  f.  ältere  deutsche  Geschichtskunde.    Hann.  1822  ff. 

^E.  y.  Spruner,  Historisch  geographischer  Handatlas.  Hamb.  1838  ff» 
neue  Auflage.    Bernhard!,  Spraohkarte  von  Deutschland,  Cassel,  2.  Ausg.  1849. 

^  L*art  de  y6rifier  les  dates  des  faits  historiques  etc.  Paris  1750.  5  T.  4., 
neueste  Ausg.  das.  1818  ff.  C.  G.  Halt  aus,  Calendarium  medii  aevi,  Lipsia  1789. 
J.  L.  Ideler,  Handb.  der  «  .  •  Chronologie.  2  Bde.  Leipz.  1825  f.,  Lehrb.  183 U 
E.  Brinkmeier,  Prak.  Handb.  der  histor.  Chronol.  u.  s.  w.  Leipz.  1843. 

B  Car.  du  Fresne  domini  du  Gange,  Glossarium  mediae  et  infimae  lati- 
nitatis,  Paris  1678,  8  T.  foL,  Ausg.  der  Benediotiner.  Paris  1733  ffl  6  T.  fol.,  zuletzt 
mit  den  Zusätzen  und  Yerbessemngen  yon  Carpentier  und  Adelung  herausgeg. 
yon  A.  L.  H  ensche  1,  Paris  1840  ff.  7  volL  4.  Supplementum  yon  L.  D  ief  fenbach, 
Frankoi  1857.  4.  Wackernagel  Yooabularius  optimus.  Basil.  1847.  4.  £.  Brink- 
meier, Glossarium  diplomaticum,  Hamb.  u.  Gotha  1865  f.  2 -Bde.  4« 

7  J.  Grimm,  deutsehe  Grammatik  4  Bde.  1822—1838  (1841),  G5tt.;  dess. 
Geschichte  der  deutschen  Sprache,  2  Bde.  Leip.  1848.  —  C.  G.  Halt  aus,  Glossar« 
Germanicum  medii  aeyi.  Lips.  1758,  2  yoll.  fol.  J.  G.  Scherz,  Glossar.  Germ, 
medii  aeyi  potiss.  dial.  Bueyioae  edid.  Oberlin,  Argentor.  2  yoll.  fol.  1781  ff. 
Schm eller,  saxonicum«  1840.  4  Graff,  Althoohd.  Spraohschatz,  1835—42,  6  Bde. 
4.,  nebst  Index  yon  Massmann,  Berlin  1846.  4.  Müller,  Mittelhochd.  W5rterb. 
aus  dem  Nachlass  yon  G.  F.  Benecke  herausgeg.  Leip.  1847.  4.  Ziemann,  Mittel- 
hochd. W5rterb.  Quedlinb.  1839.  Glossar  in  Gengier  Germaiu  Rechtsdenkmäler 
8.  779-930. 

Die  schöne  Literatur  des  Mittelalters  sucht  für  die  Reohtsgeschichte 
fruchtbar  zu  machen  Schröder  in  „Corpus  juris  germanioi  poeticum^,  woyon  das 
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4.  Bearbeltug  uid  LIteratmr.  * 

I.  Vor  Eichhorn  kannte  man  eine  Behandlung  der  Staats-  und 
Sechtsgeschichte  in  dem  Sinne  einer  die  Entwicklung  des  gesammten 
Bechts  umfassenden  Darstellung  nicht.  Zuerst  yerband  man  mit  der 
politischen  Geschichte  eine  Darstellung  der  Yerfassung,  und  trug  diese 
8.  g.  Reichsgeschichte  auch  auf  den  Universitäten  Tor.  In  dieser 
Sichtung  haben  besonders  gewirkt,  nach  dem  Vorgänge  von  Sagit- 
tarius,!  Pfeffinger,»  Häberlin,»  Pütter,*  Schmidt,*  C.D.Hein- 
rich;« in  der  neuern  Zeit  noch  J.  C.  Pfister,''  K.  A.  Menzel»  und, 
H.  Luden.^  Angeregt  durch  die  im  sechszehnten  Jahrhundert  von 
Sichard,  Herold,  Job.  Tilius  (du  Tillet),  Melchior  Goldast 
Ton  Haiminsfeld  und  Friedr.  Lindenbrog^o  bewerkstelligten  Aus- 
gaben der  Rechtsquellen  begann  im  17.  Jahrhundert  die  Bearbeitung  der 
Quellengeschichte  mit  Hermann  Conring,ii  in  dessen  Fuss- 


erste  Speoimen,  die  ^Kudrun'*,  das  zweite  „Wemher  der  gartenaere^  and  ^brnder 
Wernher«'  behandelnd  in:  „Zeitsohr.  f.  dentsche  Philol.««  I.  B.  257,  IL  S.  302  er- 
schienen ist. 

*  Etbin  Heinr.  Costa,  Bibliographie  d.  dentsohen  Rechtsgeschiohte.  Braun- 
sohweig  1856. 

^  Casp.  Sagittarius,  Nnolens  bist  germ.  Jena  1675.  12. 

*  Yitriarius  illostratas,  siye  Corpus  juris  publioi  ad  Yitriarü  instit.  jur.  publ. 
Frib.  1691,  Gotha  1781  f.  5  volL  4.    Repertorium  dazu  Yon  Ricci us,  Gotha  1741, 

'  Umständliche  deutsche  Reiohshistorie,  Halle  1767  ff.  12  Bde.  Fortges.  Ton 
Senckenberg  bis  zum  Jahre  1650.  40  Bde.  bis  1806,  das. 

*  Orundriss  der  Staatsveränderungen  d.  deutschen  Reichs,  1768,  1795.  Dessen 
Historiscbe  Entwiokl.  der  heut.  Staatsverf.  des  deutsch.  Reichs.    Gött.  1786.    8  Bde. 

^  Mich.  Ign.  Schmidt,  Gesch.  d.  Deutschen,  Ulm  1778  ff.,  5  Bde.;  Neuere 
Gesoh.  d.  Demtschen  mit  den  Forts,  von  Milbiller  und  Dresch,  1785—1825, 
20  Bde. 

*  Deutsche  Rvchsgeschichte,  1787—1805,  9  Bde. 

'  Geschichte  der  Deutschen,  Hamburg  1829—85,  5  Bde.,  fortgesetzt  yon  Bülan 
1842.  Bd.  6. 

*  Die  Gesch.  der  Deutschen  (bis  zur  Reformation).  Breslau  1815—22,  8  Bde. 
4.  Dessen  Neuere  Gesch.  der  D.  yon  der  Ref.  bis  zur  Bundesacte,  Breslau  1826— 89. 
12  Bde.,  2.  Aufl.  begonnen  1855. 

*  Gesch.  d.  deutschen  Volkes,  Gotha  1825  ff.,  12  Th. 

1*  Siehe  Über  diese,  wie  die  anderen  A  eiteren  kurze  biographische  Notizen  bei 
Gen  gier,  Gmndriss  Seite  9  ff. 

1*  De  origine  juris  germanici  Über  unus,  Heimst.  1648.  4.,  letzte  in  seinen 
Werken  Brunsy.  1780.  T.  lY*  —  O.  Stobbe,  Hermann  Conring  der  Begründer  der 
deutschen  Reohtsgeschichte.    Berlin  1870. 
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stapfen  später  Heinr.  Christ,  y.  Senckenbergi^  und  Heineccius,^^ 
Tor  Allem  aber  Chr.  Gottl.  Biener^^  traten,  von  denen  der  letztere 
die  wissenschaftliche  Behandlung  der  Quellen  recht  eigentlich  begann, 
während  J.  H.  C.  v.  Selchow**  und  K.  P.  Walch*«  auch  die  fremden 
Kechte  hereinzogen.  Seit  J.  Q.  Heineccius^'^  behandelte  man  auch  die 
Geschichte  der  Rechtsinstitute  unter  dem  Namen  der  Antiquit  äten.  Für 
diese  Seite  beschränkten  sich  die  Folgenden  zumeist  auf  ein  Ansammeln 
des  Materiales  und  monographische  Behandlung.  So  Chr.  Ulrich 
Grupen,i8  Friedr.  Christ.  Jonath.  Fischer,^»  J.  K.  H.  Dreyer,2<> 
in'  der  neuesten  Zeit  haben  in  ähnlicher  Absicht  geschrieben  F.  J.  Bod- 
mann>i  und  J.  Grimm.«* 

n.  Die  erste  Behandlung  der  ^^deutschen  Reichs-  (Staats-) 
und  Rechtsgeschichte'^  nach  ihrem  ganzen  Umfange  in  wahrhaft 
historischer  Weise  an  der  Hand  der  Quellen  aller  Jahrhunderte  lieferte 


^*  Yisiones  diversae  de  oolleotionibus  legum  German.  a  prima  rerum  memoria 
etc.  Lips.  1765. 

1*  Antiquitates  Germ,  jurispr.  patriam  iUnstrantes  cet   Hafniae  et  Lips.  1772  f. 

^^  Gommentarii  de  origine  et  progreasu  legnm  juriumqne  Germanioorum.  Lips. 
1787—95.  S  YolL    Das  Werk  selbst  ist  leider  nnvollendet  geblieben. 

15  Gesch.  der  in  Deutschland  geltenden  Rechte,  1777. 

i<  Gesch.  der  in  Deutschland  geltenden  Rechte.  1780. 

1'  Elementa  juris  Germ,  tum  veteris  tum  hodiemi  cet.  2  T.  Hai.  1786,  letzte 
Ansg.  das.  (3.)  1746.  Auch  die  vorher  genannten  Gommentarii  yon  Biener  kommen 
in  der  U. Pars,  voU.  II.  u.  III.,  hierzu;  desgleichen:  E.  G.  Rössig,  Geschichte  des 
D.  Privatr.  Leipzig  1801.,  J.  F.  Reitemeier,  das  gemeine  Recht  in  Deutschland, 
Yor  der  Aufnahme  d.  röm.  Rechts,  ans  den  Reichsges.,  dem  Sachsen-  u.  Sohwabensp. 
u.  a.  Quellen  dargest.    Frankfurt  a.  0.  1804. 

iB  Deutsche  Alterthümer  etc.  Hann.  u.  Lllneb.  1746.  4.,  Observationes  rerum 
ei  antiquit.  Germ,  et  Rom.    Halle  1768.  4. 

^^  Entw.  einer  Gesch.  d.  deutschen  Rechts,  Leipzig  1781;  andere  bei  Gen  gier, 
Grdr.  8.  12. 

90  Samml.  verm.  Abh.  zur  Erläut.  der  deutsch.  Rechte  u.  Alterth.  u.  s.  C  Rost, 
u.  Wismar  1754  ff.  8  Th. 

>i  Rheingauische  Alterthümer,  Mainz  1819,  2  Bde. 

"  Deutsche  Rechtsalterthllmer,  G5tt.  1828,  3.  Aufl.  1854.  G.  Pfahl  er  Handb. 
d.  deutsch.  Alterthümer.    Frankf.  1864  f. 

Für  einen  Zweig,  die  Rechtssprichwörter:  J.  F.  Eisenhardt  Grund- 
sätze des  deutsch.  Rechts  in  Sprichwörtern,  Hehnst.  1759.  Dritte  Ausg.  yon  0.  F. 
Otto  Leipz.  1822.  Eduard  Graf  und  Mathias  Dietherr  Deutsche  Rechtssprich- 
Wörter  unter  Mitwirkung  der  Professoren  J.  G.  Bluntschli  und  K,  Maurer  gesammelt 
und  erkl&rt  TOn  .  .  .  Nördling.  1864.  J.  H.  Hillebrand  Deutsche  Rechtssprioh- 
Wörter.  Zürich  1858.  E.  F.  Wander  Deutsch.  Sprichwörterlexicon,  Leipz.  1864  ff. 
YgL  Sachsse  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XYI.  87.  Ueberhaupt  Costa  S.  129. 
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Karl  Friedrich  Eichhorn.^^  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  mit  Eich- 
horn trat  auch  auf  der  um  die  deutsche  Rechtswissenschaft  über- 
haupt verdiente  Karl  J  oseph  Anton  Mittermaier»^^  welcher  jedoch 
später  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  seine  Kräfte  entzogen  hat.  Die 
Ton  Eichhorn  eingeschlagene  Richtung  haben  ziemlich  alle  Neueren  ein- 
gehalten. Sie  gehen  aber  sehr  auseinander  in  Betreff  des  Umfanges, 
welchen  sie  der  .Reichs-  und  Rechtsgeschichte  zuweisen.  Durchaus  in 
der  Eichhom'schen  Weise,  obgleich  in  der  Methode  abweichend,  be- 
handeln die  ganze  Geschichte  der  Staatsverfassung,  des  öffentlichen  und 
Privatrechts  einschliesslich  der  politischen  Geschichte  GeorgPhillips«* 
und  früher  Heinrich  Zöpfl.^e  Andere  haben  nur  die  Geschichte  der 
Verfassung  und  des  öffentlichen  Rechts  behandelt,  wie  L.  von  Low,*'' 
W.Dönniges,28C.R.Sachse,2»  G. Waitz,»oHillebrand.8i  Perd. 


"  Geboren  zu  Jena  d.  20.  Not.  1781,  gest.  4.  Juli  1854  za  G51n*  Biographien 
von  ReyBoher  in  dessen  Zeitschrift  XY.  436,  von  Richthof en  in  ,,EritiBche 
Ueberschan^  von  Arndts  IL  321,  und  in  Blantsohirs  Staats  Wörterbuch  Bd.  3. — 

Hierher  gehört  von  ihm:  „Deutsche  Staats-  und  Rechtsgesohichte,^  4  Bde,  Gott. 
1808—1823,  5.  Ausg.  1843,  1844.  Vgl.  Roth  Die  rechtsgesoh.  Forschungen  seit 
Bichhorn  in  „Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.''  l.  S.  7  ff. 

^^  Einleitung  in  das  Studium  der  Geschichte  des  germ.  Rechts,  Landshut  1812. 
lieber  dessen  Leben  den  Nekrolog  im  Archiv  f.  ciyil.  Praxis,  1867.  Bd.  50.  S.  417  ff. 

>^  Deutsche  Geschichte  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Religion,  Recht  und 
Staatsverfassung,  Berlin  1882,  1834,  2  Bde.  —  Dessen  deutsche  Reichs-  und 
Reohtsgesch.  zum  Gebrauche  bei  akadem.  Vorlesungen,  Hünchen  1835,  4.  Aufl.  1859. 

Phillips  war  geb.  6.  Januar  1804  in  Königsberg,  starb  6.  Sep.  1872  zu  Aigen 
bei  Salzburg.  Nekrolog  in  dem  Almanach  der  kais.  Akad.  der  Wissensch.  Wien  1873 
8.  192  ff. 

><>  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  1886;  Bd.  1.  2.  Aufl.  Stuttg.  1844. 
sDeuisohe  Volks-  und  Staatsgesch. ;''  Bd.  2.  Abth.  1.  Stuttg.  1846  ,, Gesch.  der  deutsch. 
Rechtsquellen ;'^  Bd.  2.  Abth.  2  Stuttg.  1847.  2.  Aufl.  „Geschichte  der  deutschen 
Rechtsinstitute.''  Die  3.  Aufl.  1858  in  einem  Bande  hat  die  politische  Geschichte 
fortgelassen.  Die  4.  Aufl.  1871  fg.  erörtert  im  1.  Bde.  die  Gesch.  d.  Reohtsquellen, 
im  2.  u.  3.  die  Gesch.  d.  „^echtsinstitute.^  Desselben  Alterthümer  des  deutschen 
Reichs  und  Rechts,  Leipzig  und  Heidelberg  1860  ff.  3  Bde. 

^  Gesch.  d.  D.  Reichs-  und  TerritorialYerfassung.    Heidelberg  1832. 

16  Dng  deutsche  Staatsrecht  und  die  deutsche  Staatsverfassung,  Bd.  1  (bis  in*8 
12.  Jahrb.)  Berlin  1842  [Tb.  II.  Abth.  1.  (und  einzige)  eines  grösseren,  indess  nicht 
fortgesetzten  Werkes  „Gesch.  des  D.  Kaiserthumes  im  14.  Jahrh.  von  1308 — 1378^.]. 

'*  Histor.  Grundlagen  des  deutschen  Staats-  und  Rechtslebens.    Heidelb.  1844. 

^  Deutsche  Verfassungsgeschichte  6  Bde.,  Kiel  1844  ff.  (umfasst  die  Zeit  bis 
zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts);  2.  Aufl.  Bd.  1.  1865.  Bd.  2.  1870. 

*^  Jnl«  Hillebrand,  Lehrb.  der  deutschen  Staats-  tind  Rechtsgeschichte  mit 
Ausschluss  der  Geschichte  der  Privatrechtsinstitute,  Leipzig  1856. 
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Walter»«  giebt  die  Geschichle  des  ofifentlichen  und  Privatrechtes ,  A. 
von  Daniels»»  verbindet  mit  d^  politischen  und  Rechtsgescbichte  des 
Reichs  auch  die  der  Territorien.  Xlm  die  Herausgabe  von  eigentlichen 
Bechtsquellen  haben  in  der  neuere  Zeit  von  Deutschen  Gustav 
Homeyer,»^  Johannes  Merkel,»<^  ^luhme,»^  nebst  einer  Anzahl 
noch  lebender,  von  Franzosen  insbesondere  Pardessus  und  de  Ro- 
ziftre  sich  grosse  Verdienste  erworben. 

Zu  nennen  sind  noch  die  Grundrisse  vonlKittermaier  (Heidelb. 
1824),  C.  Th.  Gaupp  (Bresl.  1825),  G.  A.  Ste^zel  (Bresl.  1832), 
A.  Michaelis  (Tüb,  1833),  H.  G.  P.  Gengier  («rlang.  1849,  un- 
vollendet; an  Nachweisen  über  Literatur,  Quellencitaten  Yeich),  Friedr. 
Schuler-Libloy  (Deutsche  Rechtsgeschichte.  2.  Aufl.  Wien  1868), 
Wilh.  V.  Brünneck,  Yergleichende  Tabellen  zur  deutsch,  tidid  preuss. 
Staats-  und  Rechtsgesch.  Berlin  1869,  sowie  die  ;,Zeitschtift  für 
deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft^^»'^ 


*>  Deutsche  ReohtsgeBohiohte,  1.  Aufl.  Bonn  1853,  2.  das.  1858. 

s>  Handbuch  der  deutsch.  Reichs*  und  Btaatenrechtsgesohichte,  2  Th.  in  4  Bdn. 
Tübingen  1859-1868.  Enthält  für  die  naohkarolingische  Zeit  nur  Regesten  und 
Literaturangaben. 

*^  Geb.  13.  Aug.  1795  zu  Wolgast  in  Pommern,  1821  Doktor  und  Privatdozent^ 
1825  ansserord.,  1827  ord.  Prof.  in  Berlin,  1845  zugleich  Obertribunalrath,  gest 
daselbst  20.  Oct.  1874. 

*'  Geb.  1.  Aug.  1819  zu  ^Nürnberg,  1847  nach  Reisen  in  Italien,  in  Erlangen 
promoYirt,  1850  habilitirt  als  Priyatdozent  in  Berlin,  Ostern  1851  a.  o.  Prof.  in  Königs- 
berg, Herbst  1852  ord.  Prof.  in  Halle,  wo  er  am  19.  Dez.  1861  starb.  Nekrolog  von 
Ansohlltzin  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  IQ.  S.  193—209. 

>•  Geb.  zu  Hamburg  29.  Juni  1797,  gest.  in  Bonn  5.  Nov.  1874. 

Zu  früh  wurde  der  Wissenschaft  entrissen  Aug.  Ansohütz,  geb.  9.  Jan.  1826 
in  Suhl  (Thüringen),  studirte  in  Bonn  und  Berlin,  1852  Priyatdozent  und  seit  Not. 
1855  auss.  Prof.  in  Bonn,  1859  ord.  Prof.  in  Greifswald,  1862  in  Halle,  gest.  2.  Aug. 
1874  in  Soden. 

>7  Begründet  1839  von  Rejsoher  und  Wilds,  zu  denen  1845Bes6ler,  1857 
an  des  yerst.  Wilda  Stelle  Stobbe  trat;  sie  ist  eingegangen  1861  mit  dem  20.  Bde. 

In  der  seit  1861  erschienenen  „Zeitschrift  für  Rechtsgescbichte^,  Weimar,  redi- 
girt  yon  Böhlau,  finden  sich  manche  Artikel  für  deutsches  Recht.  Viele  Aufsätze 
in:  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  heransgeg.  yon  der  historischen 
Commission  bei  der  k.  bayerischen  Akademie  der  Wissenschaften.  Göttingen  1861  ff. 

Rechtsgeschichte  einzelner  Länder  oder  Gebiete  (ygl.  Costa  S.  139  C) 
Joh.  Suibert  Seibertz  Landes-  und  Rechtsgesch.  des  Herzogthums  West- 
falen. Amsb.  1860  ff.  3.  Bde.  (unyollendet).  C.  G.  Wächter  Gesch.,  Quellen  und 
Liter,  des  Württemberg ischen  Priyatr.  Stuttg.  1839  ff.,  2  Bde.  in  4  Abth.  — 
Fr.  Thudichum  Rechtsgesch.  d.  Wetterau,  Bd.  1.  Tübingen  1867.  —  F.  G.  Bunge 
Einleit.  in  die  liy-,  esth-  und  ourländische  Rechtsgesch.  Reyal  1850.  —  Aug.  Chabert 


Perioden*  IX 

§.5. 

6«  Flui  vBd  Methode. 

I.  Pur  die  Geschichte  der  Verfassung  ist  die  synchronistische 
Methode  gewählt  worden,  weil  sich  bestimmte  Perioden  zugleich  als 
Abschnitte  für  die  rechtliche  Entwicklung  unbedingt  aufstellen  lassen. 
In  jeder  Periode  finden  die  Rechtsquellen  ihre  Stelle,  weil  man  sie  nicht 
ans  ihrem  eigenthümlichen  Umkreise  reissen  und  abgesondert  von  der 
wieder  auf  den  öffentlichen  Bechtszuständen  beruhenden  Art  der  Rechts- 
erzeugung behandeln  kann,  ohne  den  Blick  in  ihren  Entwicklungsgang 
zu  trüben.  Für  die  Geschichte  des  Rechtsverfahrens  und  Privatrechts 
Boll  hingegen  die  chronologische  Darstellungsform  gewählt  werden, 
weil  die  einzelnen  Perioden  für  die  Darstellung  der  Geschichte  der 
ganz  vorzüglich  im  Privatrechte  nur  sehr  unmerklich  und  allmählig 
stattfindenden  Entwicklung  nicht  entscheidend  sein  können.    Eine  Dar- 


Bruohstück  einer  S taats-  und Beohtsgesch.  der  deatsoh-österreichisoben  Länder. 
Wien  1852 fol.  Alph.  yon  Domin-Petrusheveoz  Neuere  öesterreich.  Rechtsgesch. 
Wien  1869.  J.A.  Tomaschek  Deutsch.  Recht  in  Oesterreich  im  XIII.  Jahrh. 
Wien  1859.  Ders.  Recht  und  Verfass.  derlMarkgrafsohaft  Mähren  im  XY.  Jahrh« 
Brfinn  1863.  Hermenegild  Jireczek  Das  Recht  in  Böhmen  und  Mähren 
gesoh.  dargest.  Bd.  1.  Prag  1866.  Ders.  Codex  juris  bohemioi.  Prag  1867  ff.  Bis 
jetzt  2  Bde.  —  A.  Ph.  yon  Segesser  Rechtsgesch.  der  Stadt  und  Republik  Luzern* 
L.  1851  ff.  J.  C.  Bluntschli  Staats-  und  Rechtsgesch.  der  Stadt  und  Landsch. 
Zürich.  Z.  1888  f.  2  Thle.  F.  Stettier  Staats-  und  Rechtsgesch.  des  Kantons  Bern. 
B.  1845.  J.  J.  Blum  er  Staats-  und  Rechtsgesch.  der  Schweizer.  Demokratien  oder 
der  £antone  üri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Glarus,  Zürich  und  Appenzell.  St.  Gallen 
1848  iL  4  Lief,  (unyollendet).  J.  Leuen  berger,  Studien  über  Bernisohe  Rechts« 
geschichte.  Bern,  1873.  Vieles  in  ,,Zeitsohr.  für  Schweizerisches  Recht*' 
▼onFr.  Ott,  D.  Rahn,  J.  Schnell  und  Fr.  v.  Wyss.  Basel  1852  ff.  (Bd.  5)  II.  3  ff: 
Reehtsquellen  von  Luzern  you  Segesser,  von  Glarus  von  Blum  er  5.  IL  180, 6.3  ff.» 
Nidwaiden  von  C.  Desohwanden  6.  79  ff.,  Bern  Ton  J.  Schnell  9.  IV.  1  ff.  10. 
8  ff.  —  L.  A.  WarnkSnig  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgesch.  8  Bde.  Tübingen 
1885—42.  DexB.  Histoire  du  droit  Belgique  etc.  Brux.  1827.  M.  J.  Britz  Code 
de  l'ancien  droit  Belgique  ou  histoire  de  la  jurisprud.  et  de  la  ISgislation.  Brux. 
1847,  2  vol.  Eugene  Defacqz  Ancien  droit  belgique  ou  pr^cis  analaytique  des 
lois  et  coutumes  obsery^es  en  Belgique  avant  le  oode  civil.    Brux.  1846.  1873.  2  vol. 

Für  das  franzSsische,  englische  und  nordische  Recht  gibt  die  Literatur  Kraut 
Griindriss  zu  Vorles.  ü.  d.  Deutsehe  Privatrecht  u.  s.  w.  5.  Aufl.  Berlin  1872 
S.  71  ff. 

Es  kommt  noch  in  Betracht  die  Literatur  über  das  Staatsrecht,  welche  in  den 
Werken  von  Bluntschli,  Schulze,  Zaohariä  und  Z5pfl  angegeben  ist. 

Für  die  Geographie  ist  noch  hervorzuheben  E.  Wolff,  die  unmittelbaren  Theile 
des  ehemaligen  römisch-deutschen  Kaiserreiches  nach  ihrer  früheren  und  gegen- 
wärtigen Verbindung.    Berlin  1878. 
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Stellung  nach  Perioden  "«vürde  bei  diesen  Materien  die  Uebersicht  zer- 
reissen  und  keine  einheitliche  werden,  während  im  G-egentheil  alles 
Streben  darauf  gerichtet  sein  muss,  das  Rechtsinstitut  von  seinem  Keime 
bis  zu  seinem  Abschlüsse  im  heutigen  Rechte  zu  verfolgen. 

n.  Die  Perioden,  welche  durch  den  Stoff  gegeben  werden,  sind: 

Erste  bis  zum  Jahre  888.  —  Die  grosse  Menge  kleinerer 
Stämme  schmilzt  in  Folge  der  Kriege  mit  den  Römern,  des  Be- 
dürfnisses der  Einigung,  der  germanis^chen  Yölkerwande- 
rung  zusammen;  es  entstehen  wenige  Hauptstämme.  Während  des 
Umbildungsprocesses  haben  alle  feste  Wohnsitze  gewonnen;  die 
romische  Welt  geht  in  Trfimmer,  es  baut  sich  auf  die  christlich- 
germanische.  Das  deutsche  Yolk,  gehoben  durch  die  Einwirkung  der 
»romischen  Kultur  und  seine  Reinheit  bewahrend,  in  der  Mitte  Europas, 
wird  der  Träger  einer  neuen  Bildung  und  entscheidend  für  die  Geschichte 
Europas.  Die  unter  den  Merowingem  begonnene  Einigung  der 
Stämme  wird  unter  den  Karolingern  zu  einem  starken  Staats- 
wesen; in  ihm  bilden  sich  aber  jene  Keime  aus,  welche  in  der  Folge- 
zeit zur  Losung  des  Staates  und  zur  Umbildung  der  Gesellschafts-Yer- 
fassung  führen.  Die  früh  aufgezeichneten  Rechte  werden  zu  Stützen 
einer  im  Wesentlichen  einheitlichen  Rechtsentwicklung. 

Zweite  von  888  bis  1272.  —  Es  theilt  sich  für  die  Dauer  das 
fränkische  Reich;  seit  888  besteht  ein  deutsches.  Mit  dem  an 
die  Stelle  des  staatlichen  Unterthanenyerbandes  tretenden 
Feudalnexus  lockert  sich  die  nationale  Macht  des  Königthums, 
bildet  sich  eine  grosse  Zahl  zon  Territorien.  In  dem  Kaiser- 
t h u m e  erlangt  das  deutsche  Konigthum  die  christlich-abend- 
ländische Weltherrschaft.  Mit  der  in  Folge  der  Kämpfe 
zwischen  Kaiserthum  imd  Papstthum  eingetretenen  Ohnmacht  des  ersteren 
sinkt  die  königliche  Gewalt  factisch  zu  einer  blossen  Bundesober- 
hoheit.  Die  Gesellschaft  sondert  sich  rechtlich  nach  Ständen,  das 
Recht  nimmt  diese  Sonderung  auf,  wird  zugleich  mehr  und  mehr 
particularistischy  bis  in  den  Rechtsbüchern  eine  neue  gemeine 
Bildung  grundgelegt  wird.  IS  eben  die  auf  ihrer  politischen  Macht 
fussenden  Stände  stellen  sich  die  Städte  als  Repräsentanten  der 
socialen  Mächte  des  Gewerbes,  Handels,  Geldes.  So  tritt  zu  der  auf 
dem  Grundbesitz  ruhenden  Macht  in  ihnen  ein  neuer  national- 
ökonomischer Factor. 

Dritte  von  1272  bis  1495.  —  Die  Territorien  schliessen  sich  ab, 
die  Landesherrliißhkeit  siegt  über  das  Konigthum.  In  den  Terri- 
torien  yollzieht  sich  die  schroffe  Scheidung  der  Stände;  sie  führt  zur 
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Zersetzung  der  Staatsgewalt  durch  die  ständische  Verfassung,  damit 
zur  Unfreiheit  der  grossen  Masse  des  Yolkes«  Das  Bürg  er  th  um  der 
Städte  wird  ein  stets  wachsender  Factor.  Die  Erfindung  des 
Schiesspuly ers,  der  Humanismus,  die  Auffindung  directer 
Seewege  in  den  Orient,  die  Buchdruckerkunst,  die  kirch- 
lichen Kämpfe  bahnen  eine  staatliche,  sociale  und  kirchliche  Um- 
bildung an.  Die  Universitäten  f&hren  zur  Aufnahme  des  fremden 
Bechts.  An  die  Stelle  des  Yolkes  treten  im  Gerichte  und  Amte 
landesfürstliche  Organe.  Das  System  der  Naturalwirthschaft 
wird  durchbrochen  von  der  Geldwirthschaft ;  die  mittelalterliche  Heer es- 
verfassung  zerfällt. 

Vierte  von  1495  bis  1806.  —  Der  Ewige  Landfriede,  die 
Organisation  stehender  Obergerichte  und  die  Möglichkeit  stehender 
Heere  stürzen  innerlich  das  mittelalterliche  Staatsgebäude.  Mit  der 
Glaubensspaltung  hört  die  Universalität  des  Eaiserthums  auf ; 
es  wird  zum  Namea  ohne  Macht.  Aber  das  Eönigthum  ist  unfähig 
geworden,  als  nationales  die  Grundlage  eines  deutschen  Staates  zu 
werden.  Die  Gesellschaft  ist  eine  andere  geworden.  Es  fällt  die  wirk- 
liche Macht  des  Feudalismus,  bildet  sich  der  Territorialismus  aus  zum 
vollständigen  Monarchismus,  der,  im  Kampfe  mit  dem  Feuda- 
lismus, durch  den  Bureaukratismus  siegt.  Das  gänzlich  veränderte 
Heeres-  und  Finanzwesen  führt  zur  innern  Umbildung  der 
Staaten.  Die  zur  factischen  Unumschränktheit  gesteigerte  Macht  des 
Landesherrn,  das  fremde  Hecht,  jegliche  ßetheiligung  des  Volkes  an 
der  Sechtsprechung  verdrängend,  das  durch  die  materielle  Macht  er- 
starkte ßürgerthum,  die  neuere  Philosophie  und  Staatsrechtslehre  — 
fuhren  zur  Idee  des  neueren  Staates  und  zur  Gleichheit  in  ihnu 
Ohnmächtig,  sich  zu  Staaten  auszubilden,  siechen  die  kleineren  Ter- 
ritorien dahin;  nur  wenige  übernehmen  den  Beruf,  sich  innerlich  zu 
festigen  und  dem  stätigen  Einflüsse  des  Auslandes  entgegen 
zu  treten.  Vor  dem  Anpralle  der  französichen  Revolution  zerschellt 
das  Beich,  eine  Zahl  kleinerer  imd  grösserer  souveräner  Staaten  übrig 
lassend. 

HL  Die  neueste  Zeit  seit  1806.  —  Die  Ohnmacht  Deutsch- 
lands als  Folge  der  Sonderinteressen  bewirkt  den  Triumph  des  gal- 
lischen Lnperators,  bis  das  deutsche  Volk  bei  Leipzig  sein  Joch  ab- 
schüttelt. Der  Wiener  Congress,  ein  Flickwerk  willkürlicher  Art, 
Bcha£Pt  in  dem  deutschen  Bunde  ein  staatliches  Zwitterding,  in  der 
Bundesversammlung  ein  Organ,  das,  fähig  den  Dualismus  zwi- 
schen Oesterreich   und  Preussen  zu  festigen,    dem   deutschen  Volke 
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keine  Stimme  lässt  für  die  Entscheidung  seiner  Geschicke.  Es  be^nnt 
in  einzelnen  Ländern  die  staatliche  Consolidirung ;  der  nationale  Ge- 
danke, proscribirt  im  Gebiete  des  Staats  und  Hechts,  wird  desto  mäch- 
tiger in  der  Literatur  und  im  Leben.  Godificatioaen  des  Rechts  festigen 
die  neuere  Staatsidee.  Nachdem  die  Julirevolution,  nur  wenige  Nach- 
wirkungen äusserer  Art  lassend^  vergessen  war,  zertrümmert  das  Jahr 
1848  den  bisherigen  staatlichen  Bau.  Den  Strom  der  Bewegungen 
leitete  der  Krieg  von  1866  zur  Theilung  Deutschlands,  dessen  altes 
(bestreich  isolirt  ward,  während  das  Land  nördlich  vom  Main  zu  einem 
Naxddeutschen  Bunde  unter  Preussens  Führung  vereint  den  Gang 
staatliofaer  ünification  antrat,  der  ausserösterreichische  Süden  die  Form 
fester  G^taltung  suchte.  Was  seit  langer  Zeit  der  Edelsten  Herz 
vergebens  gewünscht,  Deutschlands  Stämme,  Fürsten  und  Völker  treu 
vereint,  wie  Einen  Mann  zusammen  stehen  zu  sehen  gegen  den 
äusseren  Feind  ng^d  sich  zu  fühlen  als  Ein  Yolk,  unbeschadet  der 
Mannigfaltigkeit,  di^  in  frevlem  Uebermuthe  vom  Franzosenkaiser  gegen 
Preussen  geschleuderte  Kriegserklärung  bewirkt  es.  Unter  Preussens 
Führung  schmettert  das  deutsche  Volk  in  einem  Kriege,  dessen  Gleichen 
die  Geschichte  kaum  sah,  Srankreichs  gemachte  Grösse  nieder;  Loth- 
ringen und  Elsass  kehren  zun»  Ganzen  zurück;  Baiems  König  nimmt 
die  Kaiseridee  auf;  am  18.  Januar  1871  wird  im  Schlosse  zu  Versailles 
das  deutsche  Kaiserthum  unter  dem  Könige  von  Preussen  als 
Erbkaiser  feierlich  verkündet.  Kaiser  und  Volk  der  Deutschen  in 
der  alten  Ostmark  stimmen  zu;  ein  kleines  Häuflein  Solcher,  die  im 
Particularismus  ihr  Sonderinteresse  oder  j^seits  der  Berge  ihren  Konig 
sehen,  widerstrebt. 


BESTES  BIJCI. 

desehiehte  der  Staatsbildang,  des  Verfassangs-  and  Verwaltangs* 

fteehts,  der  ReeMsqoelleD. 

Erste  Periode. 

Vom  ersten  Auftreten  der  Seutsohen  bis  nun  Erlöschen  der  Karo- 
lingiBchen  Dynastie  in  Deutschland  (888  n.  Chr.), 

Erstes  Kapitel. 
Geschichte  des  Rechtszustandee  der  Germanen  bis  zur  Bildung  der  fränidschen 

Monarchie.  * 

§.  6. 

1.  A«ftret«ii  der  Oermuieii.   Kauen»  WobBsttie,  8t2mue. 

I.  Ohne  Zweifel  gehören  die  Germanen  dem  japhetitischen  Stamme 
an,i    sind   in  yorhistorischer  Zeit  jaus  Asien  nach  Nordwesten  Yorge- 


*  HaoptsächliohBte  Quellen:  G.  Jnl.  Caesar  Commentarii  de  belle  Gallico, 
besonder B  lib.  lY.  G.  Gornelius  Tacitas,  de  situ,  ritu,  moribus  populisque  Ger- 
maniae;  für  diesen  Zweok  ist  die  beste  Ausgabe  von  F.  D.  Gerlach  u.W.  Waoker- 
nagel,  Basel  1837.  Vgl.  Wiedemann  lieber  Quellen  Ton  Taoitus'  Germania  in 
Forsohnngen  lY.  178  ff.  In  geogr.  Hinsicht  Strabo  und  Ptolemaeus.  —  Pro- 
copius  de  hello  Vandalorum  lib.  II.  de  bello  Gotbioo  lib.  IV.  —  Jörn  an  des 
(Yor  552)  de  Gothomm  origine  et  rebus  gestis.  —  Paulus  Warnefridus  Dia- 
conuB  (t  799)  de  gestis  Longobardorum.  —  Gregor  von  Tours  (544 — 595)  Histo- 
riae  Franoomm  lib.  X.  J.  W.  Löbell,  Gregor  von  Tours  und  seine  Zeit,  Leipz. 
1839.  Fredegarii  Ghronicon.  Beda  Yenerabilis  (f  781)  Hist.  ecclesiastioa 
gentis  Anglorum.  —  Literatur:  J.  J.  Mascow  Gesch.  der  Teutsohen,  Leipz.  1726, 
37,  2  Bde.  4,  Joh.  Ghr.  Hajer  Germaniens  ürverfassung,  1798.  Jul.  Weiske 
die  Grundlagen  der  frühem  Verfassung  Teutschlands,  Leipzig  1836.  K.  L.  Barth 
Teutschlands  ürgesofaichto,  Erlangen.  2.  Aufl.  1841.  Easpar  Zeuss  die  Deutschen 
und  die  Nachbarstämme,  München  1837.  Ferd.  Müller  die  deutschen  Volker  und 
ihre  Fürsten,  Berlin  1840  ff.,  4  Bde.  Garl  Robert  Sachsse  Historische  Grund- 
lagen des  deutschen  Staats-  und  Rechtslebens,  Heidelb.  1844.  Ant  Baumstark 
Urdentsche  Staatsalterthümer  zur  schützenden  Erläuterung  der  Germania  des  Tacitus. 
Berl.  1873.  Gen  gl  er  Germanische  RechtsdenkmSler.  Vgl.  §•  23.* 

^  Hauptgründe:  Die  Deutschen  gehören  zum  indogermanischen  Sprachstamme; 
ihre  Cerealien  und  Hansthiere  stammen  aus   Asien;   nachweislich   hat  früher  und 
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drangen  und  haben  sich  von  hier  aus  über  das  alte  Germanien  all- 
mählig  ausgebreitet.  Yon  ihren  Sitten  und  Zuständen  ist  uns  vor 
Julius  Caesar  keine  zuverlässige  Nachricht  überliefert  worden,  was  wohl 
zum  grossten  Theil  darauf  beruht,  dass,  abgesehen  von  den  Einfällen 
der  Gimbern  und  Teutonen  in's  Bomerreich  (113 — 101  v.  Chr.),  eine 
nähere  Berührung  mit  den  Römern  nicht  stattfand. 

II.  Als  gemeinschaftlichen  !Namen  f&r  das  deutsche  Yolk  finden 
wir  seit  Caesar  und  Tacitus  Germanen,  Germani.^  Der  seit  der 
Trennung  des  fränkischen  Reichs  allgemeine,  von  dem  Yolk  selbst  ge- 
brauchte und  auf  dessen  Religion  (Sage)  hinweisende  Name  ist 
Deutsche, 3  er  kommt  keinem  Stamme  als  Sondername  zu. 

III.  Nördlich  von  den  Alpen  war  Europa  im  Anfange  unserer 
Zeitrechnung  von  drei  grossen  Yölkem  bewohnt:  den  Kelten,  Ger- 
manen,   Wenden    (Slowenen,    Slayen).     Die   Kelten   oder    Galen* 


später  die  Völkerwanderung  in  dieser  Riofatnng  stattgefunden.  Dagegen  Tacitus 
oap.  2.  „IpBOS  Germanos  indigenas  crediderim,  minimeque  aliarum  gentium  adven- 
tibuB  et  hospitiis  mixtos,  quia  neo  terra  olim  sed  classibus  advehebantur  qui  mutare 
sedes  quaerebant,  et  immensus  ultra  utque  sie  dixerim  adversus  Oceanus  raris  ab 
orbe  nostro  navibus  aditur.  Quis  porro,  praeter  periculum  horridi  et  ignoti  maris, 
Asia  aut  Africa  aut  Italia  reliota  Oermaniam  peteret,  informem  terris,  asperam  oaelo, 
tristem  cultu  aspectuque,  nisi  si  patria  sit?^ 

*  Tacitus  cap.  2.  „. .  .  Ceterum  Germaniae  yocabulum  reoens  et  nuper  addi- 
tum,  quoniam  qui  primi  Rhenum  transgressi  Gallos  expulerint,  ut  nunc  Tungri,  tuno 
Germani  yocati  sint,  ita  nationis  nomon,  non  gentis,  eyaluisse  paulatim,  ut  omnes 
primum  a  yictore  ob  metum,  mox  etiam  a  se  ipsis  inyento  nomine  Germani  yooa- 
retur."  Man  leitet  ihn  bald  ab  yon  gairm,  pl.  gairmeanna  (Schrei,  Bufj:  Grimm  Gesch. 
der  deutschen  Sprache  I.  (2.  Aufl.).  Leipz,  185S)  S.  545  ff.,  bald  yon  ger,  gair 
(Nachbar):  Zeuss  Grammatica  Gelticall,  735,  bald  yon  ger  (Speer):  Der  deutsche 
Name  Germanen  und  die  ethnographische  Frage  yom  linken  Bheinufer.  Eine  histo- 
rische Untersuchung  yon  Prof.  Dr.  Watterich.    Paderb.  1870. 

<  Er  leitet  zurück  auf  Tuisco,  theodisc  =  Nachkommen  des  Thuisco,  yon  dessen 
Sohne  Mann  =  Menschen,  Aborigines.  Die  richtige  Schreibart  ist  Deutsche. 
Grimm  Gesch.  I.  S.  548  ff. 

*  Caesar  de  hello  Gall.  I.  1.  „Gallia  est  omnis  diyisa  in  partes  tres,  quarum 
unam  incolunt  Belgae,  aliam  Aquitani,  tertiam  qui  ipsorum  lingua  Geltae,  nostra 
Galli  appellantur.  Hi  omnes  lingua,  institutis,  legibus  inter  se  differunt.^  Trotz 
dem  sind  die  Beiger  wohl  yon  gleichem  Stamme  mit  den  Galliern  gewesen,  yielleichi 
nur  zersetzt  mit  germanischen  Elementen.  Tacitus  cap.  28.  und  die  Angaben  bei 
Caesar  B.  G.  IL  4.  Yom  rechten  Rheinufer  sind  die  letzten  Kelten  durch  die 
Markomannen  und  andere  Stämme  (Sueyen)  yerdrängt.  Keltisches  Wesen  und 
Sprache  hat  sich  in  Schottland,  Irland,  Wales  im  g&Iischen  Stamme  erhalten.  Beste 
der  Aquitanier,  welche  ein  anderer  Stamm  als  die  Gallier  gewesen  zu  sein  scheinen, 
haben  sich  in  den  Basken  (an  den  Pyren&en)  erhalten. 
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nahmen,  allmählig  von  den  nachrückenden  Oermanen  aus  ihren  alten 
Wohnsitzen  im  mittleren  Europa  verdrängt,  den  Westen  ein:  die  bri- 
tischen Inseln,  Gallien,  die  Länder  südlich  yon  den  Pyrenäen  und  die 
Alpenländer.  Im  Osten  Europa's  sassen  von  der  Ostsee  an  die  Sar- 
maten  (Alanen,  Litthauer),  die  Dacier  und  Geten.^  In  dem  mitt- 
leren, z^ischenliegenden  Theile  Europa's  sassen  die  Germanen,  deren 
Wohnsitze  sohin  im  Westen  die  Kelten,  im  Norden  das  Meer,  im 
Nordosten  die  Sarmaten,  im  Osten  die  Oder  und  Weichsel,  die  Dacier 
und  Thracier,  im  Süden  die  Alpen  begrenzten.^ 

lY.  Das  Yolk  schied  sich  in  eine  grosse  Anzahl  von  kleineren 
Stänunen  (Völkerschaften),  deren  stets  mehrere  wieder  zu  einem  ge- 
meinsamen grosseren  Stamme  gehorten,  welche  in  ihren  Stammvätern 
auf  die  Gottheit  zurückgeleitet  werden.''  Die  drei  Hauptstamme  sind: 
die  Iscävonen  oder  Istävonen  am  Eheine  auf  beiden  Ufern  bis 
gegen  die  See  hin  (im  heutigen  Belgien,  Holland,  Mittel-  und  Nieder- 
rhein), wozu  die  Ubier,  Sigambrer  u.  a.,  —  die  Ingävonen,  östlich 
von  den  Istävonen  längs  der  Nordsee,  auf  dem  cimbrischen  Chersonnes 
(der  jütischep  Halbinsel)  bis  nach  Holstein  hin,  —  die  übrigen  begreift 
unter  sich  der  Name  Herminonen.  Ausser  diesen  drei  Haupt- 
stämmen erscheinen  bei  einzelnen  Schriftstellern  noch  andere,^  ohne 
dass  jedoch  hierauf  Gewicht  zu  legen  ist,  weil  sich  überhaupt  fast  alle 
Stämme  direct  auf  den  Stammgott  zurückleiteten  und  hierdurch  als 
Hauptstamm  erschienen.  Umgekehrt  aber  giebt  es  germanische  Stänune, 
die,  nicht  in  jenen  drei  Stammesnamen  begriffen,  selbst  wieder  mehrere 
Yolkerschaften  umfassten.^    Jene  drei  Hauptstämme  treten  uns  später, 

^  DasB  die  Geten  (an  der  unteren  Donau)  zu  den  Germanen  gehörten,  behauptet 
n.  A.  J.  Grimm  und  Wirth. 

^  TacituB  oap.  1.  , Germania  omnis  a  Gallis  Baetisque  et  Pannoniia  Eheno 
et  Danubio  fluminibuB,  a  SarmatiB  Dacieque  mutuo  metu  aut  montibuB  separatur. 
Cetera  OoeanuB  ambit.'* 

7  TaoituB  cap.  2.  ^^Celebrant  carminibuB  antiquis,  quod  unum  apnd  illos  me- 
moriae  et  annalinm  genuB  eBt,  TuiBConem  deum  terra  editum  et  filinmMannum, 
originem  gentiB  oonditoresque.  Manne  tris  filioB  aBsignant,  quonan  nominibus  pro- 
ximi  Oceano  IngaevoneB,  medü  Herminones,  ceteri  iBcaevoneB  Yocantur, 
qoidam,  ut  in  licentia  vetuBtatiB,  pluriB  deo  ortoa  pluriBque  gentis  appellationeB« 
MarBOB  GambrivioB  Suebos  YandalioB  adfirmant,  eaque  rera  et  antiqua  nomina.^ 

^  PliniuB  Histor.  Natur.  IV,  14.  hat  die  drei  genannten,  überdiess  noch  die 
Yindili,  zu  denen  die  BurgundioneB,  Varini,  Garini,  Guttonee,' und  die  Peucini, 
zu  denen  er  die  wahrsoheinUch  nicht  germaniBchen  Bastamer  rechnet. 

*  So  die  in  der  Anm.  7.  oitirten  Stelle  dcB  TaoituB  genannten;  denn  die 
Sueven  waren  unstreitig  ein  grOBserer  Stamm,  die  Vandali  (Vindili)  nach 
PliniuB  gar  ein  Hanptstamm.    Zu  diesen  kommen  noch  die  Gothen. 

T.  Sekulte,  BoieliB"  nad  BedttagMch.   4.  Aufl.  2 


18  Gesch.  d.  Verf.  L  Per.  I.  Kap.  §.  7. 

nachdem  viele  der  kleineren  Yolkerschaften  mit  einander  yerschmolzen 
waren,  entgegen  in  den  Stämmen  der  Franken  (Istävonen,  am  Rhein), 
Sachsen  nud  Langobarden  (Ingävonen,  im  Norden),  Alamannen 
oder  Schwaben,  ohne  dass  aber  gerade  alle  früheren  Yolkerschaften 
in  denselben  enthalten  sind.^o 

§.7- 

2.  Charakter,  Bitte,  Beliglon.  * 

I.  Das  deutsche  Volk  hatte  sich  nach  des  Tacitus  Bericht  ^  rein,  weil 
frei  Ton  dem  Gemisch  mit  anderen  Völkerschaften  erhalten,  und  stand 
desshalb  den  I^achbarn  gegenüber  da  als  ein  echtes,  ein  ganzes  Volk. 
Der  Deutschen  Korper  war  gross  und  stark,  durch  keine  Verweichlichung 
geschwächt;  ihre  Lebensweise  einfach  und  ohne  allen  äusseren  Prunk ;^ 
ihr  Charakter,  neben  Besonnenheit  und  Klugheit,  ja  selbst  Verschlagen- 
heit, ein  offener  und  gerader,  frei  von  Hinterlist.  Treue  in  allen  Ver- 
hältnissen, Achtung  vor  den  Frauen,  Liebe  zu  den  Verwandten,  Gast- 
freundschaft, Keuschheit,  Streben  nach  Kuhm,  Hochachtung  der  Vor- 
fahren, Tapferkeit,  das  waren  die  Tugenden,  welche  das  ganze  Volk 
zierten.  Zwar  fehlten  auch  nach  des  Tacitus  getreuer  Schilderung  nicht 
Laster:  ein  Hang  zur  zügellosen  Freiheit,  der  nur  schwer  sich  selbst 
dem  rechtmässigen  Befehle  fügte,  zur  Unthätigkeit,  sobald  das  Kxiegs- 
oder  Jagdwerk  nicht  hinausrief,  Ergebenheit  an  geistige  Getränke,  welche 
leicht  bis  zur  Trunkenheit  ausartete, ^  leidenschaftliche  Liebe  zum  Spiele. 


1^  Nicht  zu  den  genannten  gehOren  die  Thüringer,  Baiern,  Burgunder  n.  8.  f. 

*  Klemm  Handbuch  der  germ.  AlterthumBkande,  1836.  J.  Grimm  Deutsche 
Mythologie,  2.  Aufl.  Gott.  1844.  2  Bde.  W.  Mfiller  Qesoh.  und  Syst.  der  alt- 
deutschen Religion,  G5tt.  1S44.  E.  Simrock  Handbuch  der  deutschen  Mythologie 
mit  EiuBchluB  der  nordlBchen,  Bonn  1855,  2.  Aufl.  1864. 

1  Tacitus  oap.  4.  ^Ipse  eorum  opinionibus  acoedo,  qui  Germaniae  popnlos 
nullis  alÜB  aliarum  nationum  connubÜB  infectoB  propriam  et  sinceram  et  tan- 
tum  sui  similem  gentem  exBtitisse  arbitrantur,  unde  habitus  quoque  corporum, 
quamquam  in  tanto  hominum  numero,  idem  omnibus;  tmces  et  caerulei  oculi,  rutilae 
oomae,  magna  corpora  et  tantum  ad  impetum  yalida,  laboris  atque  operum  non  eadem 
patientia:  minimeque  sitim  aestumque  tolerare,  frigora  atque  inediam  caelo  solove 
adsuerunt.^ 

*  Aus  Tacitus  und  Caesar  de  B.  G.  IV.  1  und  VI.  21.  22.  ist  es  leicht,  sich 
ein  anschauliches  Bild  zu  entwerfen. 

*  Die  Lust  zu  fröhlichen  Gelagen  bekundet  die  Sprache,  welche  zahllose  Aus- 
drücke hat  für  den  Begriff:  betrunken  sein  in  höherem  oder  geringerem  Masse. 
Uebrigens  folgt  hieraus  noch  nicht  der  Hang  zum  Saufen,  wie  denn  Jeder  leicht 
findet,  dass  andere  Völker  mehr  dem  Genüsse  geistiger  Getränke  ergeben  sind  und 
waren  als  die  Deutschen. 
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Aber  diese  Fehler  Termogen  nicht  den  durch  jene  Tagenden  hervorge- 
rufenen Eindruck  zu  schwächen:  dass  die  Deutschen  vor  allen  übrigen 
Yolkem  der  damaligen  Zeit  ausgezeichnet  waren,  ein  Vorzug,  welchen 
sie  bis  auf  diesen  Tag  in  vielen  Beziehungen  glänzend  bewahrt  haben. 

n.  Ihre  Lieblingsbeschäftigung  war  der  Krieg,  im  Frieden  die 
Jagd>  Oeräthschaften,  welche  zu  diesen  dienten,  machten  sie  selbst  mit 
einer  gewissen  Geschicklichkeit;  darüber  hinaus  umfasste  ihre  Industrie 
nur  das  Unentbehrlichste.  An  den  Flüssen  und  am  Meeresufer  betrieb 
man  fleissig  die  Schifffahrt.  Ihre  Nahrungsquelle  war  hauptsächlich  Vieh- 
zucht, dann,  obgleich  nicht  im  selben  Masse,  Ackerbau;^  ihr  Leben  ist 
in  der  historischen  Zeit  nicht  im  Entferntesten  ein  Nomadenleben.  Jeder 
wohnt  innerhalb  seiner  Weiden  und  Felder,  Städte  oder  eigentliche 
Dörfer  gab  es  nicht.«  Handel,  ausser  Tauschhandel,  kannten  sie  nicht; 
sie  hatten  desshalb  auch  nur  Geld  von  fremden  Völkern, "^  ihre  Kleidungs- 
stücke bestanden  aus  Geweben  der  Frauen,  Pelzen  u,  dgl.^ 

III.  Die  Sprache,  reich  an  Formeln  und  Wurzeln,  war  ziemlich  ge- 
bildet, weil  ihre  fertige  Handhabung  bei  der  Art  und  Weise  des  öffent- 
lichen Lebens  Jedem,  der  Einfluss  erlangen  wollte,  unentbehrlich  war. 
Ob  sie  bereits  Schriftzeichen  besassen,  ist  bestritten;*  es  lässt  sich  auch 
nicht  mit  Gewissheit  behaupten,  dass  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Zeitrechnung  die  Runenschrift  (von  raunen,  flüstern;  run  s: 
mysterium)  oder  Geheimschrift  ihnen  bekannt  gewesen  ist^® 


*  Caesar  de  B.  G.  lY.  1.  ,5eqoe  maltum  frumento,  sed  maximam  partem 
laote  atqne  peoore  TiTant,  multamque  snnt  in  yenationibas.^*  Tl.  21.  „Vita  omnis 
in  yenationibus  atqne  in  Btudiis  rei  militaris  consistit:  ab  panmlis  labore  ao  daritiae 
Student.*  Ifaohher  tr&ge  Ruhe  und  Gefolge.  Tac.  cap.  14.  15.  22.  Bass  der  Krieg 
nicht  als  eigentliche  Kahrangsqnelle  angesehen  werden  kann,  bedarf  kaum 
einer  Erw&hnang. 

»  Caesar  IV.  1,  VI.  22.,  womit  zu  yergleiohen  I.  28,  81.  IV.  7.,  welche  in 
gewissem  Widerspruche  stehen,  weil  sie  das  auch  sonst  bekannte  Streben  der 
Dentschen  bei  allen  Wanderungen  bekunden,  feste  Sitze,  Aecker  zu  erwerben. 

*  Taoitus  Germ.  cap.  16.  (§.  9.  Anm.  2). 
f  Tacitus  Germ.  cap.  5. 

>  Tacitus  Genn.  cap.  17. 

*  Die  Stelle  des  Tac.  cap.  19.  „literarum  seoreta  yiri  pariter  ac  feminae  Igno- 
rant*' kann  wegen  des  Zusammenhanges,  welcher  darauf  hindeutet,  dass  Tacitus  hier 
eine  Schrift  zu  unmoralischen  Zwecken  meint,  ebensowenig  in  Betracht  kommen, 
als  die  andere  cap.  3.  „monumentaque  et  tumulos  quosdam  Graeois  litteris  insoriptos 
in  oonfinio  Germaniae  Baetiaeque  adhuc  eztare.^ 

>o  W.  Grimm  Ueber  deutsche  Bunen.  G5tt.  1821,  Wien  1887.  Ders.  Zur 
Literatur   der  Runen,   Wien  1828,    Jul.  Zacher,   Das  gothische  Alphabet  ülfilaa 

2» 
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IV.  Die  Religionii  war  ein  Naturdienst,  ihre  religiösen  Stätten 
heilige  Haine.  Zwar  wird  uns  auch  von  Tempeln  berichtet,  die  Richtig- 
keit dieser  Notizen  ist  aber  eine  unwahrscheinliche ;  jedoch  gab  es  auch 
plastische  Darstellungen  der  Gottheiten.  Die  Götter  wurden  bei  allen 
Angelegenheiten  befragt:  ihnen  opferte  man  selbst  Menschen,  meistens 
jedoch  Thiere,  Von  den  Römern  werden  die  Hauptgottheiten  mit 
romischen  Namen  bezeichnet.  Wir  finden  den Mercurius,  den  deutschen 
Wuotan,  Wodan  oder  Odhinn  als  ersten  Gott  genannt  (erhalten  in 
den  Tagenamen:  Wunsdag,  Gunsdag  im  Plattdeutschen),  der  aber  nicht 
die  Stellung  in  der  späteren  romischen  Mythologie  einnimmt,  sondern  die 
der  älteren.  Neben  Wodan  kommt  Ziu  s=  Mars  (erhalten  in  Tuesday, 
Dienstag)  vor,  welcher  auch  den  Beinamen  Tuisco  fuhrt;  von  seinem 
Sohne  Mannus  stammen  die  Väter  der  oben  genannten  Stämme  ab. 
Weiter  finden  wir  den  Thor,  Donar  (Donnerstag)  in  gewisser  Be- 
ziehung dem  Jupiter  entsprechend,  diePreyr,  Preya  der  Venus  gleich- 
kommend, ausser  diesen  viele  Stammesgottheiten  (z.  B.  die  Nertus  Herta, 
Isis  u.  s.  f.),  Namen  der  Gestirne  u.  s.  f. 

§.8. 

S.  Eatstohniig  der  Beehtssitie.   Symbolik.   GewohnMt« 

L  Was  wir  von  dem  ältesten  Rechtszustand  der  Deutschen  wissen, 
lässt  darauf  schliessen,  dass  derselbe  für  die  wichtigsten  Lebensbeziehungea 
ein  geordneter  war.  Er  beruhte  auf  dem  mächtigen  Gemeingeiste  und 
ward  gehalten  durch  das  enge  Band  zwischen  den  Instituten  des  oflPent- 
lichen  und  Privatrechts.  Charakteristisch  ist  das  Streben  nach  individueller 
Freiheit  und  Selbstständigkeit  auch  der  kleinsten  Kreise.  So  tritt  uns 
die  Autonomie  entgegen  in  der  Gemeinde;  sie  führte  zur  Städtebildung^ 
schuf  die  Stände,  erzeugte  dadurch  eine  unendliche  Mannigfaltigkeit  der 
Rechtsformen.  Es  erklärt  sich  dadurch,  dass  es  weniger  Gesetze  be- 
durfte,!  das  Recht  getragen  ward  durch  die  Sitte,  unzweifelhaft  war 
das  Recht  nicht  aufgezeichnet,  sondern  wurde  durch  die  üebung,  Sitte^ 
als  Gewohnheitsrecht  erhalten,^  obwohl  Gesetze  dadurch  keineswegs  aus- 


nnd  das  Banenalphabet,   Leipzig   1855.    A.   Kirohhoff,    Das  gothisohe    Ranen- 
aiphabet    2.  Aufl.    Berlin  1854. 

"  Tao.  oap.  9.  10.  Caesar  B.  Ö.  VI.  17. 

^  Das  wollen  offenbar  sagen  die  Worte  des  Taoitus,  Qerm.  oap.  19.  in  finer 
itplnsqae  ibi  boni  mores  Talent  quam  alibi  bonae  leges^. 

>  Das  liegt  wohl  auoh  in   den  Worten  Ton   Tac.   Germ.   cap.  2.    «Celebrant 
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geschlossen  sind«  Die  ganze  Reohtsbildung  war  eine  durchaus  yolks- 
thümliche  und  nationale,  weil  jeder  Rechtssatz  seinen  Grund  in  einem 
Bedürfoisse  der  Bechtsgenossen  fand  und  sich  über  weitere  Eieise  ver- 
breitete. Auch  mit  der  Religion  hing  zweifelsohne  das  Recht  zusammen ; 
dieses  Band  ist  aber  einerseits  nach  unserer  Eenntniss  yon  jener  Zeit 
zu  wenig  ersichtlich,  andererseits  durch  den  Einfluss  des  Christenthums 
ersetzt  worden. 

n.  Lebendig  wurde  das  Recht  erhalten  durch  dieOeffentlichkeit 
aller  Yerhältnisse,  welche  jeden  frühzeitig  die  Rechtssätze  kennen  lehrte, 
nach  denen  die  gewöhnlichen  Yerhältnisse  beurtheilt  wurden.  Dazu  trug 
ganz  besonders  bei  die  Rechts  Symbolik.^  Es  ist  in  der  Natur  der 
Sache  gelegen,  dass  ein  Volk,  bei  welchem  die  ruhige,  kalte  Betrachtung 
über  die  sinnliche  Auffassungsweise  noch  nicht  gesiegt  hat,  nicht  den 
juristischen  Inhalt,  den  reinen  Gedanken  eines  Institutes  erfasst  und  nur 
diesen  reproducirt,  wo  es  sich  um  Anwendung  auf  ein  neues  Yerhältniss 
handelt,  sondern  nach  concretem,  sinnlichem,  die  innere  Bedeutung  des 
Actes  versinnbildlichendem  Ausdrucke  sucht,  dessen  Erzeugung  ohne  alle 
Reflexion  dem  Zuschauer  das  vor  Augen  führt,  worum  es  sich  handelt. 
Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  volksthümlichen  Bildung  des  Rechts 
steht  das  zu  Tage  tretende  poetische  Element^  und  als  ein  charakte- 
ristischer Zug  das  humoristische.^ 


oanninibuB  antiqais,  qaod  nnum  apnd  illos  memoriae  et  annalinm  genug 
est,  Tuisconem  eto.**  Die  Gothea  setzen  aber  Rechtsaofzeiohnungen  bis  in  die 
Zeit  Tor  der  Völkerwanderung,  Jornandes  de  reb.  Got  cap.  11.  —  Yon  der 
Sitte,  die  Rechtssätze  durch  Beamte  zu  gewissen  Zeiten  regelmässig  Offen tlioh  her- 
zusagen, welche  Wilda  Strafrecht  ä.  18,  33  f.  von  Island,  Skandinavien  und  anderen 
nordischen  Gegenden  nachweist,  findet  sich  keine  Spur. 

*  G.  G.  Dümgd   Symbolik   germanischer   Rechtsgewohnheiten.    Heidelb.  1812. 

A.  L.  Reyscher  Beitr.  zur  Kunde  des  deutsch.  Rechts.  I.  üeb.  Symbolik  des 
deutsch.  Rechts.  Tflb.  1838.  Grimm  Rechtsalterthflmer  cap.  lY.  S.  109  ff.  giebt 
eine  grosse  Anzahl  solcher  Symbole,  die  auf  späteren  Quellen  beruhen,  indessen  ohne 
Zweifel  der  älteren  Zeit  angehören,  weil  der  Zug  bei  allen  Yölkern  dahin  ging,  die 
Symbole  allmälig  durch  Formeln,  diese  durch  blos  mflndliohe  oder  schriftliche  Form 
zu  ersetzen.  Im  Privatrechte  hat  die  Symbolik  ihre  eigentliche  Stätte.  Die  bereits 
herrorgehobene  Yerbindung  des  öffentlichen  und  privaten  Rechts  hat  zur  Anwendung 
mancher  Symbole  auf  allen  Gebieten  des  Rechts  geführt,  z.  B.  der  Investitur  im 
öffentlichen ,    Kirchen-    und    Privatrechte.     Andere    Literatur    in    Costa    Bibl. 

B.  128  f. 

^  J.  Grimm  Yon   der  Poesie  im   Recht,  in  „Zeitsohr.   f.   gesoh.   Rechtswiss.* 
U.  25  ff. 

*  0.  Gierke  Der  Humor  im  deutsch.  Recht    Berlin  1871. 
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§.  9. 

4«  Dte  Gem«liideB«   ABiiedluigMi.  * 

I.  Durch  die  Art  und  Weise,  wie  ein  Volk  in  denjenigen  Verbin- 
dungen lebt,  welche  gewissermassen  die  Grundlage  der  Bonstigen  natür- 
lichen und  politischen  sind,  wird  vielfach  die  ganze  Gestalt  des  öffent- 
lichen und  Privat-Rechts  bedingt.  Denn  anders  wird  nothwendig  die 
Verfassung  sein,  wenn  die  Staatseinwohner  ausschliesslich  in  Dörfern 
oder  auf  Einzelnhöfen  leben,  oder  doch  mindestens  die  Städte  durchaus 
ohne  Einfluss  sind,  anders,  wenn  die  Städte  das  XJebergewicht  haben^ 
anders,  je  nachdem  der  ackerbautreibende  oder  der  gewerbtreibende 
Stand  überwiegt;  anders  wird  sich  das  Privatrecht,  vorzugsweise  das 
Familien-,  Erb-  und  Obligationen-,  ja  auch  Sachen-Recht  gestalten,  wenn 
der  vermögensrechtliche  Verkehr  seinen  Hatiptwirkungskreis  in  den  länd- 
lichen Bedürfnissen  findet,  als  wenn  dies  in  Städten  der  Fall  ist.  Gerade 
die  ersten  Zeiten  haben  manchen  Partieen  des  deutschen  Rechts  vor- 
züglich im  Sachenrechte  ein  eigenthümliches  Gepräge  gegeben,  welches 
erst  allmählig  mit  den  geänderten  Zuständen  sich  abschwächte,  aber 
noch  im  heutigen  Rechte  seine  Spuren  zurückliess« 

U.  Die  ersten  Ansiedlungen  fanden  wohl  so  statt,  das  die  einzelnen 


*  Es  möge  die  Bioh  aaf  die  Bildung  der  Landgemeinden  und  Territorien  be- 
jdehende  Literatur  hier  ihre  Stelle  finden,  obwohl  Bie  zum  Theü  die  spätere  Zeit 
betrifft.  Gaupp  die  germanischen  Ansiedlungen  und  Landtheilungen  in  den  Pro- 
vinzen des  römisohen  Westreiohes,  BresL  1844.  t.  LCw  über  die  Markgenossen- 
schaften, Heidelb.  1829.  G.  L.  ▼.  Maurer  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-^ 
Hof-  und  Stadtyerfassung  und  der  öffentlichen  Gewalt,  München  1854.  Ders.  Ge- 
schichte der  Markenverfass.  in  Deutschland,  Erlangen  1856.  Ders.  Geschichte  der 
Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der  Hofrerfassung  in  Deutschland,  Erlangen  1862  ff* 
4  Bde.  Ders.  Geschichte  der  Dorf  Verfassung  in  Deutschland,  Erlangen  1865  f. 
2  Bde.  —  Georg  Landau,  Die  Territorien  in  Beziehung  auf  ihre  Bildung  und 
Entwicklung.  Hamburg  n.  Gotha  1854.  Ders.  Beschreibung  des  Gaues  Wettereiba, 
Kassel  1855.  Ders.  Beschreibung  des  Hessengaues,  Kassel  1857.  Ders.  das  SaU 
gut,  Kassel  1862.  Fried r.  Thudichum  Die  Gau-  und  Markrerfassung  in  Deutsch- 
land, Giessen  1860.  W.  0.  0.  Freih.  von  Hammerstein-Loxten  Der  Barden- 
gau u.  8.  w.  Hannover  1869.  —  v.  Wersebe  Beschreibung  der  Gaue  zwischen  Elbe, 
Saale  und  Unstrut,  Weser  und  Werra.  Hannover  1829.  4.  —  Vieles  in  v.  Ledebur 
Archiv.  Ygl.  die  Angaben  von  Costa  8.  158,  158.  —  Diöcesan-  und  Gau-Grenzen 
Norddeutschlands  von  Heinr.  Böttger  (erschienen:  Zweite  Abth.  Von  Ort  zu  Ort 
schreitende  Begrenzung  von  40  Gauen  und  89  üntergauen  in  6  Bisth.  u.  180  geistL 
Bezirken  im  Umfange  der  Provinz  Hannover  u.  s.  w.  Hannover  (die  Jahreszahl 
fehlt  auf  dem  Titel,  ist  aber  1874).  1.  Abth.  1875  erhalte  ich  bei  der  Correctur.  — 
O.  Gierke  Bechtsgeschichte  der  deutschen  Genossenschaft.  Berlin  1868.  (beschichte 
des  deutschen  Körperachaftsbeg^ffs,  das.  1873. 
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YerwandtBchaften  beisammen  blieben  und  eine  Gemeinde  bildeten.  ^ 
Innerhalb  dieser  nahm  jedes  Familienhaupt  eine  Strecke  Landes  in  Be- 
sitz, auf  welcher  die  Nachkommen  blieben.  So  bildete  sich  eine  natur- 
liche Herrschaft  des  Hausherrn,  des  Hauptes  einer  grösseren  Familie 
über  die  Glieder  der  eigenen  Familie  und  alle  Personen  aus,  welche 
auf  dessen  Grund  und  Boden  sassen.  Mehrere  Familien,  vielleicht  ur- 
sprünglich je  hundert,  bildeten  eine  Gemeinde.  Als  Grundform  des 
Zusammenlebens  erscheinen  die  Dörfer,  vici,  worin  jede  Familie  ein 
mit  einem  Hof  räum  umgebenes  Haus  hatte,  oder  Einzelhöfe,  in  denen 
die  Familie  inmitten  ihrer  sämmtlichen  Grundstücke  sass.  Städte  kannte 
man  nicht.  <  Ob  der  Grundbesitz  im  Eigenthume  der  einzelnen  Familien 
oder  dieser  Gemeinden,  und  nur  im  Genüsse  der  Familien  befindlich 
gewesen,  ist  eine  zwar  unter  den  Schriftstellern  sehr  streitige  Frage, 
an  sich  aber  vielleicht  unschwer  zu  beantworten.  ^    Dass  ein  Privat- 


1  T.  Maurer  £inl.  S.  4.  69.    Nachbarschaften,  propinqnitateB,  vicini. 

<  TaoituB  Germ.  cap.  16.  „Nullas  Germanomm  populis  urbes  habitari 
Baus  notam  est;  ne  päd  quidem  inter  se  junctaB  sedes;  colont  diBcreti  ac  di- 
versi,  utfons,  ut  campuB,  nt  nemus  plaouit;  yiooB  looant  nonin  nostnim  morem, 
connexis  et  oohaerentibas  aedificiis:  Baam  quisque  domnm  spatio  cironmdat, 
Bive  adyerBas  casuB  igniB  remedium,  Bive  inBcitia  aedificandi.^  So  ist  es  ja  noch 
hent  zu  Tage  in  echt  deutschen  Gegenden  z.  B.  Westfalens,  auf  welche  diese  Be- 
schreibung wörtlich  passt,  nur  dass  Landstädte  da  sind,  welche  seit  den 
neuesten  Zeiten  einen  modernen  Anstrich  haben.  Eichhorn  R.  G.  §.  18.  a.  not«  h. 
bezieht  dinse  Stelle  nur  auf  die  Friesen,  obwohl  Taoitus  ganz  allgemein  spricht,  und 
▼on  dem  Verhältnisse  bei  Caesar  IV.  1.  (s.  folg.  Anm.)  nichts  mehr  erwähnt.  Die 
Verhältnisse  in  Westfalen  zeigen,  dass  die  Markgenossenschaft  nicht,  wie  ▼.  Da- 
niels S.  817  f.  meint,  bloss  im  nördlichen  Fla  oh  lande  Torkomme,  da  jenes  zum 
Theil  sehr  gebirgig  ist.  Markgenossenschaften  sind  ohne  Zweifel  in  alter  Zeit  all- 
gemein gewesen.  Wo  sie  sich  erhielten,  lag  der  Grund  nicht  in  der  Bodenbeschaffen- 
heit, sondern  darin,  dass  sich  ein  freier  Bauernstand  erhielt,  im  Gegensatze  zum 
Landadel.  Daher  finden  wir  in  Gegenden,  wo  kein  freier  Bauernstand  sich  erhielt 
(z.  B.  Mecklenburg,  Pommern,  Preussen,  Sohlesien  u.  a.),  keine  Markgenossenschaften. 
Ueber  das  geograph.  Yorkommen  der  EinzelhOfe,  Einhöfe  siehe  Seibertz  R.  G. 
I.  8.  47  ff. 

*  Zur  Vergleichnng  die  Abhandlungen  von  ]6mile  de  Layelejre,  Les  formes 
primitiTos  de  la  propri6t^  in  der  Revue  des  deuz  mondes  T.  99  ff.  La  propri6t6  pri- 
miÜTe  et  les  AUmends  en  Suisse,  Revue  T.  105.  —  Viele  sind  der  Meinung,  es  habe  in 
der  ältesten  Zeit  entweder  gar  kein  Privateigenthum  am  Grund  und  Boden  gegeben,  oder 
doch  nur  ein  höchst  beschränktes ;  Regel  sei  gewesen  die  Vertheilung  des  Bodens  durch 
die  Obrigkeit.  Diese  Ansicht  stützt  sich  auf:  Caesar  de  B.  G.  IV.  1.  ^Hi  (soilicet 
Suevorum  gens)  oentum  pagos  habere  dicnntur,  ex  quibus  quotannis  singula  milia 
armatorum  bellandi  causa  ex  finibns  eduount  Reliqui,  qui  domi  manserunt,  se  atque 
illos  alunt.     Hi  rursus  in  vicem  anno  post  in  arnis  sunt,  Uli  domi  remanent.     Sic 
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eigenthum  Torkatn,  versteht  sich  nach  Allem,  was  wir  von  jenen  Zeiten 
wissen:  dem  uns  bekannten  Streben  der  Deutschen  nach  festen  Wohn- 
sitzen, dem  geordneten  Gemeinwesen,  dem  nichtnomadenmässigen  Leben, 
lauter  Dinge,  welche  Privateigenthum  zur  unentbehrlichen  Grundlage 
haben,  so  sehr  von  selbst,  dass  es  keiner  ausdrücklichen  Nachricht 
bedarf.  Es  lässt  sich  auch  ein  Wohnen  in  Einzelhöfen,  um  welche 
herum  eine  grosse  Feldfläche  liegt,  ohne  Privateigenthum  nicht  denken, 
weil  anders  ein  Bebauen  des  Bodens  auf  die  Dauer  unmöglich  ist. 

in.  Wir  können  daher  folgende  Zustände  als  häufig  vorkommend 
annehmen.  Den  Besitzern  der  Einzelhöfe  stand  das  eigentliche  Acker- 
land eigenthümlich  zu ,  ohne  dass  sich  die  Nachbarn  oder  Genossen  um 
die  Art  und  Weise  der  Bodencultur  kümmerten,  weil  selbst  eine  schlechte 
Bewirthschaftung  den  Nachbarn  keinen  directen  Schaden  brachte.  Ohne 
Zweifel  war  aber  die  Art  des  Bebauens  überall  die  gleiche,  weil  auf 


neque  agriooltura  neo  ratio  attqae  asus  belli  intermittitur.  Sedprivatiao  sepa- 
rati  agri  apad  eo8  nihil  est,  neque  longius  anno  remamere  uno  in  loco 
incolendi  causa  lioet.^  Idem  VL  22.  „Agrioultorae  non  .student  (scü.  Ger- 
inani),  majorque  pars  eorum  yiohia  in  lacte,  caseo,  carne  conaiBtit.  Neque  quisquam 
agri  modum  certum  aut  finea  habet  proprios;  aed  magiatratua  ac  principea  in  annoa 
ainguloa  gentibua  cognationibuaque  hominum,  qui  una  ooierunt,  quantum  et  quo 
looo  Tianm  eat  agri  adtribuunt,  atqne  anno  poat  alio  tranaire  cogunt.  i^na  rei  mul- 
tasadferunt  cauaaa:  ne  adaidua  consuetndine  capti  atudium  belli  gerendi  agricultura 
oommutent;  ne  latoa  finea  parare  atudeant,  potentioreaque  humlliorea  poaaesaionibtta 
expellant^  cet.;  aodann  auf  Tacitua  Germ,  cap.  26.  ,>Agri  pro  numero  oultorum 
ab  univeraia  invioem  occopantur,  quoa  mox  inter  se  aecundnm  dignationem  partiuntur; 
faoilitatem  partiendi  camporum  apatia  praebent:  arra  per  annoa  mutant,  et 
aupereat  ager;  nee  enim  cum  ubertate  et  amplitudine  aoli  labore  contendunt,  ut 
pomaria  oonserant  et  prata  aeparent  et  hortoa  rigent:  aola  terrae  segea  imperatur.^ 
Indeaaen  darauf  iat  zu  entgegnen :  1)  daaa  aehr  gut  bei  den  Sueven  zu  Caeaara 
Zeiten  der  ganze  Stamm  hätte  daa  Land  gemeinaam  haben  können,  ohne  daaa  diea 
auch  bia  auf  die  Yölkerwanderung  der  Fall  aein  muaate;  2)  daaa  die  Kachricht 
Caeaara  aich  auf  ein  Volk  bezieht,  welches  nach  Gaeaar^a  Beachreibung  keine  featen 
Wohnaitze  hatte,  aondern  auf  der  Wanderung  war;  8)  daaa  ein  Eigenthum  dea 
Stammes  faat  an  Unmöglichkeit  grenzt,  jedenfalla  aich  mir  ganz  kurze  Zeit  hätte 
halten  können;  4)  daaa  die  Worte  dea  Tacitua  offenbar  nur  auf  Wechael  im  Be- 
bauen paaaen,  und  direct  eine  Theilung  (d.  h.  ein  getrenntea  Besitzen  zu  Eigenthum) 
auaaprechen;  5)  dass  mit  jener  Ansicht  im  Widerspruche  ateht,  was  Tacitua 
oap.  16.  (s.  Anm.  2.)  sagt,  nicht  minder  Germ.  cap.  15.  „delegata  domua  et  penatium 
et  agrorum  cura  feminia  aenibuaque  et  infirmiaaimo  cuique  ex  familia*^,  boaondera 
aber  cap.  25.  nCeteria  aervia  non  in  noatrum  morem,  deaoriptia  per  familiam 
miniateriia,  utuntur:  auam  quiaque  aedem,  auoa  penatea  regit,  frumenti 
modum  dominua  aut  pecoris  aut  veatia  ut  colono  injungit  et  aervua  haotenua 
paret^ 
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der   Sitte  beruhend,   die  wiederum  ein  Product  des  Bedürfnisses  war. 
Einen  Hauptzweig  der  Nahrung  bildete  (§.  7)  die  Viehzucht,   zu  deren 
Betriebe  das  Land  des  Einzelnen  nicht  ausreichte,  weil  man  nur  Weiden 
kannte,  nicht  aber  die  s.  g.  Stallfutterung  des  Yiehes.    Ebensowenig 
genügte  der  Wald  für  die  Bedürfnisse  der  Einzelnen,  wenn  Jedem  ein 
Stück  gegeben  ward.     Wald  und  Wiese,  Weide,  die  Mark,  Almende, 
welche  überall  eine  Anzahl  von  Höfen  umgrenzten,  waren  daher  wohl 
in  der  Eegel  ungetheilt,  gehorten  derjenigen  Genossenschaft,  Gemeinde 
zu,  welche  aus  einer  bestimmten  Anzahl  von  Höfen  bestand,   und  in 
Betreff  dieses  Eigenthums,   dessen   Benutzung  jedem    Gemeindegliede 
nach  dem  Bedürfnisse  zustand,  eine  juristische  Person  bildete,  die  s.  g. 
Markgenossenschaft.^    Wo   Dörfer   waren,   stand   der   von   dem 
Einzelnen  benutzte  Boden  in  dessen  Eigenthum;   jedoch  bildeten  alle 
Aecker  insofern  eine  Gemeinschaft,  als  der  Einzelne  beim  Bebauen  ge- 
bunden war  an  Sitte  und  Gemeindebeschluss»  welche  es  mit  sich  brachten, 
dass  man  alljährlich  oder  nach  einer  Anzahl  von  Jahren  einen  Theil 
der  Aecker  zum  Ausruhen  brach  liegen  liess,  und  dass  jeder  wegen  der 
nicht  arrondirten  Einzelgründe  so  bauen  musste,  dass  der  Nachbar  zu 
den  Zeiten,  wo  dies  erforderlich  ist,  auf  seinen  Acker  kommen  konnte. 
Es  bildeten  somit  die  Aecker  eine  s.  g.  Feldgemein  schaft,  während 
die  Mark  (Wiese  und  Wald)  der  Gemeinde   zustand   oder   einer  Mark- 
genossenschaft innerhalb  derselben.    Die  Mark  darf  unbedingt  als  älteste 
Form  der  Gemeindebildung   und  als  allgemeine  angenommen  werden. 
Aus  einer  Zahl  solcher  setzte  sich  zusammen  der  Gau.    Freilich  mag 
neben  diesen  Formen  auch  vorgekommen  sein,  dass  alles  Gut  der  Ge- 
meinde  eigenthümlich   zustand   und   nur   dem  Einzelnen   zum  Genuss 
überlassen  ward.  ^ 

rV.  Die  Bildung  dieser  Gemeinden  geschah  in  der  Art,  dass  bei 
der  Besitznahme  eines  Gebietes  durch  den  Stamm  die  Ländereien  nach 
ziemlich  gleich  grossen  Stücken  unter  die  verschiedenen  Heeresabthei- 
lungen  (Hund,  Her,  davon  der  Name  Hundred,  Herath),  die  Hunderte, 
Gentenen,  vertheilt  wurden,  innerhalb  deren  sie  dann  wieder  nach 
gleichen  Antheilen   durch  Verloosung«  an  die    einzelnen  Familien 


*  Die  §.  9*  Genannten,  Grimm  Reohtsalterfchümer  S.  497  ff.  Lange  herrsohte 
die  von  Moser  OBnabrüokisohe  GeBohiohte  I.  S.  4  ff.  aufgesteUte  Ansicht. 

»  üeber  die  8.  g.  Wechsel  wirthsohaft,  Dreifeld  er  wirthschaft 
(Sommerfeld,  Winterfeld,  Brachfeld)  Landau  Territorien  8.  97  ff.,  Maurer  Einl. 
8.  75.    Koscher  Ansichten  der  Volkswirthschaft,  Leipz.  1861  S.  48  ff.  (dagegen). 

•  Vgl  §.  40.  §.  148  Note  1. 
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kamen,  so  dass  eine  stete  Verbindung  zwischen  dieser  Eintheilung  und 
der  des  Heeres  stattfand,  wie  auch  in  dem  Charakter  des  Volkes  lag.  t 
Die  Hundertschaft  enthielt  gewiss  anfangs  je  100  Hufen,  welche  an  100 
Familien  vertheilt  waren.  ^  Die  zu  einer  kleineren  Völkerschaft  (gens) 
gehörigen  Hundertschaften  bildeten  die  pagi,  Gaue,  aus  welchen  das 
Gebiet  der  einzelnen  Stämme,  civitates,  bestand.* 

V.  So  stand  die  Heeres-,  Volkes-  und  Landes*Eintheilung  im  Zu- 
sammenhange,  wie  Volk  und  Heer  identisch  waren.  Die  Grundlage 
bildete  der  Grundbesitz.  Von  diesem  hing  daher  die  volle  Theil- 
nahme  an  allen  Gemeinderechten  ab,  obgleich  die  Wehrhaftmachung 
des  Jünglings  diesen  des  Schutzes  überhob  und  zur  Selbstvertretung 
befähigte. 


'  Gemeiner  die  YerfaBsaiig  der  Gentenen  u.  d.  fränk.  Königthams,  Mfinch.  18ö6. 

^  DasB  die  Hundertschaften  als  solche  anfänglich  wieder  in  Zehntschaften 
zerfallen  seien,  welchen  etwa  der  beim  Heere  als  ünterbeamter  des  Centenarins 
Yorkommende  Decanus  vorgestanden,  ist  unwahrscheinlich.  Aber  sicher  ist,  dass 
sich  durch  Theilungen  der  Mark  unter  mehrere  Erben,  wodurch  freie  kleinere  Güter 
(curtes,  curtioulae)  entstanden,  oder  durch  Austhun  gegen  Pacht  als  mansi 
(ingenuiles  und  serviles)  in  einer  Hark  yillae  bildeten,  unter  dem  villicus  (Schulte, 
Droste).  Diese  yillae  sind  die  kleineren  Gemeinden:  Bauerschaften,  deoaniae, 
Zeh  entschaften,  Tyen  u.  s.w.,  denen  der  Burrichter,  Burmeister  vorstand.  Für 
Westfalen,  wo  der  Gau  in  Centgaue,  diese  in  Tyen  zerfielen,  ist  lehrreich  die  Dar- 
stellung von  Seibertz  R.  G.  I.  S.  162  ff.  Aus  dieser  Entwicklung  erklärt  sich,  wie 
es  kam,  dass  der  Besitzer  des  Haupthofes  später  das  Holzgrafen-,  Holzrichteramt  in 
der  Mark  behielt,  dass  Verfügungen  über  die  Mark  Zustimmung  der  familia 
(Inbegriff  der  zu  einer  curtis  gehörigen  mansi  einer  villa:  mansi  ingenuiles,  ser- 
viles, also  Colonen  und  Hörige  und  der  gasindi,  insbesondere  der  casati)  erforderten. 

•  Waitz  Y.  G.  I.  8.  98  ff.  über  die  Wortbedeutung  sehe  man  Eichhorn  R.  G. 
I.  8.  60.  N.  a.,  Grimm  R.  A.  8.  496.  Jeder  Gau  hatte  seinen  besonderen  Kamen, 
weil  die  grösseren  Stämme  sich  in  eine  bald  grössere,  bald  geringere  Anzahl  kleinerer 
mit  eigenen  I^amen  bezeichneter  Völkerschaften  schieden,  welche  in  einem  Gau  zu- 
sammenwohnten. Bei  Theilungen  des  ursprünglichen  Stammesgebietes  blieb  häufig 
der  alte  Gauname  auch  für  die  Theile  und  erhielt  einen  Zusatz,  wodurch  der  Name 
oft  ein  weiteres  und  engeres  Gebiet  umfnsst.  Das  Land  der  Sachsen  zerfiel  in: 
Westfalen,  Ostfalen,  Engern;  in  Westfalen  kommt  vor  ein  Gau  Westfalen  (das 
spätere  Herzogthum},  in  Ostfalen  ein  Gau  Ostfalen,  in 'Engem  ein  Gau  Engern  (der 
hessische  Sachsengau).  Landau  Territorien  S.  207.  Der  Westergau  hatte  5: 
Westergau,  Lupnitzgau,  Ringgau,  Gerstengau,  einen  unbekannten  Namens«  Das. 
8.  205.  — -  Gau,  ga  deutet  Gemeinschaft  an.  Vgl.  Graff  Sprachschatz  IV.  11. 
Thudiohum  Gau-  und  Markenverf.  S.  4  denkt  an  ^r/.  —  Pagus  bedeutet  bei 
Tacitus  und  den  älteren  Schriftstellern  die  ünterabtheilung  der  civitas,  die  Hundert- 
schaft. Diese  fiel  wohl,  wie  Thudiohum  darthut,  in  alter  Zeit  mit  der  Mark 
zusammen,  aber  nur  faktisch,  örtlich. 
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§.  10. 
ft.  Der  Friede.    Bat  Beeht. 

L  Wer  der  Gemeinde  angehörte,  war  frei  und  waffenfähig,  hatte 
Anspruch  darauf  in  der  Gemeinde  und  von  derselben  anerkannt  zu  sein, 
diejenigen  Befugnisse  auszuüben,  welche  ihm  an  seinem  Grundbesitze 
zustanden,  sich  auf  seine  Familie  bezogen,  ihm  bei  Leitung  der  Gemeinde 
znkamen.  Sollte  der  Einzelne  und  die  Gesnmmtheit  ihre  Freiheit  ge* 
brauchen,  so  musste  in  der  Gemeinde  Friede  herrschen.  ^  Friede  ist 
der  Zustand,  in  dem  das  Recht  der  Einzelnen  und  Aller  durch  die  An- 
erkennung der  Gesammtheit  geschützt  ist.  Der  Inbegriff  der  durch  den 
Frieden  geschützten,  von  der  Gemeinde  anerkannten  Befugnisse  bildete 
das  Recht.  >  Recht  ist  Ausfluss  und  Folge  der  Freiheit;  Freiheit  und 
▼olle  Rechtsfähigkeit  sind  identisch.  Zwar  kann  auch  ein  nicht  toU- 
kommen  Freier  Rechte  haben :  deren  Schutz  ist  aber  kein  so  wirksamer 
und  kann  nur  stattfinden  durch  einen  Freien. 

n.  Es  lag  im  Interesse  der  Gemeinde,  dass  der  Friede  walte,  kein 
Recht  verletzt  werde;  Bruch  des  Rechtes  erschien  somit  als  Bruch  des 
Friedens.  Wer  diesen  gebrochen,  hatte  sich  friedelos  und  damit  recht- 
los gemacht.  Aber  nicht  jeder  Friedensbruch  konnte  auf  gleiche  Weise 
geahndet  werdeA;  vielmehr  schied  man  zwischen  einem  Bruche  des  öffent« 
liehen  und  des  Einzel-Friedens.  Wer  gegen  das  Yolk,  den  Stamm,  die 
Gemeinde,  das  Heer  frevelte,  hatte  sich  des  Anspruches  auf  Frieden, 
Freiheit  und  Recht  verlustig  gemacht;  desgleichen  wer  sich  von  der 
Gemeinde  lossagte,  weil  der  Einzelne,  wie  er  ohne  seinen  Willen  Glied 
derselben  wurde,  ohne  deren  Willen  nicht  austreten  kann.  Hochver- 
räther, Ueberläufer,  die  ihren  Leib  den  Lüsten  preis  gaben  oder  dazu 
missbraucht  wurden,  Feiglinge  wurden  mit  dem  Tode  bestraft  »  War 
die  That  gegen  den  Frieden  des  Einzelnen  gerichtet,  so  lag  es  zunächst 
diesem  oder  der  Familie  ob,   sie  zu  ahnden;  der  Staat  (die  Gemeinde) 


1  Wilda  Strafreoht  S.  224  ff.  lehrreich  daroh  die  Bezugnahme  auf  die  nor- 
disohen  Rechte.  Die  AnffasBung  des  Rechts  in  seiner  Grundlage  als  ^Willkür,* 
snbjectiyeB  Recht,  bei  ZSpfl  II.  1  ff.  ist  Verallgemeinerung  von  Erscheinungen, 
welche  anderweitige  Begründung  finden. 

'  üeber  die  Bezeichnung  von  Recht:  dwa,  da  gleich  Qesetz,  Bund,  Band  (lex, 
Tinculum,  testamentnm),  Orimm  Reohtsalt.  S.  417.  Wörterbuch,  III.  col.  89.  ZOpfl 
B.  G.  I.  8.  10.  N.  10.    Die  lateinischen  QueUen  haben  meistens  Lex. 

*  TaoituB  Germ.  cap.  12.  „Distinotio  poenarum  ex  delicto;  proditores  et  trans- 
fugas  arboribus  suspendunt;  ignavos  et  imbelles  et  corpore  infames  ooeno  ao  palude, 
iigeota  insuper  crate,  mergunt;  diversitas  suplicii  illuo  respidt,  tamquam  soelera 
ostendi  oporteat,  dum  puniuntor,  flagitla  absoondi'' 


28  GeBoh.  cL  Verf.  I.  Per.  L  Kap.  §.  11. 

lieh  nur  den  Arm  dazu,  dass  der  Friedebrecher  seinen  Verpflichtungen 
nachkam.      * 

§.  11. 

6.  Die  FamUie  wid  deren  SteUvag  In  der  Gemelmde.  * 

L  Das  Band,  welches  den  Einzelnen  an  die  Gemeinde  knüpfte  und 
seine  Stellung  in  dieser  begründete,  war  die  Familie.  Sie  hatte  eine 
doppelte  Stellung  im  oflPentlichen  und  Privat-Rechte;  Familien-  und  Ge- 
meinde-Rechte sind  unzertrennlich  und  bedingen  sich  wechselseitig, 

IL  Grundlage  und  Quelle  der  Familie  ist  die  Ehe.^  Sie  ist  durch- 
gängig monogamisch, 2  wird  sehr  in  Ehren  gehalten,  Untreue  schwer 
bestraft.  >  Es  war  Sitte,  erst  in  reiferem  Alter  zu  heirathen;  rein  und 
unTerdorben  trat  man  in  die  Ehe.^  Die  Gattin  trat  in  des  Mannes  un- 
bedingte Genossenschaft;  das  deuten  die  Geschenke  an,  welche  man 
sich  gegenseitig  macht.  Hierauf  beruhet  auch  die  Hochachtung  der 
Frauen.^  Geschlossen  ward  die  Ehe,  wenn  sie  nicht  eingegangen  ward 
mit  einer  Person,  welche  unter  dem  Mundium  des  Maones  selbst  stand, 
durch' den   Kauf  der   Frau   aus   dem   Mundium    ihrer   Verwandten.* 


^  W.  Waokerna^el  Kleine  Schriften,  Leipz.  1872,  I.  S.  1  ff.  (über FamUien- 
reobt  und  Familienleben  der  Germanen).  —  Jnst.  Frid«  Riye,  De  dote,  qualis  sitin 
antiqaoram  Gennanomm  legibus.  Diss.  inaug.  Bonn  1856.  Rieh.  Sohroeder, 
De  dote  secundum  leges  gentium  germanicarum  antiquissimas.  Diss.  inaug.,  BeroL 
1861.  Der 8.  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutschland.  I.  Th.  Die  Zeit 
der  Yolksrechte.  Stettin,  Danzig,  Elbing  1868.  II.  Th.  Das  M.  A.  8.  Abth.  1868, 
1871,  1874.  Ludw.  Zimmerle,  Das  deutsche  Stamm gutssystem,  nach  seinem 
Ursprünge  und  seinem  Verlaufe,  Tübingen  1867.  —  Wilhelm  Theod.  Kraut  Die 
Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechts.  GOtt.  1885,  47,  59; 
8  Bde.  Rive  De  pnpillorum  et  mulierum  tutela  in  antiquo  Scandinaviorum  jure, 
Vratisl.  1859.  Ders.  Gesch.  der  deutschen  Vormundschaft,  2  Bde.  (Bd.  2  in  2  Abth.), 
Braunschweig  1862—1875  (Bd.  L  u.  d.  T.  Die  Vormundschaft  im  Rechte  der  Ger- 
manen, Braunschweig  1862.  Bd.  2  u.  d.  't.  Die  Vormundsch.  im  deutsch.  Rechte 
des  Mittelalt.).  Vgl.  Waitz  I.  49  ff.  unten  §§.  168  ff. 

1  §.  10.  K.  2.  —  Grimm  R.A.  S.  417  ff.  und  Vorr.  zu  MerkePs  Lex  Salica 
p.  LVIIL,  Wörterbuch.  Die  ausschliessliche  Anwendung  für  matrimonium  ist  neu, 
überhaupt  aber  dafür  gebraucht  es  zuerst  Notker. 

s  Tacitus  oap.  17.  „quamquam  severa  illic  matrimonia,  neo  ullam  morum 
partem  magis  laudaveris;  nam  prope  soli  barbarorum  singulis  uxoribus  contenti  sunt, 
exceptis  admodum  paucis,  qui  non  llbidine  sed  ob  nobilltatem  pluribus  nuptiis  am- 
biuntur.** 

*  Tacitus  Germania  c  19. 

*  Tac.  cap.  19.  20.  Caes.    B.  G-  VI.  21. 

»  Tacitus  Germ.  cap.  18.  Vergl.  o.  7.  8. 
«  Grimm  Rechtsalterthümer  S.  420  ff. 
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Voraus  gieng  diesem  eine  Verlobung,  zuerst  bestehend  in  Verab- 
redungen zwischen  den  Verwandten  über  den  Kaufpreis  und  das  Wit- 
thtun,  sodann  oflPentlich  im  Kreise  der  Genossen,  der  Gemeindever- 
sammlung (dem  mallum)  erklärt  und  bekräftigt  (davon  Gemahl,  ver- 
mählen, Mahlschatz).^ 

III.  Ist  die  Frau  ordnungsmässig  nach  vorangegangenem  Kaufe 
dem  Manne  von  ihrem  muntporo,  d.  h.  demjenigen  väterlichen  Ver- 
wandten, in  dessen  Gewalt  sie  stand,  übergeben  worden,  so  tritt  hier- 
mit sogleich  das  mundium  (mundeburdium  =  band,  so  viel  als  po- 
testas,  Gewalt)  des  Mannes  über  sie  ein.^  Damit  tritt  sie  in  des  Mannes 
Familie,  worin  sie  selbst  nach  dessen  Tode  bleibt,  wenn  nicht  ihr  Vater 
(Bruder  u.  s.  f.)  das  Mundium  von  des  Mannes  Erben  zurückerkauft.^ 
Gleiche  Gewalt  übt  der  Mann  Ober  alle,  welche  zur  Familie  gehören, 
zimächst  also  die  Kinder,  sodann  seine  Knechte. ^^  In  der  Gewalt  über 
Haus,  Hof  und  Bewohner  lag  das  Recht  zu  fordern,  dass  Niemand  die 
Seinigen  mit  Mund  oder  Hand  angreife;  der  Hausherr  hatte  die  aus- 
schliessliche Befugniss,  und,  weil  die  Untergebenen  nicht  selbst  auf- 
treten konnten,  Verpflichtung,  die  Seinen  vor  Gericht  und  ausserhalb 
zu  schützen,  er  ist  ihr  natürlicher  Vertreter.  Beleidigungen  und  Ver- 
letzungen einer  Person  im  Mundium  sind  somit  dem  Mundwald  zuge- 
fugt ii.  Diesen  Schutz  geniesst  auch  der  Gast,  so  lange  er  auf  dem 
Hofe  weilt.  1« 

IV.  Die  Gewalt  des  Vaters  dauerte  bis  zur  rechten  Ehe  der  Toch- 
ter, bis  zur  Errichtung  eines  eigenen  Hausstandes  des  zu  seinen 
Jahren  gekommenen  Sohnes.  So  lange  der  Sohn  im  Hause  blieb,  stand 
er  im  vaterlichen  Mundium.  i»  Nicht  von  diesem  unbedingt  befreiete, 
wohl  aber  wahrscheinlich  in  politischer  Beziehung  machte  selbstständig 


7  Orimm  B.A.  B.  480  ff.  PbillipB  §.  42.  leitet  Gemahl  davon  ab,  dass 
nach  dem  Kaufe  eine  Mahlzeit  veranstaltet  sei,  bei  der  „die  nächsten  Genossen  zn 
einander  waren:  Mann  und  Weib,  darum  heissen  sie  Ge-Hahle.^ 

^  Grimm  R.A.  S.  447.  f.  üeber  die  Reohte  des  Mannes  in  Folge  des  Mundium: 
Recht  zu  zficht'igen,  die  Frau  zu  verkaufen,  ja  selbst  zu  tSdten,  das.  8.  450  f. 

0  Diese  Ruckkanfssumme  hiess  reipus,  Grimm  R.A.  S.  425,  448,  452  und  in 
Lex  Salica  (ed.  Merkel)  Vorrede  S.  LIII.  f.    Lex  salica  44. 

^^  In  Betreff  dieser   stand  ihm  auch   das  Recht  zu  tSdten,   auszusetzen  u.  s.  f. 
zu:  Grimm  R.A.  S.  450,  455,  dessen  Ausübung  jedoch  die  Sitte  verbot. 

>^  Daraus  vermögensrechtliche  Folgen.  Ueber  die  Vormundschaft  nach  des 
Vaters  Tode  Grimm  R.A.  S.  465  f. 

^>  Tacitus  Germania  cap.  21. 

1*  Grimm  R.A.  S.  462.  Für  das  nordische  Recht.  Eolderup-Rosenvinge 
Grundriss  §.  19.    Ausführlich  Kraut  und  Rive. 
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den  Jüngling  die  swertleite,  d.  h«  die  Wehrhafhnachung  vor  ver- 
sammelter Gemeinde.  1* 

Y.  Nicht  blos  um  die  Gatten,  die  Eltern  und  Kinder  schlingt  sich 
ein  festes  Band,  sondern  auch  um  die  durch  das  Blut  mit  einander 
Verknüpften,  die  Blutsverwandten.  Alle  durch  das  Blut  sich  nahe- 
stehenden Personen  umfasst  die  Sippe  (=  Friede,  Freundschaft);  die 
Verwandten  stehen  sich  nahe  durch  das  Blut,  die  Nachbarschaft >^  und 
gleiches  Interesse.  Es  zerfallt  die  weitere  Sippschaft;  in  swertmftge 
(germäge)  und  spillmäge  (kunkel  [quenouille,  Spindel]  m&ge), 
d.  h.  Verwandte  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite,  nach  den  für 
die  beiden  Geschlechter  gebrauchten  Symbolen  des  Schwertes  und  der 
Spindel  Berechnet  wurde  die  Verwandtschaft  nach  Staffeln,  F  ächern, 
Spänen,  Gliedern,  parentelae,  welche  man  an  die  Glieder  des 
menschlichen  Leibes  vom  Halse  anfangend  bis  zum  Nagel  der  Hand 
(daher  nagelmäge  die  letzten)  anknüpfte,  bald  5,  bald  6,  bald  7  solcher 
Generationen  zählend,  i« 

VI.  "Wie  das  Vermögen,  dessen  einzig  werthvoUe  Gegenstände 
ausser  Eriegsgeräthe  Grundstücke  und  solche  Thiere  und  Geräthschaften 
waren,  welche  sich  auf  Ackerbau  bezogen,  ursprünglich  der  ganzen 
Familie  gegeben  war,  so  wurde  dasselbe  auf  spätere  Besitzer  auch  nur 
verpflanzt  im  Wege  der  Verwandtschaft,  so  lange  diese  dauerte;  es  gab 
nur  eine  Verwandtenerbfolge.^^  Oben  an  stehen  die  Sohne  und 
Enkel  u.  s.  f.  (busme,  der  Busen,  die  brüst),  von  denen  der  nähere 
den  entfernteren  ausschloss;  nach  diesen  kommen  die  Vorfahren  (öchoss- 
fall),  dann  die  Seitenverwandten  (mägschaft),  mit  einem  grossen 
Wechsel  der  Hechte. 

VII.  Aus  diesem  engen  Bande  der  Verwandten  erklärt  sich  leicht, 
dass  dieselben  im  Heere  die  kleineren  Abtheilungen  bildeten,  wodurch 
der  Muth  offenbar  erhöht  wurde. ^^ 

VIIL  Es  ist  Sache  der  Verwandtschaft,  zu  sorgen,  dass  ihre  Glie- 
der Frieden  haben.  Erstes  durch  den  öffentlichen  Frieden  zu  verbürgen- 
des Gut  ist  das  Leben.  Todtschlag  ist  in  Betreff  der  Einzelnen  der 
grösste  Friedensbruch.  Ein  solcher  verletzt  zunächst  nach  deutscher 
Anschauung  die  Rechte  der  Familie  mehr  als  die  des  Staates.     Ihre 


^^  Sie  konnte  gleich  nach  eingetretener  Mannbarkeit  mit  fünfzehn  Jahren  statt- 
finden.    Orimm  ILA.  S.  462.    Taoitus  oap.  13. 
1»  Caesar  de  B.  G.  VI.  22.  (§.  9.  Anm.  8.) 
>•  Grimm  R.A.  3.  467  ff.    Unten  §.  178. 
17  Taoitus  oap.  20.    Grimm  B.A.  S.  467,  470  ff. 
1*  Taoitus  Germ.  oap.  7. 
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besonders  des  nächsten  Erben  Sache  war  es  desshalb,  an  dem  Yerletzer 
die  Blutrache  zu  üben,  den  Erschlagenen  zu  sühnen.  Hierzu  gab  Recht 
und  Sitte  die  Befiigniss.  Wollte  aber  die  verletzte  Familie  sich  damit 
zti&ieden  geben,  so  konnte  sie  anstatt  dessen  das  Wergeld  des  Er- 
schlagenen verlangen.  Jeder  einzelne  war  nach  seinem  Stande  und 
Qeschlechte  mit  einem  bestimmten  Yermogensquantum  (in  Geld  oder 
Yieh)  pfeschätzt,  das  als  Sühne,  Genugthuung  für  den  Mord  erschien; 
verbunden  damit  war  eine  Busse  für  den  Friedensbruch  (fredus),  die 
dem  Staate  (Fürsten)  zufieL^^  Solches  zu  geben  war  die  ganze  Familie 
des  Thäters  verhaftet,  und  die  Sippe  des  Erschlagenen  hatte  das  Recht, 
dasselbe  zu  fordern,  ohne  dass  es  dem  Thäter  frei  stand,  die  Rache  zu 
fordern,  oder  gar  seine  Verwandtschaft  befugt  oder  verpflichtet  gewesen 
wäre,  denselben  gegen  die  Familie  des  Erschlagenen  zu  schützen.so 
Wie  der  Mord,  so  wurden  die  geringeren  Verletzungen  mit  bestimmten 
Geldbussen  gesühnt. 

IX.  Analog  der  Familienverbindung,  namentlich  zum  Schutze  gegen 
Friedensbrüche  und  mit  der  gegenseitigen  Verhaftung  für  das  von  dem 
Einen  verwirkte  Wergeld  haben  viele  unter  den  Gemeindegliedem  eine 
Verbindung  finden    wollen,   welche  sie  als  Gesammtbürgschaft>i 


19  Ableitung,  Wortbedeatung  und  Synonyma  8.  bei  Grimm  R.A.  S.  650  ff. 
VgL  Gaupp  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  S.  160  ff.,  Wilda  Strafrecht  8,  366  ff., 
Sachsse  histor.  Grundl.  8.  812  ff.,  Waitz  V.G.  I.  S.  214  ff.  —  Tacitus  cap.  21. 
Cap.  12.  „Sed  et  leyioribus  delictis  pro  modo  poena:  equonun  peoornmque  numero 
convicti  multantur.  Pars  mnltae  regi  yel  ciTitati,  pars  ipsi  qui  yindicatur  Tel  pro- 
pinquis  ejus  absolvitor.'^  Tacitus  scheidet  die  Verschiedenheit  der  Summen  nicht, 
das  spätere  Becht  zwingt  uns  dazu.  —  Aus  gleichem  Principe  erklärt  sich,  dass  die 
Familienglieder  dem  Angeklagten  aus  ihrer  Mitte  als  Eideshelfer,  Gonjuratores 
beistehen,  weil  sie  am  Meisten  bei  dessen  Rechtlichkeit  interessirt  sind  und  am 
Besten  dessen  Unschuld  kennen  können. 

«»  Wilda  Strafr.  S.  190  ff«  Waitz  V.G.  I.  S.  195  ff.  Es  ist  die  gegentheiHge 
Ansicht  an  sich  eine  Unmöglichkeit,  weil  eine  geordnete  Bechtspflege,  ja  ein  Ge- 
meinwesen überhaupt  damit  unyereinbar  wäre.  Zuerst  ist  dies  behauptet  yon  Rogge , 
dann  yon  Phillips  D.  Gesch.  L  8.  124  f.,  der  auch  in  der  D.  R.-  und  Reohtsgesch. 
(8.  99.  Anm.  10.,  115)  dieselbe  festzuhalten  scheint,  ebenso  Siegel  Gesch.  des 
deutsch.  Gerichtsyerf.  8.  18  ff. 

*^  Zuerst  hat  diese  aufgesteUt  MSser  Osnabrftckische  Geschichte  I.  §.  18  ff. 
Ihm  folgen  Eichhorn  R.G«  I.  §.  18,  Rogge  8.  25  ff.  Phillips  Gesch.  des 
Angelsächs.  Rechts  8.  98  ff.,  Unger  Altd.  Gerichtsyerf.  §.  6  ff.,  Grimm  B.A.  8. 
291  u  A.  Dagegen  Waitz  Y.G.  I.  8.  402,  Beilage  I.  »Von  der  s.  g.  Gesammt- 
bfirgschaft^  8.  424  ff.,  welcher  die  AnsfOhrungen  yon  Feuerbach,  Woringen, 
Weiske  und  Wilda  berfloksiohtigt.  Seibertz  R.G.  L  61  bezeichnet  die  auch 
hier  angenommene  Verwandtenhaftnng  als  Gesammtbfirgsohafit. 
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bezeichnen.  Eine  solche  ist  nicht  altgermanisch;  erst  in  späterer  Zeit 
kam  in  England,  jedoch  in  anderer  Beziehung,  ein  solches  Institut  auf, 
woraus  man  jenes  abstrahirt  hat. 

§.  12. 

7.  Die  Freien.   Der  Adel.   Die  Unfreien.  * 

I.  Aller  bürgerlichen  Rechte  theilhafttg  sind  nur  jene  Personen, 
welche  einer  echten  Ehe  entstammen  und  des  Orundbesitzes  fähig 
sind*  Für  frei  gilt,  dessen  Vater  und  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  frei 
waren.  Nur  Freie  waren  des  echten  Eigenthums,  des  Grundbesitzes 
fähig;  nur  sie  konnten  Waffen  tragen,  Theil  nehmen  an  den  Volks-  und 
Gerichtsversammlungen,  hatten  das  Recht,  Verletzungen  abzuwehren  mit 
Gewalt,  genossen  ein  Wergeid,  durften  sich  auf  bestimmte  Art  kleiden 
(z.  B.  langes  Haar  tragen).  Der  Freie  hatte  keinen  Herrn  über  sich, 
als  welchen  Alle,  das  ganze  Volk,  anerkannten :  den  König,  den  selbst- 
gewählten princeps.  Sie  thaten  keine  Dienste,  zahlten  keine  Abgaben, 
sie  seien  denn  bewilligt  von  den  Freien  in  der  Versammlung  oder  durch 
die  Sitte  gebilligt  und  von  Allen  zu  entrichten.  Es  ist  somit  das  cha- 
rakteristische Zeichen  der  Freiheit:  keinen  anderen  Herrn  zu 
haben,  als  den  Allen,  dem  Volke  gemeinsamen,  nur  an  das 
Gesetz  gebunden,  innerhalb  dessen  Schranken  aber  von 
jeder  Macht  unabhängig  zu  sein,  und,  da  das  Gesetz  vorzugsweise 
öffentliche  Angelegenheiten  ordnete,  in  seiner  Familie,  auf  seinem  Hofe 
vollständig  selbst  zu  herrschen.  Wohl  aber  kann  die  Freiheit  des  Ein- 
zelnen noch  nicht  zur  vollen  Uebung  gekommen  sein,  wenn  er  noch 
nicht  wehrhaft  ist  (§.  11  sub  IV.)  oder  noch  keinen  Ghrundbesitz  hat 
(§.  9  sub  V.).   Auch  das  Geschlecht  kann  ihr  eine  Schranke  geben  (§.  175). 

n.  Aus  den  Freien  ragten  hervor  die  edelen  Geschlechter, 
der  Adel.i    Ueber   seinen  Ursprung  gehen  die  Meinungen  sehr  aus- 


♦  Grimm,  B.A.  S.  281—800.  Waitz  I.  170  ff.  v.  Daniels  R.Q.  I.  8.  325  ff, 
^Earl  Dietr.  Hüllmann  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Stftnde  in  DeutsohL 
2.  Ausg.  (erste  1806  ff.)  Berl.  1830.  Chr.  Thierhach  üher  den  germ.  Erbadel, 
Gotha  1836.  y.  SaTigny  Beitrag  zur  Rechtsgesoh.  des  Adels  im  neueren  Europa, 
Berlin  1836.  Konr.  Maurer  über  das  Wesen  des  ältesten  Adels  der  deutschen 
Si&mme  in  seinem  Yerhältniss  zur  allgemeinen  Freiheit,  München  1846.  Dr.  H. 
Brandes  Die  Nobiles  der  Germanen  in:  Erster  Bericht  über  die  Germanisten* 
Gesellschaft  an  der  Universität  Leipzig.  Leipzig  1863.  Phillips  D.  Gesch.  l.  8. 
111  ff.,  Reichs-  und  Rechtsgesoh.  §.  84.,  Grimm  R.A.  8.  265  — 281,  Waitz  T.G. 
I.  8.  188  ff.,  bei  dem  die  übrige  Literatur  angeführt  wird,  Walter  R.G.  §.  10., 
ZOpfl  II.  20 ff.  —  Der  Freie  wird  in  den  Quellen  mit  ingenuus  und  liber,  frt, 
frfman,  frthals  bezeichnet;   „Adal   bedeutet  genus,  prosapia  mit  dem  Kebensinne 
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einander.  Einige  leiten  ihn  auf  die  damit  verbundene  Priidsterwürde 
zurück  (Eichhorn,  Phillips,  Grimm  u.  A.).  Hiergegen  ist  zu  be- 
merken, dass  jeder  Obrigkeit  das  Recht  zur  Ausübung  solcher  Funktionen 
zustand, s  diese  Ansicht  also  jedenfalls  ihre  Begründung  in  vorhistorischer 
Zeit  suchen  muss.  Eine  andere  Ansicht  gründet  „den  üradel  auf  Ab- 
kunft aus  einem  herrschenden  Oeschlechte^.  Sie  geht  davon  aus,  dass 
die  „reale  Grundlage  der  staatlichen  Verbindungen  patriarchale  Stamm- 
herrschaften waren,  in  welchen  die  von  einer  ürfamilie  ausgehenden 
Familien  und  Geschlechter  dadurch  zusammengehalten  wurden,  dass  sich 
die  Hausgewalt  des  ersten  Familienhauptes  als  Obergewalt  in  seinem 
Mannesstamme  nach  dem  Altersvorzuge  in  absteigender  Linie  fortsetzte^ 
und  es  findet  nach  ihr  „der  Adel  seine  natürliche  Erklärung  ^ 
den  Machtvorzügen  des  herrschenden  Hauses,  an  welchen  die  in  dem 
Laufe  der  Zeit  sich  von  ihm  abzweigenden  nachgeborenen  Linien  nicht 
unbetheiligt  bleiben  konnten^.»  Diese  nimmt  offenbar  als  bewiesen  an, 
was  in  älterer  und  neuerer  Zeit  beim  Adel  zur  Erscheinung  gekommen 
ist  und  von  Adeligen  wie  Nichtadeligen  als  Bedingung  der  Stellung  des 
Adels  aufgestellt  wird.  Er  kann  auch  nicht  blos  auf  persönliche  Eigen- 
schaften, wie  sie  ein  Amt,  grosse  Tapferkeit,  Weisheit  im  Rathe  leihen, 
beruhen,  weil  er  dann  offenbar  stets  neu  sich,  hätte  bilden  können,  wah« 
rend  es  in  Wirklichkeit  nur  eine  beschränkte  Anzahl  von  adeligen  Fa- 
milien gab.  XJnstichhaltig  ist  auch  die  Ansicht,  welche  den  Adel  aufbaut 
auf  der  Grundlage  des  grossen  Grundbesitzes,  der  dadurch  bedingten 
Gefolgsherrschaft  und  der  Gewohnheit  der  Landbevölkerung, 
ihre  Oberhäupter  aus  den  reichen  und  mächtigen  Familien  zu  nehmen.^ 


nobilitas.**  (Grimin  RA.  8.  265).  Edili,  edel,  adaling,  edeling  bedeutet  einen 
Mann  von  hoher  Abkunft,  dann  einen  Mann  von  Geburt  überhaupt.  Dies  erkl&rt 
sieh  ganz  deutlich  aus  der  aufgestellten  Aneicht  fiber  den  Adel,  weil  danaoh  gerade 
bei  ihm  AUes  auf  die  Geburt  ankam.  Ihm  entgegen  heisst  wohl  der  Freie  minor, 
minofliduB  (Grimm  B.A.  S.  278).  Andere  sehen  als  den  Stamm  des  Wortes  an 
6d  =  gut,  davon  odal;  Grimm  „yermuthet,  dass  nodal  altn.  Adal,  ags.  Sdel:  prae- 
dium  ayitnm  dazu  im  Ablautsyerhftltniss  stehe.*'  —  Das  Yorkommen  des  Adels  er- 
giebt  sich  hinlftnglioh  aus  einer  grossen  Anzahl  yon  QueUesstellen ,  z.B.  Taoitus 
Germ.  oap.  7.  11.  13.  14.  18.  25.  44.,  Annal.  I.  57,  II.  11.,  62.,  XI.  16.  17.,  Hist.  IV. 
12.  55. 

'  Taoitus  Germ.  0.  10. ^  ..  publice  aluntur  isdem  memoribus  ao  lucis  oandidi 
(soiL  equi)  et  nnllo  mortali  opere  oontaoti;  quos  pressos  saoro  curro  sacerdos 
ao  rez  Tel  prinoeps   civitatis   oomitantur,  hinnitusque  ao  fremitns  obsenrant.*^ 

*  Also  y.  Daniels  B.G.  §.  118. 

^  Das  ist  die  Ansicht,  welche  Z5pfl  neuestens  festhftlt  Ihr  stimmt  bei  Sei- 
bertz  R.G.  L  S.  54  ff.,  welcher  frei  und  adelig  für  die  älteste  Zeit  als  identisch 
T.  Behnlte,  B«icluB-  n.  BeehtcgMeh.   4.  Äuü,  3 
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Auch  dies  ist  nur  etwas  Factisches,  erklärt  aber  nicht  die  Quelle  des 
Adels.  Uebrigens  sind  gewiss  auch  andere  Familien  allmälig  zu  grossem 
Grundbesitze  gelangt,  ohne  dass  sich  jedoch  eine  Spur  davon  findet,  dass 
die  Zahl  der  adeligen  Familien  (Geschlechter)  sich  verändert  oder  ver- 
mehrt hätte. <^  Keineswegs  aber  soll  geleugnet  werden,  dass  factisch  der 
Adel  der  grösste  Grundbesitzerstand  war;  gewiss  hat  sich  auch  allmälig 
der  Adelsbegri£f  mit  einem  gewissen  Grundbesitze  verbunden.  Zu  ver- 
werfen ist  schliesslich  die  Ansicht,  welche  ihn  daraus  erklärt,  dass  er 
einer  andern  Race  angehört  habe,  weil  das  Yolk  durchaus  denselben 
Ursprung  hatte.^  Die  eigentliche  Quelle  des  Adels  fällt  in  vorhistorische 
Zeit  und  kann  nur  vermuthet  werden.  Uns  tritt  derselbe  als  ein  Factum 
entgegen.  Es  beruhete  das  Ansehen  des  Adels  auf  der  Geburt,  auf 
der  Abstammung  aus  einem  Geschlechte,  welchem  im  Yolke  ein  höheres 
Ansehen  beigelegt  wurde,  vielleicht  aus  dem  Grunde,  weil  man  diese 
Geschlechter  für  Abkömmlinge  von  Göttern  oder  Heroen  hielt  ;7  die  Be- 
deutung des  Adels  war  somit  eine  historische.  Man  legte  den  Adeligen 
höhere,  edlere  Eigenschaften  bei.  Befestigt  und  aufrecht  erhalten  wurde 
diese  Anschauung  durch  die  andere,  dass  sich  durch  die  Zeugung  das 
Blut,  mit  ihm  die  Seele,  als  deren  Sitz  das  Blut  galt,  und  die  guten 
oder  schlechten  Eigenschaften  der  Eltern  fortpflanzen  ;s  eine  Anschauung, 
welche,  obgleich  durch  das  Christenthum  entschieden  verworfen,  so  sehr 
in  vielen  rechtlichen  Sätzen  sich  ausprägte,  dass  sie  schwer  zu  verbannen 
war,  ja  noch  heut  zu  Tage  sich  vielfach  zeigt.« 


nimmt,  das  Hervortreten  eines  besonderen  Adels  darin  sieht,  dass,  obwohl  Adel  nnd 
freier  Besitz  (odal,  alode)  identisch  waren,  durch  die  allmälig  eintretende  Ungleich- 
heit des  Besitzes  eine  Ungleichheit  der  Personen  eintrat,  die  zu  einer  besonderen 
Klasse  in  ihrem  Stande  führte:  dieser  yomehmeren  Klasse  gehorten  die  Priester  an; 
sie  hatten  Gefolgschaften.  Auf  odal  (Note  1)  stützt  man  diese  Ansicht  auch,  jeden- 
falls liegt  aber  die  Herleitung  Yon  adal  sprachlich  näher. 

A)  Für  eine  solche  Vermehrung  beruft  sich  Zöpfl  IL  24  f.  auf  Tacitus  c.  13. 

^)  Tacitus  Oerm.  oap.  2.    Jene  Ansicht  hält  fest  v.  Savigny. 

7)  Bei  den  Gothen  heissen  die  Adligen  auch  ans  es,  Halbgötter.  Einzelne 
(Hengist  und  Horst)  leiten  ihren  Ursprung  auf  Wuotan  zurück. 

8)  Phillips  D.  R.-  und  K-Gesch.  §.  32,  §.  84,  Walter  R.  G.  S.  8.  —  Hille- 
brand  Lehrbuch  §.  16  erklärt  den  Ursprung  des  Adels  daraus,  dass  das  Ansehen 
besonders  yerdienstvoUer  Männer  einen  Vorzug  geben  musste,  der,  obsohon  an  sich 
ein  Torübergehender,  sich  zu  einem  dauernden  gemacht  habe,  wenn  die  Sohne  dem 
Beispiele  des  Vaters  folgten.  Zopfl  nimmt  diesen  Fall  als  einen  der  Gründe  für 
die  Ergänzung  desselben. 

^)  Dass  die  christliche  Lehre  von  der  Fortpflanzung  der  Erbsünde  damit  nichts 
zu  tUun  hat,  mithin  auch  nicht  zur  Stütze  dienen  kann,  liegt  auf  der  Hand. 
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II.  Der  Adel  bildete  keinen  eigentlichen  von  den  Freien 
unterschiedenen  Stand,  lo  keine  bestimmte  Klasse  des  Volkes, 
die  von  den  übrigen  Freien  sich  geschieden  hätte,  sondern  hatte  nur 
einzelne  Vorrechte,  welche  sich  in  der  Familie  fortsetzten.  Solche 
waren:  das  darch  die  Tradition  den  adeligen  Familien  einwohnende 
höhere  Ansehen  im  Yolke,ii  dass  wo  Konigthum   bestand,   der  König 


^0)  Grimm  R.A.  S.  268  fg.  Das  iBt  auch  eigentlich  die  Ansicht  von  Waitz. 
Denn  wenn  er  eine  ^Verschiedenheit  der  Bt&nde*^  in  der  ^Scheidung  der  Freien  yon 
dem  Adel^  (I.  8.  212)  und  doch  wieder  nicht  „bestimmte  politische  Rechte"  (S.  219) 
des  Adels  annimmt,  so  fehlt  der  Stand,  der  weder  im  Wergeid  noch  im  Ansprache 
aaf  das  Eonigthutai  allein  besteht.  Walter  erklärt  ihn  als  ^einen  von  den  gemeinen 
Freien  .  .  .  unterschfedenen  erblichen  Stand,"  beschränkt  aber  den  Stand  auf:  „im 
Eherecht  und  durch  ein  höheres  Wergeld"*,  fügt  hieran  ihre  Thatenlust 
n.  8.  f.  T.  Daniels  hält  ihn  für  keinen  Stand  im  heutigen  Sinne  des  Wortes,  aber 
wohl  für  einen  solchen,  wenn  man  dem  Ausdrucke  Stand  nicht  den  heutigen  Be- 
griff unterschiebe.  Er  sieht  nun  „das  Wesen  der  germanischen  Standesunter  schiede 
nicht  in  Rechten,  welche  allen  Genossen  des  einen  Standes  vor  denen  eines  andern 
gemein  sind,  sondern  nur  darin,  dass  die  persönliche  Stellung,  welche  sich  in 
rechtlichen  Yerhältuissen  geltend  macht,  nicht  Sache  freiwilliger  Anerkennung  war, 
sondern  auf  rechtlich  feststehenden  Merkmalen  beruhte.^  Das  ist  ein  Spielen  mit 
Begriffen. 

1^  Deshalb  aber  auch  schon  für  die  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  ein  höheres 
Wergeid  mit  Grimm  R.  A.  S.  272  ff.,  Wilda  Strafr.  S.  268,  Walter  R,  G.  §.  10, 
Hill ebr and  R.  G.  §.  16,  (s.  auch  Waitz  I.  S.  214)  anzunehmen,  ist  gewagt  und 
das  wirkliehe  Vorkommen  in  der  folgenden  Zeit  noch  kein  Beweis.  Waitz  sieht 
den  Beweis  darin,  ^dass  die  yerschiedenen  Stämme,  die  in  der  Heimath  sesshaft 
geblieben  und  die  in  die  Feme  zogen  und  neue  Herrschaften  bildeten,  dieselben 
Unterscheidungen  kenneu.  Und  auch  bei  den  Skandinaven  sind  sie  ausgebildet.^ 
Aber  kann  nicht  das  höhere  Wergeid  erst  dadurch  allmälig  entstanden  sein,  dass  sich 
in  Folge  des  regelmässigen  Erwählens  der  prinoipes  aus  dem  Adel  dessen  Ansehen 
juristisch  gestaltete?  Auch  das  Wergeid  selbst  als  eine  rechtliche  Forderung 
und  LeistungsTerbindlichkeit  ist  ja  wohl  kaum  vor  der  Völkerwanderung  anerkannt 
gewesen.  Die  Leges  haben  ja  einen  Zustand  vor  Augen,  wo  thatsächlich  die 
Forderung  und  Leistung  Regel  war.  Gerade  aus  jener  Redaction  eines  Yolksreohts, 
welche  der  heidnischen  Zeit  am  nächsten,  oder  in  ihr  steht,  der  lex  Salica,  können 
wir  den  Unterschied  nicht  nachweisen,  weil  hier  das  Verhältniss  zum  Könige  mass- 
gebend ist  In  der  lexBajuT.  Text  leg.  primus  HI.  1.,  IV.  28.,  An  gl.  1.  2.,  Fris.  I. 
1  ff.  u.  a.  kommt  der  Unterschied  vor;  das  Verhältniss  ist  Yorschieden  (3:1,  2:1 
u.  8.  w.).  Die  lex  Saxonum  kennt  einen  solchen  Unterschied  nicht.  Wenn  c  14. 
dem  nobilis  1440,  c.  16  dem  litus  120  sol.  Wergeid  gibt,  so  berechtigt  das  nicht, 
mit  Waitz  I.  S.  215  zu  sagen:  „das  des  Freien  muss  als  das  doppelte  von  diesem, 
ein  Sechstel  des  des  Adligen  angenommen  werden*^.  Vielmehr  hat  Seibertz  R.  U. 
I.  8.  129  Recht,  zu  sagen,  aus  c.  64  (Merk.)  und  c  44  folge,  dass  liberi  und 
nobiles  keine  yerschiedenen  Stände  bildeten,  weil  nach  c.  43  stets  der  proximua 

3* 
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nur  aus  dem  Adel  genommen  werden  konnte,   obwohl  meistens   eine 
Familie  die  königliche  war,i<  dass  man  bei  der  Wahl  der  Obrigkeiten 


paterni  generis**  die  tuiela  hat,  o.  64  „liber  homo,  qui  Bub  tutela  nobilig 
oiiiiiBlibet  erat*^  beweist,  dasB  ein  liber  zum  Bäohsten  Sobwertmagen  (proximiu 
paterni  generis)  einen  nobilia  haben  konnte,  folglich  eine  und  dieselbe  Familie  aus 
Uberi  und  nobiles  bestehen  konnte,  folglich  c.  64  den  liber  und  nobilia  als  zur  selben 
Familie  gehörig  ansieht.  Hieraus  und  aus  dem  von  Seibertz  I.  S.  127  ff.  gelieferten 
Beweise,  dass  noch  im  12.  Jahrh.  liberi,  nobiles,  ingenui  in  Westfalen  identisch 
sind,  geht  evident  hervor,  dass  die  Sachsen  Adel  und  Freie  nicht  als  St&nde  schieden. 
Mir  scheint  daher  die  Ansicht  von  Seibertz:  die  edelingi,  adalingi,  nobiles  seien  die 
Besitzer  eines  Alodes,  die  ingenui,  igenuiles,  liberi  Freie  gewesen,  welche  keinen 
Grundbesitz  hatten,  richtig  zu  sein. 

»  Hierüber  sehe  man  die  Ausführung  von  Waitz,  der  alle  hieraus  gezogenen 
Folgerungen  beleuchtet.    Material  auch  bei  Grimm  R.A.  S.  269  f.    Phillips  D.  B. 
u.  R.-Gesoh.  §.  IB  und  34  vertheidigt  nochmals  die  Ansicht,  dass  der  Adel    (wie 
eigentlich  alle  Freien)  nur  eine  Entfaltung  des  Konigthums  sei,  weil  jener  und  dieses 
doch  aus  der  ursprünglichen  Stammfamilie,  dem  ersten  Menschenpaare  herkomme; 
hiernach  erscheint  ihm  der  Adel   und  das  königliche  Geschlecht  dieses  Andenken 
nur  am  besten  bewahrt  zu  haben;  er  führt  dieses  alsdann  zurück  auf  die  h.  Schrift 
loh  sehe  nicht  ein,  wozu  dieser  Beweis  dienen  soll.    Stammten  denn  die  Unfreien, 
die  nichtgermanischen   YSlker  u.  s.  f.  auch  von   einer   und   zwar  der* 
selben  Stammfamilie   ab   wie   die   deutschen    Adels-    und   Eönigsge- 
schlechter?  Falls  man  diese  Frage  bejaht,  und  das  muss  Phillips  thun,  wenn 
er  bei  seinem  Beweisgrunde  (h.  Schrift)  stehen  bleibt,  so  folgt  hieraus:   1)  dass  mit 
dieser  Ansicht  in  Betreff  der  Entstehung  des  Adels  gar  nichts  gesagt  ist,  mithin 
die  ganze  Frage  offen  bleibt  und  wieder  Alles  darauf  ankommt,   eine  blosse  An- 
sicht des  Volkes  zu  finden,  weil  ein  objectirer  Grund  nicht  existiren  könnte, 
der  der  Geburt  ein  solches  Gewicht  beilegt;  2)  dass  in  sieb*  die  ganze  Anschauung 
keinen  haltbaren  Grund  hat.   —  In   der   späteren  Zeit  soll  in   Sachsen   zwischen 
Adeligen  und  blossen  Gemeinfreien,  wie  überhaupt  zwischen  Leuten   rersohiedener 
Abstufung  keine  echte  Ehe  möglich  gewesen  sein.    Rudolfi  Fuldensis  et  Meginharti 
translatio  S.  Alexandri   (Pertz,   Monum.  II.  S.  675):   „Quatuor  igitnr   differentiis 
gens  illa  (die  Sachsen)  consistit,  nobilium  scilicet,  et  liberorum,  libertorum  atque 
senromm.     Et  id  legibus  firmatum,  ut  nulla  pars  in  copulandis  conjugiis  propriae 
sortis  terminos  transferat,  sed  nobilis  nobilem  ducat  uxorem  et  liber  liberam,  libertus 
oonjugatur  libertae  et  senruB  ancillae.    Si  vero  quispiam  herum  sibi  non  oongruentem 
et  genere  praestantiorem  duxerit  uxorem,  cum  yitae  suae  damno  componat.''    Wenn 
Walter  nach  Waitz  I.  S.  213  dies  als  Vorrecht  des  Adel«  schon  der  ältesten  Zeit 
anführt,  so  dürfte  in  der  That  diese  Nachricht  hierfür  doch  zu  Späten  Datums  sein 
und  Zöpf]  Recht  zu  sagen  haben,  dass  sich  aus  der  Zeit  vor  der  Völkerwanderung^ 
gar  keine  persönlichen  Vorrechte  des  Adels  nachweisen  lassen,    die  sich  auf  das 
Priyatrecht  und  Griminalreoht  beziehen.     Uebrigens  halte  ich  nach  den  Belegen  in 
Kote  11  die  ganze  Nachricht  für  unglaubwürdig,  da  sie  in  schroffem  Widerspruche 
steht  mit  dem,  was  von  den  Verhältnissen  der  Sachsen   feststeht.     Auch   t.   Sybel 
Eönigthnm  S.  94  ff.  rerwirffc,  wie  schon  Waitz  hervor  hebt,  die  Nachricht. 
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meistens  auf  den  Adel  sah^^^  offenbar  aus  dem  Grunde,  weil  es  nur  sach- 
dienlich war,  wenn  zu  dem  amtlichen  Ansehen  ein  personliches  hinzukam« 

in.  unter  den  Freien  stehen  als  dne  besondere  Klasse  die  Frei- 
gelassenen, liberti.  1^  Sie  blieben  im  Mundium  der  Herren,  oder 
kamen  in  das  des  Königs  oder  der  Kirche,  hatten  ein  geringeres,  meist 
nur  das  halbe  Wergeid  eines  Freien,  konnten  kein  echtes  Eigenthum 
besitzen  und  deshalb  auch  keine  politischen  Rechte  (Theilnahme  in  den 
Versammlungen  u.  s.  f.)  ausüben.  Für  sie  bot  mithin  nur  die  Gunst  des 
Königs,  insbesondere  die  Yerleihung  eines  Amtes  das  Mittel,  höheres 
Ansehen  und  hiermit  allmälig  die  volle  Freiheit  zu  erlangen.  i<^ 

lY.  ungefähr  auf  gleicher  Stufe  mit  den  Freigelassenen  stehen  die 
Liten,  Leten,  Lazzen,  später  Aldien,  Aldionen. i*    Auch  diese 


1'  DasB  es  aber  durchaus  falsch  fst,  principes  und  n  ob  lies  für  identisch 
zu  halten,  dasjenige,  was  dem  Fürsten  als  einer  obrigkeitlichen  Person  zukommt, 
dem  Adeligen  beizulegen,  hat  Waitz  T.G.  I.  S.  220  ff.  überzeugend  dargethan, 
besonders  gegen  Eichhorn  B.Q«  §.  146  und  t.  Sayigny  S.  5.  Es  folgt  das  Gegen- 
theil  deutlich  aus  Tacitus  cap.  12.  ^^Eliguntur  in  isdem  conoiliis  et  principes, 
qui  jura  per  pagos  yicosque  reddant.^  Auf  der  andern  Seite  sagt  Zopfl  II.  25 
Anm.  IGmitBecht,  dass  es  gewiss  eine  für  jene  Zeit  unpraktische  und  aus  Tacitus 
AnnaL  XI.  17.  erwiesene  Redensart  sei,  anzunehmen,  jeder  fireie  Mann  habe  zum 
princeps  geir&hlt  werden  kSnnen,  da  es  in  der  Katur  der  Sache  liegt,  dass  das  Volk 
in  jenen  Zeiten  von  seinen  alten  Geschlechtern,  mit  denen  seine  Geschichte  ver- 
wachsen  war,  nicht  abliess.  lieber  die  geringe  Anzahl  der  edlen  Geschlechter 
Waitz  I.  S.  195  ff. 

»*  Grimm  R.A.  8.  331—388,  Eichhorn  §.  51,  Waitz  I.  8.  174  f. 

'A  Tacitus  Germ.  cap.  25.  „Liberti  non  multum  sapra  serTOs  sunt,  raro  ali- 
quod  momentum  in  domo,  nunquam  in  ciTitate,  exoeptis  duntaxat  iis  gentibus  quae 
regnantur.  Ibi  enim  et  super  ingenuos  et  super  nobUes  ascendunt:  apud 
oeieros  impares  libertini  libertatis  argumentum  sunt.** 

1«  Grimm  B.A.  S.  305  fL  Waitz  I.  8.  175  ff.  Zöpfl  IL  8.  19  f.  nimmt  ^ur- 
sprünglich nur  Geburtsstände  der  Freien  und  Unfreien  oder  Knechte^  an,  bei  jenen 
die  dreifache  Abstufung  des  Adels,  der  Freien  und  Freigelassenen.  Die  Erwei- 
terung der  wenig  zahlreichen  libertl  zu  der  sehr  zahlreichen  Mittelklasse  der  Halb- 
freien sieht  er  als  eine  der  bemerkenswerthesten  Entwicklimgen  der  Standesverh&lt- 
nisse  in  der  meroyingisohen  und  karoHngischen  Zeit  an.  ~  Belassen  yon  Grund  und 
Boden,  der  Einem  zugefallen  war  bei  der  Besitznahme  des  Landes  gegen  die  Pflicht 
zu  Diensten  und  Naturalabgaben,  Freilassung  und  Uebergabe  Yon  Gut  in  dieser 
Weise,  langes  Yerbleiben  der  Nachkommen  eines  unbegüterten  Freien,  der  yon 
einem  Anderen  Aecker  gegen  Dienste  und  Abgaben  hatte,  das  sind  wohl  die  Gründe 
der  Entstehung.  Wollen  wir  aus  den  Yolksrechten  und  anderen  Quellen  der  spä- 
teren Zeit  schliessen,  so  haben  sie  mit  den  Colonen  grosse  Aehnlichkeit;  ihrVer- 
haltniss  ist  dinglicher  Natur,  sie  erscheinen  als  Zugehör  eines  Hofes.  —  Ueber  die 
laeti,  welche  im  römischen  Gallien  wohnten,  Germanen,  für  ihre  Person  frei  und 
unabhängig  waren,  und  Land  gegen  Waffendienst  im  Nutzgenuss  hatten,  agri  laetioi. 
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waren  ohne  alle  politische  Rechte,  hatten  hingegen  ein  Wergeid  und 
bauten  einen  Acker,  der  mit  yerBchiedenartigen  Diensten  und  Abgaben 
belastet  war.  ITeber  die  Entstehung  dieses  YerhältnisseB  lassen  sich 
keine  sicheren  Anzeichen  au£Qnden. 

y.  Den  völligen  Gegensatz  zu  den  Freien  bildeten  die  Unfreien, 
Knechte,  servi.  Entstehungsgrund  der  Unfreiheit  war  Kriegsgefangen- 
schaft, Geburt  von  Knechten,  Begeben  in  die  Knechtschaft,  i''  Sie  stehen 
unbedingt  unter  dem  Willen  ihres  Herrn,  welchen  nur  die  Sittd  mildert,^ ^ 
haben  kein  Wergeid,  so  dass  der  Herr  für  den  erschlagenen  Knecht 
einen  Ersatz  fordert  wie  für  eine  Sache,  und  entbehren  aller  Rechte, 
welche  die  Freiheit  verleiht,  sind  unfähig  Eigenthum  zu  haben,  können 
keine  Ehe  eingehen  und  gemessen  keinen  öffentlichen  (staatlichen)  Schutz. 

§.  13. 

8.   Die  FüntttB.   Der  KöbI«. 

I.  Bei  allen  deutschen  Völkerschaften  finden  wir  bestimmte  Obrig- 
keiten, welche  mit  der  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  betraut 
waren,  die  principes,  Fürsten.  Sie  wurden  in  den  Versammlungen 
gewählt,!  ohne  Zweifel  für  die  Lebensdauer,  regelmässig  aus  den  edlen 
Geschlechtem.  Ihnen  stand  die  Besorgung  der  geringfügigeren  Ange* 
legenheiten  und  die  Entscheidung  in  kleineren  Rechtsstreitigkeiten  zu,^ 
in  grösseren  die  Vorbereitung  und  Anbringung  bei  der  Yersammlung. 
Desgleichen  übten  sie  das  Kichteramt  aus  in  den  ordentlichen  Gerichten. 

n.  Nicht  bei  allen  Stammen,  wohl  aber  im  Laufe  der  Zeit  bei  den 
meisten  gab  es  eine  Obrigkeit  über  den  ganzen  Stamm,  den  König,^ 


.mit  Steuerfreiheit,  siehe  Roth  Qesoh.  des  Benefioicdwesens  S.  46  ff.,  der  auf  die 
Literatur  genau  eingeht.  Ich  stimme  ihm  gegen  Qrimm  und  Gaup^  bei,  dass  diese 
laeti  nicht  identisch  sind  mit  den  spateren  liti  des  fränkischen  Reichs.  Sie  schieden 
sich  ebenso  yon  den  Coloni. 

^'Tacitus  Germ.  oap.  24.  ^Yictus  voluntariam  servitutem  adit.**  An  das 
Entstehen  aus  der  Elriegsgefangenschaft  und  daran,  dass  urspranglich  die  Knechte 
nicht  dem  deutschen  Volke  angehörten,  erinnert  der  spätere  Name  Sklayen,  der 
Gebrauch  des  Wortes  sclayi  für  dieSlayen  und  Knechte  in  Urkunden  des  8. 
und  9.  Jahrh. 

1*  Tacitus  Germ.  oap.  26. 

^  Tacitus  Germ.  oap.  12.  Ygl.  die  §.  12.  N.  13  Genannten,  Roth  Geschichte 
des  Beneficial Wesens,  Erlangen  1850,  S.  8  ff.,  y.  Daniels  RG.  §.  119.  Waits 
Ueber  die  prinoipes  in  der  Germania  des  Tacitus  in  Forschungen  II.  385  ffl 

*  Tacitus  Germ.  oap.  11.  Ueber  die  Sitte,  denselben  Geschenke  zu  geben, 
da  sie  kein  Amtseinkommen  hatten,  Tacitus  oap.  15. 

'  H.  y.  Sybel  Entstehung  des  deutschen  Königthums,  1844;  F.  M.  Witt* 
mann   Das  altgermanisohe  Konigthum,  Mfinchen   1854;   A.  Gemeiner  Die  Ter- 
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der  auch  im  Frieden  als  höchste  Obrigkeit  erscheint,  während  in  Kriegs* 
Zeiten  ein  gewählter  Heerführer  auftritt^  Ueber  den  Ursprung^  des 
Königthums  lassen  sich  keine  sicheren  Angaben  machen,  soweit  derselbe 
in  die  yorhistorische  Zeit  fällt.  Jedenfalls  ist  die  königliche  Würde  eine 
aus  dem  Volke  herausgewachsene,  nationale,  und  auch  in  der  besonderen 
Weise  demselben  eigenthümliche.  Es  besteht  das  Eönigthum  in  der 
erblichenHerrscher  würde  innerhalb  einer  bestimmten  Familie,  die 
entweder  seit  grauer  Vorzeit  dieselbe  besessen,  oder  zwar  durch  Wahl 
des  Volkes  erhalten,  sofort  aber  erblich  behauptet.  Innerhalb  der  Königs* 
familie  war  keine  bestimmte  Erbfolge,  sondern  die  Bezeichnung  der 
Person  geschah  wohl  durch  die  Familie  'unter  Zustimmung  des  Volkes. 
Es  war  die  königliche  Familie  unter  allen  edlen  Geschlechtern  das  erste, 
ausgezeichnetste  und  ragte  deshalb  weit  über  den  Adel  hervor.* 

in.  Keineswegs  bei  allen  Stämmen  war  die  königliche  Macht  eine 


ÜASSung  der  Centenen  u.  des  fr&nk.  KOnigthumB,  Münoh.,  1855;  R.  K5pke  Deutsche 
Forschungen,  Berlin  1859;  Uinriohs  die  Könige,  1860;  Fei.  Dahn  Die  Könige 
der  Germanen  au6  den  Quellen  dargestellt,  1.  Abth.  München  1861.  Friedr. 
Thudlohum  Der  altdeutsche  Staat,  Oiessen  1862.  Waitz  L  8.  278  ff. 

^  Taoitus  Germ.  cap.  7.  ^^Reges  ex  uobilitate,  duoes  ex  virtute  su- 
mont.*^  Er  zählt  oap.  43  sqq.  einige  Völker  auf,  die  Könige  hatten.  Caesar 
kennt  das  Königthum  nicht.  YI.  oap.  23:  ,»Gum  bellum  oiyitas  aut  inlatum  defendit 
ant  infert,  magistratns,  qui  ei  hello  praesint,  ut  yitae  necisque  habeant  potestatem, 
deliguntur.  In  paoe  nullus  est  communis  magistratus,  sed  prinoipes 
regionum  atque  pagorum  inter  suos  jus  dicunt  oontroyersiasque  minuunt.^ 
Die  Eburones  in  Gallien  hatten  nach  ihm  solohe  V.  24.,  YL  31.  Ueber  seine  Angabe 
bezflglioh  Ariovist's  (I.  43.)  s.  Waitz  I.  3.  278.  Die  Sachsen  hatten  noch  im  8. 
Jahrh.  keinen  solchen  Herrn.  Auf  den  Namen  kommt  es  nicht  gerade  an.  Grimm 
R^  8.  229  ff. 

3  Es  sind  darüber  die  wunderbarlichsten  Meinungen  aufgestellt  Waitz  S.  289 
ff.  z&hlt  die  Yölker  auf,  welche  7u  Tacitus  Zeit  bereits  Könige  hatten,  und  zeiget, 
wie  es  bei  anderen  sich  in  historischer  Zeit  entwickelt  hat,  widerlegt  die  Ansicht, 
dass  das  Königthum  aus  den  Gefolgschaften  sich  entwickelt  habe  (die  bei  Eichhorn 
§.  17,  Phillips  R.  u  R.Gesoh.  §.  18,  34  53,  u.  A.  die  Grundlage  ihrer  Yerfassung 
bildet).  In  derselben  Richtung  die  Ausführung  yon  Roth,  Walter,  Dahn.  — 
Ursprünglich  mag  Priesterthum,  Reichthum,  Ansehen,  Adel,  im  Kriege  erlangtes 
Ansehen,  Aussterben  der  Adelsgeschlechter,  Beispiel  anderer  Stämme  zur  Entstehung 
beigetragen  haben. 

*  Tacitus  Germ.  cap.  7.  42,  Annal.  XL  16.  Ueber  den  ältesten  Yersuch, 
eine  bestimmte  Erbfolgeordnung  (das  Seniorat)  zu  begründen:  Herm. 
Schulze  De  testamento  Genserici  seu  de  antiquissima  lege  successoria  in  Ger« 
manomm  regnis  soripsit,  Jena  1859.  (Dahn  in  Pözl*s  Krit.  Yierte^ahrsschrift 
IL  S.  188  ff:). 
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gleiche. "7  Gesetz  und  Herkommen  begrenzten  den  Umfang  der  könig- 
lichen Rechte.  EUerzu  gehorte  der  Oberbefehl  im  Kriege,  die  Er- 
nennung der  Unterbefehlshaber,  das  Recht  der  Leitung  und  Berufung 
der  Yolksyersammlungen ,  die  Aufreohterfaaltung  des  Friedens  im 
Stamme  und  die  Handhabung  des  Rechtsschutzes.  Seit  der  Yolker- 
wanderung  fiel  ihm  auch  das  Recht  zu,  die  einzelnen  Gauobrigkeiten 
(Grafen)  zu  ernennen.^  An  den  König  fiel  zweifelsohne  ein  guter  An- 
theil  der  neu  eroberten  Ländereien;  ausserdem  pflegten  ihm  alljährlich 
Geschenke  gespendet  zu  werden. 

§.  14. 

9.  Die  TelkiTMiiuuilvmg. 

I.  Bei  den  nicht  von  Konigen  beherrschten  Stämmen  lag  der 
Schwerpunkt  der  Verfassung  in  der  Yolksversammlung,  welche 
auch  in  den  Staaten  mit  Konigen  diese  bedeutend  beschränkte  und  in 
allen  wichtigen  Dingen  Mitregierungsrecht  hatte.^  Vor  diese  Yersamm* 
Inng  gehörte^  die  eigentliche  politische  Leitung:  Gesetzgebung,  Be- 
schluss  über  Krieg  und  Frieden,  Wahl   (Gutheissung)   der  duces  und 


'  Taoitus  Genn.  o.  44.  „TranB  Lygios  Gotones  regnaatur,  paulo  jam  ad- 
daotius  quam  ceterae  Germanoram  gentee,  nondum  tarnen  supra  liber- 
tatum.^  „omniumque  haram  gentinm . . .  erga  reges  obBeqninm.*  cap.  45.  Saionibns 
Sitonum  gentes  oontinnantnr,  eetera  simileB  nno  differunt,  quod  femina  dominatnr: 
in  tantum  non  modo  a  libertate  sed  etiam  a  severitate  degeneranf  Das  berechtigt 
noch  nicht,  mit  Walter  §.  24  zu  sagen:  „Bei  einigen  Yölkern  im  fernen  Osten 
und  2?orden  galt  unbedingter  Gehorsam  .  .  J*"  Gap.  7.  „neo  regibus  infinita 
•ut  libera  potestas.**  Annal.  XIII.  54.  „auotore  Verrifco  et  Malorige,  qui  nationem 
eam  (Frisios)  regebant,  in  quantum  Germani  regnantur.'^ 

Aus  Tacitus  Germ.  cap.  11.  „mox  rex  yel  princeps^  folgert  Walter:  ^Ja  es 
kannte  ein  König  bei  einer  übrigens  ganz  freien  Yolksyerfassung  vorkommen,^  über- 
sieht aber  das  Wörtohen  yel,  das  andeuten  kann:  oder  (wenn  kein  rex  da  war) 
zuerst  der  princeps,  und  gewiss  dies  bedeutet. 

^  Es  geht  nicht  an,  ihm  das  Redht  zur  Einsetzung  der  Grafen  und  Unterbeamten 
schon  in  filtester  Zeit  zuzuschreiben,  weil  dies  eine  zu  sehr  ooncentrirte  Verwaltung 
Toraussetzt,  wie  sie  erst  in  Folge  der  inneren  Yeränderungen  seit  der  YGlkerwanderung 
und  der  Nachwirkung  der  römischen  Yerhftltnisse,  auch  durch  den  Einfluss  der 
kirchlichen  Einrichtungen  sich  gestaltete. 

1  Taoitus  Germ.  c.  89  über  die  der  Semnonen,  40.  43.  YgL  Sohm  Frank.  B. 
o.  G.  Yerf.  8.  2  fif. 

Der  Name  dafür  ist  thing,  allthing  =  Versammlung  Aller,  bei  Tacitus 
Goncilium. 

s  Taoitus  Germ.  cap.  11.  De  minoribus  rebus  prinoipes  Consultant,  de 
majoribus  omnes,  ita  tamen  ut  ea  quoque,  quorum  penes  plebem  arbitrium  est,  apud 
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principes;  sie  bildete  das  Gericht  für  schwere  Straffalle;  vor  ihr  wur- 
den alle  Rechtsacte  yorgenommen ,  welche  wegen  ihrer  Bedeutung  für 
die  Stellung  des  Einzelnen  eine  Beziehung  auf  die  Gemeinde  hatten: 
Freilassung/  Wehrhafterklärung,*  üebertragungen  von  Eigen,*  Ver- 
lobungen.* 

n.  Die  Versammlungen  waren  ungebotene  (regelmässige,  zu 
festgesetzten  Zeiten)  und  gebotene  (unregelmässige,  nach  Bedürfniss 
anzusetzende),  üeber  der  versammelten  Gemeinde  waltet  der  Schutz, 
der  Gotter,  sie  geniesst  Frieden,  weshalb  bei  ihr  die  Priester  eine 
wichtige  Bolle  spielen.''  In  der  Volksversammlung  stellt  sich  zugleich 
dar  das  Heer. 

III.  Ob  in  der  Versammlung  Alle  erscheinen  mussten,  lässt 
sich  nicht  mit  unbedingter  Sicherheit  sagen,  ist  jedoch  wahrscheinlich. 
Aus  den  einzelnen  Gauen  wurden,  seitdem  sich  die  einzelnen  Stämme 
mehr  verbunden  hatten,  Abgeordnete  gesandt,  aus  denen  die  grosse 
Versammlung   des   Stammes   gebildet  wurde.^    Diese   Versammlungen 


principe«  pertraotentur.  GoSnnt,  nisi  quid  fortaiiam  et  sab i tum  inoidit, 
certis  diebus,  cum  aut  inohoatur  luna  aut  impletur:  nam  agendis  rebus  hoc  aa- 
spicatiBsimnm  initium  credunt.  Nee  dierum  numerum,  ut  dob,  sed  nootium  com- 
puiant.  Sic  oonstitnunt,  sie  condicunt:  noz  ducere  diem  yidetur.  Illud  ex  über* 
täte  yitium,  quod  non  simul  nee  ut  jussi  conTeniunt,  sed  et  alter  et  tertius  dies 
eunctatione  coSuntium  absumitur.  Ut  torbae  placuit,  oonsidunt  armatL  Silen- 
tium per  sacerdotes,  quibus  tum  et  coSreendi  jus  est,  imperatnr.  Mox  rez  yel  prin- 
oepa,  prent  aetas  auique,  prent  nobilitas,  prent  deons  bellorum,  prent  facnndia  est, 
andinntur,  auctoritate  snadendi  magis  quam  jubendi  potestate.  Si  displicuit 
sententia,  fremitn  aspemantur;  sin  placuit,  frameaa  concutiunt;  honoratissimum  ad- 
sensus  genns  est  armis  laudare.  12.  Licet  apud  concilium  accnsare  quoque  et 
discrimeit  capitis  intendere.  —  Elignntur  in  isdem  conciliis  et  principes 
qui  jura  per  pagos  riccsque  reddnnt.  Genteni  singulis  ex  plebe  comites,  concilium 
simnl  et  auctoritas,  adsunt.'^ 

<  Grimm  RJL  S.  383  sqq. 

^  Tacitus  oap.  13.  „Nihil  neque  pnblicae  neque  privatae  rei  nisi  armati 
iignnt  Sed  arma  sumere  non  ante  oniquam  moris  quam  civitas  suffecturum  prob»- 
Terit.  Tum  in  ipso  concilio  yel  principum  aliquis  yel  pater  yel  propinqui  scuto 
frameaque  juyenem  omant. 

»  Grimm  R^.  S.  555  ff. 

0  Grimm  R.A.  S.  483. 

^  Ta^citus  cap.  11.  (Anm.  2.),  7:  ^^Ceterum  neque  animadrertere  neque  yincire, 
ne  yerberare  quidem  nisi  saoerdotibus  permissum,  non  quasi  in  poenam  neo  duois 
jussuy  sed  yelui  <leo  imperante,  quem  adesse  bellantibus  credunt.** 

^  Für  die  Sachsen  bekundet  dies  positiy  Hucbald  yita  8.  Lebuini  in  Perts 
Monum.  Script.  U.  361.  Von  solchen  kann  man  auch  Tacitus  Germ.  c.  39.  40* 
48.  yerstehen.    Sohm  Frank.  R.  und  G.Verf.  S.  2  ff. 
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scheinen   aber   weder    häufig  gewesen   zu    sein,   noch  lassen    sie    sich 
genauer  feststellen. 

§.  15. 

10.   Dm  KriegsweieK.  *   Die  Gefolgsehaftei. 

I.    Von  einem  besonderen   Heere    konnte   keine  Rede   sein;   das 
Volk,  die  Hundertschafts-,  Gau-Yersammlung  war  das  Heer.  Ihm  stand 


Das  Gonoilium  des  Taoitus  ist  die  Versammlung  der  Ydlkerschaft,  Land- 
sohaft,  gens,  oiyitas.  loh  habe  in  der  l.  und  2.  Aufl.  die  Völkersohaft  mit  Gan  ge- 
geben und  daher  das  conoilium  Gauversammlung  genannt,  diese  in  den  Gegensatz 
zur  HundertsohaftsTersammlung  gestellt.  Dass  ich  bei  Gauversammlung  nicht  an 
den  pagus  des  Taoitus  dachte,  ergiebt  der  unyeränderte  Schluss  yon  §.  9.  lY. 
Wegen  des  Missyerständuisses  gebe  ich  dies  auf.  —  Während  die  YölkerschafUs- 
yersammlung  die  politische,  die  Landesyeysammlung ,  der  Landtag,  war,  stellt 
sich  die  Hundertsohaftsy ersammlung,  wie  besonders  Sohm  Frank.  R.  u. 
G,  Y.  8.  5  ff.  scharf  heryorhebt,  als  die  ordentliche  Geriohtsyersammlung  heraus. 
Dies  ergiebt  sich  aus  Tao.  Germ.  c.  11.,  besonders  o.  12.  Die  im  Landtage  gewählte 
Obrigkeit,  der  prinoeps,  führt  den  Yorsitz  in  der  Hundertschaft  („centeni  singulis*", 
nämlich  principibus,  „ex  plebe  oomites  adsunt^);  diese  steht  ihm  zur  Seite  als  Rath 
und  BeschUesser  (nConsilium  simui  et  auctoritas**) ;  der  prinoeps  handhabt  das  Reoht 
„hundertschaftsweise^  (nP®^  pagos")  d.  h.  in  jeder  Hundertschaft  ist  ein  Gericht. 
„Per  yioos*  ist  offenbar  auch  eine  Individualisirung  fOr  Hundertschaft,  da  factisoh 
die  yici  eine  solche  bilden.  Die  Mark  als  solche,  noch  weniger  das  einzelne  Dorf, 
wird  in  keiner  Quelle  als  eine  politische  Einheit  erwähnt,  hat  keine  Obrigkeit  und 
bildet  daher  auch  keinen  eigenen  Geriohtsbezirk. 

*  Taoitus  Germ.  cap.  6.  Zuerst  besohreibt  er  die  Waffen  und  Kampf esart. 
„— -  peditum,  quos  ex  omni  juyentute  deleotos  ante  aoiem  locant.  Definitur  et  nume- 
ras:  oenteni  ex  sing^lis  pagis  sunt;  idque  ipsum  inter  suos  yooantur,  et  quod 
piimo  numerus  fult,  jam  nomen  et  honor  est.*^  Gewiss  ist  die  Erklärung  yon  Waitz 
Y.G.  I.  S.  155  richtig,  dass  oenteni  nicht  auf  die  mit  den  Reitern  yermisoht 
kämpfenden  Fussgänger  zu  beziehen  sei  ( —  was  auch  aus  Caesar  de  B.  G.  I.  48« 
folgt:  „equitum  milia  erant  sex,  totidem  numero  pedites  yelooissimi  ao  fortissimi, 
quos  ex  omni  copia  singuli  singulos  suae  salutis  causa  delegerant:  cum 
his  in  proelüs  yersabantur  — ),  sondern  dass  je  hundert  eine  Abtheilung  bildeten, 
and  dayon  ihren  Kamen  hatten,  also  im  Lateinischen  oenteni  hiessen, 
wofür  es  selbstredend  ein  deutsches  Wort  gab.  Demnach  ist  dessen  Paraphrase 
trefflich:  „diese  Schaaren  heissen  centeni,  und  was  Anfangs  bloss  Zahlbegriff  war, 
ist  nun  ein  technischer  und  zugleich  ehrenyoller  Name  geworden.**  Cap.  7,  „—  duoes 
ex  yirtute  sumunt,  —  „et  duoes  exemplo  potius  quam  imperio,  si  prompti,  si  oon* 
spicui,  si  ante  aciem  agant,  admiratione  praesunt,  ceternm  neque  (siehe  die  Worte 
in  §•  14.  Anm.  7,  worauf  es  weiter  heisst:) —  effigiesque  et  signa  quaedam  detraota 

Incis  in  proelium  ferunt **•  Caesar  de  B.  G.  YI.  25.     „Cum   bellum  oiyitas 

aut  inlatum  defendit,  äut  infert,  magistratus,  qui  ei  belle  praesint,  ut  yitae  neoisqne 
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Tor  der  Eonig  oder  ein  gewählter  Führer,  dux,  heretagan,  heri- 
zehn,  Herzog.  Der  Beschlags  über  Krieg  und  Frieden  ging  aus 
▼on  der  Yersammlung.  Ob  die  ganze  Yolkerschaft  oder  nur  ein  Theil 
auszog,  hing  davon  ab,  ob  zu  führen  war  ein  Yertheidigungs-,  Angriffs- 
oder Bundesgenossen -Krieg.  Im  Heere  ordneten  sich  die  einzelnen 
Schaaren  nach  den  natürlichen  Familien-  und  Gemeindeverbänden  unter 
den  einzelnen  Gaufürsten  als  Unjierbefehlshabern;  nur  die  Reiter  bil- 
deten eine  besondere  Abtheilung,  zu  der  auch  aus  jedem  Haufen  Ein- 
zelne ausgewählt  wurden.  Alle  wehrhaften  Freien  waren  zum  Kriegs- 
dienste berechtigt  und  verpflichtet.  —  Wegen  der  religiösen  Weihe  des 
Heeres  erscheinen  überall  die  Priester  thätig;  jeder  Frevel  gegen 
Tapferkeit  war  einer  gegen  die  Gemeinde  und  die  Götter. 

II.  Gewissermassen   als  eine  Vorbereitung  zum  Kriegsdienste  er- 
scheint die  Gefolgschaft.1    An  die  einzelnen  Gaufürsten  (principes), 


habeant  potestatem,  deliguntur.  —  Latrooinia  nullam  habest  infamiam,  quae  extra 
fines  oujasque  oiyitatiB  finnt,  atqae  ea  juventutis  exeroendae  ao  desidiae  minuendae 
oaasa  fieri  praedioant.  Atque  iibi  quis  ex  prinoipibus  in  ooncilio  dixit  se  dueem 
fore,  qui  sequi  yelint,  profiteanfcur,  Gonsargant  ii,  qui  et  oausam  et  hominem  pro- 
bant  sniimque  auxilium  poUicentur,  atqne  ab  multitudine  oonlaudantur :  qui  ex  bis 
seouti  non  sunt,  in  desertoram  ao  preditorum  numero  ducuntur,  omniumque  bis 
renun  postea  fides  derogatur.^  Üeber  die  Heereseinriohtung  Waitz  I.  166  ff.  336  f. 
375  ff.  Für  die  teohnisohe  Seite  interessant  ist:  Das  deutsche  Kriegs- 
wesen der  Urzeiten  in  seinen  Verbindungen  und  Weobselwirkungen  mit  dem 
gleichzeitigen  Staats-  und  Volksleben.  Von  General  y.  Peuker.  2  Thle.,  Berlin 
1860. 

1  Brockhaus  De  comitatu  Qermaniae,  Lips.  1863.  R.  Pallmann  Knappen 
bei  den  Germanen  in  der  Zeit  der  Völkerwanderung  in  Forschungen  m.  229  ffl 
Auf  die  gesammte  Literatur  geht  genau  ein  Waitz  I.  S.  227  ff.  und  262  ff.,  wo 
Tacitus  Germ.  o.  13.  14.  ausführlich  erOrtert  werden,  344  ff.  Tacitus  Germ.  cap.  18. 
^Insignis  nobilitas  aut  magna  patrum  merita  prinoipis  dignationem  [i.  e.  die 
Würdigung  der  Fürsten,  Auszeichnung  durch  den  Fürsten;  so  dass  dignatio  im 
transitiven  Sinne  steht.  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  von  Orelli  aufgestellten 
Auffassung  von  „dignatio*',  sowie  die  Unrichtigkeit  so  mancherlei  anderer  Erklärung 
thut  dar  Sachsse  Grundl.  S.  430,  und  Waitz  I.  S.  268  f.,  Roth  Beneficialwesen 
S.  12  ff.]  etiam  adolescentulis  adsignant :  ceteris  robustioribus  ac  jam  pridem  pro- 
batis  adgregantur:  neo  rol^ur  inter-  oomites  aspici  (d.  h.  jene  durch  Adel  oder 
yftterliche  Verdienste  Ausgewählte  werden  denjenigen  beigesellt,  welche  schon  in 
kräftigerem  Alter  stehen  und  erprobt  sind).  Gradus  quin  etiam  ipse  comitatus 
habet,  judicio  ejus  quem  seotantur;  magnaque  et  comitnm  aemulatio,  quibus  primus 
apud  principem  suum  locus,  et  principum,  cui  plurimi  et  acerrimi  comites.  Haeo 
digpoitas,  hae  vires,  magno  semper  eleotorum  juvenum  globo  circumdari ;  in  pace 
decns,  in  hello  praesidium.  Nee  solum  in  sua  gente  cuique,  sed  apud  finitimas 
qnoqne  civitates  id  nomen,   ea  gloria  est,   si  numero  ac  virtute  eomiiatus  emineat: 
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aber  auch  nur  an  diese,^  pflegten  sich  junge  tapfere  adelige  und  ge- 
meinfreie Männer,  welche  jene  aus  den  sich  Erbietenden  auserlasen, 
durch  ein  beschworenes  Band  yöUiger  persönlicher  Treue  und  Hin- 
gebung anzuschliessen.  Dieses  Gefolge,  Comitatus,  kämpfte  im 
Kriege  unter  dem  Fürsten,  blieb  im  Frieden  meistens  sein  Ehrengoleite. 
Hier  konnte  der  Einzelne  sich  auszeichnen  und  Buhm  erwerben.  So 
konnte  auf  der  einen  Seite  ein  Ge/olgsherr  leicht  seine  Macht  auf 
Kosten  der  Gemeinfreiheit  ausdehnen;  auf  der  anderen  Seite  war  es 
oft  nicht  zu  vermeiden,  dass  die  Gewöhnung  die  Begleiter  dazu  ver- 
anlassen musste,  bei  langem  Frieden  Ruhm  durch  Theilnahme  an  frem- 
den Kriegen  oder  Anstiften  solcher  unter  eigenen  Führern  zu  suchen. 
So  wenig  dieses  Gefolgswesen  als  die  Grundlage  der  deutschen  Ver- 
fassung angesehen  werden  kann,  so  sehr  hat  dasselbe  gleichwohl  bei- 
getragen, blos  persönlichen  Yerbindungen  eine  politische  Unterlage  zu 
geben,  wodurch  es  das  Muster  und  die  Quelle  späterer  Einrichtungen 
(Beneficial-Lehens- Wesen)  ward,  uud  den  Schwerpunkt  der  Verfassung 
aus  dem  versammelten  Volke  heraus  zu  dem  Haupte  und  seinem 
Rathe  dadurch  zu  heben,  dass  die  persönlich  Verbundenen  und  Ver- 
pflichteten zugleich  die  Mächtigsten  wurden. 


ezpetanfeur  enim  legationibus  et  muneribus  ornantur  et  ipsa  plerumqne  fama  bella 
profligant.  14.  Cum  yentum  in  aciem,  turpe  principi  yirtute  yinoi,  turpe  oomitatui 
virtatom  prinoipis  non  adaequare.  Jam  vero  infamem  in  omnem  vitam  ac  probrosum 
superstitem  prinoipi  buo  ex  aoie  reoessisBe.  Illiun  defendere,  tueri,  Bua  quoque 
fortia  facta  gloriae  ejus  adsignare  praecipuum  sacramentum  est.  Principes  pro 
viotoria  pngnant,  comiteB  pro  principe.  8i  oiyitaB  in  qua  orti  sunt  longa  paoe  et 
otio  torpeat,  plerique  nobilium  adoleBcentium  petunt  ultro  eas  nationes ,  quae  tum 
bellum  aliquod  gerunt,  quia  et  ingrata  genti  quies,  et  facUius  inter  ancipitia  olares- 
cunt,  magnumque  oomitatum  nonnisi  yi  belloque  tuentur.  Exigunt  enim  prinoipie 
Bui  liberalitate  illum  bellatorem  equum,  illam  cruentam  yictricemque  frameam.*^ 
Vgl.  die  Anm.  1.  abgedr.  Stelle  GaeBars  VI.  23.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die 
"Worte  dieser  letzteren:  ^Atque  ubi  quis  —  conlaudantur**  und  der  bo  eben  aus 
Tacitns  mitgetheilten :  «si  ciyitas  —  tuentur**  sich  nicht  auf  die  Gefolgschaft  be- 
zieht, sondern  auf  die  einzelnen  Glieder  einer  aufgelösten,  welche  bei  fremden 
Völkern  Krieg  suchen. 

>  Das  haben  yorzüglich  Waitz  und  Roth  dargethan.  Nach  deren  Ausführung 
braucht  auch  y.  Sayigny^s  Adel  S.  5  Ansicht,  ob  sei  Vorrecht  des  Adels  gewesen, 
ein  Gefolge  yon  Freien  zu  haben,  nicht  weiter  erörtert  zu  werden.  Die  Yerbindung 
in  welcher  Tacitus  über  principes  handelt:  c.  11.  [§.  14.  Kote  2.]  Aber  deren 
Stellung  in  der  Yolksyersammlung,  c.  12.  über  deren  Wahl  in  der  Versammlung 
und  über  die  Wehrhaftmachung  der  Jünglinge  durch  sie,  cap.  13.  14.  über  das  Ge- 
folge selbst,  lehrt,  dass  diese  principes  immer  dieselben  sind,  nicht  mit  dem  Adel 
zusammenfallen,  es  überhaupt  nur  einerlei  principes  gab. 
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Zweites   Kapitel. 

Mmische  Besitzangen  in  €ennaiiien.    Die  Germanen  zur  Zeit  der  VöUcerwandernno 

und  die  einzelnen  Reiche  in  Felge  derselben. 

§.16. 

1.  Die  rSMiielieM  BMltnagen.  * 

L  Von  Gallien  aus  wurde  die  Provinzialverfassung  von  den 
Römern  eingeführt  auf  dem  linken  Rheinufer,  auf  dem  folgende  Pro- 
vinzen lagen:  Belgica  prima  längs  der  Mosel  zu  beiden  Seiten  mit 
der  Metropolis  Trier  (AugustaTrevirorum)  — Belgica  secunda, 
die  Gegenden  zwischen  Gallia,  Germania  secun<}a  und  Belgica  I.  an  der 
oberen  Maas  umfassend  —  Germania  prima  oder  superior  an- 
fangend vom  Ausgange  der  Schweiz  (Basel,  Augusta  Rauracorum) 
längs  des  Rheines  bis  in  die  Maingegenden,  also  den  Oberrhein  um- 
fassend, mit  der  Hauptstadt  Mainz  (Mogontiacum)  —  Germania 
secunda  oder  inferior  unterhalb  Koblenz  ab  den  Niederrhein  um- 
fassend mit  der  Provinzialslbadt  Köln  (Colonia  Agrippina).^  Seit 
den  Zügen  des  Drusus  und  Tiberius  ward  die  Proyinzialyerfassung  auch 
auf  das  rechte  Donauufer  verpflanzt  und  hier  begründet:  Rhaetia 
prima  ausgehend  von  den  Schweizergegenden  und  sich  hinziehend  von 
den  Quellen  der  Donau  bis  zu  denen  des  Rheines  und  von  hier  bis  zur 
Mündung  des  Lech  in  die  Donau,  in  sich  begreifend  das  Hochland;  — 
Rhaetia  secunda  die  Gegenden  zwischen  Lech  und  Inn  umfassend 
mit  der  Hauptstadt  Augusta  Yindelicorum  (Augsburg);  — 
Noricum  reichend  vom  Inn  bis  gegen  Wien  hin,  sich  anlehnend  an 
den  Gebirgszug,  der  vom  Eahlenberge  bei  Wien  bis  zu  den  Alpen  geht; 
—  Pannonia  an  Koricum  sich  anschliessend,  umfasste  die  Länder, 
welche  von  der  Donau  im  Norden  und  durch  ihre  Richtung  nach  Süden 
in  Ungarn  auch  ostlich  begrenzt  werden. 

U.  Während  die  beiden  Germaniae  rein,  Belgicae  zum  grossten 
Theile  von  Germanen  bewohnt  waren,  gab  es  in  den  Donauprovinzen 
fast  gai^  keine  germanische  Bevölkerung. 

UI.  Zur  Yertheidigung  dieser  Besitzungen  diente  der  noch  jetzt 
erkennbare  Limes  transrhenanus,  Yallum  Romanum  (Hadria- 


*  Siehe  die  Literatar  la  §.  6.  Note  *.  Dazu  MaxBüdinger  Oeeterreioliisohe 
QeBohiohte  bis  zum  Ausg.  des  13.  Jahrh.  Bd.  I,  Leipzig  1858. 

1  Zu  Ehren  der  Agrippina,  Tochter  des  Germanicus  und  Gemahlin  des  E. 
Claadias  nm  56  n.  Chr.  benannt. 
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num)  vom  Rhein  (zwischen  Köln  und  Koblenz)  anfangend  über  die 
Lahn,  längs  des  Taunus  zum  Main  (bei  Aschaffenburg),  längs  demselben 
dann  oberhalb  deo  Schwarzwaldes,  der  schwäbischen  Alp,  dem  Neckar 
bis  zur  Donau  bei  Kehlheim  hin. 

IV.  Auf  dem  linken  Rhein-  und  rechten  Donauufer  war  romische 
Provinzialyerfassung,  jedoch  ohne  die  volksthümlichen  Einrichtungen 
gänzlich  zu  zerstören.  Auf  dem  rechten  Rhein-  und  linken  Donauufer 
war  hingegen  keine  Provinzialverfassung;  ein  grosser  Theil  des  Bodens 
war  ager  publicus  und  theils  Veteranen,  theils  Kolonen  gegen  Ent* 
richtung  von  Naturalabgaben,  Zehnten,  in  Erbpacht  gegeben  (agri  decu- 
raates);  später  entstanden  eigentliche  Militärkolonien. 

§.  17. 

8.  IHe  Qermaiieii  uad  Römer.   Deutsche  St&mnie  seit  dem  dritteii  JalirlivMdert. 

I.  Bis  ins  3.  Jahrhundert  blieben  die  Römer  Herren  des  oben  be- 
schriebenen Qebietes,  indem  weder  die  Kriege  unter  Armin  (9  n.  Chr.) 
noch  der  Aufstand  unter  Marbod  und  der  Bataver  unter  Claudius 
Civilis  (69 — 71  n.  Chr.)  einen  dauernden  Erfolg  hatte.  Auch  der  Krieg 
der  verbündeten  Markomannen  und  Quaden  (168  bis  182  n.  Chr.) 
stürzte  die  römische  Herrschaft  nicht,  bewies  aber,  dass  die  römischen 
Besitzungen  auf  die  Dauer  keinen  hinreichenden  Schutz  gegen  die 
Deutschen  hatten.  n 

U.  Theils  durch  aus  dem  Osten  nachrückende  Völker  gedrängt, 
theils  durch  die  Nothwendigkeit  grösserer  Einheit  gegenüber  den  Römern 
veranlasst,  endlich  in  Folge  des  Anschlusses  kleinerer  Völkerschaften  an 
einzelne  Heerführer  (als  Gefolgschaften)  zeigt  sich  allmälig  eine  grössere 
Vereinigung  der  Gtermanen.  In  Folge  deren  treten  uns  bald  neue 
Namen,  bald  andere  Hauptstämme  entgegen.  Unter  dem  Namen  Ale- 
mann en^  erscheint  seit  213  n.  Ch.>  jbner  Stamm,  welcher  in  den 
römischen  Gebieten  zwischen  Rhein^  Main  und  Schwarzwald  sass,'  und 


^  Joh.  Merkel  De  republioa  Alamannorum,  Berol.  1849.  —  J.  Grimm  G5tt 
Gel.  Anzeigen  1835.  8.  1103.  und  Gesob.  d.  D.  Sprache  2.  Aafl.  I.  S.  348  (n.  498) 
leitet  den  Namen  her  von  ala  (Yerstärkungssilbe)  und  man,  ein  rechter,  echter 
Mann.  Er  ist  bei  Franzosen  und  Spaniern  der  Name  für  alle  Deutschen  geblieben. 
Andere  Etymologien  Merkel  p.  8.  25.  Phillips  D.  B.G.  §.  26.  nimmt  ihn  für 
ellmyn,  Fremdlinge,  wie  vor  ihm  Müller  und  Adelung. 

*  Merkel  1.  c.  pag.  8.  n.  II.    Phillips  a.  a.  0. 

*  Eichhorn  D.  St,  u.  B.G.  I.  S.  100.  Merkel  p.  4.  Also  in  den  alten  Sitzen 
der  Sueven,  welche  ofifenbar  den  grossten  Theil  unter  ihnen  ausmachten. 


Die  Germanen  und  Römer.  47 

wiederholt  über  die  romischen  Linien  gegen  Gallien  und  Italien  Tor- 
drang,  bis  er  zuletzt  die  Länder  des  Oberrheins  vom  Main  bis  Bodensee 
und  die  Provinz  Germania  I.  einnahm.  In  die  von  ihnen  verlassenen 
Gegenden  am  oberen  Main  rückten  vor  die  Burgunder.^  Am  Kieder- 
rhein  treten  um  die  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  die  Franci,  Franken^  auf^ 
welcher  llame  gleichfalls  viele  Yölkerschaften  umfasst:  die  Chatten, 
Amsivarier,  Sigambrer,  Ghamaven  u.  s.  f.  Sie  hatten  im  3.  Jahrhundert 
den  römischen  Grenzwall  durchbrochen  und  später  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer Sitze  erhalten.  Sie  scheiden  sich  seitdem  in  die  Salier,  salische 
Franken,«  welche  später  Toxandrien,  die  Landstriche  zwischen  Maas  und 
Scheide  einnahmen,  —  und  die  Ripuarier,  ripuarische  Franken,^ 
welche  an  den  Rheinufern  sassen,  vom  5.  Jahrhundert  auch  auf  dem 
linken  längs  den  Saliern.  Im  Norden  zwischen  Rhein  und  Elbe  von 
den  Franken  anfangend  werden  die  ingävonischen  Stämme  mit  dem 
Namen  der  Sachsen^  bezeichnet,  welche  zur  See  besonders  durch  Ein- 
fälle in  Britannien  den  Römern  schadeten,  auch  im  5.  Jahrhundert  da- 
selbst Königreiche  gründeten.  Zwischen  Sachsen  und  Franken  im  Norden 
sassen  die  Friesen  vom  Rheine  bis  zur  Weser,  und  drangen  nach  dem 
Vorrücken  der  Franken  mehr  nach  dem  Westen,  in  die  Gegend  von 
Utrecht  vor.  Seit  der  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  erscheinen  im  Osten 
viele  Stämme  unter  dem  Namen  der  Gothen,  welche  sich  bis  in  die 
Mitte  des  4.  Jahrhunderts  von  dem  schwarzen  Meere,  der  untern  Donau, 
dem  Don  bis  zur  Ostsee  hin  erstreckten.  Sie  schieden  sich  in  Ost- 
gothen  (Grauthungen)  und  Westgothen  (Terwinger).* 

III.  Bis'  in  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  hin  fanden  zwischen  den 
romischen  und  germanischen  Völkerschaften  beständige  Reibungen  statt, 
welche    zwar   keine  dauernde  Besiegung  der  römischen  Macht  herbei- 


«  Phillips  D.  St.  und  R.O.  §.  26.    Eichhorn  I.  S.  104  fif. 

»  Eichhorn  D.  St.  u.  R.G.  I.  8.  121  ff.,  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  §.  27.  — 
Den  Kamen  leitet  man  wohl  am  besten  ab  von  frank  (frei)  mit  G-rimm  Oesch. 
d.  D.  Spr.  I.  S.  287,  358.  Andere  leiten  ihn  ab  Yon  framea,  franka  (DiminntiTnm), 
worüber  Grimm  a.  a.  O.  S.  359. 

*  Diese  hängen  zusammen  mit  den  Sigambern.  Der  Name  kommt  her  von 
Gau  Salo  an  der  Issel  (Isula),  wo  der  Rhein  sich  spaltet  und  das  Land  Salland 
hies.    Grimm  I.  S.  369  (528  f.);  über  andere  Etymologieen  Phillips. 

'  Der  Name,  von  ripa  herkommend,  ist  die  Uebersetzung  der  alten  deutschen 
Ubier,  welche  in  ihnen  enthalten  sind.    Grimm  a.  a.  0.  I.  8.  368  (527). 

*  Von  Sah 8,  einem  ihnen  eigenthflmliohen  kurzen  Schwerte.  Grimm  Deutsche 
Beohtsalterth.  8.  772,  956.    8 eiber tz  R.G.  L  8.  74. 

«  Vgl.  Phillips  §.  25  und  Eichhorn  §.  81  b. 
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führten,  indem  durch  Einräumen  vnn  Wohnsitzen,  Abschliessen  von  Bünd- 
nissen und  Aufnahme  deutscher  Söldner  der  Anprall  abgehalten  wurde; 
jedoch  war  seit  350  die  romische  Qrenze  überall  durchbrochen,  so  dass 
es  nur  eines  Anstosses  bedurfte,  um  die  Rdmerherrschaft  zu  vernichten. 
Dieses  bewirkte  die  Völkerwanderung. 

§.  18. 

8.  Die  Ctomuüseli«  TölkerwandeniBf .  * 

I.  Kurz  vor  dem  Tode  K.  Valentinians  (f  375)  überschritten  die 
nomadisirenden  Hunnen,  aus  Asien  vorrückend,  die  Wolga,  wälzten 
sich  auf  die  Alanen  am  Pontus,  und  mit  diesen  vereint  auf  die  Ost- 
gothen.  Diese  wurden  zum  Theil  unterjocht,  zum  Theil  von  den  West- 
gothen  aufgenommen.  Letztere  wichen  vor  den  unaufhaltsam  weiter 
vordringenden  Schaaren  zurück  und  fanden  in  Thracien  durch  die  Auf- 
nahme der  Römer  Wohnsitze  gegen  die  Pflicht  zum  Kriegsdienst.  ^  Nach 
der  Theilung  des  Reiches  unter  Arcadius  (für  den  Osten)  und  Honorius 
(Westen)  empörten  sich  die  Westgothen  unter  dem  Balthen  Alarich, 
verheerten  das  Reich,  fielen  400  in  Italien  ein,  verliessen  dasselbe  zwar 
nochmals,  bis  Alarich  mehrmals  vor  Rom  rückte,  endlich  410  dasselbe 
einnahm  und  plündern  Hess.  Nach  Alarichs  Tode  (410)  schlössen  die 
Gothen  mit  den  Römern  ein  Bündniss,  gingen  unter  Athaulf  nach 
Gallien  und  Hessen  sich  in  dessen  Süden  nieder  in  Aquitania  secunda 
und  zum  Theile  in  Narbonensis  prima.  Yon  hier  drangen  sie  auch  in 
Spanien  ein. 

II.  Um  diese  Zeit  (genauer  405  oder  406)  zog  ein  verbündeter 
Haufe  von  Sueven,  YandaleUy  Alanen,  Burgundern  nach  ItaHen, 
wandte  sich  von  dort  in  Folge  der  Gegenwehr  des  römischen  Feldherm 
StiHcho  zu  den  oberen  Rheingegenden,  von  hier  aus  nach  GalUen  und 
nach  dessen  Verwüstung  nach  Spanien.  Hier  wurden  sie  von  den  aus 
GalHen  eingedrungenen  Gothen.  auf  den  westlichen  Theil  (QaUcien, 
Asturien,  Portugal)  beschränkt.  Die  Yandalen  zogen  grösstentheils  im 
J.  429,  der  Einladung  des  Statthalters  Bonifacius  folgend,  unter  dem 
Könige  Geiserich  von  vielen  Alanen  begleitet  nach  Afrika,  und  gründeten 
hier  ein  germanisches  Reich.   Die  Sueven  und  Alanen  erhielten  sich  noch 


*  Rad.  Pallmann  Die  Gesohiokte  der  Yölkerwandemng,  Gotha  1868  bes. 
8.  177  ff.  für  die  Niederlassung  der  Germanen  in  r5m.  Ländern. 

1  Auf  die  näheren  späteren  Verhältnisse,  die  Schlaoht  bei  Hadrianopel  878, 
den  folgenden  Zug  der  Gothen  vemiischt  mit  noch  anderen  Vöikersohaften  und  die 
Verhältnisse  unter  Theodosius  d.  G.  kann  im  Einseinen  nicht  eingegangen  werden. 
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eiiuge  Zeit  lang  im  Westen  Spaniens,  bis  sie  sich  mit  anderen  Ydlkeiv 
Schäften  vermischten.  Die  Bargunder,^  welche  sich  an  jenen  Zog 
angeschlossen  und  den  Khein  überschritten  hatten,  blieben  in  Germania  I. 
sitzen,  wurden  hier  zuerst  Yon  den  Römern  (unter  Aetius)  bekämpft,  so- 
dann auch  von  den  Hunnen  437  besiegt.  ^  Sie  zogen  nunmehr  südwärts 
und  Hessen  sich  443  in  Sabandia  nieder,  wo  Genf  Sitz  der  Eonige  war. 
Yon  dort  aus  setzten  sie  sich  auch  auf  der  anderen  Seite  des  Jura 
zwischen  Aar,  Rhone,  Saone  und  Marne  bis  zu  den  Yogesen  und  Se- 
vennen  fest. 

lU.  Gegen  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  treten  die  Hunnen  unter 
Attila  furchtbar  auf.  Nachdem  sie  die  Ostgothen^  Gepiden,  Alanen, 
Scyren,  Sueven  unterworfen,  somit  ihre  Macht  über  einen  grossen  Theil 
Deutschlands  ausgebreitet  hatten,  warfen  sie  sich  auf  Gallien,  wurden 
aber  von  den  vereinigten  Romern,  Gothen,  Burgundern  und  Franken 
in  Campis  Catalaunicis  (bei  Chftlons  sur  Marne  in  der  Champagne)  451 
geschlagen.  ^'  Attila  warf  sich  452  nach  Italien,  kehrte  aber  bald  darauf 
zurück,  machte  453  einen  neuen  Zug  nach  Gallien  und  starb  454  in 
Pannonien.  Mit  ihm  zerfiel  das  Hunnenreich;  die  Ueberreste  kehrten 
zum  Pontus  zurück  und  haben  seitdem  aufgehört,  in  der  Geschichte 
unter  diesem  Namen  aufzutreten.  Die  unterjochten  germanischen  Yolker 
machten  sich  frei:  Ostgothen  in  Pannonien,  Gepiden  in  Dacien,  Heruler 
Scyren,  Rugier  und  Sueven  in  Norikum,  Yindelicien.  Aus  dem  Osten 
Oermaniens  waren  so  die  deutschen  Stämme  herausgerückt;  nicht  min- 
der hatten  die  Markomannen  Böhmen  verlassen  und  um  die  Mitte  des 
6.  Jahrb.  zwischen  Enns  und  Lech  in  Norikum  und  Rhätien  Sitze  ein- 
genommen unter  dem  Namen  der  Bajovarii,  Bajuwari,  Baiem.  ^  In 
diese  ostlichen  Gegenden  rückten  slavische  Yolker:  nach  Böhmen  die 
Öechen,  nordlich  von  denselben  längs   den  Elbufem   die   Sorben, 


*  Carl  Binding  Das  bnrgandisob-romaiiiBohe  Königreich  (von  443  bis  582 
naeh  Ob.).    I.  Bd.  Leipzig  18S8. 

*  Waitz  Fonohnngen  z.  dentsob.  Gesob.  I.  1  ff. 

*  G.  Kaufmann  üeber  die  HunnenBoblaobi  im  J.  451,  in  Fonobungen  YIII. 

115  ff. 

s  DaBB  die  Baiem  niobt  Naobkommen  der  keltisoben  Bojer,  sondern  der  Mar- 
komannen sind  und  ibr  Name  an  den  ibres  früheren  'Wohnsitzes  (BOhmen)  sieh 
anschüesst,  tbnn  dar:  Grimm  GesoK  d.  D.  Spr.  L  S.  850  ff.  (502—504),  Zenss 
Die  Herkunft  der  Baiem  you  den  Markomannen,  Müncb.  1839.  Vgl.  Phillips  D.R. 
u.  E.G.  §♦  30.  —  E.  A.  Quitzmann  Die  älteste  Geschichte  der  Baiem  bis  zum  Jahre 
911.    Braunsohw.  1878. 

T.  SelmU«,  lUielu-  ud  Sachtoffwelu   4.  Avil.  4 
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weiter  nördlich  im  heutigen  Mecklenburg  u.  b.  f.  die  Obotriten.« 
Weiterhin  gründeten  ein  neues  Reich  die  Alemannen,  welche,  zwar  ihre 
alten  Sitze  nicht  ganz  verlassend,  den  Rhein  überschritten  und  das  Ge- 
biet zwischen  ihm,  der  Mosel,  Saar,  bis  zu  den  Burgundern  einnahmen. 
Während  im  burgundischen  Reiche  (in  dem  späteren  Herzogthum  Bur- 
gund  und  der  heutigen  französischen  Schweiz)  die  romanische  Sprache 
zur  Herrschaft  kam,  behielt  das  alemannische  Gebiet  seine  deutsche  bei. 
Die  im  alten  Norikum  und  Yindelicien  sitzenden  Yölkerschaften  zogen 
nach  Italien,  wählten  hier  den  Odeaker"^  zu  ihrem  Anführer;  dieser 
stürzte  476  den  letzten  Kaiser  Romulus  Augustulus  yom  Throne, 
begründete  so  ein  germanisches  Reich.  Dieses  aber  wurde  bald  durch 
ein  anderes  germanisches  abgelöst,  indem  Theodorich  der  Grosse, 
König  der  Ostgothen,  nach  Italien  zog,  das  Herulerreich  zerstörte  und 
seine  Herrschaft  über  Italien  nebst  Sicilien,  das  ihm  K.  Zeno  und  die 
Yandalen  abtraten,  bis  zur  Rhone,  über  Rhätien,  Norikum  bis  in  den 
Süden  Pannoniens  hinein  ausdehnte.  ^  Mittlerweile  waren  nach  verschie- 
denen allmäligen  ^Niederlassungen  aus  dem  alten  Stammsitze  in  Jütland 
die  Longobarden^  (Langbärte)  um  526  nach  Pannonien  vorgerückt. 
Sie  besiegten  die  Gepiden  (546),  verbanden  sich  mit  sarmatischen  und 
avarischen  Stammen,  zogen  nach  Italien  und  gründeten  unter  Alboin 
(568)  das  Longobardenreich  mit  der  Hauptstadt  Pavia.  Die  Oströmer, 
welche  die  Ostgothen  im  J.  554  besiegt  hatten,  wurden  auf  Unteritalien 
und  die  Länder  bis  zum  Po  und  von  hier  biä  gen  Ancona  beschränkt,  ^o 


r 

*  Zeutts  Die  Deatschen,  S.  641.  Literatur  bei  Phillips  a.  a.  0.  üeber  die 
Blavischen  Stämme  in  Böhmen  Hermenegild  Jireoek  Das  Kecht  in  BQhmen  und 
Mahren.    I.  Bd.    Prag  1866.    S.  12  ff. 

7  Dass  derselbe  nicht  Yon  Vornherein  Anführer,  die  Völkerschaften  nicht  seine 
Gefolgschaften  waren,  wie  Eichhorn  D.  St  u.  R.G.  I.  S.  118  ff.  und  die  meisten  an- 
nehmen, zeigt  Roth  Gesch.  d.  Benefidalwesens  S.  25  ff. 

^  Theodorich  ist  Mittelpunkt  vieler  Heldensagen,  in  denen  er  als  Diettich  von 
Bern  (Verona)  auftritt. 

B  Friedrich  Bluhme  Die  gens  Longobardorum  und  ihre  Herkunft.  Bonn 
1868. 

10  XJeber  die  Folgen  der  Völkerwanderung    F  ick  er  Forschungen  I.  1  ff. 
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Drittes  Kapitel. 
Geschichte  des  fränkischen  Reichs. 

§.  19. 

1.  Die  Franken  «iiter  den  Merorlng em.  * 

Die  salischen  Franken  (§.  17)  wandten  sich  im  J.  445  unter 
dem  Könige  Chlodio  (oder  Chlogio)  nach  Gallien  und  nahmen 
die  Gebiete  zwischen  Maas  und  Somme  ein.^  Bald  als  dessen  Sohn, 
bald  als  seinen  Yerwandten  nennt  Sage  und  Geschichte  einen  König 
HeroYech,^  von  welchem  die  späteren  Könige  sich  Merovinger 
nannten.  Als  dessen  Sohn  erscheint  Childerich,  welcher  in  mannich- 
fache  Beziehung  zu  den  Bömern  und  auch  zu  einzelnen  deutschen 
Stammen  trat.  Sein  Sohn  und  Ifachfolger  (481)  Chlodovech  (Chlod- 
wig) ist  Begründer  des  fränkischen  Reiches.  Als  er  zur  Herrschaft 
kam,  hatten  die  Römer  inne  das  Gebiet  zwischen  Somme  und  Loire, 
Armoricum  (Bretagne)  und  einen  Theil  des  Gebietes  auf  beiden  Rhone- 
ufem.  Dieses  Gebiet  beherrschte  seit  dem  Untergange  des  weströmi- 
schen Reiches  selbstständig  der  Sohn  des  letzten  römischen  Statthalters 
Aegidius,  Syagrius.  Gegen  ihn  brachte  Chlodwig  ein  Bündniss  aller 
salischen  und  der  ripuarischen  Franken  zu  Stande,  schlug  ihn  dann 
im  J.  486  bei  Soissons,  erwarb  so  Gallien  bis  zur  Seine  und  erwählte 
Paris  zu  seinem  Hauptsitze.    Im  J.  496^  besiegte  er  die  verbündeten 

*  Die  oben  §.  6  angef.  Werke.  Cassiodori  (470—563)  Variarum  hisfcoriarum 
Ubri  12.,  Isidorns  HispaleosiB  (f  636)  historia  Gothorum,  Vandalorum,  Saevonim 
u.  a.  —  Georg  Lommel  AUgemeine  Franken-Qesohiohte.  I.  Band.  Würzbnrg 
1862  (bis  zum  14.  Jahrbanderfc).  Quat  Richter  Annalen  der  deutsohen  Gesohiohte 
im  Mittelalter.  Von  der  Gründung  des  fränk.  Reichs  bis  zum  Untergange  der  Hohen- 
staufen.  I.  Abth.  Annalen  des  fränk.  Reichs  im  Zeitalter  der  Merovinger.  HaUe 
1573.  Jos.  Fehr  Staat  und  Kirche  im  fränkischen  Reiche  bis  auf  Karl  den  Grossen. 
Wien  1869. 

»  Gregor.  Touren.  11.  9.  Waitz  Deutsche  V.G.    11.  52  ff.  —  §.23. 

*  Die  Sage  läsat  ihn  entstanden  sein  durch  die  Umarmung  eines  Meerungeheuers, 
welches  die  Gattin  Ghlogio's  beim  Baden  überrascht  habe. 

'  Man  nahm  bisher  ziemlich  allgemein  an,  die  entscheidende  Schlacht  sei  bei 
Zfilpich  gewesen.  Dies  hat  besonders  Wilh.  Junghans  Krit.  Untersuch,  zur 
Gesoh.  d.  frftnk.  Eon.  Hilderioh  und  Ghlodewech  (Inang.  Diss.)  G5tt.  1856  S.  39  ff. 
erschüttert  und  höchst  wahrscheinlich  gemacht,  dass  die  Entscheidungsschlacht  am 
Oberrhein  stattgefunden  habe.  Ausgemacht  aber  ist  die  Sache  noch  nicht,  so 
lange  das  Yeriiftltniss  der  anderen  Schlacht  bei  Zülpioh  nicht  im  Reinen  ist.  Der 
angebliche  Feldzug  gegen  die  Thoringer  im  Jahre  491  ist  nicht  sicher,  da  dieselben 
nicht  an  das  fränkische  Reich  grenzten  und  nichts  über  eine  Unterjochung  der 
zwischenliegenden  Stämme  überliefert  wird.  Es  sind  andere  Thoringer  gemeint 
Vgl  V^aitz  a.  a.  0.  n,  S*  68  t    Das  alte  Recht  S.  48  ff. 

4» 
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Alemannen  und  nahm  den  katholischen  Glauben  an,  während  die  mei- 
sten deutschen  Stämme»  welche  sich  dem  Ohristenthum  zugewandt 
hatten,  dem  Arianismus  huldigten.^  Dieses  Factum  wurde  entscheidend 
für  die  Wendung  der  fränkischen  und  deutschen  Geschichte.  Zunächst 
ward  Alemannien,  soweit  dasselbe  den  Elsass  und  die  rechtsrheinischen 
Gebiete  der  Diocesen  Strassburg,  Speier  und  WOrzburg  umfasste, 
fränkisch ;  hierzu  kam  497  das  Gebiet  zwischen  Seine  und  Loire.  Nun- 
mehr wandte  er  sich,  um  den  Arianismus  zu  stürzen,  veranlasst  durch 
die  Bischöfe  Südgalliens,  gegen  die  Westgothen,  besiegte  dieselben 
(507)  bei  V.ougl6  unweit  Poitiers  und  eroberte  deren  Land  mit  Aus- 
nahme der  Provincia  Narbonensis  I.  An  weiterem  Yordringen  hinderte 
ihn  der  Ostgothe  Theodorich,  dessen  Reich  auch  die  alemannischen 
Gegenden  von  der  Donau  au,  insbesondere  Rhätien  umfasste.  Chlodwig 
erhielt  (508)  vom  (oströmischen)  Kaiser  Anastasius,  der  ihm  bereits 
nach  seiner  Bekehrung  den  Titel  eines  Patricius  Romanus  ver- 
liehen hatte,  den  Namen  eines  Gonsul.^  In  den  letzten  Lebensjahren 
gelang  es  Chlodwig,  durch  Ermordung  der  einzelnen  fränkischen  Könige 
alle  Frankenstämme  unter  seinem  Königthume  zu  vereinigen.  Er  starb 
511  zu  Paris.  Unter  seinen  vier  Söhnen  wurde  das  Reich  getheilt.  Das 
altfränkische*  Land  unter  dem  Namen  Austrasia,  Osterland 
nebst  Reims  erhielt  Theodorich  I.;  das  den  Römern  abgenommene 
Gebiet  (bis  zur  Loire  gehend  von  den  Grenzen  Austrastiens)  Neu- 
Strien''  mit  dem  Sitze  Paris  erhielt  Childebert  L;  Ghlodomir 
ward  König  von  Orleans,  Chlotachar  L  von  Soissons.  Im 
Jahre  558  war  von  allen  nur  noch  übrig  Chlotar,  welcher  so  das  Reich 
wieder  vereinigte.  Dies  hatte  sich  über  die  Thüringer  ausgedehnt 
nach  einem  Siege  über  dieselben  im  J.  528.  Fränkisch  wurde  deren 
Land  bis  sur  ünstrut;  das  von  dieser  nördlich  gelegene  fiel  an  die 
Sachsen. 8    Im  J.  534  kam  Burgund  dauernd  an  die  Franken;   seit 


^  Sohoii  frfiher  hatte  er  in  gntem  YerhältniBS  mit  der  kailiolisolien  Geistlich- 
keit gestanden.    Waitz  n.  66  ff. 

»  Greg.  Tonron.  ü.  88. 

*  umfassend  a)  die  Stammsitze  der  Salfranken  Tor  Chlogio,  b)  Bipnarien,  c)  die 
ersten  Erobenmgen  in  Gallien  bis  znr  Somme.  Hauptsitz  war  nnter  Theodorioh 
Metz.  Dazu  kamen  als  aosgezeiohnete  Orte  Trier  und  Aachen.  Zu  diesem  frfta» 
kischen  Lande  wurde  der  alemannische  Elsass  geschlagen  und  *a  Aastrien  gerechnet 
In  späterer  Zeit  umfasste  diese  Bezeichnung  auch  die  fibrigen  zum  Frankenreioli» 
gehörigen  deutschen  Länder  (Baiern,  Thüringen).    Aquitanien  erhielt  Theodorioh« 

V  Dies  Wort  bedeutet  ursprAnglich  =  niustria,  ninwettria,  niwestria,  Nen- 
westerland;  später  aber  bezeiohnet  es  einfach  Westerland  fOr  Westria  oder 
Westrasia  im  Gegensatze  zu  Austria,  Ausirasia.    Grimm  (}esoh.  L  S.  870* 
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der  Auflösung  des  ost^otiikcheH  Reiches  fiel  den  Franken  auch  die 
Provincia  Bomana  (Provence)  zu.  Freiwillig  9QhIossdn  sich  hierauf 
an  die  bisher  nicht  unterworfenen  Alemannen*  und  unter  ihren 
Eonigen  (Duoes)  aus  dem  Geschlechte  der  Agilolfinger  die  Baiern 
(536).  Die  folgende  Herrschaft  der  merovingischen  Könige  ist  aus- 
gefnllt  durch  unzählige  FamiHengräueL  Daneben  laufen  zaUreiobe 
Kriege  mit  den  Orenznachbam  des  weiten  Reiches.  Ftr  die  Rechts- 
geachichte  bedarf  es  nur  der  Heryorhebung  weniger  Facta.  In  Folge 
der  Theilung  unter  den  Söhnen  Chlotar's  I.  setzte  sich  bereits  <Ke 
durch  die  frühere  Theilung  begründete  Scheidung  des  Reiches  in 
ein  östliches  und  westliches  noch  mehr  fest.  Das  östliche^ 
Auatrasien,  umfasste:  das  alte  Ripuarien,  die  fränkischen  Besitzungen 
am  Rhein,  die  alten  aalischen  Gebiete  im  Osten  der  Maas,  —  hieran 
Elsass  und  das  fränkische  Alemannien,  später  auch  das  Herzogtiimn 
Sehwaben  und  Baiem  nebst  dem  Lande  der  Hessen.  Neustrien  um- 
feisste  im  weiteren  Sinne  alles  andere  fränkische  Land:  im  engeren: 
das  salisdbe  Land  zwischen  Maas,  Scheide  und  Bambre,  das  römische 
Gebiet  bis  zur  Loire  und  den  längs  der  Seine  liegenden  Theil  von 
Armoricum.  Daneben  tritt  dann  Burg  und  als  besonderer  Bestandtheil 
a«f,  desgleichen  Aqu.itanien.  Der  Hauptgegentatz  war  Austrasien 
und  Neustrien,  besonders  wegen  der  durch  die  Theilungen  bewirkten 
Rechte  der  Grossen*  Las  J.  613  yereinigte  Chlotar  11.  von  Neuem  das 
ganze  fränkische  Reich  unter  seinem  Scepter,  musste  jedoch  den 
Austrasiem,  welche  jede  enge  Verbindung  mit  Neustrien  verschmähten^ 
seinen  Sohn  Dagobert  L  zum  Könige  geben«  Ihm  zur  Seite  als 
Yormunder  und  ReichsYerweser  standen  die  ersten  unter  den  austra* 
siechen  Grossen,  Arnulfi<^  und  Pippin  von  Landen.  Letzterer  er- 
langte hier  das  Amt  eines  Majordomus;^!  nach  dem  Tode  Chlotar's 


^  Hierduroh  hörte  der  Kmm  Thiriii|>Mi  ia  seiner  alten  Bedentang  auf.  Der 
frSnkisoh  gewordene  Theil  nebst  dem  fränkischen  Alemannien  auf 
dem  rechten  Rheinnfer  fQhrt  Yon  da  ab  den  Namen  Franoonia.  In  die 
Gegend  an  der  Regnitz  bis  gegen  Bamberg  hin  rückten  slayisohe  (wendische) 
Stftmme.  —  Adu  Gl«91  sor  Gesohiohte  der  alten  ThOringer  in  Forschungen  lY. 
.195  ff. 

*  Sie  bildeten  ein  abgeschlossenes  Gebiet:  Herzogthum  Alemannien  oder 
Schwaben.    Ebenso  blieb  Baiern  ein  solches  Herzogthum« 

^^  Abstammend  von  den  romanischen,  jedoch  in  Austrasien  einflusBreichen  G^ 
schlechte  der  Tonantii  Ferreoli. 

^1  Ob  Arnulph  Mi^ordomus  gewesen  sei«  ist  streitig.  Vgl.  Phillips  D.  Gesch. 
I  815,  817,  519,  D*  B.  n.  R^G.  S.  181  für,  Schöne  Die  Amtsgewalt  der  frftnk. 
Ktgoresdomus  S«  78  fg.  gegen  dessen  M^jordomat. 
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(628)  gelangte  Dagobert  auch  zur  Herrschaft  in  Neustrien,  wo  er  von 
da  ab  regierte.  Weil  er  Pippin  aus  Furcht  vor  dessen  Macht  mit  sich 
genommen  hatte,  litt  Austrien  unendlich,  namentlich  durch  die  Ver- 
luste gegen  die  Slaven  unter  Samo.  Um  dem  abzuhelfen,  gab  er 
seinen  Sohn  Sigibert  IIL  den  Austriern  zum  Eonig  und  setzte  in 
Thüringen  einen  Herzog,  Rudolf,  ein.  Nach  dem  Tode  Dagobert's 
(638)  kehrte  Pippin  nach  Austrien  zurück  und  führte  noch  ein  Jahr 
lang  das  Amt  des  Majordomus  fort»  Dessen  Inhaber  waren  von  jetzt 
ab  eigentlich  die  Regierer  des  Reiches,  während  die  yerkommenen 
Eonige  nur  den  Namen  hergaben.  In  Austrien  kam  das  Amt  an  den 
Sohn  Pippin's,  den  G-rimoald,  sodann  an  des  letzteren  Sohn,  Chil- 
debert,  mit  welchem  der  Mannsstamm  erlosch.  Hierdurch  gelang  es 
E.  Chlodwig  n.,  das  Reich  nochmals  zu  vereinigen.  Zwischen  den 
Hausmeiem  der  drei  Reiche  (Austrasien,  Neustrien,  Burgund)  kam  es, 
da  die  Eonige  Schatten  waren,  zu  unablässigen  Eämpfen.  Eine  Zeit 
lang  hatten  die  neustrisehen  Majoresdomus  die  Oberhand,  bis  Pippin 
von  Heristall,!^  Herzog  in  Austrasien,  die  Neustrier  bei  Testri 
685  schlug  und  seiner  Familie  die  wirkliche  Gewalt  im  ganzen  Reiche 
verschaffte  und  sich  nannte  dux  et  princeps  Francorum.  Auf  ihn  folgte, 
da  sein  Sohn  Grimoald  ermordet  wurde,  im  J.  714  sein  unehelicher 
Sohn  Earl,  zubenannt  Mar  teil,  welchem  die  Christenheit  für  die 
Besiegung  der  unter  Abderrhaman  aus  Spanien  nach  Zerstörung  des 
westgothischen  Reiches  (71 1)  in  Frankreich  eingedrungenen  Mauren 
(bei  Poitiers  732,  bei  Narbonne  737)  zu  ewigem  Danke  verpflichtet  ist. 
Earl  theilte  das  Reich  unter  seine  Söhne  Earlmann,  der  Austrasien, 
und  Pippin,  der  Neustrien  mit  Burgund  und  Provence  erhielt. 
Ersterer  ging  747  in  ein  Eloster,  und  so  war  Pippin  mit  dem  Bei- 
namen der  Eleine  Alleinherrscher. 

t.  Dl«  Kftraltegltek«  Djautl«.* 

§.  20. 

a.  Bis  zam  Tode  Karls  des  Grossen. 

I.  Auf  Andringen  der  Grossen  des  Reiches  sandte  Pippin  an  Papst 
Zacharias  Boten  ab,  um  ihn  zu  befragen  über  die  Stellung  der  da- 


i>  Sohn  des  Ansegisel,  des  Sohnes  you  dem  genannten  Amnlf,  und  der 
-Begga,  Tochter  Pippins  Yon  Landen. 

*  Einhardi  (f  844)  annales  (von  741^829),  Monnm.  Scriptor.  L  p.  135  bis 
218;  Tita  Earoli  imper.  ib.  11.  p.  426—463.  Nithardi  (f  843)  historiarnm  libri 
lY.,  ib.  n.  p.  649—672.    Honachi  Sangallensis  de  gestis  Earoli  Magni  libri 
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maligen  Mnidschen  Konige,  welche  nur  den  Namen  des  Königs,  nicht 
aber  dessen  Macht  inne  hätten.  Nachdem  der  Papst  erklärt:  es  sei 
besser,  dass  der  König  heisse,  welcher  die  höchste  Gewalt  besitze,  liess 
Fippin  sich  wahrscheinlich  im  October  oder  November  751,  jedenfalls 
entweder  am  Ende  des  Jahres  751  oder  Anfangs  d.  J.  752  zu  Soissons 
zum  Könige  der  Franken  salben. i  Ihn  erkannte  das  versammelte 
Yolk  an.  Den  letzten  Merovinger,  Ghilderich  in.,  steckte  man  in 
ein  Kloster.  K«  Pippin  musste  seine  Anerkennung  bei  den  nicht  frän- 
kischen  Stammen  mit  dem  Schwerte  erzwingen,  regierte  indessen  nicht 
lange  genug,  um  dies  dauerhaft  zu  erreichen.  Papst  Stephan  IL  legte 
ihm  den  Titel  Patricius  ecclesiae  Romanae  und  damit  die 
Schutzpflicht  über  die  Kirche  bei,  deren  er  sich,  vom  Papste  gegen  den 
Langobardenkönig  Aistulph  zu  Hülfe  gerufen,  in  der  Art  entledigte, 
dass  er  754  und  755  nach  Italien  zog,  nach  Besiegung  der  Langobar- 
den die  von  diesen  dem  Papste  entrissenen  Ländereien  letzterem  zurück- 
stellte und  durch  eine  feierliche  Urkunde  garantirte.s 

n.  Ihm  folgten  768  seine  Söhne  Karl  in  Austrasien,  Karlmann 
in  Neustrien.  Nach  Karlmanns  Tode  (771)  entzog  Karl  dessen  Söhnen 
die  Herrschafl;  und  regierte  von  da  ab  bis  zum  28.  Januar  814  allein. 
Karl  der  Grosse  erhielt  durch  seine  53  Feldzüge*  nicht  nur  das 
Frankenreich  in  der  bisherigen  Ausdehnung,  sondern  untejwarf  die 
meisten  deutschen  Yölkerstämme,  so  dass  sein  Reich  von  der  Eider 
bis  in  Italien  (Ravenna)  hinein,  von  der  Saale  bis  zum  Ebro,  von  Un- 
garn bis  zur  Bretagne  sich  erstreckte.  Ton  dem  Papste  zur  Hülfe 
gerufen  eroberte  er  das  Langobardenreich,  entthronte  den  De  sid  er  ins 
und  liess  sich  zum  Könige  von  Italien  ausrufen  (774),  welche 
Würde    durch  Unterdrückung   eines  Aufstandes   im  J.   776   befestigt 


IL,  ib.  p.  726 — ^768,  Poetae  Saxonis  annal.  de  gestis  Earoli  magni  imp.  a*  771  bis 
814,  ib.  I.  p.  225—279.  Reginonis  abbaue  Pmm.  Chron.  (bis  906)  ibid.  L  p. 
587—612. 

1  Annales  LanrisBenses  majores  ad  a.  749  (Per iE  I.  p.  186),  Ann.  Einhardi 
ad.  a.  749  (ib.  p.  137).  Waitz  m.  S.  59  flf.,  Febr  8.  268  ff.  Tb.  Siokel  Ueber 
die  Epoobe  der  Regierang  Pippins  in  Forscbnngen  lY.  489  ff.  Giesebreobt 
Kaisergesob.  I.  S.  105.  Niobt  feststeht:  ob  Bon ifa eins  die  Salbung  Tomahm,  ob 
eine  Kr5nnng  Torkam,  ob  die  Scbilderhebnng  stattfand.  Adam  Jos.  Übrig  Be- 
denken gegen  die  Aeohtbeit  der  mittelalterlioben  Sage  Ton  der  Entthronung  des 
meroving.  Ednigsbanses  dnrch  den  P.  Zaobarias.  Leipzig  1875.  sucht  die  ganze 
Erzählung  zu  entkräften. 

*  üeber  die  Beziehungen  der  PSpste  zu  den  Franken  von  Karl  Mari  eil  an- 
fangend Papenoordt  Geschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter.  Herausgeg.  Ton 
HöHer,  Paderborn  1857,  S.  80  ff.,  Fehr  a.  a.  0.,  Waitz  m.  S.  75  ff. 
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wurde.^^  Er  bestätigte  hierauf  dem  Papste  Ha dri an  I.  die  Pippinische 
Bestitution  und  Donation.  ^  ^XJm  der  christlichen  Religon  Schutz  zu 
geben  und  die  Ermordung  christlicher  Missionäre  zu  rächen,^  begann 
er  den  Kampf  gegen  die  Sachsen,  welcher  in  den  Feldzngen  von 
772 — 804  mit  deren  Unterwerfung  und  Einverleibung  in  das  fränkische 
Beich  endigte,'^  jedoch  in  der  Art,  dass  die  Sachsen  zwar  der  könig- 
lichen Gewalt  unterworfen  wurden,  im  üebrigen  ihre  Verfassung  und 
Bechte  ziemlich  beibehielten ,  soweit  nicht  das  Beichsyerhältniss  imd 
das  bei  ihnen  eingeführte  Ghristenthum  ein  Anderes  von  selbst  herbei- 
föhrten.^^  Während  dieses  Krieges  mit  den  Sachsen  war  (787)  der 
Herzog  von  Beneyent  in  Unteritalien  dem  fränkischen  Reiche  dienstbar 
gemacht,  das  Land  der  Friesen  im  J.  785  dem  Frankenreiche  unter- 
geben,^  bei  den  Baiern  in  Folge  des  Aufstandes  von  Herzog  Th  as s  il  o  IL^ 
das  Herzogthum  abgeschaffi  und  das  Land  unter  direkte  fränkische 
Verwaltung  gestellt  (788)  worden.  Hierauf  zog  Karl  gegen  die  Avaren 
(im  heutigen  Niederosterreich  und  Pannonien),  mit  denen  Thassilo  dn 
Bfindniss   gegen   die    Franken   geschlossen    hatte,    besiegte  dieselben 


^  Sigurd  Abel  Der  Untergang  des  LangobardenreioheB  in  Italien.  G5tt. 
1859.  H.  Papst"  Qesoh.  des  langobardisohen  Herzogthums,  Forschungen  II. 
405  ff. 

'  Die  Identität  der  Schenkung  Karls  mit  der  Pippins  ist  zwar  oft  bestritten 
und  behauptet  worden,  erstere  gehe  über  letztere  hinaus,  mit  Unrecht  Abel  Papst 
Hadrian  L  und  die  weltliche  Herrschaft  des  römischen  Stuhles  in  dessen  Forschungen 
zur  deutsch.  Gesch.  L  S.  459  ff.  und  Qesoh.  Karls  des  Grossen  8. 131.—  Civiltk  cattolioa 
ßer.  Vn.  vol.  Vm.  p.  180. 

^  Leo  Vorlesungen  über  die  Geschichte  des  deutschen  Yolkes  und  Beiohes, 
Berlin  1842  ff.  Bd.  I.  S.  498  ff. 

'  Das  Land  der  Sachsen  umfasste:  Westfalen  (bis  zum  Rheine,  zu  den  Friesen, 
zur  Weser,  im  Süden  an  die  Hessen  stossend).  Engern  (zwischen  Weser  und 
Harz),  Ostfalen  (zwischen  Harz  und  Elbe),  Nordalbingien  (die  Linder  im  Korden, 
der  Elbe  bis  zur  Eider;  Holstein). 

*  Die  nothwendigen  Aenderungen  führte  ein  das  Gapitulare  Paderbrun- 
nense  a,  785  (Leg.  I.  48.,  Merkel  Lex  Saxonum  p.  16.  Bei  Gengier  Grundr. 
S.  69  ein  Auszug  mit  den  nöthigen  literarhistorischen,  sachlichen  und  sprachlichen 
Erkl&rungen)  u.  s.  g.  Capitulare  Saxonum  oder  Saxonicum  i.  J.  797  zu 
Aachen  auf  einem  Reichstage  der  fränk.  geistl.  u.  weit  Grossen  u.  d.  Sachsen 
«de  diyersis  pagis  tam  de  Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  Ostfalahis^  gemacht 
(bei  Pertz  Leg.  T.  L  p.  75,  Merkel  1.  c  p.  19.).  Seibertz  R.G.  I.  S.  182  ff.  — 
Unten  §.  84. 

7  Eichhorn  D.  St.  und  R.G.  L  S.  488. 

*  Gemahl  einer  Tochter  des  Desiderius.  Gengier  Grundr.  S.  54.  Anm.  7. 
über  die  Wichigkeii,  welche  die  Franken  diesem  Ereignisse  beilegten.  Max  Bfi- 
dinge r  Oesterreichisohe  Gesch.  Bd.  L    Leipzig  1858.  S.  128  ff. 
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(791 — 799)  und  errichtete  in  den  hierdurch  gewonnenen  Ländern  die 
avarische  Mark,  Austria,  marca  australis,  plaga  orien- 
talis,  welche  zu  dem  bairischen  Yerwaltungsgebiete  geschlagen 
wurde;®  aus  den  südlichen  Theilen  (nemlich  IJnterpannonien  zwischen 
Sau  und  Drau,  Eämthen  im  alten  Sinne,  Liburnien,  Istrien,  Dalmatien 
und  Friaul)  die  Markgrafschaft  Friaul  (Forum  Juli i).  Eine  Menge 
Ton  Ländereien  fielen  an  den  Fiskus;  von  diesem  wurden  sie  an 
Kirchen,  Klöster  und  Private  verliehen,  lo  und  hierdurch  viele  Kolonisten 
aus  Baiern,  Franken  und  Sachsen  hereingezogen.  Gegen  die  Böhmen, 
welche  von  Karl  in  den  J.  805  und  806  bekriegt,  aber  nicht  unter- 
worfen wurden,  errichtete  er  eine  Mark  (die  nordgauische)  mit  dem 
Sitze  des  Markgrafen  in  Begensburg.^i  Im  Norden  legte  er  gegen  die 
slavischen  Stämme  zwischen  Ostsee,  Elbe  und  Oder  (die  Velatabi, 
Wilson,  Obothriten)  an  die  sächsische  Mark  (limes  saxonicus) 
unter  dem  Markgrafen  zu  Magdeburg,  Scesla  (Altenzelle)  und 
Barde  wie  (im  Bardengau),  gegen  die  Sorben  (zwischen  Saale  und 
Elbe)  die  sorbische  Mark  (limes  sorabicus,  thüringische 
Mark)  mit  dem  Markgrafen  in  Erfurt.  Nicht  minder  befestigte  er 
die  Grenzen  im  Süden,  indem  er  nach  glücklichen  Zügen  gegen  die 
Saracenen  in  Spanien  von  den  Pyrenäen  bis  zum  Ebro  die  Marca 
Hispania  gründete.  Gegen  die  Dänen  endlich  wurde  811  durch 
Tertrag  die  Eider  als  Grenze  festgestellt. 

in.  Für  die  Geschichte  überhaupt  und  die  deutsche  insbesondere 
ist  das  wichtigste  Ereigniss  unter  Karls  Begierung,  dass  Papst  Leo 
am  Weihnachtstage  des  Jahres  800  ihm  die  römische  Kaiser- 
krone aufsetzte,  und  auf  diese  Weise  die  abendländische  Kaiser- 
würde erneuerte,  zugleich  aber  von  den  Bömern  auf  die  Germanen 
fibertrug.  18 


*  Dümmler  Ueber  die  südöstl.  Marken  des  frä&k.  Reiches  unter  den  Karo- 
lingern (Archiv  für  die  Kunde  (Jsterr.  Gesohiohtsqnellen  Bd.  X.  S.  1  ff.),  ders.  Pil- 
grim  von  Passau  oder  das  Erzbisthum  Lorch,  Leipzig  1854.  Büdinger  a.  a.  0.  S. 
167.    Die  Mark  ging  Yon  der  Enos  bis  zur  Raab. 

10  Dümmler  Pilgrim  v.  Passau  S.  11  u.  die  Anm.  dazu  und  Büdinger 
a.  a.  0.  S.  161  £ 

^1  An  diese  sohloss  sich  das  Gebiet  der  slaTischen  Mähren,  welche  unter 
Moimir  822  zum  erstenmal  erwähnt  werden,  fränkische  Oberhoheit  anerkannten, 
jedoch  nur  jährliche  Geschenke  entrichteten  und,  weil  nicht  mit  Waffengewalt  be- 
zwungen, keinem  kirchl.  Sprengel  noch  politischen  Gebiete  lugetheilt  wurden. 
Dümmler  a.  a.  0.  S.  11.  Vgl.  über  die  Verhältnisse  Böhmens  unter  Karl  noch 
Franz  Palacky  Geschichte  von  Böhmen  Bd.  L  S.  99  ffl 

1*  J.  T.  D  5  Hing  er  Das  Kaiserthum  Karls  des  Grossen  und  seiner  Nachfolger. 
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§.  21. 
b.  Bis  zum  Aufhören  der  Karolinger  im  ostrSmiBohen  Reiche  (814—888).  * 

Beim  Ableben  Karls  fiel  das  ganze  Reich  an  dessen  einzigen  noch 
lebenden  Sohn  Ludwig  mit  dem  Zunamen  des  Gutmüthigen  (Louis  de 
D6bonnaire  bei  den  Franzosen).  ^  Durch  die  Theilung  des  Reiches  unter 
seine  Sohne  Lothar,  Pippin  undLudwig,^  sowie  die  nach  der  Ge- 
burt eines  vierten  Sohnes  Karl  (der  Kahle,  weil  er  leer  ausging)  erfolgte 
neue  Theilung,  entstand  ein  Kampf  zwischen  Yater  und  Söhnen,  der  bis 
zum  Tode  des  ersteren  im  Jahr  840  anhielt  und  erst  im  J.  843  durch 
den  Yertrag  zu  Yerdun  beendet  wurde,  nachdem  Pippin  schon  zu 
Lebzeiten  Ludwigs  des  Frommen  gestorben  war.  Lothar  erhielt:  Italien, 
Burgund,  das  Land  auf  dem  linken  Rheinufer  bis  zur  Maas  und  Scheide 
mit  Ausschluss  der  Gaue  von  Speier,  Worms  und  Mainz ;^  Ludwig  be- 
kam alle  ostlich  vom  Reiche  Lothars  belegenen  Länder,  sowie  die  Hoheit 
über  die  tributpflichtigen  slavischen  Völker  und  dazu  die  Gaue  von 
Speier,  Worms  und  Mainz ;  Karl  erhielt  das  Frankenreich,  soweit  es  im 
Westen  des  lotharingischen  lag,  mit  Ausschluss  von  Aquitanien, 
welches  an  Pippin,  Sohn  des  verstorbenen  Pippin,  kam.  IS  ach  Lothars 
Tode  (855)  zerfiel  sein  Reich  unter  seine  Söhne  Ludwig  11.  (Kaiser 
seit   850  durch  Leo  IV.,  vorher  844  von  Sergius  IL  zum  Könige  ge- 


Manohen  1864.  Giesebrecht  L  S.  122  ff.  Eichhorn  I.  8.  525  ff.,  Phillips  IL 
8.  75  ff.  Ani.  Rolando  Della  digniU  imperiale  di  Carlomagno.  Napoli  1873. 
lieber  die  angeblich  aus  der  EaiserwÜrde  abgeleiteten  neaen  Rechte  Roth  Bene- 
fioialw.  8.  414  f.  (gegen  Eichhorn).  YgL  auch  Hillebrand  Lehrbuch  8.  175. 
—  Ueber  die  Anschuldigung  gegen  Papst  Leo,  welche  dessen  Feinde  pachten  und 
des  Papstes  freiwillige  Ableistung  des  Reinigungseides:  Hilde nb ran d.  Die  pur- 
gatlo  oanonica  u.  Tulgaris,  München  1841.  8.  45  ff.  D  5  Hing  er  Eirchengesch.  L 
415  ff. 

*  Dümmler  Geschichte  des  ostfrfink.  Reichs,  Berlin  1862,  65.    2  Bde. 

^  Italien  hatte  Bernhard,  nnebenbürtiger  Enkel  Karls  von  dessen  Sohne 
Pippin  erhalten;  dieser  wollte  nach  Ludwigs  EaiserkrSnung  (816  zu  Rheims  durch 
Stephan  lY.)  dessen  Hoheit  nicht  anerkennen,  wurde  aber  besiegt,  geblendet  und 
starb  hierauf. 

*  Die  „Divisio  imperii  domni  Hludowici  inter  dilectos  filios  suos,  inter  Hlo- 
tharium  Tidelicet  et  Pippinum  et  Hludowicum  anno  IV.  imperii  sui*^  Leg.  I.  p.  198  fil, 
im  Auszuge  mit  Erläuterungen  bei  Gengier  Grundr.  8.  96  ff. 

'  Sein  Reich  umfasste  also  ausser  Italien  und  der  Proyenoe  die  westliche 
Schweiz  und  das  Land  zwischen  dem  Rheine,  der  Rhone,  Saone,  Maas  und  Scheide 
bis  nach  Friesland  hin.  Die  Gebiete  auf  dem  linken  Rheinufer  waren  deutscher 
Zunge. 
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krönt),  der  Italien,  und  Lothar,  welcher  die  deutschen  Stamme  bekamt 
Diese  letzteren  treten  seitdem  als  ein  besonderes  Gebiet  unter  dem  Namen 
Lothringen  (Lotharii  regnum)  auf.  Nach  dessen  Tode  869  fiel 
die  eine  (deutsche)  Hälfte^  an  Ludwig  den  Deutschen,  die  andere  an 
Karl  den  Kahlen.  Dieser  erhielt  naoh  Ludwigs  II.  Tode  auch  die 
Eoiiserkrone.  Nach  Ludwig  des  Deutschen  Tode  erhielt  dessen  Sohn 
Earlmann  als  K5nig  Baiern  mit  den  Grenzgebieten,  Ludwig  als 
Eonig  das  ostfränkische  Reich  mit  Sachsen,  Karl  Schwaben  (Alemannien). 
Lothringen  wurde  unter  die  beiden  letzten  vertheilt,  darauf  theilten  sich 
Ludwig  und  Karl  in  Earlmanns  (f  880)  Länder,  so  dass  Ludwig  ganz 
Lothringen  erhielt,  Earl  die  Longobardischen  Länder.^  Nach  Ludwigs 
Tode  (884)  erhielt  fast  das  ganze  Reich''  Ludwigs  des  Deutschen  Earl, 
zubenannt  der  Dicke  (Charles-le-Gros),  welcher  bereits  die  Eaiserwürde 
beim  Tode  Earls  des  Eahlen  erworben  hatte  (i.  J.  881).  Nach  Earl- 
manns (des  Sohnes  des  westfränkischen  Earolingers  Ludwigs  11.)  Tode 
(884)  wurde  dessen  nachgeborner  Sohn  Earl  der  Einfältige  (le  Simple) 
ausgeschlossen  und  so  Earl  der  Dicke  von  Neuem  alleiniger 
Herrscher  im  Frankenreiche.  Yon  allen  Seiten  mehrten  sich  die 
Angriffe  gegen  das  Reich,  besonders  Seitens  der  Saracenen  und  Nor- 
männer.  Als  Elarl  keinen  Widerstand  zu  leisten  vermochte,  zog  Arnulf 
von  Eämthen  nach  Baiern,  wurde  hier  als  Eönig  anerkannt,  setzte  zu 
Tribur  (in  der  Nähe  von  Mainz)  Earl  ab  und  kam  so  an  die  Spitze  des 
ostfränkischen  Reiches  mit  Inbegriff  Lothringens.  Earl  starb 
888;  seit  dessen  Tode  blieb  die  Trennung  des  ost-  und  westfränkischen 
Reiches  eine  dauernde  und  bildete  sich  das  deutsche  Reich. ^ 


^  Der  Dritte,  Karl,  hatte  die  Provenoe  erhalten,  starb  aber  863;  die  beiden 
anderen  theilten  sich  in  dieselbe. 

*  Das  linke  Rheinnfer  von  Basel  bis  Leiden  mit  Strassbnrg,  Nancy,  Trier,  Hetz 
und  Aachen« 

*  Diese  waren  nach  Ludwigs  TL  Tode  an  Earl  den  Eahlen  (f  877),  dann  an 
Ludwig  n.  den  Stammler  (le  Bdgue),  seinen  Sohn  gefallen,  der  879  starb.  Dessen 
•Söhne  Ludwig  III.  und  Earlmann  starben  882  und  884. 

"*  Slämthen  nebst  Pannonien  hatte  Arnulph,  unehelicher  Sohn  von  Earlmann 
(Sohnes  Ludwigs  d.  D.)  erhalten.  Em.  Dümmler  De  Arnulf o  Francorum  rege 
Diss.  inaug.  Berol.  1852.  p.  2  sq.    Ders.  Die  südöstl.  Marken  S.  89,  47. 

8  Phillips  D.R.  u.  R.G.  §.  67.,  Dümmler  a.  a.  0.,  Wenek  Die  Erhebung 
Arnulfs  und  der  Zerfall  des  karoUngischen  Reichs.  Leipzig  1852.  —  Erst  von  hier 
ab  kann  man  ein  selbstständiges  deutsches  Reich  annehmen,  nicht  vom  Vertrage 
▼on  Yerdun.  —  Im  westfränkischen  Reich  kam  Odo  (Endes)  Graf  von  Paris 
sur  Regierung,  der  896  mit  Earl  dem  Einfältigen  das  Reich  theilte;  auf 
diesen  folgte  898  Robert  I.    (Bruder  Odo's)  Herzog  von  Frankreich  (  —  922)^ 
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Viertes  Kapitel. 
Die  Reohtsquellen.  * 

§•22. 

1.  Art  d«r  BeehtoUldwif ;  die  Aafk«l«]unB«ai  dei  Itochto. 

I.  Ogleich  im  Wesentlichen  die  Beohtserzeugung  und  Bildung  die- 
selbe blieb,  wie  in  der  ältesten  Zeit,  so  brachten  doch  die  Verhältnisse 
seit  dem  4.  Jahrhundert  die  Nothwendigkeit  geschriebener 
Bechte  mit  sich.  Denn  das  durch  G-ewohnheit  und  Sitte  entstandene,^ 


dann  Raoal  (Rudolph)  Herzog  ▼.  Burgund  (^  928),  Lndwig  lY.  (Sohn  Karls  HI. 
des  Einfftltigen;  —  986);  Lothar  (dessen  Sohn;  954),  Ludwig  Y.  (der  Tange- 
niohts,  dessen  Sohn,  —  986).  Darauf  Hugo  Kapet.  —  Burgund  zerfiel  in  zwei 
Beiche:  Arelat  unter  Ludwig  (Sohn  Boso's  und  der  Tochter  K.  Ludwigs  H., 
Irmengard)  und  Hoohburgund  (jenseits  des  Jura,  transjuranisches  B.  im  Gegen- 
satze zum  cisjuranischen)  unter  Rudolph  aus  dem  baierischen  Geschlechte  der 
Weifen.  —  In  Italien  war  die  Krone  streitig  zwischen  Berengar  Markgraf  von 
Friaul  und  Guido  TOn  Spoleto. 

*)  Die  Literatur  bei  0.  Stobbe  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen. 
Erste  Abth.  Braunschw.  1860  S.  4  —  265,  y.  Daniels,  dem  §.  28  angef.  Werke 
Gengler's.  Sammlungen:  Jo.  Sichardi  Leges  Riboariorum  Bajoariorumque  qua» 
Tocant,  a  Theodorioo  rege  Francorum  latae.  Item  Allemannorumque  leges  a  Lothario 
rege  latae  nunc  primum  Totustatis  erga  excusae,  Basileae  a.  1580;  Bas.  Jo.  Herold 
Originum  ao  Germanicarum  antiquitatum  libri  ....  Basileae  (a.  1557)  fol.  min.;  zu 
Paris  erschien  1578  die  Ausgabe  der  L.  Sal.  Alam.  Burgund.  Ripuar.  BajuT.  u.  Sax. 
YOB  du  Tillet  (Job.  Tillius).  Sie  enthält  auchfränk.  Konigsgesetze.  Fr.  Linden- 
brogii  Codex  legum  antiquarum  ....  Fronoof.  1618.  foL;  P.  Georgisch  Corpus 
juris  Germanioi  antiqui  .  .  .  Consilio  J.  GottL  Heineocii,  Halae  Magdeb.  1788.  4.; 
F.  Paul  Canoiani  Barbarorum  leges  antiquae  .  .  •  Yenet.  1781  ff.  5  Tom.  foL; 
Ferd.  Walter  Corpus  juris  germanici  antiqui,  Berol.  1824,  8.  T.  8.  Hierzu  treten 
die  Monum.  Germ.  Leg.  T.  1  enthftlt  Edicta  und  Capitularia  der  frftnk.  Könige, 
IL  Naohtr&ge,  Spuria,  deutsche  Königsgesetze  bis  1800,  HI.  die  Lex  Alama- 
norum  Ton  Merkel.  Lex  Baiuwariorum  (ed.  Merkel)  p.  188 — 496,  Burgun« 
dionum  Leges  (ed.  Bluhme)  p.  497 — 680,  Lex  Frisionnm  (ed.  Kar.  liber  baro 
de  Richthofen)  p.  681 — 710.  Tom.  lY.  enthftlt  Leges  Longobardorum  (ed. 
Bluhme)  p.  1 — 289,  Liber  legis  Langobardorum  Papiensis  diotus  (ed* 
Alfr.  Boretius)  p.  290—606,  dann  die  Lombarda,  Zusätze,  Glossen  etc.  ron 
Bluhme.    Auszüge  in  Gengier  Gtorm.  Rechtsdenkmftler. 

1  Sehr  gut  die  Erörterung  von  A.  Boretius  Beiträge  zur  Kapitularienkritik, 
Leipz.  1874  S.  8  ff.  Die  Uebung,  Sitte,  Gewohnheit  behält  ihre  Kraft  neben  dem 
Gesetze.  Der  Graf  wird  bei  seiner  Anstellung  (Form.  Marc.  I.  8  „et  eos  recto 
tramite  secundum  legem  et  consuetudinem  eorum  regas^)  angewiesen,  sie  zu 
beachten.  Prol.  legis  Baiuw.  Mon.  HI.  p.  259:  »Ipso  autem  diotante  (seil.  Theodoricua 
rex  Francorum)  iussit  conscribere  legem  Francorum  et.Alamannorum  et  Baioariorom 
unieuique  genti,  quae  in  eins potestate  erant,  secundum  consuetudinem  suam. 
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deshalb  Yon  den  Yerhältnissen  und  Factoren,  unter  denen  und  durch  die 
es  entstand,  in  gewisser  Beziehung  fortwährend  bedingte  Recht  musste 
zunächst  bei  den  ausgewanderten  Stämmen  nothwendig  Aenderungen  er- 
leiden durch  die  völlig  veränderten  Zustände  des  Volkes :  die  Wohnsitze 
in  neuen  Gegenden,  unter  anderen  klimatischen,  agrarischen  u.  s.  f.  Ein* 
flfissen,  die  durchaus  veränderte  Stellung  der  Könige  und  Fürsten,  der 
Stämme  zu  ihnen.  Dazu  kam  vor  Allem  für  einzelne  Stämme  die  Be- 
rührung mit  den  Römern,  die  Nothwendigkeit,  deren  Verhältnisse  zu 
berücksichtigen,  und  der  unwillkfirliche  Einfluss  ihres  ausgebildeten 
Rechtes.  2  Auch  das  engere  Zusammentreten  der  Völkerschaften,  die 
Bildung  der  grosseren  Volker  musste  bei  aller  Zähigkeit  und  dem  Hangen 
am  Hergebrachten  Einfluss  Oben,  durch  gegenseitige  Einwirkung  der- 
jenigen Rechte,  welche  nebeneinander  traten,  oder  dadurch,  dass  eine 
Reibung  entstand  und  eins  das  obsiegende  blieb.^  Bedeutend  wirkte 
unzweifelhaft  auch  die  allgemeine  Bekehrung  zum  Christen* 
thnme,  welche  aus  allen  Theilen  des  Rechts  die  Ausmerzung  heidnischer 
Sätze  und  Ideen  zur  nothwendigen  Folge  haben  musste>  Alle  diese 
Momente  lassen  sich  deutlich  in  den  seit  dem  5.  Jahrhundert  erlassenen 
Gesetzen  wiederfinden« 


addidit,  qnae  addenda  erant,  et  improyiBa  et  inoomposita  reteoatit;  et  quae  erant 
seoundam  oonsaetudinem  paganorum,  matavit  seoundum  legem  ohri- 
Btianam.^  Ediot  Rothar.  o.  886  (Leg.  IV.  89)  ^Presentem . . .  ediotum  quem«., 
inquirentes  et  Tememorantes  antiqnaB  legis...  quae  soriptae  non  erant  oon* 
dedimus^ . . .  ProLLnitpr.  de  anno  Xm.  Leg. IV.  183.  Gapit.  Langob.  a.  818.  o.  17. 
(Leg.  I.  193):  „Ut  longa  eonsaetndo,  quae  ad  atilitatem  publieam  non  impendit,  pro 
lege  Bervetor,  et  quae  diu  serratae  snnt,  permaneant.*'  Gonst  Olonn.  Hloth.  L  a.  828. 
Memoria  praec.  com.  o.  14.  (eod.  p.  285)  ^volumuB,  nt  homines  talem  oonsaetudinem 
habeant,  siont  antiquituB  Langobardorum  fuit." 

*  Die  Nothwendigkeit  der  Feststellnng  der  Yerhftltnisse  der  besiegten  Römer 
an  sich  und  xu  den  Germanen  hat  hauptB&chlich  heryorgerofen  die  s.  g.  Leges 
Romanae,  die  Lex  Bnrgnndionum,  Edictnm  Theodorici.  Man  mag  behaupten  (Eioh- 
h'orn,  Z5pfl,  Gengier  u.  a.)  oder  bestreiten  (Stobbe  S.  15.  N.  6),  dass  das 
römische  Recht  durch  das  Beispiel  des  geschriebenen  Rechts,  durch  die  Furcht,  das 
Einheimische  möchte  Ton  dem  ausgebildeten  leiden,  gewirkt  habe:  ein  wirklicher 
Einfluss  hat  stattgefunden,  weil  ihn  die  Geeohichte  überhaupt  allrnftüg  handgreijf«* 
lieh  zeigt. 

'  So  finden  wir^  dass  die  Sachsen  ihre  Verbindung  mit  den  Langobarden  auf- 
gaben, als  ihr  Recht  bedroht  wurde,  die  Salier  ihrem  Rechte  Alle  unterwarfen,  im 
frftnkiBohen  Reiche  hingegen  Duldung  fremder  Rechte  herrschte. 

4  Dies  igt  durch  die  in  Nota  1  abgedruckte  Stelle  bewiesen.  R.  Rückert, 
Culturgesch.  des  deutschen  Yolkes  in  der  Zeit  des  Uebergangs  aus  dem  Heidenthum 
in  das  Christenthum,  1858. 
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IL  Die  Yerbmdung  der  deutschen  Stämme  zu  einem  staatlichen 
Ganzen,  zum  fränkischen  Reiche,  die  Einwirkung  des  Ghristenthums, 
welche  einerseits  zu  durchgreifenden  gemeinsamen  Aenderungen  führte 
und  andererseits  zur  Anerkennung  des  Einzelnen  ohne  Bücksicht  auf 
seinen  Ursprung  aufforderte,  endlich  die  den  einzelnen  Stämmen  für  alle 
nicht  das  Staatsrecht  berührenden  Yerhältnisse,  also  besonders  für  Privat- 
recht  und  Gemeindeverhältnisse ,  belassene  Selbstständigkeit  bewirkte, 
dass  das  Moment  der  territorialen  Geltung  der  Gesetze  eingeschränkt 
wurde,  das  der  Persönlichkeit  aufkam,  dass  die  Rechte  durchweg 
als  Rechte  der  einzelnen  Stämme,  nicht  eines  Gebietes  erschienen, 
avl  deren  Genuss  der  Einzelne  als  Glied  des  Stammes  überall 
einen  festen  Anspruch  hatte.^  Auch  auf  die  Römer,  welche  in  den 
eroberten  Ländern  sassen,  wandte  man  diesen  Grundsatz  an,  ^  nicht  aber 
auf  Personen^  welche  nicht  als  Einheimische  in  dem  Gebiete  des  be- 
treffenden Stammes  erscheinen  (die  Fremden,  waregang).  7  Eigenthüm- 
lieh  verallgemeinert  wurde  dieser  Grundsatz  in  Betreff  des  Klerus  und 


^  Ediot  Chlotaohar.  (Leg.  L  2).  „Inter  Romanos  negotia  caasaram  Romanis 
legibus  praecipimus  terminari.^  Pippini  regis  capit  Aqait  a.  768  10.  (Leg.  11. 
14):  „TJt  omnes  homines  eorom  leges  habeant,  tarn  Romani  quam  et  Salioi,  et  si 
de  alia  provincia  adrenerlt,  secundam  legem  ipsius  patriae  Tivat.*^  Ago- 
bardi  Liber  adv.  legem  Oundobadam  c.  4.:  „tanta  diversitas  legum,  qnanta  non  so- 
lum  in  singulis  regionibus  ant  clTitatibus,  sed  etiam  in  multis  domibas  habetur* 
Nam  plerumque  contingit,  ut  simnl  eant  aat  sedeant  quinque  homines  et  nullus 
eoram  communem  legem  cum  altere  habeat*  Ueber  das  Princip  der  Persönlichkeit 
des  Rechts  y.  Sayignj  Gesch.  d.  r5m.  Rechts  L  8.  115  ff.,  Z5pfl  R.G.  IL  §.  5, 
Y.  Daniels  R.G.  §.  64.,  Waitz  lU.  205.,  Gaupp  Die  germ.  Ansiedelungen  §.  83  t 
und  in  Zeitsohr.  f.  deutsch.  R.  XIX.  8.  161  ff.  —  y.  Riohthofen  Zur  Lex  Saxonum 
S.  10  ff.  Stobbe  in  Jahrb.  Yon  Bekker  u.  Muther  VI.  21  ff.  —  In  der  früheren 
Zeit  lässt  sich  dies  Princip  nicht  nachweisen,  wohl  das  Gegentheil:  Paulus  de 
gestis  Langob.  in.  6.  berichtet  über  das  Yerhftltniss  der  Sachsen  zu  den  Lango« 
barden:  „neque  eis  a  Langobardis  permissum  est  in  proprio  jure  subsistere.*  An 
sich  ist  auch  unwahrscheinlich,  dass  ohne  jene  Momente  ein  8tamm  den  anderen 
als  gleichberechtigt  anerkannt  habe.  Siehe  noch  unten  §.  83  TS,  8.  Roth  Feudali- 
tftt  S.  24. 

*  Vgl.  die  Stelle  in  Anm.  5.  —  Daher  auch  die  Aufzeichnungen  des  römischen 
Rechts.  Das  Edictum  Pistense  Earoli  11.  a.  864.  c.  28.  und  84.  am  Ende  (Leges  l. 
495.  498)  Ycrmag  ich  nicht  (wie  Zöpfl  IL  8  N.  5)  Yon  Deutschen  zu  Yorstehen, 
die  nach  römischem  Rechte  lebten,  weil  in  den  Stellen  nichts  entgegensteht,  an 
Nachkommen  Yon  Römern  zu  denken. 

7  Edict.  Rothari  o.  867  (Leg.  lY.  85):  „Omnes  wäre  gang,  qui  de  ezteras 
filnes  in  regni  nostri  finibus  adYonerint,  seque  sub  scuto  potestatis  nostrae  subde- 
derint,  legibus  nostris  Langobardorum  YiYere  debeant,  nisi  si  aliam  legem 
ad  pietatem  nostram  meruerint.^    Zöpfl  Die  EYYa  GhamoYorum  p.  23  f. 
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der  Ejrche,  welche  nach  romischem  Rechte  lebten  als  dem  Hechte  Roms, 
das  in  den  Augen  jener  Zeit  ihre  eigentliche  Heimath  zu  sein  schien.^ 
Entschied  somit  die  Stammesangehorigkeit,  die  Geburt  über  das  Recht 
der  Person,  so  waren  Schwierigkeiten  in  Gebieten  mit  national  gemischter 
Bevölkerung  und  überhaupt  im  Rechtsverkehre  zwischen  Personen  ver- 
schiedener Nationalität  unvermeidlich.  Als  Mittel,  sie  zu  verhindern,  tritt 
uns  später  das  vereinzelte  Qebot  entgegen,  öffentlich  sich  zu  einem  Rechte 
zu  bekennen.  Die  ältere  Zeit  kennt  diese  generelle  professio  juris 
nicht,  sondern  nur  eine  spezielle  bei  Vornahme  einzelner  Rechtsgeschäfte.* 
UI.  Das  fränkische  Reich  war  kein  Staat  Eines  Stammes,  sondern 
aus  vielen  zusammengesetzt.  Deshalb  durfte  das  fränkische  Recht  den 
übrigen  Stämmen  nicht  aufgedrungen  werden,  sondern  wurde,  damit 
der  Franke  überall  nach  seinem  Rechte  leben  könne,  das  Princip  der 
Persönlichkeit  des  Rechts  aufgestellt.  Gleichwohl  forderte  die 
Einheit  des  Staates,  soweit  sie  durchgedrungen  war,  einheitliche  Satzungen. 
So  tritt  neben  das  Yolksrecht,  das  sich  im  Stammesrecht,  in  der  Lex 
zeigt,  ein  Eönigsrecht,  welches  durch  den  Bann  als  Mittel  seiner 
Durchfuhrung  vorzugsweise  einen  strafrechtlichen  Charakter  annimmt  und 


8  Lex  Bipaar.  LYm.  1.  Gonat.  Ghlotarü  I.  a.  560.  o.  18.  (Leg.I.  8).  t.  Daniels 
fasftt  dies  als  eine  Ausnahme  von  dem  Rechte  dee  Geburtsatandes  auf.  Es  war  viel- 
mehr eine  Gonaequenz  des  unter  num.  m.  darzulegenden  Entwicklungsganges.  Die 
Eorche  gehörte  keinem  Stamme,  sondern  dem  Reiche  an,  sie  war  im  ganzen 
Reiche.  Man  konnte  somit  weder  sie,  noch  ihre  Diener,  welche  nach  der  Auf- 
fassung der  Zeit  (und  der  ultramontanen  bis  zur  Gegenwart)  aus  ihrer  Familie  u.  s.  w. 
scheiden,  nach  einem  Stammesrechte  beurtheilen,  sondern  musste  sie  als  Römer 
im  ganzen  Reiche  betrachten.  —  Ich  möchte  nicht  mit  t.  Daniels  als  eine  Aus- 
nahme ansehen,  dasa  „in  dem  Verkehr,  wo  nicht  das  angeborene  Familienrecht  Be- 
schränkungen der  YerfQgungsfreiheit  auferlegte,  man  sich  römischer  Formen  be- 
dienen und  in  römisch-rechtliche  obligatorische  Verhältnisse  eintreten  konnte,^ 
sondern  yielmehr  als  einfache  Folge  der  Befugniss  der  Parteien,  sich  den  Reohts- 
satz  selbst  zu  geben,  wo  das  Volksreoht  keinen  hatte.  Das  Recht,  „pactiones  ant 
convenientias,^  wenn  die  Parteien  „de  lege  sua  discedere*'  wollen,  einem  anderen 
Gesetze  zu  unterstellen,  ist  in  Lib.  Pap.  Lintpr.  90  (Leg.  IV.  446)  ausdrücklich 
anerkannt  üeber  die  wirkliche  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  dieser  Zeit 
sehe  num  noch^Zöpfl  R.G.  §.  18.  y.  Daniels  R.G.  S.  202  f.,  Stobbe  a.  a.  O.  S. 
260  ff.,  T.  SaYigny  Geschichte  Kap.  IX.  (im  2.  Bande).    Unten  §.  57. 

^  Liber  Pap.  Lothaiii  o.  88  (Leg.  lY.  pag.  545):  „Yolumus  ut  cunctus  populus 
Romanus  interrogetur,  quali  lege  vnlt  vivere,  ut  tali,  quali  professi  fuerint  Tirere 
Teile,  TiTant;  iUique  denunoietur,  quod  hoc  miusquisque  sciat,  tam  duces  quamque 
iudices  Tel  reliquus  populus.  Quodsi  in  offensione  sua  contra  eandem  legem  fecerit, 
eidem  legi,  quam  profitetur,  per  dispositionem  pontificis  ao  nostram  subiacebit.^ 
Ueber  die  alte  professio  juris  Gaupp  Ansiedelungen  S.  248  f.,  der  zeigt,  dass  sie 
nicht  ein  für  allemal  bindend  war.    Urk.  t.  1055  unten  §.  24.  Anm.  5« 
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entweder  zur  Ergänzung  oder  Bessenmg  des  Yolksrechts  dient  (Capitula 
legi  addita),  in  welchem  Falle  es  nur  territoriale  Bedeutung  hat,  Theil 
des  Stammrecbts  wird,  das  nun  durch  den  Königlichen  Bann  noch  ge- 
schützt wird,  oder  allgemeine  Geltung  beansprucht  (Capitula  per  se 
scribenda)  und  zum  Beichsrechte  wird.  Beide  Arten  mussten  noth- 
wendig  die  Beziehungen  der  Stamme  unter  einander  und  die  Stellung 
des  Königs  und  seiner  Beamten  zu  den  IJnterthanen  regeln«  Je  mehr 
die  königliche  Gewalt  stieg,  desto  umfangreicher  wurde  das  Königsrecht, 
desto  mehr  trat  ihm  gegenüber  das  Yolksrecht  zurück.  So  gewann  das 
Gesetz  zeitweise  die  Oberhand  über  die  Gewohnheit.  i<>  Aber  zugleich 
lag  in  diesen  Dingen  die  Möglichkeit,  dass  die  Bechtsbildung  für  alle 
das  Individuum  betreffenden  Yerhaltnisse  bei  veränderten  politischen  Zu* 
ständen  vom  Staate  unabhängiger  wurde  und  für  manche  Verhältnisse 
das  römische  Becht  als  kirchliches  Beichsrecht  an  die  Stelle  des  Yolks- 
rechts  als  gemeines  treten  konnte. 

lY.  Der  Stoff  der  Yolksrechte  und  Gesetze  gehört  jenen  Gebieten 
an,  auf  welche  der  Einfluss  der  neuen  Yerhaltnisse  sich  direct  geltend 
machte:  öffentliches  Recht,  Stellung  des  Königs,  der  Kirche  oder  richtiger 
des  Klerus,  der  Beamten ,  vor  Allem  Strafrecht,  sodann  auch  Gerichts- 
wesen, weniger  Privatrecht;  auf  letzterem  Gebiete  zumeist  dem  Erb-  und 
Familienrechte.  Genommen  ist  der  Stoff  der  Leges  zum  grössten  Theile 
aus  dem  Gewohnheitsrechte;  sie  enthalten  aber  auch  directe  legislatorische 
Satzungen,  was  die  Worte  ^jubemus,  constituimus''  häufig  an- 
deuten. 

Y.  Zur  Seite  ging  dem  geschriebenen  Bechte  das  Gewohnheits- 
recht, welches  f&r  die  dem  Willen  der  Einzelnen  überlasssene  Rechts- 
Sphäre  sich  stets  fortbildete.  Wir  erkennen  dasselbe  aus  den  Urkunden, 
gleichzeitigen  Schriftstellern,  besonders  aber  den  Formelsammlungen. 
Seinen  Ausdruck  findet  es  in  der  den  kleineren  Kreisen  (Cent,  Mark) 
belassenen  Autonomie  für  ihre  besonderen  Yerhaltnisse. 


1*  Cap.  Franc,  a.  783  o.  10  (Leg.  L  47).  „Placnit  inserere,  nbi  lex  erit,  piae- 
o«Uat  oonBaetadiiiem  et  nvlla  consnetado  snpeiponatar  legi.**  Gleiohlantend  Gap. 
Lang.  0.  10  daselbst  vom  selben  Jahre.  Gap.  Aquisgr.  a.  802  o.  26  (ib.  94)  ,Ut 
jndices  secnndum  soriptam  legem  juste  iudicent  non  seoandnm  arbitrinm  sunm,^ 
Gap.  a.  875  o.  1.  (ib.  529):  „sed  tantam  seoandnm  sriptoram  iadioent,  nt  nnllatenoB 
audeant  seoandnm  arbitrinm  sunm  indioare,  sed  disoant  pleniter  legem  soriptam. 
De  quo  antem  non  est  scripta ,  hoo  nostro  oonsilio  offeratur.*  Diese  nnd  andere 
Stellen  en&alten  schwerlich  eine  Ausschliessung  des  Gewohnheitsrechts,  sondern  nur 
den  Befehl,  die  geschriebenen  Gesetse  streng  sn  befolgen;  zugleich  sagen  sie  aller- 
dings, dass,  wenn  das  Yolksrecht  eine  Satzung  hat,  keine  dieser  widersprechend» 
Ctowohnheit  als  rechtmässig  gelten  könne. 
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YI.  Wenngleich  die  königliche  Gesetzgebung  sich  nicht  blos  auf 
weltliche  Sachen  erstreckte,  sondern  auch  die  kirchlichen  in  ihren  Kreis 
zog,  11  80  übte  doch  die  Kirche  unzweifelhaft  eine  sehr  selbstständige 
Gesetzgebung  aus,  welche  für  manche  Punkte  bestimmend  auf  die  welt- 
liche Rechtsbildung  einwirkte.  ^^ 

YU.  Alle  Gesetze  dieser  Periode  sind  in  lateinischer  Sprache 
abgefasst,  weil  die  deutsche  dazu  ohne  Zweifel  noch  zu  ungebildet  war.i^ 
Wenige  Bruchstücke  deutscher  lieber  Setzungen  sind  erhalten.  Das  Latein 
schliesst  sich  der  lingua  rustica  an,  welche  die  Grundlage  der  romanischen 
Sprachen  bildet.  Durch  die  Latinisirung  germanischer  Wörter  und  die 
Schwierigkeit,  solche  oft  durch  entsprechende  lateinische  zu  geben,  ist 
häufige  Ünyerstandlichkeit  heryorgerufen.i^ 

YIII.  Die  Aufzeichnung  selbst  wurde  veranlasst  von  den  Herrschern; 
sie  geschah  durch  dazu  auserlesene  Männer  (sapientes  qui  legem 
dictant),  welche  auf  Grund  ihrer  Erfahrung  das  Recht  am  besten 
kannten  und  es  auf  den  Placita  fixirten,  so  dass  hierdurch  die  Zustim- 
mung des  Yolkes  gewahrt  blieb,  i^ 


"  Vgl.  Waitz  V.G.  m.  8.  155  flf.  u.  5. 

1*  Das  lehren  zahlreiche  Synodalschlüsse,  welche  seihst  rein  priTatreohtliche 
Materien  ordnen  (vgl.  z.  6.  Bruns  GoncUia  U.  p.  1B4,  152,  161,  172,  196,  205,  206, 
210,  251,  260,  262,  266;  Aurel.  L  a.  511.  c.  28  ibid.  p.  165,  Aurelian.  m.  o.  12. 
anni  538  ibid.  p.  195  über  Yerjährnng  n.  a.).  Dass  Karl  d.  G.,  der  sich  vom  Papst 
Hadrian  einen  Codex  des  kirchlichen  Beohts  schenken  und  ihn  förmlich  recipiren 
üess  (meine  Quellen  des  Kirchenrechts  8.  280  f.),  nicht  daran  dachte,  die  Auto- 
nomie der  Kirche  zu  yernichten,  ist  klar.  Was  E.  Meier  Die  Rechtsbildung  in 
Staat  und  Kirche,  Berl.  1861  8.  53  ff.  deducirt,  wird  durch  die  Geschichte  widerlegt. 

^*  Wenn  man  bedenkt,  dass  Otfrid  sich  in  Anlehnung  -an  das  Lateinische  eine 
Syntax  schuf,  kann  man  dies  wohl  annehmen.  Die  Malbergische  Glosse  beweist 
nichts  dagegen.  lieber  sonstige  angebliche  Gründe  St  ebbe  I.  22  f.  —  Die  angel- 
sächsischen Gesetze  sind  in  der  Landessprache  abgefasst.  Eichhorn  R.G.  L 
§.  83.    Graff  Diutisca  L  8.  327  ff. 

14  Jedoch  soll  nicht  bestritten  werden,  dass  im  Allgemeinen  der  lateinische 
Ausdruck  dem  deutschen  entspricht  und  zurückübersetzt  werden  kann,  wie  z.  B.  in 
ore  für  mund,  forum  für  thing  gegeben  ist. 

>^  Decret.  Tassilonis  c.  9.  (Leg.  m.  460) :  „ut  nullus  hereditate  sua  privetur, 
nisi  per  tres  causas,  quas  in  pacto  scribentur.^  Daselbst  JH.  464  de  popu- 
laribus  legibus.  Vgl.  Prol.  major  ad  L.  Sal.;  Liutpr.  prol.  de  anno  XIK.  „quicquid 
nostris  iudicibus  rel  reliquis  Langobardis  reota  conparuerunt.^  Both.  prol.  und  c.  386. 
Cap.  Karoli  M.  a.  789  c.  62  (Leg.  I.  63) :  „Primo  namque  diligenter  discenda  est  lex 
a  sapientibus  populo  composita.*^  Im  Gapit.  ital.  a.  801  praefatio  (Leg.  I.  83)  werden 
sie  legislatores  genannt.  P actus  ist  der  technische  Name  für  das  Yolksrecht. 
Edict.  Pistense  Karoli  11  a.  864.  c.  6.  (Leg.  I.  490):  „et  quoniam  lex  con sensu 
T.  Sclialte,  BeicliB-  v.  Bechtsgesch.    4.  Aufl.  5 
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IX.  Eine  Yergleichung  der  Yolksrechte  anter  einander  lehrt,  dass 
im  Ganzen  die  gleichen  Institute  und  Grundanschauungen  vorhanden 
sind)  somit  thatsächlich  ein  gemeines  Recht  bestand. i<> 


L  Die  Quellen  des  geschriebenen  Rechts. 
A.  Die  VolkBrechte.   Lecpes.   Sogenannte  Leges  Barbaromm.  * 

§.23. 

1.  Die  Lex  Saliern.  ** 

L  Sie  ist  das  älteste  Yolksrecht  und  nach  den  drei  älteren  und 
kurzen  Prologi  und  zwei  längeren,  einem  minor  und  einem  zum  Theil 
gereimten  Prologus  major,  welcher  von  diesen  der  ältere  ist,  auf  drei 
grossen  Volksversammlungen  (per  tres  mallos)  durch  vier  dazu  aus- 


populi  fit  et  constitutione  regia."  Prol.  legis  Sal.  ^placnit  atque  convenit 
inter  Francos  eorumque  principes.^  Gap.  Saxon.  a.  797.  o.  7.  8.  10.  „seonndum  ewa 
(gezunfti)  Saxonum^  (L^g*  I«  76).  Das  Schreiben  haben  jene  Sapientes  wohl  nicht 
gethan,  sondern  nur  den  Keohtssatz  formulirt  und  diotirt,  was  auch  das  Wort 
andeutet  Sonstige  Bezeichnungen  der  Gesetze  sind:  Ewa,  bellagines,  leges 
populorum,  barbarorum,  forum  iudioum. 

1*  W«  Platner  üeber  die  hjstor.  Entwicklung  des  Sjstemt  u«  Charakters  des 
deutsch.  Beohts,  Torzflgl.  des  deutsch.  PriTatrechts.    Marb.  1851,  54.  2  Bde. 

*  Zur  Geschichte  deutscher  Yolksrechte  im  Mittelalter.  Von  Aug.  Fr. 
Gfrörer.  Nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausgeg.  von  J.  B.  Weiss.  Schaffh. 
1365,  66.  2  Bde.  Meine  Besprechung  in  der  Wiener  „Allgemeinen  Literatur- 
Zeitung^  1866  S.  64  ff.,  1867  8.  90  ff.,  hebt  die  brauchbaren  Forschungen  hervor.  ~ 
Heinr.  Gott  fr.  Gengier  Germanische  Beohtsdenkmäler.  Leges,  Gapitularia, 
Formulae.  Erlang.  1875«  Enthält  eine  eingehende  Einleitung,  Auszüge  aus  Tacitus 
Germania,  Greg.  Touren.,  Einhard  u.  s.  w.,  den  Leges,  Eönigsgesetzen,  Formulae 
u.  s.  w.  Ein  Werk  ungeheueren  Fleisses  und  sorgfUtigster  Zusammenstellung  der 
Literatur  u.  Notizen.    Zum  Schlüsse  ein  reiches  Glossar. 

**  Loi  salique  on  r ecueil  contenant  les  anciennes  rSdactiones  de  oette  loi 
et  le  texte  connu  sous  le  nom  de  lex  emendata  avec  des  notes  et  des  dissertations 
par  J.  M.  Pardessus.  Paris  1843.  4.  —  Lex  Salica  herausgeg.  von  Joh.  Merkel. 
Mit  einer  Vorrede  von  Jac.  Grimm,  Berlin  1850.  4.  Lex  Salica  her.  von  J.  Fr. 
Bohrend  nebst  den  Capitularien  zur  Lex  Salica  bearb.  von  Alfred  Boretius. 
Berlin  1874  (eine  treffliche  Schulausgabe  mit  Glossar,  der  MerkeF sehen  vorzu- 
ziehen). —  Literatur:  (die  Pr^face  bei  Pardessus,  —  Einleitung  von  Merkel). 
T.  D.  Wiarda  Geschichte  und  Auslegung  des  salischen  Gesetzes,  Bremen  und 
Aurich  1808.  Herm.  Müller  Der  Lex  sal.  und  der  Lex  Angliorum  et  Werinomm 
Alter  und  Heimath,  Würzb.  1840.  E.  J.  Clement  Die  Lex  Salica,  Mannh.  1848. 
G.  Waitz  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  Kiel  1846.  Jnl.  Grimm  De 
historia  legis  Salicae,  Bonn  1848.    Siehe  andere  Literatur  bei  Gengier  S«  89  ff. 
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edesene  Mamier  zu  Stande  gebracht.  ^  Ihre  Entstehungszeit  fallt  wahr- 
schemlicb  unter  E.  Chlojo ;  >  unter  E.  Chlodwig  ist  sie  nach  dessen  Be- 
kahrung  zum  Christenthum  wesentlich  durchgesehen  und  ergänzt  worden. ' 
Unter  den  folgenden  merovingischen  ESnigen  hat  sie  Zusätze  erhalten, 
theils  nach  dem  betreffenden  Eonige  benannt,  theils  ohne  diesen  (Capi- 
tula  pacto  legis  Salicae  addita,  extravagantia).  Ausserdem 
fuiden  sich  noch  vor  remissoria  und  glossae.  Diese  älteste  Form, 
fi.  g.  merovingische  Becension,  enthält  einen  Eern  von  65  Titeln 
in  einer  kfirzeren  (älteren)  und  längeren  Form  mit  Einschluss  der  Zu- 
sätze von  99  bis  105  Titeln,  unter  Karl  d.  Q.  (768)  ist  dieselbe  revidirt 
worden  nach  dem  Texte,  welcher  sich  damals  durch  den  Gebrauch  fest- 
gl^etzt  hatte.  Diese  karolingische  Becension  fOhrt  den  Namen 
der  Lex  salica  emendata  oder  reformata;  sie  hat  jedoch  nur  für 
die  Verbesserung  der  Sprache  durch  Ausmerzung  der  bereits  unver- 
ständlichen Ausdrücke  Sorge  getragen.«  Sie  umfasst  70 — 72  Titel.  Es 
sind  über  70  Handschriften  des  Gesetzes  bekannt. 


1  Kaoh  So  hm  F.  B.  u.  Q.  Y.  8.  51  ff,  hat  die  SiammeBverBaminliing  die  4 
pfooeres  erw&hU,  welche  auf  8  HandertBohaftsTersamralangen  die  einzelnen  Sfttze, 
iudiola,  mit  dem  Gtoriehtsrolk  „Tereinbart**  haben.  ^Anoh  fflr  die  Lex  Salioa  wird 
ein  Kweiter  Beschlnss  der  HeeresTersammlnng,  durch  welohe  das  hergestellte  Gesetz 
genehmigt  wird,  ansnnehmen  sein.*^  Das  ganze  Volk  soll  4  Mftnner,  nnd  zwar 
ihnngini,  gewählt,  diese  auf  8  kleinen  Versammlungen  das  Gtosetz  vereinbart  haben; 
gleichwohl  ist  sie  köoigl.  Qesetz,  weil  die  Heeresversammlnng  die  Versammlung 
Tor  dem  E((nig  ist;  aber  nur  fQr  die  Wahlversammlung  kann  man  sich  auf  den 
Text  berufen,  die  bestätigende  wird  rermuthet  —  So  hm  bearbeitet  sie  für  die 
Monumenta. 

'  Erstens  kann  sie  nicht  gemacht  sein,  bevor  die  Salier  auf  dem  linken  Rhein» 
Ufer  Sassen,  weil  sie  den  KSnig  kennt,  nach  Gregor.  Touren.  II.  9.  die  Franken 
aber  erst  „transacto  Kheno*  Könige  erwählten;  zweitens  scheint  sie  entstanden  zu 
sein  in  dem  Lande  zwischen  Scheide  und  Sambre.  0.  47.  „si  citra  Ligere  aut 
Carbonaria  ambo  manent  .  .  .  si  trans  Ligere  aut  Garbonaria.^  Ligeris  ist  hier 
Leye  (Nebenfluss  der  Scheide).  Das  Land  zwischen  dem  Kohlenwald  und  der 
8ambre  wurde  noch  von  Chlojo  erobert.  Vgl.  Stobbe  I.  S.  38  f.,  dessen  Ver- 
muthung,  ihre  Abfassung  falle  zwischen  458—486,  hSchst  wahrscheinlich  ist.  Dass 
«ie  in  die  heidnische  Zeit  falle,  ist  durch  c  104  (Merkel  p.  44.)  nov.  262  (ib. 
p.  80)  und  Prol.  IV.  (ibid.  p.  93)  bezeugt,  die,  obwohl  später,  doch  Glauben  ver* 
dienen.  Ausführlich  und  theilweise  abweichend  Z6pfl  I.  23  f.  gestützt  auf  Gesta 
Francorum  c.  4.  und  Ghron.  Moisiac«  (Pertz,  Script.  I.  283).  So  hm  S.  4t  ff.  ver- 
sucht eine  Kestitution  des  verloren  gegangenen  Textes  in  seiner  Folge. 

'  Nach  506,  da  das  Breviar.  Alaric.  benutzt  ist,  wie  nov.  40  (Merkel  p.  58) 
beweist.    Vgl.  Prol.  major  und  §.  22.  Note  1. 

^  Stobbe  S.  22  und  48.  Der  Inhalt  hat  keine  Aenderung  erfahren.  Zur  L. 
Salioa  wurden  Gapitularien  erlassen,    die  Merkel  und  Bohrend  (Boretius)  ab- 

5» 
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II.  Die  L.  S.  ist  ein  rein  germanisclies  Hecht,  frei  vom  Einflüsse 
des  römischen.^  Ihr  Inhalt  umfasst  grosstentheils  Bestimmungen  (Com- 
positionen)  <^  des  Wergeldes  für  die  einzelnen  Verletzungen,  Satzungen 
über  die  Art,  wie  Jemand  eigenmächtig  sein  Recht  verfolgen  kann,  über 
die  Uebertragung  von  Grundvermögen  u.  dgl.  In  den  Bestimmungen 
über  Vergehen  und  Wergeid  sind  eine  Menge  ven  Sätzen  des  öffent* 
Uchen  und  Privatrechts  implicite  enthalten.  Die  Symbolik  ist  in  ihr  sehr 
reichlich. 

III.  In  den  Handschriften  der  merovingischen  Becension  finden  sich 
häufig  im  Texte  nichtlateinische  Worte,  denen  das  Wort  mal.  oder 
malb.  vorausgeht,  weshalb  man  sie  Malbergische  Glosse''  genannt 
hat,  d.  h.  Gerichts  glosse.  Sie  ist  entschieden  deutsch  (altfränkisch) 
und  enthält  die  entsprechenden  deutschen  Namen,  .auch  wohl  die  blosse 
Worterklärung;   es   sind  im  Ganzen  über  100  Worte.»    Der  Text  der 


draoken.  Boretias  hat  das  von  808  (Mon.  I.  112  f.)  nicht  aufgenommen,  weil  es, 
wie  er  S.  86  bemerkt  und  ,,über  die  Capitularien  im  Langobardenreioh^  8.  71  £E1 
ausführt,  allen  Volksrechten  zugefügt  sei. 

»  Vgl.  jedoch  die  Kote  8.  Die  Stelle  steht  in  der  Lex  SaL  Emend.  Tit  XIY. 
§.  12  des  Herold'sohen  Textes  aus  dem  Breriar.  Alane.  Tit  de  incestis  nuptüs 
Vgl.  Interpret,  ad.  Cod.  Theod.  1.  3.  III.  13  (Hänel  p.  827).  Gesetz  wurde  dieselbe 
unter  Childebert  11.  gegen  536  (Leg.  I.  9  o.  2). 

*  Dies  erklärt  sich  fdr  dieses  wie  die  übrigen  Yolksrechte  ohne  Zweifel  daraus, 
dass  mit  dem  Eintreten  des  Christenthums  die  Sitte,  anstatt  Rache  zu  üben,  das 
Wergeld  anzunehmen,  die  Regel  ward«  Schon  Conoil.  Arelat.  IL  vom  J.  444,  451 
oder  458  can.  50  (Bruns  n.  p.  136)  sagt:  „Hi  qui  publicis  inter  se  odiis  exardes- 
cunt,  ab  eoolesiasticis  conventibus  removendi  doneo  ad  pacem  recurrant.^  Seit 
Karl  dies  gebot,  blieb  die  Feststellung  der  Bussen  eine  gleiche  Nothwendigkeit. 

7  Leo  Die  malbergische  Glosse,  ein  Reet  altkeltisoher  Sprache  und  Rechts- 
auffassung, 2  Hefte,  1842,  45.  Dagegen  Clement,  A.  Holtzmann,  über  die 
Terhältn.  der  malberg.  Glosse  zum  Text  der  L.  S.  Ueidelb.  1852.  J.  Grimm 
Yorr.  zu  Merkel  Lex  Sal.  und  *  Geschichte  der  deutschen  Sprache  I.  548  — 64. 
Andere  Literatur  bei  Stobbe.  Dazu  H.  Kern  Die  Glossen  in  der  L.  S.  u.  die 
Sprache  der  salisohen  Franken.    Haag  1869. 

^  Ansichten:  1)  die  Wörter  seien  Reste  des  deutschen  Urtextes:  Leibnitz, 
Sohilter,  Holtzmann,  Kern.  2)  Für  das  Yerständniss  der  TJrtheiler  gemachte 
UebersetzuDgen:  die  meisten,  z.  B.  Stobbe.  8)  „Absicht  der  glosse  war  .  .  .  alt- 
hergebrachte Schlagwörter  anzugeben,  mit  welchen  der  richter,  wenn  er  die  com- 
position  aussprechen  wollte,  den  nagel  auf  den  Kopf  traf,  in  die  lat.  fassung  Hessen 
solche  Wörter  und  formein  sich  nicht  übertragen,  sie  mussten  deutsch  eingeschaltet 
werden  und  ihre  einschaltung  war  also  gleich  bei  der  redaotion  des  gesetzes  ein 
bedürfnis,  nicht  erst  hinterher  vorgenommen,'^  Grimm  Yorr.  zur  Lex  Sal.  von 
Merkel  p.  hJLlV,  4.  4)  Sie  gehören  zum  Texte  als  Mittel,  sich  fränkisch  und  la- 
teinisch auszudrücken,   in  der  Lex.  Sal.  als  einer  Gerichtsordnung,  welche  die  ge- 
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letzten  Keceiisioii  hat  später  kurze  lateinische  Glossen  erhalten,'  welche 
jedoch  keine  grosse  Bedeutung  haben. 

lY.  Die  Lex  Salica  war  ein  Stammesrecht,  galt  einmal  in  den 
Ländern  der  salischen  Franken,  dann  aber  für  den  Franken  überhaupt.!^ 

§.24. 

8.  Lex  B«Tf«Bdl«BUi.  * 

L  Ihre  älteste  Gestalt  führt  zurück  auf  Eonig  Gundobald  (oder 
Oundobad;  daher  auch  Gundobada  genannt)  von  470 — 516.    Dieser 

riehiliche  Sprache  zn  geben  hat,  „enthalten  sie  die  Beohtssfttse  darüber,  mit  welchen 
Worten  ^an  der  Gerichtsstätte^  das  Petitam,  der  Thatbestand  ansEndrücken  ist,** 
Analogen  der  r5m.  legis  aotiones.  Sohm  S.  558  ff.  5)  Ueberreste  einer  sehr  alten 
f^ftnk.  Uebersetzung  ans  der  Zeit  ron  Chlodwig  bis  Childebert  I.  Z5pfl  I.  S.  81. 
Des  letzteren  Argumente  sind  durchweg  ftassere.  Aus  dem  Texte  und  Wesen  der 
JLex  selbst  heraus  sind  am  meisten  genommen  die  Argumente  Ton  Sohm  (der  eigent- 
lich Orimm*B  Ansicht  modifioirt  giebt),  beweisend  sind  sie  aber  nicht  unbedingt. 

Im  9,  Jahrh.  ist  die  Lex  Salica  ins  Fränkische  fibersetzt  worden;  das  Ton 
Mono  entdeckte  Fragment  ist  neu  gedruckt  bei  Merkel  p.  104  ff.  —  Zu  den  Glossen 
gehören  nicht  die  fränkischen  Textworte,  z.  B.  reipus,  adfathamire,  chrenecruda, 
de  ando  meto  u.  a.,  die  man  nicht  flbersetzen  konnte. 

*  Abgedr.  bei  Muratori  Antiquitates  italioae  medii  aevi  Tit.  n.  col.  286  bis 
290.  Vgl.  Gengier  8.  122  fg.  —  Die  beiden  noch  auf  der  Lex.  Sal.  ruhenden 
Stflcke  ^oipiunt  Sententias  de  septem  septinas^  und  nBccapltulatio  legis 
Salicae**  sind  bei  Merkel  p.  95—99,  Bohrend  p.  131—134  abgedruekt  Kotizen 
bei  Gen  gl  er  und  Stobbe. 

10  Gegen  den  zuletzt  Ton  ZOpfl  I.  S.  12,  28  yertheidigten  Yersuch  (ihm  ist 
sie  ursprflbsglich  ^ein  einfaches  SchSffenweisthum,  welches  nur  allmftlig  in  grösseren 
Kreisen  bei  der  fränk.  Kation  in  Gebrauch  und  zu  Ansehen  kam  und  in  den  ver- 
schiedenen Gerichten  mehrfach  frei  fortgebildet  wurde.*'  Bewiesen  ist  das  durch 
die  Ausdrucke  des  Gesetzes  alia  sententia,  lex  antiqua  u.  a.  nicht),  die  L.  Salica 
als  „fränkisches  Geriehtshofsreoht**  fiberhaupt  (salica  gleichbedeutend  mit 
judicia)  zu  erkl&ren  und  einzelne  neuere  Ansichten  v.  Daniels'  siehe  die  Aus- 
ffihrungen  von  Stobbe. 

Die  Lex  Salica  stand  noch  im  neunten  Jahrhundert  im  Gebrauche.  Otto  Fri- 
sigensis  (f  1158)  Chronica  lY.  c.  82.  „Ab  hoc  (Salagasto)  legem,  quae  ex  nomine 
ejus  Salica  usque  hodie  Tooatur,  inrentam  dicunt.  Hao  nobilissimi  Fr  an  com  m, 
qui  Salici  dicuntur,  adhuc  utuntur.**  Hincmarus  Rhem.  (f  nach  882)  de  divortio 
Lotharii  et  Tetbergae.  Interrog.  5.  „sciant  se  in  die  judicii  neo  Romanis,  nee 
Salicis^. nee  Gundobadis,  sed  divinis  et  Apostolicis  legibus  jndicandos.'*  Warn- 
könig Yen  der  Wichtigkeit  der  Kunde  des  Rechts  und  der  Geschichte  der  belgi- 
schen ProYinzen  ffir  die  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgesch.    Freiburg  1886. 

*  T.  Sarignj  Gesch.  d.  r.  Rechts  II.  8.  I.  ff.  Gaupp  Ges.  der  Thüringer 
8.  7  ff.  —  Bluhme  in  den  „Jahrb.  des  gem.  deutschen  Rechts  Ton  Bekker  und 
Muther,*  Bd.  I.  1857  S.  48  ff.  463  f.  und  in  der  Einleitung  zur  genannten  Aus- 
gabe in  den  Monum.  Leg.  HE.  Hier  sind  die  bisherigen  Additamenta  theilweise 
anders  gestellt,  neu  ist  eine  Gonst.  Sigismunds  y.  516  als  GIX.    Siehe  Anm.  2. 
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sammelte  seiner  Yorfahren  und  seine  eigenen  Gesetze  in  Betreff  der 
Streitigkeiten  der  Burgunder  unter  einander  und  mit  Römern,  ^  and 
machte  so  unter  Zustimmung  der  Grossen  einen  Hb  er  cöustltutio- 
nnm,  welcher  wahrscheinlich  um  488 — 490  publicirt  wurde.  Das  Gesetz 
hat  eine  dreifache  Bedaction  erfahreui  zuletzt  von  E.  Sigismund  (51& 
bis  524).  In  den  Ausgaben  bis  auf  die  der  Monumenta  hat  dasselbe 
89  Titel,  in  letzterer  88  und  mit  den  Additamenta  109«  Es  enthält  kein 
systanatisches  oder  nur  überhaupt  geordnetes  Gesetzbuch ,  sondern  ist 
ziemlich  ordnungslos  redigirt.^ 

n.  Diese  Lex  war  erlassen  für  alle  Burgunder,  soniit  ein  Stammes- 
recht, galt  aber  auch  für  die  Streitigkeiten  von  Burgundern  mit  Römern.^ 
Auf  ne  hat  das  romische  Recht  eingewirkt,  nicht  minder  die  Stellung 
der  Romer  in  dem  burgundischen  Lande,  wie  sich  aus  den  directea 
Spuren  römischen  Rechtes^  und  dem  Zwecke  des  Gesetzes  ^giebt,  die 
Römer  und  Burgunder  poUtisch  gleichzustellen. 


1   Gregor.  Tonron.  11.  83   sagt  Ton   ihm:   „Bnrgandionibas  leges  ndtieres 
institnit,  ne  Romanos  opprimerent.* 

*  Wenn  man  die  abweichenden  Ansiohten  über  dieses  Gesetz  tergleiohk,  könnte 
'man  an  der  MSglichkeit  rerzweifeln,  eine  Gewissheit  kerbelztiftlhren.  Die  nene 
'Ausgabe  von  Blnhme  hat  den  Streit  nicht  beendigt.  Denn  Bin  ding  Burg.  Rom. 
'E5nigr.  (der  übrigens  nur  gelegentlich  Aber  die  Lex  handelt  nnd  die  Begründung 
seiner  Ansichten  bis  nach  dem  Erscheinen  einer  neuen  Ausgabe  des  Gesetzes  amf 
'den  2.  Band  Terweist),  Hub  6  bist,  de  la  demi^re  6dition  de  la  loi  burguignonne  ei 
appr^oiation  de  la  dem.  6d.  de  cette  loi  in  Revue  bist,  de  droit  fran^is  et  toanger 
1867  und  Boretius   in  v.  Sybels  Histor.  Zeitsohr.  1869.    1.  H.  S.  1  fF.  (der  eine 

-schneidende  Kritik  der  Herausgabe  der  Leges  in  den  8  ersten  Binden  der  Monu- 
menta giebt),  halten  Bluhme's  Anordnung  und  Plan  für  verfehlt,  zumal  er  die  beste 
Handschr.  der  8  Reoensionen  gar  nicht  kannte,  die  zweitbeste  nur  nach  vollendeter 
-Arbeit  flüchtig  benutzen  konnte.  Da  mir  die  Ansicht,  dass  in  der 'Ausgabe  von 
Bluhme  Stellen  der  1.  u.  2.  Redaction  mit  der  8.  vermischt  seien,  bewiesen  scheint, 
da  aber  ein  voUes  ITrtheil  unmSglich  ist,  bevor  Bindings  neue  Ausgabe  und  die 
Fortsetzung  seines  Werkes  vorliegt:  so  durfte  ich  mich  mit  den  obigen  Xugebea 
begnügen. 

*  Publik.  Pat.  (Leg.  in.  p.  526)  §.  2:  „Oiines  itaque  administrantes  aoiudioes 
secundum  leges  nostras,  quae  communi  traotatu  composltae  et  emendatae  sunt, 
inter  Burgundiones  et  Romanos  a  praesenti  tempore  iudioare  debebunt ....  7.  Inter 
-Romanos  vero  .  .  .  sicut  a  parentibus  nostris  statutum  est,  Romanis  legibus  praeci- 
pimus  iudioari.'' 

«V.  Savigny  Gesch.  d.  röm.  Rechts  II.  S.  5—8.;  Bluhme  a.  a.  O. 

Der  Einfluss  auf  das  westgothische  Recht  braucht  nicht  mit  Zdpfl  aus  Be- 
ziehungen Gnndobalds  zu  Alarich  IL  erklärt  zu  werden,  da  er,  wie  Gengier 
Grundr.  S.  182  f.  richtig  bemerkt,  in  dem  Austausch  nachbarlicher  Völker  be- 
gründet 'ist 
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IIL  Der  Inhalt  der  Lex  bezieht  sich  zum  grSssten  Theile  aaf  Ver- 
gehen und  deren  Bussen,  besonders  auf  Verletzungen  von  Privatrechteli 
mit  strafbarem  Charakter,  z.  B.  l^eschädigungen  von  Grundstücken  itAch 
Vieh  u.  dgl.,  sodann  auf  das  Gerichtswesen  und  den  Process  (Eid, 
Zeugniss),  auf  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse ,  z.  B.  die  Stellung  des 
Königs,  welche  sehr  ausgeprägt  hervortritt, >  die  einzelnen  Stände;  für 
das  privatrechtliche  Gebiet  hat  sie  neben  Bestimmungen  über  die  Form 
von  Verträgen  vorwiegend  Gegenstände  des  Familien-  und  Erbrechts« 
Sehr  wenig  enthält  sie  aus  leicht  erklärlichem  Grunde  (vgl.  §.  22. 
Anm.  8.)  über  die  Stellung  des  Klerus.  Ihre  Latinität  ist  im  Vergleiche 
zu  der  der  anderen  Volksrechte  viel  reiner. 

IV.  Ihre  Geltung  hörte  mit  der  Einverleibung  Burgunds  in  das 
fränkische  Reich  nicht  auf,  sondern  blieb  bestehen  für  die  Burgunder. 
Dies  ist  bis  in  das  11.  Jahrhundert  hinein  durch  unzweideutige  Zeug- 
nisse erwiesen.« 

§.  25. 

8.  l«z  Bonui*  BmrgttBdldkvM* 

I.  Zwischen  506  und  532 1  (Ende  des  burgundischeii  Reiches), 
'wahrscheinlich  noch  vom  König  Gundobald'  ist  für  die  im  bur- 


A  Pnblik.  Fat  §.  9.  ^8i  quid  rero  legibus  noetris  non  tenetur  insertam,  hoo 
tantvm  ad  nos  referro  praeoipinms  indioantoB.'-^ 

*  Für  die  frühere  Zeit  Maroulfi  Form  I.  8.,  für  die  Ipfttere  Agobardi 
(f  84t,  Bischof  von  Lyon)  Liber  adversus  legem  €handobadi  et  impiia 
certamina,  quae  per  eam  geruntur  (bei  Balaze  Op.  S.  Agob.  Paris  1666 
T.  1.  p.  107  ff.,  Bonqaet  T.  VI.  p.  856),  worin  erE.  Lndwig  am  deren  Aufhebung 
bat,  ferner  Hinomar.  Rhemens.  de  divortio  Lotharii  et  Tetbergae  Interrog.  5.  (in 
§.  23.  Anm.  10).  Bluhme  Mon.  p.  503  sqq.  —  Sie  galt  auch  im  italien.  Bnrgnnd. 
Urk.  für  das  Kloster  S.  Justi  zn  Susa  Ton  1055  in  Monum.  historiae  patriae  I.  584, 
worin  es  heisst:  ^Ego  Enrioas  filius  qnondam  Roohera  qai  professns  sum  ex  natione 
mea  lege  virere  Gnndobada.**  Canoiani  leg.  barbar.  U.  472  sqq.  —  Was  Wippo 
▼ita  Ghuonradi  ad  a.  1038  von  einer  Bestätigung  durch  K.  Konrad  IT.  auf  dem 
Tage  zu  Solothum  erzählt,  geht  schwerlich  auf  eine  formelle  Bestätigung. 

Ueber  die  Kamen  Gombata  und  loi  Gombette  siehe  Bluhme  1.  o.  p.  50Ö. 

^  TJebrigens  ist  die  Entstehungszeit  sehr  streitig.  Das  Material  enthalten: 
(ausser  den  Einleitungen  der  Ausg.)  t.  Savign^r  Rechtsgesch.  IT.  S.  9  ff.,  GaupJ» 
Das  alte  Gesetz  der  Thfiringer  S.  8  ff.,  Gengier  Grundr.  S.  89  ff.  Bluhme 
Jahrb.  IT.  197  ff.  —  Die  älteren  Ausgaben  (angegeben  Ton  y.  Sarignj  11.  S.  9  ff. 
nnd  Bluhme  Monum.)  sind  antiquirt  durch  die  von  Bluhme;  Torletzte  Lex  Ro- 
mana Burgnndionum,  ex  jure  Romano  et  Germanico  illustraylt  A.  Fr.  Bar- 
kow,  Gryphiswald  1826.     " 

*  Es  heisst  nämlich  in  P^i^ia  constitntio  Legis  Gundobati  (dem  s.  g.  Pro- 
logus  n.)   c.  7.   (Leg.  m.   527>r'  „Inter  Romanos  vero  interdicto   simili   conditione 
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gnndischea  Reiche  lebenden  Römer  ein  eigenes  Gesetz,  die 
jetzt  8.  g.  Lex  Romana  Burgundionum  gesammelt  worden  ans  den 
damaligen  romisclien  Rechtsquellen  (Codd.  Gregorianus  et  Hermo- 
genianus,  Gajus,  Codex  Theodosii,  des  Theodos.  spatere  Constitutionen 
[Novellae],  Pauli  sent.  rec.,  westgothisches  Breyiarium)  und  dem  bur- 
gundisch-germanischen  Gesetze,  früher  Papian  (Papiani  liber  Respon* 
sorum)  genannt.'    Sie  yariirt  zwischen  46  und  48  Titeln. 

§.26. 

4.  LexTUlgotlionuik* 

L  E.  Reccared  I.  (586 — 601)  hat  eine  Sammlung  des  Rechts  an- 
fertigen lassen  in  350  Kapiteln,  von  denen  55  bekannt  geworden  und 
mit  dem  Namen  der  Antiqua  collectio  vom  Herausgeber  bezeichnet 
sind.^ 

IL  Zu  dieser  alteren  in  fortlaufende  E^pitel  zerfallenden  Samm- 
lung fügte  man  die  späteren  Eonigsgesetze  hinzu.  Yon  Neuem  wurde 
diese  Sammlung  redigirt,  in  12  Bücher  und  570  Art.  gebracht  unter 
Eonig  Chindaswind  im  J.  642 ,  durch  dessen  Sohn  und  Nachfolger 
Reo  es  wind  (649 — 672)  bestätigt,  unter  den  folgenden  erweitert,  zu- 
letzt unter  E.  Egica  auf  der  16.  Synode   von  Toledo  (693)  publicirt 


▼enalitatis  orimine,  sioat  a  parentibuB  nosbris  statutom  est,  Romanis  legis  praeoipi« 
mns  jadioari:  qui  formam  et  expoeitionem  legnm  consoriptam,  qualiter 
judicent,  se  noyerint  aooeptnros,  nt  per  ignorantiam  se  nallas  ezcnset.*^ 
Freilich  kann  auch  erst  ein  Nachfolger  dies  Versprechen  erfüllt  habefT 

*  Mit  diesem  Kamen  kommt  die  Lex  in  mehreren  filteren  Handschriften  (einer 
Yatic.  n.  Berolin.)  vor,  in  deren  ersterer  sie  auf  die  Lex  Rom.  Yisigoth.  folgt, 
während  die  letztere  die  umgekehrte  Folge  hat,  aber  offenbar  Abschrift  einer  der 
ersten  Gattung  ist.  Da  nun  die  Lex  Rom.  Visigothorum  mit  einer  Stelle  ans  Pa- 
piniani  Liber  Responsorum  endigt,  so  ist  das  Ende  derselben  f&r  den  Anfang 
dieser  Lex  gehalten  worden.  Papianus  ist  einfache  Abkürzung  für  Papinianus.  So 
gieng  es  in  die  Ausgaben  (erste  von  Gujaoius  1566)  über.  y.  Sayigny  (der  früher 
den  Irrthum  auf  Cujacius  zurückführte)  Gesch.  d.  rom.  Rechts  VII.  87  ff.  (88  das. 
Zusatz  von  Merkel). 

*  Die  Tollstfindige  Angabe  der  Literatur  und  Ausgaben  bei  Stobbe  R.Q.I.  S. 
72  ff.  Zopfl  L  63  ff.  Auf  die  zum  Theil  unlösbaren  Controversen  über  das  Alter 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

>  Entziffert  1839  y.  F.  H.  Kunst  (f  1841)  aus  einem  Codex  resoriptus  Paris* 
Die  westgothisohe  Antiqua  oder  das  Gesetzbuch  Reccared  des  Ersten* 
Bruchstücke  eines  Pariser  Palimpsesten,  herausgeg.  von  Fr.  Bluhme.  Halle  1847. 
Friedr.  Bluhme  Zur  Texteskritik  des  Westgothearechts  und  Reccared's  Leges 
antiquae.  Halle  1872  (angehängt  die  frühere  Schrift  %üt  einigen  Zusätzen).  Merkel 
Reccared's  I.  Samml.  des  westgoth.  Yolksrechts  und  deren  Beziehungen  z.  Yolksr. 


Lex  Yisigothomm.  yg 

und  ergänzt.  Sie  blieb  sowohl  unter  fränkischer  als  maurischer  Herr- 
schaft in  Geltung,  wurde  unter  E.  Ferdinand  III.  (1229 — 1234)  ins 
Altkastilische  übersetzt  unter  dem  Namen  ^Fuero  Juzgo^,  forum 
8.  über  judicum,  und  bildet  die  Grundlage  des  späteren  spanischen 
Bechts.' 

III.  Sie  ist  ein  Landes-, ^  kein  Stammes-  oder  personliches 
Becht,  lässt  jedes  andere  Gesetz  nur  zur  Belehrung  zu,  enthält  im 
Tergleiche  mit  den  anderen  Gesetzen  eine  Menge  modemer  An«- 
schauungen:  Ausfluss  des  Rechts  vom  König,  der  entscheidet,  wo  das 
Gesetz  keine  Bestimmung  trifft,  —  Gebot  der  allgemeinen  Eenntniss 
des  Gesetzes  und  Nichtzulässigkeit  des  Bechtsirrthums ,  Verbot  des 
Fehdereohts,  des  Zweikampfes.  Trotz  seiner  Härten  in  Bezug  auf  die 
Juden,  desgleichen  des  Schwulstes  und  der  Prahlerei  lässt  sich  eine 
für  jene  Zeit  und  das  Volk  nicht  unbedeutende  Bildung,  eine  vorge- 
flchrittene  Civilisation  in  demselben  nicht  verkennen.  Sein  Stoff  ist 
ausser  aus   dem    einheimischen   Bechte   entnommen    dem  römischen«^ 


der  Baiern  in  Zeitsohr.  f.  D.  B.  XU.  281  ff.  Ders.  in  Savign^r  B.G.  YII.  42.  ff. 
Gen  gier  Gmndr.  S.  126  ff.  Stobbe  S.  74  ff.  Andere  nehmen  an,  diese  Golleotio 
sei  Ton  E.  Enrich  (446—483)  gemacht.  Yon  demselben  wiasen  wir  aUerdings  (Isi- 
dorn 8  Chron.  aerae  hisp.  ad  a.  504,  aerae  Tulgaris  a.  446),  dass  er  zuerst  Auf- 
zeichnungen des  Bechts  Torgenommen  hat.  Dass  aber  diese  Sammlung  von  Reo- 
eared  I.  herrfihre,  ist  von  Merkel  zuletzt  flberzeugend  dargethan.  Kaoh  Eurich 
hat  K.  LeoTigild  (Isidor.  Chron.  aerae  hisp.  a.  608,  aerae  Tulg.  570),  Vater  Reo- 
eared* s  I.,  dessen  Gesetze  verbessert  und  erg&nzt. 

*  Gedruolct  unter  dem  Titel:  Fuero  Jusgo  6  libro  de  les  Jueoes  en  Latin 
j  Gastellano,  ootejado  con  los  mas  antignos  y  preoiosös  Cödioes  par  la  Real  Aoa- 
demia  Espanola,  Madrid  1815.  4. 

"  L.  n.  Tit.  I.  0.  9,  10.  Dass  auoh  die  Eirohe  diesem  unterlegen  habe,  folgert 
Sarlgny  R.G.  n.  80  Anm.  b.  Indessen  geht  es  aus  dem  dort  Gesagten  noch  nicht 
hervor,  weil  vom  Strafreoht  kein  unbedingter  Sohluss  darauf  gemacht  werden  kann, 
•dass  die  Kirche  nicht  auch  nach  dem  römischen  Privatrecht  habe  leben  können. 
Da  das  gothische  Reich  ein  selbstständiges,  zur  Zeit  der  Abfassimg  des  Ghesetzes 
kein  Theil  eines  anderen  war,  so  erklftrt  sich  der  territoriale  Charakter  von 
selbst.«  Aber  die  Ausnahme  fEbr  die  Kirche  lässt  sich  trotz  desselben  fassen.  Mir 
scheint  ein  Argument  für  die  Geltung  des  römischen  Rechts  im  Gebiete  der  Kirche 
darin  zu  liegen,  dass  im  südlichen  Frankreich  römisches  Recht  galt  und  noch  vor 
der  Glossator enschule  von  Bologna  eine  wissenschaftliche  Verarbeitung  fand,  wie 
schon  Savign^r^s  Untersuchungen  im  2.  Bande  zeigen  und  neuere  von  mir  (Sitz.- 
Ber.  d.  kais.  Acad.  d.  Wiss.  bist.  phil.  CL  Bd.  LVIL  8.  198  ff.),  Stintzing  (Gesch. 
d.  populären  jur.  Literat.  S.  78  ff.)  und  Maassen  (cit.  Sitz.-Ber.  XXXV.  und  XL  VI.) 
dargethan  haben. 

^  Im  Einzelnen   gezeigt  von   Savign^r  H.  73—79.    Durchgehends  waltet  aber 
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Dasselbe  hat  ausserhalb  Spaniens  in  dem  südwestlichen  Frankreich 
beständig  seine  Geltung  behauptet,  auch  nachdem  diese  Länder  Ton 
den  Franken  erobert  waren« 

§.27. 

Für  die  Romer  im  Reiche  der  Westgothen  galten  bis  auf  Eonig 
Alarich  II.  (484 — 507)  die  romischen  Rechtsquellen.  Dieser  liessbOG 
durch  ein  OoUegium  Ton  Rechtsgelehrten  unter  formeller  Leitung  des 
Comes  Palatii  Gojarich  zu  Aire  in  Oascogne  aus  den  geltenden  Quellen 
einen  Auszug  machen,  Yon  einer  Versammlung  geistlicher  und  weltlicher 
Grossen  bestätigen,  jedem  Grafen  durch  Zusendung  einer  beglaubigten 
Abschrift  und  eines  Commonitorium  (über  Entstehung  und  Geltung  des 
Gesetzbuches)  publiciren.  Seit  dem  16.  Jahrh.  hat  man  demselben  den 
liamen  Breviarium  oder  Brev.  Alaricianum  beigelegt. 

§.28. 

I.  Dieses  89- (91)  Titel  umfassende  Yolksrecht  der  ripuarischen 
(§•  17)  Franken  ist  nach  dem  diesem  Gesetze  mit  der  Lex  Salica,  Ala- 
mannor.,  Baiwar.  und  Yisigoth.  gemeinschaftlichen,  nicht  gleichzeitigen 


der  Charakter  tot,  dass  nicht  bestehendes  (Gewohnheits-)  Recht  aufgezeichnet,  son- 
dern nenes  gegeben  wird,  dass  im  Vornherein  eine  Kegel  aofgestellt  werden  solL 

*  Ueber  dies  fSr  nns  nar  durch  seinen  Einflnss  auf  mehrere  Yolksrechte  be* 
deutende  dem  röm.  Becfat  angehörende  Werk  t.  Sarign^r  11.  8.  87 — 67.,  die  Notixen 
bei  Gen  gl  er  Grdr.  8.  76  fF.  Die  beste,  alle  frflheren  ersetzende,  den  YoUst&ndigen 
kritischen  Apparat  u.  s.  f.  liefernde  Arbeit  ist  die  Ausgabe:  Lex  Romana  Yisi- 
gothorum  .  .  .  edid.  G.  Haenel,  Bonnae  1849,  4. 

Erwihnt  sei  noch  das  mehr  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  zufallettd» 
E dictum  Theodorici,  ein  vom  Könige  der  Ostgothen  Theodorioh  zwischen 
bOß  und  526  f&r  alle  Angehörige  des  Volks,  Römer  und  Deutsche,  gegebenes,  nur 
ans  Sfttzen  des  römischen  Rechts  geschöpftes  Gesetzbuch,  das  140  oapita  ohne 
System  enth&lt  und  über  alle  Tfaeile  des  Rechts  sich  rerbreitet.  Die  Ausgaben  in  den 
citirten  Sammlungen  und  andere  weist  nach  Stobbe  L  S.  94.  Vgl.  Rudorff  Römische 
ReohtsgescMohte,  Leipz.  1857.  L  294.,  t.  Daniels  R.  G.  S.  188  ff.  —  Ueber  das 
denselben  Charakter  an  sich  tragende  Ediotum  Athalarioi  regis  die  Genannten 
und  Gen  gier  Grundr.  S.  82—86. 

Die  Daner  der  Geltung  des  Breviariums  ergiebt  sich  tou  selbst  ans  dem  bei 
dem  westgothischen  Gesetzbuche  Gesagten. 

**  Gaupp  Das  alte  Gesetz  der  Tharinger  S.  225  £,  Pertz  im  Arohir  V.  216 
ff.,  Vn.  150  ff.,  Rud.  Sohm  Ueber  die  Entstehung  der  Lex  Ripuaria  in  Zeitsohr. 
für  Rechtsgesoh.  V.  S.  880  ff.  Stobbe  S.  56  ff. 
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und  auch  nieht  unbedingt  zayeiiäsaigen  Prologe^  unter -The odor ich  L 
(511 — 534)  aufgezeichnet,  unter  Chi  Idebert  und  Chlotar  (ob  dem 
ersten  oder  zweiten  dieses  Namens ,  ist  streitig;  wahrscheinlich  das 
letztere)  überarbeitet,  unter  Dagobert L  (628 — 638)  neu  redigirt  worden. 
Karl  d.  Q.  hat  einen  Zusatz  dazu  gemacht  (Capitula  quae  in  lege 
ßipuariorum  mittenda  sunt),  aber  keine  Yollständige  Revision  des 
Oesetzes  vorgenommen. 

n.  Sie  galt  als  Stammesrecht  im  alten  ripuarischen  Franken,  dem 
?gro68ten  Theile  der  hart  am  Rhein  liegenden  Länder  des  heutigen  Rhein- 
.preussens,  Nassau,  Hessen  bis  in  Württemberg  hinein,  femer  in  einigen 
Gegenden  Hessens« 

III.  Dieselbe  hat  mit  der  Lex  Salica  grosse  Yerwandtschaft ,  von 
Tit.  XXXIY.  ab  manche  Stellen  direct,  ja  wörtlich  aus  derselben  auf- 
genommen, unterschridet  sich  jedoch  von  derselben  in  wesentlioben 
Punkten,  beweist  die  bedeutend  fortgeschrittene  Entwicklung  der  könig- 
lichen Gewalt  (Tit.  69,  al.  71),  des  Einflussses  der  Geistlichkeit  (Tit.  36^ 
aL  38  von  §.  5 ;  60,  al.  62  §.  8),^  hat  eine  viel  reinere  Sprache  und  ent- 
hält an  einigen  Stellen  directe  Einwirkung  des  römischen  Rechtes.^  Im 
Gesetze  tritt  auch  schon  deutlich  hervor  der  regere  Verkehr  mit  den 
Nachbarstämmen  (Tit.  31  und  36).  Gegenüber  der  L.  Salica  ist  die  An- 
schauung weniger  sinnlich  und  bereits  abstracter. 


1  Derselbe  findet  sieh  nicht  in  den  Handsohriften  der  Lex  Bip.,  spricht  auch 
nicht  von  den  ripuar.  Pranlcen,  sondern  nur  Ton  Franken  aberhanpt;  sein  Inhalt  ist 
'■um  Theile  aas  Isidori  Origines  entlehnt. 

*  Ygl  Z0pfl  I.  35  ff.,  Stobbe  hat  die  Ansicht:  Tit.  1—81  erscheint  als  der 
älteste,  selbststiUidige  Theil,  nach  dem  Prokg  unter  Theoderich  als  E(hiig  Ton 
Anstrasien  (531—584)  gemacht;  32 — 56  sind  Auszflge  aus  der  Lex  Salica,  jedodi 
yer&ndert  undTermehrt;  Tit.  57  ff.  sind  später  hineagekommen;  Tit.  36  ist  yielleicht 
'karolingisch.  So  hm  kommt  sa  folgenden  Resaltaten:  Tit.  1—81  ist  der  ftlteste 
selbstständige  Theil:  32-64,  mit  Ausschluss  von  Tit.  86,  57-62,  ist  der  zweite  auf 
Grundlage  der  Lex  Salica  gemachte  spätere;  Tit  65—79  ist  ein  dritter,  80—89  ein 
vierter;  Th.  I.  ist  in  der  1.  Hälfte  des  6.  Jahrb.,  yielleicht  unter  Theoderieh  I.  auf- 
gezeiehBet;  Th.  IL  gehört  dem  Bnde  des  6.  Jahrb.  an;  Th.  IK.  fäUt  in  die  1.  Hälfte 
des  7.  Jahrb.;  Th.  IV.  fäUt  unter  Karl  Martell  oder  in  die  erste  Zeit  Pippins;  Titel 
36  ist  zu  Ende  des  8.  Jahrb.  entstanden;  Tit  57—62  ist  unter  Ghildebert  IL  zu 
finde  des  6.  Jahrb.  entstanden. 

'  Tit  58  (60)  §.1.  n  .  •  •  jabemus  ut  qualisonnque  Francus  .  .  .  serynm  •  .  • 
.seo^ndum  Legem  Bomanam  libertäre  yoluerit,  ut  in  ecdesia  ...  in  manu 
Bpiscopi  seryum  cum  tabulis  tradat,  et  Episcopus  Archidiaconum  jubeat,  ut  ei  tabulaa 
secundizm  legem  Romanam,  qua  Ecclesia  yiyit,  scribere  faoiat  .  .  .**  Tit.  61 
(66)  §.  1.  2.  ZOpfl  rechnet  dahin  auch  Tit  59  (61)  und  69  (71)  derselben,  ebenso 
G  engl  er  (}rundr.  S.  141.    Ich  halte  dies  far  durchaus  unerweisliclu 
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.  lY.  Die  von  Karl  d.  Q.  erlassenen  capitula  qnae  in  lege  Rip.  mit- 
tenda  sunt  sind  zum  Theile  in  c«  11 — 16  der  capitula  excerpta  Lud- 
'wigs  II.  von  856  übergegangen.  Das  hat  ihnen  eine  erweiterte  Geltung 
YerschafiFt  ^ 

§.29. 

7.  L«x  Fimaeomi  Ghm«T«nm.  * 

Dieses  knrze,  48  Kapitel  zählende  von  Stephan  Baluze  als 
Gap.IIL  a.  813,  von  Pertz  als  Xantener  Gaurecht  erklärte  Yolksrecht 
enÄält  das  Sonderrecht  des  fränkischen  Stammes  in  Hamaland  Qu  Amore), 
dem  ostrheinischen  Theile  des  Gaues  der  Chamaver,  verfasst  wahrschein- 
lich um  802.  Sie  ist  ein  von  Männern  aus  dem  Volke  geschöpftes 
Weisthum  über  die  Abweichungen  dieses  Stammes  vom  Rechte  der  Lex 
Ripuaria,  von  der  es  in  Manchem  sich  unterscheidet, 

§.30. 

S.  Lex  AluiMBOnni  (i.  SmeTtru).  ** 

Unter  dem  Namen  ^Pactus  Alamannorum^  ist  wahrscheinlich 
hereits  vor  580  das  Alamannische  Yolksrecht  aufgeschrieben,  wovon  sich 
noch  drei  Fragmente  erhalten  haben.  Eine  neue  Redaction  des  Yolks- 
rechts   in  75  Kapiteln  hatte  statt  unter  Chlotar  II.  (zwischen  613  und 


4  Üeber  deren  Geltnng  als  peraönlioheB  Recht  dos  fränkiseheii  ESnigs  8.  §.  42. 
nota  7.  —  In  kirohliohen  Quellen  werden  Sätze  ans  ihr  noch  bis  in's  11.  Jahrh.  im 
sfldliohen  Frankreich  als  geltende  angeftlhrt,  wie  ich  in  der  Abh.  „üeber  8  in  Prager 
Handschr.  enthaltene  GanonenBammL*  (Sitz.  Ber.  d.  Wiener  Akad.  bist.  phiL  GL 
LYII.  189)  bewiesen  habe. 

*  E.  Th.  Gaupp  Lex  Francorum  Ghamayorom  oder  das  yermeintliche  Xantener 
Oaurecht,  Breslau  1855.  ZQpfl  Die  Eyra  Ghamayornm.  Ein  Beitr.  z.  Kritik  und 
Erlänt.  ihres  Textes,  Heidelberg  1856.  Stobbe  B.G.  I.  S.  200,  der  der  Meinung  des 
Beoensenten  im  Lit.  Gentralbl.  beitritt,  es  sei  nur  eine  Zusammenstellung  der  durch 
die  isolirte  Lage  und  Berührung  mit  Friesen  und  Sachsen  bedingten  Abweichungen 
des  Rechts  der  zum  ripuarischen  Stamme  gehörigen  Völkerschaft  des  Hamalandes, 
es  somit  nicht  als  drittes  fränkisches  Völkerrecht,  sondern  nur  als  Zusatz  wie  die 
«dditio  Sapientum  beim  friesischen  aufgefasst  wissen  will.  Die  historische  Einleitung 
Oaupp^s  ist  yon  Paul  Laboulaye  übersetzt  und  mit  der  Lex  abgedruckt  in 
Beyue  bist,  du  droit  fran^ais  et  6tranger,  Paris  1855  p.  417  suiy. 

**  Gedruckt  in  don  oit.  Sammlungen,  den  bei  Gengier  Grdr.  8.  143  fg.^ 
Stobbe  S.  14S  genannten  Ausgaben,  am  Besten  und  mit  Zugabe  des  ganzen  krit, 
Apparats  in  den  Monumenta  yon  Pertz,  Leg.  Tom.  m.  p.  1—182  edente  Job. 
Merkel.  Üeber  die  Staats-  imd  Geschichte  des  alamannischen  Rechts  handelt  er- 
schöpfend Job.  Merkel  De  repnblica  Alamannorum  commentatio.  BeroL  1849. 
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622) ,1  wozu  Yielleicht  unter  Dagobert  L  (628—638)  im  Ganzen  Zu- 
sätze Yon  cap.  76 — 104  kamen.'  Das  Ganze  wurde  unter  H,  Lantfried 
(j-  730)  revidirt  und  bestätigt,^  endlich  unter  Karl  d.  G.  reformirt  und 
mit  6  Artikeln  vermehrt^  Sie  galt  allmälig  ausserhalb  des  eigentlichen 
Alamanniens  (^.  17)  in  ganz  Schwaben,  dem  nordostlichen  TheUe  der 
Schweiz  bis  in  die  Urcantone  hinein.  Der  Charakter  dieser  Tier  Theile 
ist  ein  ungleicher;  die  offenbare  Absicht  der  Revisionen  geht  dahin,  das 
Compositionenwesen  zu  verbessern,  die  Stellung  des  Königs  und  seiner 
Beaniten,  der  Kirche  und  des  Klerus  zu  fixiren.  In  den  Bedactionen 
der  Karolingischen  Zeit  zeigt  sich  ein  Einfluss  des  fränkischen  Rechts ; 
aus  dem  romischen  Rechte  ist  eine  Stelle  aufgenommen.^  Ihr  Charakter 
ist  der  eines  Stammesrechtes. 


^  ^ox  Alamannomm ,  qui  temporibus  Chlotario  rege  unna  cum  prooeribns 
suis,  id  sunt  S3  episcopi  et  34  dnoes  et  65  comites  Tel  oetero  populo  adanata.^ 
Prolog,  der  ältesten  Handschr.  Leg.  m.  45,  wo  vier  UeberBohriften  mitgetheilt 
werden. 

s  Leg.  in.  71  sqq.  yon  oap.  76—97  (über  legis  secnndiiB)  von  p.  80 — 88,  ad- 
ditamenta  s.  legnni  über  tertias  yon  oap.  98^104. 

*  Bei  Merkel  L  c.  p.  84—119.  „L.  Alam.  temporibuB  Lantfridi  renoyata**  in 
98  capita. 

^  Bei  Merkel  1.  o.  p.  120—170  in  99  cap.,  pag.  171  LegOB  extravagantes , 
daranf  „Bpitome  leg.  Alam.^  yon  einem  Un'bekannten  im  12.  oder  13.  Jahrhundert 
ans  der  letzten  RecenBion  yerfasst.  Gfr5rer  Buoht  Folgendes  zu  beweiBen:  der 
Prolog  Bei  anf  Betrug  abgesehen,  das  Gesetz  725  gewaltsam  darch  Karl  Martell  in 
Schwaben  eingeführt,  das  salische  Gesetz  für  dasselbe  Subsidiarrecht 

^  L.  Alam.  T.  89.  Merkel  pag.  57  nota  76.  Gerade  so  ist  sie  in  L.  Bajuyar. 
T.  VI.  c.  1.  Ihre  Quelle  ist  Cod.  Theodos.  L  3.  m.  12.  1.  1.  eod.  m.  10.  VgL 
y.  Sayigny  R.G.  IL  8.  95.  n.  a.  und  b. 

Zu  erwähnen  sind  hier  noch  zwei  Leges.  I.  Die  s.  g.  Lex  Bomana  Curl- 
ensis,  ein  wahrscheinlich  im  Anfange  (yielleicht  yor  806)  des  9.  Jahrhunderts  für 
Churrätien  in  27  Büchern  ans  Cod.  Theodos.,  Noyellae  Theodos.,  Yalent.,  Martian., 
Majorian.,  Seyerns,  Gajus  und  Paulus  excerpirtes  Gesetzbuch  zur  Fixirung  des 
römischen  Rechts,  wie  es  damals  dort  galt,  yermisoht  und  yielfach  yerändert  durch 
Sätze  des  deutschen,  besonders  alamannischen.  Uebrigens  sind  die  meisten  dasselbe 
betreffenden  Fragen  oontrovers.  y.  Sayigny  I.  426  £1^,  Haenel  in  der  Ausg.  der 
Lex  Rom.  Yisigoth.,  in  der  es  auch  edirt  ist,  Rudorff  R.G.  I.  §.  104.  S.  6., 
Stobbe  L  203  ff.  nach  seiner  diss.  inaug.  de  lege  Rom.  ütinensi,  1853.  —  IL  S. 
g.  Gapitula  Remedii,  zwölf  Satzungen  des  Bischofs  Remedius  yon  Chur  im  An- 
fang des  9.  oder  Ende  des  8.  Jahrhunderts  entstanden,  über  yersohiedene  kirchliche 
und  bürgerliche  Vergehen,  welche  yielleicht  zur  Ergänzung  der  Lex  Rom.  Guriensis 
und  Lex  Alam.  erlassen,  mit  den  Grundsätzen  der  Yolksrechte  harmoniren.  Edirt 
yon  Haenel  in  Richter's  Krit.  Jahrb.  1888.  2.  Jahrg.  III.  S.  588—586  und  in 
der  £dit.  Leg.  Rom.  Visigoth.  pag.  455  sq.    Stobbe  I.  S.  206  f. 
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§.31. 
••  htx  BajmTurloraM  (P«etu  B«iraromi)«* 


L  Für  diese  Lex  lassen  sich  nach  den  Handschriften  drei  Beoeneionen 
nnterscheiden,  welche  (Textus  legis  primus)  XXII  Titel  mit  verschiedenen 
capita  und  einem  Appendix  von  5  cap.,  (T.  1.  secundus)  LIY  Titel,  (T. 
1.  tertius)  XXI  Titel  haben.  Dazu  kommen  Anhänge,  enthaltend  Legee 
extravagantes,  Litt.  Gregorii  II.  P.  decretales,  Synodalacten ,  Decreta 
Thassilonis  ducis,  Oapitularia  Elarls  d.  G.  u«  s.  w. 

U.  Die  handschriftlich  älteste  Becension  umfasst  mehrere  TheOe  von- 
verschiedenem  Alter.  Das  älteste  einheimische,  die  privatrechtlicben 
Oompositionen  und  Bussen  enthaltende,  vielleicht  nach  dem  (nicht  un- 
bedingt unglaubhaften)  Prologe  unter  Childebert  I.  aufgezeichnete,  unter 
Chlotar  11.  oder  Dagobert  L  veränderte  Becht  geben  Tit  lY.  1—29., 
V.  VI.  Die  Tit.  III.  VIIL— XXII.  enthalten  das  unter  Childebert  L 
und  Chlotar  IL  veränderte  alte  Becht,  neue  Gesetze  von  ihnen  und 
Dagobert  I.  Dieser  Theil  ist  zum  Theil  aus  der  Lex  Alam.,  grSsstentheils 
au8  Lex  Yisigothorum  genommen.  Tit.  YII.  4.,  app.  3—5  und  der 
Prolog  enthalten  entweder  übersehene  oder  neue  Gesetze  Tit.  L  IL, 
welche  von  aussen  hergenommen  sind  (rom.  Becht,  Isidor,  can.  Becht), 
lY»  30.  31.  app.  i,  sind  unter  Theodo  H«  im  Anfange  des  8.  Jahrb. 
abgefasst  und  jetzt  überhaupt  das  Gesetz  mit  dem  Prolog  redigirt.  Zur 
Zeit  Thasailo's  IL  ist  Tit.  YIL  1—3  und  zur  Zeit  Karls  d.  G.  app.  c  2^ 
dem  Gesetzbuche  eingefügt  worden.  Eine  Elarolingische  Becension  hat 
nicht  stattgefunden.  1 


*  Ausg.  in  den  genannten  Sammlangen  und  Monnm.  Leg.  m.,  Gen  gier 
Ordr.  8.  147  if.  giebt  die  Literatur  an.  —  Üeber  ihre  Entstehung  spricht  sich  ans 
der  mehr  erw&hnte  Prologns  zu  Teraohiedenen  anstranschen  Yolksreobten.  Roth 
Üeber  EntBtehnng  der  Lex  Bajnyariorum ,  Mfinchen  18S0.  St  ebbe  L  154  ff. 
Y.  Daniels  L  S.  207  ff.  Merkel  in  den  Monnm.  1.  o.  Üeber  die  damaligen 
ZuBt&nde  Baiems  M.  Bfidinger  Oesterr.  Chesch.  bis  z.  Ausgange  des  18.  Jahrh.  L 
78  ff.,  der  eine  Schilderung  des  Zustandes  nach  der  Lex  giebt  Eingehend  Gfrörer. 
—  Job.  Merkel  Der  judex  im  bairischen  Tolksreohte  in  Zeitsohr.  ffir  Rechts« 
gesch.  L  181  ff.  Ders.  Die  Adelsgeschleohter  im  bairischen  Yolksrecht.  Ein  Bei- 
trag zn  dessen  Exegese.  Das.  8.  255  ff.  Ders.  Das  Firmare  des  bairischen  Volks- 
rechts.  Das.  11.  101  ff.  Quitzmann  Die  &ltete  Reohtsyerfassung  der  Baiwaren, 
Nfimberg  1866  (darflber  Dahn  in  Erit.    Vierteljahrsschr.  VIII  584). 

1  Ich  bin  der  Erörterung  Merkel's  gefolgt,  welche  mir  yiel  Wahrscheinlich- 
keit zu  haben  scheint.  Qewissheit  ist  aus  dem  blossen  handschr.  Material  nicht 
EU  schdpfen.  Es  bedarf  dazu  einer  Gewissheit  über  manche  Fragen,  besonders  das 
Leben  des  h.  Emmeran,  Rupert,  Corbinian  u.  s.  w.,  die  bekanntlich  noch  ip  weitem 
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III.  Die  ältesten  StQoke  bekunden  eine  kräftige  herzogliche  Gewalt^ 
neben  ihr  ein  freies  Volksleben  und  überhaupt  einen  geordneten  Zustand«* 


§.32. 

L  Yor  K.  Rothar  hatten  die  Langobarden  kein  geschriebenes 
Hecht,!  sondern  einzelne  nicht  aufgezeichnete  Gesetze,  Gewohnheiten  und 
Weisungen  rechtskundiger  Männer  bildeten  die  Quelle  für  das  Recht« 
Im  Jahre  643  machte  Rothar  eine  Aufzeichnung,  welche  vom  Volke  be- 
stätigt wurde  (per  garethinx)  und  den  INamen  Edictus*  trägt  In 
diesem  handeln  cap.  1 — 152  über  Strafen  und  Bussen  (compositiones) 
der  öffentlichen  Delicte,  cap.  153 — 226  über  Erb-  und  Pamilienrecht, 
cap.  227 — 368  vom  Eigenthum  und  den  Forderungen  aus  Verträgen  und 
Privatdelicten  y    cap.   369 — 388    enthalten    Zusätze.    Von    einigen    der 


Felde  steht.  Aas  snm  Theile  gans  willkftrliob  oombinirten  historiBohen  Dednotionen 
gelangt  G  fror  er  zu  dem  Resultate:  die  lex  Bajuwariorum  ist  Yon  Karl  Martell 
728  Terkflndigt  als  ein  Mittel,  die  herzogl.  Gewalt  zu  stürzen  und  die  fränk.  zu 
befestigen;  als  Helfershelfer  lediglich  im  fränk.  Dienste  erscheinen  die  genannten 
Heiligen. 

>  Ueber  die  Benutzung  der  rSm.  Recbtsquellen  siehe  nooh  t.  Saviguy  II.  S.  84 
bia  94. 

Hermannus  Angiensis  (Contractus)  ad  a.  1044  (Mon.  Script.  Y.  126)  sagt  von 
K.  Heinrich  IQ.  ,,üngarios  potentes  lege  Bajoarica  donarit*^  Ich  halte  Giesebrecht's 
(Gesch.  d.  deutsch.  Eaiserzeit  ü.  8.  Aufl.  B.  641)  Ansicht,  damit  sei  „der  Inbegriff 
der  Landfriedensbestimmungen '^  bezeichnet,  ans  den  von  ihm  (das.  u.  8.  594  f.)  ent- 
wickelten Gründen  für  zutreffender,  als  die  Ton  Merkel  und  Btobbe  adoptirte  An- 
sicht Strehlke^s,  es  sei  an  die  Uebertragung  der  Befugniss  der  Herzogswahl  zu 
denken. 

*  Die  Ausgabe  tou  Fried r.  Bluhme  in  Pertz  Monumenta  Germaniae  Leg. 
Tom  IV.  giebt  alle  früheren  an,  von  denen  die  beste  war:  Edicta  Regum  Lango- 
bardorum,  edita  ad  fidem  optimorum  codicum,  opera  et  studio  Garoli  Baudii  a 
Yesme  in  Mon  um.  historiae  patriae,  Aug.  Taur.  1855.  fol.  Handausgabe  Ton 
Bluhme  Edictus  ceteraeque  Lang,  leges  etc.    Hannor.  1869. 

Literatur:  Merkel  Die  Geschichte  des  Langobardenrechts,  Berl.  1850. 
Anschütz  in  Krii  Ueberschau,  IV.  S.  248  ff.  Ders.  Die  Lombarda-Gommentare 
des  Ariprand  und  Albertus,  Heidelberg  1855.  Bluhme  in  der  Praefatio  zu  seiner 
Ausgabe,  der  wie  Boretius  alle  weitere  Literatur  angiebt  H.  Siegel  Die  Lom- 
barda-Gommentare.  Wien  1862.  (8itz.-Ber.  XL.)  A.  Anschütz  Summa  legis  Lange- 
bardorum.    Langob.  Bechtsbuch  a.  d.  XII.  Jahrb.  nach  Handschr.  Halle  1870. 

1  Dies  theilt  Rothar  c.  886  selbst  mit. 

>  Nicht  edictum.    Vgl.  Bluhme  Mon.  Leg.  lY.  p.  X.  nota  12. 
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folgenden  langobardischen  Konige  sind  Gesetze  in  das  Edict  aufgenommen 
und  desshalb  demselben  mit  besonderen  Prologen  und  meist  auch, Epi- 
logen angehängt  worden,  jedoch  nicht  alle,  sondern  einzelne  liefen  da- 
neben als  s.  g.  capitula  in  breve  statuta.  So  wurden  von  Qri- 
moald  aus  dem  Jahre  668  neun,  von  Liutprand  aus  den  Jahren 
713 — 735  im  Ganzen  153  nach  den  Jahren  geordnete  Kapitel  zugefügt^ 
Yon  beiden  einige  nicht  aufgenommen.^  Hieran  schliessen  sich  zwölf 
von  K.  Ratchis  aus  den  Jahren  745,  746,^  neun  von  K.  Ai stülp h 
von  750^  und  13  von  demselben  von  755  nebst  einem  unechten.  Damit 
schliesst  die  Zahl  der  echten,  denn  von  Desiderius  giebt  es  nur  decreta 
spuria.« 

n.  Das  Edict  ist  durchweg  rein  germanisch,  zeigt  eine  Verwandt» 
Schaft  mit  dem  sächsischen  und  thüringischen  Gesetze,  welche  sich  aua 
der  gemeinschaftlichen  Abkunft  erklärt.  Das  romische  Recht  hat  einen 
unbedeutenden  Einfluss  geäussert.^  Während  die  königliche  Macht  als 
sehr  gross  auftritt,  finden  wir  die  der  Kirchenoberen  im  Vergleiche  zu 
den  gleichzeitigen  Zuständen  im  fränkischen  Reiche  schwach.  In  den 
späteren  Kriegsgesetzen  zeigt  sich  jedoch  nach  diesen  Richtungen  eine 
allmälige  Aenderung. 

ni.  Mit  dem  Aufhören  der  Selbstständigkeit  des  langobardischen 
Königreichs  fiel  die  Geltung  des  Edicts  nicht  fort,  vielmehr  ist  dasselbe 
bis  zu  dem  Momente  in  Geltung  geblieben,  wo  das  römische  Recht  seiner 
Herrschaft  ein  Ende  machte.^  Aber  der  Gebrauch  der  alten  Form  des 
Edicts  9  wurde  verdrängt  ^o  durch  neue  Sammlungen,  welche  das  alte 
Material  bot. 


*  Grimoaldi  erre  Liutprandi  mem Oratorium  de  mercedibas  commaoi- 
norum  (Bauunternehmer),  notitia  de  actoribus  regia.    Leg.  lY.  176.  180. 

^  Zwei  yon  ihm  in  breve  stat.  ibid.  pag.  192  fg. 

*  Diese  9  sind  aber  später  wieder  aus  dem  Edict  gestriohen  worden^  während  die 
Ton  755  blieben.    Bluhme  pag.  195.  n.  1. 

*  Ib.  pag.  205  SV.  abgedruckt 

»V.  Savigny  Gesck  d.  r.  R.  I.  S.  123  fg.  129.  140  ff.  H.  219  ff. 

B  Im  12.  Jahrh.  wird  die  spätere  Gestalt  noch  öfter  citirt  Ton  den  Glossatoren. 
Ygl.  Maas  Ben  in   Bekker   u.   Muther  Jahrbuch  IL  223,   meine  Beitr.   z.  Gesch.  d.. 
Literat,  ü.  d.  Decret,  Wien  1870,  I.  86,  51,  11.  83.    Auch  die  griechische  Üeber- 
setzung,  deren  Fragmente  von  Neuem  abgedruckt  sind  Monum.  lY.  pag.  225  ff.,  be- 
weist die  Bedeutung  und  Geltung. 

>  Man  spricht  richtiger  nur  von  einem  Ediote:  Bluhme  1.  o.  pag.  XI. 

^^  Jac.  Columbi  um  1200  ist,  wie  Bluhme  pag.  XII.  hervorhebt,  der  letzte, 
welcher  das  echte  Edict  und  das  capitulare  citirt  Von  da  ab  wird  citirt  „liber 
legis,  capitula  legis  regumlombardorum**  u.  a. 
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lY.  Die  erste  dieser  ist  die  zwischen  829  und  832  auf  Veranlassung 
des  Chrafen  Ebe)rhard  Ton  Rhätien  undFriauI  gemachte  Co ncordia 
de  singulis  causis.^^  Sie  stellt  zum  leichteren  Gebrauche  in  den  46 
ersten  Titeln  das  unter  die  betreffende  Rubrik  passende  Material  der 
Gesetze  von  Bothar  bis  auf  Aistulph  zusammen,  während  die  letzten 
(47  bis  60)  die  nicht  also  unterzubringenden  Gesetze  Yon  Grimoald  an 
enthalten. 

Y.  Mit  dem  Namen  über  legis  Langobardorum  Papiensisi' 
bezeichnet  man  eine  weitere  Sammlung,  die  fortlaufend  das  Edict  und 
dann  das  Capitulare  von  Karl  d.  G«  bis  auf  Otto  lU.,  in  einer  etwas 
jüngeren  Form  bis  auf  Heinrich  IL,  enthält.  Gemacht  ist  die  Sammlung 
—  ob  zu  Pavia»  lässt  sich  nicht  bestimmt  behaupten  —  zwischen  1000 
und  1014,  später  ergänzt.  Die  Absicht  des  Sammlers  ist  auf  Vollständig- 
keit gerichtet,  aher  nicht  erreicht.  Ausser  dem  Texte  bietet  die  Samm- 
lung Glossen  und  Gerichtsformeln.  Fiir  die  Kapitularien  ?on 
Wide  an  hat  sie  grossen  Werth.  Im  11.  Jahrhundert  galt  sie  als 
authentisch. 

YI.  Endlich  ist  der  liber  Papiensis  umgearbeitet  worden  um 
die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  zu  dem  liber  legis  Langobar- 
dorum oder,  wie  er  späterhin  gewöhnlich  heisat,  Lombarda.is  Diese 
Sammlung  kommt  in  einer  doppelten  Gestalt  vor.    Die  eine  bietet  ein 


"  Blnhme  1.  o.  p.  XL.  £f.,  Druck  p.  2H5 -289.  Boretius  Die  Capitalarien 
8.  35  fg.  Merkel  a.  a.  O.  Dass  LnpuB  diese  Arbeit  gemacht,  steht  in  dem  be- 
treffenden Yerse  nicht 

"  Darüber  Boretius  Die  Gapitularien,  in  der  Praef.  zur  Ausgabe  Leg.  lY. 
p.  XLVI  sqq.  Ausg.  p.  290—606.  Boretius  wiederholt  XLVII  ff.  die  Angabe 
aller  gemeinsamen  (cap.  generalia)  Capitularien  von  774  an  für  das  ganze  Reich, 
sowie  der  besonderen  für  Italien,  giebt  p.  LXVI  fg.  die  einzelnen  in  die  Sammlung 
aufgenommenen  Capitularien  von  Karl  d.  G.  bis  auf  Heinrich  11.  yom  Jahr  1054 
an,  legt  die  Aenderungen  dar,  welche  die  fränidsche  Herrschaft  in  Italien  bewirkte 
(Geltung  der  capitula  generalia  —  Einführung  der  oomites  —  grössere  Macht  der 
Bischöfe  und  Aebte  —  missi  dominici  —  Yasallität,  Beneficialwesen,  Scabinat  u.  s.  w.) ; 
er  zeigt  genau  die  praktische  Bedeutung  der  Capitularien,  die  Absicht  der  Samm- 
lung, den  inneren  Gang,  die  Bildung  der  Sammlung  u.  s.  w.  —  üeber  die  besondere 
Form  des  liber  Papiensis,  welche  dem  Walcausus  zugeschrieben  wird,  Boretius 
p.  LXXY  sqq.,  über  einen  eigenthümliohen  Commentar  in  einer  neapolit.  Handschr. 
daselbst  p.  LXXXIY  sqq.,  wobei  ich  auf  die  yon  ihm  p.  LXXXYin  mitgetheilte 
Zusammenstellung  der  dort  gebrauchten  Stellen  aus  den  römischen  Rechtsquellen 
aa&nerksam  mache.  —  Die  7  Anhänge  des  liber  Papiensis  das.  p.  586 — 606. 

^s  Bluhme  Leg.  IV.  XCYin  ff.   über  Literatur  und  Handschriften,   die   Syn- 
tagmata  der  beiden  Formen  das.  p.  607.   Zugefügt  die  Zusammenstellung  der  ander- 
w&rtsher  entnommenen  Stellen.    An  schütz  im  Jahrb.  yon  Bekker  11.  474. 
y.  Schalt«,  Seiehs-  n.  Beclits^eteh.    4  Aufl.  6 
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Codex  von  Monte-Cassino,  daher  lombardaCa« sinensis,  die  andere 
findet  sich  in  einer  grösseren  Zahl  von  Handschriften,  daher  lombarda 
Tulgata  benannt.  Hier  ist  die  Sammlung  in  drei  Büchern  sjste* 
matiBch  geordnet  worden,  welche  verschiedene  Titel  haben.i^  Die  Lom- 
barda war  in  der  Rechtsschnle  zu  Pavia  Gegenstand  wissenschaftlicher 
Verarbeitung!^  in  doppelter  Richtung,  einer  theoretischen,  deren  Produkt 
die  8.  g.  glossae^*  und  einer  praktischen  (die  s.  g.  formulae,  formulae 
casuisticae,  Lösung  kurzer  Bechtsfälle):  daran  schliessen  sich  die  Com- 
mentare  zur  Lombarda  (tou  Ariprand  aus  dem  Anfange  des 
12.  Jahrb.,  Aliprand  nach  1136,  und  Albertus  aus  der  2.  Hälfte  des 
12.  Jahrb.)  und  mehrere  selbstständige  Arbeiten  über  Beweistheorie  des 
lombardischen  Rechts,  Sammlungen  der  Parallelstellen,  Analogien,  Wider- 
sprüche u.  s.  w. 

YIL  Das  langobardische  Recht  galt  für  das  ganze  Gebiet  des 
Reichs,  hatte  also  territoriale  Geltung ;  für  die  Römer  war  aber  das  römi- 
sche Recht  im  Gebrauche  belassen,  ^^  während  es  für  die  Fremden 
(waregang)  zur  Behaltung  ihres  Rechts  eines  königlichen  Privilegs 
bedurfte.!» 

§.  33. 

11.  L«x  FrliloBVH.* 

L    Dieses  Gesetz,  von  dem  wir  keine  Handschrift  kennen,  ist  uns 


1^  Lombarda  Gas«,  hat  Rubriken  im  ersten  46,  zweiten  51,  dritten  43; 
Lomb.  Talg  ata  hat  Titel  beziehnngsweiBe  37,  58.  40. 

18  Ueber  die  Juristen,  die  im  Hb  er  PapienBis  vorkommen,  Boretins  Hon. 
Leg.  IV.  p.  XCm  Bqq. 

>'  Ueber  die  einzelnen  Worterklärungen  teohnischer  Ausdrücke  und  die  alpha- 
betischen Wortyerzeichnisse  in  deuBelben  ausser  Boretius  und  Gengier  S.  197  ff, 
Stobbe  R.Q.  I.  594  ff. 

"  Leg.  Liutpr.  VL  37.  74.  r.  Savigny  L  S.  123  ff.  Gengier  8.  189  191, 
besonders  Boretius  1.  c. 

»9  Leg.  Rothar.  387.,  t.  Savigny  I.  123.  Offenbar  tritt  auch  hier  wieder  der 
§.  26.  nota  3  hervorgehobene  Grund  ein.  Die  Lex  Burg.,  Yisigoth.,  Legg.  Lang., 
welche  allein  in  nicht  zum  fr&nkischen  Reiche  gehörigen  L&ndem  entstanden  sind 
und  sämmtlioh  das  Prinoip  der  Territorialität  haben,  beweisen  aber  auch,  dass  die 
s.  g.  Persönlichkeit  des  Rechts  ein  fränkisches,  kein  germanisches  oder  allge- 
mein deutsches,  also  ein  politisches  Princip  war.    Vgl.  §.  22.  II. 

*  E.  Freih.  v.  Riohthofen  Friesische  Rechtsquellen,  Berl.  1840.  4r.  p.XXTII 
sqq.  E.  Th.  Gaupp  Lex  Frisionum.  In  usum  scholarnm  reoens.  introd.  hist-crit. 
et  adnot.  instruxit,  YratisL  1832.  Literatur  bei  Gengier  8.  155  ff.  Gaupp  Ger- 
manist Abhandl.  1855.     S.  Lffl,   Richthofenin  der  Ausgabe  Monum.  Leg.  m. 
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nur  durch  den  von  Herold  nach  einer,  wie  es  scheint,  verlorenen  Hand- 
schrift gemachten  Abdruck  erhalten. ^ 

n.  Dasselbe  hat  im  Auge  Friesland  im  ältesten  Sinne  und  unter- 
scheidet selbst  drei  Gebiete:  a)  Westfriesland  vom  Sinkfal  bis  zur 
Flie  (Grenze  von  Flandern),  b)  Mittel  fr  iesland  von  der  Flie  bis 
zur  Lauwers.  c)  Ost  fr  iesland  von  der  Lauwers  bis  zur  Weser.* 

III.  Es  enthält  XXII  Titel  mit  einer  ungleichen  Zahl  von  Kapiteln, 
dann  eine  Additio  Sapientum,  welche  in  XI  Titeln  Zusätze  von 
Wulemarus  und  Saxmundus  giebt.  b)  Ein  bei  Herold  der  lex 
Angliorum  et  Werinorum  angehängtes  Btück,  überschrieben:  Haec 
iudicia  Wulemarus  dictavit.* 

lY.  Der  älteste  Theil  de^  Gesetzes,  zwischen  734  und  785,  viel- 
leicht 734  oder  in  den  nächstfolgenden  Jahren  unter  Karl  Martell  oder 
seinem  Sohne  Pippin  gemacht,  umfasst  die  sich  auf  die  Frisia  media 
beziehenden  Bestimmungen.  Er  giebt  die  Wergeidansätze  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  späteren  Aenderungen.  Der  zweite  Theil,  entweder 
785  von  Karl  d.  G.  oder  bald  nachher  erlassen,  bezieht  sich  auf  alle 
drei  Theile  des  Landes  und  giebt  Zusätze  zum  ersten,  z.  B.  Festsetzung 
des  Königsbännes  auf  60  solidi,  neunfache  Verdoppelung  der  Busse  für 
einzelne  Yerbrechen  u.dgl.  Die  Additio  sapientum,  d.h.  die  Yor- 
schlage  friesischer  Richter  (asega,  d.  h.  legem  dicentes),  sind 
wahrscheinlich  802  auf  dem  Reichstage  zu  Aachen  bekundet,  von  den 
Yertretem  des  friesischen  Yolks  angenommen  und  von  Karl  d.  G. 
publicirt.^ 

§•34. 

12.  hüx  Sftxovm.* 

I.  Sie  ist  ein  kurzes  (gewohnlich  19  Titel,  bei  Merkel  66  Kap.  um- 
fassendes) unter  Karl  d.  G.  (wahrscheinlich  als  Ganzes  802  auf  dem 


p.  656  Bqq.  mit  einer  Einleitung  p.  681  sqq.,  welche  auf  alle  Punkte  eingeht.  YgL 
jedoch  de  Geer  lieber  die  ZuBammensetEung  der  Lex  Frisionum  in  Zeitsohr.  f. 
Bechtsgesoh.  YIEL  184  ff. 

^  Y.  itichthofen  p.  682  zeigt  auB  inneren  Gründen  die  Bchtheit  des  Textes. 

*  Ueber  diese  Theile  giebt  Biohthofen  eine  eingehende  historische  Erörterung 
p.  682  ff.  Frisia  oooidentalis  wurde  689,  media  yon  784  bis  785,  Orientalis  785  dem 
fränkisohen  Reiche  einrerleibt    1.  o.  p.  640  ff. 

'  Dass  diese  nicht  mit  der  Lex  Angliorum  harmoniren,  sondern  mit  dem  frie- 
sischen stimmen  und  sich  auf  bestimmte  Titel  des  letzteren  beziehen,  hat  Rieht- 
hof  en  p.  654  ff.  dargethan. 

«  Y.  Riohthofen  1.  e.  p.  645  ff. 

*  E.  Th.  Gaupp  Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen*  In  Verbindung 
mit  einer  krit.  Ausg.  der  Lex  Saxonum,   Bred.  1887.    Joh.  Merkel  Lex  Saxonum^ 

6* 
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Reichstage  zu  Aachen  publicirt)  aufgezeichnetes,  rein  deutsches  (alt- 
sächsisches Gewohnheits-  und  fränkisches  Reichsrecht)  Recht  enthaltendes 
Gesetz,  welches  grosstentheils  Strafsatzungen,  daneben  aber  auch  auf 
ehehches  Güter-  und  Erbrecht  bezügliche  Bestimmungen  enthält,  mehrere 
Hauptzfige  bietet,  die  uns  im  späteren  sächsischen  Rechte  entgegentreten 
(im  Sachsenspiegel)  und  unter  den  verschiedenen  Stanmuesabtheilungen 
eine  Rechtsverschiedenheit  in  einzelnen  Punkten    bekundet     Ergänzt 


Berl.  1853.  Usinger  Forschungen  rar  Lex  Saxonum.  Berl.  1867.  Karl  Freifa. 
Y.  Richthofe n  Zur  Lex  Saxonum  BerL  1868.  A.  Bo retin b  in  t«  SybePs  Eist. 
ZeitBchr.  XXIL  148  ff. 

Merkel  unterBcheidet  drei  Theile  des  GesetzeB:  „ — I— XXIII.  ein  AdelsBtatnt 
und  yerbrieftes  Landrecht  dcB  herrschenden  StammoB  Bicherlich  Yorhanden  Yor  dem 
erBten  Gapitulare  782;  XXIV — LX  unter  Yorwiegond  frftnkiBohem  EinflnaBe,  nach 
785,  aber  yor  797  YcrfaaBt,  LXI  bis  Ende  fraheBtenB  von  798  setzt  eine  Zeit  Yoraus, 
während  welcher  ein  Theil  des  Adels  in  der  Verbannung  lebte.**  Dagegen  y.  Da- 
niels R.G.  8.  268  ff.  Vgl.  Seibertz  L  8.  290  ff.  Resultate  Kichthofen's: 
a)  Hinsichtlich  des  Textes.  Es  giebt  4  Yon  einander  unabhängige;  der  älteste 
authent.  liegt  in  der  Ausg.  Yon  Herold,  der  aler  die  Titelüberschriften  erfand; 
daran  reiht  sich  der  SpHUgenbergische  Codex  (im  Britischen  Museum.  Egcrton-Ms. 
269),  der  CorToyer  (im  ProY.  Arch.  zu  Uunstcr)  der  der  Ausg.  Yon  du  Tillet 
Lindenbrog's  Ausg.  ist  nach  den  Texten  Yon  Herold,  du  Tillet  und  dem  Spang. 
Codex  gemacht,  nicht  nach  selbstst.  handschr.  Texte.  Dies  Resultat  ist  kaum  an- 
zugreifen, auch  Yon  Boretius  angenommen.  DasB  der  Wortlaut  Yom  Orig.  noch 
weit  abweiche,  wie  Ricbthofen  meint,  ist  nicht  erwiesen,  obwohl  c.  56  und  58  kaum 
neben  einander  sich  fanden.  Boretius  bemerkt  richtig,  c.  86  entspreche  dem  Eapit. 
Y.  797,  wo  das  fredum  des  litus  auch  Vs  von  dem  des  nobilis  beträgt;  das  Fehlen 
eines  Prolog  beweist  nichts,  b)  Ordnung  und  Entstehungszeit  des  Textes.  Das 
Qesetz  ist  einheitlich,  die  capitulatio  de  partibus  Saxoniae  fällt  bald  nach  775,  am 
besten  in  777;  das  capitulare  Saxonicum  Yon  797  hat  die  Lex  Yor  sich  gehabt,  sie 
fällt  zw.  777  und  797,  am  besten  in  785,  jedenfalls  zw.  785—792.  Dagegen  stellt 
Boretius  auf:  die  Cap.  d.  p.  S.  braucht  gar  nicht  in  Sachsen  gemacht  zu  sein, 
ihre  Zeit  iBt  nicht  genauer,  als  zw.  775  und  790  zu  bestimmen.  Die  Lex  hat 
2  Theile:  o.  1 — 20,  der  in  die  Zeit  des  selbst  ständigen  Sachsens  fallen  kann,  worin 
fast  nur  Verhältnisse  der  nobiles  behandelt  werden,  wahrend  liti  und  senri  nur 
als  ihnen  gehörig  erscheinen ,  keine  Spur  f rank.  Herrschaft  Yorkommt,  der  Eid  (c.  8) 
in  heidnischer  Weise  in  arma  oder  in  manu  geschworen  wird;  c  21—66,  die  meist 
mit  Qui  anheben  (eratere  mit  Si),  auf  alle  8  freien  Sünde  RQcksioht  nehmen,  die 
fränk.  Herrschaft  zeigen,  die  Sätze  über  Kirche,  König,  palatium,  bannvB,  freduB 
auf  diese  deuten;  es  wäre  sonderbar,  wenn  nicht  wie  anderwärts  zuerst  Yon  Kirche 
und  König  gehandelt  warde.  Der  zweite  Theil  ist  wohl  nach  der  cap.  de  p.  8. 
aufgezeichnet  worden.  Die  Lex  kann  sehr  gut  802  oder  803  (o.  51—58  sind  mit 
0.  5  oapitula  in  legem  Ripuar.  y.  803  übereinstimmend)  zu  Aaohen  publicirt  sein. 
—  Nach  U Singer  ist  sie  eine  nach  803  und  Yor  811  abgefasste  PriYatarbeit.  Diese 
Ansicht  zu  widerlegen  ist  nach  Bichthofens  Untersuchung  überflüssig. 
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ymd  dieselbe  durch  die  ^Oapitulatio   de  partibas  Saxonicae^ 
a  785  und  ein  Capitalare  Tom  J.  797. 

IL  Sie  f^lt  im  ganzen  Saohsenlaikde,  also  zwischen  Ruhr  und 
Weser  und  längs  der  Elbe.^ 

§.  35. 

lt.  L«z  AB^llonm  «t  W«rlmonai  h«e  ••!  Tlimrfaigomi.  * 

Sie  umfasst  17  meist  kleinere  Titel  und  hat  verschiedene  Bestand* 
theüe,  welche  zum  Theil  bis  in's  6.  oder  7.  Jahrhundert  reichen,  auf  dem 
Beichstage  zu  Aachen  im  Jahr  802  revidirt  sind.  Sie  ist  zusammen- 
gesetzt aus  thUringischen,  fränkischen  und  sächsisch-friesischen  Rechts- 
sätzen und  galt  bis  nach  Holstein,  Dänemark  und  England  hinein. 
Uebrigens  ist  sie  ein  sehr  dunkles  und  schwieriges  Gesetz,  zeigt  auch 
sehr  geringen  Einfluss  christlicher  Ideen. 

§.  36. 

'    T«rwuidte  BMlite.   Die  e«MUe  der  Amglo-SadueB.   Leg •■  Aaglo-SaxoBlMe.  ** 

Wir  besitzen  eine  chronologische  Sammlung  der  Gesetze  von  13 
Konigen  von  561 — 1087;  hierher  gehören  die  von  Ethelbert  aus  dem 
Ende  des  6.  Jahrhunderts  für  Kent,  von  Lothar  und  Eadrich  aus 
der  2.  Hälfte  des  7.  für  dasselbe,  Ton  Withred  aus  dem  Ende  de^ 


^  Die  Geltang  in  sp&terer  Zeit  lehrt  VTippo  Yita  Chnonradi  o.  6.  (Monum. 
Script.  XL  p.  263)  „BeTersus  Bex  .  .  ad  Saxoniam  yenit  ibi  legem  oradelissimam 
Sazonnm  secandum  Yolnntatem  eoram  oonstanti  auctoritate  robo^aTit.*^  Dieser  Bnf 
der  cmdelitas  (der  siob  auch  in  Transl.  8.  Alezandri  c.  2.  Monum.  Script  IL  p.  675 
zeigt)  hat  seinen  Grund  in  dem  Verhängen  der  Todesstrafe  für  in  den  übrigen 
Beohten  mit  Bussen  bestrafte  Verbrechen. 

*  E.  Th.  Gaupp  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  oder  die  Lex  A.  et  W.  hoo 
est  Tli.  in  ihrer  Yerwandtsoh.  mit  der  L.  Sal.  u.  L.  Bip.  dargesteUt  u.  mit  erklür. 
Ana.  Breslau  1S84.  Job.  Merkel  Lex  Angliorum  et  Werinorum  h.  e.  Thuringo<* 
rum,  Berl.  1851  (Im  Nachtrage  zur  Handausg.  der  L.  Saxonum  ist  die  CoUation 
des  Codex  Oorbejensis,  jetzt  dem  Domkapitel  in  Paderborn  gehörig,  ndtgetheilt). 
Gengier  Grdr.  162  ff.  K.  ▼.  Bichthofen  in  Monum.  Leg.  m.  p.  654  f. 
ZSpfl  L  49  if. 

^  Ausg.  u.  Literatur  bei  Gengier  208  ff.  Beinh.  Schmidt  Die  Gesetze 
der  Angelsachsen.  In  der  Ursprache  mit  üebers.  und  ErlAuterungen.  2.  Aufl. 
Leipzig  1857  Stobbe  1. 194  ff.  Für  das  nordische  (dänische,  soandinayische, 
islandische)  Becht  bieten  die  zu  §.  11  genannten  Schriffeen,  sodana  yerschiedene 
Werke,  Abhandlungen  und  Becensionen  Ton  Maurer  in  der  (Münchener)  „Erit. 
TJeberschau*^  und  „Krit.  Vierteljahrssofar.^  Vorzügliches,  t.  Daniels  n.  14  f.  49. 
f&hrt  gleichfalls  darauf  bezügl.  Werke  an. 
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7.  für  Eent,  von  Ina  aus  der  letzten  Hälfte  des  7«  oder  aus  dem  Anfange, 
des  8.  Jahrhunderts  für  Wessex  u.  a.  Zwar  haben  die  neuen  Verhältnisse, 
in  welche  die  nach  England  eingewanderten  Deutschen  kamen,  Einfluss 
geübt,  im  Ganzen  aber  bieten  diese  Gesetze  rein  deutsches,  vor  Allem 
von  jedem  Einflüsse  des  römischen  freies  Becht.  Hierdurch  und  durch 
ihre  Abfassung  in  angelsächsischer  Sprache  bleiben  sie  yon  grossem 
Werthe. 

§.  37. 

B,  FränkisoheB  ReichBreoht.    Gapitularien.  * 

I.  Neben  den  Yolksrechten  als  den  Normen  für  die  einzelnen  Stämme 
und  solche  Bechtsyerhältnisse,  welche  ihre  Wurzel  in  der  Gewohnheit^ 
der  Sitte,  kurz  dem  Volke  selbst  finden,  bedurfte  es  nothwendig  im 
fränkischen  Reiche  bei  der  Verschiedenheit  der  Stämme  und  Rechte  und 
seitdem  das  Stammeskonigthum  zu  einem  allgemeinen  geworden,  den 
nationalen  Charakter  verloren  hatte,  allgemeiner  gesetzlicher  Anordnungen 
über  die  nicht  in  den  Elreis  des  Stammes-  und  Volksrechtes  fallenden 
Verhältnisse :  Heerbann,  Handel,  Verkehr  und  dessen  Sicherheit,  Eirchen- 
und  Unterrichtsangelegenheiten,  Finanzwesen,  Strassen,  Kanäle,  Beauf- 
sichtigung der  Verwaltung,  Rechtspflege.  Nicht  minder  waren  erforder- 
lich Normen  für  jene  Verhältnisse  des  Privat-  und  öffentlichen  Lebens, 
die  man  zwar  als  Sache  des  Stammes  ansehen  kann,  welche  aber  doch 
im  Einklang  stehen  mussten  mit  den  Grundsätzen  des  Beichsrechts. 
Diesen  Ereis  umfassen  die  zahlreichen  von  den  merovingischen  Eonigen 
an  erlassenen  Eönigsgesetze,  seit  den  Karolingern  allgemein  Eapitu- 
larien  genannt.^ 


*  Ausgaben:  (üeber  die  vorhergehenden  die  Praef.  bei  Baluze,  überhaupt 
Gen  gier  Grdr.  208  A),  Steph.Balase  Oapitularia  Regum  Francorum.  Additae 
sunt  Maronlfi  mon.  et  alior.  formulae  yefceres  et  notae  dootiss.  yiror.  Par.  1677  fol. 
2  T.,  nova  editio  .  .  curante  Petro  Ganoiani.  Par.  1780  fol.  2  T.  Nach  dieser 
zweiten  Ausgabe  ist  gemacht  die  yon  Walter  Corp.  jur.  IL  u.  HL  (p.  1 — ^282; 
685 — 690);  Pertz  Monumenta,  Leg.  Tom.  L  11.  Literatur:  Gengier  a.  a.  O. 
8.  210.  T.  Daniels  B.G.  L  278  ff.  Stobbe  L  209  ff«  Waitz  11.  654  ff.  III. 
201  ff.  503  ff.  Alfred  Boretius  Die  Kapitularien  im  Langobardenreiohe,  HaUe 
1864,  eine  Schrift,  die  über  viele  Punkte  Licht  yerbreitet.  Ffir  die  Bedeutung  der 
Capitularien  fiberhaupt  ist  das  noch  mehr  der  FaU  in  desselben  Beiträge  zur 
Capitularienkritik,  Leipz«  1874  (Lex  und  Capitulare  S.  1—67),  welche  zugleich  die 
gegentheilige  Ansicht  yon  Beeeler  Die  Gesetzeskraft  der  Capitularien,  Berl.  1871 
(Festschrift  ffir  Homeyer)  widerlegt. 

^  In  meroying.  Zeit  deoretio,  decretum,  ediotum,  oonstitutio,  pac- 
tum u.  s.  w.  —  Capitula,   capitulationes,   oapitularia  heissen  sie  dayon, 
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n.  Es  giebt  dereo  drei  Arten.  Die  einen,  Capitala  legibus 
addita,  addenda,  pro  lege  tenenda,  bezweckten  die  FortbUdung 
des  Yolksrechts,  der  leges»  beziehen  sich  auf  das  Priyatrecht,  Straf- 
recht; sie  wurden  in  derselben  Weise,  wie  die  leges,  unter  Mitwirkung 
und  Zustimmung  des  Volkes  aufgezeichnet  >  und  auch  äusserlich  mit 
denselben  verbunden,  indem  sie  sich  auf  dieselben  beziehen  und  ihnen 
in  den  Abschriften  zugefugt  wurden.  Sie  sind  bald  für  alle  Yolksrechte, 
bald  nur  für  einzelne  erlassen. ^    Die  zweite  Art  sind  die  Capitula 


daBB  sie  in  mehreren  kleineren  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehenen  Abschnitten  ab- 
gefasst  —  und  wohl  auch  auf  der  Versammlung  vorgelegt  —  wurden.  —  Eine  ein- 
heitliche allgemeine  Gesetzgebung  kam,  obwohl  B.  Agobard  ton  Lyon  (epist.  ad 
LudoT.  P.  bei  Bouquet  VI.  356)  eine  lex  forderte,  nicht  zu  Stande. 

Wir  haben  auch  Capitularien ,  die  Karlmann  und  Pippin  als  Majordomus  er- 
liessen.  Die  zur  Lex  Salica  Leg.  I.  225  sq.  sind  zuerst  in  Abwesenheit  des  Kaisers 
gemacht,  sodann  deren  Zufugung  von  diesem  mit  dem  Zusätze  angeordnet,  sie  seien 
fortan  nicht  mehr  capitula,  sondern  lex  zu  nennen.  Boretius  Beitr.  8.  29  ff. 

*  Cap.  Sax.  a.  797  (Leg.  L  75)  princip.,  Oap.  minora  a.  808  c  19  (Leg.  I. 
115).  nVi  populns  interrogetur  de  capitulis  quae  in  lege  noviter  addita  sunt.  Et 
postquam  onmes  conBenserint,  Bubscriptiones  et  manufirmationes  snas  in  ipsis  capi- 
tulis faoiant."  Dasselbe  ergiebt  sich  aus  Cap.  legi  Sal.  add.  a.  819  (ib.  225  sq. 
Boretius  Beitr.  d.  29  ff.  macht  höchst  wahrBcheinlich,  dass  sie  bald  nach  817  er- 
lassen sind)  n.  Cap.  Long.  a.  819  (ib.  228),  ferner  Cap.  Aquisgr.  a.  820.  o.  5  (ib. 
229) :  „Qeneraliter  omnes  admonemus,  ut  capitula,  quae  praeterito  anno  Legi  Salicae 
per  omni  um  consensum  addenda  esse  censuimus,  jam  non  ulterius  capitula,  sed 
tantum  lex  dicantur,  immo  pro  lege  teneantur."  Karoli  Kalyi  Edict  Pistense  a. 
864.  0.  6.  (§.  22.  Anm.  13).  Conyentus  ad  Marsnam  Loth.  I.  Ludov.  IL  Karoli  11. 
(Leg.  I.  409)  a.  851 :  „Et  relecta  sunt  in  conspectu  totius  populi  suprascripta  capi- 
tula.''   Vgl.  noch  Boretius  Beitr.  S.  55  ff. 

*  Boretius  Beitr.  S,  40  ff.  zeigt  überzeugend,  dass  allen  Volksrechten  ange- 
fügt wurden:  cap.  a.  817  Leg.  I.  225,  226,  die  von  808  Leg.  I.  118,114  (gewöhnlich 
in  legem  Salicam  bezeichnet),  verschiedene  zu  Worms  829  erlassene  und  einige 
andere,  der  Lex  Saxonum  zugefOgt  sind:  capitulatio  de  partibus  Saxoniae 
und  das  von  797,  der  lex  bajuv.  Leg.  I.  126  (zwischen  804  und  814).  Andere  nennen 
bald  die  sich  auf  einen  Stamm  im  Gegensatze  der  fftr  das  Reich  (cap.  generalia) 
beziehenden  Bpecialia  (Eichhorn),  bald  die  blossen  Dienstinstructionen  im  Gegen- 
satz der  mit  Zustinunung  des  Volks  gemachten  (Zöpfl  I.  52).  Die  Capitula  per 
se  Bcribenda  galten  für  das  ganze  Beich.  Boretius  (Monum.  Leg.  IV.  p.  XLVII 
sqq.;  yergleiche  noch  dess.  Beiträge  S.  48  ff.)  zeigt,  dass  für  Italien  galten:  1)  die 
cap.  generalia,  welche  nur  mit  den  fränk.  Grossen  berathen  waren,  2)  die  für  Italien 
auf  den  italienischen  Reichstagen  erlassenen.  Diese  galten  ohne  Rücksicht  auf  den 
Namen,  waren  italienisches  Reichsrecht.  Italien  erscheint  somit  als  Theil  des 
fränk.  Gesammtreichs  und  als  selbstständiges  Reich.  Die  volksrechtlichen  Capitu- 
larien  für  Italien  sind  nicht  bloB  dem  langobardischen  beigefügt,  sondern  allen  für 
die  in  Italien  lebenden  Deutschen  geltenden  Volksrechten. 
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persescribenda,  die  yorzags weise  den  ersten  Kreis  von  Gegen- 
ständen umfassen  und  nicht  unter  Mitwirkung  und  Zustimmung  des 
Volks,  sondern  entweder  Tom  Eonig  allein,  oder  auf  den  Reicbstagen 
unter  Mitwirkung  der  Grossen  erlassen  wurden«  Die  dritte  Art  bilden 
die  Capitulamissorum,  Instructionen  für  die  Missae  zur  Yornahme 
der  Aufsichtsreisen.  Während  die  erstere  Art  mit  den  Leges  gleiche 
Exaft  hatten  und  somit  nur  gleich  diesen  verändert  werden  konnten, 
unterlag  die  Abänderung  der  zweiten,  obwohl  sie  auch  bei  ihrer  Er- 
lassung  als  für  die  Dauer  gegeben  erscheinen,  der  königlichen  Gewalt, 
was  für  die  dritten  unbedingt  galt^ 

m.  Abgefasst  sind  sie  in  lateinischer  Sprache;  das  Original  hinter- 
legte man  in  dem  Archiv  (armarium,  auch  capella)  des  Pfalzgrafen. 
Danach  machte  man  officielle,  vom  Elanzier  beglaubigte  Abschriften,  die 
man  den  einzelnen  Bischöfen  und  Grafen  zustellte  und  von  diesen  ver- 
lesen liess«^  Dieselben  sind  früh  gesammelt  worden  vom  Abte  An- 
segius  von  Fontaneila  im  J.  827  in  4  Büchern  und  3  Anhängen/ 
Diese  Sammlung  hat  bald  öffentliches  Ansehen  erlangt.^  Weitere  Samm- 
lungen sind  von  dem  mainzischen  Diakon  Benedict  (daher  Bene- 
diotus  Levita)  von  847,^  Gapitula  Herardi  archiepiscopi  Touronensis 
coUecta  ex  Capitularibus  regum  Francorum  a.  858  •  u.  a. 


*  Boretias  Beiträge  B.  60  ff. 

*  Cap.  Aquisgr.  a.  825  c.  26  (ib.  p.  246):  „YolamoB  etiam,  ut  oapitula  qaae 
nano  et  alio  tempore  consulta  fidelium  noBtroram  a  nobis  constitata  sant,  a  can- 
oeUario  nostro  archiepiscopi  et  comites  eomm  de  propriis  ciyitatibuB  modo,  aut  per 
se  aut  per  buos  misBOB,  accipiant  et  anaBquisque  per  soam  dioecesim  oeteris  epis- 
oopiB,  abbatibuB,  comitibus  et  aiÜB  fidelibuB  nostriB  ea  tranBcribi  faciant,  et  in  bub 
oomitatibuB  coram  omnibuB  relegant,  at  cnnctiB  noBtra  ordinatio  et  TolontaB  nota  fieri 
pOBsit.  Canoellarias  tamen  noBter  nomina  episcopomm  et  comitom  qui  ea  acoipere 
ourarerint,  notet,  et  ea  ad  noBtram  notitiam  perferat,  ut  nuUus  hoc  praetermittere 
praoBumat.^  Die  capitnla  legibus  addenda  wurden  den  LegeB  zugeBchrieben, 
dadurch  erhalten  und  mehr  y erbreitet,  während  die  anderen  leichter  verloren  gehen 
und  weniger  aUgemein  bekannt  werden  konnten. 

'  Abdruck  und  allBeitige  Beleuchtung  bei  Pertz  Mon.  Leg.  L  256  Bqq.  — 
Fragmente  einer  altdeutBch«  UeberBetzung  in  Leg.  L  261. 

'  Sie  iBt  in  den  späteren  kirohliohen  Sammlungen  yielfach  benutzt  worden, 
s.  B.  in  der  in  meinem  Iter  Oallicum,  Wien  1869  S.  408  f.  beschriebenen  einer 
Handschr.  von  Montpellier  saec.  XL 

^  Diese  Sammlung  hat  ihre  Hauptbedeutung  f&r  das  Kirohenreoht,  weshalb 
hier  nicht  weiter  darauf  eingegangen  zu  werden  braucht  Meine  QueUen  des  kath. 
Kirchenrechts,  Giess.  1860.  8.  804.  —  Dass  die  im  Codex  TegernBeensis  (jetzt 
in  München)  enthaltene  Sammlung  nicht  als  eine  auf  Befehl  K.  Lothars  gemachte 
offizielle  angesehen  werden  könne,  wie  nach  Yitus  Amerpach,  Baluze,  Biene r, 
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IL   Quellen  des  ungeschriebenen  Rechts. 

§.  38. 
A.  Die  Formelsammlongen. 

Eine  wichtige  Quelle  bilden  jene  Sammlungen,  welche  in  lateinischer 
Sprache  abgefasste  Beispiele  enthalten  für  die  Anfertigung  von  Rechts- 
geschäften aller  Art,  formulae  (Verträge,  Eidesleistungen,  Investituren 
u.  8.  w.).  Sie  stützen  sich  bald  auf  germanisches,  bald  auf  römisches 
Recht,  und  haben  dazu  beigetragen,  das  letztere  überhaupt  in  das  Loben 
einzuführen  oder  dessen  praktische  Anwendung  zu  sichern.  Sie  sind 
bald  Zusammenstellungen  von  wirklichen  im  Leben  abgeschlossenen 
Oeschäften  u.  dgl.,  bald  auch  als  Muster  gemacht.  Durch  sie  wird  uns 
der  wirkliche  Rechtszustand  gewissermassen  urkundlich  dargestellt.  Wir 
besitzen  eine  grosse  Zahl,  bald  nach  dem  Verfasser  oder  Sammler,  bald 
nach  dem  Heransgeber,  bald  nach  dem  Orte  der  Auffindung  oder  dem 
Kreise  der  darin  behandelten  Geschäfte  benannt.  So  Formulamm  Mar« 
culfi  monachi  libri  IL  (öffentL,  privates  Recht  um  660;  ^  dazu  ein  ad* 
pendix  von  58  Formeln  aus  der  karolingischen  Zeit  um  818  und  die 
8.  g.  formulae  Lindenbrogianae.  >  Andere  sind  «Anamodi  sub- 
diaconi  Ratisponensis  traditionum  Sanct-Emmeranensium  libri  11.^  nach 
886  verfasst;  >  Form.  Andegavenses  ^  aus  dem  Anfange  des  8.  Jahr- 
hunderts für  die  Gegend  von  Angers  gemacht,  besonders  wichtig  für  den 
Process:  Form.  Alsaticae  aus  dem  9.  Jahrhundert,  Bignonianae 
und  Baluzianae  u.  a.^  Wichtig  sind  auch  die  wenigen  erhaltenen 
ürtheile  (sententiae).  * 


Eiohliorii,  Gengler,  Zöpfl  annehmen,  geht  ans  dem  Ton  Pertz  Leg.  L  p.  XXYI, 
Gesagten  hervor. 

*  Line  Uebersicht  der  wichtigsten  meroTing.  und  karoling.  KSnigsgesetze  bei 
Gengler  Grdr.  8.  222-289. 

1  HerauBg.  y.  Bignon,  Paris  1613,  Argentor.  1885.  8.,  bei  Baluze  Gapitolar. 
T.  n.,  Walter  Corp.  jnr.  T.  m.  Ueber  die  Entstehung  giebt  die  Prae&tio  Auf- 
schluss.  Gerade  diese  sind  nach  der  Vorrede  fingirt  («ad  exeroenda  initia  puerorum**). 
Literatur  bei  Gengler  Grdr.  8.  244  ff. 

>  Ifach  Lindenbrog,  der  sie  raerst  fand  und  in  seinem  Codex  legum  anti- 
quarum  edirte  (Frankf.  1613  fol.) 

s  Pez  Theasaurus  anecdotonun  novissimns,  Aug.  Yindel.  1721  sq.  fol.  L  P.  in. 

«  Walter  Corp.  jur.  T.  III.  497-^22.    Gengler  8.  247  f. 

»  Gengler  8.  248  ff.  Stobbe  241  ff.  Zöpfl  L  78  t  Die  neueste  897 
Formeln  enthaltende,  die  Zeit  der  MeroTinger  und  Karolinger,  mit  Ausschluss  der 
gothischen,  umfassende,  in  5  Abtheilungen:   Offentl.  Recht,   Priyatrecht,   Gericht, 
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§.  39. 
B.  Urkunden*  und  sonstige  Schriftdenkmale. 

I.  Die  Urkunden  über  rechtliche  Vorgänge  gewähren  nach  der  Natur 
der  Sache  einen  tiefen  Einblick  in  das  Bechtsleben,  besonders  das  pri- 
yatrechtliche.  Wenige  sind  im  Originale,  zahllose  in  Abschriften  erhalten, 
namentlich  über  die  Besitzverhältnisse  der  Klöster,  in  denen  die  Erwerbs- 
(Schenkungs-,  Kauf-,  Tausch-)  Urkunden  in  Bücher  eingeschrieben  zu 
werden  pflegten,  s.  g.  Polyptycha,  polyptici  indices,  registra, 
libri  censuales,  Indices  reddituum,  Codex  traditionum.  Sie 
zeigen  uns  die  Anwendung  der  Kechtssätze,  lehren,  indem  sie  über  die 
Art  der  Yertheilung  des  Bodens,  die  Zahl  der  Eingesessenen,  Abgaben 
XL  s.  f.  Aufschluss  geben ,  uns  die  Verhältnisse  von  Grund  und  Boden 
kennen,  und  bilden  so  eins  der  wichtigsten  geschichtlichen  Hülfsmittel.  ^ 

n.  Hierher  gehören  ganz  besonders  die  Yon  den  Königen  ausgehen- 
den Privilegien  oder  Mundbriefe,  welche  vielfach  die  Grundlage  des 
partikulären  Rechts  bilden.  >  Von  grösster  Bedeutung  sind  dann  noch 
die  StaatsBchriften,  Briefe  der  Könige  u.  s.  w.  ^ 

III.  Endlich  sind  noch  anzuführen  die  sonstigen  Sprachdenkmäler, 
als  deren  wichtigste  der  in  altsächsischer  Sprache  im  9.  Jahrhundert 
geschriebene  Heliand,  in  dem  uns  ein  klares  Bild  der  alten  Verfassung 


Kirche,  Briefe  gemachte  treffliche  Sammlung  ist :  Reoueil  g4n6ral  des  Formules  usi* 
t^es  dans  l'empire  des  Francs  du  V.  au  X.  si^cle,  par  Eugene  de  Roziöre, 
Paris  T.  I.  IL  1859,  T.  HI.  1871  (ygl.  Waitz  Gott.  Gel  Anz.  1872  Nr.  20,  Sickel 
in  y.  Sybel's  Zeitschr.  1878.  1.  H.  S.  186  ff.,  Dfimmler  in  Zeitschr.  f.  Bechts- 
gesch.  m.  189  ff.,  Roth  das.  S.  827  f.)  —  Ein  westfränk.  Formelbach  aus  dem 
9.  Jahrh.,  mitgetheilt  y.  Merkel  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  I.  194— 2&8.  Waitz 
in  Forschungen  L  588  ff. 

<  Angaben  einiger  bei  Zöpfl  L  80. 

*  Sammlungen  in  den  im  §.  8  angegebenen  Werken  nachgewiesen.  —  G.  Be- 
seler  Die  deutschen  Eaiserurkunden  als  Rechtsquellen  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch. 
(1868)  n.  S.  367-416.  • 

1  Aufgezählt  in  den  §.  8.  Anm.  1  citirten  Werken. 

>  Th.  Sickel  Die  Mundbriefe,  Immunitäten  und  Priyilegien  der  ersten  Ka- 
rolinger bis  zum  J.  840.  Wien  1840  (Separatabdruck  des  §.  3.  Anm.  8  angef.  8 
Beitr.  zur  Diplomatik  aus  Sitz.  Ber.  Bd.  47.  S.  175—277.) 

*  Besonders  der  Codex  Garolinus  (99  Briefe  der  Päpste  an  Karl  MarteU, 
Pippin  und  Karl  d.  G.  enthaltend)  auf  der  kaiserL  Hofbibliothek  zu  Wien.  Neue 
Ausg.  in  Ph.  Jaff6  Bibliotheca  rerum  germanicarum.  T.  IV.  Monumenta  Carolina 
BerL  1867. 
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unter  Darstellung  der  Lebensgeschichte  des  Heilandes  entgegentritt,  ^ 
und  Otfrid's  Eyangelienbuch  (im  Jahr  868  ToUendet).  ^ 


Fünftes  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  Reiches. 

I.  Die  Gemeinden. 

§.40. 

Die  RiederUumBg.* 

I.  Eine  innere  Yerschiedenheit  der  Gemeindebildung  und  auf  Grund- 
lage der  Gemeinden  eine  Yerschiedenheit  der  Staatsverfassung  entstand, 
je  nachdem  die  Einwanderung  stattfand  in  eine  früher  römische  Gegend 
oder  nicht.  Denn  da  der  Zweck  der  germanischen  Einwanderungen  auf 
die  Erlangung  fester  Wohnsitze,  nicht  auf  Vernichtung  oder  Unter- 
drückung der  besiegten  Völker  ging,^  ergab  sich  von  selbst,  dass  nach 
beendeter  Unterwerfung  eines  Landes  die  Besiegten,  so  weit  sich  dies 
mit  ihrer  politischen  Abhängigkeit  vertrug,  selbstständig  blieben.  War 
das  der  Fall,  so  mussten  deren  höhere  Kultur  und  geregelte  Verhältnisse 
Einfluss  auf  die  Germanen  üben. 


^  Yilmar  DeatBche  Alterthttmer  im  Heliand.  1845.  4;  Aasg.  in  Urgohr.  mit 
üebers.  Ton  J.  R.  KOne,  Münst  1855;  Üebers.  yon  Q.  Bapp,  Stnttg.  1856;  E. 
Simrook,  Elberf.  1856.    Vgl.  Seibertz  I.  S.  254  ff. 

*  HeraoBgeg.  t.  J.  Kelle,  BegeoBb.  1856,  der  S.  77  ff.  die  Rechtealterthümer 
im  selben  hervorhebt.  Eine  Üebersetzung  yon  demselben.  Prag  1870. 

*  Ganpp  Die  germanisohen  Ansiedlungen  und  Landtheilungen 
in  den  Protinzen  des  römlBchen  Weetreichea  in  ihrer  TSlkerreohtl.  Eigenthümlloh- 
keit  nnd  mit  RfickBioht  auf  yerwandte  Ersoheinnngen  der  alten  Welt  and  des 
späteren  M.A.  dargOBtöUt,  Breslau  1844.  Ygl.  Gen  gier  Grdr.  S.  74  fg.  y.  Sayign^ 
BG.  I  289  ff. 

1  Der  Zustand  der  r5m.  Proyinzialen  yerbessert  sich.  Salyianus  (Priester 
zn  MarseiUe  um  480)  De  gubernat  Dei  L.  Y.  „  .  .  .  Itaque  unum  illic  Bomano- 
ram  omnium  yotum  est,  ne  unquam  eos  neoesse  sit  in  juB  transire  Bo- 
rn annm.  Una  et  conBentiens  Ulio  Bomanae  plebis  oratio,  ut  lioeat  eis  yitam  agere 
cum  barbaris..  Et  miramur  si  non  yinoantnr  a  nostris  patribus  Gothi,  cum  malint 
apud  eoB  esae  quam  apad  nos  Bomani?  Itaque  non  Bolum  transfugere  ab  eis  ad 
noB  fratres  nostri  omnino  nolant,  sed  ut  ad  eos  confngiant,  nos  relinquunt.*^ 

Es  mag  hingewieBen  werden  auf  die  Annahme  römischer  Titel  Seitens  des 
Königs  (g.  19).  —  Eine  Ausnahme  machten  die  Yandalen. 


s 
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n.  lieber  das  von  den  Germanen  beobachtete  Verfahren  in  Betreff 
der  Aneignung  des  Bodens  sind  wir  am  Besten  unterrichtet  hinsichtlich 
des  Vorgangs  bei  den  Burgundern. >  Im  Anschlüsse  an  das  romische 
Militareinquartierungssystem ,  wonach  der  Grundbesitzer  dem  einquar- 
tierten Soldaten  (hospes)  eine  Wohnung  im  Hause  zu  geben  hatte, 
wurden  die  einzelnen  Grossgrundbesitzer  (possessores  Bomani)  verhalten, 
je  einen  Burgunder  aufzunehmen,  natürlich  nicht,  wie  bei  der  Militair- 
einquartierung,  auf  kurze  Zeit,  sondern  für  immer,  d.  h.  der  Romer  trat 
dem  Burgunder  einen  Theil  von  Haus  und  Feld  zu  Eigenthum  ab;  ihr 
Yerhältniss  hiess  hospitalitas,  sie  selbst  hospites.  Das  Loos,  sors,  ent- 
schied unter  d/Bu  Burgundern,  welchen  hospes  sie  bekamen.  Das  Loos 
war  somit  der  Rechtsgrund  des  Besitzes  und  bezeichnete  die  erlooste 
Liegenschaft  (daher  consortes,  obwohl  natürlich  der  Römer  nicht  auf 
Grund  einer  sors  besass).  Bei  der  ersten  Einwanderung  in  die  Sabaudia 
wurde  von  allen  Liegenschaften  die  Hälfte  abgetreten,  jedoch  anfänglich 
nur  ideell  (communio),  bis  das  Bedürfniss  die  wirkliche  Theilung  for- 
derte.»  Später  wurde  der  Antheil  jener  Burgunder,  die  kein  Piscalgut 
erhalten  hatten,  auf  ^/s  vom  Ackerland  und  i/s  der  Unfreien  (früher 
wurden  diese  wie  überhaupt  die  Mobilien  nicht  getheilt)  erhöhet;  Haus, 
Wald  und  Waide  blieb  zu  Va  getheilt.^  Das  Gesetz,  welches  diese 
zwischen  490  und  500  stattgefundene  Theilung  enthält,  ist  verloren  ge- 
gangen, aber  aus  der  Lex  Burg.  54  erkennbar.^  Die  letzte  Theilung 
ist   aus   dem  T.  107  §.  11  •  ersichtlich;    sie  geschah   zu  Gunsten    der 


>  C.  Binding  Gesoh.  des  burgundisoh-romaniBohen  EönigreioliB.  Leipzig^ 
1868.  S.  16  fiF.  Ganpp  hat  die  Befolgnng  des  Qnartiersjstama  zaerst  nach« 
gemesen. 

*  Diese  Theilung  hatte  die  erzte  Bedaction  des  YoIkBrechts,  sie  ist  noch  erhalten 
in  Tit.  13.  81.  67. 

*  Diese  also  bedachten  Bargander  nennt  nach  Binding  das  Gtosets  faraman. 
Dagegen  mass  man  den  AnsfÜhrangen  vonBoretias  S.  25  ff.  ebenso  Beobt  geben, 
als  der  (8.  22  Anm.),  dass  der  freigelassene  (Burgunder),  wie  Oaupp  annimmt,  Va 
bekommen  habe,  was  Binding  ohne  genfigende  Gründe  bestreitet.  Faramanni  be- 
deutet entweder  die  Familienhftupter  oder  jeden  Burgunder,  der  mit  Landbesitz 
betheilt  war. 

*  Das  den  Zweck  hat,  Uebergriffe  zu  verhindern  und  die  Romanen  tu  sichern 
Deshalb  wird  Rodland  (exarta,  ausgerodeter  "Wald)  nicht  zu  >/$,  sondern  nur  wie 
der  Wald  zu  Vi  zugewiesen.  Dies  Teranlasste  den  Schluss  von  Tit.  67,  „Romano 
tarnen  de  silvis  medietate  et  in  exartis  servata,^  der  in  die  1.  Redaction  nicht  passt. 

<  Bluhme  setzt  dies  Gesetz  des  Reichstags  von  Amb6rieux  in  das  Jahr  501 
(Jahrb.  von  Bekker  und  Muther  Y.  S.  207  ff.  u.  Ausg.);  Binding  8.  260  N.  898, 
„hält  die  Urheberschaft  Godomars  [und  das  Jahr  524  ,»nicht  lange  nach  Sigismunds 
Tode'']  ffir  evident  nachweisbar,*^  was  dem  2.  Bde.  reservirt  wird,  t- 
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Bargunder,  welche  aus  den  verloren  gegangenen  Rhonegegenden  (infra) 
zurückwanderten,  jedoch  nnr  in  alter  Weise  durch  Zuweisung  von  i/s 
des  Ackerlandes.  —  Unzweifelhaft  ist  allenthalben  die  Art  der  Theilung 
von  dem  Quartierwesen  Hergenommen,  so  dass  die  Grundzüge  dieselben 
sind  und  sich  bei  den  Burgundern  nur  Besonderheiten  zeigen. 

in.  Man  liess  den  romischen  Provinzialen  ihr  Recht;  der  König 
nahm  die  vomehmsten  als  convivae  regis  in  seinen  Dienstadel  auf; 
die  geringeren  kamen  m  die  mildere  Abhängigkeit  des  deutschen  Rechts; 
man  legte  den  Römern  ein  Wergeid  bei.''  Römische  Municipalyerfassung 
imd  römisches  Stenerwesen  blieb  bestehen.  Hierdurch  änderte  sich  der 
Charakter  der  öffentlichen  Gewalt.  Diese  blieb  über  die  unterworfenen 
Römer  im  nämlichen  Zustande,  so  dass  noch  eine  Zeitlang  die  Herr- 
schaft über  Germanen  und  Römer  sich  schied.  Die  nothwendige  Ein- 
wirkung der  römischen  Einrichtungen,  das  in  Folge  des  Eriegsruhmes 
erlangte  grössere  Ansehen  erhöhten  fortdauernd  die  königliche  Macht, 
welche  mehr  und  mehr  über  Deutsche  und  Römer  eine  gleiche  ward. 
Dazu  kam  das  Christenthum,  welches  eine  völlige  Umwandlung  im 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  durch  die  Trennung  der  priesterlichen 
Macht  von  der  königlichen,  die  Stellung  der  Kirche  und  des  Klerus,  die 
Anschauung  über  die  Quelle  der  obrigkeitlichen  Gewalt,  die  Abschaffung 
der  Sklaverei  hervorbrachte,  im  Privatrechte  durch  die  Umwandlung  des 
Eherechts,  und  die  privatrechtliche  Stellung  von  Kirche  und  Klerus 
neuen  Ideen  Eingang  verschaffte.  So  bildete  sich  das  fränkische  Koni g- 
thum  von  Gottes  Gnaden,  fiel  der  alte  schroffe  Abstand  zwischen 
Herren  und  Knechten,  war  Raum  geboten  für  Bildung  neuer  Stände,  und 
wurde  die  bisherige  lose  Verbindung  der  einzelnen  Gaue  zu  einer  or- 
ganischen Stantsverbindung.  Im  fränkischen  Reiche  ging  diese  Ent- 
wicklung mit  der  Königsgewalt  auf  alle  Stämme  über  und  hatte  bereits 
den  Sieg  davongetragen ,  als  die  dauernde  Trennung  zwischen  dem 
fränkischen  und  deutschen  Reiche  eintrat. 
^  lY.  In  den  deutschen  Gebieten  gab  es  einen  Grossgrundbesitz 
des  Königs,  einzelner  Familien,  später  der  Kirche,  und  eine  grosse  Zahl 
von  Kleingrundbesitzern.    Vermehrung  der  Familien  und  Theilung  des 


Die  Ansemandersetzuiig  ist  dadaroh  gerechtfertigt,  daes  Bin  ding  wirklich  Alles 
klar  stellt  und  es  von  Bedentung  ist,  einen  Blick  in  die  reale  Gestaltung  der  Yer- 
hältnisse  za  werfen. 

7  Unterschied  der  Eomani  tributarii  (y.  Sayigny  Zeitschr.  f.  gesoh. 
Rechtswissenschaft  VI.  S.  369  ff.)  und  Bomanus  homo  possessor.  Ueber  die 
leges   Bomanae  Barbarorum  §§.  24.  25.    Ueber  die  laeti  oben  §.  12.  Anm.  16. 
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Besitzes  änderte  Manches.  Der  freie  Besitz  forderte  ein  Mindestmass: 
(die  Hofstätte,  Ackerland,  Anspruch  auf  die  gemeine  Mark)  die  Hufe 
(hübe,  hoba;  higid,  hid  ags;  bol  nord.^  mansus,  Leos,  Pflug,  Hof, 
were,  Gewere.^  Von  ihm  hing  ab  das  Wergeid  und  das  Becht  in  der 
Gemeinde,  Mark.  Der  Vorzug  der  Männer  im  Erbrechte  und  die  Sitte 
verhinderte  zu  grosse  Theilungen,  der  Mangel  der  Freizügigkeit  *  er- 
hielt die  Geschlossenheit  der  Marken  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Die 
Dorfmarken  und  Markgenossenschaften  bilden  den  Kern  der  Gbdmeinden. 
Neben  ihnen  stehen  die  grossen  Complexe,  welche,  in  agrarischer  Be- 
ziehung selbstständig,  in  politischer  entweder  eine  eigene  Gemeinde  bildeten 
oder  Theil  einer  anderen  waren.  Auf  diesen  sassen  meist  eigene  Leute, 
jedoch  auch  Freie  besonders  als  Handwerker,  allmälig  Viele,  die  ihr  Ghit 
dem  Herrn  aufgetragen  oder  von  ihm  erhalten  hatten.  Mittelpunkt  einer 
Herrschaft  war  die  yilla  dominica,  Hermhof,  unter  dem  Hofmeier, 
villicus;  die  zugehörigen  Aecker  waren  bald  Eigenleuten  gegen  eine  vom 
Herrn  bestimmte  allmälig  feste  Abgabe  in  Früchten  oder  um  einen  Zins, 
bald  Freien  gegen  Zins  verliehen.  Stabilität  der  Eigenleute  als  Zugehor 
des  Bodens  und  Bildung  von  Gutsgemeinden  unter  dem  Herrn  ist  die 
Folge;  dem  „Herrschafts^-Besitzer  gebührt  mitio,  mittio.^o  Erlangt  er 
die  Immunität  oder  wird  er  selbst  Obrigkeit,  so  nimmt  die  Herrschaft 
den  Charakter  eines  territorium  an.  Zahlreich  sind  solche  Gebiete 
von  Kirchen  und  Privaten  in  Gallien,   anderwärts  meist  nur  von  jenen. 

§.41. 

8.  IH«  GeaetadtB. 

I.  Als  grosseres  Gebiet  erscheint  in  merovingischer  Zeit  der  Gau, 
pagus.i  Den  Gaunamen  übertrug  man  auf  die  romischen  Gebiete  Galliens 


*  Ein  mansas  integer  =  12  iugera  -=12  bannaria.  Der  mansus  wechselt  nach 
der  BodenbesohafTenheit  zwischen  6  und  60  Tagwerken.  M.  ingenmlis  =  160  ing., 
m.  serrilis  =  7  bis  12,  im  Allgemeinen  —  40  Morgen,  16  Joch. 

*  L.  Sal.  XLY.  I.  „Si  quis  super  alterum  in  yilla  migrare  yoluerit,  et  unns 
Tel  aliqui  de  ipsis  qui  in  yilla  oonsistunt  enm  susoipere  yoluerit,  si  yel  unus  ez- 
steterit  qui  contradicat,  migrandi  licentiam  non  habeat.  .  .  §.2.  Si  yero  quis 
migrayerit  et  ei  infra  duodecim  menses  nuUus  testatus  fuerit,  sicurus  siout  et  alii 
yioini  manent  ille  maneat.*^  GfrOrer  Yolksreohte  I.  62  AT.  finden  im  §.  2  das  In-  ' 
stitut  der  Verjährung  eingeführt.  Ein  Yerkaufsreoht  der  Dorfgenossen,  das  in 
Edict.  Ghilp.  o.  8.  (Leg.  II.  10)  erscheint,  ist  weder  allgemein  gewesen,  noch  mit 
anderen  Nachrichten  zu  yereinigen. 

i<^  Marc.  Form  I.  2S  (Roz.  455)  unten  §.  50.    Anm.  5. 

1  Er  fahrt  seinen  Namen  bald  yon  einer  Völkerschaft  (pagus  Borootra,  Brao- 
terergau),  bald  yon  einem  Stamme  (pagus  Alamannorum);  gau  ist  einzeln  auch  Name 
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in  der  Weise,  dass  man  die  Stadt  mit  ihrem  territorium  oder  terminus 
Gau  nannte,^  und  die  fränkische  Einrichtung,  wonach  das  Land^  in 
(Comitatus)  Grafschaften  unter  der  politischen  Leitung  eines  Grafio,  Graf, 
comes,  judex  zerfiel,  auf  sie  übertrug,  indem  ein  Graf  Vorsteher  wurde. 
Wurde  das  romische  Gebiet  ^  ganz  deutsch,  so  benannte  man  nach  alter 
Sitte  den  Gau  nach  dem  Flusse  (Rhein-,  Donau-,  Mosel-,  Ahr-Gau)  oder 
der  Yolkerschaft.  Die  Grafschafitseintheilung  wurde  auf  neu  erworbene 
Länder  übertragen,  indem  man  Grafen  als  Vorsteher  der  Gaue  bestellte.^ 
Somit  konnte,  da  der  Graf  Staatsbeamter  ^  war,  eine  Veränderung  seiner 
Stellung  auf  das  Gebiet  zurückwirken  und  zugleich  die  historische  Be- 
deutung des  Gebiets  den  Bücksichten  auf  das  Amt  weichen,  d.  h.  poli- 
tische Bücksichten  konnten  zu  territorialen  Bildungen  führen/ 

IL  Mit  der  erweiterten  Macht  der  Könige  und  der  Begierung  durch 
Beamte  sank  die  politische  Bedeutung  der  Gemeinden;  für  sie  blieb  die 
ToUe  Freiheit  in  rein  gemeindlichen  Angelegenheiten.  Von  der  Mitglied- 
schaft in  der  Hundertschaft  hing  fernerhin  die  politische  Bechtstahigkeit 
nicht  mehr  allein,  wenngleich  im  Grossen  und  Ganzen  vorzugsweise,  ab ; 
dadurch  trat  der  politische  Charakter  der  Landgemeinden  zurück 
und  bestimmte  Stände  in  den  Vordergrund,  während  durch  günstige 
Verhältnisse  in  der  folgenden  Periode  auch  die  Städte  zu  politischer 
Bedeutung  gelangten.  Li  den  Gemeinden  selbst  erhielten  sich  die  alten 


eineB  Theües;  so  lag  der  Zürichgau  im  Thnrgau.  In  alemanniachen  Gegenden 
herrscht  die  Endung  bara,  in  Mnldsohen  eiba  (Wettereiba) ,  in  salischen  bant, 
in  anderen  feld  vor. 

*  Gregor  Tonron.  V.  50.  pagus  Tomaoensis,  YI.  34  pagus  SuesBonicus,  Vgl. 
Waitz  n.  323  ff. 

>  lieber  die  Fortdauer  der  rönu  MunicipalyerfaBS. ,  namentlich  in  den  lombar- 
disohen  Städten,  herrscht  grosser  Streit,  y.  Sayigny  R.G.  I.  8.  409  ff.  M.  A. 
y.  Bethmann-Hollweg  Ursprung  der  lombard.  Stftdtefreiheit,  Bonn  1846.  C. 
Hegel  Gesch.  der  Städteyerf.  y.  Italien  seit  der  Zeit  der  rönÜBchen  Herrschaft  bis 
zu  Ausg.  des  12.  Jahrh.  2  Bde.  Leipzig  1847.  Die  fernere  Literatur  und  eine 
gute  Skizze  der  Gontroyerse  bei  Gen  gl  er  Grdr.  8.  287  ff. 

*  So  unter  Karl  d.  G.  nach  der  Einyerleibung  in  Baiem,  ebensowohl  in 
Sachsen,  wobei  man  sich  an  die  bestehenden  Gaue  hielt.    Waitz  IH.  320  ff. 

^  Deshalb  bezeichnet  man  auch  nach  ihm  das  Gebiet,  ,,in  ministerio  F.  comitiB^ 
u.  dgl.  findet  sich  oft. 

*  Daher  bisweilen  mehrere  Grafschaften  und  Grafen  in  einem  Gau  (der  Hessen- 
gau, Hassega,  hatte  zeitweilig  2:  Wenck  Hess.  L.  Gesch.  111.  13;  der  pagus 
Ripuar.  5.  Waitz  UI.  323  K.  2),  an  den  Grenzen  auch  ein  Graf  über  mehrere: 
Honachi  SangalL  de  gestis  Karoli,  Mon.  Script.  11.  786,  „in  pago  Ayelgowe  in 
comitatu  Eggonis  comitis^  (Urk.  y.  1015.  Günther  L  104),  ,|in  pago  Argowe  in 
comitatu  Sioconis  oomitis^  (Urk.  yon  1064  das.  141). 
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Yerhältaisse,  insbesondere  die  Markenyerfassung  (§.9.)  diese  ganze 
Zeit  hindurch  wegen  des  Fortbestandes  der  alten  Verhältnisse  des  Grund- 
eigenthums  und  Erbrechts. 

II,  Das  Eeich.* 

A.  Der  Könige* 

§.42. 

1«  BrlufiH^  dur  Wird«.   SieUuig. 

I.  In  der  merovingischen  Eönigsfamilie  hatte  sich  keine  feste  Erb- 
folgeordnung ausgebildet,  Familienangehörigkeit  berief  zum  Throne. ^ 
Sohne  folgten  in  der  Kegel  zuerst,  dann  Brüder  und  Neffen;  waren 
mehrere  Torbanden,  so  vertheilte  wohl  der  Eonig  bei  Lebzeiten  das  Reich 
auf  den  Todesfall,  oder  setzte  einen  Sohn  über  ein  einzelnes  Land; 
ebenso  kamen  nach  dem  Tode  Theilungen  Tor.^  Aber  trotz  dessen  bilden 
alle  Theile  ein  staatliches  Ganzes.^  Ejraft  des  Familienrechts  folgt  der 
neue  Eonig,  weshalb  die  Mitwirkung  des  Volkes  seit  Chlodwig  nur  da 
uns  entgegentritt,  wo  entweder  ein  nicht  nach  strengem  Erbrecht  Be- 
rechtigter  folgte   oder  es  galt,   den  Thronfolger  gegen  Verwandte  zu 


*  Rud.  Sohm  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichts- Verfassung.    Weim.  1871. 

^  Für  die  Ehen  der  Könige  erscheint  Ebenbürtigkeit  als  Regel:  Greg.  Tour. 
H.  28,  m.  20.  21.  27,  IV.  27.  Göhrum  Ebenbürtigkeit!.  28.  141.  Waitz  n.  100 ff. 
188  f. 

>  Mit  Recht  hebt  Waits  n.  103  die  Theilungen  herror  als  „das  st&rkste  Zeug- 
niss  Ton  der  yollen  Erblichkeit  der  königlichen  Gewalt.^  —  Untheilbar  galt  stets 
Attstrasien,  das  rein  deutsche  Gebiet  auf  beiden  Rheinufern,  der  vereinzelte  Theilungs- 
yersuch  misslang.  Für  die  Theilung  selbst  entschied  bald  die  Rücksicht  auf  die 
Zusammengehörigkeit,  bald  der  Wille  des  Königs,  bald  geographische  Momente. 
Das  Eroberte  war  Theilungsobject.  So  theilte  Chlodwig  das  zuerst  eroberte  Land 
zwischen  Somme  und  Loire  unter  seine  4  Söhne  (§.  19).  Dabei  blieb  es  wesentlich 
für  das  alte  Land.  Bei  den  anderen  german.  Stämmen  ist  TJntheilbarkeit  des  Reichs, 
mindestens,  wie  bei  den  Burgundern,  Oberherrschaft  eines  Theilkönigs.  Sohm  S.  84 
hebt  mit  Recht  herror,  dass  bei  den  Franken  die  staatliche  Einheit  noch  nicht 
durchgedrungen  war.  Die  Weiber  treten  zurück  nach  L.  SaL  emend«  Tit.  LXIL 
§.  6.  ,De  terra  yero  salica  nulla  portio  hereditatis  mulieri  veniat,  sed  ad  yirilem 
sexum  tota  terrae  hereditas  perveniat.*^  Davon  die  snccessio  ad  legem  sali- 
cam,  sowie  der  bis  auf  den  heutigen  Tag  herrschende  alte  Gebranch,  ^^oi  salique* 
für  gleichbedeutend  mit  „Vorzug  des  Mannesstammes^  zu  nehmen. 

>  Es  bleibt:  Freizügigkeit  (Greg.  IX.  20),  das  Recht  in  jedem  Theile  Grund- 
besitz zu  haben,  gemeinsame  placita,  Feldzüge,  Synoden  n.  s.  w.    Waitz  n.  114  ff. 
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Bchfitzen*^  Nur  bei  den  Theilkonigen  machte  sich  besonders  in  Austrasien 
eine  anerkennende  Mitwirkung  der  Grossen  geltend;  ob  bei  Pippin.  einem 
nicht  durch  das  Erbrecht  Gerufenen,  die  Schilderhebung  stattfand,  ist 
fraglich;  in  der  Folge  machte  sie  der  blossen  Anerkennung  (Huldigung) 
der  Ghrossen  Platz,  da  sofort  das  Erbrecht  wieder  eintrat.^  Mit  Pippins 
Salbung  durch  die  Bischöfe  *  so  wie  zu  St.  Denis  durch  Papst  Stephan  DI. 
im  J.  754 7  wurde  die  Weihe,  mit  der  Krönung  der  Sohne  EarPs  d.  G. 
zu  Rom  durch  Papst  Hadrian  I.  im  J«  781  >  die  Krönung  des  neuen 
Herrschers  mit  Krone  und  Scepter  üblich.  Diese  kirchliche  Weihe  wurde 
der  Grund,  wesshalb  Karl  der  Grosse  den  Titel  „RexDei  Gratia'' 
annahm,  der  seitdem  im  Gebrauche  blieb.*  Der  frühere  Titel  war  B ex 
Francorum  et  Langobardorum^. 

II.  Mündig  wurde  der  König  mit  dem  15.  Lebensjahre,^^  bis  wohin 
früher  ein  Verwandter,  später  der  Majordomus  die  Regentschaft  führte. 


^  In  alter  Zeit  erkannte  das  Volk  an,  spftter  übten  die  Grossen  Einflnsa.  YgL 
Waitz  n.  124. 

*  Einhardi  Vita  Karoli  M.  0.  8.  DiTisio  imperil  a.  806.  c.  5.  Greg.  Tonron. 
iL  40.  IV.  51.  Vn.  10.  —  Königl.  Abzeichen  auBser  der  Lanze  in  einzelnen  Fällen 
(Waitz  n.  180)  kommen  nicht  yor;  seit  Chlodwig  die  ConsolatswArde  hatte,  Pnr- 
purgewftnder  nnd  Mantel. 

*  Oben  §.  20.    Fiüher  schon  bei  den  Westgothen  und  Angelsachsen. 

7  Einhardi  Annal.  ad  a.  754.  Zugleich  wurden  seine  Gemahlin  und  Söhne 
Karlmann  nnd  Karl  gesalbt,  letztere  auch  zu  Patridi  ernannt. 

*  Einhardi  AnnaL  a.  781.  Annal«  Lauriss.  a.  781.  Pippin  ward  zum  KOnig 
der  Lombardei,  Ludwig  zum  König  Ton  Aquitanien  geweiht  und  gekrönt. 

*  Dass  Karl  d.  G.  zuerst  diesen  Titel  gebrauchte,  hat  Siokel  die  Mundbriefe 
B.  188  f.  gezeigt.  So  heisst  es  in  den  Urkunden  regelmässig :  „Pippinus  rex  Fran- 
corum Tir  inluster**  (von  752  bei  Dronke  Cod.  num.  5),  „Carolus  rex  Francorum 
yir  illustris^  das.  num.  46  ron  774  oder  „G.  gratia  dei  rex  Francorum  et  Lango- 
bardorum  Tir  illnstris.**  „C.  gratia  dei  r.  F.  et  L.  ac  patrioius  Romanus  (jene  Ton 
774,  24.  Sept.,  letztere  yen  774,  18.  Not.  Das.  num.  47  und  48.).  Seit  der  Er^ 
langnng  der  Kaiserwürde  fiel  der  Titel  Patricius  fort,  seit  Ludwig  wurde  der 
Titel  ^rex  Franc,  et  Lang.**  auch  fortgelassen,  an  dessen  Stelle  „Imperator 
Augustas**  trat.  Den  näheren  Gebrauch,  andere  Prädikate,  das  Ceremoniel  am 
fränkischen  Hofe,  die  Empfangsfeierlichkeiten  auf  Reisen,  die  Insignien  (Krone, 
Stab  oder  Scepter,  Schwert,  Thron)  setzt  auseinander  Waitz  HI.  8.  206  ff.  Der 
Titel  rex  Francorum  zeigt  die  Anschauung  der  Zusammengehörigkeit  der  Theile. 
Ueber  reg  num  und  Imperium  Sickel  Acta  I.  182  ff. 

><*  Als  persönliches  Recht  der  Könige  erscheint  das  ripuarische 
(Recht  ihres  Volks),  wie  sich  aus  DiTisio  imperii  a.  817.  c  16  ergiebt,  wo  es  heisst: 
vSi  Tero  alioui  iUorum  oontigerit,  nobis  decedentibus,  ad  annos  legitimes  juxta 
Bipuariam  legem  nondum  penrenisse  .  .  .**  Der  Grund  liegt  darin,  dass  die 
Karolinger  Austrasier  waren.    Lex  Ripuar.  Tit  81  (88). 

T.  86h«lt«,  B«iehs- «b4  ]Uehtage««h.    4.  Auf.  7 
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III.  In  Folge  der  innern  Kämpfe,  des  Sieges  der  Merovinger  über 
die  Aristokratie,  der  in  langen  Kämpfen  errungenen  Macht,  der  Berührung 
mit  den  Römern,  vor  Allem  des  Einflusses  christlicher  Ideen  erschien 
unter  den  Merovingem  zwar  weniger  deutlich  ausgeprägt,  unter  den 
Karolingern  aber  nach  dem  Sturze  des  Majordomats  und  der  Erlangung 
kirchlicher  Weihe  Yöllig  entwickelt  das  Königthum  als  Inbegriff  einer 
von  Gott  verliehenen  obrigkeitlichen  Gewalt,  deren  Träger  selbe  durch 
Gottes  Gnade  zu  eigenem  Rechte  auszuüben  befugt  ist.^i  Anfangs 
war  das  Yerhältniss  verschieden. 

lY.  lieber  die  unterworfenen  Romer  erlangte  der  Konig  mit  dem 
Besitze  des  romischen  Staatsgutes,  sowie  des  Privatgutes  der  romischen 
Kaiser  dieselbe  volle  und  unumschränkte  Macht,  wie  sie  die  romischen 
Imperatoren  gehabt;  deren  Handhabung  unterscheidet  sich  jedoch  kaum 
mehr  unter  den  Karolingern  von  der  über  die  freien  Stämme.  Denn 
auch  über  diese  haben  die  Konige  die  höchste  Gewalt  über  Leben  und 
Tod  zu  eigenem  Rechte  erlangt.  Diese  ist  getreten  an  die  Stelle  der 
Yolksmacht;  der  Konig  erscheint  als  Quelle  des  Rechts  und  Beschützer 
des  Friedens;  der  Yolksfriede  ist  zum  Königsfrieden  ge- 
worden.12  Dem  Könige  verpfliditete  sich  das  ganze  Yolk  durch  Eid- 
schwur zur  Treue;!»  anfänglich  nur  beim  Antritte  der  Regierung, ** 
später  auch  .der  Einzelne  nach  seiner  Mündigwerdung.^^ 


11  Yerletzungen  des  Königs  können  nioht  durch  Erlegang  des  Wergeldes  ge- 
sühnt werden:  Greg.  YII.  42,  L.  Ripuar.  69  (71):  „8i  quis  homo  regi  infidelis  ex- 
titerit,  de  vita  componat  et  omnes  res  eins  fisco  oenseantar.^  Marc.  I.  82  (Roz. 
42).  So  steht  dessen  Verletzung  der  des  Ganzen  (oben  §•  10.  Anm.  3)  gleich,  kommt 
der  Begriff  des  Majestätsyerbrechens  aul 

>*  Lex  SaHoa  LVI.  (yon  dem  oontumax)  n«  •  •  ^^^  reXy  ad  quem  mannitus 
est,  cum  extra  sermonem  suum  ponat.  Tunc  ipse  culpabilis  et  omnes  res 
suae  erunt,  et  quicunque  cum  aut  payerit  aut  hoepitalem  dederit,  etiamsi  uxor  sua 
proxima,  malb.  lampicii,  hoc  est  600  dinarios,  qui  faeiunt  solides  15,  culpabilis 
judioetur." 

»»Gregor,  Touren.  IV.  30.  VL  12.  VII.  7.  IX.  30.  ^Similiter  et  ille  (nftm- 
lioh  E.  Ghariberttts)  cum  juramento  promisit,  ut  leges  consuetudinesqne  noyas 
populo  non  infligeret."  Der  König  nahm  ihn  selbst  entgegen,  wenn  er  nach  der 
Thronbesteigung  sein  Land  durchzog  (Königsritt):  Greg.  IV.  14.  16.  VII.  10.  Es 
ist  nicht  klar,  ob  yor  786  unter  den  Karolingern  der  allgemeine  Eid  stattfand. 
Waitz  m.  S.  250.  Entschieden  ist  Capit.  gen.  a.  789  c  2.  (Leg.  I.  68.):  „De  sacra- 
mento  fideütatis  causa,  quod  nobis  et  filiis  nostris  jnrare  debent,  quod  his  yerbis 
contestari  debet:  Sic  promitto  ego  ille  partibus  domini  mei  Caroli  regis,  et  filiorum 
ejus,  quia  fidelis  sum,  et  ero  diebus  yitae  meae,  sine  fraude  et  malo  ingenio.*^ 

Ob  der  Eid  Marc.  I.  40  (Roz.  1):    ,Ut  leudesamio  promittantur  regi.    Dum 
et  nos  una  cum  consensu  Procorum  nostrorum  in  regno  nostro  illo  gloriose  filio 
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V.  Vom  EoDig  geht  aus  der  Schutz  der  Rechte  utid  Per- 
sonen, die  mundeburdis  regia, i«  welcher  sich  allen  gegenüber  darin 
zeigt,  dass  der  Verletzer  des  Friedens  neben  der  Sühne  für  den  Ver- 
letzten dem  Fiskus  einen  Theil  als  fredum  entrichtet. i'^  Wo  ein  be- 
sonderer Schutz  n5thig  ist,  wird  auch  dieser,  wie  in  früherer  Zeit  durch 
das  Volk,  so  jetzt  vom  Könige  gewährt,  woraus  der  Ding-,  Heer-, 
Heim-,  Acker-,  Kirchen-,  Konigsfriede  entstand,!^  dessen 
Bruch  höheres  Friedensgeld  oder  Friedlosigkeit  nach  sich  zog. 

VI.  Mit  dem  Schutze  Aller  hat  dei*  Konig  die  Aufgabe,  über  Recht 
und  Unrecht  zu  entscheiden;  er  ist  oberster  Richter  ernennt  die- 
jenigen, welche  anstatt  seiner  und  in  seinem  Namen  Recht  sprechen.  In 
den  Gerichten  holt  er  sich  sein  Recht,  wofern  er  Ansprüche  gegen  die 
Unterthanen  hat,^^  kann  aber  selbst  dort  nicht  belangt  werden. so 

Vn.  Der  König  leitet  das  ganze  Land,  setzt  die  Vorsteher  der 
einzelnen  kleineren  Kreise  ein  und  vereinigt  so  in  sich  die  höchste 
Machtvollkommenheit.  Um  diese  seine  Rechte  desto  nachhaltiger  wahren, 
jeden    Eingriff   zurückweisen    und    die    allgemeine    Ordnung   aufrecht 


noBtro  iUo  regnare  praeoipimus ,  ideo  jubemus  ut  omnes  pagenses  yestrofl,  tarn 
FrancoB,  Romanos,  yel  reliqua  natione  degentibus  bannire  et  lociB  oongruis  per 
ciTitateB,  yioos,  et  oastella  oongregare  faoiatis;  quatenus  praesente  MIbbo  nostro  in- 
luBtri  yiro  illo,  qaem  ex  noBtro  latere  illuo  pro  hoo  direximus,  fidelitatem  praeoelso 
filio  BOBtro  yel  nobis  et  leode  et  samio  per  looa  Sanotoram  Vel  pignora  quae  Ulao 
per  eodem  direximas,  debeant  promittere  et  oonjarare"  ein  Unterthanen-  oder  be- 
sonderer Trea-Eid  sei,  wie  überhaupt  Aber  das  YerhältnisB  beider  Waitz  II   159  f. 

^^  l^atürlich  anch  beim  ThronwechBel.  Diesen  Eid  leisteten  persönlich 
dem  Könige:  BiachOfe,  Aebte,  Grafen,  Primores,  Vasalli.  Dies  beweisen  die  yon 
Roth  FendalitlU  8.  276  ff.  mitgetheilten  Stellen. 

^^  Cap.  Earoli  SC.  in  Theodonis  yilla  805.  n.  o.  9.  ^Et  infantes  qui  antea 
non  potnerunt  propter  jnyenalem  aetatem  jarare,  modo  fidelitatem  nobis  repro- 
mittant.«" 

><  W.  Th.  Kraut  Yormundsohaft  I.  68  ff.,  y.  Daniels  §.  141  ff. 

17  Greg.  Touron.  De  miraoul.  S.  Hart  IV.  26.  ^Gompositionem  fisoo  debitam 
quam  illi  fredum  yoeant.^    Wilda  Strafreobt  der  Germanen  S.  469  ff. 

»  Wilda  Strafr.  der  Germ.  8.  238  ff.    Walter  K.G.  §.  67. 

1*  Siehe  die  Yerhandlungen  in  num.  27  und  87  bei  H.  Beyer  Urkundenbuch 
der  mittelrh.  Territorien,  Oobl.  1860. 

*0  Roth  Benefidalwesen  S.  222  Note  95.  Diplom  Karls  des  Kahlen  bei  Bou- 
quet  YUUL.  662.  Der  Fisous  hatte  den  Mönohen  yon  Auxerre  ein  Gut  entzogen, 
der  König  Bagt:  ^^et  quia  praefato  coenobio  non  aliter  legitime,  postquam  in  fiscum 
nostrum  deoiderat,  reddl  poterat,  nisl  per  praeceptum  nostrae  autoritatis.' 
Anders  bei  den  Langobarden  und  Angelsachsen,  wo  gegen  den  König  geurtheilt 
werden  konnte:  Roth  Feudalitat  8.  225  N.  12a.    Sohm  8.  26  f. 

7* 
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halten  zu  koDnen,  steht  ihm  das  Recht  zu,  Befehle  und  Anordnungen 
zu  treffen  und  auf  deren  Uebertretung  eine  Busse  zu  setzen,  das  Recht 
des  Bannes  (§•  lO).^^  Durch  den  Bann  wurden  sowohl  besondere, 
unter  dessen  Androhung  erlassene,  den  Frieden  betreffende  königliche 
Befehle,  richterliche  Anordnungen,  insofern  sie  sich  auf  solche  stützten, 
geschützt,  als  auch  infolge  gesetzlicher  Anordnung  besondere  Arten  von 
Yergehen,  namentlich  gegen  den  besonderen  Konigs&ieden  und  den 
Heerbann  bestraft.^«  Er  betrug  wohl  seit  alter  Zeit  bei  den  Austra- 
siern  60  solidi*^'  und  wurde  aus  dem  ripuarischen  Rechte  auf  das  ganze 
Reich  ausgedehnt.^^  Im  Laufe  der  Zeit  verwischte  sich  der  Unterschied 
zwischen  dem  Banne  als  einem  Vorrechte  des  Königs   und  dem  Erie- 


*i  J.  A.  M.  T.  Wo  ringen  Beiträge  zur  Gesoh.  des  deatsoli.  Strafr.  I.  Bcdtr. 
Berlin  1886.  8.  154  ff.  Wilda  Strafr.  S.  469  ff.  und  in  Weiake'B  Rechtslexikon 
Art  Bann.    ZGpfl  H.  194  ff.    Waitz  III.  S.  275  ff.    Sohm  S.  102  IL 

»  Cap.  Aquisgr.  802.  o.  8  (Leg.  I.  92):  «Ut  nallum  bannam  rel  praeoep- 
tnm  domni  imperatoris  nullas  omnino  in  nuUo  marrire  praesamat  neque  opus 
ejus  trioare  Yel  impedire  Tel  minuere  yel  in  aliqno  contrarias  fieri  yolantati  yel  prae- 
ceptis  ejns.^  c.  40.  o.  57.  ^üt  bannus,  quem  per  semet  ipsum  d.  Imperator 
banniyit,  60  sol.  solyatnr.**  Leg.  L  85.  „De  illos  ooto  bannos  unde  domnus 
noster  yult  qnod  exeant  sol.  60.  Dishon oratio  s-  ecolesiae.  Qui  injuste  agit  contra 
yidnas.  De  orfanis.  Contra  pauperinos  qui  se  ipsos  defendere  non  possunt  qui 
dicuntur  uryermagon.  Qui  raptnm  faoit,  h.  e.  qui  feminam  ingenuam  trahit  contra 
Tolantatem  parentum  suornm.  Qui  incendium  faoit  infra  patriam,  h.  e.  qui  incendit 
alterius  casam  aut  scuHam.  Qui  harizhut  faoit ,  h.  e.  qui  frangit  alterins  sepem  aut 
portam  aut  oasam  cum  yirtute.  Qui  in  hostem  non  yadit.  Isti  sant  octo  banni 
d.  regis,  unde  exire  debent  de  unoquoque  sol.  60.**  Saxon.  797,  legi  Bajuy. 
addit.  0.  1.  2.  8.  ^reUqua  autem  reseryata  sunt  regibus,  ut  ipsi  potestatem 
habeant  nominatim  demandare  nnde  exire  debeant.^  Langob*  801.  o.  2 
(ib.  88):  „8i  qui  liber,  contemta  jussione  nostra,  oeteris  in  exeroitom  pergentibns, 
domi  residere  presnmserit,  plenum  aribannum  secundum  legem  Franeornm,  id 
est  sol.  60,  sciat  se  debere  componere.  Bimiliter  et  pro  contemta  singu- 
lorum  capitalorum  quae  per  nostrae  regiae  autoritatis  bannum  pro- 
mal gayimus,  i.  e.  qui  pacem  eodesiarum  dei,  yidaaram,  orfanorum  et  pupillorum 
et  minus  potentiam  irromperit,  60  soL  multam  exsolyat.^  Diese  Stellen  lehren  offen- 
bar das  im  Contexte  Ausgesprochene,  namentlich  die  heryorgehobenen  Worte  den 
doppelten  Rechtsgrund  des  Bannes.    Sohm  8.  106  ff. 

«»  Lex  Ripuar.  XXXV.  3.  LVIIL  12.  LXV.  l.  8.  LXXIIL  1.  2.  4.  LXXXVII. 

*^  Das  zeigen  die  Stellen  der  nota  22.  Dazu  lex  Fris.  XIV.  7.  In  der  Lex 
Alam.  Earol.  kommt  er  nicht  yor.  Cap.  Saxon.  a.  797  o.  9  gestattet  „propter  pacem 
et  propter  faidam  et  propter  majores  causas  bannum  fortiorem  statuere,  una 
oam  oonsensu  Franooram  et  fideiiam  Saxonum^  dem  K5nige  das  6e- 
ddrfniss  die  60  sol.  «moltiplieare  in  daplum  et  solidos  centnm  (d.  h.  220  oder 
120  and  100)  siye  asque  ad  mille.*'*  Solche  Versohftr fangen  hat  auch  cap.  Lang. 
«.  12.  Leg.  L  198  (doppelt),  Aquisgr.  817.  o.  4.  5.  ibid.  211  (dreifach). 
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densgelde,  das  jenem  gewissermassen  nur  als  Nachfolger  in  die  alte 
Yolkagewalt  zustand,  so  dass  bannus  und  firedus  gleichbedeutend 
wurden.«* 

VIIL  Mit  dieser  veränderten  Stellung  des  Königs  nahm  der  Ein- 
fluss  des  Volkes,  des  einzelnen  Stammes,  auf  die  Regierung  und  Gesetz- 
gebung einen  anderen  Charakter  am.  Bei  den  Merovingern  hatte  noch 
in  den  wichtigeren  Angelegenheiten  das  Yolk  seine  Zustimmung  zu 
geben, 2*  über  Krieg  und  Frieden  mit  zu  beschliessen :  allmälig  aber 
fiel  dies  fort.  Wo  gleichwohl  eine  derartige  Zustimmung  sich  später 
findet,  ist  sie  mehr  eine  Förmlichkeit,  welche  die  Karolinger  in  der 
klugen  Absicht  beibehalten  mochten,  die  Herrschaft  weniger  ßlhlbar 
zu  machen.  Je  mehr  diese  königliche  Oewalt  rieh  ausbildete,  desto 
mehr  musste  das  besondere  Yerhältniss  zum  Könige  Einfluee 
und  Macht  geben.  An  die  Stelle  des  den  König  berathenden  Tolkes 
traten  mehr  und  mehr  die  Grossen,  denen  ihr  besonderes  Yerhältniss 
zum  Herrscher  Ansehen  und  Macht  verlieh. 

IX.  Die  königliche  Gewalt  war  jedoch  keine  ungemessene.*''  Jeder 
untersteht  ihr  mit  der  Yerpflichtung  zur  unbedingten  Treue  gegen  die 
Person  des  Königs,*^  zur  Pietät  gegen  dessen  Familie,  zur  Leistung 
dessen,  was  an  Diensten  alle  leisten  müssen.  Der  König  ist  verpflichtet, 
das  Becht  der  Einzelnen  zu  achten  und  zu  schützen,  kann  nur  in  den 
bestinmiten  Dingen  und  der  hergebrachten  Weise  die  Freien  verbinden* 
Aber  unter  den  Karolingern  hat  sich  durch  die  innere  Umgestaltung  die 
königliche  Gewalt  wesentlich  verändert;  vollends  trat  eine  andere  Auf- 
fassung derselben  mit  der  Herrschaft  in  Italien  und  dem  Kaiser- 
thum  auf.  Jene  führte  zur  Oberherrschaft  über  die  Lombardei  und 
Rom;  Papst  und  Yolk  schwuren  Gehorsam,  der  Yertrag  mit  dem  Oriente 
fügte  zum  Titel  in  den  Augen  der  Welt  die  liechtmässigkeit  der  Nach- 
folge in  das  abendländische  Weltreich.  In  ihm  ist  der  römische  Bischof 
erster  Metropolit,  jedoch  immer  Dnterthan.  Karl  d.  G.  sah  im  Kaiser- 
thum  eine  höhere  Macht.^*    Mit  dem  kirchlichen  Charakter  nahm  das 


>>  Gap.  Aquisgr.  817  legib.  add.  o.  9  „freda  noatra*^,  Wormat.  829  alia  eap.  13 
^f^edum  IlOBtnlm^    Y^  Wilda  a.  a.  O.    Sohm  S.  111  fll 

s<  8o  bei  der  Taufe  Chlodwigs.  Gregor.  Tonroo.  II.  2^.  Vita  S.  Remigii 
(4>ei  Boaqnei  ILL  p.  877). 

>'  Er  konnte  nur  in  beschränkter  Weise  begnadigen.    Cap.  a^  797  o.  10. 

ts  Das  Gapii.  de  pasri  Sax.  o.  11.  bestraft  den  Trenbraoh  mit  dem  Tode,  den 
Banb  einer  königl.  Prinzessin  ebenso. 

>*  Ein. neuer  umfassender  Treueid  musste  von  aHen  geschworen  werden:  Cap. 
Aqaisgir.  902'.  o.  2,  (Leg.  I.  ^)t  ein  kirchL  Gesetzbuch  (Cod.  Dionjsio-Hadrianus. 
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Konigthum  einen  neuen  Rechtsgrund,  den  der  Uebertragung  Ton  Gott 
an ;  dieser  liess  den  Schutz  der  Earehe  und  des  Klerus  als  ganz  besondere 
Pflicht  des  Königs  erscheinen,  die  Durchfuhrung  des  christlichen  Sitten- 
gesetzes als  seine  Aufgabe.  So  wurde  die  ELirche  ein  Theil  der  Staats- 
verfassung, stand  der  Konig  in  der  Kirche  mit  hohen  Hechten  und 
Pflichten.^<^  Zugleich  kam  die  Anschauung  auf,  dem  König  sei  die  Macht 
vorzugsweise  als  Pflicht  von  Gott  übertragen.  ^^^  Musste  dadurch 
einerseits  das  ethische  Moment  in  den  Yordergrund  treten,  die  Herrscher- 
gewalt mehr  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  im  Gegensatze  des 
früheren  privaten  annehmen,^^  so  trat  andererseits,  weil  die  gesammten 
Staatseinrichtungen  den  personlichen  Charakter  an  sich  trugen,  die  Macht 
des  Volkes  in  den  Hintergrund,  das  nach  festen  Gesetzen  zu  leiten  des 
Königs  Pflicht  erchien.'^  Davon  aber  war  noth wendige  Folge,  dass 
der   Rath  jener  Personen   entscheidend    werden   musste,   welche  ihre 


Mein  Lehrb.  des  Eirchenr.  §.  5)  wird  pablioirfe,  eine  Anzahl  Ton  Leges  erlassen, 
ergänzt,  verbessert;  zahlreiche  neae  Gesetze  dber  weltl.  und  geistl.  Dinge  erscheinen; 
neben  dem  Reichstage  laufen  Synoden  n.  s.  w. 

*^  Bonquet  V.  p.  708.  n^l^ift  P^r  miserioordiam  dei  regna  terrae  gubemare 
Tidemar.*"  Capit.  787.  (Leg.  I.  52)  „episcopia  monasteria  nobis  Christo  propitio  ad 
gabernandum  oommissa.^  ^Keineswegs  (sagt  Waitz  HL  S.  200}  als  Wohlredner 
oder  Schmeichler  sind  da  die  Qeistlichen  aufgetreten,  sondern  haben  von  ihrem 
Standpunkt  aus  manches  eindringliche  und  treffende,  oft  auch  scharfe  Wort  ge- 
sprochen.** Deshalb  der  besondere  Schutz  der  Ejrche  (nota  21),  das  Asylrecht,  die 
Hinschärfung  der  Kirohengebote:  Todesstrafe  auf  die  Uebertretung  des  Fasten- 
gebotes,  Tödtung  eines  Bischofs  oder  Priesters,  Hexerei,  Verbrennung  der  Todten, 
Verweigerung  der  Taufe,  Hingeben  an  den  Teufel  im  Cap.  de  part  Saz.  c.  4—10  u.  a.  nu 
>i  Waitz  III.  S.  192  nota  1  führt  einen  ungedruckten  Brief  Alculn's  an,  worin 
es  heisst:  „Dum  dignitas  imperialis  a  deo  ordinata  ad  nil  aliud  exaltata  esse  ^idetur 
nisi  populo  praeesse  et  prodesse,  proinde  a  deo  datur  electis  potestas  et  sapientia, 
potestas,  ut  superbos  opprimat  et  defendat  ab  improbis,  sapientia,  ut  regat  et  dooeat 
pia  sollicitudine  subjectos'^  oet. 

''  Cap.  Aquisgr.  825.  c.  3.  (L  243).  „Sed  quamquam  summa  huius  ministerii 
in  nostra  persona  consistere  Tideatur,  tamen  et  divina  auctoritate  et  humana  ordi- 
natione  ita  per  partes  divisum  esse  cognoscitur,  ut  unusquisque  vestrum  in  suo  loco 
et  ordine  partem  nostri  ministerii  habere  oognoscatur.^ 

*'  Alcuin  epist.  127.  „Popnlus  juxta  sanctiones  dmnas  ducendus  est,  non 
sequendus,  et  ad  testimonium  personae  magis  eliguntur  honestae.  Keo  audiendi 
qui  solent  dicere:  Yox  populi  tox  Dei,  cum  tumultuositas  Tulgi  semper  insaniae 
proxima  sit^  Zwei  Punkte  sind  noch  zu  betonen,  erstens  die  faktische  Ueber- 
tragung  des  Königthums  auf  Austrasien.  In  Heristal,  Worms,  Ingelheim 
und  Aachen  residlrto  Karl  am  liebsten,  hier  ist  er  begraben,  sein  Sohn  zum  Kaiser 
gekrönt.  Rom,  wo  Karl  nur  kurze  Zeit,  Ludwig  nie  war,  hatte  unter  Karl  gar  keine 
Bedeutung.    Zweitens  die  Unabhängigkeit  der  ^aiserl.  Würd^  yon  der 
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kirchliche  Stellung  oder  ihr  Amt  als  Gehülfen  des  Königs 
in  Ausübung  seiner  Pflicht  diesem  näher  rückte.  Indem  nun, 
theils  in  Anlehnung  an  frühere  Zustände,  theils  nach  dem  Geiste  jener 
Zeit,  welche  eine  Trennung  des  Oeffentlichen  und  Privaten  schon  wegen 
der  socialen  und  okonoQuschen  Zustände  nicht  zuUess,  diese  Stellung 
beim  Könige  den  Charakter  eines  besonderen  privaten  Verhältnisses 
annahm»  trat  gerade  d  i  e  Erscheinung  ein,  dass  das  besondereYer« 
hältniss  das  staatliche  absorbirte  und  den  Keim  legte  zur 
Auflösung  der  Staatsgewalt,  wie  zur  Zersetzung  der  Gesellschaft  nach 
Standen. 

§.  43. 

S.  AatnittloaeB.   Lemdes.   B«aeflcUtem.   VmaIIm.* 

I.  Aehnlich  wie  in  der  älteren  Zeit  (§.  15)  erscheint  in  der  mero» 
vingischen  um  den  König  eine  Schaar  von  Getreuen,  die  trustis  regia, 
dominica,!  Antrustionen,  welche,  \ ohne  einen  besonderen  Stand  zu 
bilden,  oder  eine  erbliche  Würde  inne  zu  haben,^  von  dem  Könige  aus 


Krönunfif  des  Papstes.  Karl  ertheilte  seinem  Sohne  die  Krone,  der  Papst  nahm 
nnr  die  Weihe  Tor.  Wer  aber  gekrönt  war,  fahrte  den  kaiserlichen  Namen.  Tgl. 
Waitz  UL  217  222  ff. 

*PaQl  Roth  Oeschiohte  des  Beneficialwesens  yon  den  ältesten  Zeiten  bis  in*8 
zehnte  Jahrhundert,  Erlang.  1850.  Waitz  IE.  226  ff.,  429,  616  ff.  UL  451  ff.  lY.  151—805. 
Ders.  Üeber  die  Anfänge  der  Vasallität  Oött.  1856.  4.  Ders.  Die  Anfänge  des 
Lehenwesens  in  ▼.  Sybels  Histor.  Zeitsohr.  I.  90  ff.  P.  Roth  FendalitAt  und  ünter- 
thanenverband,  Weim.  1869.  B ranmann  De  leudibas  in  regno  Meroying.  Berol. 
1865.  MaziminDeloohe  La  tmstis  et  Tantrustion  sons  les  deux  premi^res  races, 
Paris  1878.  Fustel  de  Oonlanges  Les  origines  du  regime  f6odal  in  der  RernO 
des  deox  mondes  1878,  1874. 

1  Ueber  die  Ableitung,  die  Yerwandtsohaft  mit  dem  nenhoohdeatsohen  trost, 
ahd.  traust  —  mnndium,  potestas  domini,  solatinm,  s.  Grimm  R.A.  275 
und  608.  Trust  ist  gleich  oontubemium  (L.  Sal.  42.  48.  Grimm  Torr.  p.  XXXIX.) 
BOTiel  als  Sohaar.  So  heiast  die  Centschaar,  deren  Glieder  centenarii,  trustis  (Tgl. 
So  hm  186  ff.).  Eine  solche  Heerschaar  zu  bestipumtem  Dienste  bestand  wohl  aus 
100  Mann,  daher  der  r5misohe  Name. 

>  An  den  alten  Adel  knüpfen  dieselben  an  nach  dem  Vorgange  von  Montes- 
quieu im  Esprit  des  loix  XXX.  22:  Maurer  Adel  S.  87,  Eichhorn  R.G.  §.  47, 
y.  Sayignj  Venu.  Schriften  lY.  8.  80  f.  Dagegen  Roth  Benefioialw.  S.  119  ff. 
Obwohl  der  Antrustio  kein  besonderes  Gericht  erhielt,  traten  bereits  einzelne  Yer- 
schiedenheiten  ein.  Siehe  Brunner  Zeugen-  und  Inqnisitionsbeweis  S.  40,  So  hm 
Prozess  der  Lex  Salioa  S.  187  N.  199.  Waitz  IL  166.  Ausser  dem  K5nige  hatte 
nur  die  Königin  Antrustionen:  Waitz  IL  267  K.  2.  Auch  beim  bairisohen  Herzoge 
kommt  es,  jedoch  nicht  so  ausgebildet  yor.    Waitz  U.  268. 
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den  freien  Franken,  aber  auch  aus  den  Römern,  ja  anch  Halbfreien 
(Liten)  genommen,^  durch  einen  in  manu  regia  abgelegten  Eid  eine 
besondere  Treue  schwuren/  vom  König  jederzeit  entlassen  werden 
konnten.  Als  stete  Begleiter  des  Königs,  seine  Diener  nnd  Tischge* 
noBsen^  erlangten  sie  einen  naturgemässen  Einfluss,  der  sich  juristisch 
jedoch  nur  in  der  Verdreifachung  des  Wergeides,  das  ihrem  Oeburts- 
Stande  oblag,  kund  giebt.« 

IL  Mit  dem  fortwährenden  Steigen  der  königlichen  Macht  hob  sich 
immer  höher  auch  das  Ansehen  seiner  besonderen  Qetreuen,  welche  mit 
den  gleichfalls  durch  dreifaches  Wergeid  und  Ansehen  hervorragenden 
Beamten  des  Königs  mehr  und  mehr  die  Theilnahme  der  Freien  in  Lei- 
tung der  öffentlichen  Angelegenheiten  zurückdrängten.  Zugleich  lag  es 
in  der  Anschauung  jener  Zeit  —  wie  überhaupt  aller  Zeiten  —  dass 
zahlreiche  Begleitung  ein  Zeichen  von  Ansehen  und  Macht  bilde.  Auch 
in  der  karolingischen  Zeit  begaben  sich  fortwährend  in  des  Königs  Dienst- 
Bchaft  (se  commendare)  Personen,   die  Yassi,  Yasalli  regales. 


*  Lex  Sa].  XLI.  8.  „Si  quis  vero  Bomano  homine  oonyiya  rege  oociderit 
oui  fuerit  adprobatum,  12000  dinarios  qui  faoiunt  Bolidos  300  oulpabilis  judicetnr.* 
Beoap.  L.  Sal.  o.  30.  „Inde  ad  eolidos  900,  ut  si  quis  Romanam  vel  lidam 
in  truste  dominioa  ocoieerit.*'  Merkel  p.  99.  Eod.  p.  97,  c.  33.  , Solides  900, 
at  qui  antruBHonem  quo  paer  regle  est,  ocoiserit  et  eum  ignem  oomboflserit.^ 

^  Maroalf  L  18.  „De  Regia  a&tmstione.  BeotHm  est  ut  qui  nobis  fidem 
poUicentur  iulaesani,  nostro  tueantur  auxilio.  Et  quia  ille  fidelis  Deo  propitio 
noster  Teniens  ibi  in  palatio  nostro  una  cum  arimannia  sua  in  manu  nostra  truatem 
et  fidelitatem  nobis  yisus  est  cozgurasse,  propterea  per  praesentem  praeceptum  de* 
oemimus  ao  jubemus  ut  deinceps  memoratus  ille  in  numero  antrustionum  oomputetur. 
Et  81  quis  fortasse  eum  interficere  praesumpserit,  noverit  se  wirgildo  sao  solides 
sezcentis  esse  oulpabilem  judicetur.^  Ob  arma  sua  oder  arimannia  zu  lesen, 
ist  nicht  so  wichtig,  als  es  Zöpfl  IL  68  scheint,  zumal  Einer  Waffen  mit  sich  führen 
und  doch  andere  geschenkt  erhalten  kann.  Dieser  Eid  ist  von  dem  allgemeinen 
Fidelitftts-  (CTnterthanen-)  Eide  nicht  verschieden,  wie  Both  S.  122  ff.  dargethan  hat. 
Dagegen  y.  Daniels  §.  137.    Waitz  264  K.  2. 

»  Siehe  die  Belege  bei  Both  S.  125  ff.    Note  52  ff. 

*  Anm.  4.  L.  Sal.  XLI.  2.  XLLE.  1.  Wird  der  Antrustio  bei  Ausübung  des 
Dienstes  getödtet  (z.  B.  in  osto),  so  hat  er  dreifaches  Wergeid,  das  nennfache 
seiner  Geburt;  dreifaches  auch  der  ingenuus  bei  Todtung  in  oste.  L.  Sal.  XLIII.  1. 
,iSi  ^uis  hominem  ingenuum  in  oste  ocoiserit  (quia  lege  salica  yivit  et  in  truste  do- 
minioa non  fttit  ille  qui  occisus  est),  malb.  leude  hoc  est  24000  dinarios  qui  ocoisus 
en^  oui  fuerit  adprobatum,  malb.  mother  hoc  est  1800  solides  culpabilis  judicetnr.^ 
Gegßn  die  Ansicht  Eichhorns  B.O.  §.  26.  47.,  das  Charakteristische  der  Antrustionen 
habe  in  der  ausschliesslichen  Befähigung  bestanden,  ein  Dienstgefolge  zu  haben: 
Both  S.  116—119. 
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dominici  genannt  werden.^  Zwischen  diesen  Vasallen  und  den  An- 
trustionen  der  merovin^ischen  Zeit  dürfte  wohl  nur  ein  Namensunter- 
schied obwalten;  der  TreuBchwur,^  das  Begleiten  des  Königs,  Versehen 
von  Hofdiensten,'  kommt  auch  bei  ihnen  vor,  sie  gemessen  ein  höheres 
Wergeid,  10  eine  höhere  Ehre  und  werden  durch  den  König  Yertreten«ii 
Das  Qefolge  wurde  sehr  gross,  weshalb  man  bereits  den  Vasallen  Aemter 
liehyis  sie  selbst,  wenn  man  ihrer  nicht  bedurfte,  daheim  liess.i^  Zweifels« 


7  In  den  Leges  bezeichnet  yassiiB  nooh  theil weise  einen  Unfreien,  der  sa 
Diensten  im  Hause  verwendet  wird.  So  lex  SaI.  XXXV.  5.  „Si  qnis  Tassum  ad 
ministeriam  (quod  est  horogavo,  paella  ad  ministerium)  aut  fabrum  ferrarinm  rel 
anrifice  aut  porcario  vel  Tinitorem  aut  stratorem  furaverit  aut  occiderit  oui  fuerit 
«dprobatum,  1200  dinarios  qui  faciunt  solidos  SO  culpabilis  judioetur.^  L.  AI  am. 
Leg.  ISb.  n.  LXXXI.  3.  (Leg.  T.  IIL  p.  73.),  Roth  B.  W.  8.  367,  FeudaJitÄt  8.  247. 
367.  und  Waitz  II.  8.  170  N.  1.  Damit  entfällt  yon  selbst  der  hiergegen  Ton 
Zopf]  auch  in  der  4.  Aufl.  IL  §.  10.  N.  70  aus  „.den  ältesten  Stellen«*  und  der 
Etymologie,  welche  in  diesem  Falle  nichts  beweist,  erhobene  Einwand  und  dessen 
gegentheilige  Behauptung:  „die  Bezeichnung  Tassus  oder  yasallus  deute  von  Haus 
aus  auf  einen  freien,  durch  eigene  Wahl  eines  Herrn  ergebenen  Diener  oder  Gefolgs- 
mann.'' Wie  das  Wort  »kalk  in  seniscalcus,  mariscalcus  (Grimm  R.A.  p.  302) 
ist  es  mehr  und  mehr  auch  ffir  freie  Diener  gebraucht  worden  und  hat  so  jedes 
Entehrende  Terloren.  Gleichbedeutend  mit  Vassus  erscheint  gasindus:  Cap.  782, 
c.  7.  43.  Roth  Feudal.  S.  247  ff  Otfrid  stellt  die  Apostel  als  Getreue  Christi  dar 
und  nennt  sie:  „ir  uuärtt  min  githigini;^  sie  huldigen  ihm,  sind  ihm  treu,  seine 
Trauten,  Lieben,  Degen,  Holden,  seine  Gisindi,  Schaar,  Dienerschaft,  Knechte 
(Kelle  p.  76  sq).  Ich  setze  als  charakteristisch  einige  der  dort  angefahrten  Stellen 
im  Texte  her:  „thaz  ir  mir  leistit  huldt"  IV.  12.  9.,  „friunta  mine  suntar**  IV.  15. 
49.,  „drftta  mtne**  IV.  15.  50.  u.  5.,  „sine  thegana^  IV.  7.  1.  u.  d.,  Y,stne  holdon" 
V.  12.  47.  „eines  gisindes«  IV.  18.  8.,  „fuara«  IV.  18.  14.,  „sin  giknihti"  IV.  8. 
22.,  „kneht6*  IXE.  20.  33,  Joseph  nennt  er  Marions  „thionostman*^  I.  19.2,  „thaz 
er  in  thiondti^  I.  13.  12.  Für  die  Auffassung  des  Vasallenrerhältnisses  sind  diese 
Stellen  und  Worte  nicht  ohne  Bedeutung.  Ganz  analog  ist  die  Auffassung  im  Heiland, 

^  Einhard.  Annal.  a.  757.  «Tassilo  more  Francico  in  manus  regis  in  vas- 
eaticnm  manibus  suis  semet  ipsum  commendavit,  fidelitatemque  jurejurando  promisit,** 
geschöpft  aus  Annal.  Laurissens.  a.  757  (Pertz  I.  140.). 

•  Gapit.  Bonon.  711.  c.  7.  ad  Theodon.  vill.  821.  o.  4.  Roth  Feudal  S.  208  ff. 
249  ff.  bat  diese  wesentliche  Identität  naher  nachgewiesen. 

1®  Lex  Franc.  Chamay.  c.  3.  «Qui  horainem  Franoum  occiderit,  sol.  600 
componat  ad  opus  dominicum  et  pro  fredo  sol.  ducentos  componat.^  c.  17 — 20. 
Gaupp  S.  37  f.,  Zöpfl  S.  14  f.,  Waitz  IV.  275.  n.  4.  nehmen  franoas  für  an- 
trustio,  Roth  Feudal.  220  ff.  besser  ffir  yasallus. 

^1  Cap.  802.  0.  10.,  807.  c.  9 ,  823.  c.  13.  u.  a.  Im  c^.  786.  c.  7.  kommen 
Unfreie  als  Vasallen  yor. 

IS  C^ap.  ad  Theodon.  yill.  1.  c. 

>*  Baluze  CapituL  reg.  Franc.  II.  ool.  1400.  1405. 
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ohne   wurden   diese  Vasallen   wie  die   früheren  Antrustionen  Ton  den 
Konigen,  während  sie  bei  Hofe  waren,  unterhalten. ^^ 

in.  Wie  in  älterer  Zeit  die  principes,  hatten  in  der  meroTingischen 
Zeit  die  mächtigeren  Antrustionen,  in  der  karolingischen  die  königlichen 
Vasallen  und  andere  Grossgrundbesitzer  wiederum  eine  zahlreiche  Diener- 
schaft, bestehend  aus  ihren  Unfrei en^^  (denpueri,  ihrer  familia), 
welche  dieselben  auch  im  Dienste  des  Königs  begleiteten  und  höchst 
wahrscheinlich  vom  Könige  unterhalten  wurden,  so  lange  sie  mit  ihren 
Herren  bei  Hofe  waren.  Mit  der  allmäligen  Abnahme  der  alten  Frei- 
heit» der  wachsenden  Macht  einzelner  Grossen,  dem  Anhäufen  des  Ghrund- 
besitzes  in  der  Hand  der  Könige,  der  Kirche  und  der  Grossen,  der  Un- 
Termögenheit  vieler  Gemeinfreien,  die  grosse  Last  des  ununterbrochenen 
und  beschwerlichen  Kriegsdienstes  aus  dem  bei  Vermehrung  der  Familie 
allmälig  zertheilten  und  deshalb  mehr  und  mehr  keine  ausserordentlichen 
Ausgaben  gestattenden  Grundbesitze  zu  tragen,  endlich  mit  der  Zunahme 
der  von  der  Grafengewalt  eximirten  Güter  vieler  Ch*ossen,  auf  denen 
auch  Freie  sassen,  welche  das  Land  bebauten,  bot  sich  in  der  Nach- 
ahmung des  Vasallenthumes  ein  Mittel  zur  Besserung  seiner  Lage.^^  Seit 
der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  erscheinen  daher  auch  in  den  Quellen  nur 
Freie  als  Vasallen.  ^^  Der  Anfang  liegt  in  der  Zeit  Karl  Martells.  Es 
commendirten  sich  so  seit  ihm  freie  Leute  freiwillig  durch  den  Fide- 
litätseid^^  einzelnen  Grossen,  wurden  deren  homines,  vassi,  vasalli.^^ 


i<  HiDomar  De  ordine  palatii  c.  22.  27.  (Walter  Corp.  III.  p.  767.  769). 

>*  Roth  B.  W.  S.  152  f[.  zeigt,  dass  in  der  meroTingiflchen  Zeit  Private  nur 
Unfreie  im  Gefolge  hatten. 

^'  Roth  B.  W.  Buch  IV.  Kap.  I.  u.  U.  legt  auch  die  politisohen  Gründe  dar. 

^^  Die  Ausnahme  der  nota  11  steht  yereinzelt  da. 

*•  Capit.  in  Theod.  villa  805.  IL  o.  9.  (Leg.  L  p.  183.)  „De  juramento,  ut  nuUi 
alteri  per  saoramentnm  fidelitas  promittatur,  nisi  nobis  et  uniouique 
proprio  seniore  ad  nostrum  utilitatem  et  sui  senioris,  exoepto  his  saora- 
mentis  quae  juste  secandum  legem  alteri  ab  altero  debentur.  Et  infantes,  qui  antea 
non  potuerant  propter  jurenalem  aetatem  jurare,  modo  fidelitatem  nobis  repro- 
mittant.^  Roth  Feudal.  S.  242  fif.  Praecept.  pro  Hispan.  815  0.6.  (Walter  Corp. 
jur.  IL  291).  Praec.  11.  (eod.  p.  808),  Cap.  Aquisgr.  a.  818.  c.  16.  (Leg.  I.  p.  189). 
nQuod  nullus  seniorem  suum  dimittat  postqnam  ab  eo  acciperit  Talente  solide  uno, 
exoepto  si  eum  yult  oocidere,  aut  oum  baonlo  caedere,  vel  uxorem  aut  filiam  maou- 
lare,  seu  hereditatem  ei  tollere.''  Cap.  Pipp.  a.  789.  c.  12.  18.  (Leg.  I.  p.  71.): 
„Stetit  nobis  de  illos  liberos  Langobardos,  ut  licentiam  habeant  se  commendandi 
ubi  Toluerint,  si  seniorem  non  habuerit,  sicut  a  tempore  Langobardorum  fecerunt, 
in  tantum  quod  ad  partem  comite  sui  faoiat  rationabiliter  quod  debet.^  Divis,  imper.  • 
a.  806  0.  10.  (Leg.  I.  p.  112.)  „Et  unnsquisqne  liber  homo  post  mortem  domini  sui 
lioentiam  habeat  se  oommendandi  inter  haeo  tria  regna  ad  quemounque  voluerit. 
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Ihr  Herr,  Senior,  hatte  gegen  die  personliche  lebenslängliche ^^^  Ver- 
pflichtung der  beständigen  Treue,  welche  sich  im  Schutze  des  Herrn  im 
Frieden  und  Kriege,  dessen  Begleitung  zeigte,'^  die  Pflicht:  a.  denYasallen 


Similiter  et  ille  qai  nondnm  alioui  oommendatas  est.^  Divis,  a.  817  o.  9.  (ib.  p..  199). 
^Praeoipiendam  etiam  nobis  Tid^tnr,  nt  post  deoessnm  nostmm  aniusoujnsqne 
Tasallas  tantum  in  potestate  domini  soi  benefioium,  propter  discordias  evitandas^ 
habeat,  et  non  in  alterius.  Proprium  autem  suum  et  hereditatem,  ubioumque  faerit, 
aalya  justitia  oum  honore  et  seouritate  secandum  suam  legem  unusquisque  absque 
injusta  inquietudine  possideat;  et  lioentiam  habeat  unoBqaisque  liber  homo  qni 
seniorem  non  habuerit,  caioanque  ex  bis  tribus  fratribns  yoluerit,  se  commendandi.** 
Diyis.  a.  880  c.  6  (ib.  p.  857)  Capit.  de  exerc.  a.  808  o.  5  (ib.  p.  119.)  Adnunc.  Karo  11 
CalTi  a.  847  o.  2.  (ib.  p.  895).  „Yolumus  etiam,  ut  unnsquisque  liber  homo  in  nostro 
regno  seniorem,  qnalem  volnerit,  in  nobis  et  in  nostris  fidelibns  acoipiat.**  lieber 
die  Form  der  Commendation  Waitz  IV.  207  ff. 

1*  Spätere  Formen  yalvassor,  walyassor:  Gonst.  Ghnonradi  a.  1087 
(Leg.  n.  39).  Das  Yerhältniss  zum  Herrn  heisst  yassationm,  seryitinm,  ob- 
seqainm.  —  Unterschied  der  Yassi  regii,  welohe  seniores  waren,  und  yassi 
episcopornm,  abbatum,  comitam,  duonm.  —  Yassi  casati:  Capit.  Bonon. 
Karo  11  M.  a*  811  c.  7  (Leg.  I.  178):  „De  yasallis  dominicis  qni  adhuo  intra  casam 
seryiunt,  et  tamen  benefioia  habere  noscuntnr,  statutnm  est,  ut  quicunque  ex  lis 
cnm  domno  imperatore  domi  remanserint,  yasallos  suos  casatos  secum  non  retineant, 
sed  cnm  oomite  cujus  pagenses  sunt  ire  permittat/  Cap.  ad  Theodonis  yillam 
a.  821  (eod.  p.  280)  o.  4:  „De  yassis  nostris,  qni  ad  maroam  nostram  constituti  sunt 
cnstodlendam  ant  in  Ion ginqnis  regio nibus  sna  habent  benefioia  yel  res  proprias, 
yel  etiam  nobis  assidue  in  palatio  nostro  seryiunt,  et  ideo  non  possunt 
assidua  custodire  plaolta,  quam  rem  yolumns  ut  missi  nostri  vel  comes  nobis  notam 
faciant,  et  nos  faciemus,  ut  ad  eorum  plaoita  yeniant** 

so  Capit  806  o.  10,  818  c.  16.,  816  c.  2.,  847  o.  8.  „ut  nullus  homo  seniorem 
suum  sine  justa  ratione  dimittat,  neo  aliqnis  cum  reoipiat,  nisi  siout  tempore  ante- 
cessorum  nostrorum  oonsnetudo  fuit." 

"  Die  ungemessene  Dienstpflicht  der  königlichen  Yasallen  ergeben  Cap. 
811  c.  7.,  821  c.  4.  (Roth  B.  W.  S.  883,  Feud.  S.  212  fg.),  die  ihnen  beigelegten 
ministeria  Cap.  779.  c.  21.,  800.  c.  81.,  802.  c.  20.,  869.  c.  11.,  Roth  Feudal, 
S.  213  f.,  yermöge  deren  sie  sich  auch  yon  den  Missi  müssen  gebrauchen  lassen 
(Cap.  807.  c.  8.,  817.  c.  8.).  Gerade  so  waren  die  Yasallen  geistl.  und  weltl.  Seniores 
zu  aUen  Diensten  ?erbunden  (cap.  803.  c.  4.,  817.  o.  27.  u.  a.),  die  ingenuili  ordine 
geleistet  werden  konnten ;  Heerbann,  Hausgenossenschaft,  Dienst  als  Afissi  des  Herrn, 
£ide8leistung  für  ihn,  Besuch  seiner  placita,  Begleitung  desselben.  —  Der  Yasall 
konnte  den  Dienst  aufsagen  aus  gesetzl.  Gründen:  Capit.  Aquisgr.  813  c.  16.  (Anm.  18). 
Gonst.  de  liberis  et  yasallis  a.  816.  c.  2  (Leg.  L  p.  196):  „Si  quis  seniorem  suum 
dimittere  yoluerit  et  ei  approbare  potuerit  unum  de  his  crimi nibus:  id  est  primo 
oapitulo,  si  senior  cum  injuste  in  seryitio  redigere  yoluerit;  secundo  cap.,  si  in  yita 
ejus  consiliayerit;  tertio  cap.,  si  senior  yasalli  sui  uxorem  adulterayerit,  quarto  cap. 
si  eyaginato  gladio  super  cum  yoluntarie  ocourrerit:  quinto  cap.  si  senior  yasaüi 
sui  defensionem  faoere  potest,  postquam  ei  ipse  manus  suas  commendayerit,  et  non 
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zu  unterhalten, S2  b.  ihm  eine  besondere  defensio  zu  leisten.  Diese  bestand 
darin,  dass  Beleidigungen  des  Vasallen  als  dem  Herrh  zugefugt  galten,'^ 
der  private  Senior  wegen  Todtung  des  Vasallen  das  Fehderecht  gleich 
den  Verwandten  hatte,  ^^  Ansprüche  gegen  den  Vasallen  zuerst  beim 
Senior  anzubringen  waren, ^^  endlich  der  Vasall  in  seinem  Rechte  gegen- 
über dem  Herrn  durch  das  Gesetz  und  die  Obrigkeit  geschützt  wurde.^*' 
Nach  der  Natur  der  Sache  gab  das  höhere  Ansehen  des  Senior  auch 
ein  solches  den  Vasallen.  Daher  erscheinen  die  vassi  regii  als  die  ersten, 
welche  selbst  wieder  Vasallen  hatten;  nach  ihnen  erlangten  die  der  Erz- 
bischofe  und  Bischöfe  ein  bedeutendes  Ansehen. 


feoerit,  Jioeat  rasaUum  eara  dimittere.    Qaalecumque  de  istis  quinque  oapitolis  senior 
contra  yasallum  suam  perpetraverit,  liceat  yasallum  eum  demittere«^ 

**  Siehe  das  von  Roth  Feudal.  S.  216  aus  Baluze  MisoelL  HI.  85  angefahrte 
Testament.  Die  SteUen  der  nota  19  zeigen,  dass  es  Ausnahme  war,  wenn  ein  königl. 
Vasall  bei  Hofe  dienend  ein  Beoefioium  hatte.  Befand  sich  ein  Vasall  nicht  beim 
Herrn,  so  erhielt  er  ein  Benefioium. 

**  Gap.  884  0.  11.  ,Si  autem  (nemlich  yassi  dominioi)  quae  supra  diximus 
despezerlnt  et  nullo  modo  emendare  yoluerint  et  in  contemtu  permanentes  ibi 
ocdsi  fuerint,  nullam  contra  ipsos  qui  eos  occiderunt,  iracnndiam  tenebimus  unquam. 
Quod  si  aliquis  parentum  aut  amioorum  eorum  inde  faidam  portare  yoluerint  .  •  .* 
Both  Feudal.  8.  220.  Offenbar  folgt  aus  der  sonst  ganz  analogen  Stellung  und  den 
Stellen  der  folgenden  Anerkennung  das  Gleiche  für  die  Vasallen  der  Priyaten« 

>^  Per  argum«  a  contrario  folgt  es  aus:  cap.  811.  c.  6.  ^si  yero  adeo  contenderit, 
ut  ibidem  in terfectus  sit,  incompositus  jaoeat ,  et  neque  senior  neque  propin- 
quus  ejus  pro  hoc  nullam  faidam  portet  .  ."  Cap.  850.  c.  8.  heisst  es  bezüglich 
des  getödteten  Räubers:  „et  si  aliquis  ejus  senior  aut  propinquus  propter  hoc  yin« 
dictam  facere  conatus  fuerit^.  Positiy  ergiebt  es  sich  aus  Formula  Bignon.  8. 
(Walter  HI.  p.  408),  wo  Einer  im  Grafengericht  wegen  Tödtung  seines  «homo'^ 
klagt  und  nachher  yor  dem  Grafen  „epistolam  securitatis^  giobt,  dass  späterhin  niemand 
mehr  eine  Forderung  werde  erheben.    Ganz  so  form.  Linden brog.   124  (ib.  445). 

''  Cap.  823.  c.  18.  ^et  de  illorum  liberis  hominibus  qui  eis  commendati  sunt 
si  quid  ab  eis  quaeritur,  primnm  senioribus  eorum  admoneatur,  ut  justitiam  quae- 
rentibus  faciant,  et  si  ipsi  facere  noluerint,  legaliter  distringantur**.  Uebrigens  hatte 
sowohl  der  königliche  Vasall  als  jeder  andere  seinen  Gerichtsstand  im  Grafengeriohte. 
Cap«  a.  781.  18.,  802.  10.,  825.  1. 

*'  Gegenüber  dem  Könige  gab  es  kein  Recht  der  Klage,  sondern  nur  der  Bitte 
(§.  42.  N.  19).  Auch  gegenüber  dem  Vasallen  ist  der  König  nicht  auf  das  Ge- 
richt gewiesen ,  sondern  trifft  als  Senior  selbst  die  Entscheidung.  Es  ist  nicht  fest- 
zustellen, ob  Streitigkeiten  königliche  Vaeallen  unter  einander  yor  Gericht  gebracht 
oder  nur  yom  König  entschieden  werden  konnten:  Roth  Feudal.  S.  225  f.  —  In 
gewissen  FäUen  stand  dem  Vasallen  die  Lösung  zu:  Note  18  und  21.  —  Der  Vasall 
konnte  yon  der  Entscheidung  des  Herrn  Berufung  einlegen :  C.  869.  c.  2.,  sich  wegen 
Entziehung  der  Beneficien  beschweren:  Roth  Feudal.  S.  190,  228  f.,  wo  zugleich 
der  Versuch  Hincmars  yon  Laon  beleuchtet  wird,  ein  förmliches  Lehensgßricht  zu 
constituiren»    Vgl.  noch  das  Cap.  825.  c.  26.  (§.  37.  nota  5). 
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lY.  Schon  frühzeitig  war  es  Sitte  geworden,  dass  die  Könige  ausser 
der  Verpflegung  an  ihre  Getreuen  einzelne  Güter,  wozu  ihr  ausge- 
dehnter Grundbesitz  das  Mittel  bot,  vergaben,  anfangs  wohl  in  der  Regel 
zu  Eigenthum.  ^^  Jedoch  bidete  diese  Beleihung  nichts  für  das  Fideli- 
tatsverhältniss  Eigenthümliches,  sondern  kam  auch  ohne  dieses  vor,  be- 
sonders als  Mittel,  sich  einzelne  mächtige  Freie  zur  unbedingten  Er- 
gebenheit zu  Terpflichten,  ^^  wie  umgekehrt  sich  bis  in  die  spätere  Zeit 
Vasallen  ohne  solches  Gut  finden.  '*  Mehr  und  mehr  aber  wurde  es  seit 
Karl  Mar  teil  Sitte,  den  Vasallen  für  die  Verpflichtungen  aus  dem  Dienst- 
yerhältnisse  Grundstücke  zum  Genüsse  zu  übertragen,  welche  man 
Beneficia^o  nannte.  Als  zu  solchen  die  fiscalischen  Güter  nicht  mehr 
hinreichten,  griffen  die  Söhne  Karl  Martells  zu  dem  Kirchengute,  von 
dem  sie  in  Neust rien  einen  Theil  unbedingt  einzogen  und  vergaben, 
inAustrasien  hingegen  Bene fielen  austhaten  gegen  eine  bestimmte 
Abgabe  und  die  Bestimmung  des  Rückfalles  an  die  Kirche  nach  dem 
Ableben  des  Beliehenen.  "i    Die  Menge  des  Kirchengutes  gestattete  ohne 


»Roth  B.W.  S.  204  ff.  242;  über  die  Möglichkeit  der  Gonfiskation  216  ff.  Auoh 
das  Yersprechen,  ein  hohes  Amt  zu  yerleihen,  war  wohl  selbst  Grund  der  Commen- 
dation:  Waitz  Anfänge  8.  81.,  wo  aus  Kithard  HI.  o.  2.  ein  Beispiel  gegeben 
wird,  dass  „honores**  Grund  zur  Gommendation  waren.  Ebenso  ist  ohne  Zweifel  auch 
ein  Gut  oft  Grund  gewesen.  Aber  weder  in  dem  Einem  noch  dem  Anderen  liegt 
das  Wesen  der  Yasallität  für  diese  Zeit 

>®  Waitz  y.G.  n.  S.  209  ff.  sucht  nachzuweisen,  dass  solche  Verleihungen 
wesentlich  als  Entgeld  der  Treue  für  die  Dauer  des  TreuYerhältnisses  gemacht  seien, 
deshalb  hätten  Tom  Nachfolger  bestätigt  werden  mfissen,  dass  eine  ausnahmsweise 
Schenkung  zu  yollem  Eigenthum  hauptsächlich  nur  an  Kirchen  yorgekommen  sei. 
Dem  ist  Roth  entgegengetreten.  Waitz  „Anfänge*^  hat  seine  Meinung  näher  zu 
begründen  yersucht.  Beneficien  finden  sich  auch  im  Besitze  von  Mönchen,  niederen 
Geistlichen  und  Weibern.  Roth  8.  428.  Note  50,  51.  Ebenso  hatten  yon  Kirchen 
sowohl  Frauen  Beneficien,  als  auch  andere  Personen,  die  unm5glich  im  Dienstyer- 
bande  zu  denselben  gedacht  werden  können,  auch  selbst  der  König  und  einzelne 
Grafen:  Roth  8.  435.  Note  92  und  98.  Feudal.  8.  204.  Ueber  die  Entwicklung  der 
Beneficia  auf  kirchlichem  Gebiete  sehe  man  Mein  System  des  Kirchenrechts.  Giess. 
1856.  §.  99.   Phillips  Kirchenreoht  YII.  248  ff. 

SB  Nachweise  bei  Roth  8.  379.  n.  53.,  884  n.  75.  u.  a. 

*^  In  dieser  technischen  Bedeutung  kommt  der  Ausdruck  zur  Zeit  der  Mero- 
yinger  nicht  yor.  Der  Ausdruck  benefioium  findet  sich  schon  im  römischen  Reiche 
bei  den  Militärkolonien,  ist  wohl  yon  da  durch  die  Kirche  übernommen  und  auf  das 
analoge  Verhältniss  im  weltlichen  Gebiete  übertragen.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  ein 
Anknüpfen  an  römische  Einrichtungen  für  das  Beneficialwesen  durchaus  unnöthig  ist. 
—  Die  königlichen  Beneficien  waren  meist  eine  yilla  domin ica  mit  ihrem  Zubehör. 

**  Diese  Säcularisation  ist  umständlieh  beschrieben  yon  Roth  Gesch.  desBenef. 
8.  313  ff.    Feudal.  8.  71,  106  ff.,  der  zeigt,  dass  nicht  bereits  Karl  Martell  zu  der- 
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Zweifel  eine  Beleibung  aller  königlichen  Yasallen.  Zu  ähnlichen  Ver- 
leihungen durch  die  Gleichheit  der  Verhältnisse  gezwungen  gaben  die 
meisten  Senioren  ihren  Vasallen  Beneficien.  Auch  wurde  mehr  und 
mehr  die  Verleihung  eines  Beneficiums  directer  Orund  eines  Dienstver- 
hältnisses, indem  einzelne  grosse  Orundbesitzer,  um  Fideles  zu  haben, 
ferner  um  als  Entgelt  die  Eriegsfolge  sich  zu  verschaffen,  Ländereien 
nach  Beneficialrecht  austhaten.  Endlich  übertrugen  Manche,  um  die 
Vortheile  des  Vasallen  Verhältnisses  zu  gemessen,  ihr  Out  dem  Könige 
oder  einem  Grossen,  und  nahmen  es  von  demselben  nach  Beneficialrecht 
zurück.  In  der  Regel  waren  die  Beneficien  nur  für  die  Lebensdauer 
des  Herrn  gegeben,  allmälig  wurden  jedoch  unter  verschiedenen  Formen 
dieselben  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers  verliehen  und  auch  nach 
dessen  Ableben  häufig  dem  Erben  aufs  Neue  übertragen,  so  dass,  wenn 
kein  Fall  der  Einziehung  vorkam,  das  Verbleiben  in  der  Familie  zur 
Begel  wurde.  5* 

V.  Das  anfänglich  rein  personliche,  allmälig  aber  durch  die  Bene- 
ficien auf  ein  dingliches  Substrat  gebaute  Treuverhältniss  wurde  mehr 
und  mehr  von  Einfluss  und  die  Grundlage  der  Staatsverfassung;  denn 
obwohl  die  trustis,  das  personliche  Umgeben,  fortfiel,  blieb  die  Treue 
und  Verpflichtung  zu  Diensten  bestehen,  und  bildete  das  Band,  durch 
welches  in  der  Folgezeit  König  und  Stände  zusammengehalten  wurden. 

8.  Die  KlnkUfto  des  KSalgt.  * 

L  Hauptquelle  der  königlichen  Einkünfte  waren  die  Reichsgüter, 
Domänen,  villae  dominicae,  bestehend  zum  Theile  aus  dem  ange- 


selben  gegriffen.  Es  braucht  hier  auf  die  Formen  der  Verleihung  yon  Eirchengat, 
die  Arten  der  Preoariae,  deren  nach  dem  Ableben  des  Besitzers  an  dessen  Nach- 
folger (Söhne)  stattgehabte  Yerleihung  faktisch  zur  allmäligen  Entfremdung  des 
Eirchenguts  führte,  die  in  Folge  der  Verleihung  zu  Gunsten  der  Kirche  oonstituirten 
Abgaben  (decimae  et  nonae)  und  die  Einwirkung  dieser  Säcularisation  auf  die  Ent- 
wicklung des  kirchlichen  QQterrechts  (Beneficien,  Zehnten,  Baulast;  Roth  bietet 
dafür  ein  treffliches  Material,  Tgl.  mein  System  S.  518,  545)  nicht  näher  eingegangen 
zu  werden,  da  hier  nur  das  Beneficialwesen  als  solches  ¥on  Bedeutung  ist,  jedenfalls 
das  kirchliche  keine  besondere  Form  bietet,  welche  auf  die  Entwicklung  einen 
massgebenden  Einfluss  gehabt  hätte,  so  gewiss  es  ist,  dass  in  der  Reception  des 
Benefieialwesens  von  Seiten  der  Kirche  für  dasselbe  ein  grosser  Halt  lag. 

»  VgL  über  diese  Entwicklung  Roth  B.W.  S.  416  ff. 

*  Literatur  und  Quellenstellen  bei  O engler  Grundr.  S.  283  ff.  Dem  münd- 
liehen  Vortrage  überlassen  die  Darstellung  des  Zusammenfallens  der  königlichen 
und  Staatseinkünfte,  Bedeutung  Ton  fiscus,  fiscalia,  regalia  der  Quellen;  Art 
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stammten  Familienbesitze ,  zum  grosaten  aber  aus  den  in  den  friUier 
romischen  Theilen  belegenen  Fiscalgütern  und  in  den  übrigen  Gebieten 
aus  den  Ländereien,  welche  die  Könige  für  sich  behalten  hatten.  Durch 
Schenkungen  an  Getreue,  Austhun  zu  Beneficien  und  besonders  Aus- 
statten der  Bisthümer,  Klöster  u.  s.  w.  ^  waren  sie  allmälig  bedeutend 
zusammengeschmolzen. 

II.  Dazu  kam  beibehalten  aus  der  römischen  Zeit  in  dem  süd- 
lichen Gallien  von  den  Possesso  res  (Grundeigenthümern)  die  in  jedem 
Steuerjahre  (i n d i c t i  o)  lallige  Capitatio  (Grundsteuer)  bemessen  nach 
je  1000  solidi  des  auf  Ghrund  des  allemal  auf  15  Jahre  festgestellten 
Capitastrum  abgeschätzten  Vermögens,  von  den  Uebrigen  eine  Kopf- 
steuer (tributum).^  Anfangs  waren  zwar  nur  die  römischen  ünter- 
thanen  dieser  Steuer  unterworfen,  allmälig  wurden  auch  die  fränkischen 
dazu  verpflichtet. >  Diese  Steuern  sind  aber  aus  mannigfachen  Gründen 
(Erwerb  des  römischen  Guts  durch  Franken,  Yerfall  der  Steuerrollen, 
Begeben  der  Kopfsteuerpflichtigen 'ins  Treuverhältniss  u.a.)  theils  fort- 
gefallen, theils  in  andere  Formen  übergegangen.  In  den  übrigen  Gegen- 
den wurden  gemäss  dem  Herkommen^  bald  auch  Steuern,^  bald  vom 


der  Benutzung,  Verwaltung,  palatia.  Curtes,  mansioniles,  dominioatae, 
yillae  u.  g.  f.  Cap.  Aquisgr.  812  o.  7.  (Leg.  I.  174),  Benefioiorum  fiscorumque 
regal.  desoribend.  formulae  812.  (ib.  175  sqq.).  GuSrard  Explioafcion  du  Gapltulaire 
de  yillis.  Paris  1858.  Eingehend  behandelt  das  Finanzwesen  nach  allen  Richtungen 
hin  Waitz  Y.Q.  II.  558  ff.  IV.  B  ff.  Verzeichnisse  einzelner  Ofiter  geben  die  bei 
Waitz  IV.  119  Note  2  Genannton.  —  Gegen  die  Ansicht  Maurer 's  Einleit.  S.  94  fif, 
es  habe  schon  in  alter  Zeit  eine  „Reiohsalmende",  nationales  Land  gegeben,  die 
Gierke  Genossensehaftsr.  S.  60  !N.  17  adoptirt,  So  hm  S.  27.  Anders  bei  den 
Langobarden  und  besonders  Angelsachsen. 

1  Belege  bei  Roth,  Thomassini  Vetus  et  noya  ecciesiae  discipllna  eiroa 
benefioia  et  benefieiarios  cet.  Keap.  1769.  IQ.  Partes  in  10  T.  4.  den  Urkunden- 
sammlungen <§.  3)  fOr  die  einzelnen  Diöcesen,  Kirchen  u.  s.  w. 

*  Ueber  die  Versuche,  diese  Steuern  auszudehnen,  deren  Beibehaltung,  Ueber- 
gang  der  Grundsteuer  in  eine  auf  dem  Boden  ruhende  Abgabe  (Reallast),  der  Kopf- 
steuer in  eine  den  Familien  obliegende,  somit  yererbliche  Abgabe  s.  Roth  Bene- 
fidalw.  S.  85  ff.  Dass  sich  solche  erhielt,  zeigt  Gap.  Aquisgr.  818  c.  6  (Leg.  I.  188), 
£d.  Pist  864  o.  28  (ib»  495):  «Ut  iUi  Franoi,  qui  oensum  de  suo  capite  rel  de 
suis  rebus  ad  partem  regiam  debent,  sine  nostra  licentia  ad  easam  Dei  yel  ad 
alterius'  ouiusounque  serritium  se  non  tradant,  ut  respublica  quod  de  illis  habere 
debet,  non  perdat.* 

»  Waitz  V.G.  IL  578  ff. 

^  Gap.  Aquisgr.  828  Oratorum  relatio  ad  Imp.  o.  7.  (Leg.  L  327.)  yCensus 
tarnen  singularum  prorinoiarum  antiquitus  constitntus  hnjus  rei  oooasione  pauperibus 
non  augeatur.^ 

»  Bei  den  Alemannen:  Waitz  V.G.  11.  560  ff«,  Merkel  de  rep.  Alam.  §.  10  n«  31. 
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ganzen  Volke  eine  Abgabe,«  bald  Geschenke^  der  Einzelnen  entrichtet 
Hierzu  kommen  die  Leistungen  von  Naturalien  (Zehnten,  Erbschafts- 
zehnte, Schweinezehnte  u.  s.  f.)  an  den  Hof,  sowie  an  verschiedene 
Beamte,  die  von  Naturaldiensten  (Hand-  und  Spann -Dienste,  Fuh- 
ren) u.  dgl. 

ni.  Eine  andere  Classe  von  Einkünften  bildeten  die  Bussen  für  den 
Bruch  des  Friedens  (freda)  und  die  Banngelder,  Bannbussen,  ferner  Ein- 
nahmen aus  Confiscationen,  erblose  Sachen. ^  Hierzu  traten  die  Nutzungen, 
welche  der  königliche  Forst-  und  Wildbann  abwarf,  die  Zoll-,  Wege-, 
Brückengelder,  soweit  dieselben  nicht  an  Grosse  vergabt  waren,  das 
Hünzregal,*  eine  Art  Bergzehnt.  i<> 

B.   Die  Reiohsregierung. 
§.45. 

1.  Die  BelelubeamteB,  HofbeaMtoa.  * 

L  Es  treten  uns  unter  Chlodwigs  Nachfolgern  eine  Anzahl  von 
Aemtem  entgegen,  von  denen  einige  nur  für  den  Hof,  andere  far  die 
ganze  Reichsregierung  von  Bedeutung  waren.  In  jener  Beziehung  er- 
scheinen die  Inhaber  der  Aemter,   welche  nach  alter  Sitte  den  Dienst 


•  Von  den  Sachsen,  Thflringern,  den  fllayiBohen  YSlkern,  so  oft  sie 
die  Oberhoheit  des  frftnki sehen  Königs  anerkannten. 

'  DItIs.  imper.  a.  817  o.  4.  Eichhorn  R.G.  §.  171.  Biese  von  den  einxelnen 
Grossen  (Bischöfe,  Aebte,  Grafen,  Vasallen)  alljährlich  gebrachten  nntersoheiden 
sich  ?on  denen,  welche  der  Einzelne  zu  geben  pflegte,  wenn  er  zu  Hofe  kam,  and 
Ton  den  Naturalleistnngen,  welche  auch  wohl  d  o  n  a  heissen. 

«  L.  Rip.  LVII.  4.    L.  Sal.  Emend.  LXUI.  §.  8.    Waitz  lY.  8.  98. 

•  Waitz  n.  606  ff.  lY.  8.  65—86.  Ad.  Soetbeer  Beitr.  z.  Gesch.  des  Geld- 
und  Münzwesens  in  Deutsohl.  in  Forschungen  I.  205  ff.  548  ff.  11.  298  ff.  lY.  241  iL 
YL  1  ff. 

^^  Waitz  n.  8.  614.  Interessant  die  Urkunde  yon  779  bei  Dronke  Cod. 
num.  69.  Karl  giebt  dem  Kloster  Fulda  seinen  Ort  Westera:  ,,in  quo  loco  offidnas 
salis  cum  singulis  patellis  et  mancipiis  ad  hoc  officium  deputatis  abundantesque 
fontes  salis  habemus.  Donamus  etiam  ipsum  forum  tributumque  seu  teloneum 
ipaius  loci  s.  Bonifacio  martiri,  statuentes,  ut  per  singulas  ebdomadas  oarrada  salis 
inde  detur  ad  monasterinm  fuldense,  insuper  singule  curtes  singulaqne  manoipia  de- 
bitum  pensum  persolvant  reditusque  agrorum  omnemque  oonstitutionem  debiti  ser^ 
▼ioii  Statute  tempore  reddant.*^ 

•  Hincmar.  Remens.  de  ordine  palatii  in  Walter  Corp.  jur.  germ.  m.  761 
sqq.  nach  der  Schrift  des  Abtes  Adalhardus  yon  Correj  gearbeitet,  wie  Hincmar 
selbst  c  12.  niher  angiebt.    Waitz  II.  899  fL,  HL.  410  ff. 
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für  die  Bedfirfoisse  des  Königs  Tersahen,  für  dessen  Kleidung,  Nahrung, 
Rosse.  Diese  sind  1)  der  Cubicularins,i  betrant  mit  der  Sorge  für 
das  Haas  und  dessen  Bewohner,  somit  auch  für  den  Schatz  (thesau- 
rarius),  der  vor  den  Majoresdomus  zurücktrat  und  unter  den  Karo* 
Ungern  als  Gamerarius  die  eigentliche  Hofhaltung  besorgte.  2)  Der 
Dapifer  oder  siniscalcus,  senescalcus,  Seneschall,'  später 
Truchsess,'  Oberküchenmeister,  dem  die  Sorge  für  die  Küche  und 
die  Bedienung  bei  der  Tafel  oblag«  3)  Pin  c  er  na,  Scantio,^  in  karo- 
lingischer  Zeit  buticularius,^  Schenke,  Kellermeister.  4)  Com  es 
stabnli  (Gonnetable)  Marescalcus,*  Marschall,  Oberstallmeister, 
betraut  mit  der  Sorge  des  königlichen  Stalles,  für  die  £quipirung  der 
Vasallen  und  deshalb  deren  allmäUger  Anführer.  Ausserdem  gab  es 
noch  verschiedene  andere  Aemter  (yenatores»  falconarius)  und  zur 
taglichen  Leistung  der  Dienste  eine  Anzahl  von  Stellyertretem,  Unter- 
beamten der  Genannten,  nebst  den  nSthigen  Dienern  (Ministeriales) 
zur  Besorgung  der  niederen  Geschäfte.  7 

n.  Für  die  .BeichsTerwaltung  Ton  directer  Bedeutung  waren  1)  der 
ReferendariuB,  welcher  das  königliche  Siegel  zu  bewahren,  die  könig- 
lichen Urkunden  zu  beglaubigen  hatte,  der  Kanzlei  vorstand,  unter  den 
Karolingern  Gancellarius,  meist « ein  hoher  Geistlicher  unter  dem 
Namen  Apocrisiarius,  Archicapellanus,  welcher  zugleich  der 
Hofgeistlichkeit  vorstand  ^  und  überhaupt  die  geistlichen  und  Unterrichts- 


»  Gregor.  Touren.  V.  18.  18.  21.  88.  YII.  13.  17.  21.  X.  10. 

*  Grimm  B.A.  p.  802.  nimmt  den  Auadmck  für  „der  älteste  Oiener^ ;  richtiger 
wohl  absnleiten  yon  Ben  (Gesinde  oder  Ueerde,  Scbaar),  so  yiel  als  ein  Diener,  der 
einer  Sohaar  vorsteht ,  wfthrend  jenes  als  üebersetzung  Ton  major  domus  er- 
schiene. 

*  Einige  leiten  es  ab  Ton  truhe,  Gefftss  und  sehen  es  als  üebersetsung  tob 
dapifer  an;  richtiger  von  trustis,  trucbt,  Sohaar,  der  einer  Sohaar  vorsteht. 
VgL  fiber  die  Namen  dieser  Aemter  noch  Z5pfl  IL  §.  29. 

«  Lex  SaL  5oTell.  bei  Merkel  p.  66. 

«  Gap.  Karoli  M.  de  yillis  c  16.    Hinomar  1.  o.  n.  28.  von  bnte  =  Bntte. 

*  Lex  Sal.  1.  o.  ,Si  qnis  migorem,  infestorem,  soantionem,  marisoalcnm,  stra- 
torem,  fabrum  ferrariom,  anrificem  sive  oarpentarium,  vinitorem  vel  poroarinm  vel 
ministerialem  fnraverit  .  .  .^^    Gregor.  Tonron.  Y.  89.    Hincmar  o.  16.  28. 

7  Hinomar  De  ord.  pal.  c.  16.  17.  22.  24.  Ueber  Erziehung  und  Disciplin 
bei  Hofe  s.  Waitz  IL  400  C,  ELL  447  ff. 

"  Hinomar  c  16.  Dessen  Amt  beschreibt  eingehend  o.  20,  womit  zu  ver- 
binden sind  0.  18 — 15,  welche  die  geistL  Angelegenheiten  näher  darlegen.  Der 
Apocrisiarius  hatte  tbrlgens  auch  Geistliche  als  Stellvertreter.  Vgl.  noch  Waitz  lU. 
426  ff. 

T.  Sebalte,  Eeieli»-  u.  SeehUgescb.   4.  Avil.  8 
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angelegenheiten  leitete  (Cultusminister).  2)  der  Comespalatii,  Pfalz- 
graf ,  welcher  hervorragender  Gehülfe  des  Königs  fiir  die  Gerichtsbarkeit 
in  älterer  meroyingischer  Zeit  *  in  dieser  Stellung  yerdunkelt  durch  den 
Major domus  ^^  unter  den  Karolingern  als  oberster  Hof-  und  Reichsbe- 
amter für  die  weltlichen  Angelegenheiten,  somit  als  zweiter  überhaupt 
erscheint.  11  3)  In  der  merovingischen  Zeit  erscheint  seit  der  Regent- 
schaft Yon  Frauen  allmälig  als  der  erste  Hof-  und  Reichsbeamte  sowohl 
im  westlichen  als  östlichen  Franken  und  in  Burgund  der  früher  nur  mit 
der  Leitung  des  Hofstaates  betraute  insbesondere  als  Kammerherr  der 
Königin  und  Prinzessinnen  fungirende  Majordomus,  dem  zuletzt  die 
Oberverwaltung  des  Krongutes,  damit  auch  der  grösste  Einfluss  auf  das 
Beneficialwesen ,  die  Aemterbesetzung,  femer  die  Vormundschaft  über 
den  minderjährigen  König  u.  s.  w.  zustand.  Mit  König  Pippin  ver- 
schwand diese  Würde.  i> 

§.46. 

S.  VI»  Belehi-Iloftage.  * 

I.  Neben  der  gewöhnlichen  Yersammlung  der  Hofbeamten  und 
sonstigen  gerade  beim  Könige  anwesenden  Grossen,  deren  sich  derselbe 
als  consilium,  consistorium  zur  Entscheidung  wichtiger  Regierungs- 


*  Vgl.  die  Belege  bei  Waitz  II.  409. 

>o  Siehe  die  Angaben  bei  v.  Daniels  §.  157.  (8.  497). 

>^  Hin  Omar  o.  19.  „  .  .  E  quiba8  praeoipue  duo,  id  est,  Aproorisiarius  .  .  . 
de  Omnibus  negotiis  eoolesiasticis,  vel  ministris  eoolesiae;  et  oomes  Palatii  de 
Omnibus  saeoularibus  causis,  yoI  judiciis  snsoipiendi  ouram  instanter  habebant:  ut 
neo  Eoolesiastioi,  nee  saeotilares  prius  Dominum  Regem,  absque  eorum  oonsultn  in- 
quietare  neoesse  haberent,  quousque  illi  praeriderent,  si  neoessitas  esset,  ut  eausa 
ante  Regem  merito  venire  deberet.  Si  yero  seoreta  esset  oausa,  quamprius  con- 
grueret  Regi,  quam  ouiquam  altori  dicere,  eundem  dicendi  looum  eidem  ipsi  prae- 
pararent  introduoto  prius  Rege,  ut  hoo  juxta  modum  personae,  vel  honorabiliter, 
yel  patienter,  yel  etiam  miserioorditer  susoiperet**«  o.  21.  „Gomitis  autem  Palatii, 
inter  caetera  paene  innumerabilia,  in  hoo  maxime  solUoitudo  erat,  ut  omnes  oon- 
tentiones  legales,  quae  alibi  ortae  propter  uequitatis  Judicium  Palatium  aggredie- 
bantur,  juste  ao  rationabiliter  determinaret;  seu  perrersa  judicata  ad  aequitatis 
tramitem  reduoeret*^.  An  den  König  sollten  nur  die  Sachen  kommen,  über  die  es 
keine  oder  eine  solche  weltliche  Satzung  gebe,  die  vom  ohristliohen  Standpunkte 
aus  zu  grausam  oder  Terwerflich  erscheine. 

1'  Die  Ansichten  weichen  sehr  von  einander  ab:  J.  O.  Zinkeisen  De  majore 
domus,  Jena  1816.  Pertz  Die  Gesch.  der  meroTing.  Hansmeier,  1819.  G.  8oh5ne 
Amtsgewalt  der  frftnk.  majores  domus.  Braunschweig  1856.  H.  £.Bonnel  De 
dignitate  majoris  domus  Berol.  1868.    Waitz  U.  415  ff.    r.  Daniels  §.  156. 

♦  AusführHch  Waitz  V.G.  m.  8.  462  ff. 
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Sachen  Ytie  der  vor  ihn  gebrachten  Bechtsstreitigkeiten  (Hofgerioht) 
bediente,  finden  sieh  bereits  im  6.  Jahrhundert,  seitdem  die  königliche 
Macht  entwickelt  und  die  alten  volksmässigen  Einrichtungen  abgestorben 
waren^  ausserordentliche  Versammlungen,  placita,  conventus»  die  späteren 
Reichstage.  Auf  ihnen  erschienen  die  geistlichen  (ErzbischSfe,  Bischöfe, 
Aebte)  und  weltlichen  Grossen  (Herzöge,  Grafen,  königliche  Yasallen), 
schlechtweg  die  Majores,  in  Begleitung  ihrer  Unterbeamten  und  Ya- 
sallen, der  juniores,  in  den  austrasischen  Ländern  auch  die  einfachen 
Freien.* 

IL  In  merovingischer  Zeit  wurde  die  allgemeine  Yersammlung 
(placitum  generale)  abgehalten  im  März  zugleich  mit  der  alljährlich 
zu  dieser  Zeit  stattfindenden  Heeresmustemng  (Campus  Martins);' 
unter  den  Karolingern  führte  die  Aenderung  des  Kalenders  die  Ver- 
legung auf  den  Mai  (Campus  Madius)  herbei. 

in.  Der  Ort  dieser  Reichstage  richtete  sich  nach  dem  jeweiligen 
Aufenthalte  des  Königs  auf  der  einen  oder  anderen  Pfalz  (paiatium). 

lY.  Eigentliche  Bedeutung  erlangten  die  Beichstage  unter  den  Mero- 
yingem,  seit  Chlotar  U.  im  J.  614  auf  Grund  der  Beschwerden  seiner 
Getreuen  eine  Anzahl  yon  Garantien  für  die  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  zugestehen  musste.^  Auf  ihnen  wurden  TOn  da  ab  alle  wich- 
tigeren Angelegenheiten  vorgenommen.  Hatte  auch  unter  Karl  d.  G.  und 
schon  seinem  Yater  das  Königthum  eine  viel  grössere  Macht,  80  behielten 
gleichwohl  die  Beichsversammlungen  ihre  Bedeutung  theils  wegen  der 
wohlberechneten  Wirkung  für  Festigung  des  königlichen  Ansehens,  theils 
der  Entwicklung  des  Yasallenthums.  Deren  Angelegenheiten  waren  : 
Musterung  des  Heeres,  Annahme  der  dona  der  Stämme  und  der  Tribute, 
Erlassung  (Publikation)  von  Gesetzen,  Empfang  von  Gesandten,  Ent- 
gegennahme der  Berichte  der  Sendboten  und  deren  Bestellung,  endlich 
auch  Fällung  wichtiger  Urtheile.^ 


1  Das  ist  mindestens  fOr  bestimmte  Fälle  ausser  Zweifel.  Gapit.  Karoli  M. 
minora  a.  806  o.  19.  (§.  37.  n.  2.)  „Ut  populus  interrogetnr  de  oapitnlis,  quae  in 
lege  noTiter  addita  sunt:  et  postqnam  omnes  oonsenserint,  subseriptiones  et  manu- 
firmationes  suas  in  ipsis  oapitolis  faciant"  Edict.  Pistense  Karoli  Oalvi  a.  864  c.  6. 
...  Et  qnoniam  lex  consensu  popnli  fit  et  constitutione  Begis,  Franc!  jurare  debent". 

*  Waitz  Der  Fränkische  Campus  Martins  in  Forsebungen  XIII.  489  ff. 

*  Gblotharii  IL  Edietum  (Leg.  I.  14.)  gerichtet  gegen  willkarliche  Erhöhung 
der  Abgaben,  Z511e,  Forsten,  —  Erpressungen  und  Willkflrliefakeiten  der  Beamten, 
—  auf  Handhabung  des  Landfriedens  und  Freiheit  der  Person  u.'s.  w. 

^  Hinomar  De  ord.  pal.  o.  29.  Annal.  Laurisham.  ad  a.  788  (Yerurtheilung 
Herzog  Thassilo^s  u.  a.). 

8» 
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y.  Keben  diesem  grossen  Tage  fand  regelmässig  im  Herbste  ein 
kleinerer  statt  zar  Vorbereitung  der  auf  dem  nächsten  allgemeinen  zu 
verhandelnden  Angelegenheiten.^ 

VI.  Mit  diesen  Yersammlungen  waren  verbunden  die  von  den  geist- 
lichen Grossen  allein  abgehaltenen  Reichs syno den  zur  Regelung  der 
kirchlichen  Angelegenheiten  und  zur  Aburtheilung  der  von  Bischöfen  be- 
gangenen Vergehen.^  Ihre  Beschlüsse  sind  ffir  die  Entwicklung  des 
kirchlichen  Lebens  jener  Zeiten  von  Bedeutung  und  fanden  ihre  äussere 
Durchführbarkeit  in  den  Capitularien ,  welche  die  Konige  auf  Grund 
derselben  erliessen. 

VIL  Mit  dem  allmäligen  Verfalle  der  durch  Karl  d«  G.  auf  den 
höchsten  Gipfel  gehobenen  königlichen  Macht  unter  Ludwig  d.  F.  und 
dessen  ülachfolgem  in  Folge  der  inneren  Kriege,  der  Reichstheilungeut 
Schwäche  der  Könige,  zunehmenden  Macht  der  Grossen,  kam  der  Schwer- 
punkt der  Regierung  mehr  und  mehr  an  den  Reichstag«  Dieser  erscheint 
als  die  Versammlung  der  zu  einer  von  dem  königlichen  Willen  im  Wesent- 
lichen unabhängigen  Stellung  gelangten  geistlichen  und  weltlichen  Grossen» 
deren  Zustimmung  zu  allen  Sachen  von  grösserer  Wichtigkeit  erforder- 
Kch  wurde.  ^ 

VIII.  Die  bei  einzelnen  Stämmen  unter  ihren  Herzogen  noch  bis  in 
die  späte  karolingische  Zeit  fortlaufenden  placita  generalia  sanken  seit 
der  Einverleibung  in  das  fränkische  Reich  zu  Versammlungen  ffir  Be- 
rathungen  provinzieller  Angelegenheiten  herab.^  Denselben  Charakter 
tragen  die  unter  den  Karolingern  vorkommenden  Versammlungen  von 
Grossen  vorzüglich  eines  Stammes  zur  Berathung  und  Festsetzung  pro- 
"vinzieller  Gesetze. 

§.  47. 

S.  Die  GrafteliaftSTerfMiHBg. 

L  In  den  altfränkischen  Ländern  und  seit  der  Ausdehnung  der 
Grafschaftsverfassung   über  das   ganze  Reich  stand  an  der  Spitze  des 


*  Hin  Omar  De  ord.  paL  o.  80.  ^Caeterum  autem  ....  aliud  placitum  oom 
senioriboB  tantum  et  praecipuis  CoTiailiariis  habebatur  .  •  ."• 

*  Gregor.  Touron.  X.  19  erzählt  eine  aolohe.  Ueber  den  Gang  der  Verband* 
Inngen,  die  Berathung,  Beatätignog  durch  den  K(^nig  auf  den  Beiohatagen  giebt 
AufsobloBB  Hin  Omar  Be  ord.  pal.  o.  34—36. 

T  Bcbon  im  ConTentus  apud  Marsnam  a.  851  (Mon.  Leg.  I.  p.  408)  c.  6  werden 
dieselben  genannt  ^sea  adjutores  atqne  Gooperatores**  des  Königs.  Im  Capit 
Earoli  IL  apnd  Carisiaonm  a.  877  (eod.  p.  541)  ist  zu  jedem  decretum  die  Annahme 
und  das  Yersprechen,  es  halten  zu  wollen,  Seitens  der  Grossen  bemerkt. 

*  Vgl.  Aber  solche  die  Notizen  bei  Zöpfl  Th.  II.  §.  42. 
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Gaues,  der  Orafschaft  (pagns,  comitatuB,  grafia)  ein  in  deren 
Hanptorti  reaidirender  vom  Eonige  eingesetzter  Beamter  unter  dem 
I^amen  comes,  judex,  judex  fiscalis  (auch  palatii),  grafio, 
Graf. 2  Anfanglich  konnte  derselbe  aus  den  Freien  oder  Unfreien* 
genommen  werden,  seit  dem  Edicte  Ghlotar^s  II.  vom  J.  614  nur  aus 
den  freien  Grandbesitzern  des  Gaues>  Dadurch  kam  das  Ami  allmSlig 
an  die  grossen  Grundbesitzer  des  Gaues,  horte  die  frühere  unbedingte 
Absetzbarkeit  auf  und  bildete  sich  der  Keim  der  Stabilität  und  Erblich- 
keit des  Amtes  aus.^  Als  Beamter  des  Königs  hatte  er  das  dreifache 
Wergeid.«  In  der  merovingischen  Zeit  liegt^  ihm  ob  die  Wahrung  der 
fiskalischen  Hechte  und  die  aussergerichtliche  Executivgewalf  Mit  der 
Umänderung  der  karolingischen  Zeit  ist  er  zugleich  der  ordentliche 
Hichter  geworden  (§.  100).  Dem  Grafen  unterstehen  alle  freien  Ein- 
gesessenen des  Bezirks  (pagenses),^  mochten  sie  Deutsche  oder  Römer 
sein.  Ihnen' gegenüber  hat  er  die  Gerichtsbarkeit,  die  Polizei 
(Sicherheit  der  Wege  u.  s.  f.),  den  Heerbann,  die  Pinanzverwal- 
tung,  endlich  die  Obsorge  für  die  Kirche  und  alle  hülfsbedürftigen  Per- 
sonen (Arme,  Wittwen,  Waisen).  Geraume  Zeit  hatte  er  lediglich  die 
einzelnen  ihm  zugewiesenen  Geschäfte  und  nicht  das  Becht  des  könig- 
lichen Bannes.  Durch  dessen  Verleihung  in  einer  Anzahl  von  Fällen 
erscheint  er  bereits  unter  Karl  d.  G.  als  der  ordentliche  Vertreter  des 
Königs  und  Inhaber  des  königlichen  Bannes.'    Als  Stellvertreter  ffir 


1  Siehe  die  Autf&lirnng  des  §.  41. 

'  Deatsohe  l^amen :  ambaetmany  kasiod,  tanitem  (Malb.  Ol.)  you  samio  (=:leode, 
fidelitaa,  Unterthanensohaft).  Das  Dienen  liegt  darin.  Lat.  19  amen  au  ob  praefeotns, 
famalas,  ministorialiB,  agens.  Jndiees  beissen  in  der  karol.  Zeit  seine  ünterbeamte. 
8obm  S.  18,  146  ff. 

*  Lex  Bipaar.  LIIL  2. 

^  Leg.  L  16.  e.  12.  „üt  nollus  iudex  de  aliis  proTinciis  avt  regionibuB  in  alia 
loca  ordinetar;  nt  si  mali  aliqaid  de  qnibualibet  conditionibas  perpetrayerit,  de  sniB 
propriis  rebas  exinde  qaod  mali  abstulerit  iaxta  legiB  ordinem  debeat  restitaere* 
Karls  d.  O.  Yorgang,  Unfreie  zu  nehmen,  steht  yereinaelt  da.    Waits  m.  826. 

ft  Waitz  IL  S76  ff.    Sohm  3.  41.  N.  40. 

*  Lex  8aL  LIV.  1. 

'  Vgl.  8ohm  S.  79  ff. 

^  y.  Daniels  R.G.  §.  165  erklftrt  hiermit  fSr  gleiidi  den  Aasdruok  bargildi, 
bhargildi,  barigildi,  den  er  als  Bezeichnung  fflr  „die  tu  ordentliohen  Leistungen  yer- 
pflichteten  Pfarrgenossen  der  Kirchspiele,  aus  denen  die  GrafBohaft  bestand^  nimmt. 

*  Dieser  Bann  fttr  Befehle  in  Yerwaltungssaehen  in  Mareulf  I..  40  (§.  42. 
Anm.  12),  Gapit  exero.  a.  802  c.  57;  Beispiele  in  der  Lex  Franc.  Ghamayor.,  x,  B. 
o.  84,  35,  88,  41.    Aligemein  Gap,  de  part.  8axoniae  o.  31.     „Dedimus  potestatem 
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die  fiskalischen  Rechte  übt  er  über  die  Hörigen  des  Königs  die  Herren- 
rechte. Regelmässig  waren  die  Grafen  königliche  Getreue.  Der  Graf 
bezog  keinen  Gehalt,  hatte  aber  Ansprach  auf  ein  Drittheil  der  Bussen/ o 
auf  verschiedene  Naturalleistungen  (Hand-  und  Spanndienste)  und  war 
überhaupt  zufolge  seiner  Stellung  in  der  Lage,  die  Pagenses  unter  ver- 
schiedenen Titeln  zu  bedrücken  und  dadurch  viele  in  ein  persönliches 
Abhängigkeits-  und  Dienstverhältniss  zu  bringen,  ii  Man  gab  dem  Grafen 
in  der  karolingischen  Zeit  regelmässig  Beneficien  oder  machte  dazu 
königliche  Beneficiaten  in  der  Grafschaft.  ^^  In  dieser  Stellung  und  dem 
eigenen  grossen  Grundbesitze  liegen  die  Keime  der  späteren  Bildung.i^ 


oomitibas  bannum  mittere  infra  suo  ministerio  de  faida  yel  majoribus  cauBis 
in  BoUdos  60,  de  minoribuB  rero  cauBiB  comitia  bannum  in  solidoB  15  constituimus". 

1®  Capit.  gener.  Frano.  a.  783  o.  5.  Leg.  I.  46.  ^Si  comiteB  ipsas  oanBas  com- 
moverini  ad  reqoirendam,  iUam  tertiam  partem  ad  eornm  recipiant  opiiB,  duas  rero 
ad  palatinm**. 

^1  Von  vielen  Stellen  Gap.  de  exped.  exeroit.  .  .  a.  811  o.  2  1  (ib.  p.  168):  ^Quod 
paupereB  se  reclamant  expoliatoB  eBse  de  eorum  proprietate.  Et  hoo  aequaliter  clamant 
super  EpiecopoB  et  Abbates  et  eorum  AdvocatOB,  ei  super  ComiteB  et  eorum  CentenarioB. 
8)  Diount  etiam  quod  quicunque  proprium  suum  epiBCopo,  abbat!,  rel  comiti  aut  judici^ 
Tel  oentenario  dare  noluerit,  oocaBionoB  quaerunt  super  illum  panpernm  quomodo  eum 
oondemnare  poBBint,  et  illum  semper  in  hoBtem  fadant  Ire  usque  dam  pauper  faotus 
TolenB  noleuB  suum  proprium  tradat  aut  yendat;  alii  vero  qui  traditum  habent,  abBque 
oUiuB  inquietudine  domi  resideant.  4)  Quod  Epiacopi  et  AbbatoB,  sive  Comites» 
dimittunt  eorum  liberos  hominoB  ad  oasam  in  nomine  miniBterialium  .  •  .*  DaB  Oap. 
de  part.  Saxon.  bedrohet  den  Grafen  mit  Absetzung  (,,honorem  suum  perdat**)  c.  24, 
wenn  er  Rftuber  und  MiBBethftter  aus  anderen  GrafBohaften  verbirgt  und  nicht  herauB- 
g^ebt  ohne  Grand,  o.  28.  wenn  er  ^onera  super  innocente"  anninunt 

'*  Capit.  Niumag.  a.  806  o.  7.  (ib.  p.  144)  beweist  dies  durch  die  Allgemeinheit, 
mit  der  es  spricht  ^Auditum  habemuB,  qualiter  et  Comites  et  alii  homines  qui 
nostra  beneficia  habere  ridentur,  comparant  Bibi  proprietatoB  de  ipBO  noBtro 
beneficio,  et  faoiunt  servire  ad  ipaas  proprietates  senrienteB  nostros  de  eorum  beneficio, 
et  curteB  nostraB  remanent  desertaB  et  in  aliquibus  locis  ipBi  yicinantcB  multa  mala 
patiuntur*'.  Ueber  das  allmälige  feste  Verbleiben  bei  den  Grafen,  wodurch  sie  förm- 
lich als  Eum  Amte  gehörig  erBchienen,  s.  Roth  Benefioialw.  8.  480  ff. 

>'  In  der  GrafBchaft  (actio)  eraoheint  in  merov.  Zeit  regelmäBsig,  biBweilen  mit 
dem  Grafenamte  yerbundon,  fQr  die  Adminiatration  der  Dom&nen  ein  domeaticuB 
(die  Centralverwaltung  beim  Hofe  besorgte  ein  General- Administrator),  der  seit  dem 
Ende  dea  7.  Jahrh.  fast  immer  mit  dem  Grafen  identieoh  iat.  Aehnlich  ateht  der 
actor  der  karol.  Zeit,  deasen  Amt  jedoch  auch  meiet  der  Graf  verwaltet.  Siehe 
So  hm  8.  13  ff.  Wenn  dieser  jedoch  eo  ipao  die  aaf  öffentlichen  Titeln  ruhenden 
Einkflnfte  durch  den  Grafen,  die  auf  privaten  durch  den  domeatieuB  verwalten  Usat 
and  mit  v.  Sybel  KÖnigthum  8.  258  einen  Beleg  darin  findet,  daBS  in  der  BestellungB- 
formel  die  Domänen  nicht  genannt  sind,  bo  scheiot  mir  dies  za  kflnatlich  zu  aein. 
Die  Domänenverwaltung  erfordert  aus  aachliohen  Gründen  einen  besonderen  Beamten; 
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n*  Wie  der  Gauverband,  ist  auch  mit  der  fränkischen  Herrschaft 
der  Hundertschaftsverband  ohne  Oesetz  früh  auf  das  ganze  Reich  aus- 
gedehnt  worden.  1^  Die  Centene  ist  der  niedrigste  politische  Kreis,  der 
Oerichtsbezirk,  die  alle  Unterthanen  umfassende  territoriale  Reichsgrund- 
lage« An  ihrer  Spitze  stand  vor  der  fränkisch^i  Reichsbildung  der  yom 
Yolke  erwählte  thunginus,  welcher  kein  königlicher  Beamter  war, 
kein  dreifaches  Wergeid  hatte  und  neben  dem  es  einen  königlichen  Be- 
amten in  der  Cent  gab.  Ihn  ersetzt  im  fränkischen  Reiche  der  Cente- 
narius,^^  der  aber  nicht  mehr  vom  Volke,  sondern  vom  Grafen»  aus-* 
nahmsweise  Tom  König  selbst  ernannt  wurde  und  nach  Belieben  von 
beiden  abgesetzt  werden  konnte.  Da  er  nicht  königlicher  Beamter  ist, 
hat  er  kein  dreifaches  Wergeid.  Ihm  liegt  ob  die  Vollziehung  der  Straf- 
urtheile,!*  die  Ausführung  der  CiTilurtheile,^?  die  Eintreibung  der  Ab* 


mit  dem  Zasammensohmelzen  derselben  (darch  Dotation  yon  Stiftern,  Benefioien  n.  s.  w.) 
bedurfte  es  keiner  besonderen  domestici  mehr.  Die  Einkünfte  sind  persönliche,  die 
Soheidnng  nach  Rechtstiteln  ist  jener  Zeit  fremd,  -wie  das  Ed.  Pist.  864  o.  28  (§.  44. 
N.  2)  zeigt;  nm  so  mehr  gilt  das  fftr  die  altere  Zeit. 

Sohm  R.  u.  O.y.  8.  84  ffl,  Proc.  der  Lex  Sal.  S.  281  ff.  nimmt  den  saoebaro 
als  jenen  kSnigl.  Beamten  der  meroy.  Zeit,  der  für  einen  einzelnen  Zweig  des  fiskal. 
Interesses,  nämlioh  für  die  Beitreibnng  der  an  den  König  zu  leistenden  Zahlungen, 
insbesondere  die  Bussen  (fredns),  wo  diese  nicht  im  Wege  geriohtl.  Klage,  sondern 
durch  administratiTO  Acte  zu  geschehen  hatte,  bestellt  war.  Seine  Darstellung  hat 
viel  Plausibles,  setzt  aber  eine  lu  compUoirte  Administrationsmaschine  Toraus. 

1^  Sehr  gut  zeigt  Sohm  G.Y.  S.  191  ff.,  dass  dies  in  Gallien  leicht  war,  wo 
in  der  Condita  (parocia,  yicaria)  als  Gerichts-  (Amts-)  Sprengel  das  Substrat  lag. 
Diese  erscheint  früh  als  Centena  im  Gegensatz  zu  yicaria,  synonym  mit  condita. 
Anderwärts  bot  der  ager  (Burgund),  aicis,  arum.  territorium,  ministerium  die  gleiche 
Grundlage. 

**  „thunginns  ant  centenarius'*  L.  Sal.  XLIV.  XLVL,  blos  thunginus  ib.  L. 
Centenarius  ist  latinisirt  (thunginus  yon  tanganare  deutet  auf  den  Richter.  Waitz 
Das  alte  Recht  S.  157.  Sohm  S.  72  N.  49)  das  lateinische  Wort  ist  yicarius. 
Centenarius  kommt  in  meroy.  Zeit  in  Neuster  u.  Auster  yor.  Sohm  S.  218  ff.  hat 
die  auch  yon  mir  bisher  getheilte  Ansicht  über  die  Yerschiedenheit  des  centenarius 
und  yicarius  widerlegt  und  die  Identität  gezeigt,  zugleich  belegt  er  durch  yiele  Zeug- 
nisse, dass  der  Name  Cent,  in  Sadfrankreieh  auch  in  karol.  Zeit  in  Urkunden  nicht 
im  Gebrauch  ist,  umgekehrt  aber  in  latein.  neustras.  und  austras.  Urkunden  yicarius. 
Für  ihn  kommen,  ganz  der  Stellung  als  gräflicher  Diener  angemessen  auch  loco- 
positus,  adyocatus  oomitis  yor.  Das  Wort  yicarius  kommt  auch  in  ganz  anderem 
Sinne  yor.    VgL  Sohm  S.  220  N.  21. 

**  Seine  Identität  mit  dem  tribunus  der  firänk.  und  alamann.  Quellen  thut 
dar  Sohm  S.  288  ff.  —  Ueber  die  Stellung  Capit.  Aquisgr.  a.  818  c.  Ik  18.  15 
(Leg.  I.  188  sq.),  817  cap.  miss.  c.  20.,  L.  Franc.  Cham.  80. 

^7  yicarius  und  minister  oomitis  ist  der  technische  Ausdruck  für  ihn^  wie  Sohm 
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gaben, ^^  die  Führung  der  Sicherheitswache,!*  endlich  ist  er  überhaupt 
der  gräfliche  Executivbeamte.'o  AUmälig  treten  manche  Centenare  in 
das  Yasallenverhältniss  zu  ihren  Gbrafen,*i  wodurch  sich  ihre  Stellung  im 
Laufe  der  Zeit  wesentlich  veränderte. 

Ausser  dem  Gentenar  als  dem  gräflichen  Hundertschaftsbeamten 
finden  wir  gräfliche  Stellyertreter  für  das  Gericht,  ausserordentliche 
Missi,  gräfliche  Macht-Oewaltboten.^^  In  der  karolingischen  Zeit  bildete 
sich  das  Amt  ständiger,  ordentlicher  Missi^^  der  Grafen  aus,   vicedo- 


8.  244  N.  109  zeigt.  Gap.  min.  a.  803  app.  c.  8.  (Leg.  I.  116),  a.  803  c.  18  (ib.  121), 
in  Theod.  villa  dupl.  805.  IL  c.  12.  (ib.  1841,  Aquense  807  o.  7  (ib.  149).  Gap. 
Aqnisgr.  817  legib.  add.  o.  11.  (Leg.  212).  „ .  .  Debitum  rero  quod  Ib,  oaias  ea  fnit, 
tolrere  debnit,  per  comitem  ac  ministros  eias  iuzta  aeeiimationem  danini,  de 
rebus  mobilibne  qnae  in  eadem  proprietate  inrentae  faerint,  hie  qaibua  idem  debi- 
tor  fuit,  exflolTatnr^    So  hm  S.  257  f. 

19  S Ohm  S.  258  £  —  Siehe  die  Stellen  §.  44.  N.  2.  Gap.  Wormat.  829  alia 
cap.  0.  13.  (Leg.  I.  852)  „Qnioanqne  rioarii  Tel  alii  ministri  comitum  tribu- 
tnm  qnod  inferenda  TGoatur,  maioiie  pretii  a  populo  ezigere  praesumpsit  quam  a 
missiB  bonae  memoriae  genitorie  nostri  oonstitutum  fuit,  hoc  est  duos  Bolidos  pro 
nna  racca,  hoo  quod  ininete  superposuit  atque  abetuUt  sibique  retinuit,  his  quibns 
hoc  tulit  cum  sua  lege  restituat,  et  iuBuper  fredum  nostrum  persolrat  et  m  1  n  i  - 
sterium  amittat". 

1*  liotores,  militea;  er  fftllt  daher  mit  dem  tribunuB  militum  susammen. 
Sohm  S.  236,  261  f. 

^  executor  publiouB.  So  im  Sendrecht  der  Mainwenden  in  Dove  Zeitschr. 
f.  K.R.  lY.  161.  Sohm  S.  260  N.  167,  S.  262  ff.,  der  seine  Identität  mit  dem  Schult- 
heis s,  Bculdahis,  Bculdheizo  (deshalb  heisst  bei  Otfrid  wiederholt  der  centurio 
BOttldheixo)  darthut  („oentena  id  est  sculdaaia  quia  tenet  100  miliaria*'.  Glossa  ad 
Lib.  Pap.  Lud.  P.  15  in  Leg.  lY.  p*  528).    Andere  Namen  hunteri,  hnndasi,  hunne. 

*>  Die  Bischöfe  und  Aebte  bestellen  für  ihre  Gutsherrschaften  die  Gentenare. 
Gap.  Aqnisgr.  802  c.  13  (Leg.  L  92),  Gap.  miss.  ante  810  o.  6  (ib.  151).  Gono.  Mo- 
gunt.  813  0.  50.  Sohm  S.  253  f.  So  tritt  neben  den  advocati  derselben  als  Oerichts- 
T9gten  für  die  Grnndholden  der  Gentenar  ffir  ihre  Gent,  welche  die  allgemeine 
Yerfassung  kreuzt.    Nota  33. 

s*  Die  Stellung  derselben  (L.  Alam.  Hloth.  XXXYI.)  gehört  ins  Gerichtswesan. 
S.  §.  110. 

*'  Gap.  779  0.  19  (Leg.  I.  38):  „De  mancipia  quae  yendunt,  ut  in  praesentia 
«^soopi  Tel  comitis  Bit,  ant  in  praesentia  arohidiaconi,  aut  oentenarii,  aut  in  prae* 
sentia  Tioedomini,  aut  iudicis  comitis,  aut  ante  bene  nota  testimonia*^.  Gap.  Pipp. 
a.  801—810  c.  18  (ib.  105,  Ton  Pertz  802  gesetzt):  f,Ut  nemo  praenumat  quis  hominem 
Tendere  ant  comparare  nisi  in  praesentia  comitum  aut  missorum  illorum  .  •**  Dass 
hier  yioedominus  episcopi,  iudex  comitis  und  missus  comitis  gleich  stehen,  ist  un- 
zweifelhaft und  TOn  Sohm  S.  513  hervorgehoben,  dase  Handschr.  des  Lib.  Pap. 
Kar.  M.  72  (Leg.  IT.  501)  „iudicis  Tel  Ticeoomitis"  lesen.  Gap.  Aquisgr.  828  instr. 
miss.  c.  8   (Leg.  I.  329)  spricht  Ton  „ministri  Tel  missi**  der  Grafen,    Sohm  S.  513  f. 
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mini,*^  locopositi,^^  vom  9.  Jahrhundert  ab  in  Frankreich  vicecomites,^* 
in  Deutschland  walpodo,^''  Gewaltboten  genannt,  welche  den  Grafen  nach 
allen  Richtungen  vertraten.  Begelmässig  wurde  einer  bestellt,  der  in 
dem  gräflichen  Amtssitze  wohnte  und  nach  der  Grafschaft  benannt  war ; 
jedoch  kommen  auch  mehrere  für  eine  Grafschaft,  Einer  für  mehrere 
Grafschaften  desselben  Grafen,  Verschiedene  für  Theile  einer  Grafschaft 
Yor.  Der  Graf  selbst  ist  zum  eigenen  Handeln  befugt.  Im  Laufe  der 
Zeit  gestaltete  sich  dies  Amt  aus  den  gleichen  Gründen  wie  das  gräf- 
liche in  mimchen  Gegenden  zu  einem  demselben  gleichen  um.^s 

III.  Eine  neue  Bildung  war  bereits  angebahnt.  In  alter  Zeit  fiel 
Mark  und  Cent  zusammen. ^^  In  den  Centen  sassen  von  jeher  neben 
Freien  Personen  im  gutsherrlichen  Verbände,  aber  auch  ganze  Centen 
standen  in  diesem  und  waren  zu  Leistungen  nach  Hofrecht  verpflichtet, '<^ 
Die  Centenare  für  diese  wurden  ernannt  vom  Gutsherrn  unter  Mitwirkung 
von  Graf  und  Centgemeinde. ^i  Nach  dem  karolingischen  Reichsrechte 
darf  der  grundherrliche  Gerichtsvogt  nicht  als  Centenar  bestellt  Werden,^^ 


*4  TioedominuB  heissen  sie  in  den  bei  Sohm  8.  515  oit  Urkunden. 

»  So  hm  3.516  giebt  Belege. 

><  Gap.  Earlom.  884  o.  9  {Leg.  I.  552).  Zahlreiche  Beispiele  aus  ürkanden  und 
Sehriftotellem  bei  Sohm  S.  508  ff.    Vgl.  Fioker  Forsch.  III.  g.  583. 

*^  Thudiohum  Markgenossenschaft  S.  58  ff.,  dessen  Beispiele  die  Qleichstellang 
des  missus,  boto,  iraldboto,  amiman,  landvogt  bis  in^s  15.  Jahrh.  zeigen. 

*"  Standschaft  des  yicomte  in  Frankreich;  der  yiguier  (Ticaire)  blieb  unter- 
geordneter Geriohtsbeamte.    Eichhorn  in  Zeitschr.  f.  gesoh.  Rechts wiss.  YIII.  815. 

»  Thudiohum  Gau-  und  Markvert  S.  127  ff.  Bechtsgeseh.  der  Wetterau 
S.  321,  325.  Weiske  Ornndl  S.  5  ff.  83  ff.  Sohm  S.  209  ff.  —  Dass  die  consi- 
Btentes  des  £d«  Chilp.  c.  8.  den  oiroummanentes  und  Ticini  anderer  Quellen  entsprechen 
und  die  cent  mit  der  mark  als  der  Ortsgemeinde  der  ältesten  Zeit  zusammenfiel,  geht 
Tor  Allem  auch  aus  L.  Sal.  XLY.  (§.  40  N.  9)  herror,  welche  consistunt  als  wohnen 
im  Dorfe  hat  und  die  eonsistentes,  manentes  ricini  nennt.  Diese,  soviel  ich  sehe^ 
ran  Sohm  übersehene  Stelle  scheint  mir  die  wichtigste  zu  sein,  weil  das  cont#a* 
dicere  offenbar  eine  Versammlung  Toraussetzt,  wo  widersprochen  wird  und  das  Recht 
des  Widerspruchs  aus  der  bestehenden  Ortsbftrgerschaft  gegen  ZnzClgler  nothwendig 
auf  die  Mark  hinweist. 

"^  Cap.  de  Tillis  imperial.  812  c.  62  (Leg.  1. 185):  „Ut  unusquisque  iudex  per  sin* 

guloB  annos quid  de  liberis  hominlbus  et  centenis   qui  partibus  fisoi 

nostri  deserTiunt....  habuerint . .  ad  nativitatem  Domini  nobis  notum  faciant  •  .'^ 

*i  Die  Yerschiedenheit  des  Centenars  vom  gutsherrlicben  OeriohtsYogt  lehren 
die  drei  in  Anm.  21  dieses  §.  angeführten  Stellen.  Sohm  S.  254  zeigt  die  Mit- 
wirkung von  Graf  und  Cent. 

*'  Gap.  Aquisgr.  817.  c.  19.  (Leg.  1.218):  „Ut  nuUns  episcopus,  nee  abbas,  nee 
comee,  nee  abbatissa  centenarium  comitis  ad?ocatum  habeat^ 
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offenbar  um  dem  Centenar  den  Charakter  des  öffentlichen,  gräflichen 
Beamten  zu  lassen  und  eine  Yermischung  der  Outsgewalt  über  eigene 
Leute  mit  der  staatlichen  über  Freie  zu  verhindern.  Yom  10.  Jahr* 
hundert  an  ist  aber  *  der  grundherrliche  Centenar  regelmässig  der  Ge- 
richtSTogt,  wodurch  die  wirkliche  G-erichtsgewalt  der  Qrundherren  sich 
ausbildete.^^s 

§.48. 

4.  Dia  HarkgnfBB  «nd  HeniSg«.  * 

/^  I.  Zur  wirksamen  Bewachung  der  Marken  (§.  20)  bestellte  Karl  d.  G. 
eigene  Grafen  (marchio,  marchisus,   comes  marohae,   termi- 


**  Beispiele  aus  Günther  Cod.  diplom.  Rbeno-Mosell.  Goblenz  1822.  Bd.  I. 
ürk.  Erzb.  Theod.  t.  Trier  (S.  80)  von  973  bestimtkit,  „quod  advocatas  (des  Klosters) 
nihil  alind  ibi  facere  nisi  ter  in  anno  plaoitom  possidere  [praesidere?]  ibi  debeat;^ 
er  bezieht  auch  Vs  der  Bussen,  heisst  auch  „nontius  abbatis^.  In  einer  Urk.  Ton 
1017—1047  (ib.  S.  120)  bekundet  Erzb.  Poppe  von  Trier,  er  habe  ein  Gut  erhalten 
„in  pleno  placito  ooram  Norico  advocato  .  .  .^  In  Urk.  t.  1056  (S.  132)  erklärt  die 
Pfalzgräfin  Richenza  (Königin  von  Polen)  der  von  ihr  bestellte  Vogt  Graf  Sicoone 
und  seine  Nachfolger  sollten  nur  ^tribus  temporibns  anni  ad  unumquodque  placitum*^ 
eine  bestimmte  Abgabe  erhalten.  In  ürk.  Ton  1098  (S.  157)  erklärt  Pfalzgraf  Heinrich 
bei  Stiftung  der  Abtei  Laaoh  „in  negotio  adTOoati*'  solle  nur  „yiUioas  abbatis  praeesse.^ 
In  der  Urk.  von  1112  dieselbe  Stiftung  betreffend  (S.  175)  wird  „de  plaoitis  ad  ad- 
Yocatum  jure  pertinentibus  bestimmt,  der  adTOcatus  solle  Vs?  der  Abt  '/s  bekommen, 
des  letzteren  Tillious  subadrocatus  sein.  £rzb.  Arnold  von  COln  befreit  in  Urk. 
Ton  1143  (S.  280)  „ab  omni  plaotto  et  exaotione  adTOoati.'^  Urk.  y.  1154  (S.  851) 
„in  pleno  placito  praesente  adyooato  dorn.  N.  .'',  t.  1170  (8.  401)  „ad  plaoita,  quibus 
ter  in  anno  praesidet  adTOcatus.**  Urk.  ▼.  1190  (S.  466)  ^oum  dom.  g.  generali  placito 
quod  appellatur  voiddino  praesideat  abbas  vel  ipsius  legatus.^  In  einer  Urk.  r.  1197 
(S.  467)  Terziohtet  der  adrocatus  maior  und  seoundus  auf  sein  Recht  und  wird  be- 
stimmt, kein  Richter  solle  urtheilen  f^ezcepto  centurione  cum  soabinis,  nisi  forte  ad 
enm  deferatur  propter  aliouius  importunitatem.**  —  Aus  Seibertz  Urkundenb.  z. 
Landes-  und  Rechtsgesoh.  des  Herz.  Westfalen.  Amsb.  1889 — 54.  Ludwig  d.  Kind 
Urk.  Y.  900  (I.  8.  5)  giebt  dem  Klosterrogt  den  KSnigsbann  „infra  marcam  memoratae 
yillae.^  K.  Otto  I.  giebt  Urk.  t.  952  (ib.  8.  9)  einem  adrocatus  die  Gerichtsbarkeit 
Das.  Urk.  Otto's  11.  y.  973  (ib  S.  13),  Otto's  III.  y.  985  (ib.  S.  88)  ordnet  Erzb.  Anno 
das  Gericht  des  adrocatus.  Urk.  r.  1165  (das.  8.  72)  „terrae  adrocatus.**  Urk.  Erzb. 
Rainalds  r.  1165  (ib.  S.  78)  »Quod  coram  adyooato  terminatur  sub  regis  banne  et 
ciyinm  testimonio.'^  Fast  jede  Urkunden  Sammlung  liefert  Belege.  Einige  gibt  So  hm 
8.  255,  dem  ich  beistimme,  dass  Sachsp.  IIL  64.  §.  8  den  yom  Grundherrn  bestellten 
Centenar  im  Auge  hat.  Die  obigen  Beispiele  zeigen,  wie  bald  an  den  Schirmyogt, 
bald  an  den  Gerichtsyogt  die  Gerichtsgewalt  kam. 

*  Stenzel  De  marchionum in  Germania,  potissimnm  qui  saeonlo  nono  exstitere, 
origine  et  officio  publice,  Yratisl.  1824.  4.;  idem  De  ducum  Germanor.  post  tempora 
Garoli  M.  orig.  et  progreseu,  Lips.  1816.  4.  DSnniges  Das  deutsche  Staatsr.  S.  96 — 113. 
Waitz  m.  S.  309  ff. 
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naÜB,  praefectus,  duxlimitis,  Markgraf),  welche  einen  grosseren 
Sprengel,  meist  mehrere  Comitate,i  innehatten  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Entfernung,  die  Sicherheit  des  Landes,  die  Nothwendigkeit  einer 
starken  und  raschen  YoUzugsgewalt,  grössere  Rechte  bezüglich  des 
Heerbannes,  die  Aufsicht  über  die  Castra  der  Mark,  das  Recht  Be- 
festigungen anzulegen,  die  Nachbargrafen  u.  s.  f.  zu  berufen  besassen« 
ELierzu  trat,  dass  in  den  Markgrafschaften  keine  Exemtionen  gegeben 
wurden,  der  Markgraf  alle  Sachen  unter  eigenem  Banne  abmachen  konnte; 
auch  erscheint  das  Qebiet  insofern  nicht  festbestimmt,  als  sich  dasselbe 
erweitern  konnte  über  die  Grenzvölker. 

II.  Herzöge,  duces,'  kommen  bis  auf  Karl  d.  G.  vor  als  könig- 
liche Oberbeamte  grosser  Reichstheile,  Provinzen ;  sie  hatten  den  Heer- 
bann zu  besorgen,  über  die  Amtsführung  der  Grafen  ihres  Gebietes  die 
Oberaufsicht,  in  ihrem  unmittelbaren  Gebiete  ausserdem  die  gewöhnlichen 
Grafenrechte.  Einzeln  war  das  Herzogsamt  auch  noch  bis  auf  Karl  d.  G. 
eine  erbliche,  nationale  Obergewalt  unter  Anerkennung  des  fränkischen 
Königs  (Baiern,  Alemannien).  Karl  d.  G.  brach  die  Macht  der  Volks- 
herzöge  gänzlich. 

§.49. 

ft.  Die  Hlul  domiBlel.  * 

I.  Zur  Besorgung  specieller  ausserordentlicher  Geschäfte  und  Auf- 
träge ordnete  man  in  merovingischer  und  karolingischer  Zeit  Boten,  Ge- 
sandte,  Stellvertreter,  Missi  ab.^    Karl  d.  G.  entsandte   von   Anfang 


1  Mon.  Sang.  I.  o.  IS.    „ProTidentiBsimas  Earolas  nolli  oomitom  niai  his,  qni 
in  oonfinio  Tel  termino  barbaroram  oonstituti  erant,  plus  quam  unnm  oomitatnm  aliA 
qnando  ooncesBif    Die  Markgrafsohaft  als  erobertes  Gebiet  fftUt  nicht  zusammen  j 
mit  der  Grensgrafsohaft.    Letztere  konnte  dem  Markgrafen  zustehen ,  aber' 
auch  unter  ihm  oder  unabhängig  einem  besonderen  Grafen,    y.  Daniels  I.  545. 
Waitz  m.  314. 

>  Der  alte  Stamm  es  herzog  stand  für  sein  Land  neben  dem  E5nig,  hatte  den 
Tollen  Heerbann,  irar  Richter  über  dem  Tolksgericht.  Vgl.  L.  Alam.  Hloth.  XVIIL  4. 
Mit  dem  Sturze  Thassilo^a  yersohwand  das  letzte  der  Art.  —  Das  Amtsherzogthum 
in  der  ProTenoe  und  Burgund  (Patricius)  ist  keine  allgemeine  organische  Einrichtung 
gewesen;  sein  eigentlicher  Schwerpunkt  lag  in  der  einheitlichen  Leitung  des  Heer- 
wesens; es  Terschwand  unter  Karl  d.  G.  als  stehende  Einrichtung.  So  hm  S.  454, 
4S5,  469  ff.  485.    Waitz  m.  B09  ff.  —  Vgl.  §.  20. 

*  Literatur  bei  Gengier  Grdr.  S.  282.  Waitz  m.  871.  ff.  Sohm  S.  479  ff. 
Ficker,  Forschungen  n.  118  ff.    Bürde,  De  missis  dominicis,  Berol.  1853. 

1  Der  deutsche  Name  ist  nicht  direct  zu  erweisen.    Die  Analogie  Ton  wald- 
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«einer  Regierung  solche  Missi.  Ihre  Geschäfte  waren  mannigfache: 
Sorge  für  ordentliche  Handhabung  der  Justiz  ,<  Beaufsichtigung  der 
kSniglichen  Beneficieui^  Obsorge  für  die  kirchlichen  Angelegenheiten/ 
richterliche  Geschäfte,^  Heerbann.  Man  nahm  dazu  Hofbeamte,  Grafen, 
Geistliche,  selbst  niedrige  Getreue.^  Der  Bote  hatte  für  die  Zeit  seines 
A-uftrages  das  dreifache  Wergeld.^ 

II.  Nach  Erlangung  der  Eaiserwürde  bildete  Karl  das  Amt  aus  zu 
einem  stehenden,  das  genau  umgrenzt  alle  Seiten  der  Ton  ihm  als  Auf*- 
gäbe  des  Königs  angesehenen  Regierung  umfasste.  Diese  Gewaltboten 
erscheined  als  allgemeine  konigUche  Stellvertreter  für  die  dem  Könige 
in  der  ReichsTerwaltung  vorbehalt^ien  Rechte.  Das  Reich  wurde  in 
verschiedene  Sprengel,  unter  dem  Namen  Missatica,  legationeB, 
eingetheilt.8  In  die  einzelnen  wurden  alljährlich  mehrere  (zwei  bis 
vier)  abgeordnete  Gewaltboten  geistlichen  und  weltlichen  Standes  (Erz- 
bischöfe, Bischöfe,  Aebte,  Grafen  und  Hofbeamte)  abgesandt  *  mit  schrift- 
lichen und  auch  noch  mündlichen  Instructionen  ^<>  zur  Untersuchung  des 


podo,  Gewaltbote  ffir  missas  comitia,  d.  h.  Gewalthaber  des  Grafen,  Ifisflt  diesen 
Ausdruck  als  den  riohtigen  deutschen  erscheinen;  ihn  haben  schon  Hflllmann  und 
Unger.  firnnner  hat  auoh  richtig  Maohtbote.  Der  Ausdruck  Ton  Waitz  ESnigsbote 
ist  unbestimmt. 

*  Gapii  779.  s.  21.  ,8i  comes  in  sno  ministerio  justitias  non  feoerit,  miasos 
nostros  de  sua  casa  soniare  faoiat,  usque  dum  justitiae  ibidem  factae  fuerint.  Et 
«i  rassus  noster  justitiam  non  fecerit,  tuno  et  comes  et  missos  ad  ipsius  easa  sedeant 
et  de  suo  TlTant,  quonsque  justitiam  faciai**    Cap.  Lang.  786'  c.  S^-S  n.  a. 

'  Gapii  799.  o.  19.  ,Ut  missi  nostri  provideant  benefioia  nostra,  quomodo  sunt 
condireota,  et  nobis  renuntiare  sciant** 

«  Gap.  788  c.  8;  Capit.  789. 

«  Gap.  783  0.  5. 

<  Siehe  die  Gitate  bei  Waitx  lU.  B.  379. 

'  Lex  Franc.  Gham.  o.  8.  ^,31  quis  miasum  dominioum  ocoiderit,  quaado  in 
missaticum  directus  fuerit  in  tres  weregildas,  sicut  sua  nativitas  est,  oomponere 
faciat.*"    Vergl.  Roth  Benefioialw.  122,  46. 

*  YgL  die  zahlreichen  seit  802  erlassenen  Gapttulamissis  data.  Hftufig, 
mindestens  unter  Ludwig,  fiel  ein  Missaticum  und  Ersbisthnm  susammen.  Aber  z.  B. 
Rheims  war  getheilt,  Lyon,  Tarentaise  und  Vienne  Tereinigt.    Waitz  ID.  386. 

*  Es  herrschte  grosser  Wechsel,  wie  die  Urkunden  ergeben. 

10  Diese  schriftlichen  enthalten  die  yorhergenanntea  Gapitula.  Mündliche  er- 
wähnt Gap.  misso  cuidam  data  a.  803  e.  6.  ^In  sezto  autem  oapitulo  scriptum  erat 
de  pontibus  antiquis  constitutis  vel  de  inUcitis  theloneis.  Unde  praeoipimus,  ut  ubi- 
ounque  antiqua  consuetudo  fuit  theloneom  acoipiendi^  thelonenm  legiümum  aceipiant. 
Nam  et  hoc  antea  vobis  ore  proprio  injunximus  et  nequaqnam  inteUexistis/  Im 
Zweifel  müssen  sie  beim  Kaiser  anfragen:  Gapii  810.  c  1.  825.  c.  3. 
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Znstandes  der  Provinz,  die  sich  erstreckte  auf  die  Eundmacliang  und 
Beobachtung  der  Gesetze,  auf  die  Ordnung  des  Heeres,  auf  die  Lei- 
stung des  Treueides,  auf  die  Gerichtsbarkeit  der  Grafen,  die  Ver- 
waltung des  Erongutes,  das  Abgaben wesen ,  auf  die  Bedrfickungen 
und  sonstigen  WillkürHchkeiten  der  Grafen,  endlich  den  kirchlichen 
Zu8tand.il 

III.  Zu  dem  Ende  hielten  sie  sowohl  placita,  conventus  pu- 
blici  für  alle  pagenses,  als  auch  besondere  für  die  geistlichen  und 
weltlichen  Grossen  und  deren  juniores,  i'  Am  Schlüsse  der  Legation 
erstatteten  sie  dem  Könige  schriftlichen  und  mfindlichen  Bericht. 

IV.  Unter  Ludwig  d.  P.  und  dessen  Söhnen  beibehalten,!«  obwohl 
man  nicht  inehr  alljährlich  Missi  absandte,  kam  die  Einrichtung  am 
Ende  des  9.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  Verfall,  woran  die  Thei"* 
lungen  des  Reichs,  die  aufkommende  Macht  der  Grossen,  die  Schwäche 
der  Könige  Theil  hatten. 

§.  50. 

6.  DtolnavBltittB.* 

I.  Die  Bewidmung  der  Kirche  (Stiftung  von  Bisthümern,  Klöstern 
u.  8,  f.)  erfolgte  im  fränkischen  Reiche  zum  grossen  Theile  aus  könig- 


>^  Fast  unbesohrftnkt  Cap.  missi  (Leg.  1.  98):  „qaodcunque  ad  emendandum 
inTenerint,  emendare  studeant  in  quantum  melius  potuerinL^  Gap.  mise.  I^ium.  a.  806 
0.  1  (ib.  148).    Aquisgr.  a.  812  o.  9  (ib.  174).    Cap.  miss.  a.  825  (ib.  24^1^ 

1*  Gapit  828.  c  2.  „Ut  primo  nostram  populo  Toluntatem  e't  Studium,  et  qua 
intentione  a  nobis  sint  direoti  per  nogtrum  scriptum  nuntient.^  o.  1.  „Primo  ut 
eouTentum  in  duobus  aut  tribus  looiB  oongregent,  ubi  omnes  ad  legationem  per- 
tinentes  convenire  possint."  Man  sehe  die  zahlreichen  Gap.  misBis  data,  besonders 
Gapit.  825.  Zugleich  Terband  sich  damit  regelmässig  die  Abhaltung  Ton  PrOTinzial- 
sjnoden  und  kirchlichen  Yisitationen^  auch  Sendgeriohte,  die  jedoch  nur  den  Geist- 
lichen zufielen.  Tgl.  mein  System  des  Kirchenr.  und  Dore  in  der  Zeitechr.  f.  d. 
R.  Bd.  18.  8.  821  ff. 

1*  CouTentus  apud  Marsnam  a.  847.  c.  7.  (Leg.  I.  894).  '  «üt  in  singulis 
partibus  regni  missi  idonei  constituantur,  qui  querelas  paaperum  et  oppressiones 
MTC  quorumcunque  oausas  examinare,  et  secundum  legis  aequitatem  yaleant  definire» 
Et  si  ab  uno  in  aliud  regnum  hujusmodi  praesumptores  confngerint,  similiter  oppri» 
mantur.^  Conv.  Hlotharii  et  £aroU  apud  Yalentinas  a.  858  c.  1.  (ib.  422.)^ 
Kar.  11.  Gonv.  Silvacensis  a.  853  praef,  u.  c.  1.  (ib.  428  sq),  Kar.  II.  Gony. 
Attiniacens.  a.  854  c  1.  (ib.  428.),  Karoli  IL  Edictum  Pistense  a.  864.  c.  1.  2. 
8.  cet.  (ib.  489.).  Karl  II.  gab  im  Februar  865  nochmals  Gapitula  missis  data  (L  o* 
501  sqq.). 

•  Waitz  Yerf.Qesch.  II.  S.  884  ff.  487  ff.  684  ff.  lY.  243  ff.  v.  Daniels 
Syst.  u.  Qesoh.  des  franz.'  GiTilproc    Berlin   1849.    L  88  ff.    Ficker  Forsch.  II» 
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liehen  (fiscalischen)  Gütern,  welche  auch  in  den  romiachen  Provinzen 
keinerlei  Abgaben  trugen.  Diese  Lastenfreiheit  liess  man  den  Gütern 
bei  der  Schenkung.  ^  Nach  dem  bereits  im  romischen  Beiche  enthaltenen 
Vorbilde,^  welches  das  Eirchengut  nicht  allen  Abgaben  unterwarf,  ver- 
liehen die  fränkischen  Könige  auch  dem  von  der  Kirche  anderwärts  her 
erworbenen  die  Freiheit  von  Abgaben  und  Lasten  (immunitas,  emunitas). 
Schon  unter  den  merovingischen  Konigen  den  einzelnen  Kirchen  regel* 
massig,  wurde  unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  die  Immunität 
allen  Kirchen  ertheilt  und  so  oft  wiederholt  und  bestätigt  dass  sie  fast 
selbstverständlich  als  unbedingtes  Becht  erscheint.^ 

IL  Aus  der  Freiheit  von  Steuern  und  anderen  Abgaben  für  das 
ganze  GKit  folgte  von  selbst,  dass  die  Grafen  und  anderen  Beamten  be- 
hufs ihrer  Beitreibung  das  Gebiet  nicht  betreten  durften.  Um  so  mehr 
versuchten  einzelne  von  ihnen  auf  die  auf  den  Stifts*  und  Klostergütem 
wohnenden  Leute  Druck  auszuüben.  Dies,  sodann  die  Absicht,  jede 
Gelegenheit  zur  möglichen  Störung  der  geistlichen  Ordnung  und  über- 
haupt zu  den  fast  unausbleiblichen  Beibungen  zu  vermeiden,  veranlasste, 
den  Stiftern  und  Klöstern  nicht  blos  das  Becht  der  Einhebung  der  von 
den  Eingesessenen  zu  entrichtenden  Leistungen  und  das  Becht  der  Ein- 
ziehung sonstiger  Abgaben  (Zölle  u.  dgl.)  zu  eigenem  Nutzen  zu  ver- 
leihen, sondern  auch  den  Grafen  jede  Amtshandlung  in  denselben  zu 
verbieten  und  sie  unter  den  besonderen  Königsschutz  aufzunehmen.  Aus 
dieser  Stellung  floss  allmälig  von  selbst  die  Gerichtsbarkeit  (civile  und 
criminale)  über  die  Insassen,  kurz  die  Herrengewalt  über  das  ganze 
Territorium.  * 


20  ff.  29  ff.  Ueber  die  Bedeutang  der  defensio  in  den  ImmimitfttspriTilegien 
Biokel   Die  Mnndbriefe  8.  240  ff. 

1  Z.  B.  dipl.  Dagob.  Reg.  pro  Monast.  8.  Dyonisii  a.  636  (bei  Br^quignj  IT. 
680.)  heisst  es:  ^sio  nt  haotenas  a  fisoo  nostro  fnit  pOBsessas.*^ 

>  Cod.  Theo  dos.  tit  de  annona  et  tributiB  XI.  1.;  1,  18  sqq.  ibid.  de  extraord. 
s.  sord.  nizmer.  XL  16.  Not.  Just.  181  o.  5;  bezüglich  der  Geisidioben  Cod.  Theod. 
XTI.  2,  Just.  I.  .8. 

*  Chlotacharii  I.  regis  oonsi.  a.  560  o.  11.  (Leg.  I.  p.  8.)  ^Agraria,  pasooaria, 
Tel  decimas  poroorom,  ecolesiae  pro  fidei  nostrae  devotione  ooncedimuB,  ita  nt  aotor 
aut  decimator  in  rebus  eociesiae  nuUus  aocedat :  ecclesiae  Tel  oleriois  nullam  requirant 
agentes  publioi  fnnctionem,  qui  aTi  Tel  genitoris  nostri  immunitatem  merueruni^ 

^  Cap.  Yern.  a  755  o.  9.  (Leg.  L  27).  ^De  immunitatibus,  nt  omnes  immuni- 
tates  per  uniTersas  eeclesias  conserTatae  sinf  Gap.  a.  817  e.  6  (ib.  211.)  naohdem 
Torgeschrieben,  wie  jede  Schenkung  an  Kirchen  gültig  und  Ton  den  Erben  aufrecht 
zu  halten  sei:   „Postea  ipsae  res  ad  immunitatem  ipsius  ecolesiae  redeani^ 

*  Bald  wurden  die  einzelnen  Rechte  in  den  Urkunden  ausgedrückt,  bald  nicht. 
Urkunde  CarTs  t.  24.  Bept  774  für  den  Abt  Stnrmio  Ton  Fulda  (D renke 
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III.  Zur  Sicherung  der  Immunität  bestellte  anfangs  der  König  zu- 
meist auf  Bitten  des  Stifts,  im  neunten  Jahrhundert  aber  schon  vielfach 


nom.  46.):  «tale  benefieium  •  .  .  visi  sumas  oonoessisse,  soilioet  at  TÜlas  ecolesiae 
domni  Bonifaoii,  quu  modern o  tempore  aat  nostro  aat  cnjuslibet  maoer e  habere 
Tidetur,  Tel  qaas  deinoeps  in  jure  ipsins  sancti  loci  roluerit  divina  pietas  ampUfioare, 
nullua  judex  pablicus  ad  causas  audiendas  rel  fredas  ezigendas  quoqao  tempore 
praesumat  ingredi,  sed  ipse  praedictas  abbas  et  saooesgores  sai  propter  nomen  domini 
8ub  integrae  emnnitatis  nomine  ipsis  locis  suis  Taleant  dominari,  ahidentes,  ut  neqne 
TOB  (nämlich  seine  fideles,  die  er  anredet)  neqne  juniores  ant  saccessores  Testri  aut 
Ulla  judioiaria  potestas  quoqno  tempore  in  Tillae  eoram  ubionmqne  regni  nostri  ipüns 
eodesiae  aut  regia  aut  privatorum  largitate  collatas  aut  adhuo  forsitan  coUaturas 
ingredi,  aut  fredas  exigere,  aut  mansiones  parare,  Tel  fideiussores  tollere  praesumant; 
sed  quioquid  exinde  de  ingenuis  aut  de  serTientibus  ceterisque  nationibus,  quae  sunt 
infra  agroB  Tel  fines  per  terras  praedictae  ecclesiae  oommanentes  aut  de  freda  aut 
nndecnnqne  poterit  res  sperare  ex  nostra  indulgentia  profotura  in  luminaribus  ecclesiae 
s.  Bonifaoii  per  manus  agentum  eorum  proficiat  in  augmentum.^  Diese  Formeln, 
somit  der  Inhalt  der  Immunität  sind  constant.  Beweis  die  Formel  Marc.  I.  8. 
nStatuentes  ergo  ut  neqne  tos  junioresi  neque  suooessores  Tostri,  neo  ulla  publica 
judioaria  poteetas  qaoque  tempore  in  Tillas  ubicunque  in  regno  nostro  ipsius  ecclesiae 
aut  regia  aut  priTatorum  largitate  oonlatas,  aut  qui  inantea  fuerint  conlaturas, 
aut  audiendum  alteroationes  ingredere,  aut  freda  de  quaslibet  causas  exigere,  nee 
mansiones  aut  paratas  Tel  fideiussores  tollere  neu  praesumatis;  sed  quicquid  exinde 
aut  de  serrientibus  oaeterisque  nationibus  quae  sunt  infra  agros  Tel  fines  seu  supra 
terras  praedictae  Ecclesiae  oommanentes  fiscus  ant  de  freda  aut  undecunque  potuerat 
sperare,  ex  nostra  indulgentia  pro  futnra  salute  in  luminaribus  ipsius  Eccl.  per  manum 
agentinm  eorum  proficiat  in  perpetuum  ^  K.  4.  (confirmatio  de  emunitate)  u.  K  — 
Die  Folge  der  bei  der  Immunität  Torliegenden  eigen thflmlichen  Gmndherrlichkeit, 
Schutshoheit,  hiess  Mitio,  mitium,  mitium  legitimum  Marc.  I.  23.  (Roziöre 
455):  „CognoBoat . . .  dum  . . .  apostolico  iUo  Tiro  pro  nostris  ntilitatibus  ambulare  prae- 
eepimus,  ideo  jubemus  ut  .  .  .  omnes  causas  suas  suisque  amicis  aut  gasindis,  seu 
undecunque  ipsi  legitime  redebit  mittio,  in  suspenso  debeant  residere  . .  .  decemimus 
•  .  ut  .  .  omnes  causas  ejuB  aut  amicorum  suorum  .  .  .  Tel  undecunque  ipse  legitime 
redebit  mittio  .  .  .**  24.  Charta  de  mundeburde  Begis  et  Prinoipis.  „Gognoscat  mag- 
nitudo  .  TOBtra  quod  nos  apostolico  Tiro  illo  .  .  .  cum  Omnibus  rebus  Tel  hominibus 
suis  aut  gasindis,  Tel  amicis,  seu  undecunque  ipse  legitime  reddebit  mittio,  juxta 
ejuB  petitionem  propter  malorum  hominum  inlicitas  infestationes,  sub  sermone  tui- 
tionis  nostrae  Tisi  fuimuB  reoepisse,  et  sub  mundeburde  Tel  defensione  inlustris 
Tiri  illius  Majoris  domus  nostri  cum  omnibus  rebus  .  .  .  quietus  debeat  residere,  et 
sub  ipso  Tiro  illo  inlustris  Tir  ille  causas  ipsius  Pontificis  ...  Tel  qui  per  cum  sperare 
Tidentur,  Tel  undecunque  legitime  reddebit  mittio,  tam  in  pago  quam  in  palatio 
nostro  persequi  deberet.  .  .  Et  si  aliquas  causas  adTcrsus  cum  Tel  suo  mittio  sur- 
rexerint,  quae  in  pago  absque  ejus  graTi  dispendio  definitae  non  fuerint,  in  nostri 
praesentia  resenrentur.^  Waitz  n.  S85  fg.,  Both  Beneficial'w.  168  £F.,  Zöpfl  11. 
§.  41,  Orimm  Vorr.  zu  L.  Sal.  ed  Merkel  p.  XL  Auf  den  Heerbann  hatte  die 
Immunität  zunächst  auch   in  der  Zeit  der  Karolinger   keinen  Einfluss.    Denn  die 
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das  Stift  und  Kloster  selbst,  einen  Advocatus,  Yogi,  Scbirmvogt,  aus 
den  Getreuen  des  Königs,  dem  bald  dafür  bestimmte  Einkünfte  gereicht, 
bald  Kirchengüter  nach  Beneficialrecht  gegeben  wurden;  oft  behielten 
auch  die  Stifter  für  sich  und  ihre  Nachkommen  die  Yogtei  Tor. « 

lY,  Aus  dieser  Immunität  entwickelte  sich  mehr  und  mehr  eine 
feste  Herrengewalt  der  Immunitätsbesitzer  aus,  nachdem  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  und  den  Grafen  sich  schärfer  geschieden  hatten.  Bis 
zum  Ausgange  des  9.  Jahrhunderts  musste  im  Allgemeinen  der  Immu- 
nitätsherr für  die  Immunität?  und  gegen  Ansprüche  Fremder  d.  h.  nicht 
innerhalb  der  Immunität  Wohnender  auch  seine  Grundholden  (homines) 
Tor  dem  Grafengerichte  vertreten,  wenn  es  ihm  nicht  gelang,  ausser- 
gerichtlich  dem  Kläger  Recht  zu  verschaffen  oder  er  dies  zu  thun  ver- 
weigerte. ^  Dies  galt  auch  für  Streitigkeiten  der  Immunitätsherren  unter 
einander,*  sowie  für  die  Bechtssachen  der  Freien,  welche  innerhalb  der 
Immunitätsgrenzen  wohnten  oder  zu  den  Immunitätsherren  im  Yerhältnisse 


Kirohenleate  wurden  yom  ezaotor  heribanni  onmittolbar  herbeigesogen:  JEtoth 
Peudal.  S.  238  ff.,  welcher  Waitz'  Ansicht  über  die  Entstehung  des  Seniorats  aus 
der  Immunität  widerlegt.  —  Die  auf  Verletzung  der  Immunität  gesetzte  Busse  von 
pO  solidi  (Anm.  15.  Waitz  lY.  256  ff.)  wird  in  Tielen  ImmunitätspriTUegien  erwähnt 
meist  Va  dem  Fiecus,  ^/s  der  Kirche  zugesprochen.  Diese  Sätze  führt  der  Ton  mir 
publicirte  tract  de  eacrileg.  et  immun.  (Ueber  3  in  Prager  Handsohr.  enth.  Ca« 
nonensamml.  Wien  1868  8.  184)  als  geltend  an. 

<  O.  Franklin  Obserrat.  ad  articulos  quosdam  Constitntionis  Pacis  quam 
Frid.  n.  Imp.  publicaTit  Moguntiae  a.  1235.  Berol.  4.  1852  p.  2  sqq.,  wo  die  Literatur 
angegeben  ist.    Roh.  Happ  De  adrocatia  ecolesiastioa.    Bonn  1870. 

'  Denn  für  ihre  Person  unterstanden  sie  den  Grafen  nicht.  Mein  System 
des  Kirohenreohts  S.  879.  409.  Conzt.  Olonnens.  a.  823  o.  7.  (Leg.  L  233).  «^Yo- 
lumus  ut  episcopi,  abbates  et  abbatiesae  eorum  adrooatos  habeant,  et  plenam 
jostitiam  faciant  ante  comitem  suum.^ 

^  Capit.  Lang  a.  802  o.  16.  (ibid.  105.)  u.  863  o.  16.  <p.  111.)  schreiben  vor» 
dasB  der  advooatus  auf  Klagen  Fremder  die  Orundholden  Terortheilen  soll.  Das 
letztere  zagt  dann:  ^Si  vero  de  crimine  aliquo  acousantur  (serri,  aldiones,  liyellarü), 
episeopus  primo  oompellatur,  et  ipse  per  advocatum  sunm  seoundum  qnod  lex 
est,  juxta  conditionem  singularum  personarum  justitiam  faciant;  sin  vero,  sicut  lex 
siout  in  capitulari  domno  imperatori  scriptum  est,  ita  üaL*^  Das  hier  bezogene 
Capitular  ist  wohl  Cap.  779  Franc,  c.  21.  (ib.  38.)  über  die  Comitez,  Yassi  u.  s.  f., 
die  die  Justiz  yerweigern,  u.  Cap.  782  c.  6.  (Anm.  18). 

*  Capitula  quae  legibus  addenda  sunt  a.  817  o.  10  (ib.  p,  211).  „übi  rero  ex 
utraque  parte  ecolesiasticum  fuerit,  rectores  earundem  ecdesiaram,  si  se  fami- 
liariter  paciflcare  veUnt,  licentiam  habeant.  Si  autem  de  hujnscemodi  paoificatione 
inter  eos  oonvenire  non  possit,  adyocati  eorum  in  mallo  publice  ad  praeeentiam 
comitis  reniant,  et  ibi  legitimus  terminus  eorum  oontentionibus  imponatur.*^ 
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von  Yasallen  oder  Beneficiaten  atanden.^o  Zur  Yermeidung  der  hieraus 
leicht  hervorgehenden  Streitigkeiten  pflegte  allmälig  auch  hierauf  die 
Oewalt  der  Herren  ausgedehnt  zu  werden.^i 

Y.  Yertreten^s  wurden  die  Immunitäten  und  deren  eigene  Insassen 
im  Grafengerichte  durch  den  vom  Immunitätsbesitzer  mit  Zustimmung 
von  Graf  und  Yolk  aus  den  im  Gerichtssprengel  Ansässigen,  welche 
keine  königlichen  Beamte  waren,  zu  wählenden  defensor  oder  ad- 
vocatus.i^  Diesem  fiel  von  selbst  die  dem  Stifte  oder  Kloster  zu- 
stehende Gerichtsbarkeit  anheim,  welche  sich  nicht  auf  grossere  Yer- 
brechen  der  Insassen*^  noch  auf  die  Personen  bezog,  welche  sich  in  die 
Immunität  flüchteten.  ^^    Gewöhnlich  bestellten  die  Immunitätsherren  fBr 


^®  Gap.  Lang.  808.  o.  16  oit.  „Geteri  Tero  liberi  homines  qui  Tel  commenda- 
tionem  vel  benefioiam  eoclesiasticum  habent,  siout  reliqui  homines  jnstioias  faciant.** 

11  Ygl«  die  bei  Böhmer  Reg.  n.  777  angef.  Urkunde  von  846, 

i>  Der  Qnind  liegt  in  den  Verboten  des  canonisohen  Rechts  für  den  Glems, 
Tor  dem  weltlichen  Richter  zu  Recht  zu  stehen  oder  anzuklagen.  8.  mein  System 
des  Kirchenreohts  S.  878  ff.  408. 

1*  Ghlot,  n.  Edict.  a.  614  c.  19  (Leg.  L  15).  „Episcopi  vero  yel  potentes,  qui 
in  aliis  possident  regionibus,  judioes  yel  missos  disenssores  de  aliis  provinciis 
non  instituant,  qoi  jnstitiam  percipiant  et  aliis  reddanf  Gap.  Pipp.  782  o.  6 
(p.  48).  „Et  si  episcopus  ipse,  Franous  aut  Longobardus,  distulerit  justitiam  faoien- 
dam,  tunc  juxta  ut  ipsi  episoopi  eligernnt,  ubi  consuetudo  fuerit  pignerandi  a  longo 
tempore,  ut  et  in  antea  in  eo  modo  sit  pro  ipsas  justitias  faoiendas.  Et  hoo  sta- 
toimus,  ubionmque  pontifex  snbstantiam  habuerit,  adrooatnm  habeat  in  ipso 
eomitatn,  qui  absque  tarditate  justitias  faoiat  et  snscipiat.  Et  talis  sit  ipse  ad- 
Tooatus,  liber  homo  et  bonae  opinionis,  laicns  aut  clerious.^  .  .  .  Gap.  Äquisgr. 
a.  809  0.  11  (ib.  156).  „Ut  judices,  adrocati,  praepositi,  oentenarii,  soabinii,  quales 
meliores  inveniri  possunt  et  Denm  timentes,  constituantur  ad  sna  ministeria  exer- 
cenda  cum  comite  et  populo;  eligantur  mansueti  et  boni^  Gap.  Aquisgr.  a.  818 
c.  14  (ib.  188).  „Ut  episoopi  et  abbates  adrocatos  habeant.  Et  ipsi  habeant  in  illo 
comitatu  propriam  hereditatem.  Et  ut  ipsi  recti  et  boni  sint,  et  habeant  voluntatem 
reote  et  juste  causas  perfioere.*^    Gap.  missor.  a.  817  c.  19  (§.  47.  K.  82). 

14  Gap.  a.  779  Franc,  o*  9  (ib.  86):  „Ut  latrones  de  infra  immunitatem  Uli 
judieis  ad  oomitum  plaoita  praesententur;  et  qui  hoc  non  feoerit  benefidnm  et  ho- 
norem perdat*'  .  .  •  Lang.  o.  8.  9.  .  Gap.  legibus  addita  817  c.  18«  (ib.  218),  nem- 
lieh  „hi  qui  denarios  bonos  aooipere  nolunt.*^ 

1^  Gap.  quae  in  lege  8al.  mitt.  sunt  a.  803  o.  2  (ib.  p.  118).  „De  his  qui  infra 
immunitatem  oonfngiunt,  Tel  damnum  aliquod  ibi  faoinni  Si  quis  in  immunitatem 
damnum  aliquid  feoerit,  600  solides  oomponat.  Si  autem  homo  furtum  fecerit  aut 
homioidium,  Tel  quodlibet  crimen  foras  oommittens  infra  immunitate 
fugerit,  mandet^oomes  Tel  episoopo,  Tel  abbati  Tel  Ticedomino,  Tel  quicunque  locum 
episoopi  aut  abbatis  tenuerit,  ut  reddat  ei  reum.  Si  ille  oontradixerit  et  eum  reddere 
noluerit,  in  prima  oontradiotione  solidis  15  culpabilis  judioetnr.    Si  ad  secnndani 

T.  Sehnlt«,  Beiehs-  nnd  Beohtsgesch.    4.  Aufl.  9 
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ihre  gmndherrliche  Cent  den  Centenar,  für  die  Streitigkeiten  der  Gnts- 
unterthanen  eigene  Richter. 

YI.  Neben  dem  Adyccatus  erscheinen  in  den  Lnmunititten  der 
Monasteriai*  die  Praepositi  theils  mit  der  Yermogensverwaltung 
betraut,  theils  zur  Vertretung  überhaupt  und  insbesondere  auch  als  G«« 
richtsherren.  Unter  ihnen,  in  den  bischöflichen  und  den  Immunitäten  der 
Äbtissinnen  überhaupt,  stand  die  Verwaltung  des  Vermögens  den  Vice- 
domini,  Kastenvogten  zu,  welchen  besonders  die  Aufsicht  über  die 
Tillae  und  ihre  Verwalter  oblag.  Das  Amt  des  yicedominus  ist  bald  mit 
dem  des  advocatus  zusammengefallen,  bald  erscheint  jener  als  Stellver- 
treter des  letztem. 

Vn.  Wurde  einem  weltlichen  Grossen  Fiscalgut  geschenkt  oder  als 
Beneficium  verliehen,  so  behielt  dies  gleichfalls  die  Immunität  bei,  wo- 
mit die  Gerichtsbarkeit  über  die  Grundholden  von  selbst  verbunden  war. 
Deren  Ausübung  besorgte  der  Herr  oder  ein  Stellvertreter  (vicedomi- 
nus).^'^  Auch  die  fortwährend  im  Besitze  des  Königs  (Fiscus)  verbleiben- 


inqaintionem  ei  eum  reddere  nolaerit,  30  solidis  calpabilis  jadicetar.  Si  nee  ad 
tertia  oonsentire  nolnerit,  qnicquid  reuB  damnum  feoerat,  totum  ille  qui  infra  immiini- 
taiem  retinet  nee  reddere  rnlt,  solyere  cogatnr,  et  ipse  comes  yeniens  licentiam 
habeat,  ipsum  hominem  infra  immnnitatem  quaerendi,  ubieumque  eum  inyenire 
potnerit.  Si  antem  statim  in  prima  inquisitione  comiti  reBponanm  fnerit,  quod  rens 
infra  immanitatem  qnidem  fuiBset,  sed  fuga  lapras  sit,  statim  juret  quod  ipse  oam 
ad  justitiam  enjnslibet  disfaciendam  fngire  non  fecisset,  et  Bit  et  in  hoc  BatiBfaotnm. 
Si  autem  intranti  in  ipsam  immunitatepi  oomiti  collecta  manu  quilibet  resistere  temp- 
tayerit,  comeB  hoc  ad  regem  yel  ad  principem  deferat,  ibique  judioetnr;  üt  aioat 
ille  qni  in  immunitatem  damnum  fecit,  600  BolidoB  oomponere  debeat,  itaque  qui 
comiti  ooUeota  manu  resistere  praesumpserit,  600  Bolidis  oulpabilis  judioetur.^ 

Ueber  die  abweichende  Ansicht  Eichhornes  R.0.  I.  §.  86,  172,  188,  welche  auch 
y.  Daniels  B.G.  §.  169  zu  theilen  Bcheint,  bezüglich  der  Stellung  der  Adyooati 
ygL  Waitz  Yerf.  Oeech.  ü.  S.  674  f.  und  Walter  R.G.  §.  105  N.  2. 

!•  Dieser  Ausdruck  wird  bis  in'B  11.  Jahrhundert  hinein  sehr  allgemein,  nicht 
bloB  fQr  Ordenshäuaer  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  überhaupt  für  Häuser,  in 
denen  Cleriker  in  yita  communi  leben  und  für  Institute  der  Art,  auch  wenn  die  yita 
communiB  faotiBch  nicht  mehr  stattfand,  z,  B.  Collegiatstifter,  gebraucht.  Bei- 
spiele bei  Ducange  Bub  hac  yoce  (ed.  Henschel)  p.  481. 

17  Mit  Recht  hebt  Roth  Feudalitftt  S.  289  ff.  heryor,  dass  die  weltlichen  Im- 
mnnitAten  noch  im  9.  Jahrhundert  nicht  sehr  allgemein  waren.  DIcb  beweisen 
Cap.  808  c.  2  (Anmerk.  15),  das  nur  kirchliche  erwähnt,  878  c.  8  (p.  520),  „si  fis- 
calinuB  •  .  in  fiscum  nostrum  confugerit,  yel  colonus  de  immunitate  in  immunitatem 
confttgeret,  mandet  comes  judici  nostro  yel  adyocato  cuinscunque  casae  dei,^ 
das  ebenso  allgemein  nur  solche  im  Auge  hat.  Auch  das  yon  Roth  citirte  Cap.  864 
«c.  8  (p.  490)  zeigt,  dass  es  königliche  Vasallen  gab,  die  keine  Immunität  besassen. 
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den  Guter  tragen  gegenüber  dem  übrigen  Grundvermögen  den  Charakter 
Yon  Immunitäten,  deren  Leitung  durch  Actor es  mit  judices  zur  Seite 
geschah«  19 

YIII.  Durch  Uebertragungen  des  Eirchenguts  nach  Beneficiabecht 
an  Vogte  und  Vasallen,  wobei  dasselbe  die  Eigenschaft  der  Immunität 
beibehielt,  sowie  durch  Verleihung  der  Immunität  auch  für  die  eigenen 
Guter  einzelner  Grossen  vermehrten  sich  die  Immunitäten  bedeutend  und 
entstand  eine  vielfache  Kreuzung  der  Gewalten  in  den  Grafschaften. 

§.  51. 

7.  Der  Hterbau.  * 

I.  Die  uralte,  1  in  dem  Unterthanenverhältniss  ruhende  und  in  dem 
FideUtätseide  enthaltene  Pflicht  aller  freien  waffenfähigen  Männer,  dem 


IS  Ueber  diese  Yerhältniase  geben  Anfgchluss:  Gap.  Lang,  a  809  (Leg.  L  157) 
€.  1.  nQualiter  jabet  domnus  rex  ad  omnes  aotores  suoe  qni  onrtia  ejus  oommissaB 
babent;  id  est  imprimis  de  illo  quod  jam  nostris  temporibus  inpublioatum  est,  nt 
juret  unnsquisque  aotor  et  dicat  per  evangelia:  quia  quodcnnqne  cognovero 
quod  contra  rationem  alioui  tultum  est,  facio  exinde  notitiam  domno 
meo  regi,  nt  relaxe tur  .  .  /  c.  2  eod.  Ans  Cap.  de  disoipl.  palat.  a.  809  o.  2 
(ib.  158)  gebt  beryor,  dass  auch  Grafen  als  aotores  fungirten«  Das  Gap.  de  yillis 
imperialibus  812  (ib.  181  sqq.)  zeichnet  derea  Amtswirksamkeit,  besonders  rüok- 
siohtlich  der  Justiz.  —  Ueber  die  Befreiung  der  grosseren  Güter  yon  der  gewöhn- 
lichen Gemeindeverbindung  (Feldgemeinschaft)  s.  Maurer  Einleit.  S.  289  £f.;  Über 
das  Becht  des  Achten  freien  Grundbesitzers,  kein  Eindringen  in  sein  Haus  zu  dulden 
ZÖpfl  n.  §.  41,  vor  Allem  Ed.  Osenbrüggen  Der  Hausfrieden,  Erlang.  1857. 

*  Waitz  Yerf.  Gesch.  11.  520  ff.  lY.  449  ff.,  Roth  Gesch.  des  Beneficialw. 
S.  169  ff.  392  iL  Feudalit&t  S.  234  ff.  Boretius  die  Wehrpflicht  unter  den  Karo- 
lingern in  Beiträge  S.  71  ff.  Boretius  hebt  zunächst  mit  Becht  hervor,  dass  sich 
weder  die  Ansicht  Ton  Waitz:  die  Yerpflichtung  zum  Heeresdienst  habe  auf  den 
Hufenbesitzern  ausschliesslich  gelegen,  noch  die  von  Both:  jeder  Freie  sei  dazu 
Terpflichtet  gewesen,  der  er  Übrigens  zustimmt,  direkt  und  unumwunden  aus  den 
Quellen  erweisen  lasse.  Er  stimmt  aber  keinem  Ton  beiden  darin  bei,  dass  Karl  d.  G. 
gesetzliche  Beformen  der  Yerpflichtung  zum  Heeresdienste  gemacht  habe,  meint 
vielmehr,  wir  seien  blos  in  der  Lage,  die  Praxis  Karls  nach  800  besser  zu  überschauen, 
hält  aber  die  Ansichten  der  beiden  Genannten  aus  dem  Gninde  für  unzutreffend, 
„dass  sie  nicht  sowohl  den  vielmehr  meist  von  ihnen  ganz  richtig  und  scharfsinnig 
erklärten  Wortlaut,  als  den  Gesammtoharakter  der  betreffenden  Gapitularien  nicht 
richtig  gewürdigt  und  in  Bechnung  gezogen  haben. ^  Seine  Ansicht,  welche,  wie  er 
S.  146  hervorhebt,  schon  v.  Daniels  B.G.  I.  S.  419  im  Wesentlichen  andeute,  geht 
dahin,  die  Gapitularien  haben  nur  für  einzelne  Feldzüge  nach  dem  Bedürfnisse,  für 
einzelne  Gegenden  und  Zeiten  Satzungen  geschaffen;  diese  aber  waren  weder  all- 
gemeine Begeln,  noch  für  den  König  bindend.  Der  König  war,  da  die  Wehrpflicht 
auf  aUen  freien  waffenfähigen  Männern  ruhte  und  im  Unterthanenverhältniss  begründet 
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HeereB- Aufgebote  des  Königs  jederzeit  zu  folgen,  wurde  von  Karl 
dem  Grossen  wegen  der  Unmöglichkeit  fQr  die  Aermeren,  in  voller 
Ausdehnung  dieser  Pflicht  zu  genügen,  praktisch  sehr  bedeutend  modi- 
ficirt.s  Es  wurde  nämlich  die  unbeschränkte  Folge  an  einen  be- 
stimmten Ghrundbesitz  geknüpft ,  für  Jene  aber,  welche  so  viel  nicht 
hatten,  verordnet,  in  Gemeinschaft  mit  Anderen  der  Waffenpflicbt  durch 
einen  conjectus  zu  genügen.^    Art  der  Waffen,  Pflicht  der  Selbstbe- 


war,  im  Fidelitätseide  lag,  Terfassungsmässig  unbeschränkt,  die  Leistungsfähigkeit 
führte  dazu,  auf  den  Grundbesitz  das  vorzüglichste  Gewicht  zu  legen,  aber  dieser 
entschied  nicht  allein.  Ich  erkenne  die  Grundanschauung  von  Boretius  als  richtig  und 
erwiesen  an;  da  aber  thatsftohlich  durch  die  f&r  die  praktische  Regelung  erlassenen 
Capitularien  Karls  d.  G.  die  historische  Entwicklung  bedingt  wurde,  stellen  sie 
sich  vom  rechtshistorischen  Standpunkte  als  die  Grundlagen  von  Beformen  dar. 

^  Lex  Ripuar.  LXY.  1.  (Walter  Corp.  j.  g.  L  185):  „8i  quis  legibus  in 
utUitatem  regis,  sive  in  hoste,  seu  in  reliquam  utilitatem  bannitus  fiierit,  et  minime 
adimpleverit,  si  aegritudo  eum  non  detenuerit,  sezaginta  solidis  multetnr.*^  L.  Franc. 
Chamav.  o.  84.  86  (hat  4  Sol.).  Capit.  legibus  add.  (§.42  Anm.  22).  Langob.  Ge- 
seile  bei  Boretius  8.  164  f. 

s  Boretius  druckt  S.  151 — 169  die  betreffenden  Stellen  aus  den  Kapitularien 
von  808  bis  864,  sodann  aus  verschiedenen  für  Italien  von  Bothar  bis  861  ab,  viel- 
fach abweichend  vom  Texte  der  Monumenta  in  Leg.  I.  und  Ü.,  den  er  für  durchaus 
ungenflgend  erklärt  und  erwiesen  hat.  Ich  schliesse  mich  dem  Texte  tou  Boretius  an. 

*  Gap.  misBorum  von  808  (als  Cap.  Aquense  a.  807,  Leg.  L  149)  c.  1.  „Ut 
omnis  liber  homo  qui  4  mansos  vestitos  de  proprio  suo  sive  de  alicujus  beneficio 
habet  ipse  se  praeparet  et  per  se  in  hostem  pergat,  sive  cum  seniore  suo  si  senior 
eins  perrexerit,  sive  cum  comite  suo.  Qui  vero  3  maus,  de  proprio  habnerit  huio 
adjungatur  nnus  qui  unum  mansum  habeat  et  det  illi  adjntorium  ut  ille  pro  ambo- 
buB  possit  Qui  autem  duos  habet  de  proprio  tan  tum,  inngatur  illi  alter  qui  simi- 
litor  duos  mansos  habeat,  et  unus  ex  eis  altero  eum  adjuvante  pergat  in  hostem. 
Qui  etiam  tantum  unum  mansum  de  proprio  habet,  adjungantur  ei  tres  qui  similiter 
habeant  et  dent  illi  adjntorium  et  ille  pergat  tantum;  tres  vero  qui  illi  adjutorium 
dederunt,  domi  remaneant.  c.  2.  Yolumus  atque  jubemus  ut  idem  missi  nostri  dili- 
genter  inquirant,  qui  anno  praeterito  de  hoste  bannito  remansissent  ....  et  qui- 
cunque  fuerit  inventus,  qui  nee  parem  suum  ad  hostem  suum  faciendnm  seoundum 
nostram  jussionem  adjuvit  neque  perrexit,  haribannum  nostrum  pleniter  rewadiet, 
et  de  solvendo  iUe  secundum  legem  fidem  faciat.  c.  3.  Quod  si  forte  talis  homo 
inventus  fuerit  qui  dicat,  quod  jassione  comitis  vel  vicarii  aut  centenarii  sui  hoo 
ex  quo  ipse  semetipsum  praeparare  debeat  eidem  comiti  vel  vicario  aut  centenario 
▼el  quibuslibet  hominibus  eomm  dedisset  et  propter  hoc  illud  demisisset  iter,  et 
missi  nostri  hoc  ita  verum  esse  investigare  potuerint,  is  per  cujus  jussionem  ille 
remansit,  bannum  nostrum  rewadiet  atque  persolvat,  sive  sit  eomes,  sive  vioarius, 
sive  advocatns  episcopi  aut  abbatis.  c.  4.  De  hominibus  comitum  casatis  isti  sunt 
excipiendi  et  bannum  rewadiare  non  jnbeantur:  duo  qui  dimissi  fuerunt  cum  uxore 
illins  et  alii  duo  qui  propter  ministerium  ejus  oustodiendum ,   et  servitinm  nostrum 
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kostigung  und  deren  Umfang  sowie  die  Anzahl  der  Ton  den  Unbe- 
mittelteren zu  stellenden  Streiter  war  genau  yorgezeichnet  und  richtete 
sich  zum  Theil  nach  dem  Kriegsschauplätze. 


faciendam  remanere  jnssi  sunt  In  qua  causa  modo  praeoipimus,  ut  quanta  mini* 
ateria  unusquisque  comes  habuerit,  totiens  duoB  bomines  ad  ea  ouBtodienda  domi 
dimittat,  praeter  iUos  dnoB  quog  cum  uxore  sua.  Ceteros  yero  omnes  seoum  pleniter 
babeat  Tel  si  ipse  domi  remanserit  cum  illo  qui  pro  eo  in  bestem  proficiscitur  diri- 
gantnr.  Bpisoopus  rero  Tel  abbae  dno  tantum  de  casatis  et  laioie  bominibus  suis 
domi  dimittant.  o.  5.  De  bominibns  nostris  et  episooporum  et  abbatum,  qui  yel 
beneficia  Tel  talia  propria  babent,  ut  ex  eis  seoundum  jussionem  in  hostem  bene 
possunt  pergere,  exoeptis  bis  quos  eis  secum  domi  remanere  permisimus,  si  aliqui 
inTonti  fuerint  qui  Tel  pretio  se  redemissent  toI  dominis  suis  permittentibus  domi 
remansissent,  bannum  nostrum  sicut  superius  dictum  est  rewadient,  et  fidem  faciant 
ac  persolTant.  Domini  Toro  eomm  qui  eos  domi  remanere  permiserint  Tel  ministe- 
riales  eorum  qui  ab  eis  precinm  aoceperunt  similiter  bannum  nostrum  rewadient  et 
fidem  faciant,  usqne  dum  nobis  nuntiatum  fuerit  o.  7.  Yolumus  ut  isti  missi  nostri 
qui  bac  legatione  fungi  debent,  ab  bis  bominibus  oonjectum  acoipiant  qui  in  hostem 
pergere  debuerunt  et  non  perrexeruni.  Similiter  et  a  comite  vel  Tioario  Tel  cente- 
nario,  qui  ad  hoc  consenserunt  ut  domi  remansissent,  nee  non  ab  omnibus  praediotum 
oonjeotum  acoipiant  qui  anno  praeterito  constitutam  a  nobis  ezercitalis  itineris 
jnssionem  irritam  feoerunt.^  Capit.  t.  Boulogne  a.  811  (ib.  p.  172).  ^c.  1.  Quiounque 
über  bomo  in  bestem  bannitus  fuerit  et  Tenire  contempserit,  plenura  beribannam  id 
est  solidos  sexaginta  persolyat  aut  si  non  habuerit  unde  illam  summam  persolyat 
aemet  ipsum  pro  wadio  in  serritium  principis  tradat,  doneo  per  tempora  ipse  bannus 
ab  eo  fiat  persolntus;  et  tuno  iterum  ad  statnm  libertatis  snae  rcTcrtatur.  Et  si  iUe 
bomo  qui  se  propter  beribannum  in  serTitium  tradidit,  in  illo  serritio  defnnotus 
fuerit,  heredes  ejus  hereditatem  quae  ad  eos  pertinent  non  perdant  neo  Hbertatem 
nee  de  ipso  beribanno  obnoxii  fiant  c.  2.  Ut  non  per  aliquam  oocasionem  nee  da 
waota  nee  de  soara  nee  de  warda  nee  pro  heribergare  neque  pro  alio^  banne  beri- 
bannum comes  exactare  praesumat,  nisi  missus  noster  prius  beribannum  ad  partem 
nostram  recipiat  et  ei  suam  tertiam  partem  exinde  per  jussionem  nostram  donet. 
Ipse  Tero  heribannus  non  exactetur  neque  in  terris  neque  in  mancipiis,  sed  in  auro 
et  argento,  pannis  atque  armis  et  animalibns  atque  peooribus  siye  talibns  speciebus 
quae  ad  utilitatem  pertinent ...  4.  Quicunque  absque  llcentia  Tel  permissione  prin- 
oipia  de  hoste  rcTersus  fuerit,  quod  factum  Franoi  herisliz  dicunt,  yolumus  ut  antiqua 
oonstitutio  id  est  capitalis  sententia  erga  illum  puniendum  custodiatur.  .  .  .  c.  8. 
Constitutum  est,  ut  seoundum  antiquam  consuetudinem  praeparatio  ad  bestem  facien- 
dam indicaretur  et  serraretur,  id  est  Tictualia  de  marca  ad  tres  menses  et  arma 
atque  Tostimenta  ad  dimidium  annum.  Quod  tamen  ita  obsenrari  plaouit,  ut  bis  qui 
de  Beno  ad  Ligerem  pergunt,  de  Ligere  initium  yictus  sui  oomputetur;  bis  yero 
qui  de  L.  ad  B.  iter  faoiunt  de  B.  trinm  mendum  yictualia  habenda  esse  denoseatur. 
Qui  autem  trans  B.  sunt  et  per  Saxoniam  pergunt  ad  Albiam  marcam  esse  sciant; 
et  qni  trans  L.  manent  atque  in  Spania  proficisci  debent,  monies  Pirenaeos  marcam 
sibi  esse  cognoseant.  o.  9.  Quicunque  über  bomo  inyentus  fuerit  anno praesente 
cum  saniere  suo  in  hoste  non  fuisse,  plenum  beribannum  persolyere  cogatur.    Et 
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II.  Das  Aufgebot  selbst  ging  nnr  yom  König  aas;  dessen  Ans- 
ffihnmg  hatten  die  Missi  zu  überwachen,  zu  dem  Ende  die  Register  zu 
fuhren,  die  Stellung  zu  beaufsichtigen,  die  Mannschaft  des  Missaticum 
durch  einen  von  ihnen  beauftragten  königlichen  Yasallen  dem  Heere 
zuzufQhren,  die  Bussen  f&r  das  unerlaubte  Ausbleiben  einzuziehen.  Der 
Ghraf  war  zur  Einziehung  des  Heerbanns  nicht  berechtigt,  Tielmehr  nahm 
man  dazu  meist  besondere  Missi,  missi  exercitus,  heribannatores.^ 
Yon  der  Busse  fiel  ein  Drittel  an  den  Grafen.^ 

in.  Ausser  den  Gemeinfreien  waren,  und  zwar  zum  unbedingten 
Heerbanne,  verpflichtet  alle  Senioren,  geistliche  und  weltliche  in  Folge 
der  Commendation  und  der  Beneficien,  desgleichen  die  Yasallen  und 
sonstigen  yermöglichen  Leute  jener. 

lY.  lieber  die  Pagenses  führte  der  Ghraf  mit  den  Centenarien,  über 
die  Contingente  der  königlichen  Yasallen  jeder  Senior  oder  an  der^i 
Stelle  bei  gesetzmässiger  Yerhinderung  ein  anderer  Yasall  oder  der  Ghraf 
den  Oberbefehl;  diese  einzelnen  Haufen  ordneten  sich  weiter  unter  Füh- 
rung der  Missi,  zuletzt  unter  dem  personlichen  Oberbefehl  des  Königs. 

Y.  Durch  die  bei  Gelegenheit  des  Heerbannes  ausgeübten  Be- 
drückungen der  Ghrafen,  gegen  welche  Karls  Gesetze  vielfach  eifern,  ohne 
jedoch  in  dem  theilweisen  Uebertragen  des  Heerbannes  an  die  Missi  ein 
wirksames  Mittel  zu  schaffen,  sind  allmälig  bedeutende  politische  Yer* 
anderungen  vor  sich  gegangen.  Häufige  Einberufungen  mit  dem  Yer- 
halten  zur  Lebtung  von  Frohndiensten  aller  Art  sind  gegenüber  den 
Freien  vielfach  vorgekommen.  Die  Unmöglichkeit  sofortiger  und  stets 
nachhaltiger  Abhilfe  dagegen  durch  den  Missus,  die  Berechtigung  der 
GFrafen  und  Senioren,  eine  bestimmte  Zahl  ihrer  Leute  überhaupt 
vom  Heerbanne  entbinden  zu  dürfen,  und  auf  die  Gefahr  hin,  den 
Heerbann  zu  zahlen,  solches  allgemein  thun  zu  können,  in  den 
Mark-  und  Ghrenzgrafschaften  vorzüglich  die  Aufbietung  zu  vielfachen 
Wachdiensten,  Leistung  von  Fuhren  n.  dgl.,  endlich  die  Pflicht,  auf  den 
Aufruf  der  Grafen  zur  Handhabung  der  Polizei,  Instandhaltung  von 
Brücken  und  Wegen  Dienste  zu  leisten,  alle  diese  Umstände  machten 


81  senior  Tel  oomes  Ulins  enm  domi  dinuBerit,  ipse  pro  eo  eundem  bannum  per- 

BolTst;   et  tot  heribanni  ab  eo  exigantar,   qnot  hominee  domi  dimisit o.  11. 

üt  qnandoconqne  oaTiginm  mittere  Tolamas,  ipse  seniores  in  ipsis  navigibus  pergant 
et  ad  hoc  sint  praeparatL'* 

^  Cap.  Leg.  L  115  c  5,  a.  803  a  17  (p.  121),  807  c.  12  (p.  151).  Cap.  de  exera 
prom.  0.  18.    Bonon.  811.  e.  2.   Wid.  889  o.  4.  (p.  557).    Lamberti  898  c.  7  (p.  564)« 

*  Cap.  Bonon«  a.  811.  c.  2. 
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die  Lage  der  gemeinen  in  keinem  YasallenverhSltnisBe  stehenden  Freien 
metir  und  mehr  schwierig.  Hierdurch  veranlasst  commendirten  sieh 
Viele  an  Grafen,  vor  Allem  aber  den  Stiftern  und  Klöstern,  ihr  Gut 
denselben  hingebend  und  gegen  bestimmte  Abgaben  dasselbe  zurück- 
empfangend.  Damit  erwarben  sie  gegenüber  den  Grafen  wirksame  Ver- 
tretung, wurden  fortan  entweder  selten  oder  gar  nicht  zu  den  Kriegs- 
diensten gezogen.  Als  Ersatz  nahmen  die  Grossen  allmälig  auch  ihre 
nichtfreien  Leute,  die  Ministerialen  und  Liten.  Im  gleichen  Verhältnisse 
schmolz  die  Zahl  der  Vollfreien,  stieg  die  Macht  der  Grossen,  vermehrte 
sich  der  Immunitätsbesitz.  So  wurde  der  Boden  geebnet,  auf  dem  sich 
eine  neue  Staatsverfassung  aufbauen  konnte. 

C.  Die  Stände. 
§.52. 

1.  Dl«  Wnitm.   D«r  IM. 

I.  Der  Begriff  der  Freiheit  hat  sich  im  Wesentlichen  in  der  mero- 
vingischen  und  karolingischen  Zeit  nicht  geändert.  Eine  Modification 
desselben  war  es  auch  kaum,  dass  die  Franken  gegenüber  den  anderen 
Stämmen  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichnet  waren.  ^  die  Römer 
aber  allen  Stämmen  an  solchem  nachstanden. ^  Alle  ingenui,  liberi, 
franci,arimannis  haben  bestimmte  Rechte  miteinander  gemein,  welche 
gerade  als  die  der  Freien  anzusehen  sind. 

IL  Der  Adel  im  älteren  Sinne  des  Wortes  war  bei  den  Franken 
verschwunden,  da  er  weder  in  dem  salischen  noch  ripuarischen  Gesetze 
hervortritt.   Unzweifelhaft  liegt  der  Grund  in  den  verheerenden  Kriegen, 


1  Lex  Rtp.  Tit.  XXXYI.  §.  1.  2.  4.  y^Qi  qnis  Bipaarius  adyenam  Fr  an  cum 
intorfeoerit,  200  eolidis  culpabilis  jndioetur.  Si  quisRip.  adyenam  Burg un dienern 
interf.,  160  solid,  onlp.  jad.  8i  q.  Rip.  adrenam  Alamannam  sea  Fresionem 
Tel  BajnTarinm  aat  Saxonem  interf.,  160  solidis  c.  j.''  Grimm  B.A.  S.  289  ver- 
mathet  wohl  mit  Beoht,  dass  der  geringere  Ansatz  das  höhere  Alter  für  sich  hat, 
der  höhere  erst  durch  den  wachsenden  Beichthum  der  Franken  entstanden  ist.  Da 
aber  für  eine  und  dieselbe  Person  die  Zahlung  des  Wergeides  yersohieden  ist,  folgt, 
dass  der  Franke  höher  stand. 

*  L.  Bip.  I.  e.  §.  8.  „Si  quis  Bipuarins  adyenam  Bomanum  interfeoerit,  100 
solidis  multetur.^ 

'  L.  Sal.  XXY.  2.  „Si  puis  ingenuus  cum  anoilla  aliena  se  publice  junxerii, 
ipse  cum  eä  in  serritio  cadat*  Nov.  66.  (Merk.  p.  61.)  si  quis  Franous  cum  an- 
oilla aliena  sibi  in  publice  junxerit,  ipse  cum  ea  in  seryitio  oadat.^  L.  Bachis  2. 
11.  u.  a.    Grimm  B.A.  S. 
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den  inneren  Kämpfen  und  dem  erfolgreichen  Strebei^  der  fränkischen 
Eonige,  jede  ihnen  gefährliche  Macht  im  Yolke  zu  stürzen.^  Bei  den 
übrigen  Stämmen  findet  sich  noch  ein  durch  höheres  Wergeid  und  ein- 
•  zelne  andere  Eigenthümlichkeiten  ausgezeichneter  Adel,^  der  jedoch 
nicht  überall  als  Adel  im  alten  Sinne  angesehen  werden  kann. 

§•  53. 

2,  IHe  flrotiem. 

I.  Mit  der  erhöhten  königlichen  Macht  und  der  veränderten  Yer- 
fassung  begann  eine  neue  Ordnung  der  Yolksklassen  sich  zu  bilden.  Die 
Bedeutung  der  Yolksversammlung  war  seit  der  Reichseinheit  sehr  ge- 
sunken ;  ihre  Rechte  übten  die  Grafen,  Missi,  Immunitätsherren  aus,  theils 
waren  sie  auch  dem  Eonige  selbst  vorbehalten  worden.  Damit  sank  in 
der  That  die  politische  Bedeutung  der  Freiheit.  Grafen,  Missi,  deren 
Stellvertreter,  die  Hofbeamten  hatten  ein  höheres  Ansehen  erlangt,  ge- 
nossen höheres  Wergeid  und  nahmen  gewissermassen  Theil  an  der  könig- 
lichen Macht.  Die  in  der  trustis  regia  stehenden  Personen,  die  könig- 
lichen Leudes,  Fideles,  Yasalli,  Senioren  bilden  eine  an  Macht,  Ansehen 
Wergeid  über  den  Freien  ausgezeichnete  Elasse.  Sie  sind  die  Optimates, 
Proceres,  auch  wohl  Nobiles,  der  Quellen  jener  Zeit.  Ihr  Ansehen 
ruht  aber  so  sehr  auf  der  persönlichen  Yerbindung  zum  Eönige,  dass 
selbst  die  mindere  Geburt  nicht  schadet. 

n.  In  den  Yerhältnissen  des  Heerbannes  einerseits  und  der  zu- 
nehmenden Macht  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  andererseits  lag 
der  Grund  zu  der  in  den  nächstfolgenden  Jahrhunderten  eintretenden 
grossen  Umänderung.  Yor  den  Grossen  tritt  in  der  karolingischen  Zeit 
der  Adel  ganz  in  den  Hintergrund.  Es  war  dies  nothwendige  Folge 
davon,  dass  mit  dem  Aufhören  des  Wahlrechts  der  Yorsteher  seine 
politische  Bedeutung  entfiel,  der  Adel  von  den  Eönigen  zu  Hof«  und 
Beichsämtem  gezogen,  in  das  Treuverhältniss  aufgenommen  wurde  und 
auch  selbst  nach  solchen  Aemtern  streben  musste.  Yor  der  aus  dem 
Yerhältnisse  zum  Eönig  fliessenden  Bedeutung  trat  aber  ihr  Geburts- 


^  In  L.  Sal.  XXIV.  2.,  LXVm.  1.  nov.  60.  kommt  ein  ,paer  orinitus»  ror, 
in  noT.  293.  auch  ein  „inorinitus** ;  ein  höheres  Wergeid  findet  sieh  nicht 

>  Z.  B.  L.  Sax.  XIV.  ytQüi  nobilem  occiderit  1440  golidos  componat,  ruoda 
dioituT  apnd  Saxones  120  solidi  et  in  premiom  120  solidi.  XVI.  Litas  oocisos  120 
soiidis  oomponatar.  .  .  XVIL  Senras  a  nobiii  ooeians  36  sei.  componatnr  rel  tribos 
jorantibus  negetnr,  a  libero  Tel  lito,  pleno  sacramento  negetur.^ 
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stand  om  so  mehr  zurück,  als  anch  das  höhere  Wergeid  keinen  Unter- 
schied mehr  begründete,  weil  die  königlichen  Getreuen  und  nicht 
minder  alle  Beamten^  und  der  Klerus^  durch  dasselbe  ausge- 
zeichnet waren.  So  tritt  ein  Dienstadel  an  die  Stelle  des  alten 
Geburtsadels« 

§.  54. 

S.  IM«  8«li«Ub«ioUeB«i. 

I.  Ein  eigenthümliches  Yerhaltniss  hatte  sich  zunächst  zwischen 
dem  Konige  und  seinen  Getreuen  gebildet  §.  43),  welches  nothwendig 
ähnliche  Bildungen  hervorrufen  musste.  Dazu  fand  sich  die  Yeran- 
lassung  vor. 

IL  Manche  Freie  konnten  in  Folge  der  vielen  Kriege  besonders 
unter  Karl  d.  G.  aus  ihrem  Grundbesitze  die  Lasten  aller  Art  nicht 
mehr  bestreiten.^  Hit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  reichte  der  Ghrund- 
besitz  der  Familie  nicht  mehr  aus,  um  alle  Sohne  mit  einem  genügenden 
Antheile  zu  versehen.  Die  Kirchen  hatten  durch  königliche  Yerleihung 
und  Yergabungen  grosse  Grundcomplexe  erhalten,  deren  Bewirthschaftung 
blos  durch  eigene  Leute  kaum  stattfinden  konnte.  Ebenso  hatten  auch 
der  Konig  und  die  königlichen  Getreuen  wegen  ihrer  grossen  Beneficien 
üeberfluss  an  Ghrundstücken.  Je  meh^  aber  die  blosse  Freiheit  und 
gänzUche  Unabhängigkeit  von  jedwedem  privaten  Einflüsse  gegenüber 
den  Anforderungen  des  Lebens  zurücktrat,  die  mannigfaltigsten  Y  erhält- 
nissse  und  Gründe  sich  bildeten,  welche  den  Schutz  eines  Grossen 
vmnschenswerth  erscheinen  liessen,  je  höher  das  Ansehen  der  Grossen, 
besonders  der  Geistlichen,  und  je  fester  deren  Macht  wurde,  desto  mehr 
mussten  Yerbindungen  der  verschiedensten  Art  zwischen  Ghrossen  und 
Gemein&eien  entstehen.  Zugleich  lag  aber  einerseits  in  dieser  Entwick- 
lung selbst  und  der  noch  nicht  zu  einem  abgeschlossenen  Stande  ge- 
diehenen Stellung  der  Ghrossen,  sowie  in  der  freiwilligen  ISfatur  solcher 
Schutzverhältnisse  der  Grund,  hierin  keine  Minderung  der  Freiheit  zu 
erblicken;  andererseits  aber  war  doch  der  Keim  gelegt,  aus  dem  unter 
neuen  Yerhältnissen  eine  völlige  Abhängigkeit  entstehen  konnte. 


.1  Lex  Bip.  Lm.  1.  Cham.  c.  7  (fflr  den  Grafen),  Septem  oauBas  YIII.  6. 
Cham.  0.  7.  (Gesandten),  Alam.  XI.  1.  Baiur.  IL  20  (Herzog),  Alam.  XXYII.  2. 
XXrS.  1.  XXX.  XXXQ.  XXXm.  <far  deren  Beamten). 

s  Waitz  n.  269  t    Meine  A.bh.  über  3  Prager  Gan.  Samml.  189  ff. 

1  Dies  beweisen  die  Anordnungen  Karls  d.  G.  bezüglieh  des  Heerbanns.  Siebe 
S.  51. 
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III.  So  finden  eich  allmälig  unter  den  Freien  Leute,  welche  ihre 
Freiheit  besassen,  aber  an  'die  Kirche  bestimmte  Abgaben  zu  entrichten 
hatten,  sei  es  zufolge  einer  Uebertragung  yon  Person  und  Gut  an  die- 
selbe und  Bücknahme  des  letzteren  als  beneficium,'  oder  als  Folge  des 
nach  der  Freilassung  bleibenden  Schutzverhältnisses.s  Aus  gleichen 
Ursachen  finden  sich  auf  den  königlichen  Besitzungen  und  denen  der 
Grossen  freie  aber  schutzgehorige  Leute.^ 

§.55. 

4.  Dl«  üafrtlea. 

I.  Die  Unfreiheit  1  bestand  wesentlich  darin,  dass  der  Unfreie  nicht 
dem  Konige  und  seinen  Beamten  als  solchen  unterstand^  sondern 
einem  privaten  Herrn,  kein  Recht  hatte,  das  Yerhältniss  zu  losen,  der 
eigentlichen  Rechtsfähigkeit  entbehrte,  dem  Herrn  gegenüber  als  Sache 
erscheint.    Die  Quellen  unterscheiden  zwei  Arten,  Servi  und  Liti. 

n.  Knechte  (servus,  ancilla,  mancipium.  Einecht,  manahoupit, 
Schalk,  vassus,  gasindus  u.  a.)>  stehen  nach  den  Volksrechten  im  vollen 
Eigenthum  ihres  Herrn.»    Dieser  durfte  den  Schuldigen  selbst  richten, 


>  L.  Alam.  Hloth.  (Leg.  IIL  45.)  L  1.  „Ut  ei  quis  liber  res  suas  yel  semet 
ipsum  ad  eoolesiam  tradere  roluerit,  nnlluB  habeat  lioentiam  contradioere  ei  .  .  . 
n.  1.  8i  qaifl  liber,  qui  res  snas  ad  eoolesiam  dederit  et  per  oartam  firmiiatem 
fecerit,  siont  superius  diotum  est,  et  post  haeo  ad  pastorem  eoolesiae  ad  bene- 
fioinm  sasceperit  ad  Tiotualem  neoessitatem  conquirendam  diebus  Wtae  suae;  et 
quod  Bpondit  persolTat  ad  eoclesiam  oenaum  de  illa  terra,  et  hoo  per  epistolam 
finnitatis  fiat,  ut  post  ejus  disoessnm  nuUas  de  heredibas  non  oontradioat.*^  Dazu 
Merkel  nota  7.    Dagegen  Walter  R.G.  §.  409.  N.  1. 

*  Yen  der  Abgabe  oeraecensuales,  cerarii,  libellarii  (L.  Liutpr.  92. 
Leg.  rV.  145).  L.  Alam.  Hloth.  o.  8.  b.  „81  qnis  autem  liber  eeolesiae,  quae 
CO  Ion  US  Tooant,  si  occisi  fuerint,  siont  alii  Alamanni  ita  oomponatnr.**  —  Homi- 
nes   Totiyi. 

^  Cap.  de  TiUis  imper.  a.  812.  c.  52.  (Leg.  L  185).  Volumus  nt  de  fisoalinis 
yel  serris  nostris,  sive  de  ingennis  qui  per  fisoos  ant  yillas  nostras  oommanent, 
dirersis  hominibus  plenam  et  integ^am,  qnalem  habnerint,  reddere  faoiant, 
justitiam.**  L.  Saz.  LXIIL  »Liber  homo,  qui  snb  tntela  nobilis  onjuslibet  erat  qni 
jam  in  exilium  missus  est  •  .  .^  —  üeber  die  Möglichkeit  für  die  SohntzbehÖrigen 
des  Fisous  ihr  Yerhältniss  zu  lösen  und  mit  der  Kirche  einzugehen  s.  Merkel 
a.  a.  0.  Der  Umstand,  dass  es  schon  frfih  grundherrliohe  Centenen  gab  (§.  40.  47.), 
beweist  zur  Genfige  diese  Entwicklung. 

1  Sehr  eingehend  Gfrörer  Zur  Gesch.  deutsch.  Yolksrechte  Bd«  2.  Grimm 
KJl  8.  300  ff. 

*  Ueber  die  verschiedenen  Ausdrficke  Grimm  a.  a.  O. 

*  L.  Alam.  Hloth.  c.  XC.  (Leg.  IIL  77.) :  ,81  quis  res  suas  post  alium  hominem 
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jedoch  nur  mit  Beobachtung  des  Gesetzes,  nicht  nach  blosser  Willkür^ 
Sie  wurden  vom  Herrn  unbedingt  in  Folge  seiner  potestas  vertreten,^ 
dem  Herrn  gebüsst/  von  ihm  nach  Belieben  zu  den  häuslichen  und 
sonstigen  Diensten  verwendet  (pueri,  vassi  ad  ministerium,  mi- 
nist er  ial  es)  oder  mit  dem  Betriebe  Ton  Gewerben  oder  der  Bewirth- 
schaftung  des  Bodens  gegen  bestimmte  Leistungen  an  den  Herrn  be- 
schäftigt, auch  endlich  zur  Eriegsdienstleistung  gebrauchte  Was  der 
Knecht  besass  und  erwarb,  war  des  Herrn;  bereits  bildete  sich  aber  der 
XJebergaug  zu  Eigenthum  derselben.^    Diese  mangelnde  RechtspersSn- 


inyenerit,  qnicqnid  Bit,  aut  manoipia  aut  peous  aut  aurom  aut  argentum  aut 
aliae  spotiae,  et  illa  reddere  noluerit  et  contradixerit  et  post  haeo  conTictus  est 
ante  judicem,  aat  similem  aut  ipsum  reddat  et  12  solides  oomponat,  quare  qnia 
Proprietäten!  alterius  apud  se  habens  contradixit^ 

*  L.  Alam.  Hloth.  XXXYIL  „Ut  manoipia  foris  provincia  nemo  yindatur  nee 
in  pagano  neo  in  ohristianos  nisi  jussio  duois  faerit.  "2.  Infra  prorinoia  ubi  necessitas 
est,  unusquisque  de  manoipio  suo  potestatem  seoundnm  legem  judicandL  8. 
Foris  terminnm  autem  oaptimm  faciendi  non  habeat  .  .^  L.  Yisigoth.  YI.  tit  5.  o. 
12.  13.  YH.  2.  0.  21. 

*  L.  Sal.  XL.  (1—8.  über  Bussen  für  Yergeben  derselben)  4.  «Si  vero  serrus 
in  quolibet  crimine  comprehenditur,  dominus  servi  ipsius  si  praesens  est  ab  eo  qui 
reqneret  admonere  debet,  nt  senrum  suum  debeat  justis  suppliciis  dare,  ...  8i 
dominus  serri  sapplioia  distulerit  et  seryas  praesens  fuerit,  oontiouo  iUe  qui  repetit 
domino  solem  coUooare  debet  .  .  •  .'^  L.  Sax.  L.  U.  „Quicquid  serrus  aut  litus 
jubente  domino  perpetrarerit  dominus  emendet  .  •  Si  serrus  scelus  quodlibet  ne- 
soiente  domino  commiserit  ut  puta  homicidium  furtum,  dominus  ejus  pro  illo  juxta 
qualitatem  facti  multam  componat.  L.  Fris.  Tit.  I.  o.  18.  „Si  servus  nobilem  seu 
liberum,  seu  litum,  nesciente  domino  occiderit,  dominus  ejus,  cujuscunque  conditionis 
fuerit  homo  qui  oocisus  est,  juret,  hoc  se  non  fecisse,  et  mulctam  ejus  pro  serro, 
bis  simplum  componat.  14.  Aut  si  servus  hoo  se  jussu  domini  feoisse  dixerit,  et 
dominus  non  negaverit,  solyat  eum,  sicut  manu  sua  ocoidisset,  siye  nobilis,  siye 
über,  siye  litus  sit.  15.  Et  si  seryus  hoc  se  perpetrasse  negayerit,  dominus  ejus 
juret  pro  illo.^ 

*  Note  8.    Dazu  L.  Sal.  noy.  106. 

7  In  der  L.  Sal.  erscheinen  vassus  ad  ministerium,  puella  ad  minist, 
faber  ferrarins,  aurifex,  porcarius,  yinitor,  strator,  molinarius,  carpentarius,  ministe- 
rialis  (XXXY.  5.  und  noy.  106),  in  der  L.  Alanu  (Paotus  fragm.  IIL  85.  36.)  faber 
ferrarins,  aurifex  (Lex  Hloth.  cod.  a^junct.  LXXYI.  8.,  LXXXI.  LXXXII)  pastor, 
pastor  porcarius,  siniscalcus  servus,  yassus,  mariscalcus,  cocus,  pistor,  faber  aurifex 
et  spatarius  (^publice  probati**),  ancilla  yestiaria,  pulicla  de  genicio,  die  auf  Orund- 
stfioken  heissen  serri  casati,  coloni,  mansoarii  u.  dgl.  Becap.  leg.  Salioae  c.  22. 
(Merk.  p.  99 )  „serrum  ministerialem  in  oste.<* 

'  L.  Biguy.  T.  XY.  c.  6.  „Si  quis  servum  suum  yendiderit,  forsitan,  ejus  ne* 
sdens  facultates  quas  habebat,  dominus  ejus  potestatem  habeat,  qui  eum  yendiderit, 
requirendi  res  ubicunque  inyenire  potuerit.  7.  Si  quis  seryus  de  peculio  suo  fuerit 
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fichkeit  hatte  die  weitere  Folge,  dass  man  den  Ejiecht  bald  überhaupt 
for  nnfahig  hielt,  eine  Ehe  einzugehen,  welche  unabhängig  yom  Willen 
des  Herrn  Bechtsbeatand  hatte,  bald  wenigstens  für  unfähig  zur  Schlies- 
sung von  Ehen  mit  Freien  oder  selbst  den  nicht  Tollkommen  Freien 
ausser  mit  grossen  Bechtsnachtheilen  fGr  Beide.* 

IIL  Durch  die  fortwährenden  Bemuhungoi  der  Kirche^^  kam  es 
dahin,  dass  man  in  der  karolingischen  Zeit  die  Ehen  der  Sklaven  unter 
si6h  anerkannte  und  auch  schützte,ii  desgleichen  dem  Yerkanf  der 
Knechte  noch  weitere  allgemeine  Schranken  setzte.^*  In  ihrer  vermögens- 
rechtlichen Stellung  wie  auch  gegenüber  dem  Herrn  blieb  es  jedoch  im 
Wesentlichen  bei  den  Bestimmungen  der  Yolksrechte,  zumal  die  Reichs* 
gesetzgebung  nach  ihrer  Katur  hier  weniger  Einfluss  nahm. 


redemphiB,  et  hoe  dominiu  ejiu  forte  neeoieritf  de  domini  potestate  non  exeat:  qaia 
BOB  pretinm,  sed  res  serri  sui,  dum  ignorat,  accepit*^  Lex  Alam.  Hloth.  XXIL  8. 
«Serri  diBiidiam  partem  sibi  et  dimidiam  in  dominico  airatiTiim  reddant  Et  si 
snper  haec  e»t,  rieat  serri  eedeaiaatiei  ita  faoiant,  trea  diea  aibi  et  tres  in  dominieo«'^ 

*  L.  8al.  XnL  4.  ,8i  rero  paer  regia  rel  ietas  ingennam  feminam  trazerit^  de 
Tita  componat  5.  8i  rero  ingenoa  pueUa  qaemconqne  de  iUia  snam  rolantatem 
secnta  fnerit,  ingenoitatem  snam  perdai."  XXY.  2.  nor.  1  ad  leg.  SaL  JogennuB 
ai  aocilla  aliena  prisserit,  ainiiliter  (d.  h.  wie  im  Falle  Ton  XHL  5.)  paeiatar.* 
Kot.  39.  ,8i  ingennns  anciUam  aüenam  in  eonjogivm  praeserit,  malb.  bonema,  enm 
ea  ipse  in  serTitio  permaneat.  8i  qnis  litam  alienam  ad  oonjnginm  sotiaTeritf  malb. 
anCunia  1200  denarioa  qni  iacinnt  solidoB  30  cnlpabilia  jndioetnr.*  Cl  nOT  10.  SS. 
68:  ^Si  aerTOB  aaeillam  aüenam  extra  Tolontate  domini  ani  aibi  eoignginm  copnla* 
Tority  malb.  anthamo  aolidoB  3  cnlpabilia  jndicetnr  (noT.  296.  „ant  120  ictna  aeei- 
piat^).*    Fflr  Sachsen  siehe  §.  12  Note  11  nnd  12. 

1*  Conc  Aransiean.  L  a.  441  o.  &  6.  7.  Arelat  11.  swisohen  443  nnd  453 
CL  82.  34^  Agath.  a.  506  o.  62»  (,ai  qnia  serTnm  proprium  aine  eonaoientia  jadieia 
oociderit,  excommunioatione  Tel  poenitentia  biennii  reatnm  sangninia  emendabit.*), 
AnreL  I.  a.  511  c.  3.  8.  Epaon.  a.  517  c  34.  39.  AnreL  IV.  a.  541  o.  9.  24. 
Anrel.  V.  a.  549  c.  6.  7.  22.  JfatiBeon.  IL  a.  585  o.  7.  8.  n.  a.  Mein  Handbn^ 
dea  kath.  Eherechts  8.  115  fg. 

"  Gap.  Lang.  a.  813.  c.  5.  (Leg.  L  192.)  „Ut  oonjngia  serTomm  non  diri- 
maatnr  si  diTersos  dominoB  habnerint  (anders  nooh  Gap.  Yermer.  753  c.  19.  ib.  23.); 
•ed  in  nno  eonjngio  serri  permanentes  dominis  sniB  serriant;  sie  tarnen^  nt  ipsnm 
oonjnginm  legale  sit,  et  per  Tolontatem  dominomm  snomm  jnxta  illud  OTangelinm: 
QnodDens  conjnnxit,  homo  non  separat**  Cap  Franc.  779  o.  19.  (Leg. I.  88.) 
^De  maneipia  qnae  Tendnnt,  nt  in  praesentia  episcopi  Tel  oomitis  sit,  ant  in  praeaentia 
archidiaconi,  ant  centenarii,  ant  in  praesentia  Tioedomini,  ant  jndicis  oomitis,  ant 
ante  bene  nota  teatimonia.  Et  foraa  maroa  nemo  mancipinm  Tondat.  Et  qni  hoc 
fecerit,  tantas  Tices  bannos  solTat  qnanta  manoipia  Tendidit.  Et  si  non  habet  pretinm, 
in  wadio  pro  senro  semet  ipsnm  comiti  donet,  nsqne  dnm  ipsnm  bannnm  soWat*^ 
Ci^it.  Mantnan.  a.  781  o.  7.  (ib.  41.) 

1*  Gap.  de  tUIIs  imper.  e.  4.,  Aqnisgr.  817  legib.  add.  o.  1.  15  n.  a. 
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lY.  Eine  allmälige  Umänderang  trat  einmal  dadurch  ein,  dass  die 
Knechte,  welche  die  Güter  des  Fiscus  (seryi  fiscalini)  und  der 
Kirchen  (seryi  ecclesiae)  bebauten,  nicht  nur  überhaupt  besser  ge- 
stellt waren  durch  grosseren  Schutz,  höheres  Wergeid,  geringere  Leistungen» 
eine  gewisse  Yertretungsfahigkeit,  sondern  durch  Verwendung  im  persön- 
lichen Dienste  besonders  des  Königs  (pueri  regis)  häufig  zu  hohem 
Ansehen  gelangten.  ^^  Dies  wirkte  auf  die  Behandlung  und  Stellung  der 
übrigen  zurück.  Sodann  stieg  ihr  Ansehen  mit  der  sich  steigernden 
Verwendung  zum  Kriegsdienste  und  dem  in  Folge  ihrer  personlichen 
Dienstleistung  bei  den  immerfort  an  Macht  zunehmenden  Herren  sich 
mehrenden  Einflüsse. 

Y.  Die  Unfreiheit  entstand  und  pflanzte  sich  fort  durch  Geburt  von 
unfreien  Eltern  oder  aus  Yerbindungen  zwischen  einer  unfreien  und 
freien  (halbfreien)  Person,  durch  Heirath  einer  Unfreien, ^^  durch  frei- 
williges Begeben  in  die  Knechtschaft,^^  durch  Hingabe  an  Zahlungsstatt 
bei  Insolvenz  oder  Unfähigkeit  den  Bann  u.  s.  f.  zu  entrichten*^*  Auf- 
gehoben wurde  sie  regelmässig  durch  die  Freilassung, ^^  welche  bei 
den  Franken  ursprünglich  nur  per  denariu,m  vor  dem  Herre  statt- 
fand, später  Yor  dem  Konig  und  der  Yolksversammlung.^^  Dazu  kam 
die  Freilassung  in  der 'Kirche  i'  oder  schlechtweg  durch  eine  Urkunde. 
Sie  hatte  übrigens  weder  stets  die  volle  gleiche  Wirkung,  indem  häufig 
nur  ein  geringerer  Grad  der  Freiheit  verliehen  wurde,  noch  löste  sie 
jedes  Yerhältniss  zum  bisherigen  Herrn.   Neben  der  Freilassung  wurde 


i>  L.  Ripuar.  LYUI.  Alam.  Hloih.  XYIU.  XXH,  Cap.  Aqoisgr.  817  L  o.  n.  a. 

1«  Grimm  B.A.  824  ff.  L.  Rip.  LYIIL  14.  „Si  antem  Bipuarins  anoillam  Regis 
Ben  ecclesiasticam,  Tel  anoillam  tabulariam  sibi  sociaverit,  non  ipse,  aed  prooreatio 
ejas  seryiat." 

1»  Gapit.  Aqnisgr.  813  o.  15.  (Leg.  I.  189.)  enthält  Besohränkungen.  Cap.  leg. 
Sal.  add.  a.  819  o.  6.  (ib.  226.)  „  Judioatnm  est  ab  omnibus,  nt  si  Francus  homo  vel 
ingenoa  femina  in  servitio  sponte  sna  implioaverit  se,  ut  si  reg  suas,  dam  in  liber^ 
Ute  sua  permanebat,  ad  eccleBiam  Dei  aut  cuilibet  legibus  tradidit,  ipse  oai  traditae 
fuerint,  eas  habere  et  tenere  possit  Et  si  filios  et  filias,  dum  in  sna  foit  libertate, 
generayit,  ipsi  liberi  permaneant.^ 

1*  Note  12  dieses  Paragraphen. 

>v  Grimm  B.A.  S.  179  f.  831  ff. 

>*  L.  Sal.  XXVI.  Rip.  LYIL  1.  Sie  machte  zam  Heeresgenossen,  damit  znm 
freien  Franken.  Sohm  S.  47  f.  555.  Die  Ausstellang  einer  Urkunde  ist  dabei  Regel, 
deshalb  auch  per  cartam.  Gaupp  Lex  Franc.  Cham.  S.  67.  Sohm  S.  574  lieber 
die  Freilassung  per  hantradam  der  Lex  Cham.  o.  11.  12.,  die  mit  11  Eidhelfem 
in  der  Kirche  gewährleistete  Freilassung  Sohm  S.  579  ff. 

1«  L.  Rip.  LYin.  1.  üeber  die  des  langob.  Rechts  (tradere  de  manu  in  manum. 
L.  Rothar.  224.  Leg.  IT.  54)  und  andere  Grimm  a.  a,  0. 
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die  Freiheit  in  einzelnen  Fällen  durch  das  Gesetz  gegeben  zur  Strafe 
des  Herrn  18  oder  zur  Belohnung  des  Unfreien.  *• 


§.  56. 

I.  Wie  in  der  ältesten  Zeit  (§.  12.  IV.)  findet  sich  fortwährend 
zwischen  YoUfreien  und  Knechten  eine  zahlreiche  Klasse  von  Leuten 
unter  dem  Namen  liti,  leti,  ledi,  lassi,  lazzi,  aldi^  aldiones, 
liberti.i  Ihr  Ursprung  liegt  in  dem  römischen  Colonate»  in  alter  Grund- 
horigkeit  und  in  Freilassung  mit  geringerer  Wirkung.  Sie  unterscheiden 
sich  von  den  Freien  Yorzüglich  durch  das  geringere  Wergeld,  das  Mun- 
dium  eines  Herrn,^  den  Mangel  des  connublum,^  die  Pflicht  zu  Diensten 
und  Abgaben,  den  Anspruch  des  Herrn  auf  das  ganze  oder  einen  Theil 
des  Wergeldes,^  die  Nothwendigkeit  der  Einwilligung  des  Herrn  zur 
Eingehung  einer  Ehe,^  die  Unföhigkeit,  ihr  Yerhältniss  einseitig  zu  losen* 


^B  Z.  B.  beim  Verkaufe  ausser  Landes:  L.  Burg.  107.  o.  2.,  Ehebruch  mit  der 
Frau  des  servus:   L.  Luitpr.  140. 

1»  L.  ViBig.  VI.  1.  0.  5.,  Xn.  2.  o.  12.  13.  14.,  XH.  8.  c.  12.  18.  u.  a. 

•  Grimm  B.A..  8.  805  ff.  Waitz  11.  182  ff.  Eiehhorn  I.  294  ff.  Vgl.  über 
die  laeti  Germani  im  römischen  Gallien  oben  §.  12.  Anm.  16.  Mir  scheint  BotVs 
Ansicht  (Beneficialwesen  S.  51),  dass  diese  laeti,  soweit  sie  ihre  8tammeseigen- 
thümlichkeit  erhalten  hatten,  mit  den  germanischen  Eroberern  sich  wieder  Tereinigien, 
oder,  soweit  dieses  nicht  der  Fall  war,  der  grossen  Masse  der  Provinsialen  beigez&hlt 
wurden,  aus  den  yon  ihm  angeführten  Gründen  die  richtige  zu  sein. 

1  Liberttts  ist  augenscheinlich  lateinischer  Name  für  litus. 

*  L.  SaL  XXVI.  nSi  quis  alienum  letum  extra  consilium  domini  sui  ante  rege 
per  dinario  (ingenuum)  dimiserit  et  ei  fuerit  adprobatum,  malb.  malthoitus  meo  letu 
hoc  est  4000  dinarios  qui  faoiunt  solides  100  onlpabilis  judicetur,  res  Toro  leti  ipsina 
legitime  reformetur.** 

'  Das  beweist  die  Erklärung  in  Gap.  Chlodoyechi  a.  500— *511  (Leg.  IL  4.)  7. 
§.  2.  („de  puellas  militunias  Tel  litas,  haeo  lex  medietate  servetur*^);  dass  die  Vor- 
schriften über  Mitgift  u.  s.  f.  Anwendung  finden.  L.  8ax.  LXV.  „Lito  regis  lioeat 
uxorem  emere  ubicumque  Toluerit,  sed  non  liceat  ullam  feminam  vendere.^ 

^  L.  Fris.  Tit.  IX.  §.  1  ff.  „Si  foemina  quaelibet  homini  cuilibet  fomicando 
se  miscuerit,  componat  ad  partem  regis  weregildum  suum.  Hoc  nobilis  et  libera 
faoiant.  2.  Lita  vero  ad  partem  domini  sui.  8.  Si  yera  ancilla  et  virga  erat  •  .  . 
componat  is,  qui  eam  Tilavit,  domino  ejus  soL  4.  hoc  est  denarios  12. **  §.  10.  ,81 
yero  puella  (nemlich  rapta)  lita  fuerit,  satisfaciat  ei  similiter  solutione  weregildi  sui, 
et  domino  ejus  decem  solides  componat.    §.  13.  (not.  5). 

^  L,  Fris.  IX.  13.  ,»Si  lita  fuerit,  solid.  X.  domino  ejus  persolyere  cogatur.** 
Dazu  §.  11.  u.  12.:  „Si  liberam  foeminam  extra  Toluntatem  parentum  ejus,  Tel  eorum. 
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Yon  den  Knechten  standen*  sie  wesentlich  ab  durch  die  stets  anerkannte 
Fähigkeit,  eine  im  Yolksrechte  geschützte  Ehe  zu  schliessen,  das  hierauf 
beruhende  Wergeld,  das  zum  Theil  ihnen,  bez.  den  Yerwandten,  zufiel, 
durch  ihre  Fähigkeit  zum  Besitz  und  Erwerb  yon  YermSgen,*  zur  eigenen 
Yertretung,"^  durch  die  Waffen-  und  Eidesmündigkeit.^  In  dem  Ausschlüsse 
jeder  Willkür  des  Herrn,  welcher  verpflichtet  war,  den  hergebrachten 
Zustand  zu  belassen,  sowie  in  der  Möglichkeit,  sich  durch  Auszeichnung 
im  Kriege  emporzuschwingen,  war  Ton  selbst  der  Grund  zu  einer  Besse- 
rung ihrer  Stellung  und  Erlangung  der  Freiheit  gegeben. 

n.  Fortgesetzt  wurde  das  Yerhältniss  der  Liten  durch  die  Geburt, 
die  Ehe,*  freiwillige  Ergebung  ^^  und  Yersetzung  in  diesen  Stand  in  Folge 


qni  potestatem  ejus  habent,  uxorem  duxerit,  oomponat  tutori  ejus  soUd.  XX.  id 
est  dinarios  LX.— 12.    Si  autem  nobilis  erat  foemina  sol.  XXX. " 

<  L.  Fris.  XI.  1.  „81  über  homo  spontanea  voluntate,  Tel  forte  neoesBitate 
coaotus,  nobili  seu  libero,  sea  etiam  lito  in  personam  et  Berritiiim  liti  se  Bubdiderit 
.  .  .  2.  8i  lituB  BemetipBum  propria  pecunia  a  domino  sao  redemerit  .  .'^  L.  8al.  L. 
§.  1.    ,8!  quis  ingeDiiiiB  aut  letus  alteri  fidem  fecerit  .  .  .^ 

7  Darüber  hat  besonderB  die  L.  FriB.  in  Tit.  I— IIL  auBführUohe  BeBtimmungen. 
Tgl.  die  Fortsetzung  der  Stelle  der  L.  Sal.  in  der  Torbergebenden  Note.  Der  Herr 
hatte  aber  anch  die  Yertretangapflicht:  L.  Franoor.  CbamaT.  c.  44  ff.  L.  Sax.  XYIIL 
^Si  autem  abeque  oonscientia  domini  hoc  feoerit,  dimittatnr  a  domino  et  Tindioetnr 
in  illo  et  alÜB  Beptem  oonBanguineiB  ejuB  a  propinquiB  occiBi,  et  dominus  Uti  se  in 
hoc  oonscium  non  esBO  cum  undeoim  jnret.^  Für  dae  YerhftltniBB  zum  Herrn  noch: 
Lex  Sax.  XXV.  „Qni  dominum  Buum  occiderit  oapite  puniaiur.  26.  Qui  filium  domini 
Bui  occiderit  Tel  filiam  aut  uxorem  aut  matrem  stupraverit  juxta  voluntatem  domini 
occtdatur.'*  L.  FriB.  XX.  8.  ^Si  seryne  dominum  Buum  interfecerit,  tormentiB  inter- 
fioiatur.    Similiter  et  UtuB.^ 

^  L.  Sal.  XXYI.;  dazu  noT.  69.:  „Si  quis  alienum  letnm  qui  apud  dominum  in 
OBte  fuerit  .  .  ,^  Reoap.  leg.  Sal.  o.  27.  ^nde  ad  BolidoB  300,  ut  si  quis  litum 
alienum  in  oste  oooiserit  .  .  30.  Inde  ad  BolidoB  900,  ut  si  quis  Romanum  rel  lidnm 
in  truBte  dominica  occiflerit.^  —  L.  Fris.  I.  8.  „Si  litus  nobilem  occiderit,  similiter 
80  sol.  oomponat,  aut,  si  negayerit,  cum  triginta  quinque  juratoribuB  suae  conditionis 
8e  excuBet.  9.  Si  liberum  occiderit,  sol.  53  et  unum  denarium  solrat,  et  si  negarerit 
cum  Tiginti  tribus  Bacramentalibus  jnret.  10.  Si  litum  occiderit.  sol.  27  uno  denario 
minus  oomponat  domino  sno,  et  propinquis  occisi  soL  9  excepta  tertia  parte  unins 
denarii,  et  si  negarerit,  sibi  duodeoimus  juret.*^ 

*  L.  Sal.  Xm.  5.  (§.  55.  n.  9.)  ->  L.  Fris.  YI.  „Si  libera  femina  lito  nupserit 
nesciens  cum  litum  esse,  et  ille  postea  de  capite  buo,  eo  quod  litus  sit,  fuerit 
calumniatus;  si  illa  sua  sexta  manu  jurare  poterit,  quod  postquam  eum  litum  OBse 
resciyit,  cum  eo  non  conoumberetf  ipsa  libera  permaneat,  et  filii,  quos  procrearit. 
Si  yero  jurare  non  possit,  in  compositionem  mariti  sui  una  cum  filiis  suis  tranBeat**' 

>•  L.  Fria.  XL  L  (s.  Note  6.) 
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der  geringeren  Qrade  der  Freilassung.    Freilassung  ^^  oder  Freikauf  12 
hoben  dasselbe  auf. 


"  Vgl  die  BteUe  in  Kote  2. 

^*  L.  Fris.  XI.  2.  „Si  litus  BemetipBiim  propria  peounia  a  domino  buo  redemerii 
et  nnam,  vel  duos,  vel  tres,  yel  quotlibet  annos  in  libertate  yizerit,  et  itemm  a  domino 
de  capitis  soi  oonditione  faerit  oalumniatos,  dioente  ipsi  domino:  Kon  te  redemisti, 
nee  ego  te  libertate  donayi:  respondeat  ille:  Autta  cum  juratoribas  tois  sex,  yel  12, 
Tel  20,  vel  etiam  si  80  dioere  yolaerit,  me  tibi  sacramento  tue  ad  servitatem  aoqoirere; 
ant  me  cum  meis  juratoribus  tantis,  vel  tantis  ab  bao  oalumnia  liberare  permitte. 
Si  ille  qui  dominus  ejus  fuerat  com  totidem  hominibns,  quomm  ei  propositi  sunt, 
jorare  yedit,  conqnirat  eom  sibi  ad  servitutem;  sin  autem,  joret  alter,  et  in  libertate 
permaneat.*'  —  Besondere  Arten  der  liti  die  homines  regii,  fiscalini,  eoole- 
siastioi;  coloni  regis,  eoolesiae.  —  Feste  Dienste:  Cap.  Lang.  835  0.6.  (Leg.  L  371.) 
„Praedpimus  nt  nOTa  conditio  aldioni  a  domino  non  imponatar**.  Eine  eigenthümliche 
Art  der  lebenslftnglioben  Abhängigkeit  war  die  der  adyentitii,  Flüchtlinge,  die  ans 
der  Fremde  kommend  als  Bettler  nnd  Taglöhner  lebten.  Cap.  806.  c.  4.  5.  n.  a. 
Both  FendaUt&t  S.  241. 


Zweite  und  dritte  Periode. 

Vom  AiiBsterbeii  der  Karolinger  bis  imn  Ewigen  LandMeden 

(888—1495). 

Erstes  EapiteL 
Die  R«ohlM>«IIOB. 

§.  57. 
A,    Gang  der  Beohtsbildung. 

I.  In  Folge  der  Bildung  neuer  Herzogthümer,  des  Feudalwesens, 
der  Territorien y  neuer  Stände,  kurz  durch  die  allmälige  Yerfassungs* 
änderung  hatten  die  offentlichrechtlichen  Satzungen  der  Leges  und  Capi- 
tularien  grosstentheils  ihre  Anwendbarkeit  verloren;  die  Veränderungen 
und  Neubildungen  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  im  Verein  mit  jenen 
Gründen  entzogen  auch  deren  privatrechtlichem  Inhalte  vielfach  den 
Boden.  Finden  sich  auch  für  ihre  formelle  Geltung  in  Reichsgesetzen 
des  zehnten  Jahrhunderts  Spuren,  ^  so  erscheint  doch  die  Bekanntschaft 
mit  ihnen  im  Allgemeinen  als  eine  rein  theoretische  und  blieb  ohne 


1  CoBstit.  Franoof.  a.  951  (Leg.  IE.  26):  „Anno  inoarnationis  Domini  51,  indiot 
9.  coostitatnm  est  in  Franoonofart  a  rege  glorioBBisüao  Ottone  anno  iUins  15,  oon- 
sentientibnt  epücopis,  oomitibna,  aliisqae  fidelibus  oomplnribuB,  oanonnm  Banotomm- 
qne  patrum  aaetoritate,  nee  non  oapitnlarium  praeoedentium  regnm  in* 
stitutis  ooram  positis  .  .  .*  Auf  dem  kirohliohen  Gebiete  ist  die  Geltang 
der  Leges  und  Capitnlaria  bis  ins  xwölfte  Jahrhundert  hinein  uns  weif elhaft. 
Es  beweist  dies  die  Aufoahme  yon  Sfttzen  in  den  Torgratianisohen  Sammlungen 
durch  Gratian,  ror  Allem  der  Umstand,  dass  in  den  wichtigsten  Beziehungen:  Im- 
munität, Wergeid  des  Klerus,  deren  Sätse  noch  im  12.  Jahrhundert  als  geltende 
erseheinen.  Meine  Abb.  Ueber  drei  in  Prager  Handsohr.  enthaltene  Ganonen- 
SammL    Wien  1868.  8.  182  ff.  >^  Oben  §.  23. 

T.  Sehvltf ,  lUieto-  «.  S«ehUi(etob.   4.  Avfl.  10 
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merklichen  Einfluss  auf  das  Rechtsleben.  ^  Der  Charakter  der  Zeit,  die 
vielen  Kriege  zumal  unter  den  Hohenstaufen,  die  Abgezogenheit  der 
Kaiser  durch  die  italienischen  Verhältnisse,  endlich  der  Particularismus, 
der  im  Rechte  sich  ausgebildet  hatte,  yerhinderten  die  Yomahme  einer 
neuen  Redaction. 

U.  Die  älterep  Rechtssätze  erhielten  sich  in  Geltung  und  wurden 
weiter  fortgebildet  vom  10.  bis  ins  12.  Jahrhundert  fast  ausschliesslich 
durch  die  Gewohnheit.^  Als  deren  naturliche  Folge  stellte  sich  ein 
der  Particularismus,  je  mehr  die  Territorialbildung  yoranschritt 
anstatt  des  alten  Systems  der  Stammesrechte  der  Charakter  der  Terri- 
torialität. Im  Priyatrechte  und  auch  zum  Theil  im  öffentliohen^  geht 
die  Rechtsbildung  aus  yon  den  Betheiligten,  fusst  auf  einer  Willkür, 
Statut ;  ihre  erkannte  Zweckmässigkeit  sichert  die  Annahme  in  der  Ge- 
meinde, die  Verbreitung  im  Territorium:  die  gemeinsamen  Bande  yer- 
mitteln  die  Ausdehnung  über  das  Gebiet  des  Stammes.  Die  Kenntniss 
des  Rechts  yermittelten  die  symbolischen  Formen,  die  öffentliche  Rechts- 
sprechung, das  Rathholen  bei  anderen  Gerichten  (Gemeinden,  Schöffen). 
Weisthümer,  Weisungen,  Oeffnungen,  Ordele  bilden  neben 
Urkunden  die  wichtigste  Quelle.  Seit  dem  Ausgange  des  11.  Jahrhun- 
'derts  treten  hinzu  Rechtsaufzeichnungen,  deren  Absicht  bald  darauf 
hinaus  lief,  die  Unsicherheit  der  Uebung  zu  beheben,  bald  Statuten, 
Willküren  für  einen  bestimmten  Kreis  festzusetzen. 

III.  Trotz  der  Particularität  erhielt  sich  und  wurde  fortgebildet  ein 
gemeinesRecht  einzelner  Länder  ^  und  des  Reiches.  ^  Dessen  Grund- 
lage waren  die  gemeinsamen  Prinzipien  der  alten  Leges  und  Capitularien, 
die  im  Wesentlichen  überall  gleichen  Zustande  des  staatlichen  Lebens, 
nationale  Anschauungen,  gleichmässige  Bedürfhisse  und  Entwicklung 
des  städtischen  und  des  Verkehrslebens,  der  Einfluss  mancher  Stadt- 
rechte» endlich  die  Entscheidungen  der  Konige  u.  s.  w. 


*  Der  Ausdraok  Lex  Alamannornin,  BajuTariornm,  Saxonum,  der 
hin  und  wieder  yorkommt,  bedeutet  nicht  mehr  das  Gesetz  der  Alemannen  u.  s.  f., 
sondern  nur  das  Keoht  der  Alemannen  u.  s.  w. 

*  Deren  Bedeutung  hebt  der  SaohBenspiegel  wiederholt  hervor.  Homeyer 
im  Register  xum  Landrecht  unter  „Oewohnheit.'*  Recht  ist  dem  Sachsenspiegel 
ein  allgemeiner  Begriff  (s.  Praef.  rythm.  y.  151,  180). 

^  Dies  beruhet  auf  dem  priraten  Verbände  zwischen  FQrst  und  Vasallen  u.  s.  w. 
durch  das  Lehenswesen,  die  Vogtei  u.  dgl. 

A  Der  Sachsenspiegel  zeichnet  das  gemeine  Recht  der  Sachsen  auf,  eine 
von  Eike  in  der  gereimten  Vorrede  wiederholt  angedeutete  Anschauung. 

*  Stobbe  L  271.  Anm.  16.  gibt  Stellen,  welche  von  jus  commune  reden. 
Der  Schwabenspiegel  will  ein  gemeines  Recht  des  Reiches  lehren. 
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rV.  Die  Orundlagen  des  Rechts  blieben  zunächst  national.  Denn 
hatten  sich  auch  in  Folge  der  Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte 
in  den  ehemals  römischen  Provinzen  und  durch  dessen  Einfluss  bei  Ab- 
fassung der  Leges  für  die  in  jenen  Ländern  sitzenden  Stämme  einzelne 
romische  Rechtssätze  Eingang  verschafft,  so  schloss  gleichwohl  die  un- 
bestimmte Allgemeinheit  dieser  Aufnahme  jeden  gestaltenden  Einfluss 
aus.  Ebensowenig  wurde  der  TTvstand,  dass  Kirche  und  Klerus  in  ihren 
privatrechtlichen  Beziehungen  nach  romischem  Rechte  lebte,  vor  dem 
14.  Jahrhundert  entscheidend. 

Y.  Mit  den  Leges  selbst  war  die  formelle  Geltung  der  in  ihnen  auf- 
genommenen romischen  Sätze  gefallen ;  durch  das  Yerschmelzen  der  Be- 
völkerungen in  den  frOher  römischen  Provinzen  und  die  Abtrennung  der 
meisten  vom  deutschen  Reiche  hörte  diese  Geltung  vollends  auf.  Trotedem 
blieben  viele  Sätze  des  römischen  Rechts  theils  rein,  theils  verändert  in 
steter  Bekanntschaft  und  materieller  Geltung,  einmal  wegen  Aufnahme  in 
die  allgemein  verbreiteten  Sammlungen  des  canonischen  Rechts,  vor  allem 
in  das  um  1150  gemachte  und  rasch  zu  grosser  Yerbreitung  gelangte 
Decretum  Gratians,''  sodann  durch  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit 
bezüglich  einer  grossen  Anzahl  rein  civiler  und  civil-kirchlicher  Rechts- 
verhältnisse, >  welche  sich  auf  römisches  Recht  oder  eigene  von  der  Kirche 
geschaffene,  bald  sich  an  das  römische,  bald  an  das  einheimische  an- 
schliessende Sätze  stützte.    Handelte  es  eich  hierbei  auch  vorzugsweise 


7  Ueber  diese  SammlTingeii  Oberhaupt  meine  Lehre  Ton  den  Quellen  des  kath. 
Kirchenreohts  (das  kath.  Eirohenreoht  Bd.  L)  §§.  52  ff.  Nach  den  bisherigen  For- 
schungen sind  wir  noch  gar  nicht  im  Stande,  den  inneren  Gang  der  allgemeinen 
Reception  des  rSmisohen  Bechts  erschöpfend  darzustellen.  Man  hat  bis  auf  die 
neueste  Zeit  den  Einfluss  der  kirchlichen  Sammlungen,  Praxis  und  Literatur  theils 
ganz  Übersehen,  theils  bei  Weitem  nicht  genug  gewürdigt.  Durch  die  TOn  Maassen 
(üeber  eine  Lex  Bomana  canonice  compta,  Wien  1860,  Bobienser  Excerpte  des  röoL 
Rechts,  Wien  1864  und  Beiträge,  Wien  1857)  und  mir  (in  der  angef.  Abhandl.  und 
in  der  üeber  die  Summa  legum  des  Codex  Gottwicensis  Nr.  88,  Wien  1868)  ge- 
gebenen Forschungen  ist  bereits  der  Beweis  geliefert,  dass  man  römisches  Recht 
anders  in  der  Kirche  betrieb,  als  man  Tordem  glaubte.  Die  Beception  des 
römischen  Rechts  ist  wesentlich  durch  die  kirchliche  Literatur  und 
Rechtspraxis  rermittelt  worden.  Dies  zu  erweisen  ist  hier  natürlich  un- 
möglich. 

^  Siehe  die  genaue  quellenmässige  Erörterung  in  meinen  citirten  Rechtsquellen 
%.  80.  Tgl.  §.  95  u.  mein  System  des  Eirchenr.  Giess.  1856.  Den  inneren  Entwick- 
lungsgedanken und  Gang  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und  der  Anschauungen  zeigt 
meine  Geschichte  der  Quellen  und  Literatur  des  oanonischen  Rechts,  Stuttg.  1875, 
I.  8.  92—103.  I 

10  • 
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um  die  rechtliche  Stellung  der  Kirche  und  des  Klerus  auf  dem  ver- 
mögen srechtlichen  Gebiete,  so  brachte  doch  der  Verkehr  beider  mit  Pri- 
vaten und  Corporationen  von  selbst  eioe  grossere  Ausdehnung  mit  sich* 
Nicht  minder  fand  durch  den  stets  grosseren  Einflnss  des  canonischen 
Strafrechts,  Straf-  und  Civilprocesses  eine  fav^tische  Handhabung  romischer 
Bechtssätze  auch  auf  diesen  Gebieten  statt«  Hierzu  trat  die  bereits  unter 
Karl  d.  G.*  seit  Oebertragung  der  romiq^hen  Kaiserwürde  auftauchende 
und  von  da  ab  stets  die  Kaiser  beherrschende  Idee  von  einer  Nachfolge 
in  das  (west-)  romische  Kaiserthum,  zufolge  deren  seit  Friedrich  I.  von 
den  Slaisern  die  Befugnisse  der  römischen  Imperatoren  beansprucht,  das 
Gesetzbuch  Justinians  als  das  ihrige  angesehen  wurde,  ihre  Gesetze  als 
Authentiken  in  demselben  Aufnahme  fanden.  Mit  dem  Wiedererwachen 
der  römischen  Jurisprudenz  im  12.  Jahrhundert  durch  Imerius  zu  Bologna 
fand  das  römische  Recht  in  Italien,  wo  es  nie  ganz  ausser  Geltung  ge-' 
treten  war,  eine  neue  praktische  Bedeutung«  Die  Stellung  der  Kaiser 
zu  Italien  wirkte  nothwendig  auf  Deutschland  zurück.  Dieses  und  die 
eben  bezeichnete  Anschauung  förderten  mehr  und  mehr  den  Begriff  eines 
kaiserlichen  Rechtes,  Kaiserrechtes,  worunter  man  neben  den 
von  den  Kaisem  ausgehenden  Gesetzen  auch  das  Corpus  juris  be- 
griff.^® In  den  Kaisergesetzen  finden  sich  fortan  häufige  Berufungen  auf 
das  römische  Recht.  Auf  den  italienischen  Universitäten  studirten  viele 
Deutsche  aus  allen  Gauen,  welche  in  die  Heimath  zurückgekehrt  mit 
Vorliebe  römisches  Recht  anzuwenden  suchten.  Das  war  um  so  leichter, 
als  vom  14.  Jahrhundert  ab  bei  den  Höfen,  in  Aemtem  und  auch  bei 
einzelnen  Gerichten  gelehrte  Juristen  angestellt  wurden.  Mit  der  Er- 
richtung von  Universitäten  im  Reiche  selbst  (Prag  1348  durch  Karl  IV., 
Wien  u.  s.  f.),  an  denen  zwar  anßnglich  nur  canonisches,  aber  bald  auch 


9  In  dem  Schreiben  Odilberts,  Erzbisohofs  ron  Mailand  Ton  811  (Leg.  I. 
171)  an  Karl  heisst  es:  ^Qui  tos  sollioitodinem  habentes  orthodozae  fidei,  magis 
prae  ceteris  omnibus  qoi  ante  tob  christiani  imperatores  in  oniTerso  mundo  fut^rnnt 
derotione,  qoiqne  dirino  zelo  commoti  id  est  Gonstantinns,  Theodoaius  major,  Mar- 
tianns  et  JustinianuB."  Dasselbe  liegt  schon  darin,  dass  Karl  in  den  Genetsen 
wiederholt  yon  sich  sagt  ^Romanum  gubernans  imperium^  (Leg.  L  128.  140 
150.  171.),  Bomanum  regen»  imperinm^  (Leg.  L  88).  Dieselbe  Anschauung 
kehrt  stets  wieder:  K.  Heinrich  IL  (siehe  Eckhardt  in  addit.  ad  Legem  Sali- 
oam)  erklärt  1024  „iUam  D.  Marci  oonstitutionem  ita  interpretari  deoernimits.'*  FQr 
die  Zeit  des  12.  Jahrhunderts  bedarf  es  keiner  Belege,  da  die  Aufnahme  kaiserl. 
Constitutionen  in  das  Corpus  juris  civilis  (Authentioa)  allbekannt  ist 

10  Die  praktische  Wirkung  dieser  Idee  zeigt  sich  im  Schwabenspiegel,  kleinen 
Kaiserrechte  u.  s.  w.    Eine  gute  Zusammenstellung  gibt  St  ebbe. 
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romisches  Recht  gelehrt  wnrde,  hob  sich  dessen  Ansehen  noch  mehr^ 
wurden  ^e  (gelehrten)  Juristen  ein  auergezeichneter  Stand,  dem  man  seit 
Katl  lY.  förmlichen  Adel  beilegte. ^^  Unter  dem  Klerus  war  seit  dem 
Anegange  des  12.  Jahrhunderts  eine  auf  römisches  Recht  ge- 
stdtzte  juristische  und  Torzüglich  priratrechtliche  Auf- 
fassungsweise der  Verhältnisse  dadurch  massgebend  geworden,  dass 
das  ganze  Busswesen  in  den  libri  poenitentiales,  summae  casuum  rein 
juristisch  construirt  wurde.,  i*  das  kirchliche  Beneflcialwesen,  der  kirch- 
liche CiTil-  und  Oriminal-Process,  das  Privatrecht  des  Klerus,  das  Straf- 
recht, soweit  es  im  kirchlichen  Forum  zur  Anwendung  kam,  dem  römischen 
grösstentheils  entlehnt  war.  Wurde  so  das  fremde  Recht  von  der  einm 
Hälfte  der  Gesellschaft  gehalten,  so  begreift  man,  wie  in  der  anderen  die 
studrrteu  Juristen  bald  zu  Einfluss  gelangen  konnten.  Man  behandelte 
seit  dem  14.  Jahrhundert  selbst  die  einheimischen  Rechtsbücher  im 
römischen  Oeiste,  yerfasste  fQr  die  Gerichtspraxis  (Ordines  judiciarii) 
Bücher  nach  dem  Muster  der  von  den  Glossatoren  gemachten.  Alle 
diese  Umstände  erklären  zur  Genüge,  wie  man  bei  dem  im  Zustande 
bunter  Mannigfttltigkeit  befindlichen  und  für  die  namentlich  in  den  Städten 
rasch  fortschreitenden  Verhältnisse  des  Verkehrs  ungenügenden  ein- 
heimischen Rechte  für  etwaige  Lücken  zu  dem  fremden  griff,  welches 
als  Weltrecht  erschien,  von  der  Kirche  gehandhabt  wurde,  dutch  seine 
Vollendetheit  dem  Schöffen  das  Urtheilfinden  wesentlich  erleichterte.  So 
kamen  nach  und  nach  manche  Institute  und  Sätze  des  römischen  Rechts 
in  Aufnahme*  Bei  diesem  Vorgange  war  unwillkürlich  der  Anschauung 
vorgearbeitet,  das  römische  Recht  sei  gemeines,  das  einheimische  nur  als 
particuläres,  als  Recht  guter  Gewohnheit  anwendbar.  Von  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  nahm  durch  den  Einfluss  der  Universitäten,  auf  denen 
seitdem  römisches  Recht  überwog,  durch  das  Studium  der  italienischen 
Praktiker,  durch  die  Wirkungen  des  Humanismus»  durch  zahlreiche 
Ausgaben  der  Theile  des  canonischen  und  römischen  Corpus  juris,  der 
Werke  von  Canonisten  und  Civilisten,  durch  Abfassung  und  Abdruck 
einer  Anzahl  von  Schriften,  welche  nur  das  Nothdürftigste  aus  dem 
fremden  Rechte  boten,  aber  gerade  hierdurch  dessen  Kenntniss  ver- 
breiteten, durch  die  Formularien  u.  s.  w.^^  die  Bedeutung  und  Anwen- 
dung des  Corpus  juris  civilis  als  kaiserlichen  Rechts  der  Art  zn^ 


"  Fitting  DsB  castrense  peoaliom.    Halle  1871.    8.  548  ff. 
"  Meine  Schrift  Robert!  FlameBbari.   Samma  de  Matrimonio,  GiesB.  1868,  p.  VI  sq. 
Meine  Qesch.  d.  Quellen  nnd  Lit.  d.  can.  R.  weist  eine  Anzahl  yon  Einselheiten  nach. 
1*  Bod.  Btintsing  Qeseh.  der  pcpnlftren  Literatur.    Leipz.  1867. 
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da88  am  Ende  des  Jahrhunderts  dasselbe  thatsächlich  als  recipirt  er- 
scheinen konnte  und  nur  das  Bestehende  in  dem  Bei^hsabschiede  yon 
Worms  (1495)  einen  gesetzlichen  Ausdruck  fand,  der  Bicliter  und  Bei- 
sitzer des  Eammergerichts  geradezu  anwies,  nach  ihm  Recht  zu  sprechen.^* 

YL  Schon  im  frühen  Mittelalter  gewann  das  canonische  Hecht  durch 
die  Anweneung  in  den  geistlichen  Gerichten  allgemeines  Ansehen.  Dessen 
Einfluss  erstreckte  sich  in  der  Folge  auf  verschiedene  bürgerliche  Yer- 
hältnisse«  Seine  Beception  in  der  Gestalt  des  Corpus  juris  canonici 
ist  auf  ganz  ähnliche  Weise  wie  beim  römischen  mit  diesem  gleichzeitig 
erfolgt.  Es  erhielt  aber  als  jüngeres  Recht  und  weil  es  durch  Aufoahme 
germanischer  Anschauungen  vielfach  dem  Rechtsleben  naher  stand,  nicht 
minder  zufolge  der  Anschauung  der  Zeit,  wonach  die  Kirche  die  Auf- 
gabe hatte,  mit  dem  Kaiser  die  Welt  zu  ordnen.  Alles  zu  entfernen, 
was  gegen  Gott  und  christliches  Leben  gehe,  und  der  hieraus  hervor- 
gehenden Stellung  der  kirchlichen  Gewalt,  das  Ansehen  einer  lex  poste- 
rior, durch  welche  das  römische  modificirt  wird. 

YII.  Eine  wichtige  fremde  Quelle  bilden  die  L ihr i  Feudorum,i^ 
herkömmlich  in  2  Bücher  (mit  28  bez.  58  Titeln)  eingetheilt.  Im  Buch  I 
bildet  den  Stock  (von  1 — 9,  besser  noch  4 — 9)  die  Abhandlung  eines 
Unbekannten  1«  über  die  Unterschiede  des  Lehen-  und  römischen  Rechts, 
geschrieben  zischen  1095  und  1136.17  Mit  dieser  Abhandlung  verwebt 
oder  ihr  angehängt  sind  Excerpte  aus  Kaisergesetzen,  Glossen,  Urtheilen 
u.  dgL  m.  Allmälig  ist  das  Ganze  zu  Einem  verschmolzen  worden. 
Buch  n.  hat  folgende  Stücke:  1.  Tit.  1 — B^^  ist  eine  Abhandlung  des 


1^  Den  ProcesB  der  Reception  behandeln  0.  Franklin  Beiträge  zur  Geschichte 
dei  Reception  des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  Hannoyer  1868,  O.  dtobbe 
im  2.  Bande  der  Gesch.  des  dentschen  Rechts,  Brannschw.  1864.  S.  9 — 142,  C.  A. 
Schmidt  Die  Reception  des  röm.  Rechts  in  Deutschland,  Rostock  1868.  Für  einzelne 
Länder  bieten  Material:  Laspeyres  Die  Reception  des  röm.  Rechts  in  der  Hark 
Brandenburg  in  Zeitsohr.  f.  d.  R.  YL  1  £f.,  Rud.  Eink  Die  Reohtslehre  an  der 
Wiener  UniYersitftt,  Wien  1853,  Berchtold  Die  Landeshoheit  Oesterreichs,  MtLnohen 
1862,  S.  48  £f.,  109.    Muther  in  Zeitschrift  für  Rechtsgesohichte  lY.  880. 

1^  C.  F.  Dieck  Literftrgesch.  des  longob.  Lehnr.  bis  zum  14.  Jahrh.  Halle 
1828.  0.  A.  Laspeyres  Über  die*  Entstehung  und  Alteste  Bearbeitung  der  libri 
feudonim.  1880. 

^*  Gerhardns  Niger,  Consul  yon  Mailand  unter  K.  Friedrich  L,  kann  nicht 
mit  Sicherheit  als  Yerfasser  angenommen  werden. 

^'  I.  F.  6.  wird  die  unter  Urban  IL  im  J.  1095  zu  Clairmont  gehaltene  Synode 
oitirt;  aus  1186  rührt  das  Gesetz  K.  Lothars  IL  her,  das  der  Yerfasser  unmöglich 
kennen  konnte. 

^^  Eigentlich  1—11;  aber  IL  F.  6.,  7  pr.  und  9.  10  sind  spätere  Einsehaltungen. 
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Mailänder  Consuls  Obertus  de  (ab)  Orto  an  seinen  Sohn  fiber  den 
Begriff  und  die  Errichtung  des  Lehens.  2.  Tit  23.  und  24.  sind  ein 
Brief  desselben  Qber  den  Yerlust  des  Lehens.  Beide  sind  nach  1158 
entstanden.  Zwischen  diese  fügte  man  3.  Zusätze,  meist  entnommen  der 
lehensgerichtlichen  Praxis.  4.  Tit.  25.  und  26.  enthalten  ^e  Abhand- 
lung fiber  Vertretung  des  Vasallen  durch  den  Herrn,  über  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Herrn  und  den  Agnaten  des  verstorbenen  Vasallen.  Man 
hat  diese  Stücke  vereinigt  und  vor  1166  mit  5.  einem  Anhange  (Tit.  28 
bis  56.),  enthaltend  Gesetze  E.  Lothars  IL,  K.  Friedrichs  L,  Entscheidungen 
von  Lehenshofen,  Gewohnheitsrechtssätzen  vermehrt.  Es  finden  sich  Ab- 
weichungen im  Texte  der  Gesetze,  femer  dissensiones ;  wobei  bald  ffir 
die  Ansicht  eines  Consuls  (Gerardus)  entschieden,  bald  eine  eigene  auf- 
gestellt, bald  die  Entscheidung  deqi  Leser  überlassen  wird.  Daran  ffigte 
man  spätere  Gesetze  von  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.,  fasste  die  Samm- 
lung als  kaiserliche  I^ovelle  (decima  coUatio  Novellarum)  auf  und  gab 
ihr  einen  Platz  im  s.  g.  Corpus  juris  civilis,  i* 

Vom  J.  1300  an  kommt  der  Feudi  st  auch  in  Deutschland  in  Ge- 
brauch,*o  so  dass  im  15.  Jahrb.  die  Reichsgesetze  ihn  als  kaiserl.  ge- 
schriebenes Recht  anerkannten.si  Ebenso  ist  er  in  manchen  Territorien 
formlich  anerkannt  worden.'*  Trotzdem  blieb  im  ganzen  Gebiete 
des  sächsischen  Rechts  das  sächsische  bez.  deutsche  Lehn  serb- 
recht in  Geltung,  so  dass  das  langobardische  nur  beschränkt  eindrang. 
Als  wichtigste  Folge  stellte  sich  heraus,  dass  (nach  deutschem)  nur  die 
Nachkommen  des  verstorbenen  Vasallen  erben  („das  Lehen  vererbt  vom 
Vater  auf  den  Sohn^)  nicht  auch  die  Seitenverwandten,  obwohl  sie  vom 


>*  Bearbeitung  in  der  Schule,  auch  zu  Bologna  (Bulgarus,  PilliuB,  Jaco- 
bu8  Colnmbi  t.  Sayigny  GeBoh.  des  röm.  Rechte.  lY.  120,  848  fgg.,  Y.  95  fg.) 
bis  zur  glossa  ordinaria,  die  dem  AooursiuB  zugesohrieben  wird,  aber  yon 
ihm  wenig  NeuoB  hat  (t.  Sayigny  Y.  94  fgg.).  üebertragung  der  Regel:  ^quod 
non  agnoBoit  glossa,  non  agnoBoit  curia. '^  n.  F.  57.  58.  nicht  gloBBirt.  —  Capi- 
tnla  eztraordinaria,  von  JaoobuB  de  Ardizone  (t.  Sarigny  Y.  81  ff.)  um 
1280  bei  CujaciuB  Lib.  lY.  tii  78—109  n.  Hb.  Y.,  zum  Theile  ftlter  (tit  98  u.  105 
Yon  E.  Heinrich  YL),  meist  neueren  UrBprungs.  Eintheilung  des  gesammten  Mate« 
rialB  YOn  Cujas  in  5  Bücher;  diese  ist  wieder  yerlaBsen  und  die  der  glosBirten  in 
2  Bflcher  beibehalten,  die  cap.  oxtraord.  angehftngt. 

M  Dieck  De  tempore,  quo  jus  feudale  Langobardorum  in  Gennaniam  trans- 
latum  ibique  receptum  Bit  common tatio.  Hai.  1848.  4  Eichhorn  R.G.  IQ.  8.  338  fg« 
An  schütz  in  Erit  Ueberschau  m.  810. 

"  E,  a.  O.  I.  71.  V.  1.,  R.  H.  O.  I.  16.  J.  R.  A.  v.  1654.  Art.  105.  Wahlkap. 
Art  XXL  1. 

><  Z.  B.  TOn  E.  Ferdinand  I.  im  J.  1542  (Codex  austr.  P.  I.  p.  778). 
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primus  inyestitus  abstammen,  während  das  langobardisohe  letztere  ruft. 
Es  mfiseen  also  nach  deutschem  und  sächsischem  Lehenrecht  die  Seiten- 
Terwandten  fSrmlioh  in  die  Belehnang  aofgenommen  sein,  um  erben  zn 
können;  sie  erben  also  nicht  als  Verwandte  (jure  sanguinis),  sondern 
nur  als  gesammte  Hand,  zufolge  der  Gesammtbelehnung  (jure 
investiturae  simultaneae). 

§.58. 

B.    Die  BeiohflgesetBgebnng. 

• 

I.  Im  Yergleioh  zu  der  karolingischen  Zeit  war  die  Gesetzgebung 
des  Reiches  anfanglich  wenig  fruchtbar.  Dies  erklärt  sich  hinlänglich 
aus  der  Aenderung  der  Verfassung,  den  vielen  Kriegen,  den  Streitigkeiten 
zwischen  Kaisern  und  Päpsten,  dem  Mangel  einheitlicher  Gewalt.  Bis 
ins  13.  Jahrhundert  erstrecken  sich  die  Beichsgesetze  grosstentheils  nur 
auf  das  Lehnswesen,  die  Regelung  der  kirchlichen  und  italienischen 
Verhältnisse.  Von  da  ab  ist  es  die  Stellung  der  Landesherren,  vor  Allem 
aber  der  Landfriede,  dessen  Ordnung  sich  die  Kaiser  zuwandten.  Dazu 
kommen  Verträge,  Privilegien,  XJrtheile  u.  s.  w. 

IL  Erlassen  wurden  die  Gesetze  vom  Kaiser  unter  Beirath  und 
Zustimmung  der  Grossen  ^  bis  zum  Jahre  1281  >  in  lateinischer  Sprache, 
seitdem  regelmässig  in  deutscher.  Ihre  Bekanntmachung  fiel  den  auf 
den  Reichstagen  versammelten  Grossen  zu.  Offizielle  ^  Sanmilungen  gab 
es  nicht,  gleichwenig  private,  die  zu  Ansehen  gelangt  wären.  Deshalb 
war  die  Bekanntschaft  mit  ihnen  wie  deren  Handhabung,  ungeachtet  des 
Gebots,  dass  der  Richter  sie  kennen  solle,  und  trotz  der  Vorschrift  all- 


1  Vgl.  §.  57.  not*  1.  Eingangsformeln:  „pontificnm  alionimqae  primatnm  suo- 
nim  •consilio  tretoB^  (Codt.  Aagasi  a.  952  Leg.  11.  27.)f  n^r  setEen  und  gebieten 
Ton  unserm  keyserUchen  gewalt  und  mit  der  fursten  rate  n.  mit  andren  des  riches 
getruwen  mannen*^  (Landfrieden  Ton  1285),  ^ii^i^  gutem  rate  nnser  n.  des  h.  riohes 
drarfdrsten,  ftlrsten,  herm  und  st&dte*^  (Landfrieden  E.  Wenzels),  „mit  gutem  rate, 
mit  aintreohtigen  rat,  willen  und  voUwort  unser  churfürsten^  u.  s.  w.  (Landfrieden 
Ton  1446).    Daneben  regia  auctoritas,  plenitudo  potestatis  des  Kaisers  u«  dgl. 

'  Der  Landfrieden  Ton  12.35  ist  zuerst  in  deutscher  Sprache  amtlich  kund 
gemacht  Vgl.  die  Literatur  in  nota  10.  und  Stobbe  S.  462  f.  —  Der  allgemeine 
Harne  war  Capitula,  Leges,  spftter  Constitutiones. 

<  Landfr.  Yon  1235  o.  15  (Leg.  11.  318):  ^dem  [seil,  notarins  judiois  curiae] 
scribet  omnes  sentenoias  ooram  nobis  in  m%joribus  oausis  inrentas  maxime  contra- 
dictorio  judicio  obtentas,  que  Tulgo  dicuntnr  gesamint  urteil,  ut  in  posternm  in 
casibus  similibus  ambiguitas  rescindatur,  expressa  terra  seoundum  consuetudinem 
cujus  sentenoiatum  est^ 
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gemdner  Geltung,  häufig  eine  höchst  mangelhafte.  Friedrich  L  liess 
einige  seiner  wichtigsten  Gesetze  ins  Corpus  juris  als  Authentiken  auf- 
nehmen; dies  ahmte  Friedrich  IL  nach.  ^ 

III.  Die  wichtigsten  Beichsgesetze  aus  dieser  Zeit  sind: 
a.  Yerfassungsgesetze.  Oonstitutio  Friedericil.  deBega- 
libus  Yon  1158;  6  confoederatio  cum  principibus  ecclesiasti- 
cis  Friedrichs  IL  vom  26.  April  1220  zu  Frankfurt;  Statutum  in 
fayorem  prinoipum  Eonig  Heinrichs  zu  Worms  vom  1.  Mai  1231 
nebst  dessen  Bestätigung  durch  E.  Friedrich  vom  Mai  1232  in  Curia 
Sibidati  und  ähnliche  Statuten  und  Urtheile,  Schlüsse  des  Kurfürsten- 
tags  zu  Bense  vom  J.  1338  und  Decret  E.  Ludwigs.  *  Bulla  aurea 
Earl's  lY.  vom  10.  Januar  1356  zu  Nürnberg  (Cap.  I— XXm.)  und 
25.  Dezember  1356  zu  Metz  (Cap.  XXIV — XXX.); ''  verschiedene  Ge- 
setze über  das  Lehnswesen  von  Conrad  IL  von  1037  an,  sowie  im 
15.  Jahrhundert  über  die  Heeres  folge  (Fesstellung  der  Heeres- Co  n- 
tingente,  Beichsmatrikel,  des  gemeinen  Pfennings  *  endlich  viele 
Oesetze  über  Münzwesen  u.  dgl.  m. 


«  Ood.  Just.  Lib.  L  Tit.  2.  ad  o.  12.,  Tit.  8.  ad  c.  2.  18.  32.  (88),  Lib.  17. 
Tii  13  ad  o.  5.  („Hano  antem  legem  inter  imperiales  oonstitutiones  Bub  titulo  „y,ne 
fihuB  pro  patre"**  etc.  soribi  jabemus.  Datum  apud  Roncalias  anno  Domini  1158 
mense  NoTembris*  Leg.  H.  p.  114).  ~ 

Sammlungen  (darflber  Weizsäcker  S.  U.  £f.).  Bis  auf  das  Bnde  der  Re- 
giemng  Karl's  lY.  werden  die  Oesetse  und  Reiohstageakten  in  den  Monnmenta 
Oermaniae  ihren  Plats  finden.  Die  Akten  der  Beiohstage  gibt  die  hiatoriBche  Com- 
miBflion  der  baier.  Akademie  heraoB.  Bisher  .erschien  »DentBohe  BeichBtagsakten 
unter  König  Wenzel.  Brate  Abth.  1876^1387  her.  von  Jul.  Weizsftcker.*' 
Mdnehen  1867.  4.  Yorl&ufig  iat  die  beste  „Nene  nnd  ToUständigere  Sammlung 
der  ReichsabBchiede,  Frankfurt  am  Mayn  bei  Ernst  August  Koch  1747,  4  Thls. 
in  2  Bdn.  fol.  —  Monnmenta  Legum  Tom.  11  enthftlt  die  Constit.  tou  Conrad  I.  bis 
Heinrich  VH.  916—1318.  J.  F.  Böhmer  Begesten,  und  dess.  Die  Beichsgesetze 
Ton  900—1400.    Frankfurt  1832.  4.    Merkel  De  repubL  Alam.  p.  78.  n.  35. 

»  Leg.  II.  111  sq.  IL  Fend.  56. 

*  Das  deutBche  Original  der  SohlfiBse  in  Gewold  Defensio  Ludowici  lY. 
Imper.  p.  146.  Deoretum  et  couBtitutio  ab  Imper.  et  ordinibuB  de  jure  Imperat 
facta  8.  Aug.  1888  nach  Leibnitz  und  Fr  eh  er  gedr.  bei  Oertel  Orundges. 
p.  47  £f.  Höfler  Aus  Arignon  Prag  1868.  4.  S.  13  £f.  hat  nach  einem  Eichstätter 
Codex  einen  Text  aus  „Guil.  Oocam  de  electione  Earoli  lY.**  publioirt. 

7  N.  8.  L  45  £f.  lat.  nnd  deutsch.  F.  M.  Oertel  Die  Staatsgrundgesetse  des 
deutschen  Beiches,  Leipzig  1841.  3.  58  ff.  O  hlenschlager  Neue  Erläuterung  der 
güldenen  Bulle  KayserH  Carls  des  IV.  etc.  Frkf.  u.  Leipz.  1766.  4. 

^  Die  erste  Aufstellung  der  Conti ngente  für  die  einzelnen  Territorien  erfolgte 
auf  dem  Beichztage  zu  Narnberg  1422  (N.  S.  L  117  ff.)  behufs  des  Krieges  gegen 
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b.  Die  Landfriedensgesetze  des  Reichs,  welche  in  den  ältesten 
überlieferten  Documenten  auf  Heinrich  lY.  und  das  Jahr  1081  >  zurück- 
gehen. Unter  ihnen  ist  zu  nennen  die  sog.  treuga  Henri ci  regis, 
wahrscheinlich  1224  yon  E.  Heinrich  als  Statthalter  seines  Vaters  Fried- 
rich n.  in  Deutschland  erlassen,  lo  ferner  der  auf  den  yon  Heinrich  1234 
zu  Frankfurt  errichteten  sich  stützende  Landfriede  Friedrichs  H.  zu  Mainz 
Yon  1235. 11  Von  da  ab  gibt  es  bis  auf  den  ewigen  Landfrieden  eine 
grosse  Menge,  deren  spätere  durchgehends  auf  den  früheren  fussen. 

c.  Strafgesetze.  Dahin  die  Landfrieden,  einzelne  über  Mord 
u.  dgl.,  Gesetze  E.  Friedrichs  H.  über  Eetzerei,  i*  welche  seitdem  all- 
gemein befolgt  und  Ton  mehreren  Eaisern  erneuert  wurden,  desselben 
Gesetz  über  die  Acht,  i^  Heinrichs  YU.  E  dictum  de  crimine  laesae 
majestatis  Tom  2.  April  1313.  i^ 

d.  Gesetze  und  Urtbeile  über  Gerichtswesen,  namentlich  über 
den  Beweis,  die  Berufung  und  Rechtsyerweigerung.  Insbesondere  sind 
heryorzuheben  mehrere  das  Yehmgericht  betreffende,  i^  die  Ordnung 
des  Eayserl.  Cammer-Gerichts  Friedrichs  IH.  yon  1471.  i< 

e.  Das  Priyatrecht  allein  ist  kein  Gegenstand  eines  Beichsge- 


Böhmen;  den  gemeinen  Pfennig  legt  zuerst  um  der  Reichstag  zu  Frankfurt  1427  (das. 
S.  120  £f.)  auch  wegen  des  Hussitenkrieges. 

*  Aus  diesem  Jahre  ist  der  im  Cony.  Tioinensis  (Leg.  IT  53.);  an  ihn  sohliesst 
sich  fttr  Deutschland  der  ron  Heinrich  Y.  zu  Mainz  6.  Januar  1108  (das.  60  sqq.). 

i<»Homeyer  Stellung  des  Sachsenspiegels  (unten  §.  62)  S.  74,  F  ick  er  Ent- 
stehnngszeit  des  Saohsensp.  S.  86  ff.,  welche  die  weitere  Literatur  angeben. 

^^  H.  Boehlan  Noye  Gonstitntiones  domini  Alberti  d.  L  der  Landfriede  vom 
Jahr  1285  mit  der  glosse  des  Kicolaus  Wurm,  Weimar  1858.  4.  Z5pfl  in  Heidelb. 
Jahrb.  1858,  Slterthamer  TL.  377  ff.  O.  Franklin  Obserr.  ad  articulos  quosdam 
oonstit.  pacis  quam  Frid.  IL  imp.  publicayit  Mogunt  a.  1285,  BeroL  1852.  4. 

>*  Const  in  basilica  beati  Petri  a.  1220.  22.  Not.,  c.  5.  6.,  seitdem  oft  Ton  ihm 
wiederholt;  diese  Gesetze  sind  auch  in  zahlreichen  Decretalen  aufgenommen.  Meine 
Abh.  Die  Decretalen  zwischen  den  Decretales  Oreg.  IX.  u.  Lib.  YL   Wien  1867,  S.  754. 

i<  Sentencia  de  feodis  et  receptatoribus  prosoriptorum  a.  1219;  const.  cit.  (nota  12.) 
o.  8.  „Item  queounque  communitas  yel  persona  per  annum  in  excommunicatione 
propter  libertatem  ecclesie  facto  perstiterit,  ipso  jure  imperiali  banno  subjaceat,  a  qao 
nullatenus  extrahatur,  nisi  prius  ab  ecclesia  beneficio  absolutionis  obtento.** 

1^  Im  Anhange  zum  Corpus  juris  civilis  als  Tit.  n   (XYI.)  aufgenommen. 

"  Yon  E.  Ruprecht  1408  (N.  8. 1.  105  ff.).  Amsberger  Reformation  1487  unter 
Sigismund  (das.  128  ff.)  und  Ton  diesem  confirmirt,  wie  sich  auch  aus  einer  Urk.  des 
Yehmg.  zu  Wickede  TOn  1459  ergiebt  (Bisch off  Ein  Yehmgerichtsprocess  S.  32. 
Ygl.  Usener  S.  14,  Seibertz  Urk.  Buch  IIL  S.  77  Anm.).  Im  Landfrieden  E.  AI« 
breohts  ü.  t.  1488  (N.  S.  I.  154  ff.). 

>•  Kene  Sammlang  L  S.  249  ff. 
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setzes,  jedoch  gibt  es  manche  X3rtheile,  durch  welche  Sätze  fSr  das 
Priyatrecht  festgestellt  wurden ;  diese  finden  in  der  Geschichte  des  Pri- 
Tatrechts  ihre  Stelle. 

f.  Gesetze  über  Kirche  und  Klerus,  insbesondere  Verträge  mit 
den  Päpsten,  Ooncordate  i''  zu  Worms  1122,  Constanz  und  unter  K. 
Friedrich  IQ.,  sowie  die  allgemeinen  Gesetze  K.  Friedrichs  U.  von  1213 
und  1219. 18 

g.  Privilegien,  welche  die  Kaiser  Fürsten,  Städten  u.  s.  w.  gaben 
TÜcksichtlich  der  dem  Kaiser  zustehenden  Rechte.  Der  Art  sind  zwar 
auch  einzelne  der  unter  a  aufgeführten  Gesetze.  Hervorzuheben  ist  das 
Privilegium  des  Herzogthums  Oesterreich.  i*  Ton  der  grösseren 
Form,  s.  g.  Privilegium  majus  (angebliches  Privileg  Heinrichs  lY. 
vom  4.  Oktober  1058,  worin  die  aufgenommenen  Privilegien  von  Julius 


17  Meine  Qaellen  des  Kirohenreohts  §.  87.  (8.  479—488.). 

1«  Z.  ß.  Promissio  Innooentio  HE.  Papae  12.  Jal.  1213  (Leg.  11.  224  sq.),  Prom. 
Honorio  IIL  P.  Sept.  1219  (ibid.  231  eq.). 

1*  Literatur:  P.  V?".  V.  H.  (Her neck)  Histor.  Anzeige  Yon  denen  PriTilegiiB 
des  HochlSbL  Erzhauses  Oesterr.  Kegenzb.  1708.  Job.  Moritz  Comment.  diplo- 
matico-criticaz  super  duplex  Privil.  Austriao.  cet.  Monach.  1881.  ▼.  Hormayr  Das 
groBM  österr.  Hausprivileg.  v.  1156  u.  das  ArchiTwesen  in  Bayern.  Münoh.  1832. 
"Watte nb ach  „Die  österr.  Freiheitsbriefe^  im  Arohir  f.  die  Kunde  österr.  Ge- 
Bchichtsquellen  Bd.  Ym.  und  im  Iter  austriacum  das.  Bd.  XIV.,  Chmel  in  den 
Sitznngsber.  der  kais.  Akad.  d.  Wissensch.  von  1850  Deo.,  1852  Bd.  YIII.  435.,  IX. 
616.,  die  österr.  Privil.  H.  I.  1857,  F  ick  er  Ueber  die  Echtheit  der  kleinen  österr. 
Freiheitsbr.  8itzung8ber.  XXm.  489.  Alf.  Hub  er  Ueber  die  Entstehungszeit  der 
Österreich.  Freiheitsbriefe.  Wien  1860.  Mor.  Thansing  in  Forschungen  IV. 
355  ff.  Job.  Berchtold  Die  Xandeshoheit  Oesterreichs  nach  den  echten  und  un- 
echten Freiheitsbriefen.  München  1862,  S.  18  ff.  Das  priv.  majus  bei  Pertz  Leg. 
IL  99.,  der  es  fQr  echt  hielt  (Böhmer  verwarf  es  zuerst  entschieden  und  setzte  es 
zw.  1358  und  1359),  alle  bei  V^attenbaoh  im  Archiv  YIII.  S.  112  ff.  Die  wichtigsten 
Stellen  des  minus  von  1156  lauten  nach  diesem  Abdrucke:  „  .  .  Marohiam  Austrie 
in  ducatum  commutavimus;  et  eundem  ducatum  cum  omni  jure  praefato  patruo  Hein- 
rico  et  prenobilissime  uzori  sue  Theodore  in  beneficium  concessimus,  perpetnali 
jure  Banctientes,  ut  ipsi  et  libori  eornm  post  eos  indifferenter  filii  sive  filie  eundem 
Austrie  ducatum  hereditär io  jure  a  regno  teneant  et  possideant.  8i  autem  predictus 
dux  austrie  .  .  et  uxor  ejus  absque  liberis  decesserint,  libertatem  habeant  eundem 
ducatum  affectandi  cuicunque  voluerint.  Statuimus  quoque  ut  nuUa  magna  vel  parva 
persona  in  ejasdem  ducatus  regimine  sine  dnois  consensn  vel  permissione  aliquam 
justiciam  presumat  exercere.  Dux  vero  Austrie  de  ducatu  suo  aliud  servicium  non 
debet  imperio  nisi  quod  ad  curias  quas  imperator  prefixerit  in  Bavaria,  evocatus  veniat; 
nullam  quoque  expeditionem  debeat,  nisi  forte  quam  imperator  in  regna  vel  provin- 
cias  Austrie  vioinas  ordinaverit  ....  Datum  Ratisbone  XY.  Eal.  Oct.  ind.  IUI.  anno 
dominice  incarnationis  MCLYI  .  •  .  ." 
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and  Nero  bestätigt  und  neue  ertheilt  werden,  von  Friedrich  L  auB  dem 
Jahr  1156,  17.  Sept.,  die  Confirmation  des  majus  von  Heinrich  YII. 
24.  AaguBt  1228  und  Friedrich  II.  vom  Juni  1245  und  Rudolph  Tom 
11.  Juni  1283)  existiren  falsche  Originale,  die  wahrscheinlich  durch  Her- 
zog Rudolph  lY.  Yon  Oesterreich  selbst  im  Jahre  1359  gemacht  worden 
sind.  So  unzweifelhaft  unecht  diese  Formen  sind,  eben  so  zuversicht- 
lich lässt  sich  das  s.  g.  Privilegium  minus  (vom  11.  Septbr.  1156 
und  bestätigt  im  Juni  1245),  das  nur  in  alten  bis  ins  13.  Jahrhundert 
reichenden  Abschriften  erhalten  ist,  als  echt  behaupten. 

§.  59. 

C.  Gesetze  der  Landesherrn.    Landes-  oder  Territorialreohte. 

L  Der  Gang  der  Rechtsbildun^,  die  erst  am  Ende  dieser  Zeit  nach 
allen  Richtungen  hin  zum  Abschluss  gelangte  Landeshoheit,  die  unab- 
hängige Stellung  der  Orossen  liessen  der  Gesetzgebung  nur  geringen 
Spielraum.  Bis  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  bilden  Privilegien 
beim  Regierungsantritte  über  die  Steuern,  die  Rechte  der  Stände  ^  u.  dgl. 
neben  Landfrieden*  mit  benachbarten  Fürsten,  Judenprivilegien/ 
Satzungen  über  Regalien^  (Bergbau,  Münz-  und  Marktwesen)  den  Haupt- 
inhalt der  landesherrlichen  Gesetze. 


^  Einige  PriTilegien  gibt  y.  Meiller  im  Aroh.  f.  die  Kunde  österr.  Gesohiohtsq. 
X.  91  ff.  Prir.  Thentonicorum  in  suburbio  Pragensi  manentium  um  1178 
(Jireozek  Codex  juris  bohemioi,  I.  28);  Statuta  dueis  Ottonis  (Jus  Conrad!)  von 
1222  bei  Jireozek  p.  54  sqq.;  Statuta  ducis  Ottonis  seoundum  oonfirmationem  prorin- 
ciae  Brunnens!  datam  1229  (ibid.  p.  62);  daselbst  die  Übrigen  ftlr  Böhmen  und  Mfthren. 

>  K.  Rudolphs  T.  1287  (Leg.  III.  452.)  c.  44.  ^Swaz  ouoh  die  furste  oder  die 
lantherren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  sezzent  und  maohent  disem  lantfrieden 
zu  bezzerunge  und  zu  vestenunge,  daz  mugen  si  wol  tun,  und  damitte  brechen  sie 
des  lantfridis  niht.^  Bairisohe  Landfrieden  Ton  1244,  1255,  1281.  iMonnmenta 
Wittelsbaoensia.  Quellen  zur  deutsch,  und  bayer.  Gesch.  Mfinchen  1857.  X.  77,  141, 838. 
L.  Rockin ger  Zur  Äusseren  Gesoh.  der  Altesten  bayer.  Landfrieden    Münch.  1866. 

<  PriY.  K.  Friedrichs  IL  fllr  die  Wiener  ▼.  1288,  H.  Friedrichs  11.  ron  1244, 
bestAtigt  Ton  K.  Rudolph  y.  1277;  fQr  Böhmen  (R6 ssler  Prager  Recht  S.  177  H. 
Statuta  Judaeorum  Ton  1254  bei  Jireozek  I.  180  sqq.),  MAhren  (R5ssler 
Brflnner  Recht  8.  367  ff.).  Tomas chek  Deutsches  Hecht  in  Oesterreich  im  drei- 
zehnten Jahrh.  Wien  1859,  S.  18  ff),  Schlesien,  Ungarn,  Polen  u.  s.  w.  ün 
Laufe  des  18.  bis  15.  Jahrh.    Kach weise  bei  Gen  gl  er  Grdr.  8.  588  ff. 

^  Bergordnung  ftlr  Sohlesien  (Gaupp  Schles.  Landr.  S.  229  ff.),  Berggesetze 
für  Iglau  (F.  Bischoff  österr.  Stadtr.  u.  Priril  Wien  1857  8.  48  ff.),  Böhmen 
(Jireozek  p.  114  diejuramontium  etmontanorum  fftr  tglau  um  l249; 
Constitntiones  juris  metallici  K.  Wenzels  ü.  von  1300  das.  p.  266  sqq.). 
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n.  Die  Landreohte  dieser  Zeit  fixiren  durchgehends  bestehendes 
(Gewobnheits-)  Recht.  Sie  sind  bald  von  den  Herren  mit  Zustimmung 
der  Stände  gegeben,  bald  nur  Aufzeichnungen  von  Urtheilen,  Statuten 
u.  dgl.^  Unter  ihnen  zeichnen  sich  aus:  die  theils  von  der  Obrigkeit, 
theils  Privaten  in  lateinischer,  friesischer  und  niederdeutscher  Sprache 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  aufgezeichneten,  dem  durch  die  beibehaltenen 
Yolksyersammlungen  fortgebildeten  Rechte  entnommenen  friesischen 
Gesetze  (Landrechte,  liudkesta,  kesta,  domar);*  das  oster- 
reichische  Landrecht  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  welches 
fiber  Gerichtsbarkeit,  Yerbrechen  und  ihre  Strafen,  üebertragung  und 
Yererbung  von  Eigen,  Leibzucht,  Lehen,  eheliches  Güterrecht,  CivilUagen, 
]lünzwesen,LandfriedeD,  Yogtei,  Dienstmannenrecht,  Zölle  u.  s.  w.  handelt;? 
die  Culmische  Handfeste  von  1233  (1251);^  das  baierische  Land- 
recht  von   1346;»   Ritter-  und  Landrecht   der   Grafschaft   Berg 


^  Frid.  n.  (Heinrici  regia)  Senfeentia  de  jure  Btatoam  terrae  Yom  1.  Mai  1281 
(Leg.  n.  283.):  „Notum  esse  oupimus  universiB,  qnod  nobiB  apud  Wonnaoiam  curiam 
Bolennem  oelebrantibas,  in  nostra  presentia  petitnm  fuit  diffiniri,  si  aliqnis  dominomm 
terrae  aliqoas  constitationes  Tel  noYa  jura  facere  possit,  melioribuB  et  majoribus 
terre  nÜDime  requiBitis.  Snper  qua  re,  requisito  conBeoBa  principum,  fuit  taliter 
definitam,  nt  neque  principeB  neque  alii  quilibet  oonstitotioneB  Tel  nova  jora  facere 
poaeiDt,  nifli  melionim  terre  conBensuB  primitos  habeatur.* 

*  ABega-Buch  ein  altfrieBiBcheB  GeBetxbuoh  der  Rüstringer.  Herausg.,  übers. 
Q.  erläut.  Y.  T.  D.  Wiarda,  Berl.  u.  Stettin  1805.  4.  ~  Vgl.  §•  $8*. 

^  Es  findet  sich  in  einer  älteren  und  jüngeren  Bedaction,  jene  in  Ludwig 
Reliquiae  manuBcr.  IV.  p.  S.,  letztere  bei  Senokenberg  Vision.  UiverB.  p.  218  sqq., 
beide  am  Besten  neu  durch  A.  r.  Meiller  im  Archiv  f.  die  Kunde  österr.  Gesohichttf 
quelien  X.  148  ft  Die  filtere  hat  66,  die  jüngere  86  Artikel  H.  Siegel  «Die 
beiden  Denkmale  deB  österreichischen  Landreobts  und  ihre  Entstehung**,  Wien  1860 
versnobt  darzuthun,  dass  die  eine  Bedaction  eine  Aufzeichnung  des  Rechts  zum 
Zwecke  der  Vorlage  behufs  kais.  Bestfttigung,  die  andere  den  Entwurf  der  kais. 
Ordnung  für  das  Land  bilde,  beide  in  das  J.  1287  fallen,  als  E.  Friedrich  IL 
Oesterreich  nach  der  Aechtung  Friedrichs  von  Oesterreich  in  seiner  Hand  hatte; 
beide  hätten  niemals  gesetzliche  Geltung  erlangt,  aber  wohl  Eisfluss.  Diese  Ansicht 
vertbeidigt  er  gegen  HasenÜhrl  üeber  den  Gharacter  und  die  Entstehungszeit  des 
ältesten  Ssterr.  Landr.  (auch  Oesterr.  Landesr.  im  18.  und  14.  Jahrb.,  Wien' 1867.) 
im  Ar  eh.  für  üsterr.  Gesch.  Bd.  36,  S.  291  £f.,  in  den  Sitz.-Ber.  der  bist.  phiL  GL 
Bd.  LV.  S.  5ff.  Arn.  Luschin  Die  Entstehungszeit  d.  österr.  Landesreohts. 
Graz  1872.  4.  setzt  den  zweiten  Entwurf  in  die  Regierungszeit  Albreohts  L  dess» 
Die  steirischen  Landhandfesten,  das.  1872. 

"  Liter,  u.  Ausg.  bei  Gen  gl  er  Stadtrechte  S.  227  ff,  Codex  jur.  mun.  I.  681. 

•t.  Freyberg  Sammlung  histor.  Schriften  u.  Urkunden  IV.  881  ff.  (28  Titel 
mit  850  Abschr.).  L.  Rockinger  Vorarbeiten  zur  Textausgabe  von  Kaiser  Lud- 
wigs oberbairischen  Landrechten.    Münch.  1868. 
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Yon  1350;io  Landesordnung  für  Salzburg  Tom  Erzbischof  Friedrich  III. 
Yon  1328.11  Dazu  manche  im  15.  Jahrhundert  gemachte  Aufzeichnungen 
von  Gewohnheitsrechten,  z.B.  das  Dithmarser  Landrecht  von  1447.  i> 
UI.  Gegen  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erliessen  manche  Landes- 
herren mit  Zustimmung  der  Landstände  Landesordnungen,  welche 
die  Verfassung,  Sicherheitspflege  u.  dgl.  behandeln.  So  die  thüringische 
von  1446,  baierische  Ton  1474,  1491,  sächsische  von  1482,  würt- 
tembergische von  1495.18  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens 
begann  die  Landesherrliche  Gesetzgebung  im  15.  Jahrhundert,  wie  die 
hessische  1445,  baierische  1474,  sächsische  1488  Gerichts- 
ordnung zeigen. 

§.60. 

D.  Stadtreohte.* 

I.  Der  Aufschwung   des   Handels,    grosser  Fremdenverkehr,    die 
Hebung  der  Gewerbe,  die  Zunahme  der  Bevölkerung  aus  verschiedenen 


^^^Laoomblet  Arohir  f.  die  Gesoh.  des  Niederrheins.  L  S.  30  ff.  gedruckt  79  ff. 

1^  Rössler  über  die  Bedent  n.  BehandL  der  Gesoh.  des  Rechts  in  Oesterr. 
1847,  ürkundl.  Beitr.  8.  I— VI. 

1'  Michelsen  Samml.  altdithmarsoher  Bechtsquellen,  Altena  1842.. 

Ueber  die  Versuche  VTenzels  n.  fQr  Böhmen  ein  Landreoht  zu  geben  und 
die  Karls  IV.  (majestas  Carolina)  Palaoky  Gesch.  r.  BOhmen  IL  Abth.1.  866, 
Abth.  n.  290  ff.,  881  ff.  Hierher  fOr  Böhmen  die  Rechtsbüoher:  des  Andreas 
Ton  Duba  (1848—1897),  das  Bosenberger,  f&r  Hfthren  das  Tobitschauer- 
fouoh  (um  1460),  des  Ctibor  Ton  DrnoTio  Rechtsbuch,  dazu  ungedruokte  Ver- 
arbeitungen des  Landreohts  aus  dem  Sohwabenspiegel,  welche  eine  Handschrift  des 
Prager  Stadtarchivs  enthAlt;  diese  Arbeit  liegt  der  spätem  yon  Briooius  zu 
Ghrunde.  —  Siehe  noch  Ferd.  Bisohoff  Ueber  ein  mittelalterl.  steierm.  Land- 
recht,  Graz  1868;  Steiermärkisohes  Landrecht  des  Mittelalters.    Graz  1875. 

1'  Nachweise  bei  Kraut  Grdr.  §.  7.  S.  17  ff.  der  5.  Ausgabe. 

*  Abdrücke  und  Kaohweise  geben:  Gaupp  deutsche  Stadtrechte  des  Mittel- 
alters. Breslau  1851  f.,  2  Bde.  Gengier  deutsche  Stadtr.  des  Mittelalt,  2.  Ausg. 
Erlang.  1866.  Dess.  Codex  Juris  Municipalis  Germaniae  medii  Aevi.  Regesten  und 
Urkunden  zur  Verfassungs-  und  Rechtsgesch.  der  deutschen  Städte  im  Mittelalter. 
Bd.  1.  Erlang.  1863  (tou  A.  bis  D),  A.  y.  Meiller  Oesterr.  Stadtr.  u.  Satzungen 
aus  der  Zeit  der  Babenberger  im  Arch.  für  Kunde  5sterr.  Gesch.  X.  89  ff.  Ferd. 
Bischof  Oesterr.  Stadtr.  u.  Privil.  Wien  1857.  Vgl  auch  Kraut  Grundr.  §.  8. 
Stobbe  I.  482  ff.  Fflr  die  Art  der  Aufzeichnung,  Abfassung,  Bewahrung:  G.  Ho- 
meyer:  Die  Stadtbflcher  des  Mittelalters  insbesondere  das  Stadtbuch  you  Quedlin- 
burg. Berlin  1860.  .4.  Stumpf  Zur  Kritik  der  deutsch.  Städte -Privilegien  im 
Xn.  Jahrh.    Wien  1860. 
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Ständen,  das  yerschiedene  Yerhaltniss  der  Städte  zu  dem  Landesherrn, 
Vogte  u.  s.  f.,  alle  diese  Gründe  führten  zu  Privilegien,  welche  an- 
fanglich meist  im  Interesse  ihres  Herrn,  so  besonders  in  den  alten 
Bomerstädten,  das  Aufblühen  der  Städte  durch  Exemtion  Ton  der  Qrafen- 
gewalt  und  Ertheilung  von  Vorrechten  bezweckten,  bald  aber  die  Frei- 
heit der  Burger  zur  Selbstregierung  gegenüber  den  Beamten,  den  Vögten 
des  Herrn  im  Auge  hatten,  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Bürger« 
Schaft  schlichten  sollten.  Solche  Privilegien  gab  man  auch  bei  der  Er- 
hebung eines  Ortes  zur  Stadt.  Gleiche  Verhältnisse,  Lebensweise  und 
Zwecke  brachten  im  Grossen  und  Ganzen  ein  gleichförmiges,  in  den 
einzelnen  Theilen  Deutschlands  zufolge  der  engeren  Beziehungen  über- 
einstimmendes Recht  der  Städte  hervor,  das  Weichbildrech t.^  Sein 
in  dem  Privileg  beschlossener  Kern  mehrte  sich  durch  spätere  Privilegien, 
Gewohnheiten,  Schoffensprüche,  Satzungen  des  Bathes,  so  dass  man  sich 
allmälig  veranlasst  fand,  das  Becht  zusammenzustellen  und  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  revidiren.  Es  bildete  sich  dies  Stadtrecht  später  besonders  fort 
durch  Anlehnen  an  die  Landrechtbücher,  durch  den  Rechtszug  an  die 
Oberhöfe,  wodurch  der  Oberhof  seine  Eenntniss  erweiterte,  die  berufende 
Stadt  ihr  Recht  läuterte.  Diese  Weisthümer  bilden  eine  der  wichtigsten 
Quellen  besonders  für  das  Privatrecht.  Neben  diesem  mehr  und  mehr 
zusammengestellten  einheitlichen  Weichbildrechte  wurden  für  einzelne  be- 
sondere Verhältnisse  vom  Landeshcrm  oder  der  Stadt  selbst  Normen 
erlassen,  für  die  Polizei  in  den  Bauersprachen'  der  norddeutschen 
Städte,  für  die  Handhabung  des  Friedens  in  den  Fried ensbü ehern, f 
Zunftordnungen^  u.  dgL  War  das  Stadtrecht  vom  Landesherm  ge- 
geben, so  liess  man  es  meist  vom  Kaiser  bestätigen,  in  den  Städten  des 
Reiches  ging  man  den  Kaiser  um  dessen  Verleihung  an.* 


A  lieber  die  Etjrmologie  (weich  =  sanotas,  weiohbüd  das  durch  das  Bild  des 
Schutzheiligen  bezeichnete  Territorium;  wie,  weich  =  Stadt,  also  Stadtbild,  Ro* 
landabild,  welches  als  Symbol  des  Eönigsfriedens  in  den  Städten  gestanden;  nach 
Moser  Ton  wich  =  Dorf,  Stadt,  und  bilden,  holen,  abzirkeln,  =  abgeschlossener 
Bezirk).    Stobbe  I.  483.  Kr.  1.    Z6pfl  Alterth.  HE.  844  S. 

>  Eichhorn  R.G.  §.  284.  K.  d.  Michelson  Oberhof  S.  187.  Anm.,  Gengier 
Stadtr.  S.  558,  Stobbe  I.  498  f. 

s  Stobbe  Rechtsqu.  1.  499  f.  N.  48. 

^  J.  A.  Ortloff  Corpus  juris  opifioiarii  oder  Samml.  Yon  allgem.  Innungsges. 
u.  Yerordn.  f&r  die  Handwerker.    Erlang.  1804. 

^  Privil.  Rudolphs  fKr  Augsburg  Ton  1276:  „Hinc  est,  qnod  supplioantibus 
nobis  dilectis  fidelibus  nostris  civibue  Augustensibus,  ut  cum  ipsi  quasdam  sententias 
siye  jura  pro  communi  in  unum  collegerint  ac  scripturam  memoriae  commendaverint, 
et  adhuc  ampliora  et  utilia  cum  prioribus  relint  reponere,  et  ezinde  oodicem 
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IL  Das  älteste  bekannte  Stadtreoht  ist  das  yon  Strassburg*  aus 
dem  11.  Jahrhundert  in  lateinischer  Sprache,  mit  deutscher  üebersetzung 
aus  dem  13.,  ein  Privileg  über  die  Stellung  der  bischöflichen  Beamten 
und  des  Bischofs  zur  Stadt  und  zu  den  einzelnen  gewerbtreibenden  Klassen 
der  Bevölkerung«  Es  ist  später,  zwischen  1245  und  1260,  vielleicht 
1249,  sehr  erweitert  worden  und  Quelle  vieler  schwäbischer  Stadtrechte. 
Wichtig  ist  weiter  das  Stadtrecht  von  Köln,  welches  wir  aus  der  Ver- 
leihung an  Freiburg  im  Breisgau  durch  H.  Conrad  von  Zähringen 
1120''  kennen.  Auf  diesem  ruhet  die  Bern  er  Handfeste  von  1218,^ 
durch  goldene  Bulle  Friedrichs  II.  bestätigt.  An  das  Stadtrecht  von 
Köln  schlössen  sich  an  die  meisten  rheinischen  Städte.*  Neben  ihm 
ist  fQr  die  fränkischen  besonders  das  Recht  von  Frankfurt  am 
Main  lo  eine  Quelle  geworden,  dessen  ältester  bekannter  Freiheitsbrief  von 
K.  Konrad  lY.  von  1240  ist.  Ihm  folgen  die  Stadtrechte  der  Wette  ran 
imd  in  Hessen.  In  Thüringen  war  besonders  das  von  Eisenach 
seit  alter  Zeit  massgebend,  neben  welchem  Erfurt  und  Nord  hausen 
hervortreten,  obwohl  alle  innerhalb  der  engeren  Grenzen  wirkt6n.ii  In 
den  baierischen  (Donau-)Ländem  hat  sich  kein  hervorragendes  Stadt- 


confioere,  nos  tarn  Boripta  quam  Boribenda  TelimuB  auotoritatiB  noBtre  numimioe  con- 
firmare.  Nob  ipsorum  preoibuB  benignum  prebentes  aBsensam,  jura  Biye  Bententias 
BCriptaB  et  scribendaB  Bub  debito  juramenti  ooDfirmamuB,  oonfinnataB  proBenÜB  deoreti 
manimine  roboramus.^ 

*  Lat.  n.  deutflch  bei  Gaupp  I.  82.  lat  G-engler  S.  471. 

'  Gaupp  n.  19  ff.  DaB  S.  28  ff.  der  Freiburger  Stadtrodel  auB  dem  An* 
fange  des  18.  Jahrb.    Gengler  8.  124  ff.    Codex  I  515  ff. 

^  Gaupp  n,  88  ff.  Gengler  S.  22  ff.  AuBchliesBend:  Handfeste  von  Lau pen 
1275  durch  Rudolph  I.,  Freibarg  im  üechtlande  1219  durch  Berthold  lY.  ron 
Zahringen,  Thun  1264  u.  b.  f.  bei  Gaupp  a.  a.  O.  y.  SegeBBer  DaB  alte  Stadtr. 
Ton  Lusera,  Basel  1855.  Joh.  Meyer  Der  BohaffhauBer  Riohtbrief.  Die  ftlteeten 
Satiangon  der  Stadt  a.  d.  Jahre  1261,  Schaffhausen  1857.  P5zl  Erit  Yiertei- 
jabrsBohr.  IL  468.  Aber  Basel. 

*  Andernach,  Rees,  Colmar.  Von  letzterem  Orte  aus  verbreitete  es  sich  in 
Schwaben,  dem  ElsasB  und  der  Pfalz.  Gengler  Codex  L  515.  Statuta  und  Con- 
oordata  der  freien  Stadt  Köln.  1570,  72.  Ffir  Cleye  siehe  ausser  Gengler  Codex 
L  494  Schröder  in  Zeitschr.  f.  R.G.  IX.  421  ff.,  TL  188  ff.,  fAr  Aachen  ausser 
Gengler  L  1  ff.  H.  Lorsch  Aachener  Rechtsdenkm&ler  aus  d,  18.,  14.  u.  15.  Jahrh. 
Bona  1871. 

><»  J.  G.  Chr.  Thomas  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  a.  M.  u.  das  frftnkiBOhe  Recht 
in  Bezug  auf  denselben«  Ein  Nachlass  herausg.  Ton  L.  H.  Eni  er  u.  berorwortet 
Toa  J.  Grimm,  Frankf.  1841.  Gengler  Stadtr.  S.  111  ff.  Ueber  das  interessante 
Recht  Ton  Bamberg:  Gengler  Codex  I.  lOtf  iL 

"  Gaupp  L  XXVni.,  198  ff.  über  das  Eisenacher  Ton  1288. 


Stadtrecbte.  IQl 

recht  ausgebfldet.  Am  einfiussreichsten  wurde  das  yon  Regensburg 
als  dem  Hauptsitze  des  alten  norischen  Herzogthums.^^  Mit  ihm  ver- 
wandt ist  das  Stadtrecht  von  Nürnberg,  dessen  ältestes  Privileg  von 
1219  "  ist,  und  von  E  ger  (Privileg.  K.  Rudolphs  I.  von  1279).i*  Das  von 
Eger  fand  Eingang  in  einzelnen  Städten  des  südlichen  Böhmens. 
Unter  den  österreichischen  Städten  nimmt  einen  hervorragenden 
Platz  ein  und  hat  anderen  zum  Muster  gedient  das  von  Enns  von  Leo- 
pold dem  Glorreichen  (1198 — 1230)  vom  J.  1212,  welches  auf  keinem 
direkten  Vorbilde  ruhet,  auch  keinen  Rechtszug  voraussetzt ;i&  femer 
das  Stadtrecht  von  Wien,  welches  manche  Aehnlichkeit  mit  dem  Ennser 
hat,  aber  viel  ausgebildetere  Verhältnisse  voraussetzt.  Es  gehört  hierher 
das  für  Wien  im  J.  1221 1«  vom  Herzog  Leopold  dem  Glorreichen,  der 
Freiheitsbrief  K  Friedrichs  IL  für  Wien  von  1237,i7  das  Stadtrecht  H. 
Friedrichs  11.  für  Wien  von  1244,1»  H.  Leopolds  von  1221— 1230 1»  für 
Wiener-Neustadt,  Freiheitsbrief  für  dessen  Bürger  von  H.  Fried- 
rich IL  von  1239,20  desselben  Satzungen  von  1244.si  Eigenthümlich  und 


i>  Gaupp  L  XXX.,  das  Uteste  Pririleg  Friedrichs  11.  y.  1280  S.  165  ff., 
Gengier  8.  372  ff. 

!•  Gaupp  I.  171  ff.    Gen  gier  S.  820  ff. 

1«  Gaupp  L  189  ff.    Geogler  8.  97  ff.    Bischof  S.  29. 

1^  Gaupp  n.  206,  TOD  Neuem  nach  dem  Originale  abgedr.  durch  y.  Meiller 
S.  96  ff.  Dahin  die  hier  8.  92  f.  nach  dem  Orig.  gedr.  „8atzungen  für  die  nach 
der  Stadt  Enns  Handel  treibenden  Kaufleute  der  Stadt  Regensburg  und  einiger 
anderer  Städte  Deutsohlands.'*  Ein  ähnliches  Priyileg  gab  H.  Leopold  (das.  8.  98) 
1192  für  die  nach  Oesterreioh  überhaupt  Handel  treibenden  Bürger  yon  Regensburg. 

1«  Gaupp  n.  225  ff.,  Gengier  S.  529  ff.,  Bischof  8.  178  ff.  Das  älteste 
Priyileg  ist  y.  1208  für  die  in  Wien  angesiedelten  ^Niederländer  (Flandrenses).  Das 
yon  1221  am  Besten  bei  y.  Meiller  8.  100  ff. 

17  Bei  y.  Meiller  8.  125  ff.  An  dies  sohliessen  sich  die  Satzungen  E.  Fried- 
richs II.  y.   1288  über  die  Reohtsyerhältnisse  der  Juden  in  Wien  (das.  8.  127  ff.). 

iB  Gedr.  bei  y.  Meiller  a.  a.  0.  8.  131  ff.  zum  erstenmale. 

10  Bei  y.  Meiller  a.  a.  O.  8.  107-124. 

>o  Abgedr.  das.  8.  128  ff. 

21  Das.  8.  129—181.  Das.  188  ff.  H.  Friedrichs  IL  Stadtreoht  für  Haimburg 
(in  deutscher  Sprache)  yon  1244,  8.  146  ff.  die  Satzungen  H.  Friedrichs  yon  1244 
über  die  Reohtsyerhältnisse  der  Juden  in  Oesterreioh.  Stark  Das  Wiener  Weich- 
bildrecht, Wien  1861.  Sandhaas  Zur  Gesch.  des  Wiener  Weichbildr.  Wien  1863. 
Lorenz  Die  beiden  ältesten  Wiener  StadtreohtspriyiL  E.  Rudolfs  I.  Wien  1864. 
Heinr.  Maria  Schuster  Das  Wiener  Stadtrechts-  oder  Weichbildbooh.  Wien  1878. 
Die  Einleit.  handelt  über  die  Handschriften  u.  s.  w.  der  wohl  zwischen  1278  und 
1296  yerfassten  Darstellung  des  Wiener  Stadtrechts.  —  Tomas chelc  Die  ältesten 
Statuten  der  Stadt  und  des  Bisthums  Trient  in  deutscher  Sprache  (nach  einer  Hdsohr. 
y.  1863),  Wien  1861. 

T.  Schalte,  Beiehs-  v.  Bechtsgesch.    4.  Aufl.  1 1 
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in  mannigCEtcher Hinsicht  bedeutend  ist  das  Stadtreclit  Ton  Augsburg, 
dessen  Ornndlage  ein  1104  yon  Heinrich  lY.  zu  Begensbnrg  ertheiltes, 
1152  Yon  Friedrich  I.  bestätigtes  Privileg  bildet." 

Von  dem  grossten  Einflüsse  auf  die  deutsche  Rechtsbildung  über- 
haupt, sowohl  durch  ihren  innem  Werth  als  ihre  weit  über  die  Grenzen 
des  Stammes,  ja  selbst  Deutschlands  hinansreichende  Verbreitung,  sind 
die  sächsischen  Stadtrechte  geworden.'^  unter  ihnen  scheiden  sich 
zwei  Gruppen,  deren  Yerschiedenheiten  einmal  auf  Stammesunterschieden, 
sodann  im  Rechte  besonders  darauf  beruhen,  dass  in  der  ersteren  das 
eheliche  Güterrecht  die  herrorstechende  Richtung  nach  Gemeinschaft 
trägt,  während  in  der  zweiten  das  Recht  des  Sachsenspiegels  mehr  oder 
minder  festgehalten  wird  und  keine  Gemeinschaft  besteht,  die  west- 
fälische und  ostfälische  Gruppe.  Für  die  Rechtsgeschichte  über- 
haupt ist  in  jener  Gruppe  hervorragend  das  Recht  von  Dortmund,  an 
welches  sich  direkt  und  mittelbar  viele  Städte  Westfalens  anschlössen,'^ 
bei  Weitem  aber  noch  mehr  das  von  Soest.'*  Dessen  älteste  Willkür 
ist  Ton  1120«  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrh.  neu  verfasst.  Hierzu 
kommen  die  Statuten  über  die  Stadtverfassung  von  1259  und  1283;  im 
14.  Jahrh«  erhielt  es  eine  neue  vermehrte  Redaction.  Mit  dem  Recht 
Yon  Soest  bewidmete  H.  Heinrich  der  Löwe  die  neu  erworbene  Stadt 
Lübeck,'«  wahrscheinlich  um  1153.  K,  Friedrich  L  (1188)  und  Fried- 
rich n.  (1226)  erneuerten  und  bestätigten  dasselbe.  Dazu  kam  1270  die 


s*  Ganpp  IL  185  C  Ueber  das  Stadtreohtsbuch  Ton  1276  und  dessen  Yer- 
hältniss  zam  Sehwabenspiegel.  Merkel  de  republ.  Alam.  p.  95  n.  12  p.  97  n.  20., 
F  ick  er  Spiegel  deutscher  Leute  S.  153 — 158.  Gh.  Key  er  Das  Stadtbnch  Yon  Augs- 
burg, insbes.  das  Stadtreeht  yon  1276,  nach  der  Originalhandschr.  zum  ersten  Mal 
herausgeg.  und  erläutert.  Augsb.  1 872.  XJlmisohes  ürkundenbuch  Ton  Friedrich 
PresseL    Stuttg.  1874.    L  Bd.    Die  Stadtgemeinde.    Yon  854—1314. 

^  Vgl.  die  Eittleit  bei  Oanpp  L  XX.  ff. 

^  Bei  Wigand  Gesch.  yon  Conrey  L  Abth.  IL  Anl.  2.  Nachweise  ffir  den 
Rechtszng  in  y.  Eamptz  Die  Proyinzial-  und  statutarischen  Bechte  in  der  preuss. 
Monarchie,  Berl.  1826,  3  Theile  in  2  Bdn.  Im  Herzogthum  Westfalen  ist  das 
bedeutendste  das  yon  Rathen,  dem  fast  alle  Städte  desselben  folgen.  Seibertx 
die  Statutarr.  u.  Oewohnheitsr.  des  Herz.  Westph.  Arnsb.  1888.  S.  83  ff.  In  Engern 
das  Recht  yon  Paderborn,  Mflnster  n.  a.,  auf  denen  yiele  ruhen. 

»  Gaupp  L  XXn  ff.  Gengier  S.  488  ff.,  Abdrficke  bei  Seibertz  Ürkunden- 
buch zur  westfal.  Gesch.  I.  Nr.  42,  IL  Nr.  719.  —  Das  alte  Stadtrecht  yon  Lüne- 
burg her.  yon  W.  Th.  Kraut.    Götting.  1846. 

<•  J.  Fr.  Hach  das  alte  Iflbische  Recht,  Lab.  1839.  L.  J.  Michelsen  Der 
ehemalige  Oberhof  zu  Lfibeck  und  seine  Rechtssprüche,  Altena  1839.  Frensdorff 
Das  Lübische  Recht  nach  seinen  ältesten  Formen.  Leipz.  1872.  Vgl.  auch  y.  Sybels 
Histor.  Zeitschr.  1873.    8  H.  S.  176  ff. 
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JQstitia  Lubicensis  und  auch  seit  Anfang  des  13.  Jahrb.  deutsche 
Abfassungen.  Auf  lübischem  Rechte  f usst  das  Recht  der  holsteinischen 
(auch  einzehier  schleswigischen)  und  der  meisten  Eüstenstädte  der 
Ostsee  bis  nach  Est-  und  Liefland  hin.^'^ 

Neben  dem  lübischen  ist  das  bedeutendste  das  von  Magdeburg.'^ 
Seine  älteste  Fassung  ist  die  Oonstitutio  des  Erzbischofs  Wichmann  von 
1188.  Ausgebildet  ist  es  durch  die  Mittheilungen  an  andere  Städte, 
welche  unendlich  zahlreich  waren,  sodann  durch  die  Schöffensprüche, 
die  Ton  den  Tochterstädten  eingeholt  wurden.  Seine  wichtigsten  Tochter- 
städte sind  Halle,  Leipzig,  Brandenburg,  Culm^*  und  Bres- 
lau. *o  Yon  letzterer  Stadt  hat  es  sich  über  Schlesien,  den  nordlichen 
und  nordwestlichen  Theil  yon  B  o  h  m  e  n ,  ^i  nach  M  ä  h  r  e  n  >>  und 
Polen  ^*  hin  verbreitet.  Ebenso  wurde  es  von  den  anderen  Tochter- 
städten weiter  verpflanzt,  so  dass  es  fast  den  ganzen  Osten  unterhalb 
der  Küstenländer  einnahm.*^  Zur  Klasse  der  sächsischen  Stadtrechte  ge- 
bort endlich  noch  das  von  Goslar.^^  Sein  erster  Freiheitsbrief  ist  vom 

>▼  Aufgexfthlt  bei  MiohelBen  S.  47  ff.  Einzelne  TSohterstädte  (s.  B.  Rostook) 
wurden  selbst  Matterstädte,  bei  einzelnen  findet  sieh  eine  Versohmelzang  mehrerer 
Rechte.  lieber  das  mit  ihm  zusammenhangende  Recht  ron  Hamburg  siehe 
J.  M.  Lappenberg  Die  ältesten  Stadt-,  Schiff-  und  Landrechte  Hamburgs.  Ham- 
burg 1845.  Otto  Rüdiger  Die  ftltesten  Hamburgischen  ZunftroUen  und  Brfider- 
eohaftsstatuten.    Hamb.  1874. 

<8  Qaupp  Das  alte  Magdeb.  und  Hallische  Recht.  Bresl.  1826,  dess.  Stadt- 
rechte I.  XXTT.  ff.,  IL  S.  256  ff.  „Beitr.  zur  Geschichte  des  deutschen,  namentlich 
des  sSchs.  magdeb.  Rechts  in  Terschiedenen  böhmischen  Stftdten.*^  Ueber  seine 
Form  im  s.  g.  Weichbild  rechte  §.  65  I.  b.;  flberhaupt  die  Literatur  zu  §.  65. 

s*  E.  E.  Leman  das  alte  Kulmische  Recht,  mit  einem  WSrterb.,  Berlin  1838; 
Gengier  8.  227  ff.  Zeitschr.  f.  d.  R.  XVn.  406.  unten  §.  65.  Böhlau  Beitr. 
z.  Schweriner  Stadtrechte  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  IX.  261  ff. 

*^  Gaupp  a.  a.  0.  Gengier  S.  47  ff.  O.  Franklin  Magdeb.  Weisthflmer 
far  Breslau,  Bresl.  1856. 

*>  E5niggr&tz,  Chrndim,  Glatz,  Leitmeritz,  Leitomisohl,  Braunau, 
Hohenmauth  u.  a.    Gaupp  n.  256  ff.    Palacky  Gesch.  11.  L  8.  157  ff. 

*>  Hier  galt  es  in  Neustadt  seit  1221,  Olmütz  ror  1229.  Vgl.  Bischof  S.  111., 
Gengier  S.  886. 

»  Roepell  Ueber  die  Verbreitung  des  Magdeburger  Stadtrechts  im  Gebiete 
des  alten  polnischen  Reichs  ostwärts  der  Weichsel  1858.  Stobbe  Ein  Magdeburger 
Schöffenbrief  für  Krakau  in  Zeitschr.  f.  RG.  X  84  ff.  M.  Bobrzynski  Ueber  die 
Entstehung  des  deutschen  Oberhofes  in  Krakau  in  Zeitschr.  f.  R.G.  XU.  219  ff. 
Von  1253  an  deutsches  Recht. 

*^  Ueber  dessen  Mischung  mit  dem  lübischen  Gaupp  I.  XXm.  f. 

<*  0.  Göschen  die  Goslarischen  Statuten  mit  einer  rergleich.  Zusammenst 
der  darin  enth.  Rechtss.  unter  Vergl.  des  Sachssp.  und  vermehrten  Ssp.  Berlin  1840. 
Ortloff  Reohtsbuoh  nach  Distinctionen,  Einleitung  S.  XXV.  f.,  Gengier  S.  164  ff« 

11* 
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K*  Friedrich  IL  vom  Jahre  1219.  Goslarisches  Recht  hatten  viele  säch- 
sisch-thüringische Städte,»«  welche  auch  ihren   Bechtszng  nach  Goskr 

nahmen. 

Von  grosser  Bedeutung  sind  noch  die  zwar  mit  dem  magdeburgischen 
in  Verwandtschaft  stehenden,  aber  selbstständigen  Bechte  von  Prag, 
Iglau  und  Brunn.  Das  P rager  »?  ist  gebildet  aus  Privilegien  mehrerer 
Fürsten  von  Wratislaw  II.  (1061—1092)  an  bis  auf  Johann,  sodann 
aus  verschiedenen  Sammlungen,  Statuten  u.  s.  w.  Das  Iglauer^^  ist 
in  vielen  Bergstädten  geltend  gewesen.  Das  Brfinner«»  ist  wegen 
seiner  bis  ins  Kleinste  bekannten  Entwicklung  eines  der  lehrreichsten. 

III.  Im  Laufe  des  15.  Jahrh.  sind  viele  dieser  Stadtrechte  revidirt, 
verbessert  und  vermehrt.  Dabei  hat  sich  im  Ganzen  ^o  der  Einfluss  des 
fremden  Rechts  noch  in  keiner  überwiegenden  Weise  geltend  gemacht, 
obwohl  er  bereits  beginnt,  namentlich  im  Forderungsrechte.^^ 


§.  61. 
E.  Hofrechte,  Dienstrecbte,  Dorfrechte.* 

I.   Im  Zeiträume  von  900 — 1200  hatte  sich  allmälig  wegen  der  un- 
sichem  Stellung  der  Eigengehorigen  (Halbfreien,  Kolonen,  Zinspflichtigen 


M  Altenburg  (Stadtr.Ton  1256,  Gaupp  I.  205  C),  ÄBchersleben,  Halber- 
stadt, NordhanBen  u.  a. 

S7  C.  F.  Rössler  Deutsche  Rechtsdenkmfiler  aus  Böhmen  und  M&hren  Bd.  I. 
das  altprager  Stadtreoht  etc.,  Prag  1845.  Derselbe  gibt  fiber  den  Reohtssug  mancher 
Stftdte  nach  Prag  Auskunft 

»  Gengier  S.  209  ff.,  Bössler  S.  XXX.  und  Bd.  IL  Die  Stadtreohte  ron 
Brftnn  a.  d.  13.  und  14.  Jahrh.  Prag  1B5S.  S.  XY.  XXIY.  Tomaschek  Deutsch. 
Recht  in  Oesterreich  im  dreizehnten  Jahrhundert'  auf  Grundlage  des  Stadtrechts 
Ton  Iglau,  Wien  1859.  Es  bietet  zugleich  eine  Untersuchung  über  das  alte  slaTische 
Landreeht  und  ist  f&r  die  Rechtsgeschichte  sehr  werthTolL  Ders.  Der  Oberhof 
Iglau  in  M&hren  und  seine  Bchotfensprache  aus  dem  XUI— XYL  Jahrhundert,  aus 
mehr.  Handsohr.  heransgeg.  und  erläut.    Innsbr.  1868. 

»  Ygl.  die  Citirten  und  Stobbe  8.  525  ff.    Zeitschr.  fl  d.  R.  XHI.  113. 

^^  Eine  Ausnahme  bildet  z.B.  Brunn,  in  dessen  Rechte  sich  firöh  ein  grosser 
Einfluss  des  römischen  zeigt. 

^^  Ffir  die  Geschichte  des  Rechts  mau  eher  Städte  Ton  Interesse  sind:  Hansa- 
recesse.  Bd.  L  (her.  durch  die  histor.  Comm.  Dieser  Bd.  Yon  Kopp  mann)  Leipz. 
1870.  enth&lt  die  Ton  1256—1430. 

*  Aug.  Freih.  von  Fürth  Die  Ministerialen,  Köln  1836.  S.  247  ff.,  Eich- 
horn §.  259.    :Nachweise  bei  Kraut  Grundriss  §.  9.    Stobbe  L  579  IL 
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u.  B.  f.)  zu  den  Herren,  der  veränderten  Stellung  der  letzteren  als  Immu- 
nitäts-Landesherren die  Notliweudigkeit  fester  Normen  ergeben.  Solche 
wurden  unter  Begünstigung  des  Kaisers  und  der  Herzöge,  welche  sich 
dadurch  treue  Anhänger  erwarben,  durch  Verträge  mit  den  Herren  oder 
durch  Privilegien  geschaffen  und  trugen  bei  der  ziemlichen  Gleichförmig- 
keit der  Yerhältnisse  im  Ganzen  einen  gleichartigen  Charakter.  Wichtig 
sind  die  privilegia  de  justitia  ministerialium  ecclesiae  Ba- 
bebergensis,  das  Dienstrecht  der  Dienstmannen  der  Erzstifte  Köln 
und  Magdeburg,  der  Stifte  Hildesheim,  Basel,  Worms  u.  a.  ^ 

II.  Aehnliche  Aufzeichnungen  giebt  es  rücksichtlich  der  Beamten 
einzelner  Hofe,  s.  g.  Rotulus  officiorum.  * 

ni.  Für  das  Lehnrecht  sind  nur  einzelne  kleinere  Gesetze  er* 
lassen,  welche  das  deutsche  Lehnrecht  der  Bechtsbücher  nicht  wesentlich 
modificirten,  mit  dem  Eindringen  des  longob  ardischen  aber  ihre  Bedeu- 
tung zum  Theil  verloren. » 

lY.  Für  das  Recht  der  um  den  Hermhof  liegenden,  sowie  der  freien 
Bauern  giebt  es  eine  grosse  Zahl  von  Weisthümern,  Weisungen, 
Oeffnungen,  Willküren  der  Betheiligten,  die  nach  und  nach  aufgezeichnet 
wurden.  Dazu  kommen  von  den  Herren  gegebene  Bechte.  Alle  diese 
zeigen  zwar  eine  grosse  Mannigfaltigkeit,  haben  jedoch  gewisse  Sätze 
und  Richtungen  gemein.  ^ 


^W.  Waokernagel  Das  Bischofs-  und  Dienstmanneiureoht  von  Basel  in 
deniBoher  AafKeiohnnii^  des  XIII.  Jahrhunderts,  Basel  1852.  Gen  gier  Das  Hofreoht 
des  Bischofs  Bnrohard  von  Worms,  Erlangen  1859.  K.Johanns  t. Böhmen Beohts- 
Satzung  fSr  die  Lohns-  und  Bauleute  des  Elbogner  Besirkes  bei  Rössler  Bedeutung 
und  Behandlung  der  Geschichte  des  Rechts  in  Oesterreich.    Beilage  XXVII  ff. 

>  Fflrth  a.  a.  O.  8.  588  ff.  der  rot  off.  Hoinoiensium  abgedruckt. 

*  Vgl.  die  Nachweise  bei  Kraut  Grundr.  §.  9  ff. 

^  J.  Grimm  Weisthflmer,  Göttingen  1840—42.  8  Bde.  Fortges.  von  Maurer, 
bis  1870,  3  Bde.  Kaltenback  Oesterr.  Reehtsbficher  des  Mittelalters.  Pantei- 
dingbücher.  1846  f.  Ed.  Osenbrflggen  Bechtsalterthfimer  aus  Osterr.  Pantei- 
dingen,  Wien  1868  (Sit2.-Ber.  XLI.  8.  166  ff.  Die  Salzburgisohen  Taidinge.  Im 
Auftrage  der  kais.  Akad.  der  Wiss.  herausg.  Ton  U.  8iegel  und  K.  Tomasch ek. 
Wien  1871.  Ignas  t.  Zingerle  und  K.  Theod.  t.  Inama-8ternegg,  Die 
ürolischen  Weisl^flmer.  1  Tbl  UnterinnthaL  Wien  1875.  A.  v.  Meiller  Das  Bann- 
taidingsbuch  Ton  Ebersdorff  im  V.  O.  M.  B.  im  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichts- 
queUen  XH.  267  iL  (1854).  Hardt  Luxemburger  Weisthflmer.  Luxemb.  1868  ff. 
y.  Ghlumecky  Einige  DorfweisthOmer  aus  Mfthren  (Archiy  für  Kunde  österr.  Ge- 
sohichtsquellen  XVn.)  1857.  Vieler  schweizer  Weisthümer  in  Ed.  Osenbrflggen 
Deutsche  Reohtsalterthflmer  aus  der  Schweiz,  8  Hefte.  Ztrich  1859.  Manche  in 
P.  Wigand  Wetdar.  Beitr.  H.  2  (1857),  Zöpfl  Alterth.  I.  und  U. 
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F.    Die  Bechtsbücher.* 

L   Des  dreizehnten  JahrhanderiB.  ** 

§.  62. 

*  a.  SachMBspiefsl. 

L  Mit  dem  Namen  Sachsenspiegel  bezeichnet  man  ein  Bechts- 
bnoh,  bestehend  aus  einem  Bnche  Land-  und  Lehnrechts«    A.  Das 


*  Homeyer  Die  dentsoben  Reohtsbücber  des  Mittelalters  und  ihre  Hand- 
sehriflen,  Berlin  1856.  Naobtr&ge  dazu  in  Zeitscbr.  f.  Beohtsgescb.  TOn  Böhlan 
L  240.  Ym.  3ia  Stobbe  IL  175.  Bteffenbagen  lY.  178.  188.  Y.  468.  Hasen- 
Ohrl  Ym.  320.  Ferd.  Biscboff  MittbeiL  fiber  Handsebriften  inmeist  Beeht  nnd 
Gesch.  der  Steiermark  betr.  (Ans  d.  «Beitr.  k.  Kunde«  steierm.  Gesobichtsqnellen.*^ 
6.  Jahrg.)    Gras  1869.  —  Yieles  bieten  die  Mittheilungen  im  Serapenm  n.  a. 

^*  A.  Sachsenspiegel,  a)  Allgemeine:  Homeyer  Die  Genealogie  der 
Handschrift  des  Sachsensp.,  Berlin  1859.  Dess.  Sachsenspiegel  erster  Theil,  Einl. 
S.  U  C  Kraut  Gmndr.  §.  22.  Stobbe  Bechtsqnellen  8.  288  ff.  —  b)  Geschichte 
der  Abfassung.  Homeyer  Sachs.  L  Th.  8.  4  ff.,  IL  Th.  L  Abth.  EinL  S.  45—56., 
n.  Abth.  8.  21 — ^28;  in  dem  Monatsber.  der  kön.  Akad.  d.  Wiss«  sn  Berlin  Tom 
29.  Oct  1866  (S.  630  ff.),  —  JuL  Weiske  aber  das  Alter  des  Sachsensp,  in  Zeitscbr. 
fftr  deutsch.  Becht  I.   54—58.,   G.  B.  Sachsse   das  X.  62—88.  XIY.  90—112.  — 

c)  üeber  sein  Verh&ltniss  cum  SchwabenspiegeL  Alex.  t.  Daniels 
de  saxonici  speculi  origine  ex  juris  communis  libro  sneTico  speculo  perperam  nomi- 
nari  solito,  BeroL  1852.  Homeyer  in  den  Monatsber.  der  Berliner  Akad.  d.  Wisa. 
▼.  August  1854  8.  485  fL,  Sachsse  in  der  Heidelb.  krit  Zeitschr.  L  178  ff.  t.  Da- 
niels Alter  und  Ursprung  des  Sachsenspiegels  u.  s.  w.  Beriin  1858.  Homeyer 
Die  Stellung  des  Sachsenspiegels  zum  Schwabenspiegel,  Berlin  1853.  Gaupp  in 
Germanistische  Abhaudlungen  Mannh«  1853,  lY.  nnd  Y.  92  ffl  JnL  Ficker  aber 
den  Spiegel  deutscher  Leute  und  dessen  Stellung  sum  Sachsen*  und  Schwabensp.  etc. 
Wien  1857.  Homeyer  in  den  Monatsber.  d.  k.  Akad.  d.  Wiss.  lu  Beriin.  Des  1857. 
8.  622  ffl  Meine  Anxeige  in  Haimerls  Yierteljahrssehrift  I.  H.  2.  A.  t.  Daniels 
Spiegel  deutscher  Leute,  Handschriftenfund  des  Prot  Dr.  Ficker  sn  Innsbruck, 
Berlin  1858.  J.  Ficker  aber  die  Entstehungsseit  des  Sachsensp.  und  die  Ableitung 
des  Schwabensp.  ans  dem  Deutschenspiegel,  Innsbr.  1859.    ZÖpfl  Alterth.  IL  217. 

d)  Handschriften,  Textabfassung  und  Ausgaben  bei  Homeyer  £inL  sn  L 
nnd  n.  Abth.  L,  femer  in  den  Lehrbaohem.  Beste  Ausg.  Des  Sachsensp.  erster 
Theil  od«r  das  sAchsische  Landrecht  nach  der  BerL  Handschr.  t.  J.  1869,  heransg. 
Ton  C.  G.  Homeyer,  Berl.  1827,  2.  Ausg.  1835,  3.  Ausg.  1861.  Des  Sachsensp. 
zweiter  Theil  nebst  den  TOrwandten  Bechtsbachem  I.  Bd.  Das  ■ftchsisehe  Lehnreeht 
nnd  der  Bichtsteig  Lehnrechts,  Berlin  1842  (a.  E.  ein  Glossar),  IL  Bd.  Der  Auotor 
▼etos  de  beneficüs,  das  G5rlitzeT  Bechtsbuch,  Berlin  1844.  Text  und  üebersetsnng: 
Sachsensp.  oder  s&chs.  Landrecht  zusammengestellt  mit  dem  schwabischen  nach  dem 
Cod.  PsL  167  unter  Yeigleichung  des  Cod.  Piet  164  mit  Ueberseti.  nnd  reidhhalt 
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Landrechtbnch  ist  zwischen  den  Jahren  1224  und  1235  im  sadlichen 
Theile  der  Grafschaft  Billingshßhe  durch  einen  dortigen  Landgerichts- 
schöffen EikevonRepgowi  wahrscheinlich  lateinisch  abgefasst,  dann 
auf  Bitten  eines  Grafen  Hoyer  von  Falkenstein  ins  Deutsche  ttber- 

Bepertor.  von  C.  B.  Sachsse,  Heidelb.  1848.  Sohulausg.  J.  Weiske  der  Ssp. 
nach  der  ftltesten  Leipz.  Handsohr.  4.  Aufl.  Ton  Hildebrand.  Leipzig  1870.  16« 
Weitere  Ausgaben:  t.  Daniels  Rechtsdenkmftler,  Berlin  1858  (Land-  und  Lehnr.). 
Maas  mann  Land-  und  Lehnrechtsbuoh  des  Saohs.  und  Schwab.  8p.  1868.  Siehe 
noch  Aber  eine  Handsohr.  Korn  in  Zeit  sehr,  für  Reohtsgesch.  Xu.  328,  dann  kleine 
Bdtr.  Ton  Huther  das.  lY.  168,  Bartsch  das.  YIL  319,  B5hlan  das.  EL.  476, 
X.  809,  XI.  821.  Eingehend  noch  Seibertz  Reohtsgesch.  HE.  323  ff.  Q.  Homeyer 
Die  £xtraTaganten  des  Sachsenspiegels  Berlin  1861  4.  üeber  eine  Handschrift  in 
Slupce  (Polen)  Ton  1367  siehe  Laban d  in  Zeitschr.  f.  Reohtsgesch.  XL  45  ff.;  eine 
1295  vollendete  Lorsch  das.  S.  267  ff.  Letztere  überträgt  den  nieders&chsischen 
Text  in  die  Kölnische  Mundart  —  e)  Erklärende  und  monographische  Wer  k  : 
H.  Ch.  Meckbaoh  Anm.  über  den  Sachsensp.  u.  8.  w.  Jena  (Vorr.  datirt  17.  Mart 
1764).  4.  Sachsse  Bemerkungen  zum  Sachsensp.  (zu  L  art  4,  10,  12,  18,  11,  81, 
Gesch.  Andeutungen  in  den  Bildern  des  Ssp.  zu  IIL  53.  33.  §.  1)  in  Zeitsohr.  für 
D.  B.  XIV.  1  ff. 

B.  Schwabenspiegel.  Reyscher  Die  neuesten  Angaben  des  Schwsp.  in 
Zeitschr.  VII.  157  ff.  Ausg.  Der  Scbwabenspiegel  oder  schwäbisches  Land-  und 
Lehen-Rechtsbuch  nach  einer  Handsohr,  t.  J.  1287  herausg.  Ton  F.  L.  A.  Freih. 
von  Lassberg.  Mit  einer  Yorr.  Ton  A.  L.  Reysoher,  Tübingen  1840  (enthält  ein 
Verzeiohniss  der  Handsohr.  u.  s.  w.)  Wilh.  Wackernagel  Das  Landreoht  des 
Schwbsp.  in  der  ältesten  Gestalt  mit  den  Abweichungen  der  gemeinen  Texte  und 
den  Zusätzen  ders.,  Zürich  und  Frauenf.  1841.  Eine  synoptische  Ausg.  d.  Schwsp. 
des  Miroir  de  Souabe  und  des  Sachsp.  hat  gegeben  v.  Daniels,  Berl.  1858  f.  4. 
Schulausgabe  des  Landr.  Ton  Gengier  Erlang.  2.  Aufl.  1875.  Weitere  Literatur: 
Merkel  De  republioa  Alamannorum  p.  99  sqq.  Paul  Laband  Beiträge  zur  Kunde 
des  Schwabenspiegels.  Berlin  1861.  Jul.  Ficker  Zur  Genealogie  der  Handschriften 
des  Schwabenspiegels.  Wien  1862.  Rookinger  in  den  Sit8.-Ber.  d.  bist.  Classe  der 
Münchener  Akad.  d.  Wiss.  Ton  1867  S.  193  ff.  über  eine  des  dritten  Landrechtstheiles 
ermangelnde  Handsohr.,  bl9fL  über  die  asbacher  Handsohr.  des  sog.  Sohws.  und  ihre 
nächsten  Verwandten  auf  der  Staatsbibliothek  zu  München,  Tom  6.  Juli  1867  S.  297  ff. 
über  drei  mit  einem  Anhang  vers.  Handsohr.  des  sog.  Schwsp.  auf  d.  Staatsbibliothek 
zu  München,  Tom  9.  Nov.  1867,  S.  408  ff.  zur  näheren  Bestimmung  der  Zeit  der  Ab- 
fassung des  sog.  Schwabenspiegels.  Derselbe  Berichte  über  die  Untersuchung  Ton 
Handschriften  des  Schwabenspiegels,  Wien  1873  ff.  6  Hefte  (SitE.-Ber.  der  Wiener 
Akad.  Bd.  78—76,  79.  80.).  Aufsätze  über  einzelne  Hdschr.  des  Schwsp.  in  Zeit- 
schr. f.  Deutsch«  R.  L  158;  Zeitschr.  f.  Reohtsgeschichte  HI.  125,  328,  338; 
V,  303;  Vm.  318,^  IX.  184;  X.  309. 

^  Er  kommt  in  Urkunden  Ton  1209  bis  1283  ror,  zuerst  als  Schöffe  der  Graf- 
schaft Wettin,  zuletzt  als  Schöffe  eines  Gerichts  nahe  bei  Magdeburg,  nämlich  zu 
Salpke  an  der  Elbe  und  auch  als  Zeuge  darüber  hinaus,  so  dass  er  als  einfluss- 
reicher Mann  erscheint.  Homeyer  Monatsber.  S.  630  ff.,  Stellung  S.  17.  F.  Winter 
in  Forschungen  XIV.  308  f. 
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tragen.  <  Das  lateinische  Original  ist  nicht  erhalten.  Urspronglich  bildete 
das  Landrechtbuch  ein  fortlaufendes  etwa  in  Artikel  abgetheiltes  Buch, 
welches  der  spatere  Glossator  Johann  yan  Buch  um  1340  in  drei 
Bücher  zertheilte.  Dasselbe  ist  nach  und  nach  mit  vielen  Zusätzen  ver- 
mehrt worden  und  findet  sich  daher  handschriftlich  in  verschiedenen 
Gestalten  vor;  am  nächsten  steht  dem  Originale  der  dem  13.  Jahrh. 
angehörende  Quedlinburger  Codex.  &  Geschrieben  ist  das  Bechtsbuch  in 
niedersächsischer  Mundart,  ^  aber  von  den  Abschreibern  nach  dem 
Bedürfiiisse  in  die  verschiedenen  deutschen  Mundarten  übertragen. 

n.  Dem  Werke  vorher  geht  eine  gereimte  Vorrede  (280  Verse), 
welche  wohl  von  Vers  97  an  von  Eike  selbst  gemacht  und  dem  Werke 
beigefügt  ist;  daneben  noch  eine  ganz  kurze  unter  dem  Namen  T  ex  tu  s 
pro  legi  und  eine  andere  kurze  prosaische  beginnend  „des  hilegen 
geistes  minne^,  welche  beide  wahrscheinlich  gleichfalls  von  Eike  her- 
rühren. Manche  Handschriften  haben  noch  andere,  so  dass  im  Ganzen 
sechs  Vorreden  vorkommen,  übrigens  so  viel  bekannt  in  keiner  zusammen. 

in.  Früh  ist  dasselbe  über  sein  Vaterland  hinaus  im  ganzen  Korden, 
Westen  und  Osten  verbreitet  worden.  Es  gibt  von  ihm  drei  verschiedene 
lateinische  Uebersetzungen ,  eine  aus  dem  13.  Jahrhundert,  femer  hol* 
ländische  und  auch  eine  (1559  zu  Erakau  gedruckte)  polnische.  ^ 


*  Gereimte  Yorrede  von  261  ff.: 

Nun  danket  all  gemeine  De«  berren  liebe  in  gare  rerwan 

dem  von  Yalkensteine,  daz  ber  dee  Baches  began, 

Der  greve  Hoyer  ist  genannt,  Des  ime  was  vil  nngedaoht 

daz  an  diütisch  u  gewant  do  her*s  an  latin  batte  gebracht 

Diz  baob  dorcb  sine  bete:  Ane  helphe  und  ane  lere: 

Eyke  Ton  Repgowe  is  tete  do  dacht  in  daz  za  svere, 

Ongeme  er^s  aber  an  qoam,  Das  er*z  an  dtttisob  wante; 

do  er  aber  Tomam  zaletit  er  doch  genante 

So  gros  dar  zu  des  herren  gere,  Des  arbeitet,  ande  tete 

do  ne  hatte  her  keine  were;  greyen  Hojeres  bete. 

*  Dies  hat  besonders  Vioker  gezeigt  and  hierdarch  dem  Scharfsinn  Homeyers 
eine  grosse  Anerkennnng  Terschafft. 

*  Daf&r  liefert  Homeyer  ein  neues  Argpiment  durch  den  Nachweis,  dass  die 
plattdeutsche  Sprache  in  des  Autors  Heimath  zu  jener  Zeit  gebraueht  wurde. 

'  Bischof  in  der  §.  65  Anm.  11  oit.  Abhandl.  Eine  eigenthflmliche  Art  Ton 
Handschriften  sind  Tier  (Heidelberg,  Wolfenbfittel,  Varel,  Dresden),  welche  die 
Materien  des  Textes  fortlaufend  mit  Bildern  erlftatem.  Vgl.  Kopp  Bilder  und 
Schriften  der  Vorzeit,  2  Tb.  1819  ff.,  Deutsche  Denkmftler  tou  Batt  Ton  Babo, 
Eitenberg,  Mone  und  Weber,  Lief.  L  1820  fol.,  Homeyer  Ssp.  IL  1.  8.  80  ff.  ~ 
Uebersetzungen  des  reinen  Sachsenspiegels  in*s  Böhmische,  wie  Homeyer  Ver* 
zeichniss,  jedoch  selbst  zweifelnd,  mittheilt,  gibt  es  nicht.    Was  Homeyer  darfiber 
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lY.  Der  Zweck  des  Landrechtsbuchs  geht  anf  Darstellong  des 
Rechts  der  freien  Landbewohner  im  Lande  Sachsen,  *  also  mit  Ausschluss 
des  Lehnrechts,  Dienstrechts  und  Stadtrechts.  Sachsen  ist  hier  im 
weiteren  Sinne  gefasst  Auf  den  Inhalt  hat  der  unterschied  der  einzelnen 
Theile  Sachsens  einen  nicht  ganz  unbedeutenden  Einfluss  geübt.  So  ist 
das  Gerichtswesen  westfölisch,  ^  das  eheliche  Güterrecht  dagegen  ost- 
fälisch.  B  Auch  haben  die  besonderen  Yerhältnisse  der  thüringischen 
und  brandenburgischen  Markgrafschaft  '  eingewirkt.  Auf  süddeutsches 
(schwäbisches)  Becht  ist  nur  insofern  Rücksicht  genommen,  als  einzelne 
Abweichungen  desselben  vom  sächsischen  Rechte  angegeben  werden, 
zweifelsohne  in  Berücksichtigung  jener  Schwaben,  die  ins  Sachsenland 
eingewandert  waren,  lo 

Y.  Yeranlassung  der  Aufzeichnung  war  zweifelsohne  die 
Nothwendigkeit  bei  den  vielfach  neuen  Yerhältnissen  der  entwickelten 
Landeshoheit  eine  feste  Basis  für  die  Schöffen  zu  haben,  denen  das  Ur- 
theilen  auf  Grund  blossen  mündlich  überlieferten  Gewohnheitsrechts  zu 
schwer  wurde.  Auch  mochte  vielleicht  der  missliebige  Einfluss  mancher 
nach  Sachsen  übersetzter  Grafen,  ferner  die  Furcht,  das  auf  der  Uni- 
versität Bologna  aufblühende  Studium  des  romischen  Rechts  möge  durch 
den  hieran  haltenden  Klerus,  sowie  das  canonische  Recht  allmälig  das 
nationale  verdrängen,  dazu  antreiben,  in  der  Schrift  diesem  eine  feste 
Grundlage  zu  geben.  ^^ 


im  Yerzeichniss  der  Handschr.,  gestützt  anf  fremde  Mittheilungen  sagt,  bezieht  sich 
auf  das  Magdeb.  R.  und  den  Schwabenspiegel. 

•  Ger.  Vorr.  V.  178  ff.  V.  97  und  98. 

spigel  der  Basen  Gott  bat  die  sassen  wohl  bedacht, 

Sal  diz  buch  sin  genant,  sint  diz  buch  ist  vore  bracht 

wende  saxen  recht  is  hir  an  bekant,        Den  Iflten  al  gemeine  a.  s.  w. 
Als  an  einem  spiegele  de  rrouwen 
ire  antlize  beschouwen. 
7  Darauf  hat  Gaupp  Von  Yehmgeriohten,  Bresl.  1857.  S.  24  ff.  auf  Grundlage 
der  XJebereinstimmnng  der  Gerichtsyerfassung  des  Ssp.  mit  dor  der  Yehmgerichte 
und  gestützt  auf  die  besondere  Entwicklung  im  Herzogthnm  Westfalen  aufmerksam 
gemacht.    Dagegen  Stobbe  I.  304,  dafür  Seibertz  R.  G.  m.  828. 

"  Gaupp  Recht  und  Yerfassung  der  alten  Sachsen,  Bresl.  1837.  S.  184,  Ders. 
Deutsche  Stadtr.  I.  XX  ff.,  wo  nachgewiesen  ist,  dass  bereits  in  der  Lex  Saxonum 
diese  Yerschiedenheit  ihre  Grundlage  hat. 

>  Ygl.  die  Zusammenstellung  bei  Homeyer  Register  sub  Tooe  Mark  und 
Markgraf.    Yon  Thüringens  Geschichte  spricht  Ssp.  III.  44.  §.  2.  8. 

1®  Homeyer  im  Register  sub  Toce  Schwabe  stellt  die  Belege  zusammen. 
11  Diese  Gedanken  liegen  in  der  gereimten  Yorr.  von  V.  141  an. 
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YI.  Seine  Quelle  bildet  überwiegend  sächsisches  Gewohnheits- 
recht, i'  das  auf  gemeine  deutsche  Rechtsanschauungen  zurückfuhrt. 
Neben  ihm  ist  auf  Reichsgesetze  (Landfrieden)  und  die  wenigen  Urtheile 
des  kaiserlichen  Gerichts  zurückgegangen.  ^'  Dem  romischen  Rechte  ist 
kaum  irgendwelcher  Einfluss  gegönnt,  ^^  ebensowenig  den  civürechtlichen 
Bestimmungen  des  canonischen  Rechts,  welches  zwar  in  kirchlichen 
(z.  B.  Ehehindemisse ,  Stellung  der  Mönche  u.  dgl.)  aufgenommen  ist 
Eine  principielle  Abneigung  gegen  Papst  und  canonisches  Recht  ist  nicht 
vorhanden.  Was  sich  anscheinend  im  Vergleiche  zum  Schwabenspiegel 
gegen  den  Papst  findet,  erklärt  sich  sehr  gut  aus  den  politischen  Yer- 
hältnissen  der  Zeit  Yon  1215  ab,  den  Streitigkeiten  Friedrichs  II.  mit 
den  Päpsten.  Zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  hat  noch  kein  Gesetz  die 
Theorie  der  zwei  Schwerter  in  jenen  Worten  formulirt,  welche  Boni- 
&ciu8  YIU.  in  der  Bulle  Unam  sanotam  gebraucht.  ^^ 


1*  Deshalb  heisst  es  ger.  Vorr.  von  195  fL: 
Srer  an  dissem  buche  na  dem  ende  nn  na  deme  beginne, 

Trage  rede  suche  Unde  enrrage  sich  mit  wisen  lüten. 

Ob  ime  dar  an  ioht  missehage,  de  di  warheit  kOnnen  bedfiten, 

des  ne  tu  er  zu  hant  neoheine  clage,  Unde  ouch  hayen  die  siete, 

Unde  wege  de  sache  na  sineme  sinne  daz  se  recht  sin  da  mite  u.  s.  w. 

1*  Ob  er  aber  für  diese  Handschriften  hatte  oder  sie  nur  aus  der  XJebung  kannte, 
IftsBt  sich  nicht  feststellen. 

14  Die  gewöhnlich  angefahrten  SteUen  IL  56  §.2  und  8  ttber  alveus  dereliotns 
und  insula  nata,  II.  63,  wo  die  in  1.  1.  §.  5.  D.  de  postulando  erzählte  Geschichte 
offenbar  ans  unvollkommener  Kenntniss  referirt  wird,  L  29.  Ton  der  dreissigjfthrigen 
Yerjfihrung,  11.  40.  §.  1.  Ober  Ersatz  des  durch  Thiere  angestifteten  Schadens,  I.  86. 
über  uneheliche  Geburt  lassen  sich,  mit  Ausschluss  tou  II.  63,  sehr  gut  ohne 
römisches  Recht  erkl&ren,  kommen  aber  kaum  in  Betracht.  Homeyer  Stellung 
8.  80  f^. 

1»  Gleichwohl  fand  man  in  einzelnen  Artikeln  einen  Widerspruch  mit  den  Lehren 
der  Kirche.  Dies  griff  Johannes  Kienkok  (aus  einer  Hoya*schen  Ritterfamilie, 
geboren  zu  Bücken  bei  Hoya,  Augustinermönch)  auf  und  brachte  es  durch  einen 
sein  ganzes  Leben  hindurch  währenden  Kampf  dahin,  dass  Gregor  XI.  durch  Bulle 
▼om  J.  1874  vierzehn  Artikel  reprobirte.  üebrigens  sind  diese  Artikel  trotzdem 
meistens  in  die  Handschriften  aufgenommen ;  ob  aber  nicht  die  Antiquirung  derselben 
mit  eine  Folge  jener  Bulle  ist,  lasse  ich  dahingestellt  Uomeyer  Johann  Kienkok 
wider  den  Sachsenspiegel,  Berlin  1855.  4.,  wozu  er  noch  einige  Nachträge  geliefert 
hat.  Es  liegt  der  Vorgang  im  Geiste  jener  Zeit  (vgL  die  Notate  in  meinen  Quellen 
des  Kirchenrechts  S.  248  N.  19),  obwohl  kaum  abzusehen  ist,  dass  die  Sätze  des  Sps. 
an  sich  mit  Lehren  der  Kirche  oder,  wie  Walter  in  der  Vorrede  zur  Rechtsgesoh. 
I.  Aufl.  S.  VI.  meint,  mit  Grundsätzen  der  gesunden  Vernunft  und  gesunden  Moral 
im  Conllict  stehen.  Denn  dann  könnte  man  denselben  Widerspruch  auch  in  mehr 
als  einer  Bestimmung  kirchlicher  Quellen  finden. 
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yn.  Das  Material  gehört  Yerhältnissmässig  zumeist  dem  Privat* 
rechte,  femer  dem  Strafrechte,  Gerichtswesen  und  Yerfassungs-  (Staats-) 
Beohte  an.  Ein  festes  System  iet  in  demselben  nicht  befolgt;  ^®  die 
Folge  der  einzelnen  Materien  beruhet,  wie  das  fast  bei  allen  Werken 
des  Mittelalters  ausser  den  philosophischen  und  selbst  bei  diesen  sich 
findet,  sehr  häufig  auf  äusseren  Anknüpfungspunkten,  welche  das  vor* 
hergehende  Kapitel  bietet.  Daher  wird  über  denselben  Gegenstand  bis«' 
weilen  an  mehreren  Stellen  gehandelt  und  bei  Gelegenheit  eines  Satzes 
abgemacht,  was  sich  daran  knüpfen  lässt.  Die  einzelnen  Sätze  sind  in 
einfacher,  klarer  und  durchaus  yolksmässiger  AufTassung  und  Sprache- 
ohne  Casuistik  hingestellt. 

YIIL  B.  Das  LehnrechtbQch  ist  wahrscheinlich  von  demselben 
Verfasser  ziemlich  bald  nach  dem  Landrechte  mit  Benutzung  von  diesem 
geschrieben.  Seine  Quelle  ist  ein  in  den  ersten  Decennien  des  13.  Jahr- 
hunderts mit  Rücksicht  auf  dae  lateinische  Landrecht  yerfaestes  Buch  in 
lateinischen  Reimen,  das  uns  erhalten  ist  und  als  Auetor  vetus  de 
beneficiis^''  von  den  ]S eueren  bezeichnet  wird.  Dieses  Buch  wurde 
Yon  dem  Yer&sser  frei  übertragen,  bedeutend  vermehrt  und  gibt  uns 
das  sächsische  Lehnrecht  oder  Lehnrecht  des  Sachsen- 
spiegels. Nach  dieser  Uebersetzung  ist  der  lateinische  Text  (Auetor) 
noch  mit  einzelnen  reimfähigen  Zusätzen  versehen'  und  in  dieser  Gestalt 
mit  geringen  Abweichungen  und  Zusätzen  ins  Deutsche  übertragen  und 
enthalten  im  s.  g.  Görlitzer  Lehnrecht  aus  dem  Ende  des  13.  oder 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts.  ^^ 

IX.   Quelle  des  Lehnrechtsbuchs  sind  ausser  dem  sächsischen 


le  Da8B  aber  Ton  einer  Verworrenheit,  welche  t.  Daniels  und  Walter 
§.  297  finden,  keine  Rede  sein  k5nne,  hat  Homeyer  in  der  oit.  Schrift  die  Stellung 
mr  Genfige  bewiesen. 

Bald  nach  dem  Sachsenspiegel  ist  mit  rielfacher  Benutzung  deutschen  Rechts 
ein  in  mitteldeutscher  Sprache  geschr.  poln.  Rechtsbuoh  gemacht,  edirt  von  Ed. 
Yolkmann  Zur  polnischen  Rechtsgesch.  Das  älteste  geschriebene  poln.  Rechts- 
denkmal. Elbing  und  Stettin  1869.  (Darüber  Brunner  in  Krit.  Yierteljahrssohr. 
UL  118  ff.) 

17  Abgedruckt  bei  Homeyer  Sps.  ü.  2.  S.  75—158.  Die  in  der  Einleitung  und 
in  den  zwei  ersten  Bänden  von  H.  niedergelegten  Forschungen  sind  so  flberzeugend, 
dass  ich  ihnen  unbedingt  folge. 

1*  Mit  diesem  yerband  man  dann  nach  ld04  eine  aus  anderen  Quellen  ge- 
schöpfte landrechtliche  Arbeit,  das  s.  g.  G5r litzer  Landreoht,  welche  auch 
Einiges  an  den  lehnrechtlichen  Theil  abtreten  musste.  Beide  sind  herausgegeben 
Homeyer  Sps.  ü.  Abth.  2,  deren  Einleitung  Geschichte,  Literatur  u.  s.  w«  bietet 
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Landrechte  die  Gewohnheitsrechte  der  sächsischen  Lehnshofe,  sowie 
überhaupt  das  Lehnsgewohnheitsrecht. 

X.  Das  Lehnrecht  ist  nicht  in  Bücher  eingetheilt,  sondern  nur  in 
(80)  Artikel  und  Paragraphen.  Es  ist  früh  nicht  nur  über  ganz  Itieder- 
und  Obersachsen,  sondern  auch  bis  über  den  Niederrhein  hin  yerbreitet, 
nicht  minder  über  Schlesien  und  dessen  benachbarte  sla^sche  Gegenden, 
jedoch  hier  bereits  mit  einigen  StoflPvermehrungen.  Grösser  wurden  die 
Yermehrungen  in  Norddeutschland,  so  dass  sie  die  älteste  Form  zuletzt 
yerdrängten.  Dieselbe  Bedeutung  mit  dem  Landrechte  hat  das  Lehn- 
recht nicht  erlangt,  weil  sich  das  longobardische  gemeinrechtliche  Gel« 
tung  yerschaffte. 

XL  Beide  Bücher  des  Land-  und  Lehn-Bechts  wurden  früh  mit 
einander  verbunden  und  finden  sich  auch  in  den  meisten  Handschriften 
beisammen. 

§.  63. 

b.  SehvalwBflpiegcL 

I.  Dnrchgehends  auf  dem  Sachsenspiegel,  daneben  auf  anderen 
Quellen  —  römisches,  canonisches  Recht,  Reichsgesetze  bis  zur  Zeit 
E.  Rudolphs  L,  Stadfrechte,  Bibel,  Predigtbücher  u.  s.  w.  —  ruhet  ein 
Bechtsbuch,  gleichfalls  in  Land  recht  und  Lehn  recht  geschieden,  wel- 
ches in  den  Handschriften  bis  zum  15«  Jahrh«  schlechtweg  „Landrecht- 
buch*^  und  „Lehnrechtbuch%  seitdem  in  Handschriften  und  in  den 
Drucken  ^Eeyserrecht^,  Spiegel  keyserlichen  und  gemeinen 
Landrechts ^  u.  s.  w.  bezeichnet  ist.  Im  Landrechte  lassen  sich 
zwei  ältere  Recensionen  deutlich  erkennen.  Die  frühere  hat  offenbar 
einen  noch  unvermehrten  Sachsenspiegel  vor  Augen  gehabt  und  aus  den 
bezeichneten  Quellen  (Decretum,  Decretales,  Institutiones,  Brachylogus 
u.  s.  w«)  mit  Zusätzen  yersehen ;  hieran  schloss  sich  alsbald  eine  zweite, 
welche  jener  Sammlung  unter  Zugrundelegung  von  Stellen  des  Sachsen- 
spiegels, der  Lex  Bajuyariorum,  Alemannorum,  Breviar.  Alaric.  und  der 
Kapitularien  nach  Ansegisus  grosse  Zusätze  beifügte. 

n.  Sein  Zweck  ^  geht  dahin:  ein  gemeines,  über  dem  Landesrechte 
stehendes  nur  Stadtrecht  und  gute  Gewohnheit  yorbehaltendes  Recht 
darzustellen.    Ihm  entsprechend  ist  dann  auch  im  Ganzen  Alles  fortge* 


>  SchwBp.  (Waok.)  oap.  1  ;,unde  dar  umbe  will  man  an  disem  baoohe  lören  alle 
die,  die  gerihte  pflegen  suUen,  wie  si  ze  rehte  rihten  BÜllen  n&oli  gotes  willen  .  •  .* 
4.  T.  28:  „aber  diz  bnooh  seit  niht  wan  von  wereltliohen  gerihte,*^  40.  49«  76.  a,  £* 
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fallen,  was  sich  nur  auf  Sachsen  bezog,  jedoch  sind  aus  Nachlässigkeit 
einzelne  Stellen  der  Art  beibehalten.  ^  Anstatt  der  specifisch  sächsischen 
Institute  sind  die  des  schwäbisch -baierischen  Rechts  gesetzt  Es  zeigt 
auch  mehrfache  Missverständnisse  des  Sachsenspiegels,  welche  sich  un- 
möglich ohne  des  letztern  Priorität  erklären  lassen.  ^ 

III.  Das  Werk  ist  blos  in  Kapitel  oder  Artikel  eingetheilt«  Seine 
Methode  ist  die  einer  ziemlich  breiten  Darstellung,  in  der  bereits  einige 
Casuistik  auftritt.  Eine  eigentliche  Glosse  zu  demselben  existirt  nicht. 
Es  hat  eine  grosse  Yerbreitung  über  ganz  Suddeatschland  und  Böhmen 
gefunden,  ist  ins  Böhmische  und  Franzosische»  auch  1356  ins  Lateinische 
übersetzt  mit  vielerlei  Zusätzen  und  Yeränderungen,  welche  zuletzt  bis 
zur  völligen  Umstellung  der  Artikel  gehen,  so  dass  die  Handschiften 
unendlich  von  einander  abweichen« 

lY.  Als  Zeit  der  Abfassung  ^  lässt  sich  aus  innem  Gründen  das 
Jahr  1275  annehmen.    Der  Yerfasser  ist  unbekannt. 

0.  Spiegel  deutscher  Leute. 

Die  hier  befolgte  gemeine  Ansicht  über  das  Verhältniss  des  Sachsen- 
und  Schwabenspiegels  ist  zur  Evidenz  hergestellt  durch  einvonFicker 
bekannt  gemachtes  Rechtsbuch,  welches  sich  selbst  diesen  Kamen  giebt. 
Er  entspricht  dessen  Bestreben,  ein  für  alle  Deutschen  gemeines  Recht 
aufzuzeichnen.    Derselbe  enthält  auch  Land-  und  Lehnrecht.    Für  das 


'  AuBfabrang  TOn  Homeyer  Die  SteUung  8.  45  ff. 

*  Homeyer,  besonders  Fioker  bat  solche  an  vielen  SteUen  aufgedeckt. 

^  Jnl.  Ficker  üeber  die  Entstehungszeit  des  Sohwabenspiegels  in  Sitz.-Ber. 
der  Wiener  Akad.  Hist.  phil.  Ol.  LXXVII.  S.  795—862  hat  das  CTident  gezeigt.  Die 
Hauptgründe  sind:  a)  es  kann  sich  die  Angabe:  die  Bischöfe  hätten  dem  König  die 
Abhaltung  von  Hoftagen  in  den  Bisohofsstädten  verweigert,  jetzt  aber  den  Wider- 
stand aufgegeben  (Landr.,  Lassb.  137),  nur  auf  den  Nürnberger  Tag  vom  November 
1274  beziehen;  b)  die  bairische  Kur  stimme  In  Lehnr.  41,  w&hrend  Laudr.  ISO 
und  Lehnr.  8  noch  in  der  ursprünglichen  Fassung  die  böhmische  haben;  dies  seist 
die  Urkunde  von  1275  voraus;  c)  die  Sätze  Ldr.  123  über  die  Eigenschaften  des  zum 
König  zu  Erwählenden,  die  nur  auf  Budolf  und  die  Zeit  bald  nach  seiner  Wahl  passen. 
Daneben  führt  Ficker  noch  andere  aus.  Rockinger  theilt  in  dem  Vortrage  vom 
9.  Nov.  1867  mit,  dass  auf  einer  Handschrift  aus  einer  anderen  die  Notiz  steht,  dass 
1268  ein  Edelknecht  Heinrich  der  Preckendorffer  eine  Sohwabenspiegelhandschrift 
ans  der  Schweiz  mitgenommen  habe,  die  ihm  zw.  1264  und  1268,  als  er  sich  bei 
dem  Grafen  Kudolph  von  Habsburg  aufhielt,  ein  Ritter  und  Bürger  aus  Zürich  ge- 
schenkt habe,  der  auch  Rudolph  zu  Hülfe  geschickt  war,  dass  dieser  Ritter  Rüdiger 
Maness  der  ältere  war.  Ficker  zeigt,  dass  diese  Notiz  gefälscht  ist.  Derselbe  wider- 
legt auch  die  von  Lab  and  für  die  Autorschaft  des  Bertold  von  Regensburg  (f  1272) 
geltend  gemachten  Gründe. 
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Landrecht  lassen  sich  scheiden  zwei  Theile.  Der  erste  (von  Sps.  I.  1. 
bis  IL  12.  §.  13.  Homeyer)  hält  sich  genau  an  den  Ssp.,  scheidet  das 
fiächsische  aus,  wirft  Veraltetes  weg,  erweitert  durch  Zusätze  aus  dem 
römischen,  canonischen  und  Augsburger  Recht  u.  s.  w.  Theil  II.  (von 
Ssp.  II.  12.  §.  13  bis  zu  Ende)  enthält  nur  eine  oberdeutsche  Ueber- 
tragung  des  Sachsenspiegels  mit  Abweichungen  meistens  in  Folge  von 
Missverständnissen.  Dieses  Werk  hat  Jemand  wahrscheinlich  in  Augs- 
burg zu  dem  a.  g.  Schwabenspiegel  verarbeitet,  sich  im  ersten  Theile 
genau  daran  haltend,  im  zweiten  auch  im  Allgemeinen,  jedoch  offenbar, 
ungeschickter  als  der  Yerfasser,  minder  gut  und  dessen  Missyerständnisse 
beibehaltend«  Im  Lehnrecht  des  Deutschspiegels  liegt  nur  eine  ober- 
'^eutsche  Uebertragung  des  Sachsenspiegels  yor.  Ausgabe:  Der  Spiegel 
xleutscher  Leute.  Textabdruck  der  Innsbrucker  Handschrift.  Herausg. 
#on  Jul.  Ficker,  Innsbr.  1859.  Das  Rechtsbuch  hat  einen  grossen 
literaturhistorischen  -  Werth  ffir  das  Yerhältniss  der  beiden  anderen, 
keinen  rechtsgeschichtlichen,  da  es  nicht  Rechtsquelle  wurde,  nicht  in 
Debung  kam. 

y.  Das  Lehnrecht  des  Schwabenspiegels  ist  gleichfalls  nach 
dem  sächsischen  gearbeitet,  jedoch  unter  Zugrundelegung  einer  bereits 
mit  Zusätzen  vermehrten  Form.  Die  Ordnung  des  sächs.  Lehnrechts  ist 
im  Ganzen  beibehalten,  jedoch  durchgängig  nach  den  verschiedenen  Be- 
stimmungen des  süddeutschen  Lehnrechts  frei  von  dem  Einflüsse  fremder 
Quellen  bearbeitet.  Ihre  Erklärung  findet  diese  mindere  Selbstständigkeit 
wie  beim  zweiten  Theile  des  Landrechts  in  dem  Znstande  des  vermit- 
telnden Dentschspiegels,  welcher  für  diese  Teile  der  geschickten  Ueber- 
.arbeitung  entbehrte. 

n.   Die  späteren  Rechtsbücher. 
A«  JDasse  der  Bäohsisohen. 

§.  64. 

1.   Laid-  «Bd  Lehmrefilit. 

L  Der  Sachsenspiegel  wurde  versehen  mit  alphabetischen  Sach- 
registern (Abecedarien,  Remissorien,  Schlüsseln)  und  einer  Glosse, 
die  durchgängig  artikelweise  hinter  dem  Texte,  auch  wohl  von  ihm 
getrennt  in  denselben  oder  besonderen  Handschriften  vorkommt.  ^    Das 


1  Homejer   Dentsobe  Reohtsb.  8.  5.  57  ff.,  Kraut  Orundr.  §    22.     Qr.  Ho- 
jneyer  Ber  Prolog  cor  GIobbo  des  säcbsisoben  Landreobts,  Berlin  1854.  4. 
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Landrecht  hat  zuerst  glossirt  um  1340  Nikolaus  yonBuch  oder  dessen 
Sohn  Johann  oder  beide;  diese  Glosse  ist  alhnälig  vermehrt,  besonders 
Yon  Brand  von  Tzerstede  um  1442  und  Tammo  von  Bocks- 
dorf. >  Die  deutsche  Glosse  zum  Lehnrecht  stammt  aus  der  Zeit  von 
1350  und  ist  später  vermehrt  von  Nikolaus  Wurm  (Vermis)  aus 
Neu-Ruppin  in  der  Mark,  der  zu  Bologna  unter  Magister  Johannes  (de 
Lignano)  studirt  hatte.  Für  diese  Glosse  sind  nicht  nur  die  deutschen 
Kechtsbücher,  sondern  vorzüglich  romisches  und  canonisches  Recht  zum 
Theil  in  der  geistlosesten  Weise  benutzt,  so  dass  wohl  der  Vorgang  der 
Glossatoren  auf  deren  Abfassung  gewirkt,  aber  auch  diese  Glosse  zur 
Yertrautheit  mit  dem  fremden  Rechte  und  so  zu  desen  Verbreitung 
beigetragen  haben  mag. 

n.  Hierher  gehören  die  s.  g.  Rechtsgangbücher,  mit  welchem 
Namen  die  Neueren  eine  Gruppe  von  Werken  zusammenfassen,  welche 
das  Verfahren  vor  Gericht,  den  Gang  des  Rechts  darzulegen  und  mit 
Beispielen  klar  zu  machen  bezwecken.    Dahin 

a.  Der  Richtsteig  Landrechts,  ^  (der  Richtes  Stich,  Recht- 
steiger, Schevecloit,  processus  judicarius,  Ordnung  oder  Handhabung  des 
Rechten),  ist  von  Johann  von  Buch  um  1335  in  der  Altmark,  im 
Stammhause  Buch,  in  niedersächsischer  Mundart  abgefasst.  Er  zerföllt 
in  eine  Vorrede,  das  Hauptstück  und  2  Nachreden,  welche  jedoch  selten 
beide  in  Handschriften  stehen,  meist  überhaupt  fehlen.  Das  Hauptstück 
hat  47  bis  51  Kapitel,  die  bisweilen  in  3  Bücher  eingetheilt  sind.  Das 
Verfahren  ist  dargestellt  nach :  den  Personen  —  den  Klagen  (bürgerliche, 
peinliche,  gemischte)  —  dem  ürtheile.  Zweck  des  Buches  ist,  dem  ein- 
heimischen Rechte  (Sachsenspiegel)  mehr  Geltung  zu  verschaffen.  Er 
sucht  die  Gattungen  der  Klagen  dadurch  anschaulich  zu  machen,  dass 
er  zeigt,  wie  sie  vor  Gericht  sich  nach  ihrem  materiellen  Inhalte  ver- 
schieden gestalten;  deshalb  wird  in  der  Regel  der  wirkliche  Gang  des 
Rechtfindens,  seltener  die  directe  Rechtsregel  hingestellt  Bei  der  Ab- 
fassung hat  derselbe  wahrscheinlich  die  Bearbeitungen  des  romisch- 
canonischen  Processes  von  Tancred  und  Durantis  vor  Augen  gehabt, 
jedoch  ohne  von  denselben  bis  zur  Einbusse  der  Selbstständigkeit  ge- 


*  Eichhorn  R.G.  §.  281.  H  o  ro  e  j  e  r  YerzeiohniBS  S.  5  ff.,  Sachsp.  11.  1. 
S.  71  ff.    Es  gibt  dentsohe  und  lateinische  Glossen. 

'  Neueste  und  beste  Ausg.  Homeyer  Der  Riohtsteig  Landrechts  nebst  Gau- 
tela  und  Premis,  Berlin  1857.  S.  411  ff.  ,,da8  Gerichtswesen  nach  dem  Biehtsteige,'' 
ein  Glossar;  die  Einleitung  (u.  Yerzeichniss  8.  16  ff.)  macht  die  älteren  An- 
gaben entbehrlich. 
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leitet  zu  sein.  Das  Werk  steht  meist  mit  dem  Sachsenspiegel  Landreehts 
zusammen,  hat  eine  grosse  Verbreitung  gefunden,  ist  in  alle  deutsche 
Hauptmundarten  übersetzt  und  hat  allmalig  eine  fünffache  Redaction 
erlebt. 

b.  Der  Richtsteig  Lehnrechts  ^  sollte  für  das  Lehnrecht  sein, 
was  der  vorherige  für  das  Landrecht.  Ihn  hat  schon  Johann  von  Buch 
versprochen  (cap.  21  Bichtst.  Landr.  „wo  me  denne  len  vor  den  heren 
wint  ader  vorlust,  unde  wo  me  lenes  gewere  betugen  scal,  des  wil  wi 
di  wil  got  up  des  lenrechtes  gerichte  besceiden''),  aber  nicht  geliefert. 
Er  ist  wahrscheinlich  abgefasst  zwischen  1350  und  1390  in  derselben 
Gegend  wie  der  Eichtsteig  Landrechts  nach  dem  Muster  von  diesem,  mit 
Verweisung  auf  ein  Lehnrecht  in  125  Kapiteln,  ohne  scharfe  Abtheilung 
durch  Kapitelzahlen  und  Rubriken  und  ohne  Register,^  hat  mehrfache 
Vermehrungen  und  Recensionen  erfahren.  An  Bedeutung  erreicht  er  bei 
Weitem  nicht  den  vorhergehenden. 

c.  Cautela  imd  Premis<^  sind  zwei  Anleitungen  von  sehr  ge« 
ringem  Umfange  um  die  Mitte  des  14.  Jahrh.  von  Hermann  von  Oes- 
feld  (Oebisfelde  im  Herzogthum  Magdeburg)  verfasst  zu  dem  Zwecke: 
die  Vorträge  vor  Gericht  behutsam  einzurichten,  um  sich  in  keiner  Weise 
zu  schaden,  wie  schon  ihr  Name  andeutet.  "^ 

d.  Die  Blume  des  Sachsenspiegels^  heisst  eine  grosse,  noch 
ungedruckte  Arbeit  des  Nikolaus  Wurm  (Vermis)  aus  Neu-Ruppin 
(unter  dem  Grafen  von  Lindau  im  Stifte  Havelberg)  aus  dem  letzten 
Viertel  des  14.  Jahrhunderts.  Sie  enthält  ein  ausführliches  Register,  dann 
vier  Bücher:  1.  von  den  Klagen.  Es  entwickelt  den  Ursprung  und  die 
Arten  des  Rechts,  Ursprung  und  Ansehen  der  magdeburgischen  Schöffen, 
die  Gerichtsverfassung,  das  gerichtliche  Verfahren,  die  Klageformeln. 
2.  u.  3.  enthalten  das  weitere  Verfahren  nach  der  Klage,  jedoch  unter 


*  Am  besten  bei  Home  j er  Sacbsp.  11.  Th.  Bd.  I.  S.  409  ff.  Einleit.  S.  871  ff. 
über  Handschr.,  Drucke,  Geschichte  ii.  s.  w. 

*  Der  Verfasser  ist  unbekannt,  die  Autorschaft  des  Hermann  von  Oesfelde 
(Oebisfelde)  steht  nicht  fest.    Homeyer  S.  886;   verwandte  Werke  das.  8.  897  ff. 

6  Neuester  und  bester  Abdruck  bei  Homeyer  Richtsteig  Landr.  S.  892—898. 
Ueber  die  Abfassung  das.  S.  390  ff.    Yerzeichn.  S.  19  ff. 

7  Dies  ergiebt  sich  für  Cautela  von  selbst.  Premis  konunt  her  von  Premse, 
Bremse  (premsen,  bremsen),  worüber  zu  Tgl.  Qrimm  Wörterbuch. 

B  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  855  ff.  Verseichn.  S.  20  ff.  Proben  gibt  der- 
selbe Richtst.  Landr.  S.  868  ff.  Der  genaue  Titel  ist:  ^Die  blume  ubir  der  Sachsen 
Spiegel  den  wir  ouch  lantrecht  heissen  und  ubir  weichbildis  recht  daz  wir  euch 
meideburgisch  recht  heissen  und  statreoht.* 
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Einmischung  materieller  Sfitze  und  ohne  strenge  Ordnung.  B.  4.  über 
die  Urtheile.  Das  Werk  leidet  an  Unbehülflichkeit  und  Unklarheit  im  Ter. 
gleiche  zu  den  Richtsteigen,  ist  jedoch  für  die  Eenntniss  der  Entwicklung 
des  Rechts  und  gerichtlichen  Verfahrens  yon  Bedeutung.  Sein  Zweck  ist: 
gestützt  auf  den  Sachsenspiegel,  das  magdeburgische  Stadtrecht  (Weich- 
bild),  geistliche  und  kaiserliche  (romische)  Recht,  den  Gerichtsgebrauch, 
zu  welchen  Quellen  noch  nnermittelte  Schriften  kommen,  das  Verfahren 
▼or  Gericht  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  lehren.  Zu  dem  Ende 
werden  die  benutzten  Rechtssätze  in  einer  alphabetischen  AbtheUung  dem 
Werke  beigegeben,  bis  in  die  kleinsten  processualischen  Einzelnheiten 
durchgeführt,  so  dass  sich  das  Ganze  als  eine  absichtliche  Weiterführung 
des  Richtsteiges  darstellt 

e.  Die  Blume  yon  Magdeburg»  ist  wohl  ohne  Zweifel  demselben 
Nikolaus  Wurm  zuzuschreiben,  eine  vor  1375  yoUendete  Arbeit, 
welche  in  ähnlicher  Weise  wie  die  sub  d.  genannte,  in  3  Abtheilungen 
zu  167,  100  und  399  Kapiteln  unter  ziemlich  ausschliesslicher  Benutzung 
des  Sachsenspiegels»  Richtsteiges  Landrechts  und  Weichbildrechts,  den 
Zwek  hat,  das  Verfahren  nach  dem  Magdeburgischen  Rechte  darzu- 
stellen. Sie  ist  nicht  Magdeburger,  sondern  sächsisches  Recht ,  wie  es 
in  Schlesien  galt  Der  Verfasser  gibt  aber  die  Zusammenstellung  für 
eine  Arbeit  des  Magdeburger  Schoffenstuhles  aus. 

§.  65. 

S.   Knii  der  StadtreehtobUlMr. 

L  Wenngleich  die  Rechtsentwicklung  in  den  Städten  sich  seit  dem 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  an  den  Sachsenspiegel  anschliesst,  so  hat 
die  Bearbeitung  des  Stadtrechts  doch  einen  speziellen  Zweck,  weshalb 


•Homejer  Yerzeichn.  S.  23  f.,  Richtsteig  Landr.  889  ff.  Hugo  Böhlau 
Die  Blume  yon  Magdeburg,  Weimar  1868,  liefert  die  erste  Ausgabe  naoh  der  ein- 
zigen bekannten  GSrlitier  Handsehrift;  er  handelt  8.  20  ff.  Aber  das  YerhUtnitB 
zum  Torangehenden  Werke.  Andere  zn  dieser  Gattung  gehörige  Arbeiten:  1)  die 
Geriohtsformeln  der  Joachimsthal  er  Handschr.  zu  Berlin  (Homeyer  Riohtst. 
Landr.  8.  827  ff.,  abgedr.  8.  829  ff.),  2)  eine  besondere  Klasse  des  Bioht- 
steigs  das.  S.  381  ff.  8.  76  und  Vorzeiohn.  8.  18  beschrieben,  3)  eine  Weioh- 
bildsglosse  (Homeyer  Bichtst.  S.  899  ff.),  4)  die  Vehmgeriohtsbüoher 
(Homeyer  Yerzeichn.  8.  24).  5)  Theoderich  von  Bocksdorff^s  Gerichts- 
formeln, mitgetheilt  von  BÖhlau  in  Zeitschrift  ffir  Rechtsgesoh.  I.  415  ff.  von  1448, 
6)  Rathmannen-Reime  Ton  dems.  mitgeth.  das.  I.  251,  7)  Die  8ippzahlregeln 
Wassersohleben  Princip  der  8uocessionBordnung  8.  28  ff. 

T.  Schalte,  Beieba-  ud  BechtsgMeb.    4.  Anll.  12 
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sie  Yon  der  des  Landrechts  zu  scheiden  ist   Es  gehören  hierher  zunächst 
einige  in  den  Kreis  des  Magdeburger  Bechts  ^  fallende  Bücher  und  zwar: 

a.  Magdeburger  Schoffenrecht  >  Unter  diesem  Namen  be- 
greift man  mehrere  zu  zerschiedenen  Zeiten  auf  Ersuchen  von  den  Schöffen 
zu  Magdeburg  angefertigte  Aufzeichnungen  ihres  Rechtes,  welche  den 
ansuchenden  Städten  in  eigenen  Urkunden  mitgetheilt  wurden.  So  das 
Ton  Sehfiffen  und  Rathmännem  zu  Magdeburg  der  Stadt  Breslau  mit- 
getheilte  Recht  yon  1261  und  1295,  welches  vielfache  Zusätze  und  Ver- 
mehrungen erfahren  und  die  Grundlage  für  das  Recht  mancher  Städte 
gebildet  hat  Dieses  Magdeburg-Breslauer  Schoffenrecht  ist  eine 
um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  in  Breslau  gemachte  systematische 
Arbeit  in  5  Büchern  (3  und  4  haben  je  2  Abth.)  und  später  in  Hand- 
schriften mit  Urtheilen  yermehrt  worden  und  trägt  den  Namen  Syste- 
matisches Schoffenrecht.  Aus  dessen  Grundlage  und  den  anfang- 
lichen Zusätzen,  dann  aus  Magdeburger  Schöffenurtheilen  und  Stellen 
des  Schwabenspiegels  ist  gebildet  das  alte  Culmische  Recht* 

b.  Das  Sächsische  Weichbild^  (Weichbildrecht,  Stadtrecht, 
Magdeburger  Recht).  Das  unter  diesem  Namen  in  zahlreichen  Hand- 
schriften und  älteren  Drucken  vorkommende  Rechtsbuch  enthält  zwei 
Theile.    1.  vom  art  1  —  27,  jedoch  mit  grosser  Variation  der  Hand- 


1  Üeber  den  Begriff  des  Magdeburger  Rechts.    Homeyer  Yerzeichn.  S.  26  ff. 

s  Eichhorn  B.O.  §  284,  Gaupp  das  alte  Magdeburgisohe  und  Hallische 
Recht,  Uomeyer  Yerzeichn.  S.  27  f.,  Gaupp  das  sohlesisohe  Landr.  Leipz.  1828. 
P.  Lab  and  Magdeburger  Rechtsquellen  z.  akad.  Gebrauche  her.  K5nigsb.  1869. 
Ders.  in  Zeitschr.  f.  R.G.  XL  S.  50  ff.  H.  Wasserschleben  Sammlung  deutscher 
Rechtsquellen.  I.  Bd.  Giess.  1860. 

*  Erschöpfend  Paul  Lab  and  Das  Magdebnrg-Breslauer  Soh9fifenreoht  ans  der 
Kitte  des  XIV.  Jahrhunderts,  Berlin  1868. 

4  Gaupp  Magdeb.  Recht  S.  119  ff.,  Homeyer  Yerzeichn.  8.  28  ff.,  Kraut 
Grundr.  §.  10,  St  ebbe  L  403  ff.  Das  Alter  dieses  Buchs  ist  mit  in  den  Streit  über 
das  Yerhftltniss  des  Sachsensp.  zum  Schwabensp.  gezogen,  weshalb  die  Literatur 
darüber  auch  in  Betracht  kommt.  Homejer  die  Stellung  8.  27  ff.  hat  die  Be- 
hauptungen Ton  T.  Daniels  widerlegt,  brücke  bei  Homeyer  Yerzeichn.  Dazu:  von 
Daniels  dat  buk  wichbelde  recht,  Berlin  1853,  und:  Re<^tsdenkm&ler  des  deutsch. 
Mittelalters,  herausg.  von  A.  t.  Daniels  u.  s.  w.  Das  sächsw  Woichbildrecht.  Jus 
munioipale  saxonicum,  herausg.  Ton  y.  Daniels  und  Gruben,  I.  Bd.  Weltchronik 
und  Weiohbildrecht  in  XXX YI.  (so  auf  dem  Titelblatt,  der  Text  enthält  CXXXYI) 
Art.  mit  der  Glosse,  Berlin  1858.  4.  Das  Sachs,  oder  Magdeb.  Weiohbildrecht. 
Nach  der  Perg,  Handschrift  einst  der  Stadt  OrlamÜnde,  jetzt  zu  Gotha,  vom  Jahr 
1381.  Zum  ersten  Male  herausg.  mit  einem  Glossar  ron  O,  A.  Walther.  Leipzig 
1871.  E.  Steffenhagen  über  eine  noch  unbekannte  Form  des  Sachs.  Weichbildr. 
in  Zeitschr.  f.  R.G.  XH.  1—87. 
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schiiften,  ist  eine  doctrinelle  Arbeit  in  belehrendem  Tone  (fiber  die 
Arten  des  Beobta,  der  Personen,  Freiheit,  Unfreiheit,  Bann  und  Acht, 
Ursprung  des  Weichbilds,  Ursprung  und  Geschichte  des  Beichs,  Becht 
des  Kaisers^  Bewidmung  Magdeburgs  mit  Weichbildreohte,  Urtheilholen 
aus  Halle,  Magdeburg  u.  s,  w.),  Th«  2  eine  aus  dem  sächsischen  Land- 
rechte, vielleicht  auch  einer  älteren  Privatarbeit  fiber  dasselbe,  dem 
Magdeburger  Schöffeniechte  (sub  a«)  und  Weisthfimem  g^nachte  Zu- 
sammenstellung des  Rechts  für  Städte.  Das  Werk  als  Ganaes  ist  nicht 
Tor  1304  entstand^,  ein  Stück  (art.  6 — 18)  ist  schon  yor  1294  geschrieben. 
Von  ihm  existirt  eine  lateinische  Uebersetzung  und  eine  um  1386  ge- 
machte Glosse  eines  Unbekannten.  Dasselbe  hat  eine  sehr  grosse  Ver- 
breitung gefunden,  ist  in's  Polnische  und  Böhmische  fibersetzt. 

II.  Buch  der  Distinctionen,  ^  sächsische  Distinctionen 
(Vermehrter  Sachsenspiegel,  schlesisches  Landrecht,  Über  legum  secun- 
dum  distinctiones)  ist  eine  nach  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  (die  älteste 
bekannteste  Handschrift  ist  von  1387)  von  einem  unbekannten  in  der 
Gegend  von  Meissen  lebenden  Verfasser  in  5— 8  Büchern,  die  in  Kapitel 
und  Distinctionen  (Ausscheidungen)  zerfallen,  zum  Gebrauche  in  den 
nach  säehsisch-magdeburgischem  Rechte  lebenden  Städten  gemachte  Ver- 
arbeitung von  Material  aus  dem  Sachsenspiegel,  sächsischen  Weichbilde 
imd  den  Goslariscben  Statuten  (in  ihm  keyserwicbilde  oder  keyserrecht  ge- 
nannt) mit  iänffigung  neuerer  GewoUnheiten  ohne  erhebliche  Benutzung 
des  romischen  Rechts. 

IIL  Mit  ihm  hängt  zusammen  ein  aus  ihm,  Magdeburger  Schöffen- 
spruchen  und  zum  sehr  geringen  Theile  römisch -canonischem  Rechte 
im  15.  Jahrh.  Yom  Thomer  Stadtschreiber  Walter  Echardi  verfasstes 
Werk  unter  dem  Titel:  „Die  IX.  Bficher  des  Magdeb.  oder  sächsischen 
Rechten^  durch  den  Notar  Albert  Pölmann  1547  zu  Magdeburg 
herausgegeben.  ^ 

IV.  Die  Bucher»  welche  das  Schöffenrecht  systematisch^  ver- 
arbeiten.   Diese  schliessen  sich  an  die  Magdeburger  Fragen,^  in 


>  J.  F.  Bökme  diplomat.  Beiträge  zur  Untersuchung  der  sohlesisohen  Reobte 
und  Gerichte.  Th.  4.  Berlin  1772.  F.  Ortloff  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen 
nebst  einem  Eisenachischen  Bechtsbuch,  Jena  1886.  Eichhorn  R.G.  §.  443.  He- 
in ey  er  Yerzeichn.  S.  38  ff.,  Kraut  Grundr.  §.  10. 

<  Kraut  Grundr.  a.  a.  0.,  Homeyer  Yerzeichn.  S.  36. 

7  Gaupp  Schles.  Landr.  8.  240  ff.,  Homeyer  Yerzeichn.  S.  81. 

0  Homeyer  Yerz,  S.  32,  wo  ähnliche  Arbeiten  genannt  werden.  Zuerst  gedr., 
in  der  Ausg.  des  Sachsp.,  Augsb.  1517.  J.  Fr.  Bohrend  Die  Magdeburger  Frage n 
Berlin  1865  (Einleitung  über  Handschr.  etc.,   Anhänge,  Proben  einer  latein.  üeber- 
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3  Theilen  mit  der  TTnterabtheilung  von  Kapiteln  und  Distinctionen,  An- 
fragen an  die  Magdeburger  Schöffen  nebst  deren  Antworten  enthaltend. 

y.  Eisenacher  Bechtsbuch,  *  zusammengearbeitet  aus  den  säch- 
sischen Distinctionen,  vermehrt  durch  Material  aus  dem  Sachsenspiegel^ 
dessen  Glosse  und  dem  Schwabenspiegel. 

VI.  Das  Ton  dem  Eisenacher  i<^  Stadtschreiber  Johann  Purgold 
um  1500  aus  dem  sub  Y.  genannten,  den  Eisesacher  Statutarrechten^ 
Sachsenspiegel,  Weichbilde,  römischen  und  canonischen  Bechte  gearbei- 
tete Rechtsbuch  in  10  Büchern,  zu  denen  1512  noch  2  hinzugefftgt  sind.  ^^ 

§.  66. 
B.    Aosseraftohsisohe  Rechtsbfioher. 

I.  unter  dem  Namen  lex,  liber  imperatoris,  Eeyserrecht,  des 
Eeysers  Becht  (boek),  lüttike  Eeyserrecht^  besitzen  wir  ein  Bechts- 
buch  eines  unbekannten  Verfassers  in  4  Bfichem,  deren  erstes  vom  Ge- 
richtsverfahren und  was  dahin  gehört,  zweites  von  allen  Sachen  (Bechten), 
drittes  vem  Lehen,  viertes  vom  Stadtrechte  handelt,  wahrscheinlich  aus 
dem  14.  Jahrhundert,  frühestens  aus  der  Zeit  Budolphs  von  Habsburg. 
Es  ist  geschrieben  in  hochdeutscher  Mundart  in  Franken,  hat  aber  von 
hier  aus  Verbreitung  gefunden  bis  in  den  Norden ,  Westen  und  Süden 


setznog,  abweichende  Redactionen,  Schöffenurtheile  nnd  ein  Glossar  enthaltend). 
T.  Martitz  Die  Magdeburger  Fragen  kritisch  untersucht,  in  Zeitschr.  f.  R.G.  XI. 
401-431. 

*  Gedruckt  nnd  beschrieben  bei  Ortloff  Rechtsb.  nach  Distinctionen. 

1«  Ortloff  a.  A.  O.  8.  LIV  ff.,  Homeyer  a.  a.  O.  8.  35  f. 

11  Ueber  das  Stadtrechtsbuch  des  oben  genannten  Wurm  u.  das  Mährische 
Stadtrechtsbuch  s.  Homeyer  Yerzeichn*  8.  81  ff.  —  Hierher  noch:  Recht  ron 
Neumark  nach  Oppeln  24.  Juni  1327,  mitgetheilt  und  erläutert  Ton  Stobbe  in 
Zeitschrift  t  Rechtsgesch.  I.  403.  A.  Haenel  Decisiones  consulnm  Goslariensium, 
Leipzig  1862.  Kelle  in  Zeitschrift  t  D.  R.  XX.  8.  140  fiber  eine  Prager  Hand- 
schrifL  F.  Bisch  off  Ueber  einen  deutsch.  Rechtskodex  der  Krakauer  üniy.  BibL 
Wien  1865.  Ders.  Beitr.  zur  Gesch.  des  Magdeburgerrechts,  Wien  1865.  Ders. 
Ueber  eine  Sammlung  deutscher  Schöffensprfiche  in  einer  Krakauer  Handschrift, 
Wien  1867. 

1  Zuerst  bei  Senkenberg  Corp.  jur.  Germ.  1760.  T.  I.,  ron  Neuem  und  gut 
H.  £. 'Endemann  das  Eeyserrecht  nach  der  Handschrift  von  1372,  Gassei  1846 
(Einleit  fiber  Handschrift,  Geschichte  und  Literatur).  Homeyer  Terz.  8.  54  ff. 
Eichhorn  R.G.  §.  283,  der  es,  gestützt  auf  die  schlechte  Senckenbergische  Aus- 
gabe, für  einen  Auszug  des  Schwabenspiegels  hält.  —  Rockinger  Ueber  ein  kurz- 
gefasstes  ans  dem  sog.  Schwabensp.  und  dem  kleinen  Kaiserrechte  gebildetes  Gerichts- 
buch in  8itz.-Ber.  der  bayr.  Akad.  Tom  6.  Februar  1869. 
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hinein,  und  ist  in  die  niederdeutsche  Mundart  übersetzt  worden.  Seine 
Quelle  ist  vorzugsweise  der  Schwabenspiegel,  daneben  der  Sachsen-* 
Spiegel,  die  Elapitularien,  Yolksrechte.  Sein  Zweck  geht,  wie  schon  die 
Yerbindung  von  Process-,  Land-,  Lehn-  und  Stadtrecht  lehrt,  darauf: 
ein  f&r  das  ganze  Reich  gemeines  Recht  zur  Au&echthaltung  des 
Landfriedens  zu  schaffen.  Hierauf  deutet  auch  die  erste  Verweisung  auf 
das  Reichsrecht  und  die  Zurückfuhrung  auf  Karl  d.  G* 

II.  Rechtsbuch  Ruprechts  von  Freysing.  Dieser,  Für- 
sprecher zu  Frey  sing,  schrieb  (im  J.  1328  war  das  Buch  vollendet)  auf 
Grundlage  des  Schwabenspiegels  für  die  Stadt  Freising  ein  Rechtsbuch,  > 
welches  häufig  als  zweites  Buch  des  schwäbischen  Landrechts  (Scwaben- 
spiegel)  in  Handschriften  vorkommt,  ungefähr  zu  gleicher  Zeit,  aber 
wohl  nicht  vom  selben  Verfasser,  ist  der  Schwabenspiegel  für  das  Land 
Freising  in  ein  Landrechtsbuch  '  verarbeitet.  Beide  hat  man  im  15.  Jahr- 
hundert (zuerst  wohl  1436)  zusammen  abgeschrieben,  dann  am  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  zu  einem  Rechtsbuche  verarbeitet,  wobei  die  bereits 
im  1.  Theile  befindlichen  Partien  im  2.  übergangen  wurden.  Dasselbe 
ist  namentlich  von  Einfluss  auf  das  Recht  baierischer  Städte  und  das 
Landrecht  E.  Ludwigs  gewesen. 

§.  67. 
.0.    Formelbfioher.    Sohriftea  der  Joristen. 

I.  Seit  dem  12.  Jahrb.  entstand  eine  Menge  neuer,  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  bestimmter  Mustersammlungen  (dictamen,  summa 
dictaminis  u.dgl.)  in  lateinischer  und  später  auch  in  deutscher  Sprache, 
welche  für  die  Geschichte  des  Rechts  von  Wichtigkeit  sind.  > 

II.  Die  Erkenntniss  der  Rechtsgeschichte  wird  endlich  für  diese 
Zeit  gefordert  durch  die  besonders  in  den  Streitigkeiten  zwischen  Papst 


«L.  Westonrieder  Baierisches  Beohtsbuoh  des  Bapreoht  Yon  Freysing, 
Hfinchen  1802. 

*  Nach  einer  solchen  Handschrift  ron  1473  heransg.  durch  G.  L.  t.  Maurer 
Das  Stadt-  und  Landreohtsbuch  Ruprecht  ▼.  Freysing,  Stuttgart  und  TQbingen  1839. 
Rockinger  Ueber  die  Grundlage  des  dem  Ruprecht  t.  Freysing  beigelegten  Land- 
rechts in  Sitz.  Ber.  der  MOnchener  Akad.  vom  6.  Mai  1871. 

^  Herrn.  Baerwald  Zur  Charakteristik  und  Kritik mittelalterl.  FormelbAcher, 
"Wien  1858.  L.  Rockinger  Ueber  Formelbücher  vom  dreizehnten  bis  sum  sechs* 
zehnten  Jahrhundert  als  rechtsgesch.  Quellen.  München  1855.  Ders.  Ueber  Brief- 
steller und  Formelb.  in  Deutschi.  währ,  des  M.  A.  München  1861.  F.  Palacky 
Ueber  Formelbüoher,  Prag  1842,  47.    Stobbe  S.  446  ff. 
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Bad  Kauer  enftstandttien  Schriften,  welche  f&r  die  staatsrechtlichen  Ter- 
hUtosBee  von  Bedeatong  sind.  Hierher  gehören  die  Schriften  des  Engel- 
h^ert  -von  Yolkersdorf  f  1331,  Abt  Tcn  Admont,  D«  regimine 
principam  libri  e.  tract  YEL  und  De  ortn  et  fine  Romani  im* 
perii  über,*  des  Franziskaners  Wilhelm  Ton  Occam  f  gegen  1347 
Tractat  De  jurisdictione  Imperatoris  in  causis  matrimonial 
libns,  n«  a.  s  Harsilius  de  Menandrino  ^  ans  Padua,  Fianaiskaner 
t  nach  1342  Schriften:  defensor  pacis  de  potest.  impen  et  pa- 
palicet^  tract.de  translatione  Imperii,  desLnpeld  von  Beben- 
b«rg  f  1362  tract  de  juribns  regni  et  imperii  Romanor.,*  end« 
Uch  des  Feter  Ton  Andlo*  (1460  Prof.  in  Basel,  später  Caaonicus 
za  Cdmar)  Werk  um  1460  gemacht)  De  Imperio  Roatano. ^ 


Zweites  Kapitel. 

Die  RsUsvsrfassssf.* 

A.  Omndlagen. 

§.  68. 

kr  tmOUtUm  Ms  tat  IS.  Ji 

L  In  der  firSnkisch-karolingischen  Monarchie  hatte  sich  unter  Karl 
dem  Chrossen  der   staatliche  Charakter  ausgeprägt  zu  einer  fast  unbe- 


s  DeMsa  spiet,  de  stadiis  et  soriptis  suis  in  Pex  Thesaiunis  «necdotor. 
L  429.  Ausg.  der  enten  Schrift  ron  J.  G.  Hufnagel,  Ratisb.  8.  s.,  der  iweiten 
sofgexiUt  bei  Potthaet  BibL  p.  278. 

*  Veneicliiiise  Miner  Sohriften  im  Supplement  in  Wadding  Aanales  Minor. 
(Bern.  1806),  Tertoliiedene  in  Goldast  Monarohia  L  nnd  II.  üeber  eine  bisher  un- 
bekannte de  eleotione  Caroli  IT.    C.  Höfler  Aus  ATignon.    Prag  1868.  4. 

*  Abdrftcke  bei  Goldast  im  n.  Bande. 

*  Literatuimngsben  bei  Stobbe  L  456. 

*  Stobbe  L  456.  C  nnd  Potthast  p.  488.  —  Man  kam  hieher  auch  nooh 
sShlen  Gonradns  de  monte  puellarnm  (Conrad  Ton  Megenberg)  d« 
translatione  imperii.    Höfler  L  e.  8.  24  W, 

'  YgL  nooh  aber  die  genannten  u.  andere  Staatsreohtslehrer,  die  Tonngsweise 
im  Streite  swisehen  Kaiserihum  und  Papstthum  auftraten,  Sigm.  Rieiler  die  lito- 
rarisehen  Widersacher  der  Papste  cur  Zeit  Ludwigs  des  Baiers  v.  s.  w.  Leips.  1874. 
Friedberg  in  Dore's  Zeitsohr.  f,  Kirchenr.  YIIL  69  ff. 

*  Auf  die  Grflnde,  weshalb  das  deutsehe  Beieh  es  lu  keiner  staatliehen  Sui- 
heit  gebracht  habe,  ob  daran  das  Kaiserthnm  Schuld  trage,  in  weldMm  das  König« 
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schränkten  Centralgewalt  Das  alte  Stammesherzogtham  war  ver- 
nichtet, die  Selbstständigkeit  der  durch  Geschichte,  Sprache,  Sitte  als 
besondere  erscheinenden  Theile  gefallen,  >  die  Autonomie  der  einzelMQ 
Kreise  fast  aufgehoben,^  die  Verwaltung  ausschliesslich  in  die  Hände 
königlicher  Beamten  gelegt.  Keineswegs  waren  aber  jene  Momente  ge- 
fallen, an  welche  sich  anlehnend  das  Streben  der  zusammengehörigen 
Theile  nach  Selbstständigkeit  unter  günstigen  Verhältnissen  erstarken 
konnte:  die  althergebrachte  Sonderung  und  Bintheilung  in  Grafschaften 
und  Gaue,  das  Gefühl  der  Stammesverbindung,  welches  gerade  durch 
die  rücksichtslose  Gentralisation  lebhafter  werden  musste.  Aber  es  waren 
bereits  Keime  gelegt  zu  Bildungen,  welche  das  Ganze  in  Theile  zu  zer- 
reissen  drohten,  ohne  dass  die  Zusammengehörigkeit  der  Theile  und 
deren  Bedürfniss  zu  staatlichem  Verbände  im  eigenen  Interesse  der  ein- 
zelnen einen  starken  Halt  fand.  Gelang  es  den  Konigen  nicht,  das 
Seniorat  in  den  nöthigen  Schranken  zu  halten,  so  war  der  Zerfall 
unaufhaltsam.  War  nun  das  Königthum  bis  zum  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts stark  genug,  die  Einheit  und  eine  kräftige  Regierung  zu  er- 
halten, so  traten  seitdem  Ereignisse  ein,  welche  dasselbe  dauernd  Ter- 
nichtet  haben  und  dem  erstarkten  Feudalismus  eine  Macht  gaben, 
welche  das  Reich  zersetzt  hat. 

U.  Die  untersten  Kreise  des  Reiches  wie   der  Theile,  die  Graf- 


thun  aufgegangen  sei,  ob  der  Feudalismiu,  ob  die  Erwerbung  des  sicilischen  König- 
reichs mit  ihren  Folgen,  ob  der  hiermit  zusammenhängende  Kampf  mit  der  Kirche, 
wann  der  eigentliche  Grund  zum  Zerfalle  gelegt  sei  u.  s.  w.,  braucht  hier  nicht 
näher  eingegangen  zu  werden.  Es  handelt  sich  da  um  Ansichten ;  die  meinige  liegt 
in  der  Darstellung.  Fioker  Das  deutsche  Kaiserreich,  Innsbr.  1861.  Ders. 
Deutsch.  KOnigth.  und  Kaiserth.  Innsbr.  1862.  Ders.  Forschungen.  Vorrede. 
Roth  Feudalität,  Einleitung,  8.  2  IT.  t.  Sy bei  Die  deutsche  Nation  und  das 
Kaiserreich,  Dflsseldorf  1861.  HSfler  Kaiserthnm  und  Papstthum,  Prag  1862: 
Berchtold  Landeshoheit  I.  8  ff.  — G.  Waitz  Deutsche  Yerfassnngsgeschichte  5.  u. 
6.  Bd.  (Die  deutsche  Verfassung  you  der  Mitte  des  9.  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrh. 
Bd.  1  u.  2).    Kiel  1874,  75. 

>  Auch  die  Zustimmung  der  St&mme  zu  den  Capitularia  legi  addita  war  nicht 
mehr  eingehalten.  Wurden  doch  802  zu  Aachen  solche  fttr  andere  als  die  Franken» 
ja  die  lex  Saxonum  u.  a.  fem  rom  Stammlande  gegeben. 

*  Denn  was  blieb  ihnen  unter  Karl?  Ihr  Sonderrecht  Mit  Recht  hebt 
Ficker  Forschungen  L  XXXIV  f.  heryor,  dass  das  Belassen  des  persönlichen 
Rechts  sich  mehr  herausstellt  als  Ausfluss  der  Befugniss  des  Reichsganzen  (Königs), 
aUen  Reichsangehörigen,  insbesondere  den  durch  das  ganze  Reich  zerstreut  woh- 
nenden Franken  ihr  Recht  gegenüber  dem  Sonderrechte  der  Theile  zn  yerbürgen, 
dass  die  Weiterbildung  des  Sonderrechts  fehlte,  weil  keine  Organe  der 
Autonomie  Torhanden  waren. 
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Schäften,  wurden  vor  und  nach  regelmässig  in  der  Familie  belassen« 
Es  lagen  die  GrQnde  dajfur  bald  darin,  dass  man  dem  Sohne  kaum  das 
Amt  versagen  konnte ,  welches  der  um  den  König  verdiente,  in  die 
Grafschaft  aus  fremdem  Stammesgebiete  gesandte  Yater  gehabt  hatte, 
weil  man  ihn  sich  zum  Feinde  gemacht  hätte.  Nicht  minder  musste 
man  ebenso  verfahren,  wenn  hervorragendes  Familienansehen  und  grosser 
Grundbesitz  das  Motiv  für  die  Bestallung  Eingesessener  abgegeben  hatten« 
In  den  königlichen  Beneficien,  womit  fast  alle  Grafen  bewidmet  waren, 
lag  ein  gleicher  Grund,  zumal  die  Ursachen  des  Beneficialwesens  fort- 
dauerten und  dieses  die  mannigfachste  Veranlassung  für  den  Grafen  bot, 
aich  fester  mit  dem  Sprengel  zu  verbinden  durch  Aufnahme  Vieler  in 
das  Treuverhältniss.  Lagen  somit  Ghründe  vor,  welche  das  Streben  nach 
Erblichmachung  der  Grafschaft  hervorrufen  und  stützen  mussten, 
80  war  durch  die  Stellung  der  geistlichen  Immunitätsherren 
geradezu  unmöglich  geworden,  jenem  Streben  auf  die  Dauer  zu  wider- 
stehen« Den  Bischofen  und  Aebten  war  schon  früh  das  volle  Grafen- 
amt verliehen  und  ist  im  Laufe  des  10«,  11.  und  12.  Jahrhunderts  all- 
gemein die  volle  Exemtion  mit  der  Grafengewalt  gegeben  worden.^  Es 
verlor  zwar  damit  das  Amt  seinen  alten  Charakter  nicht,^  aber  die  fort- 
währende Belassung  bei  dem  Bisthume,  der  Abtei  verstand  sich  von  selbst. 


'  §.  50.  —  Die  Verleihungen  sind  genau  wie  in  altor  Zeit,  z.  B.  Dipl.  Otto  III. 
T.  28.  Des.  989.  (Oanther  Codex  dipl.  p.  85)  für  Trier,  ürk.  E.  Konrad  IL  rom 
80.  Juli  1081  (das.  S.  115):  y^,  .  Nos  nostro  Poppen!  Trevirensi  yenerabili  arohie- 
piBoopo  et  ecolesiae  suae  cui  ipse  .  .  .  praeeidet  oomitatnm  Marivelis 
(Marfels)  nominatnm  sitnm  in  pago  Einrieb  .  .  .  quae  ad  eundem  oomitatum  juste 
et  legaliter  pertinere  ridentur,  in  perpetnum  concessimus,  donavirnus  atque  oorro* 
boravimus,  eo  quoque  teuere  ut  praedictua  arcbiepiscopua  Buique  sucoesaoreB  .  .  . 
vendant,  commntent,  yel  quidquid  sibi  placuerit,  inde  faoiant,  ad  usum  tarnen  pro- 
nontiatae  ecolesiae.^ 

^  DasB  aber  die  Zuwendungen  an  Eirohen  rielfach  den  Charakter  aUodialer 
Tergabung  annahmen,  zeigt  die  in  Note  8  angef.  zweite  Urk.  —  Dipl.  K.  Friedrich  I. 
vom  80.  Juli  1167  (ib.  p.  891),  worin  er  dem  Erzb.  Reinald  Ton  Köhi  zum  Lohne 
iOr  deesen  Hfllfe  in  Italien  eine  Schenkung  macht:  ^ei  et  ejus  sucoesBoribuB  Omni- 
bus arohiepiseopis  CoIoniensibuB  oonoedimuB,  largimur,  donamuB  et  in  perpetnum 
oonfirmamuB  omne  noBtrum  jus  et  dominium  ao  totam  curtem  noBtram 
in  Andemaoo  cum  hominibuB,  poBBessionibuB,  pratis,  pascnis,  silriB,  terris  cultiB  et 
inoultis  et  in  moneta  et  in  theloneo  plaoitiB  piscationibus ,  molendinis  et  distriotu 
omnique  honore  et  justitia  eidem  ourti  attinente.  ConoedimuB  e^am,  largimur  et 
donamuB  ei  ejuBque  BuooeaBoribuB  omnibuB  in  perpetnum  totam  cnrtim  nostram 
Eokenhagen  cum  omnibuB  poBBOBBionibus  argenti  fodiniB  ao  aliis  cnrtiB  ejuBdem  ju- 
stitiis  et  pertinentÜB.*^  Eingehende  Untersuchungen  hierfiber  und  über  die  Bildung 
der  geistl.  Fürstenthümer  in  ZOpfl  Alterthümer  im  1.  und  2.  Bde.    Unten  Anm.  14« 
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Allmälig  hatten  sammtliche  Bischöfe  der  eigentlichen  Reichalande  und 
ebenso  die  meisten  Aebte  die  Grafenrechte.  Von  den  geistlichen  Herren 
wurden  aber  bald  ganze  Grafschaften,  bald  einzelne  Güter  an  Getreue 
Terliehen.  War  schon  im  neunten  Jahrhundert  die  Immunität  einzelnen 
weltlichen  Getreuen  des  Königs  verliehen  worden,  so  geschah  dieses  in 
den  folgenden  häufig.  So  kam  es,  dass  durch  Verbindung  mehrerer  Graf- 
schaften in  einer  Hand,  durch  Afterverleibung.  solcher,  durch  Exemtion 
zahlreicher  Theile  die  alte  Gau-  und  Grafschaftsyerfassung  sich  lockerte, 
damit  aber  ein  mächtiges  Hindemiss  für  die  Bildung  neuer  Gebiete  ent- 
fiel. Zugleich  lag  darin  die  Möglichkeit,  bei  günstigen  Yerhältniasen 
das  dingliche  Moment  in  den  Vordergrund  treten  zu  lassen,  nachdem 
sich  auf  der  bisherigen  Bildung  die  Erblichkeit  des  Grafenamtes 
als  Thatsache  festgesetzt  hatte. 

III.  Unter  den  Nachfolgern  E.  Ludwigs  des  Frommen  war  die  starke 
Centralgewalt  der  Eonige  gebrochen.  Die  Beichstheilungen  einerseits,^ 
die  Schwäche  einzelner  Eonige,  die  schwierigen  Verhältnisse,  welche  in 
den  Angriffen  von  Aussen  und  den  Wirren  im  Innern  Nahrung  fanden, 
boten  dem  nur  durch  Gewalt  zurückgedrängten  Streben  der  alten  Reichs- 
theile,  der  einzelnen  Stämme  nach  autonomer  Stellung  und  Selbstständig- 
keit im  Ganzen  keinen  ernstlichen  Widerstand.  So  gelang  es  in  den 
Stammeslanden  bald  Grossen,  deren  Verhältniss  zum  Eonigshause  der 
Ghrund  erweiterter  Macht  war,  bald  solchen,  die  durch  ihren  enormen 
Privatbesitz,  grosse  Reichsbeneficien,  zahlreiche  Vogteien  über  kirchliche 
Immunitäten  hervorragten ,  die  alte  nationale  Herzogsgewalt  in 
ihrem  Stamme  neu  zu  begründen«  Dies  erklärt  sich  aus  dem  Bedürfniss 
des  Schutzes,  den  nur  der  mächtigste  Herr  leisten  konnte.  Obwohl  die 
königliche  wie  die  bischöfliche  Macht  dagegen  strebte,  selten  ein  Ge- 
schlecht als  volksthümlich  erscheint,  sehen  wir  im  Laufe  des  zehnten 
Jahrhunderts  (Anhang  L)  die  Thatsache  völlig  entwickelt.  Bald  finden 
wir  eine  Wahl  des  Stammes,  bald  blosse  Anerkennung,  dann  königliche 
Belehnung  als  Titel.*  Die  Herzoge  erscheinen  als  Inhaber  der  den  könig- 
lichen Machtboten  unter  den  Earolingern  übertragenen  Rechte.  Sie  haben 


*  §.  21.  Bedeutend  war  der  Vertrag  zu  MeersenamS.  August  870  (Leg.  I. 
517)  zwischen  Ludwig  dem  Deutschen  und  Karl  dem  Kahlen,  weil  durch  ihn  alle 
ostfränkisohen  rein  deutschen  L&nder  faotisch  unter  Ladwi^  rereinigt  wurden. 

*  Die  Volksthflmlichkeit  des  Herzogthums  in  Sohwahen  ist  unbestreitbar.  Bur- 
ohard  behielt  auch  nach  seiner  Unterwerfung  unter  E.  Heinrich  L  919  yoUe  Ge- 
walt in  Schwaben  und  Elsass,  dafür  zeugt  sein  Titel  ^Herzog  der  Alamannen  Yon 
Gottes  Gnaden/  das  Abhalten  yon  Landtagen,  KriegfUhren.  Arnulf  yon  Baiem 
behielt  das  Becht,  die  Bisthümer  zu  besetzen,  nannte  sich  ebenfalls  ^H.  d.  B.  yon 
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den  vollen  Heerbann,  halten  Hof-,Oericht8-Landtage  ab,  auf  denen  alle 
Ghrossen  (Bischöfe,  ßeichsäbte,  Markgrafen,  Grafen,  königliche  Vasallen) 
erscheinen,  sie  haben  grosse  Reichslehen,  meistens  mehrere  Grafschaften, 
sind  oberste  Bichter,  beaufsichtigen  die  Inhaber  der  ReichsgQter  u.  s«  w. 
Yon  Anfang  an  ringt  das  Herzogthum  nach  Erblichkeit.  Diese  ist  auch 
im  Ganzen  eine  Thatsache,  obwohl  bis  auf  Friedrich  L  und  unter  diesem 
zahlreiche  königliche  Vergabungen,  Entsetzungen  u.  s.  w.  vorkommen.'' 
Hatte  E.  Heinrich  I.  die  Herzoge,  indem  er  sie  durch  den  Lehenseid 
sich  eng  verband,  als  seine  Hauptstütze  angesehen,  im  üebrigen  aber 
selbstständig,  ja  sogar  in  der  Bcfugniss  belassen,  die  königlichen  Ein- 
künfte einzuheben,  so  sah  sie  Otto  I.  anfanglich  nur  als  Mannen  an, 
errichtete  als  Gegengewicht  die  Pfalzgrafschaften,^  deren  Inhaber 
auch  die  Beichseinkünue  einhoben.  Aber  schon  er  wandte  sich  zuletzt 
der  Auffassung  seines  Vaters  zu.  In  dem  Herzogthume  lag  für  die  Erone 
im  10.  und  11.  Jahrhundert  der  Schwerpunkt  der  Macht  Dadurch  war 
der  weiteren  Zersplitterung  des  Reiches  durch  die  erbliche  Grafschaft 
um  so  mehr  vorgebaut,  als  sich  in  den  erblich  gewordenen  *  zahlreichen 


Gottes  Gnaden,^  sohiokte  Giuifen  als  Sendboten,  Hess  Münxen  prägen,  f&hrte- Kriege 
mit  dem  Auslände.    Gieaebrecht  Kaisergesch.  I.  209  ff. 

7  Anhang  I.  weist  dies  im  Einzelnen  nach.  Am  deutlichsten  beweist  den  Zog 
nach  Erblichkeit  das  Verfahren  Otto's  I.  gegenüber  Baiern,  Schwaben,  Lothringen, 
Sachsen,  obwohl  Otto  anfänglich  andere  Grundsätze  hatte.  Siehe  die  Zusammen- 
stellung bei  Giesebrecht  L  487  fg.  Die  Ausdrücke  missus  dominious,  dux,  comes 
finden  sich  noch  Anf.  des  10.  Jahrhunderts  fir  dieselbe  Person.  Giesebrecht 
I.  80e. 

*  Pf  äff  Gesch.  des  Pfalzgrafenamtes,  Halle  1847,  diss.  de  origine  et  natura 
potestatis  quae  fuit  saori  palatii  comitum  1827.  4.  Dönniges  Staatsr.  S.  354  ff. 
529  ff  Eichhorn  §.  221.  Art  bei  Ersch  und  Gruber.  —  üeber  die  rheinische 
Pfalz:  Reiseisen  de  origine  oomit.  palat.  (acta  aoadem.  palat  I.  99  sqq.),  Hän- 
ser Gesch.  der  rhein.  Pfalz,  Heidelberg  1845.  2  Th.  Merkel  in  einer  Pernioe 
zum  17.  Febr.  1861  gewidmeten  Festschrift.  —  Schwäbische:  L.  Schmidt  Gesch. 
der  Pfalzgrafen  von  Tübingen  1885.  Giesebrecht  Kaisergesch.  I.  287,  291, 
814  u.  o. 

*  Einzelne  ausdrückliche  Zugeständnisse  der  Vererbung  von  Reich  sieben  anf 
die  Söhne  machte  schon  Otto  I.  So  dem  GK-afen  Udo  in  der  Wetteran:  Giese- 
brecht I.  488.  Die  Erblichkeit  der  Lehen  unter  Heinrich  II.  ist  Thatsache;  schon 
der  Ausdruck  „erbelehen^  kommt  vor.  Han  sehe  die  Zusammenstellung  bei  Giese- 
brecht Kaisergesch.  n.  70.  694.  E.  Konrad  II.  erkannte  die  Erblichkeit  aller 
Lehen,  mit  Ausschluss  des  Herzogthums,  an,  nicht  durch  eine  Constitution,  sondern 
die  Thatsache  und  ausdrückliche  Aussprüche.  Wipo  c.  6.  nMilitum  animos  in  hoc 
muUum  attrazit,  quod  antiqua  beneficia  parentum  nemini  posterorum  auferri  susti- 
nuit.''    Tgl.   Giesebrecht  IL   S.  284  ff.,   der  S.   625  über   die   durch  und  unter 
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kleinereii  YasalleD,  deren  Interesse  mifc  dem  der  Grossen  sich  durch- 
kreuzte, den  Konigen  ein  Rückhalt  in  den  einzelnen  Landen  zu  bieten 
schien. 

lY.  unter  dem  Herzogthume  erhob  sich  in  den  Markgrafen  und 
P.falzgrafenio  eine  neue  Gewalt,  welche  ebenfalls  erblich  werdend 
einerseits  ein  Gegengewicht  gegen  das  Herzogthum  bildete,  andererseits 
aber  die  Territorialbildung  und  damit  die  Lösung  des  einheitlichen  Staats- 1 
gebietes  festigte,  indem  auch  hier  mit  der  Erblichkeit  nur  das  Lehens- 
band  als  Form  und  Lihalt  der  Unterth&nigkeit  blieb. 

y.  Ein  bedeutendes  Moment  in  der  Entwickelung  bilden  die  Bis- 
thümer  und  Reichsabteien.  Der  grosse  Grundbesitz,  welcher  ihnen 
eine  Masse  von  Vasallen  und  Unterthanen  aller  Art  zur  Verfügung  stellte, 
die  Immunität,  der  Einfluss  der  Geistlichkeit  auf  das  Volk,  die  von 
Clugny  vorzugsweise  erweckten  und  bald  zu  grosser  Macht  erwachsenen 
Reformideen  bezüglich  des  Klerus  und  der  christlichen  Zucht,  diese  und 
andere  Gründe  machten  sie  geeignet,  auf  den  Yorhandenen  Grundlagen 
kirchliche  und  weltliche  Macht  zu  verschmelzen  und  durch  jene  diese  zu 
festigen.  Es  kann  daher  nicht  befremden,  dass  Kaiser  von  der  Grösse 
und  Bedeutung  eines  Heinrich  IL,  Heinrich  UL  in  den  Bischofen  ihre 
Hauptstütze  suchten  gegen  die  Herzoge.^^  Das  Verhältnise  des  Königs 
zu  denselben  ermöglichte  dies.  Ganz  unzweifelhaft  standen  die  von  den 
Königen  gestifteten   und    dotirten  oder  auf  Reichsboden  gegründeten 


Konrad  erlasaenen  Dienstrechte  Notizen  gibt.  Die  Constitation  toh  1087  über  die 
Erblichkeit  der  Lehen  fftr  Italien  in  Leg.  IL  p.  39.  Hinsichtlich  der  Gapitalade 
benefioiis  stinune  ich  der  Ansicht  Qieseb rechts  IL  8.  629  zu,  dass  sie  nidht 
Ton  Konrad  IL  herstammen* 

i<>  Oben  §•  20.  Anhang  I.  —  Der  territoriale  Charakter  beider  and  die  volle 
landesherrliche  Gewalt  ihres  Inhabers  ist  im  12.  Jahrhundert  am  frClhesten  in  der 
Mark  Oesterreich  und  Steier  ausgeprägt.  Siehe  die  Belege  bei  Fioker 
Beiohsfftrstenstand  B,  bl.  Auch  für  die  sächsische  Pfalz  kommt  der  Ausdruck 
prindpatus  im  territorialen  Sinne  schon  1197  und  1199  vor:  Fioker  S.  56.  üeber 
die  einzelnen  Pfalzgrafen  und  ihre  Stellung,  namentlich  ob  sie  als  Ffirsten  erschei- 
nen oder  nicht,  Tgl.  die  Mittheilungen  bei  Ficker  a.  a.  0.  S.  198  fg.,  über  die| 
Markgrafen  das  S.  191  ff  In  Italien  fahrte  Otto  L  das  Institut  961  ein.  üeber 
die  italienischen  Markgrafschaften  Giesebrecht  m.  S.  182  fEl  Fioker  Forschun- 
gen L  S.  248  ff. 

11  Beweis  dafür  ist:  die  ständige  so  wichtige  Verwaltung  der  Reichskanzlei 
durch  sie ;  die  wiederholte  Verwaltung  von  Herzogthfimem  (Schwaben,  Baiem)  durch 
BischSfe;  die  in  ihre  Hände  gelegen  wichtigen  Gesandtschaften;  die  Bedeutung 
ihrer  Stimmen  als  Räthe  des  Kaisers;  die  wiederholte  Anführung  von  Reiohsheeren 
durch  sie;  die  Ffihrung  des  Schatzmeisteramtes  durch  einen  Bischof  zu  Heinrichs  m. 
Zeiten. 
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Abteien^^im  Eigenthume  des  Beichs,  des  jeweiligen  Königs  als  solcben.^* 
Zufolge  der  Anschanung  des  fränkischen  Reichs,  wonach  eine  juristische 
Person  nicht  anerkannt   beziehungsweise   kein  Grundeigenthum   haben 
konnte,   musste  jede  Kirche   eine   physische  Person   als   Herrn   haben. 
Als  Herren  treten  für  die  kleineren  Kirchen  die  Orundeigenthümer  über- 
haupt, für  die  Abteien  ebenfalls  Private,  für  eine   grosse  Anzahl   der- 
selben der  Konig  auf.  Mit  dem  Eigenthum  an  der  auf  dem  dem  Herrn 
gehörigen  Grunde  erbauten  Kirche  erlangte  der  Herr  das  Eigenthum  an 
Allem,  was  der  Kirche  zufiel,  obgleich  der  Genuss  beständig  der  Kirche 
d.  h.  zu  kirchlichen  Zwecken  bleiben  sollte,  daher  die  Yeräusserung  ju- 
ristisch zulässig,  aber  ein  unrecht  war.    Diese  Anschauung  wurde  auch 
auf  die  Bisthümer  übertragen.    Die  Gründe  für  das  Gelingen  liegen  in 
der  Macht  der  Anschauung  selbst,  darin,   dass  thatsächlich  die  grösste 
Zahl  der  Bisthümer,   welche  nicht  aus  alter  Zeit  stammten,   von  den 
Königen  gegründet  oder  durch  private   Zuwendung  erworben  worden 
waren,  femer  in  der  Yasallenstellung  der  Bischöfe,  in  deren  Immunität, 
in  der  Anschauung,  dass  der  König  als  solcher  deren  Schutz  habe  u«  s.  w. 
Seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  ist  das  Eigenthum  des  Königs  an 
allen  Bisthümern  unbestreitbare  Thatsache  und  ein  ausschliessliches  ge- 
blieben in  Deutschland  bis  an  das  Ende  des  12.  Jahrhunderts,  von  wo 
ab  einzelne  Ausnahmen  durch  Stiftung  von  Anderen  und  durch  könig- 
liche Akte  eintreten.    Hierdurch  bildete  sich  dann  auch  der  Unterschied 
der  Beichs-  und  anderen  (Landes-)  Bisthümer.    Bis  zum   Untergange 
des  Beichs  ist  das  Eigenthumsrecht  des  Königs  an  den  Beichs-Abteien 
und  Beichs-Bisthümern  unbestreitbar  geblieben.    Als  Folge  dieses  Yer- 
hältnisses  hatte  der  König  das  Becht  der  Verfügung  über  sie.    Dieses 
wurde  ganz  in  den  gewöhnlichen  privatrechtlichen  Formen  der  Investi- 
tur durch  den  Staat  geltend  gemacht,  wozu  sich  bei  den  Bischöfen  der 
Gebrauch  des  Binges  gesellte.    So  war  die  Besetzung  der  Bisthümer  und 
Abteien  die  nothwendige  Folge.     Erst  durch  die  Investitur  kam  eine 
Person  in  den  Genuss;  nahm  der  König  sie  zurück,  so  verlor  sie  von 
selbst  ihr  Becht.    So  lange  dieses  Besetzungsrecht  blieb,  und  in  Folge 


1*  Es  wflrde  an  diesem  Orte  zu  weit  ftthren,  diesen  Pnnkt  im  Detail  za  erweisen; 
ich  halte  die  Ausführungen  Ton  Jul.  Ficker  über  das  Eigenthum  des  Reichs  am 
Beiohskirchengnte,  Wien  1878  (Sitz.  Ber.  der  Wiener  Akad.  LXXTT,  881—450)  im 
Ganzen  für  beweisend.  Waits  in  den  Göttinger  Gel  Ans.  1878  S.  821  ff.  tritt  den 
AusAhrnngen  bezflglich  der  Bisthflmer  entgegen.  Die  Geschichte  des  kirchlichen 
Beneficial-  und  Patronatsreohts  spricht  für  die  Ficker^sohe  Annahme.  Mein  Lehrb. 
des  Kirchenr.  8.  Aufl.  S.  806  S. 
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des  Yerbältnisses  die  weitgehendsten  Befugnisse  von  den  Eonigen  aus- 
geübt wurden,  ^^  erscheinen  die  Bisthümer  in  der  That  als  um  so  festere 
Stützen  des  Eonigthums,  als  bei  dem  Mangel  der  Erblichkeit  das  beider- 
seitige Interesse  übereinzustimmen  schien.  Dazu  kam,  dass  das  Eaiser- 
thum,  solange  es  in  seiner  Grösse  als  Idee  und  reale  Macht  dastand, 
unter  den  Ottonen  und  bis  auf  E.  Heinrich  IV.  dem  Ejiiser  einerseits 
einen  eminent  kirchlichen  Charakter  lieh  und  durch  den.  Bund  mit  dem 
Papste,  wenn  die  Ziele  von  Eaiser  und  Papst  dieselben  waren,  die 
Eaisermacht  allgewaltig  machte,  andererseits  die  Bischöfe  unterwarf. 
Wenn  nun  vollends  die  Eaiser,  sei  es  aus  eigenster  Ueberzeugung,  sei 
es  aus  politischem  Scharfblicke,  für  die  Beformideen  mit  aller  Macht 
eintraten,  ^^  so  begreift  man,  dass  ihnen  die  grösstmögliche  Stärkung  der 
bischöflichen  Macht  als  sicherstes  Mittel  erscheinen  konnte ,  den  mehr 
und  mehr  sich  lockernden  und  im  Feudalismus  aufgehenden  Staat  zu- 


^*  Das  wirkliohs  Yerhältniss  mSgen  einzelne  Thatsaohen  illastriren.  So  die 
Synode  zu  Rom  962,  auf  welcher  der  Papst  einfach  that,  was  Otto  haben  wollte. 
Konrad  II.  setzte  1087  Erzb.  Aribert  von  Mailand  ab,  seinen  Kaplan  Ambrosius  als 
Erzb.  ein,  Heinrich  in.  setzte  1044  den  Kölner  Priester  Wigger  als  Erzbisch.  Ton 
Ravenna  ein,  1046  wieder  ab:  Anselmi  Gesta  epioopor.  Leodien.  o.  58.  Heinrich  H. 
leitete  fOrmlich  die  Synoden,  bestätigte  auf  Bitten  des  Papstes  die  von  Pavia  1.  Au- 
gust 1018.  Konrad  IL  yerbrannte  ein  pftpstL  Privileg,  legte  Erzb.  Burohard  yon 
Lyon  in  Ketten,  ebenso  Aribert  Ton  Mailand.  Heinrich  m.  nahm  den  Bischof  Ton 
Cambrai  gefangen,  ebenso  Gebhard  you  Regensburg,  liess  einen  Papst  in  der  Ver- 
bannung in  Deutschland  sterben.  Bischöfe  hatten  sich  zu  Reisen  nach  Rom  Urlaub 
zu  holen  beim  Könige.  Wie  die  Wahlen  der  Bischöfe  fast  abgekommen  waren, 
die  Besetzung  als  Einnahmequelle  galt,  auch  unter  Heinrich  IL,  besonders  Kon- 
rad n.,  ist  bekannt.  Wie  Heinrich  11.  oft  mit  den  Klöstern  umging,  zeigt  das  unten 
§.  74  Kote  1  am  Ende  angef&hrte  Beispiel  ron  St.  Maximin.  Andere  bei  Die  se- 
hr echt- IL  S.  89,  598  fg.  Konrad  IL  belehnte  mit  Kempten  den  H.  Ernst,  mit 
Gütern  von  Reiohenau  den  Grafen  Mangold.  Die  Königinnen  wurden  regelmässig 
mit  den  Einkünften  Yon  Stiften  dotirt,  z.  B.  von  St,  Maximin.  Einsetzung  von  Laien 
zu  Aebten  kommen  Tor,  solche  Ton  Weltgeistlichen  sind  häufig.  Dass  die  Be- 
setzung der  Bisthflmer  unbedingt  als  königl.  Recht  galt,  zeigen  yiele  Beispiele. 
Heinrich  I.  hatte  921  Arnulf  von  Baiem  bei  dessen  Unterwerfung  das  Recht  ge- 
geben, die  Bisthflmer  zu  besetzen  (Liutprandus  U.  o.  23).  Friedrich  der  L  gab  1154 
H.  Heinrich  dem  Löwen  das  Recht  der  Investitur  für  Oldenburg,  Mecklenburg, 
Ratzeburg,  dem  H.  Berthold  IV.  Ton  Zähringen  das  Aber  Lausanne,  Genf,  Sitten. 
Ygl.  Ficker  R.  F.  S.  274  ff.  Mit  Recht^sieht  daher  Berchtold  Entw.  d.  Landes- 
hoheit I.  87  ff.  in  der  sent.  15.  Mai  1216.  de  non  alienandis  principatibus  eine 
Minderung  der  königlichen  Machtfülle. 

1^  Was  Heinrich  IIL  zur  Abstellang  der  Simonie,  Festigung  des  Cölibats,  Re- 
form des  päpstl.  Stuhles  (er  erhob  Brau,  Leo  IX.)  gethan,  ist  bekannt.  Die  Kaise; 
haben  den  Primat  zu  dem  gemacht,  was  er  unter  Gregor  YII.  geworden  ist. 
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sammenzuhalten.  Nachdem  dann  aber  fast  alle  Schranken  gefallen  waren, 
welche  die  Ansgestaltong  der  geistlichen  Gewalt  zur  territorialen  hemm- 
ten, **  trat  der  Moment  ein,  wo  beider  Gewalten  einträchtiges  Wirken 
kaum  mehr  möglich  war.  Die  Päpste  hatten  in  Verbindung  mit  ver- 
schiedenen Bischofen  und  Synoden  seit  langer  Zeit  gegen  die  bestehen- 
den Verhältnisse  angekämpft  Obwohl  an  sich  die  Herrenrecbte  nur 
die  weltliche  Seite  umfassten,  für  die  geistliche  keine  Rechte  behauptet 
wurden,  brachte  die  innige  Verbindung  beider  mit  sich,  dass  thatsäch- 
lich  der  Erwerb  der  Temporalien  den  der  Spiritualien  bewirkte.  Wurde 
nun  jener  als  Vermogensobject  angesehen,  so  schienen  die  letzteren 
ebenfalls  zum  Gegenstande  des  Erwerbs  gemacht  zu  sein.  Darin  lag 
die  Macht  der  Päpste  in  dem  nach  Heinrichs  ni.  Tode  entbrannten 
Streite,  welcher,  weil  man  in  der  Investitur  mit  Bing  nnd  Stab  die 
üebertragung  des  Amts  erblickte ,  Investiturstreit  benannt  wurde.  *« 
In  diesem  Streite  wurde  der  Gegensatz  der  Temporalien  und  Spiritualien 
scharf  betont.  Wohl  blieb  die  Anschauung,  dass  der  Kaiser  Eigenthümer 
der  Güter  der  Reichsstifter  sei,  bestehen,  indem  die  Investitur  mit  dem 
Scepter  von  der  Kirche  zugestanden  wurde.  Aber  die  freie  Wahl 
der  Aebte  und  Bischöfe  durch  die  Convente  und  Capitel  stellte  dieselben 
vom  Kaiser  unabhängig.  Vorher  war  bereits  mit  dem  Siege  der  von 
QregOT  VII.  am  entschiedensten  vertretenen  Ideen  *^  das  Uebergewicht 


"  Schenkungen  Yon  Grafsohaften  an  Bischöfe  und  Aebte  sind  häufig,  z.  B. 
im  J.  928  der  Q.  Toul  an  den  Bischof  Yon  Heinrich  L,  der  G.  Sroddenstat  an 
Fulda  YOn  Heinrich  ü.  (Dronke  p.  849),  1046  der  G  Drente  an  B.  Bernold  Ton 
Utrecht  und  der  G.  der  Stadt  Yerdun  durch  Heinrich  HL  Giesebrecht  11.  398  fg.  — 
In  Italien  hatten  die  Bischöfe  schon  seit  Karl  dem  Kahlen  die  Rechte  der  Send- 
boten: Giesebrecht  L  843,  850,  Ficker  Forschungen  11.  12  ff.  Otto  I.  gab  dem 
B.  von  Parma  die  Jurisdiction  in  einer  Stadt  und  die  Rechte  des  Pfalzgrafen  das. 
I.  S.  462.  lieber  das  Institut  der  Pfalzgrafen  in  Italien  eingehend  Ficker  I.  312  ff., 
If.  66  ff.,  der  nicht  nur  ihre  einzelnen  Rechte,  sondern  auch  die  einzelnen  Inhaber 
erörtert.  Die  Befreiung  yon  dem  Spolienrechte,  die  yollen  Regalien  in  den 
Bisthfimem,  wie  sie  die  Confoed.  Friedrichs  E.  tou  1220  gab,  vollendete  die  Selbst- 
ständigkeit der  geistl.  Territorien.    Berchtold  Entw.  d.  Landeshoh.1.  S.  65  ff. 

1*  Sehr  ausfahrlich  die  Darstellung  yon  Giesebrecht  Gesch.  der  deutschen 
Kaiserzeit  IE.  Bd.  Ueber  die  Geschichte  des  s.  g.  Wormser  Concordats  yon 
1122  das.  S.  909  ff. 

>7  Siehe  Aber  diese  ausser  Giesebrecht  meine  Schrift  ^Die  Macht  der  römi- 
schen Päpste^  u.  8.  w.  2.  Aufl.  Prag  1871  S.  26  ff.  Die  Unterwerfung  der  Welt 
unter  das  Machtgebot  des  Klerus,  der  fQr  das  Seelenheil  yerantwortlich  ist,  die  yoUe 
Loalösung  des  Klerus  yon  allen  Banden  der  Familie,  Gemeinde,  Nation  durch  den 
Oölibat,  unbedingte  Durchsetzung  des  mönchischen  blinden  Gehorsams  sind  die 
Ideen  Gregors. 
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der  geistlichen  über  die  weltliche  Macht  erreicht ;  mit  Heinrichs  lY.  Nie- 
derlage war  die  Macht  des  Kaiserthams  gebrochen;  das  Konigthum 
hatte  zngleich  seine  geistliche  Stütze  von  dem  Augenblicke  an  verloren, 
als  der  anfönglich  fast  allgemeine  Widerstand  gegen  die  Reform  auf- 
gehört hatte;  die  freie  Wahl  der  Bischöfe  und  Aebte  durch  die  Kapitel 
und  Convente  enthob  dieselben  der  besonderen  kaiserlichen  Einwirkung. 
So  standen  im  Beginne  des  12.  Jahrhunderts  die  geistlichen  Reichs- 
Vasallen  in  mehrfacher  Hinsicht  fast  unabhängiger  als  die  Herzöge  da; 
jedenfalls  waren  sie  Besitzer  abgeschlossener  Territorien,  i^  Man  fasste 
in  Folge  dieses  Vorganges  die  Güter  der  Bisthümer  und  Abteien  als 
Reichslehen  1^  auf.  Das  ist  richtig,  nur  ist  der  Ausdruck  Regalien 
bd  denselben  weder  auf  die  eigentlichen  Hoheitsrechte  noch  auf  die 
thatsächlich  vom  Reiche  hergekommenen  Güter  zu  beschränken,  sondern 
umfasst  alle  Güter  derselben. 

y.  Mit  dem  Abnehmen  der  realen  Bedeutung  der  Lehnstreue,  welche 
dem  eigenen  Yortheile  nur  zu  bald  geopfert  wurde,  und  mit  der  Erb- 
lichkeit der  Lehnsgüter,  Grafschaften,  Herzogthümer  trat  auch  eine 
Aenderung  in  der  Auffassung  des  Herzogthums  wie  der  Grafschaft  ein. 
Während  die  gewaltige  Macht  der  Ottonen  im  Herzogthume  ein  Amt 
erblickte  und  im  Ganzen  diese  Anschauung  thatsächlich  durchführte,  trat 
dieselbe  seit  Heinrich  IV.  zurück,  dem  Rechte  der  Familie  Platz  machend. 


1*  £b  giebt  keinen  schärferen  Gegensatz,  als  das  Yerhftltniss  der  Päpste  so 
den  Kaisern  Ton  Otto  d.  G.  bis  anf  Heinrich  III.  und  der  Bischöfe  su  letsteren,  und 
die  Worte  Urbana  ü.  in  der  Predigt  zu  Hailand  1096  (Landulfus  junior  o.  23) 
dass  der  geringste  Priester  jedem  Könige  vorgehe. 

'>  Es  wird  nicht  behauptet,  dass  jedes  einzelne  Besitzthum  eines  Stifts  Lehn- 
gut gewesen  sei;  wurde  ein  allodiales  erworben,  so  blieb  es  allodial.  Die  von  den 
Kaisern  ausgehenden  Dotationen  waren  regelmässig  Lehen  —  man  sah  die  Btifts- 
gt&ter  (der  Reichs-Aebte,  Bischöfe)  von  Reichs  wegen  als  Lehen  an.  Ficker  Vom 
Ueersohild  8.  62  fll  meint,  erst  anter  Friedrich  I.  sei  von  der  Mannschaft  bei  geist- 
lichen Farsten  die  Bede.  Dagegen  Walte  in  Gott  GeL  Anz.  1862  S.  170  ff.  Dasa 
der  Kaiser  befugt  war,  geistl.  Güter  wegen  Nichtleistung  der  Reichspflichten  zu 
sequestriren,  ist  unfraglich.  Ein  Gapitulare  Conrads  II.  v.  1087  (Leg.  U.  88;  ü. 
Feud.  40)  entzieht  es  für  die  Lebensdauer  des  Inhabers.  1154  wurden  den  Bischöfen 
von  Bremen  und  Halberstadt  alle  Regalien  und  Güter,  die  der  Bischof  selbst  benutzte, 
aberkannt  (1158  Bremen  zu  Gnaden  aufgenommen).  1156  that  Friedrich  Salz- 
burgische  Besitzungen  an  Laien,  weil  der  Erzbischof  den  Heerdienst  nicht  leistete, 
um  diesen  zu  leisten  (s.  Pez  Thesaur.  anecdotor.  H.  8.  S.  206).  W.  Schmidt  Arch. 
f.  österr.  Gesch.  Bd.  84.  Zöpfl  Alterth.  H.  handelt  ausführlich  darüber  in  der 
Absicht,  die  AUodialität  als  Regel  hinzustellen.  Für  die  Gegenwart  kann  die  Frage 
eine  praktische  Bedeutung  haben  bezüg^oh  der  an  später  Mediatisirte  gegebenen 
Stiftsgflter. 
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Damit  musste  auch  die  Macht  der  Herzöge  gegenüber  den  Grafen  noth- 
wendig  zurücktreten,  weil  nur  das  Reichainteresse,  nicht  das  eigene  die 
Territorialbildung  verhindem  konnte.  Wie  sehr  die  alte  Anschauung 
geschwunden  war,  beweist  die  Theilbarkeit  der  Herzogthümer, 
welche  unter  E.  Friedrich  I.  Platz  griff.  Weit  entfernt  aber,  dass  der 
Kaiser  durch  die  Theilung  der  Herzogthumer  vermocht  hätte,  die  zahl- 
reichen Bischöfe,  Aebte,  Grafen  u.  s.  w.  wieder  zu  Cnterthanen  zu  machen, 
zogen  nur  diese  selbst  den  Yortheil,  dass  sie,  befreit  von  der  starken 
unmittelbar  über  ihnen  stehenden  herzoglichen  Macht,  direkt  dem  Kaiser 
unterstanden,  der  weder  überhaupt  die  Macht  besass,  noch  wegen  der 
Kämpfe,  in  welche  die  Stellung  zu  Italien  und  dem  Papste  ihn  gebracht 
hatten,  es  wagten  und  durchfuhren  konnte,  sie  in  die  frühere  Botmässig- 
keit  zu  bringen.  So  bildet  die  Zersplitterung  der  Herzogthumer 
Baiern  und  Sachsen  den  Zeitpunkt  der  entschiedenen  Territorialitat, 
welche  die  Regierungszeit  Friedrichs  H.  und  die  Auflösung  des  Herzog- 
thums  Schwaben  vollendete. 

VI.  Obwohl  für  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  nicht  von  Bedeutung, 
bestand  fortwährend  noch  eine  Anzahl  von  unmittelbaren  königlichen 
(Reichs-)  Gebieten :  Städte,  Burgen,  Landstriche.  Sie  standen,  wie  vor- 
dem, unter  königlichen  Beamten:  Burggrafen  so  (praefecti  civitatum), 
Reichsvögten  (advocati  imperii),  Landvögten  (advocati  provinciales), 
die  den  Heerbann  und  Gerichtsbann  handhabten  und  die  königlichen 
Einkünfte  aus  ihnen  erhoben.  Aber  auch  sie  schmolzen  durch  Belehnung 
und  Erblich  werdung,  Yerpfandung,  Verkauf,  Schenkung,  Widmung  an 
Kirchen  nach  und  nach  zusammen,  so  dass  sie  kaum  mehr  seit  dem  Be- 
ginn des  13.  Jahrhunderts  eine  reale  Stütze  der  Könige  bildeten. 

Vn.  Früh  musste  bei  der  Zersetzung,  welche  das  Staatsleben  durch 
den  Feudalismus  erlangt  hatte,  der  Gedanke  aufkommen,  in  der  Erb- 
lichkeit der  Königsgewalt  und  einer  Hausmacht  einen  Ersatz 
zu  finden.  Obwohl  rechtlich  nicht  erreicht,  wurde  die  Erblichkeit  ^i  der 
Königswürde  in  den  drei  grossen  Königshäusern  Thatsache.  Deren  Aus- 
sterben hinderte  aber  den  Erfolg.    Mit  dem  anderen  Ziele  '^  verfolgtea 


so  XJeber  die  Stellung  der  ßnrggrafen  flberhanpt  Ficker  R.F.  8.  82  fg. 

üeber  die  sich  in  den  Landgrafschaften  darsteUende  Yerbindong  alter  und 
neuer  Zustände  8.  Wilh.  Frank  die  Landgrafschaften  des  heil.  rOmiBchen  Reichs.. 
Brannschweig  1872. 

"  Die  Erblichkeit  der  Krone  unter  Eonrad  II.  ist  durchgesetzt  worden  (Giese- 
breoht  IL  287  fg.),  unter  Heinrich  IQ.  aber  eine  anerkannte  Thatsache:  das.  8.  550^ 
wie  die  Formulare  bei  der  8albung  des  Königs  beweisen. 

SS  Ueber   die  diesfälllgen  Bestrebungen  Konrads  IL  hinsichtlich  der  Herzog» 
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die  Könige  selbst  einen  Weg,  welcher  dem  Streben  der  Reichsvasallen, 
ihr  Land  als  Familiengnt  zu  betrachten,  mit  wirklichem  Erfolge  entge- 
gen zu  treten  Terhinderte. 

VIII.  Nicht  blos  in  den  Herzogthümem,  BisthQmem,  Markgraf* 
Schäften  und  Ghrafschaften  schloss  sich  die  Territorialbildung  ab.  Es  tra- 
ten hinzu  überaus  zahlreiche  kleinere  Gebiete,  die  ihren  Ursprung  in  der 
Exemtion  alter  freier  Qüter  von  der  Grafengewalt,  in  erblich  gewordenen 
zu  Lehnrecht  Terliehenen  Beichsgfitem,  an  Vögte  und  bedeutende  Va-* 
sallen  gegebenen  Eirchengfitem ,  in  Stücken  unter  mehrere  Erben  ge* 
theilter  Territorien  u.  dgl.  hatten.  >'  Die  Besitzer  dieser  Herrenhöfe, 
Burgen,  Schlösser  besassen  unter  dem  Herzogthume  und  seit  dessen 
Auflösung  yielfach  unmittelbar  unter  dem  König  die  niederen  Herrscher- 
rechte. >^ 

IX.  Wenige  Gebiete  erhielten  sich  noch  eine  geraume  Zeit  in  ihrer 
alten  Freiheit,  wie  die  friesischen  Seelande  und  einzelne  Gaue  der 
Schweiz.  «^ 

X.  Völlig  selbstständig,  im  Einzelnen  je  nach  der  Verfassung  des 
Landes  mit  grösserer  oder  geringerer  Herrschergewalt,  und  nur  in  einer 
losen  Verbindung  mit  dem  Reiche  standen  die  Gebiete  jener  slavischen 
Fürsten,  welche  anfanglich  tributpflichtig  in  den  Lehnsverband  zum 
Reiche  traten  und  als  Reichsfürsten  anerkannt  wurden.  '* 

§.  69. 

8.   Die  Lu46ikerrUekk«lt.  * 

I.  In  Folge  dieser  (§.  68.)  inneren  Umänderungen  zerfiel  das  Reich 
zuerst   in  Gebiete,   deren  Besitzer  durch   die  Zersplitterung   der  alten 


thtlmer  siehe  Giesebrecht  ü.  289  ff.  Dass  Friedrich  L  ein  gleiches  Streben 
yerfolgte,  beweisen  die  zahlreichen  Erwerbungen  und  die  Belbehaltang  Beiner  Lehen. 
Heinrich  VI.  folgte.  Friedrich  IL  nahm  keinen  Anstand,  Ton  Geistlichen  Lehen 
zn  nehmen  (of.  §.  5.  Confoed.  cum  princ.  eocl.  y.  1220).  Fflr  die  Zeit  seit  Rudolph 
T.  Habsbnrg  bedarf  es  keiner  Belege  mehr. 

1*  Ein  Überaus  reiches  Material  über  die  Theilung  ron  Fürstenthümern 
gibt  Ficker  R.F.  8. 239  ff.  Friedrich  L  brachte  1180  die  Einwilligung  des  Reichs- 
tags in  die  Theilung  Sachsens  herbei. 

*«  lieber  die  DinghSfe  siehe  Zöpfl  Alterth.  B.  L  Beispiele  bieten  alle 
Urkundensamml.  z.  B.  Cod.  dipl.  Bheno-Mosell.  von  Günther  L  88.  98. 108. 106.  117. 

»  Wiarda  Ostfriesische  Geschichte  1781—1818.  10  Bde.  Dess.  Von  den  Land- 
tagen der  Friesen  in  den  mittleren  Zeiten  bei  Upstalsbom  1777. 

V^  »•  Böhmen,  Schlesien,  Mähren,  Pommern  (Rügen),  Mecklenburg.    \ 

•  Vieles  Material  bietet  Pfeffinger  Vitriarius  illustratus.     Ficker.    VoiA 
Reichsfürstenstande.  L  B.  (XIL  und  XIII.  Jahrh.)  Linsbr.  1861.  —Jos.  Berchtold 
T,  Schulte,  Reich»-  a.  BechUgeech.   4.  Aufl.  18 
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Herzogthümer  die  Yolle  herzogliche  Gewalt,  mit  dieser  die  unmittelbar« 
keit  unter  dem  E^aiser  erworben  hatten.  Neben  ihnen  blieben  wenige 
eigentliche  Reichsgebiete  unter  Burggrafen,  sodann  kamen  hinzu  düe 
Pfalzgraf  Schäften.^  Alle  diese  Herren  vereinigten  je  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  historischen  Entwicklung  des  Gebiets  in  ihrer  Hand: 
die  alten  Grafenrechte,  die  herzoglichen,  die  Befugnisse,  welche  der  Be- 
sitz von  Inmiunitaten,  Herrenhöfen  sowie  das  Yerhältniss  des  Senior 
zum  Vasallen  yerlieh.  So  war  einerseits  die  rechtliche  Stellang  der 
Einwohner  nicht  durch  das  blosse  Wohnen  in  einem  Gebiete  bestimmt, 
wurde  Niemand  schon  allein  durch  den  Aufenthalt  (Wohnsitz)  im  Lande 
Unterthan,  sondern  jene  richtete  sich  nach  dem  personlichen  Abhängig- 
keitsTerhältnisse  vom  Herrn,  war  mithin  eine  mannigfaltige  (§.  76). 
Auf  der  andern  Seite  aber  war  mit  der  Erblichkeit  und  dem  Eigenthums- 
rechte  bei  den  weltlichen,  der  Zuständigkeit  an  das  Bisthum,  Stift  oder 
Kloster  bei  den  geistlichen  Gebieten  der  Charakter  des  Amtes  in  den 
Hintergrund,  die  Ausübung  der  Herrscherbefugniss  zu  eige- 
nem Rechte  kraft  eines  Amtes  oder  des  Erbrechtes  in  den  Vor- 
dergrund getreten.  Blieb  auch  für  das  Herzogsamt  und  die  Reichslehen 
die  fortwährende  Belehnung  des  Kaisers,  kam  noch  hin  und  wieder  eine 
Entziehung  als  Folge  der  Reichsacht  Tor,  so  erschien  doch  allmälig 
Reichslehen  und. Amt  nicht  mehr  gesondert;  es  fielen  die  Terschiedenen 
Gründe  der  Herrenrechte  in  der  praktischen  Anschauung  so  sehr  zu- 
sammen, dass  die  Herrlichkeit  über  das  Land,  die  Hoheit  über 


die  Entwickelong  der  Landeshoheit  in  Dentschland  in  der  Periode  von  Friedrich  IL 
bis  einschl.  zum  Tode  Rudolphs  von  Habsburg  I.  Manchen  1863.  Erster  Theil.  D  e  r  s. 
Die  Landeshoheit  Oesterreichs  naoh  den  echten  und  unechten  Freiheitsbriefen, 
Münch.  1862.  C.  Maurer  Art.  „Landeshoheit"  in  Bluntsohli  StaatswOrterbuoh.  VI. 
218  ff.  Hugo  LOrsoh  De  ortu  et  inoremento  snperioritatis  territorialis  in  oomitatu 
Juliaoensi.  Bonnae  1862.  Karl  Wittich.  Die  Entstehung  des  Herzogth.  Lothringen, 
Göttingen  1862.  W.  t.  Gebier  Gesch.  des  Herz.  Steiermark,  Gratz  1862.  Ludwig 
Weiland  Entwickel.  des  sächs.  Herz,  unter  Lothar  und  Heinr.  d.  L.  (L  Th.  Bis  z. 
Tode  Loth.)  G5tt.  1864.  C.  Th.  Heigel  u.  S.  Otto  Riezler  Das  Herz.  Bayern 
zur  Zeit  Heinr.  d.  L.  u.  Otto's  v.  Wittelsb.  Münch.  1867.  Theod.  Henner  Die 
herzogliche  Gewalt  der  Bischöfe  von  Wflrzburg.  Wfirzb.  1874. 

Ffir  die  einzelnen  Länder  giebt  die  Urkundensammlungen  und  andere  Literatur 
am  Yollst&ndigsten  y.  Daniels  U.  1.  S.  688  ff.  Dessen  «Synchronistische 
Üebersicht  der  Reichs-  und  Staatenreohtsgesohichte"  (U.  1.  231  bis 
zu  Ende,  U.  2.,  IL  3.  S.  L  ff.  mit  den  „Ausführungen*^  dazu  11.  8.  8.  257  bis  zu 
Ende)  ist  eine  fleissige  Kompilation,  der  jedoch  mehr  kritische  Sichtung  zu  wünschen 
wäre. 

>  Literatur  im  §.  68  Note  8  angegeben. 
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das  Gebiet  eich  bilden  musste.  Schon  im  elften,  stärker  aber  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  treten  uns  diese  Gebiete  entgegen  unter  dem 
Ausdrucke  terrae,  territoria,  dominium,  ihre  Besitzer  alsdomini» 
principes,  rectores  terrae.* 

II.  Die  meisten  Gebiete  dieser  Art  bildeten  jedoch  keine  zusammen- 
hängenden Länder;  sie  waren  bald  durchbrochen  von  Herrenhöfen,  Ding- 
höfen, deren  Besitzer  (liberi  domini,  dynastae,  freie  Herren) 
sich  Yon  der  Unterordnung  unter  die  Grafengewalt  (§.  68.)  zu  befreien 
oder  in  der  bereits  früher  erlangten  Exemtion  von  jener  zu  erhalten  ge- 
wusst  hatten,  bald  von  Gebieten,  welche  yom  Reiche  oder  geistlichen 
Fürsten  als  erbliche  Lehen  besessen  wurden,  namentlich  Besitzungen  der 
Vögte,  bald  von  den  Besitzungen  erblicher  Burggrafen,  welche  mit  dem 
Untergänge  der  alten  Gau-  und  Grafschaftsyerfassung  selbstständig  ge- 
worden waren.  Hierzu  kamen  Gebiete,  bestehend  aus  einem  Schlosse, 
einer  Burg  nebst  Gütern  und  Grundholden,  die  nachgebomen  Söhnen 
zur  Abfindung  gegeben,  bei  deren  Nachkommenschaft  erblich  yerblieben 
oder  aus  Stücken  einer  zersplitterten  Grafschaft  bestanden.  Solche  Be* 
sitzer  nahmen  sehr  früh  den  Grafentitel  von  ihrem  Sitze  an  und  führten 


'  Juramentum  pacis  dei  Henrioi  IV.  imperatoris  a.  1085  (Leg.  IL  59.}:  „Qui 
TOTO  absqae  inoTitabili  neoesBitate  se  sabtraxerit,  si  prinoipum  terrae  aliquis 
est  decem  librae,  si  nobilis  quinque,  si  über  aut  minist erialis  duas,  si  ser- 
VQS  aut  lito  quinqne  solides  persoWat,  aut  cutem  et  oapillos  perdat.*'  Pactum 
Friderici  L  cum  Bertoldo  duce  a.  1152  (ib.  91.):  ^Dominus  rex  dabit  eidem  duci 
terram  Burgundiae  et  Provinciae  .  .  .  Post  discessum  regis  duz  utrasque  ter- 
ra s  in  potestate  et  ordinatione  sua  retinebit.  .  .  Si  quos  autem  episoopos  oomes 
Willehelmus  yel  alii  principes  ejusdem  terrae  inyestierint,  eosdem  dux  in- 
vestiaf  Priyil.  domus  Austriae  (§.  58.  Anm.  19).  Constitutio  pacis  Frid.  L  a«  1158 
(ib.  112.):  ^Duoes,  marchiones,  ooraites,  oapitanei,  yalvassores,  et  omnium  locorum 
rectores  .  .  .'  Frid.  IL  statutum  in  fayorem  principum  (ib.  282.):  „Item  locum 
cente  nemo  mutabit  sine  oonsensu  domini  torre.  Item  oonductum  prinoipum 
per  terram  eorum,  quam  de  manu  nostra  tenent  in  feodo  .  .^  Andere  Stellen 
in  nota  6  ff.  —  Diese  schon  in  der  I.  Aufl.  enthaltenen  Beispiele  beweisen,  4as8 
es  zwar  richtig  ist,  wie  Ficker  R.F.  S.  54  ff.  nachweist,  dass  princeps  und 
prinoipatus  zuerst  von  den  principes  regni  gebraucht  und  dann  auf  diejenigen 
Landesherren  fibertragen  wurde,  welche  zu  den  Fürsten  gehörton,  erst  später  ein 
absoluter  Ausdruck  ffir  Landesffirst,  Landesffirsfcenthum  wurde,  aber  auch, 
dass  er  schon  unter  Heinrich  lY.  technisch  die  zu  den  principes  regni  gehörigen 
Landesherren  in  sich  begreift.  Wenn  Ficker  meint:  „der  Ausdruck  Principes 
imperii  findet  sich  yor  den  Zeiten  E.  Friedrichs  I.  kaum^,  so  steht  dem  entgegen 
das  Vorkommen  des  Ausdrucks  zur  Zeit  Otto's  I.  in  dem  §.  72.  Note  2  cit.  Gesetze. 
Fflr  die  herzogl.  Amtssprengel  kommt  auch  der  Ausdruck  regimen  duoatus  yor. 
So  im  priyil.  minus  in  Oesterreich.  Denselben  Ausdruck  in  anderen  bei  Beroh- 
told  Landesh.  Oesterr.  S.  157  fg. 

13* 


196  Gesoh.  d.  Verf.  11.  u.  III.  Per.  II.  Kap.  §.  69. 

ihn  fort  (Burggrafen).  Eine  weitere  Durchbrechung  hatte  ihren  Grund 
darin,  dass  seit  der  Ausbildung  der  vollen  Erblichkeit  des  Grafenamtes 
bald  eine  formliche  Theilung  stattfand,  bald  bei  der  Vereinigung  mehrerer 
Grafschaften  in  derselben  Hand  das  Gericht  häufig  zu  Lehen  gegeben 
wurde,  woraus  sich  wiederum  regelmässig  erblicher  Besitz  bildete.'  Dazu 
kam  noch,  dass  viele  Dynasten  sich  als  Vasallen  einem  mächtigen  Nach- 
barn unterworfen  hatten,  zahlreichen  Fürsten,  Grafen  u.  s.  w.  Beneficien 
in  anderen  Territorien  zustanden  oder  Vasallen  und  Ministerialen  des 
Beichs  behufs  des  Heerbannes  zugewiesen  waren. 

ni.  Seit  der  Durchbrechung  der  alten  Herzogthümer  richtete  sich, 
da  die  Kaiser  die  Grossen  in  das  alte  Abhängigkeitsverhältniss  zurück* 
zubringen  ausser  Stande  waren,  das  natürliche  Bestreben  aller  unmittel- 
baren Herren  dahin,  ihre  Herrschaft  von  der  bisherigen  persönlichen 
Grundlage  zu  befreien  und  auf  rein  dinglicher  Grundlage  zu  einer  Voll- 
gewalt über  das  Territorium  zu  gestalten.  Hier  traten  ihnen  zwar  die 
gemeinsamen  Interessen  der  kleineren  Herren  entgegen.  Aber  einmal 
vermochte  deren  nur  für  das  angestammte  Gut  ganz  selbstständige,  des- 
halb regelmässig  geringe  Macht  und  die  Unmöglichkeit  vereinten  Handelns 
dem  Streben  der  Grossen  keinen  dauernden  Einhalt  zu  thnn.  Sodann 
lag  es  im  Interesse  der  freien  Grundbesitzer,  bei  den  vielfachen  An- 
forderungen und  Lasten  einen  grösseren  Herrn  zu  haben.  Weiter  hatten 
die  grossen  Herren  durch  ihren  bedeutenden  Allodial-  und  Lehenbesitz 
Mittel,  sich  zahlreiche  Anhänger  zu  verschaffen;  endlich  Hessen  die  Ver- 
hältnisse in  Italien  und  besonders  die  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten  die 
hohenstaufischen  Kaiser  nicht  dahin  gelangen,  die  in  den  Verhältnissen 
liegenden  Mittel  anzuwenden,  um  gestützt  auf  die  gleiches  Interesse 
habenden  zahlreichen  kleinen  Herren  eine  grössere  Kräftigung  der  kaiser- 
lichen Macht  auf  Kosten  der  emporkeimenden  Landesherren  herbeizuführen» 
So  wurden  bereits  im  13.  Jahrhundert  für  die  Bildung  der  Landes- 
hoheit jene  Grundlagen  gelegt,  auf  denen  sie  unaufhaltsam  vorwärts 
schritt:  die  allmähge  Abschliessung  der  Territorien,  die  Auf- 
hebung der  Exemtionen  beziehentlich  die  Ausschliessung  neuer,^ 
und  die  Erwerbung  der  vollen  eigenen  Gerichtsbarkeit.^ 


*  lieber  die  Folgen  der  TheiluDgen  vor  der  rechtlichen  AusbUdung  des 
Ffirstenstandes  und  nachher  für  die  Nebenlinien,  die  Fürstengenossen, 
hinsichtlich  ihrer  persönlichen  Stellung  F  ick  er   R.F.  §§.  113.  128.  144.  157.  189  ff. 

^  Für  dag  14.  Jahrhundert  bietet  §.  4  des  Privil.  malus  für  Oesterreich  ein 
treffliches  Beispiel.  ^Jmperium  quoque  nulluni  feodum  habere  -debet  Austriae  in 
ducatn;   si  vero   princeps   aliquis  vel   alterius   Status   persona  nobilis  vel   ignobilis 
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lY.    Was  zur  Erreichung  dieses  Zieles  durch  die  Privilegien  Fried- 
richs IL  die  geistlichen  Fürsten  im  Jahre  1220,«  alle  aber  1232 "^  erlangt 

cuiuscunque  oondifcionis  existat  haberet  in  dioto  duoatu  pOBseseionea  ab  ipso  jnre 
feodali  dependentes,  has  nnlli  locei,  sen  conferat,  nisi  eas  prias  oondnxerit  a  dace 
Aostriae  memorato.  Goias  contrariun  si  fecerit,  eadem  feoda  ad  ducom  A.  devoluta 
liboro  Bibi  eztuno  iure  proprietatis  et  direoti  dominii  pertinebunt,  prinoipibus  eo- 
clesiaaticiB  et  monasterÜB  exoeptia  dumtaxat  in  hoo  oasn.^  lob  balte  die  ErSrternng 
Bercbtolds  a.  a.  O.  8.  138  ff.  darflber  für  ganz  sutreffend. 

*  Diese  letztere  gibt  das  Priril.  minus  dem  H.  von Oesterreich  ToUkommen. 

•  Confoederatio   cum  PrincipibuB  ecoleBiastioiB   a.  1320,  26.  Apr.  n.  Not.  1284 
(Leg.  II.   286.):   (1.  AbBohaffung   des   Spolienreohtfl   und  Garantie   der  TestamentB- 
freibeit).    ,,2.  Item    noya  thelonea  et  noTas   monetas  in  ipsorum   territorÜB   Biye 
jarisdictionibus,   eis   inconsnltiB   seu  nolentibns  non  stataemus  de  cetero;   Bed 
antiqua  thelonea  et  jura  monetarum   eorum  ecoleeÜB    concesBa,   inconvulsa  et  firma 
consenrabimuB  et  tnebimur  ...  8.  Kern  homines,  quooumque  genere  senritntiB  ipsis 
attinentes,  quacnmqne  oausa  se  ab  eorum  obsequiis  alienarerint,  in  noBtris  oiritati- 
buB  non  recipiemuB  in  eorum  prejndioium  et  idem  ab   ipsis  inter  bo,  eisque  a  laioia 
omnibuBy  inyiolabiliter  yolumuB  obseryari.    (4.  Ersatz  des  Doppelten  bei  Schädigung 
der  Kirche  durch  ihre  Vögte.    5.  Garantie  der  Lehen.    Beachtung  yon  Excommuni- 
cationen    derselben.    7.  Die   Acht   folgt  auf  die  pnblizirte   Excommunication    über 
6  Wochen.    8.  Yerspreohen,   sie  bei  ihren  Rechten  zu  schätzen).    9.  Item  constitui- 
mus,  ut  nuUa  edificia,  oastra   yidelicet  seu  ciyitatCB,   in   fundis  ecclesiarum,  yel  oc- 
casione   adyooacie,   yel   aliquo   quoquam  pretextu,   construantur:    et   si   qua  forte 
sunt  constructa  contra  yoluntatem  eorum  quibus  fundi  attinent,   diruantur  regia  po- 
testate.    10.  Item  inhibemus,  ad  imitationem  ayi  nostri  fei.  mem*  imperatoris  Fride- 
riei,  ne  qnis  offioialium  nostrorum  in  ciyitatibus  eorumdem  principum  jurisdictionem 
aliqnam,   siye  in  theloneis   siye  in  monetis,    seu  in    aliis  officiia  quibuscumque,   sibi 
yendicet:    nisi  per  octo  dies    ante  curiam   nostram   ibidem  publice  indictam  et  per 
ooto  dies  post    eam  finitam.    Kec  etiam   per  eosdem   dies   in   aliquo  excedere  pre- 
sumat    jnriBdiotionem   prinoipis,   et  consuetudinoB  oiyitatis.    Quociescomque   autem 
ad  aliqnam  oiyitatem   eorum   acceeserimus  sine  nomine   publice   curie,  nihil  in  ea 
juris  habeant;  sed  prinoeps  et  dominus  ejus  plena  in  ea  gaudeat  potestate  .  .  .^ 

'*  ZuerBt  gab  der  Sohn  Friedrichs  II.,  K.  Heinrich,  zu  Worms  den  1.  Mai  1281 
ein  Statutnm  in  fayorem  principum  (Leg.  n.  282  sq.),  darauf  folgt  die 
curia  Sibidati  Friedrichs  IL  (ib.  291  sqq.):  ,,Quod  noya  fora  non  possint  antiqua 
aliquatenus  impedire  —  Kemo  cogatur  ad  aliquod  forum  ire  inyltus  —  Strate  an« 
tique  non  declinentur  nisi  de  transeunoium  yoluntate  —  In  ciyitatibus  nostris  noyis 
bannitum  miliare  deponatur.  ^  Unusquisque  principum  libertatibus,  jurisdictionibuSf 
comitatibus,  centis,  siye  liberis  yel  infeodatis,  ntatur  qniete  seoundum  terre  sue 
consuetudinem  approbatam.  —  Gentumgrayii  recipiant  centas  a  domino  terre  yel  ab 
eo  qui  per  dominum  terre  fuerit  infeodatus.  —  Locum  cente  nemo  mutabit  sine 
consensu  domini.  —  Ad  centas  nemo  sinodalis  yocetur.  —  Giyes  qui  phalbnrgere 
dicuntur,  penitus  ejiciantur.  —  Censns  yini,  pecunie,  frumenti,  yel  alii  quos  rustioi 
constituemnt  hactenus  se  soluturos,  relaxentur,  et  ulterius  non  recipiantur.  —  Prin- 
cipum, nobilium,  ministerialiura,  ecclesiarum  homines  proprii  in  ciyitatibus  noBtris 
non  recipiantur.   Item  prinoipibus,  nobilibus,  ministerialibus  et  ecoleiiis  proprietates 
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hatten,  behaupteten  sie  von  da  ab  um  so  mehr,  als  diese  Zusagen  wesent- 
lich nur  bereits  Bestehendes  anerkannten,  jedenfalls  schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  im  Rechtsleben  yoUige  Anwendung  fanden.^ 
[Nachdem  während  des  Interregnums  die  Fürsten  ihre  Macht  gefestigt 
und  manche  kleinere  Herren  wieder  in  Abhängigkeit  gebracht  oder  zu 
Vasallen  gemacht  hatten,  blieb  den  folgenden  Kaisern  nur  die  Aner* 
kennung  des  Bestehenden  übrig.®  Die  Unfähigkeit  der  Kaiser,  allein 
den  Frieden  im  Reiche  zu  schützen  und  aufrecht  zu  halten  (§.  73.)  führte 
die  Landesherren  zu  stets  grösseren  Rechten;  die  Yergabungen  von 
Reichsgut  machten  die  Kaiser  Yollends  machtlos  und  abhängig  Ton  einer 
Hausmacht.  Auf  Errichtung  dieser  ging  von  Rudolph  von  Habsburg 
an  das  Streben  aller  Kaiser.  Hierdurch  aber  fiel  ihr  Interesse  mit  dem 
der  Landesherren  zusammen.  Seine  feste  Grundlage  bekam  der  Abschluss 
der  Territorien,  nachdem  der  seit  der  vollen  Erblichkeit  im  Interesse 
der  Fürsten  liegende  Grundsatz  der  Untheilbarkeit  der  Länder  ausge- 
sprochen und  die  Nichtberechtigung  des  Königs,  dieselben  zu  behalten, 
festgesetzt  war,io  durch  die  Satzungen  der  goldenen  Bulle  hinsichtlich 


et  feoda  per  oiyitates  nostras  oooupata  restituantur,  neo  ulterius  oooupenhir.  — 
Item  oonductum  prinoipium  per  terram  eorum,  quam  de  manu  nostra  tenent  in 
feodo,  per  nog  yel  per  nostros  non  impediemns  vel  infringi  paoiemur.  —  Item  non 
oompellantur  aliqui  per  scultetos  noBtroe  ad  restitntionem  eomm  que  &  longinquo 
tempore  ab  hominibus  receperant  priusquam  se  in  nostris  oi^itatibiis  oollooarent  nisi 
homines  ipsi  foerint  imperio  immediate  subjeoti,  quos  tenebnntur  jorare  super  eo- 
ram  jure,  in  foro  eorum  in  quQrum  terris  talia  sunt  percepta.  —  Item  in  oivitatibus 
nostris  nullus  terre  dampnosus,  yel  a  judice  dampnatus,  yel  proscriptus,  reoipiatur 
scienter;  recepti,  convicti,  ejioiantur.  --  Item  nullam  noyam  monetam  in  terra  ali- 
eujns  principis  oudi  faoiemus,  per  qnam  moneta  ejusdem  prinoipis  deterioretnr. 
Item  oiyitates  nostre  jurisdictionem  suam  ultra  ciyitatis  ambitnm  non  extendant, 
nisi  ad  nos  pertineat  jurisdictio  specialis.  —  Item  in  oiyitatibus  nostris  actor  forum 
rei  sequatur,  nisi  reus  yel  debitor  principalis  ibidem  fuerit  inyentus,  quo  oasu  ibi 
tenebitur  respondere.  Item  nemo  recipiat  in  pignore  bona  quibus  quis  infeodatua 
est,  sine  consensn  et  manu  domini  principalis.  —  Item  ad  opera  oiyitatum  nemo 
cogatur,  nisi  de  jure  teneatur.  —  Item  bomines  in  nostris  oiyitatibus  residentea 
consueta  et  debita  jnra  de  bonis  extra  ciyitatem  suis  dominis  et  adyocatis  persol* 
yant,  neque  indebitis  exactionibus  molestentur.  —  Item  homines  proprii,  adyooaticii, 
feodales,  qui  ad  dominos  suos  transire  yoluerintf  ad  manendum  per  of&ciales  nostros 
non  aroentur.*^  Berohtold  Entw.  der  Landeshoheit  erörtert  diese  Gesetze  sehr  gut. 

•  Saohsp.  III.  52  ff.,  Sohwabsp.  oap.  99  ff.  (Waok.) 

*  Rudolph  yon  Habsburg  bestätigte  diese  Priyilegien  im  Wesentlichen  in  ouria 
Nnrenbergae  a.  1274.  19.  Koy.  und  Spirae  a.  1275  (Leg.  U.  899  sqq.) 

*<^  Curia  Batisbon«  a.  1281  (Leg.  IL  426.)  „diotatum  efc  etiam  approbatum,  quod 
ourie  et  alia  bona  prinoipum  ad  principatus  suos  spectantia,  siye  Katisbone  siye 
alibi,  nbiounque   Uta,  alienari  non  possint  nee  de  eis   aliquid  per  ipsos  principe» 
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der  Kurfurstenthümer  und  Kurfürsten,  ^i    Deren  Stellung  bildete  fortan 
das  von  Allen  angestrebte,  nach  und  nach  durch  kaiserliche  Yerleihung 


ordinariy  qi^od  BaocessoribuB  prejudioiam  aliquod  Taleat  generare.^  Sent.  in  onria 
Aagasfc.  a.  1288  (ib.  442):  ^qaod  nullas  oomitatus  sab  Romano  imperio  sino  nostro 
oonaensu  possit  yel  debeat  diyidi  vel  Tondi,  aut  distrahi  pars  aliqua,  per  quam 
esset  oomitatas  hojasmodi  dimidutus  .  •**  Sps.  m.  53.  §.  8.  ^Man  ne  mnt  ok  nen 
gerichte  delen,  noch  ganz  lien  noch  del,  de  dem  it  dar  gelegen  is,  so  dat  dar 
Tolge  an  si  unde  it  die  lantlüde  liden  solen,  it  ne  si  en  sunderlik  grafscap,  die 
in  en  yanlen  bore;  die  net  mut  man  san  nicbt  le.lich  hebben:  Also  ne  mut  die  ko- 
ning  nen  yanlen,  he  ne  verlieft  binnen  jar  unde  dage.^  Schws.  o.  101.  (W.) 
^an  enmao  mit  rehte  dehein  forsten  ampt  zwein  mannen  gelthen.  Oesohihet  ez 
aber,  ire  deweder  mac  dft  yon  ein  fßrste  geheizen  noh  gestn.  alsd  enmao  man 
weder  marcgr&yesohaft  noob  pbalenzgrAfschaft  noch  gr&veschaft.  unde  swer  si 
teilet,  96  h&nt  si  iren  namen  verloren.  Der  künic  soll  mit  rehte  dieser  h^rsohefte 
deheine  in  stner  gewalt  h&n  j&r  unde  tac:  er  soi  si  hin  Hhen,  unde  tuet  er  des 
niht,  daz  klagen  die  herren  unde  ander  daz  in  werre  dem  phalzgr&yen  ron  Rtne. 
der  ist  ze  rehte  rihter  über  den  künio.*^  Sps.  in.  64.  §.  5.  „Koninges  ban  ne 
mut  nieman  lien  wen  die  koning  selre.  Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht 
weigeren  den  ban  to  liene,  deme  it  ^richte  gelegen  is."  Die  Gonst.  Frid.  I.  de 
jure  feod.  a.  1158  (Leg.  II.  113)  hat  noch  den  alten  Charakter  des  Amtes  im 
Auge. 

>^  Bulla  anrea  Karoli  IV»  a.  1556  cap.  IX.  §.  I.  ,,  .  .  statoimus,  .  •  .  quod  .  . 
Boemiae  Begee,  nee  non  uniyersi  et  singuli  Prinoipes  Electores,  ecclesiastici  et 
seculares,  qui  perpetuo  fuerint,  unirersas  auri  et  argenti  fodinas,  atque  mineras 
stanni,  cupri,  ferri,  plumbi,  et  alterius  oujuscunque  generis  metalli,  ac  eciam  salis 
tam  inyentas  quam  inyeniendas  in  posterum,  quibusounque  temporibns  in  Regno 
predioto,  aut  terris  et  pertinenciis  eidem  regno  subjeotis,  nee  non  supradicti  Prin- 
oipes in  Principatibus,  terris,  dominus,  et  pertinenciis  suis  teuere  juste  possint,  et 
legitime  possidere  cum  Omnibus  juribus,  nullo  prorsus  excepto,  prout  possunt  seu 
oonsueTcrunt  talia  possideri.  §.  2.  Nee  non  Judeos  habere,  thelonea,  in  preterito 
statuta  et  indicta  percipere.^  (Cap.  X.  dehnt  das  unbedingte  Münz  recht  und  Recht 
der  QebietsyergrÖsserung  auf  alle  Kurfürsten  aus.  Das  österr.  Priyil.  malus  §.  18 
hat  diese  Bestimmung  der  B.  A.  über  die  Gebietsyergrösserung  in  der  weitgehendsten 
Weise  aufgenommen.  Berchtold  8.  100  ff.  und  187  ff.)  Cap.  XL  §.  1.  Statuimus 
eciam,  ut  nulli  oomites,  barones,  nobiles,  feudales,  yasalli,  oastrenses,  milites,  clientes, 
ciyes,  burgenses,  nulle  quoque  persone,  Coloniensi,  Moguntinensi  et  Treyerensi  ec- 
olesiis  subjecti  yel  subjecte,  oujuscunque  Status,  condicionis  yel  dignitatis  existant, 
ad  cujuscunque  aotorlB  instantiam,  extra  territorium  et  terminos  ac  limi- 
tes  earundem  ecclesiarum  et  pertinenciarum  suarum,  ad  quodcunque  aliud 
tribunal,  seu  cnjusyis  alterius  praeterquam  archiepiscoporum  Mag.  Treyer.  et 
Colon,  et  judicum  suorum  Judicium  citari  potuerint  temporibus  retroaotis,  yel 
trahi  seu  yocari  debeant  perpetuis  in  antea  temporibus  .  .  .  §.  2.  Quod  si  .  .  . 
predictos  .  .  .  subditos  .  .  ad  cujuscunque  instanciam,  seu  ad  cujuscunque  tribunal 
pro  quacunqne  causa  eriminali,  ciyili,  yel  mixta,  seu  quocunque  negooio  .  .  .  citari 
contingerety   comparere  yel   respondere   minime  teneantur,   et  citatio  ac  processus, 
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und  blosse  üebung  erreichte  ZieL^^  Wären  die  nacbfolgenden  Kaiser 
auch  weniger  um  ihr  Hausland  besorgt  und  energische  Charaktere  ge- 
wesen, sie  hätten  kaum  gegen  die  in  den  Ständen  des  Reichs  als 
geschlossener  Korper  ihnen  entgegen  tretenden  Fürsten  der  einmal  be- 
gonnenen Entwicklung  ein  Ziel  setzen  können,  weil  der  innere  Rechtszu- 
stand, die  auswärtigen  Verhältnisse,  die  Reichsfinanzen  sie  abhängig  mach- 
ten. An  die  Stelle  der  persönlichen  Abhängigkeit  trat  in  consequenter  Ent- 
wicklung die  ünterthanenschaft  der  Landeseinwohner,  wäh- 


et  sentenoie  interlooatorie  yel  diüfinitWe  contra  non  Tenientes  a  talibus  jadioibiiB 
extraseis  late  yel  faote,  fiende  Tel  ferenda,  neo  non  precepta  efc  premiBsomm  exe- 
cnciones,  et  omnia,  qnae  ex  eis,  yel  aliqno  eomm  qnolibet  seqni  attemptari  possent, 
yel  fieri,  irrita  decernimus  eo'ipso.  §.  8.  A.djioiente8  expresse,  quod  nolli  •  .  .  a 
prooessibns,  sentenoiis interloontoriis  et  diffinittWa,  ...  ad  quodounque  tribunal 
aliud  liceat  appellare,  quamdia  in  arohiepisoopomm  prediotomm  et  snorom 
jndicio  querulantibus  non  fuerit  jnBtioia  denegata  appellationes  contra 
hoo  faotas  non  reoipi  statnimus  oassasque  et  irritae  nunciamas.  §.  4.  In  def e  ctn 
yero  jnstioiae  omnibos  ad  Imperialem  duntaxat  Curiam  et  tribunal ,  seu  judicis 
immediate  in  Imperiali  Curia  pro  tempore  presidentit  audienciam,  et  etiam  eo  oasn 
non  ad  quemyis  alium  judioem  siye  ordinariom  siye  eciam  delegatum,  hie  quibus 
denegata  fuerit  jasticia,  liceat  appellare  .  .  .  §.  5.  Eandem  oonstitutionem  ad  .  • 
oomitem  Palatinum  Reni,  Duoem  Saxonie  et  Harchionem  Brandenburgensem,  Prin- 
oipes,  Eleotoree  seoulareB,  siye  laioos,  heredes,  succeBsoreB  et  BubditOB  eorum  plene 
extendi  yolumuB  Bub  omnibuB  modiB  et  conditionibuB,  nt  perfertur.*  Für  Böhmen 
gibt  cap.  Yllf.  §•  1  ein  unbegrenztes  priyilegium  de  non  eyooando;  wie  es 
biaber  boBtanden  habe,  §.  2  ein  unbegrenstes  de  non  appellando.  (Gaq.  XTTT, 
reyozirt  aUe  Priyilegien,  welche  den  Rechten  der  EurfUrsten  zu  nahe  treten; 
c.  XXIY.  ^de  crimine  lese  majestatiB  Prinoipum  Electorum.^  DioBOB  Kapitel  ist 
augeuBcheinlich  genommen  aus  1.  5.  6.  Cod.  Just.  ad.  leg.  JuL  mai.  IX.  8.  Darnach 
iBt  dann  fabrizirt  §.11  das  Priyil.  maiuB  fQr  Oestenreich.).  Cap.  XXT.  ^Deoer- 
nimuB  .  •  .  quod  ex  nunc  in  antea  •  .  .  inBigncB  et  magnifioi  Principatne,  yidelioet 
Begnum  Boemie,  ComitatuB  PalatinuB  Reni,  DucatuB  Saxonie,  et  Marchionatns 
BrandenburgenBis  terre  distriotuB,  homagia,  yassallagia,  et  alia  queyis  ad  ipBa  spec- 
tantia,  Bcindi  diyidi,  seu  quayiB  oonditione  dimembrari  non  debeant,  Bed  ut  potius 
in  Bua  perfecta  integritate  perpetuo  maneant.^  §.  8  ff.  über  die  Saccession  in  die- 
selben« 

IS  Oesterreich  hatte  Bchon  früher  die  Exemtion  (§.  58.  nota  19.).  Wie  weit 
diese  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderte  ging,  beweiet  das  priyilegium  majns,  welches 
gewisB  der  üebung  jener  Zeit  entepricht.  Berchtold  S.  177  fg.  Wae  man  bald 
nach  der  goldenen  Bulle  thun  zu  dürfen  glaubte ,  zeigt  H.  Rudolph  lY.,  der  im 
J.  1859  mit  Baiern  ein  BündnisB  gegen  den  Kaiser  sohlosB  (Berchtold 
S.  104.  124.),  durch  den  Vertrag  mit  anderen  Fürsten  den  Kaiser  als  Schiedsrichter 
anzugehen  stipulirte  (das.  S.  185),  der  umstand,  dass  der  Kaiser  ihm  Hülfe  gegen 
Angriffe  yerspricht  (das.  S.  128  Kote),  ja  dass  der  Kaiser  geradezu  praktisch  die 
Landeshoheit  durch  Vertrag  anerkennt  (das.  S.  188). 
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rend  umgekehrt  der  Yerband  der  Landesherren  mit  dem  Reiche  immer 
lockerer  wurde.  So  erscheint  bereits  durch  das  ganze  15»  Jahrhundert 
allgemein* der  Charakter  der  Landesherrlichkeit  dergestalt  dass,  wer  im 
Lande  wohnt,  von  Landesbewohnem  geboren  ist»  dessen  Herrn  unter- 
steht, jedwede  Exemtion  von  ihm  ausgeht.  Die  Ausnahmen  kommen 
allmälig  kaum  in  Betracht. 

B.  K5nig  und  Reich. 
§.  70. 

1.   ErUBfUf  4%t  ESaiftwird«.  *   SteUn«  im  ESsIgi. 

L  Durch  die  Entsetzung  und  Abdankung  Karls  des  Dicken  (887) 
war  das  Erbrecht  verletzt,  die  "Wahl  Arnulfs  (888,  Frühjahr,  gest. 
8.  Dez.  899)  und  seines  sechsjährigen  Sohnes  Ludwig  (zu  Forchheim 
a.  d.  Begnitz  21.  Jan.  900)  hatte  offenbar  ihren  Grund  in  deren  Ab- 
stammung von  den  Karolingern.  Nach  Ludwigs  Tode  (24,  Sept.  911) 
schien  das  Abgehen  von  der  alten  Familie  in  der  Wahl  Könrads  L 
(Nov.  911  zu  Forchbeim,  gest.  23.  Dez.  918)  und  Heinrichs  I.  (ge- 
wählt 14.  April  919  zu  Fritzlar  a.  d.  Eder  in  Hessen  von  Sachsen  und 
Franken,  gest.  2.  Juli  936)  das  Beich  zum  reinen  Wahlreiche  gemacht 
zu  haben.  Man  hielt  sich  gleichwohl  an  die  Familie.  Otto  I.  ist  am 
8.  August  938  zu  Aachen  ohne  formliche  Wahl  von  Allen  anerkannt 
worden;  Otto  II.>  Otto  UL  und  Heinrich  H.,  obwohl  aus  dem  Geschlechte 
Heinrichs  I.,  wurden  formlich  gewählt.  Das  Aussterben  desselben  gab 
dem  Wahlrechte  neuen  Ausdruck.  Indessen  auch  hier  folgte  auf  Kon- 
rad H.  dessen  Sohn  Heinrich  HL  ohne  formliche  Wahl,  die  bei  Hein- 
rich lY.  stattfand,  jedoch  bei  Lebzeiten  des  Yaters.  Die  Aufstellung 
von  Gegenkonigen  unter  Heinrich  IV.,  die  Wahlen  Heinrichs  V.,  Lo- 
thars und  Konrads  HL  entschieden  vollends  das  Wahlrecht.  Hielt 
man  sich  auch  bei  Friedrich  L  und  Heinrich  YI.  an  dasselbe  Geschlecht, 
so  trat  1197  das  Wahlrecht  in  der  zwiespältigen  Wahl  deutlich  auf  und 
blieb  seitdem  ausser  Frage.    Eine   gesetzliche  Regelung  hat   vor  1356 


*  O.  Phillips  Die  deatsohe  Kdmgswahl  bis  sor  goldenen  Bulle,  Wien  1858. 
Fflr  die  fraiiere  Zeit  Waitz  VI.  134  ff.  Hft dicke  Eurrecht  und  Erzamt  der  Laien* 
farsien  (Programm  TOD  Sohulpforta)  1872.  Friedrich  Sohirrmacher  Die  Ent- 
stehung des  KurffirstencoUegiums.  Berlin  1874.  W.  Wilmanns  Die  Reorganisation 
des  Knrfftrstencollegiums  durch  Otto  IT.  und  Innooens  III.  Berlin  1873.  (Trotz  der 
früheren  Jahreszahl  spftter  als  die  vorhergehende  Schrift.)  YgL  die  bei  Wilmanns 
S.  79  citirten  Schriften.  G.  Waitz  Die  Formeln  der  Deutschen  Königs-  und  der 
Römischen  Kaiser-Erönung  yom  10.  bis  zum  12.  Jahrh.  GOtting.  1878,  4« 
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nicht  stattgefundeii,!  thatsächlich  kam  die  entscheidende  Stimme  an  die 
drei  Erzbiscbofe  Ton  Mainz,  Trier,  Eohi,  den  Pfalzgrafen  Tom  Rhein, 
Herzog  Yon  Sachsen,  Markgrafen  Ton  Brandenburg.  ZwischeA  Böhmen 
nnd  Baiem  war  das  Wahlrecht  streitig;  eine  Urkunde  Rudolfs  Tom  15. 
Mai  1275  entschied  zn  Gunsten  Baiems. 


1  Wilmanns  Dunmt  an,  xwiBehen  Otto  HL  und  P.  Gregor  V.  habe  schon  ein 
üebereiDkommen  betreffs  der  Wahl  stattgefunden;  auf  dem  Hoftage  m  Würsborg 
24.  Mai  1209  sei  die  neue  Ordnung  gemacht,  dass  neben  den  S  geistlichen  4  welt- 
liche Ffirsten  (Pfalzgraf,  Sachsen,  Brandenburg,  Böhmen)  als  Wähler  auftreten. 
Schirrmacher  iSsst  März  1209  zu  Frankfurt  das  Enrkolleg  eingesetzt  sein.  (VgL 
meine  Besprechung  beider  Schriften  im  Bonner  Theo].  Literaturblatt  1874  Spalte 
204  ff.)  Beides  ist  unerweislich. 

Die  bei  Ooldast  Const  imp.  HI.  371  abgedruckte  Constitution  Ton  1209  ist 
offenbar  falsch.  Die  DecretaleV  e  nerabilem  Innocenz'  HL  yon  1202  (c.  34.  X.  de  eleet. 
L  6.  Siehe  Potthast  Beg.  Pont  num.  1053),  deren  entscheidende  Stelle  lantet: 
«Yerum  illis  principibns  ins  et  postetatem  eligendi  regem,  in  imperatorem  post- 
modum  promovendum,  recognoscimus,  ut  debemus,  ad  quos  de  iure  ac  antiqua 
consuetudine  noscitur  pertinere;  praesertim  quum  ad  eos  ins  et  potestas 
huinsmodi  ab  apostolica  sede  perrenerit,  quae  Romanum  Imperium  in  persona 
magnifici  Caroli  a  Graecis  transtulit  in  Germanos.*  Offenbar  leitet  also  hier  der 
Papst  nicht  das  Wahlrecht  des  Königs  aus  päpstlicher  Yerleihnng  ab,  sondern 
ttfltzt  das  Kaiserthum  auf  die  Uebertragnng  durch  die  P&pste.  Er  iSast  sich  'absicht- 
lich unklar,  indem  er  JLvlb  ac  antiqua  consuetudo'^  als  Grund  des  fürstlichen  Wahl- 
rechts erklärt,  aber  durch  die  Doduction:  weil  der  König  Kaiser  zu  werden  ein 
Recht  habe,  er  den  Kaiser  mache,  folglich  die  Person  des  Königs  prüfen  könne,  in 
echt  sophistischer  Art  indirect  das  Wahlrecht  ron  der  päpstlichen  üebertragung  des 
Kaiserthnms  ableitet  (vgl.  die  Stelle  in  Anm.  7.).  Glossatoren  haben  diese  Decretale 
nicht  Yon  der  päpstlichen  Verleihung  des  Wahlrechts  yerstanden.  Den  deutlichsten 
Beweis  liefert  die  von  Alanns  (meine  Lit.  Gesch.  der  Comp.  ant.  S.  39.,  meine 
Gesch.  der  Quellen  u.  Liter,  des  can.  Rechte.  Stuttg.  1875.  L  S.  188  Anm.  10),  der 
in  der  Glosse  zu  c.  si  duobus  de  appell.  sagt:  ,a  principibus,  qnorum  est  impera- 
torem eligere  ex  jure  consuetudinario.''  Alanus  schrieb  aber  Tor  1210,  aber 
nach  1202.  VgL  meine  angef.  Geschichte  S.  96  Anm.  14.  Ssp.  III.  57.  2.  „In  des 
keiseres  köre  sal  die  erste  sin  die  bischop  ron  megenze;  die  andere  die  yon  trere; 
die  dridde  die  Ton  kolne.  Unter  den  leien  is  die  erste  an'  me  köre  die  palenzgreye 
yon'  me  Rine  des  rikes  druzte.  Die  andere  die  herthoge  yon  sassen  die  marschalk; 
die  dridde  die  marcgreye  yon  brandeburch  die  kemerere.  Die  schenke  des  rikes 
die  koning  yon  behemen,  die  ne  heyet  nen  köre,  umme  dat  he  nicht  dfidesch  n'is. 
Sint  kisen  des  rikes  yorsten  alle  papen  unde  leien.  Die  to  'me  ersten  an^  me  köre 
genant  sin,  die  ne  solen  nicht  kiesen  na  iren  mutwillen,  wenne  syen  die  yorsten  alle 
to  koninge  irwelt,  den  solen  sie  aller  erst  bi  namen  kiesen.*^  Auetor  yetus  de  be- 
neficiis  L  12.  hat  „sex  principes,  qui  primi  sunt  in  ejus  electione.*^  Ssp.  Lehnr. 
Art.  4.  §.  2.  (wie  A.  Y.,  nennt  die  sechs,  darunter  nicht  Böhmen).  Deutschsp.  Ldr« 
303,  Lehnr.  11.  Schwsp.  c.  110  sagt  nach  Aufzählung  derselben  mit  ihren  Aemtem: 
^er  herzöge   yon  Baiem   hat  die  yierteo  stimme  an  der  kür,   unde  ist  des  riches 
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II.  Die  goldene  Bulle*  legt  das  ausschliessliche  Wahlrecht  sie- 
ben Kurfürsten  bei^  den  sechs  vorher  zuerst  genannten  und  dem 
Könige  von  Böhmen.  Die  Wahl  schreibt  aus  der  Erzbischof  von  Mainz 
als  Erzkanzler ;  sie  findet  statt  in  Frankfurt  am  Main.  Auf  sie  folgt 
unter  grossen  Feierlichkeiten  die  Krönung  zu  Aachen;  der  Gekrönte 
(Oeweihte)  heisst  deutscher  König,  Rex  Romanorum.  Den  Titel 
^Römischer  Könige  führten  schon  früh  auch  die  bei  Lebzeiten  des 
Königs  erwählten  Nachfolger. 


Bohenke,  unde  boI  dem  kanige  den  ersten  becher  tragen.  Diese  yier  sailen  tiutsche 
man  sin  Yon  vater  unde  von  muoter  oder  von  eintwerderme.  unde  svenne  sie 
"weUent  kiesen,  s6  suUen  st  gebieten  eine  Spr&che  ze  Frankenfurt.  Die  sol  der 
bischolf  TOn  Meinze  gebieten  bt  dem  banne ,  unde  der  phalnzgr&Te  von  Rtne  bi  der 
achte,  st  sullen  dar  gebieten  ir  gesellen  ze  dem  gespraeche,  die  mit  in  dh  welent, 
unde  der  andern  fürsten  als  vil  als  si  ir  gehaben  megen.**  (Vgl.  die  in  Anm.  * 
Oitirten  und  Fioker  in  der  §.  63  Anm.  4  angeführten  Abhandlung  von  1874  S. 
828  ff.)  Sachs.  Weichb.  XIV.  1.  (Dan,),  Görl.  L.R.  4.  —  Urbani  P.  IV.  epist.  a. 
1263.  an  K.  Richard  bei  Böhmer  Regesta  n.  181.  „si  votis  prineipum,  ad  qnos 
spectat  eligere,  ad  oligendum  convenientium  divisis  in  plures  dno  in  disoordia  eli- 
guntur:  yel  alter  electorum  per  potentiam  obtinebit,  Tel  ad  praedictum  comitem 
palatinum,  tanquam  ad  huiusmodi  discordiae  judicem,  est  recursns  habendus,  ni 
forsan  super  electione  vel  coronatione  hujusmodi  suborta  disoordia  per  appellationem 
▼el  querelam  praediotorum  principum  ad  examen  sedis  apostolicae,  quo  oasu 
ipsius  est  in  tali  oausa  oognitio,  deferatur."  Ueber  die  Verschiedenheiten  des  Ssp. 
und  Sohwsp.  siehe  die  §.  62  Note  *  A.  c.  angefflhrlen  Schriften.  Albertus  Stadiens. 
ad  a.  1287,  1240,  1245  —  Gottfried  von  Hagen  in  der  Kölner  Reimchronik 
von  1270.  vers  11  ff. 

^Der  leigen  ffirsten  der  sint  vier, 

der  palantzgrave  Ton  me  ryne, 

dama  voigt  sich  wall  zo  sjn 

der  koninc  van  Beme  an  der  kure, 

die  node  des  riohes  reicht  verlure.'* 
Im    Graf   Rudolf  (ed.  W.    Grimm  2.  Ausg.    Gott..    1844.  4.)    heisst   es,    als  der 
Reichstag  beschrieben  -wird: 

man  saget  joch  svenne  in  durste. 

so  schenke  im  ein  riche  künio, 

der  ist  kreftio  unde  vrumic, 

der  trage  von  ime  die  crone. 
Grimm   pag.  44  ff.  weist  nach,   dass  dies  auf  Wladislav  II.  geht,    dem    Fried- 
rich I.  im   Jahre    1158  die  Krone    verlieh.    Palackj   Gesch.  von  Böhmen  1.  437. 
Die    Stelle  aus   Reinmar   von   Zweter   bei   Wilmanns  S.  76,  der  andere  mit- 
getheilt. 

>  Cap.  11.  (cap.  L  handelt  über  den  oonductus.  Geleite  der  Wahlfürsten). 
0.  yn.  bestimmt,  dass  die  Stimme  am  Territorium  hafte,  untheitbar  sei  und  bei  den 
weltlichen  nach  dem  Rechte  der  Primogenitur  vererbe. 
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II].  Mit  dem  Fortfallen  des  Erbrechts  auf  den  Thron  >  erschien  von 
selbst  als  wahlfähig,  wer  ein  yollkommen  freier  Herr  (§.  84),  körperlich 
wie  geistig  zur  Regierung  befähigt  war.  ^ 

lY.  Der  Eonig  erscheint  nach  der  Krönung  als  Franke  und  lebt 
nach  fränkischem  Eechte.  ^  In  alter  Zeit  machte  der  neue  Konig  als- 
bald den  KSnigsritt  durch  die  deutschen  Lande;  So  hielten  es  Kon- 
rad U.,  Heinrich  HI.  u.  s.  w. 

V.  Mit  der  deutschen  Königswürde  war  seit  Otto  I.*  vereinigt  die 
romische  Kaiserkrone,  der  deutsche  König  Imperator  Romanorum, 
das  deutsche  Reich  Sacrum  Imperium  Romanum  Nationis 
Germanicae.    Obwohl  der  Papst  gebunden  war.  Keinen  als  den  König 


>  Das  darf  man  sagen,  trotz  der  herrorgehobenen  Erfolge  anter  Konrad  II., 
Heinrich  III.,  trotzdem  man  nicht  leicht  Ton  dem  Hause  abging,  wie  die  drei 
grossen  Kaiserhftnser  beweisen.  Ueber  die  Yersuohe  Heinrichs  VI.  Fioker  De 
Henrioi  YI.  imp.  oonatu  electiciam  regum  in  imperio  Romano-Germanioo  snooessio- 
nem  in  hereditariam  mutandi  Col.  Agripp.  1850.  Die  Anschauungen  der  Fürsten 
lehrt  Bruno  De  hello  saxonico  c.  91.  (Monum.  Soriptor.  Y.  S65.):  «Hoo  etiam  ibi 
(15.  Mftrs  1077  zu  Forchheim  bei  der  Wahl  Rudolfs  von  Rheinfelden  zum  Gegen- 
kOnig  Heinrichs  lY.)  consensu  communi  comprobatum,  Romani  pontifiois  auctoritate 
est  oorroboratum,  ut  regia  potestas  nuDi  per  hereditatem  siout  ante  fuit  oonsnetudo, 
cederet,  sed  filius  regis,  etiam  si  yalde  dlgpius  esset,  potius  per  eleotionem  spon- 
taneam,  quam  per  suocessionis  lineam  rez  proTemret;  si  rero  non  esset  dignus  reg^s 
fllius,  vel  si  noUet  eum  populus,  quem  regem  facere  Teilet  haberet  in  potestate 
populus."  Otto  Frisingens.  De  gestis  Frider.  L  lib.  H.  c.  1.  „Id  juris  Romani 
imperii  apez,  ridelicet  non  per  sanguinis  propaginem  descendere,  sed  per  prinoipum 
eleotionem  reges  creare,  sibi  tamquam  es  singulari  yendicat  praerogativa.^  A, 
Schftfer  Der  Fflrstentag  zu  Tribur  im  J.  1076,  in  t.  Sybels  Histor.  Zeitschrift 
II.  141. 

«  Ssp.  in.  54.  8.  Schwsp.  oap.  103.  W.  (128  L.).  Für  den  minderjäh- 
rigen König  fahrt  die  Mutter  die  Regentschaft.  So  für  Otto  HI.  Theophano,  nach 
deren  Tode  die  Grossmutter  Adelheid.  Im  15.  Jahre  flbernahm  Otto  UI.  selbst 
die  Regierung,  ebenso  Heinrich  lY. ,  dessen  Schwertleite  am  29.  März  1065  statt- 
fand (geb.  11.  Not.  1050). 

»  Oben  §.  42  nota  10.  —  Ssp.  III.  54.  4.  Sohwsp.  o.  104.  (W.),  128  b.  (L.) 
Praktisch  ist  dieser  Satz  wohl  kaum  gewesen. 

*  Das  angebliche  Factum  Ottonis  M.  et  Leonis  Ym.  (in  der  kürzeren 
Form  Übergegangen  in  o.  23.  D.  LXTTI.  des  Gratianischen  Decrets;  Mon.  Leg.  11. 
167  append.),  TOn  dem  Floss  Die  Papstwahl  unter  den  Ottonen,  Leonis  P.  YIIL 
priTil.  de  iuTestituris  Ottoni  oonoessum  beide  Frib.  1858,  eine  längere  Form  aus 
einer  Trierer  Handschrift  publicirt  hat  (im  Texte  hält  er  es  für  echt,  daran  schein- 
bar selbst  zweifelnd),  erweist  sich  bei  näherer  Betrachtung  als  eine  Fälschung. 
Die  Gründe  stellt  zusammen  Hins  oh  ins  System  des  kathol.  Kirohenreofats,  Berlin 
1869.  I.  240  ff.,  wesentlich  wiederholend,  was  Gieseb recht  Kaisergesch.  8.  Aufl. 
I.  880  fg.  geltend  macht. 
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der  Deutschen  zum  römischen  Kaiser  zu  weihen  und  zu  krönen,''  machte 
sich  doch  aus  der  Verbindung  der  Königs  -  und  Kaiserwürde  ein  Ein- 
fluss  des  Papstes  auf  die  Wahl  und  Stellung  des  Königs  geltend,  der 
für  das  Yerhältniss  Yon  Kirche  uud  Staat  im  Mittelalter  von  der  grossten 
Bedeutung  wurde.  Denn  galt  auch  die  durch  Wahl  erworbene  konig* 
liehe  Macht  als  unmittelbar  yon  Gott  übertragen,  ^  so  f&hrte  jenes  Yer- 


^  Innooenz  HE.  (Registr.  de  negotio  imperii  epist.  55.  Goloniensi  Arohiep« 
bei  Bai  uz  las  Epistolar.  Innooent.  IIL  Rom.  Pont.  Llbri  nndeoim,  Paris  1682.  fol. 
T.  L  712  sq.):  ,,.  .  .  Nee  te  moyeant  maledicta  qaoramdam ,  qni  noa  asBerunt  über* 
tatem  eleotionis  adimere  Prinoipibas  volaisse,  cum  libertati  eorum  detulerimus  potius 
in  boo  facto,  et  illaeBam  eam  daxerimuB  conBenrandam.  Kon  enim  elij^imus 
nos  perBonam,  Bed  eleoto  ab  eorum  parte  majori,  qui  vooem  habere  in  Impe- 
ratoris  electione  noscuntur,  et  ubi  debuit  et  a  quo  debuit  coronato,  favorem 
praestitimns  et  praestamuB,  cum  apostolioa  sedes  illum  in  Imperatorem 
debeat  corooare  qui  rite  fuerit  coronatus  in  Regem«  In  eo  quoque  stamus  pro 
Principum  libertate  qnod  ei  favorem  penitus  denegamus,  qui  sibi  jure  BucoeBBioniB 
imperium  nititur  vendioare.  .  /  Epist  62.  nobili  riro  duoi  Zaringiae  (ib.  715  auf 
das  Schreiben  der  Anhänger  Phillips  daselbst  die  Antwort).  Er  sagt,  man  werfe 
seinem  Legaten  Tor,  derselbe  habe  sich  entweder  als  Wähler  gerirt  und  dann  eine 
fremde  Saat  gemähet  oder  als  ,|Cognitor^  und  dann  nicht  in  der  Form  Rechtens 
gehandelt  und  fährt  fort:  ,, Verum  nos  qui  seoundum  apostolioae  senritutis  officium 
sumus  singulis  in  justitia  debitores,  sicut  justitiam  nostram  ab  aliis  nolumus  nsnr- 
pari,  sie  jus  Principum  nobis  nolumus  vendicare.  Unde  illis  Principibus  jus  et 
potestatem  eligendi  Regem,  in  Imperatorem  postmodum  promovendum 
recognoscimus  ut  debemus  ad  quos  de  jure  ac  antiqna  oonsuetudine  nosoitur  per- 
tinere;  praesertim  cum  ad  eos  jus  et  potestas  hnjusmodi  ab  apostolica 
sede  pervenerit,  quae  Romanum  imperium  in  persona  magnifici  Curoli  a  Graecis 
transtulit  in  Germanos.  Sed  et  Principes  reoognoscere  debent,  et  utique  recognos- 
cunt,  quod  jus  et  auotoritas  examinandi  personam  electam  in  Regem  et  promoyen- 
dam  in  imperium  ad  nos  speotat  qui  eam  inungimus  consecramus  et  ooronamus. 
Est  enim  regulariter  et  generaliter  obseryatum,  ut  ad  cum  ezaminatio  personae  per- 
tineat  ad  quem  impositio  manus  spectat.  Kumquid  enim  si  Principes,  non  solum 
in  discordia,  sed  etiam  in  ooncordia  sacrilegum  quemcunque  yel  excommunicatum 
in  Regem,  tyrannum  yel  fatuum,  heretioum  eligerent  aut  paganum,  nos  innngere 
conBecrare,  ac  coronare  hominem  hujusmodi  deberemus?  Absit  omnino  . .  .^  Dieses 
Schreiben  ist  (o.  34.  X.  de  elect.  I.  6)  in  das  Gesetzbuch  Gregors  IX.  (aus  der 
Coropilatio  III.)  aufgenommen  worden. 

^  Ssp.  m.  52.  1.  yj)ie  düdeschen  seien  durch  recht  den  koning  kiesen.  Syenne 
die  gewiet  wert  yon  den  bisohopen  die  tar  so  gesät  sin,  unde  up  den  stul  to  aken 
kumt,  BO  heyet  ho  koninglike  walt  unde  keiserliken  namen.  Syenne  in  die  payes 
wiet,  so  heyet  he  des  rikes  gewalt  unde  keiserliken  namen. **  Ssp.  I.  1.  Dazu 
GloBsa:  »Das  Reich  hat  man  yon  niemand  denn  yon  Gott,  ut  di.  10.  quoniam 
et  22.  q.  8.  quesitum  (c.  8.  D.  X.;  c.  45.  C.  XXIII.  qu.  4.  Das  Gitat  der  Aus- 
gaben ist  falsch).  Were  es  das  der  Keiser  das  Reich  yon  dem  Bapst  bette,  so  m5cht 
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hältniss,  weil  beide  Kronen  der  Art  unzertrennlich  erschienen«  dass,  wem 
die  kaiserliche  verweigert  oder  abgesprochen  werde,  die  königliche  nicht 
behalten  könne,  zu  der  Anschauung,  es  müsse  der  Bann  der  Kirche  fOr 
den  König  den  Yerlust  der  Krone  herbeifuhren. 

YI.  Die  dritte  Krone,  welche  der  deutsche  Kaiser  seit  Otto  L  trug, 
war  die  des  Königs  von  Italien.  Als  solcher  wurde  er  gekrönt  yom 
Erzbischofe  yon  Mailand  in  Payia,  einzeln  auch  in  Mailand  oder  Monza.  * 

Yn.  Der  König  behielt  im  Principe  die  alte  Macht  (§.  42),  in  Wirk- 
lichkeit aber  war  diese  allmälig  eine  Tiel  geringere  geworden.  Er  er- 
scheint zwar  durch  das  ganze  Mittelalter  als  Träger  und  Schützer  des 
Friedens  und  Rechts ;  in  seinem  Namen  wurde  die  Rechtspflege  gehand- 
habt, der  Friede  geboten.  Wem  der  Königsschutz  entzogen  wird  durch 
die  Achterklärung,  wird  recht-  und  friedlos.  Zunächst  aber  haben  die 
Landesherren  sehr  grosse  und  wichtige  Rechte  erlangt,  die  durch  Her- 
kommen geschützt  und  Tom  Reiche  selbst  anerkannt  auch  der  Kaiser 
nicht  zu  kränken  yerrooqlite.  Obwohl  femer  der  Grundsatz  galt,  das» 
dem  Kaiser  alle  Rechte  zuständen,  welche  die  Fürsten  nicht  besonders 
erworben  hätten,  dass,  wo  er  erscheine,  die  Fürstengewalt  bezüglich  des 
Gerichtsbannes  und  der  Regalien  aufhöre,  so  fiel  doch  mit  der  festen 
Gestaltung  der  landesherrlichen  Gewalt  fast  jede  Einflussnahme  auf  die 
Regierung  der  Territorien  fort.  Auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers 
wurde  stets  beschränkter;  an  der  Handhabung  des  Landfriedens,  des 
Heerbannes  nahmen  die  Fürsten  mehr  und  mehr  Antheil ;  die  Regalien 
kamen  in  den  Territorien  an  die  Landesherren.  So  übte  der  König  die 
durch  Herkommen,  Gesetz  und  gute  Gewohnheit  ihm  zustehenden  Rechte» 
Kein  Recht  zu  kränken.  Jedem  zu  dem  seinigen  zu  yerhelfen,  Allen 


man  in  weltlichen  Sachen  sich  bemffen  yon  dem  Keiser  an  den  Bapst  Das  wider- 
spricht Bapst  Alexander  und  sagt,  es  gehöre  an  sein  gericht  nicht:  de  appel.  si 
dnobns  et  causam  qui  fil.  sunt  legit.  (c.  7.  x.  de  appell.  11.  28.;  c,  4.  x.  qul 
fil.  IT.  17).*  Schwsp.  c.  98.  (W.)  .Die  tiutschen  kiesent  den  kOnic.  daz  erwarb 
in  der  künic  Karl.  Srenne  er  gewihet  wirt,  unde  uf  den  stuol  ze  Aohn  gesetzet 
Wirt  mit  der  willen  die  in  erweit  haut:  so  hat  er  Yolledichen  des  riches  gewalt  unde 
keiserlichen  namen.^  Der  Deuts chspiegelo.  285  hat  genau  den  Satz  des  Sachsen* 
Spiegels.  —  Decret  zu  Eense  1338.  §.  4.  JBt  ea  propter  hac  in  perpetuum  yalitura 
lege  decernimus,  ut  electns  in  Imperatorem  concorditer  yel  a  majori  parte  eleotorum 
ex  sola  eleotione  censeatur  et  habeatur  ab  omnibns  pro  vero  et  legitime  Impera- 
tore,  et  eidem  ab  omnibus  subjectis  Imperio  debeat  obediri,  et  administrationem  et 
jurisdictionem  Imperialem  et  Imperialis  potestatis  plenitudinem  habeat,  et  habere 
ac  obtinere  ab  omnibus  censeatur  et  firmiter  asseratur." 
/      '  Anhang  II.  —  Hnratori  de  Corona  ferrea  in  Anecdota  Tom.  L 
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Frieden  zu  geben  gelobte  er  feierlich  bei  der  Krönung.  Fehlt  er  dage- 
gen, 80  richtet  über  ihn  der  Pfalzgraf  vom  Rheine  als  sein  Stellvertreter 
mit  den  Fürsten.  i<)  Als  das  Band,  welches  die  Fürsten  an  den  Kaiser 
knüpft,  erscheint  bis  zum  Ende  des  Reiches  die  Lehen  treue. 


10  Ueber  die  rechtliche  Stellung  des  Königs  yergl.  man:  Constit.  paois  Frid. 
II.  a.  1235  0.  4  de  judiciis.  Ssp.  I.  59.,  in.  52.  2.  ,,Den  künio  kflset  man  to 
richtere  orer  egen  unde  len  unde  over  jewelkes  manne«  lif.  Die  keiser  ne  mach 
ayer  in  allen  landen  nicht  sin,  unde  al  ungerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar 
umme  liet  he  de  Torsten  grafscap  unde  den  greyen  scultheitdum.^  in.  54.  1.  „Len 
an  gerichte  ne  mut  neman  hebben  he  ne  si  scepenbare  Tri,  unde  dat  he  deme  ko- 
nin ge  hnlde  du  na  Tries  mannes  rechte,  unde  bi  den  hulden  sik  yerplege,  srenne 
man  getflges  an  in  tfit."  UI.  55.  1.  „Orer  der  Torsten  lif  unde  ire  gesunt  ne  mut 
neman  richtere  sin,  wan  die  koning.**  HL  60.  2.  „In  srelke  etat  des  rikes  de  ko- 
ning  knmt  binnen  deme  rike,  dar  is  ime  ledich  monte  unde  toln,  unde  in  sTclke 
lant  he  kumt,  dar  is  ime  ledich  dat  gerichte,  dat  he  wohl  richten  mut  alle  die 
klage,  die  ror  gerichte  nicht  begunt  noch  nicht  gelent  ne  sin.**  §.  4.  das.  IIL  64. 
Bchwsp.  (W.)  c.  106.  112.  114.  115  u.  a.  Ssp.  m.  54.  2.  ^Als  man  den  koning 
kflset,  so  sol  he  deme  rike  hulde  dun,  unde  sreren  dat  he  recht  Sterke  unde  un- 
recht krenke  unde  it  rike  roresta  na  sime  rechte,  als  he  kflnne  unde  möge;  seder 
ne  sal  he  nümmer  neuen  eid  dun,  it  ne  si  dat  in  die  pares  scflldege,  dat  he  an'me 
rechten  geloren  triTele.  Dar  na  sal  he  getQch  sin  aller  dinge,  die  man  an  in  tQt, 
bi  des  rikes  hulden;  unde  sin  gelorede  sal  he  dun  yor  den  eid,  dar  man  yrede 
syeret.''  Sohwsp.  o.  102  (122  L.)  (wie  Sip.  HL  54.  2,  Bann)  „unde  das  riebe  aUe 
zit  m^re  unde  nit  ermer  mache.  I)iz  schribet  der  kflnic  an  allen  sienen  brieyen 
die  er  sendet,  das  er  das  riche  alle  zit  richende  si,  unde  niht  ermer  mache,^  darauf 
derselbe  Satz  Aber  den  £id.  Aus  dem  Bestände  mehrer  Pfalzen  (welche  Ssp.  HL 
58.  1.,  dessen  Olosse  dem  Bischof  yon  Mainz  die  Pfalz  yon  Franken,  dem  yon 
Trier  die  yon  Sehwaben,  dem  yon  Cöln  die  yon  Qruna  zuschreibt,  HI.  62.  III.  64.  6., 
Schwsp.  99.  121.,  Deutschsp.  815.  819.  noch  kennen)  ergibt  sich,  dass  anfäng- 
lich alle  Pfalzgrafen  dem  Fürstengerichte  y erstehen  konnten.  So  ganz  allgemein 
Ssp.  m.  52.  8,  „wenne  klaget  man  oyer  den  richtere,  he  sal  antwerden  yor  deme 
seultheiten,  wen  die  soultheite  is  richter  siner  schult;  als  is  die  palenzgreye 
oyer  den  keiser,  unde  die  burchgrefe  oyer  den  marcgreyen.^  Auch  Schwsp. 
lOS.  hat  in  den  besten  Handschriften  nur  schlechtweg  phallentzgrayen,  wozu  auch 
aUein  das  „seinem  Erzbischofe^  passt,  weil  dies  yoranssetzt,  dass  mehrere  com- 
petent  sein  k5nnen.  Allmftlig  aber  stand  dies  Recht  nur  zu  dem  yom  Rhein: 
Sohwsp.  a.  101.  110.  121.  128.  130.  c.  (L.):  „und  wirt  der  kuno  derselben  schulde 
uberkomen  so  ist  er  ze  unreht  an  dem  riche,  da  sol  man  in  umb  beclagen  yor  dem 
phalzgrayen  yon  dem  rine.  nieman  mac  gezinc  über  in  sin  umb  die  schulde,  wan 
die  fursten  sie  sin  phafen  oder  leigen.**  Merkel  in  der  zu  §.  68  n.  8  oitirten 
Schrift  macht  aufmerksam  auf  die  SteÜe  des  monachus  Rebdorfensis,  welcher  er- 
zählt, einige  Wfthler  hätten  sich  gegen  Albert  I.  im  J.  1800  yerschworen  und  an 
den  Pfalzgrafen  yom  Rheine  gewendet,  „asserentes  ad  comitem  palatinum  pertinere, 
quod  Sit  officium  palatinae  dignitatis  ex  quadam  consuetudine  de  causis  cog- 
noseere,  quae  ipsi  regi  moyebantur.**  Uebrigens   ist  dies  Recht  nach  einer  Richtung 
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YIII.  Die  Stellung  und  Aufgabe  des  Kaisers  war  zugleich  eine 
kirchliche.  Sein  Yerhältniss  zum  Papste  und  hierauf  gestützt  die  Stellung 
der  Kirche  zum  Staate  im  Mittelalter,  beruhet  auf  der  Anschauung,  dass 
der  Kaiser  als  weltliches  Haupt  der  Christenheit,  wie  der  Papst  deren 
geistliches  war,  den  Beruf  hatte,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  christliche 
Keligion  und  Kirche  aufrecht  erhalten  bleibe  und  Alle  nach  deren  Ge- 
boten leben.  Man  legte  dem  Kaiser  geradezu  ein  Imperium  mundi 
bei.i^    Als  Schirmherr  hatte  er  bis   auf  Gregor  YII.   gleich  den  alten 


in  der  Sententia  in  curia  Nurimberg.  a.  1274  (Leg.  II.  400.)  ausdrücklich  mit 
den  Worten  ausgesprochen:  y^Ei  diffinitum  fuit  ab  omnibus  principibus  et  baronibns 
qui  aderant,  quod  Palatinus  oomea  Reni  auotoritatem  judicandi  super  qaestionibus, 
quas  Imperator  vel  rex  movere  Tult  principi  imperii,  obtinuit  et  obtinet  ex  antiquo.*' 
Der  Gedanke  eines  Fürsten gerichts  über  den  König  taucht  auf  unter  Heinrich  lY. 
Siehe  über  die  Vorgänge  yon  1073  Giesebrecht  III.  S.  274  ff.  Ein  ürtheil  des 
Pfalzgerichts  über  Hermann  BiUing  1065  das.  8.  116.  Ssp.  III.  54.  4.  Schwsp.  o. 
104.  105.  (W.),  0  123  b.,  124  (L.).  Verm.  Ssp.  VI.  9.  8.,  21.  1.,  8.  Weichb.  (Dan.) 
IX.  5.  X.  1.  Bulla  aurea  cap.  V.  §,  8.  „Et  quamvis  Imperator  siye  Rex  Romanornm 
super  causis,  pro  quibus  impetitus  fuerit,  habeat,  sicnt  ex  oonsuetudine  introduotum 
dicitur,  coram  Comite  Palatino  Reni  .  .  respondere:  illud  tarnen  Judicium  Comes 
Palatinus  ipse  non  alibi  preterquam  in  Imperiali  Curia,  ubi  Imperator  seu  Rompi» 
norum  Rex  presens  extiterit,  poterit  exercere." 

"  Pfeffinger  Vitriar.  iUustr.  Lib.  I.  tit.  IV.  §.  7.  t.  Sarigny  Gesch.  IV. 
171  fgg.  Daraus  das  Recht  des  Kaisers,  den  Konigstitel  zu  geben.  Angabe 
der  Thatsachen  bei  Pfeffinger  1.  o.  tit.  V.  §.  8.  •—  Es  erscheint  das  deutsche 
Reich  des  Mittelalters  deshalb  auch  nicht  als  ein  nationales  im  engsten  Sinne, 
sondern  umfasste  yerschiedene  Nationen,  welche  ihre  volle  nationale  Berechtigung 
behielten.  Das  zeigt  besonders  (in  offenbarer  Nachahmung  kirchlicher  Vorschriften 
Mein  Lehrb.  d.  Eirchenr.  3.  Aufl.  §.  65.  N.  10.)  die  Bestimmung  der  aurea  buUa 
cap.  XXX.,  dass  die  Söhne  der  weltlichen  Kurfürsten  rem  7.  Jahre  an  böhmisch 
und  italienisch  lernen  sollten,  damit  sie  es  mit  14  Jahren  yerständen  und  später 
f&hig  seien  die  Rechtssachen  aus  diesen  Ländern  ohne  fremde  Hülfe  mit  dem 
Kaiser  zu  entscheiden.  [Karl  IV.  scheint  also  an  „Unabhängigkeit^  Böhmens  rem 
Reiche  nicht  gedacht  zu  haben,  weil  sonst  diese  Bestimmung  sinnlos  wäre].  Der 
hier  ausgesprochene  Satz  findet  seine  Bestätigung  Sachsp.  lU.  71.  [dieser  steht 
zugleich  im  Zusammenhange  mit  dem  Charakter  des  königl.  Hofgerichts.  §.  118.] 
„Jewelk  man  den  man  sculdeget  mach  wol  wegeren  to  antwerdene,  man  ne  scüi- 
dege  iue  an  der  sprake,  die  ime  angeboren  is,  of  he  düdisch  nicht  ne  kan  unde> 
sin  recht  dar  to  dut.  Soüldeget  man  ine  denne  an  siner  sprake,  so  mut  he  ant- 
werden,  oder  sin  yorspreke  von  sinent  haWen,  als  it  die  klegere  unde  die  riohtere 
yerneme.  §.  2.  Heyet  ayer  he  in  dfldeschem  geklaget  oder  geantwerdet  oder  ordel 
geyanden  yor  gerichte,  unde  mach  man's  ine  yertügen,  he  mut  antwerden  in  dü- 
dischem,  ane  yor  deme  rike,  wende  dar  heyet  manlik  recht  na  siner  borf  VgL 
§.  22.  II.  Das  deutsche  Recht  des  Mittelalters  beweist,  dass  es  nicht  deutsch e- 
Art  ist,  eine  Nationalität  auf  ihrem  Gebiete  zu  unterdrücken,   dass  aber  die  Natio» 
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chriailichen  Kaisern  von  Oonstantm  an  nicht  blos  die  Pflicht,  die  romische 
Kirche  und  Petri  Stuhl  besonders  zu  schätzen,  sondern  auch  das  Recht, 
für  den  christlichen  Olauben  und  christliche  Sitte  zu  sorgen;  ihm  standen 
die  weitesten  Befugnisse  in  kirchlichen  Dingen  zu.i^  Das  durch  Hein- 
rich lU.  aus  seiner  Yerkommenheit  erloste  und  reformirte  Papstthum 
trat  unter  Qregor  YII.  in  feindlichen  Gegensatz  zum  Staate.  Wohl  hielt 
es  an  der  Einheit  der  Gesellschaft  fest,  aber  an  einer  Einheit,  weicne 
nach  dem  Willen  des  Papstes  geleitet  wurde.  Die  Erhabenheit  und 
Herrschaft  des  Priesterthums  über  die  weltliche  Gewalt  von  Gregor  YU. 
theoretisch  gelehrt  und  durch  die  Absetzung  Heinrichs  lY.  geübt  blieb 
fortan  der  Fundamentalsatz  des  curialen  Staatsrechts. ^^  Die  politischen 
Zustände  im  Reiche  unter  Heinrich  lY.  und  Y.,  die  unselige  Yerbindung 
des  päpstlichen  Lehnkönigreichs  Sicilien  mit  der  deutschen  Kaiserkrone 
in  den  Händen  der  Hohenstaufen ,  der  durch  Gregor  YII.  angefachte 
nationale  Kampf  gegen  die  Kaiserherrschaft  in  Italien  brachten  mit  sich, 
dass  das  Papstthum  fortan  seinen  Schwerpunkt  in  seiner  politischen  Macht 
sah.  War  Ton  Otto  I.  an  die  Papstwahl  abhängig  yom  Kaiser,  so  trat 
seit  Gregor  YH.  die  volle  Unabhängigkeit  des  Papstthums  vom  Kaiser- 
thum  eiaM  Innocenz  IQ.  brachte  es  fertig,  die  päpstlichen  Gebiete  zu 
einem  wirklichen  Staate  und  in  der  Kirche  den  Papst-Konig  zum  Allein- 
herrscher zu  machen.  Nachdem  die  Hohenstaufen  durch  die  päpstiiche 
Politik  gebrochen  und  vernichtet  waren,  stellte  Bonifaz  YIII.  die  unbe- 
dingte Herrschaft  des  Priesterthums  über  die  weltliche  Macht  und  die 
Unterwürfigkeit  jeglicher  menschlicher  Creatur  als  einen  Satz  des  Glaubens 
hin.^'^    Hatte  auch   im   12.  Jahrhundert  selbst  noch   die  Theorie   der 


nalität  nicht  als  Grundlage  der  Staatenbildung  angesehen  wird.  Diesen  schon  in 
der  1.  Aufl.  ausgesprochenen  Gedanken  fahrt  auch  aus  Fioker  B.  F.  S.  2  f. 
Daraus  ergab  sich  der  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  als  Amts-  und 
Hof  spräche  yon  selbst. 

IS  CTeber  die  Anschauung  der  alten  Kirche  meine  Schriften  „die  Macht  der 
rdm.  Pfipste^  u.  s.  w.  2.  Aufl.  Prag  1871  S.  110  ff.  und  „die  Stellung  der  Gon- 
eilien,  Pftpste  und  Bischöfe,"  Prag  1871  S.  201  fi*.  Wie  tief  diese  alte  Anschauung 
wurzelte,  zeigt  Thietmar  YI.  8.,  der  Heinrich  II.  „Yioarins  Dei,^  Wipo  o.  8,  der 
den  Erzb.  yon  Mainz  Eonrad  II.  ^Yicarius  Christi^  nennt  Heinrich  HE.  heisst 
beim  Abt  Ekbert  „Caput  eoclesiae*'. 

^*  Die  Aussprache  Gregors  YIL  und  seiner  Nachfolger  in  meiner  Schrift:  Die 
Macht  der  r5m.  Pftpste.    S.  26  ff. 

>«  Darüber  B.  Z  5  p  f  f  e  1  Die  Papstwahlen.  Gott.  1871.  H  i  n  s  o  h  i  u  s  Syst. 
des  kaih.  Kirohenr.  I.  S.  289  ff.  —  Ygl.  meine  Lehre  yon  den  Quellen  des 
Eirchenr.  §.  79,  System  des  £.R.  §.  85,  die  §.  68  *  cit.  Schriften. 

15  Bulle  „ünam  sanotam.^  Meine  Schrift  Die  Macht  der  rom.  Päpste  S.  28  f. 
Die  allmfilige  Ausbildung   der   päpstlichen  Weltherrschaft  seit  Gregor  YH. 

T.  Schulte,  Reichü-  nnd  Beehttg^eteh.    4.  Aufl.  14 
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Canonisten  zumeist  die  Unabhängigkeit  der  weltlichen  Gewalt  gelehrt,  80 
wurde  der  päpstliche  Standpunkt  seit  Bonifaz  als  der  kirchliche 
angesehen.  Dazu  trug  wesentlich  bei,  dass  selbst  das  Beichsrecht,  aus- 
gehend von  der  gemeinsamen  Aufgabe  der  beiden  Gewalten,  dem  kirch- 
lichen Rechte  directe  bürgerliche  Wirkungen  zuschrieb,  der  staatlichen 
A^t  kirchliche  Folge  zukam. i«  Dies  Yeihältniss  war  nunmehr  gänzlich 
verrückt  worden.  Denn  der  Staat  galt  für  verpflichtet,  das  geistliche 
Urtheil  zu  vollstrecken,  die  Earche  aber  hielt  sich  für  berechtigt,  zu 
prüfen,  ob  sie  den  Staat  unterstützen  wolle  und  zog  den  Ejreis  ihrer 
Competenz  allein.  ^^    So  loste  sich   das  alte  Band.    An   die  Stelle  der 


zeigen  die  Ausspruche  in  meiner  cit  Schrift.  Sie  Ist  am  18.  Juli  1870  fOr  die  An- 
hänger des  unfehlbaren  Papstes  zu  einem  Ton  Gott  geofifenbarten  Glaubenssatze 
gemacht  worden. 

1*  Die  Sohutzp flicht  des  Kaisers  ergibt  sich  aus  Promissio  Frid.  Imp.  L 
a.  1158  (Leg.  IL  97),  den  yerschiedenen  anderen  promissiones  und  den  dem  Kaiser 
geleisteten  Eiden  der  Päpste  im  2.  Bande  der  Leges.  Dass  der  Kaiser  nicht  Va- 
sall des  Papstes  war,  lehren  Ariani  P.  litt,  ezousatoriae  14.  Juni  1158  (Leg.  IL 
106).  Koch  im  18.  Jahrhundert  gilt  die  Unmittelbarkeit  der  Königsgewalt 
von  Gott  als  selbstverständlich  (§.  70  Anm.  8).  Das  ergeben  auch  jene  Stellen, 
welche  die  kirchlichen  Sätze  anerkennen:  Gonst.  Frid.  11.  a.  1220.  (§.  69  Anm.  6.) 
—  Ssp.  I.  1.  n'^^oi  svert  lit  got  in  ertrike  to  bescermene  de  Christenheit.  Deme 
pavese  is  gesät  dat  geistlike,  deme  keisere  dat  wertlike.  Deme  pavese  is  ok  ge- 
sät to  ridene  to  bescedener  tiet  up  eneme  blanken  perde  unde  de  keiser  sal  ime 
den  stegerip  halden,  dur  dat  de  sadel  nicht  ne  winde  [hergenommen  von  dem  auf 
einem  Lehensverhältnisse  beruhenden  Vorgänge  bei  Lothar  11.,  Friedrich  I.  und 
Friedrich  IL  Aber  dass  man  seit  Gregor  VII.  dahin  strebte,  den  Kaiser  zum  Va- 
sallen zu  machen,  lässt  sich  wohl  nicht  bestreiten.  Wie  Ludwig  11.,  so  huldigte 
durch  Leistung  der  Marschallsdienste  K.  Konrad  [Heinrichs  IV.  Sohn]  10.  April 
1095.  Giesebrecht  III.  S.  642].  Dit  is  de  beteknisse,  svat  deme  pavese  widerata, 
dat  he  mit  geistlikeme  rechte  nicht  gedvingen  ne  mach,  dat  it  de  keiser  mit  wert- 
likem  rechte  dvinge  deme  pavese  gehorsam  to  wesene.  So  sal  ok  de  geistlike  ge- 
walt  helpen  deme  wertlikem  rechte,  of  it  is  bedarf.^  Dazu  die  Glosse:  „dat  ene 
svert  hadde  sinte  peter,  dat  he  nu  de  paves;  dat  andere  hadde  Johannes,  dat  het 
nu  de  keiser.^  Schwsp.  c.  1  (W«)  [Derselbe  hat  schon  die  Spuren  der  neueren 
Entwicklung  in  den  vom  Sachsensp.  abweichenden  Worten,  die  ich  mittheile]  diu 
[nämlich  zwei  Schwerter]  lech  got  Sant  Peter  beidiu,  daz  eine  mit  geistlichem  ge- 
rihte,  unde  daz  ander  mit  wereltlichem  gerihte.  Daz  wereltliche  swert  des  gerihtes, 
daz  lihet  der  Papst  dem  keiser.  daz  geistliche  ist  dem  pabest  gesezet  daz  er  da 
mit  rihte  ....  Als  ein  man  is  in  dem  banne  sehs  wochen  unde  einen  tac,  so  sei 
in  der  wereltliche  rihter  ze  achte  tuon.  unde  swer  ouch  in  der  achte  ist  sehs 
wochen  unde  einen  tac,  den  sol  man  ze  banne  tuon.^  Ssp.  m.  68.  2.  „Ban  sca- 
det  der  sele  unde  ne  nimmt  doch  niemanne  den  lif,  noch  ne  krenket  niemanne  an 
lantrechte  noch  an  lenrechte,  dar  ne  folge  des  koninges  achte  na.^  Ssp.  III.  57. 
§.  1.    „Den  keiser  ne   mut  de  paves  noch  neman   bannen  seder  der  tiet  dat  he  ge- 
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alten  Yerbindong  von  Eaiserthum  und  Papstthum,  die  trotz  ihrer  Un- 
bestimmtheit manche  grossartige  Erscheinungen  zu  Tage  brachte  (Ritter- 
thum,  Ereuzzüge,  Poesie,  Kunst)  und  wohlthätig  auf  die  Gesellschaft 
gewirkt  hatte,  trat  auf  dem  Gipfelpunkte  der  Papstmacht  eine  Entartung 
dieser  ein,  welche  zu  immer  höheren  Ansprüchen  führte,  je  tiefer  Curie 
und  Klerus  sanken.  Da  trat  auch  in  der  Wissenschaft  der  Gegensatz 
hervor.  [Nochmals  Tersuchte  der  Kaiser  durch  das  Concil  tou  Constanz 
imd  Basel  eine  Reform  herbeizuführen.  Die  Anmassungen  der  Curie, 
die  Yerweltlichung  des  Papstthums ,  welches  in  der  Yermehrung  seiner 
staatlichen  Macht  den  Zweck  seines  Daseins  fand,  die  Yerknocherung 
der  kirchlichen  Wissenschaft  in  den  Formen  der  Scholastik,  die  Ausge- 
staltung der  Kirche  zu  einer  juristischen  Maschine,  deren  Hauptthätigkeit 
darin  bestand,  Rom  stets  neue  Geldquellen  zu  eröffnen  und  durch  Hin- 
richtungen jeden  Yersuch  zu  geistiger  Erhebung  niederzuhalteu ,  dies 
Alles  riss  das  Papstthum  in  den  Strudel  der  politischen  Bewegungen, 
führte  zu  fortwährenden  Conflicten  zwischen  Kirchen-  und  Staatsgewalt 
in  den  einzelnen  Ländern  und  brachte  zuletzt  einen  Zustand  der  christ- 
lichen Welt  heryor,  in  dem  die  reine  Werkheiligkeit  als  die  Aufgabe 
der  Religion,  als  die  Aufgabe  des  Einzelnen  die  blinde  Folgsamkeit  gegen 
geistliches  Gebot  erschien.    So  wurde  eine  Saat  reif,  deren  Ernte,  nach- 


wies ia,  ane  nmiiie  dre  sake;  of  he  an'me  gelorea  triflet,  oder  sin  echte  wif  let, 
oder  godes  hos  tostoret.^  Schwabenspiegel  c.  108  (W.).  Sachs.  Weiohb.  YJIL 
§.  1.  2.  (Dan.)  hat  eine  ganz  neae  wunderbare  Theorie.  Wie  das  wirkliche  Ver- 
h&ltnis8  zwischen  Papst  und  Kaiser  zur  Zeit  der  grössten  Eaisermacht  war,  lehrt 
schon  die  eine  Thatsaohe,  dass  grosso  Päpste  keinen  Anstand  nahmen, 
zugleich  deutsche  Bischöfe  zu  bleiben.  So  Leo  IX.,  der  seit  12.  Febr. 
1049  Papst  war,  aber  erst  1051  sein  Bisthum  Toul  aufgab. 

17  Schon  Innocenz  III.  behauptet  (Anm.  7),  die  Fürsten  hätten  das  Wahl- 
recht Tom  päpstlichen  Stuhle.  Die  Aussprüche  Alexanders  ID.,  Innocenz  HL  u.  s.  f. 
in  meiner  cit  Schrift.  Ueber  das  päpstliche  Recht,  über  die  Gültigkeit  zwiespaltiger 
Wahlen  zu  entscheiden,  das  namentlich  Johann  XXII.  behauptete,  Pfannen- 
schmid  in  Forschungen  I.  51  fif.  Clemens  Y.  nahm  in  die  Const.  Bomani 
Principes,  die  er  auf  dem  Concil  zu  Yienne  1811  publizirte  (c.  un.  de  iureiur. 
IL  9.  in  Clement.)  den  Eid  auf,  den  K.  Heiurich  YII.  nach  seiner  Wahl  geleistet 
habe.  Die  Worte  in  diesem  Eide  „debitae  fidelitatis  et  cuiuslibet  alterius  generis 
iuramentum,^  wie  sie  auch  in  Leg.  n.  492  stehen,  standen  nicht  in  der  Instruction, 
welche  Heinrich  YII.  dar  von  ihm  nach  seiner  Wahl  abgeschickten  Gesandtschaft 
gab;  sie  sind  bei  der  Curie  gefälscht  worden.  YgL  Dollinger  Jahrbuch  1865. 
S.  403.  Reimann  in  Forschungen  YII.  18  f.  Es  ist  immer  dasselbe  Manöver. 
Die  letzten  kolossalen  Fälschungen  enthält  die  „dogmatische  Constitution^  vom 
18.  Juli  1870,  wie  ich  in  der  Schrift  „Die  Stellung  der  Concilien  u.  s.  w.*  S.  293, 
294,  800  ff.    Anhang  S.  220  ff.  bewiesen  haba 
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dem  die  Bachdruckerkunst  die  geistige  Umgestaltung,  das  Schiesspulyer 
die  Aufgaben  der  staatlichen  Gesellschaftsgrundlagen  ermöglicht,  der 
Humanismus  und  die  Renaissance  die  Alleinherrschaft  der  mittelalter- 
lichen Gesellschaftsideen  gebrochen,  der  Aufschwung  des  Handels  (neue 
Seewege,  zuletzt  Entdeckung  Amerikas)  die  nationalökonomischen  Zu- 
stande umzugestalten  begonnen  hatte ,  in  der  Beformation  beim  Beginne 
der  ISeuzeit  das  bisherige  Yerhältniss  Ton  Sacerdotium  und  Imperium 
ganzlich  umstiess. 

§.  71, 

2)  Die  BelHM*HeflBter.   Dl«  lUiehiTlearle«. 

I.  In  der  Art  und  Führung  der  Regierung  waren  rechtlich  die 
Konige  unbeschränkt.  Thatsächlich  bedienten  sie  sich  stets  bei  allen 
wichtigen  Geschäften  des  Rathes  der  Fürsten,  insbesondere  der  Herzoge. 
I7ur  Heinrich  lY.  umgab  sich  mit  „Räthen^,  bestehend  aus  jungen 
Männern.  Wichtig  wurden  ällmälig  von  den  karolingischen  (§.  45)  Hof- 
und  Reichsämtern  als  erstes  das  des  Erzkanzlers,  Archicancellarius, 
das  ällmälig  fest  verknüpft  wurde  für  Deutschland  (per  Germaniam)  mit 
dem  erzbischoflichen  Stuhle  Ton  Mainz,  für  Italien  mit  dem  von  Köln, 
für  Gallien  (per  Galliam   et  regnum  Arelatense)   mit  dem  von  Trier.  * 


>  Die  Erzbischöfe  von  Mainz,  Trier,  KCln,  Salzburg  nannten  sich  Erzkanzler. 
Bis  anf  Otto  I.  lag  die  Kanzlei  im  Argen.  Dieser  ist  der  eigentliche  Reformator 
der  wichtigen  Hof-,  Reiohs-Kanzlei  oder  Kapelle.  Er  ernannte  znm  Kanzler 
Brun  (seinen  Bmder),  der  später  Erzbisohof  von  Köln  vnrde.  Hit  der  Erhebung 
des  Sohnes  Ton  Otto,  Wilhelm,  auf  den  Mainzer  Stuhl  kam  es  an  diesen  zurflck 
und  wurde  nach  Bruns  Tode  (965)  auch  praktisch,  blieb  auch  yon  da  ab  bei  Mainz. 
Bestätigt  wurde  es  später  von  K.  Albrecht  1298  (Böhmer  Reg.  num.  4946,  4948. 
Vortritt  vor  Trier).  —  In  Italien  hatte  Otto  I.  B,  Wide  von  Modena  963  zum 
Erzkanzler  besteUt  Otto  lU.  besteUte  Heribert  998  (der  auch  deutscher  Kanzler 
war  und  nach  seiner  Erhebung  zum  Erzbischof  Ton  Köln  999  blieb).  1013  bestellte 
K.  Heinrich  U.  den  Bischof  Eberhard  Ton  Bamberg  zum  Erzkanzler  yon  Italien« 
Konrad  II.  gab  es  1024  dem  Erzbischof  Aribo  Ton  Mainz,  dann  Pilgrim  Yon 
Köln,  nach  dessen  Tode  seinem  Nachfolger  Hermann  (1086).  Seit  Pilgrim  und 
Hermann  besass  Köln  zugleich  das  Amt  des  päpstlichen  Bibliothekars  und 
Erzkanzlers,  dann  das  Recht,  den  König  in  Aachen  zu  krönen.  Urk.  P.  Leo*8  IX. 
Tom  7.  Mai  1052  bei  Jaff6  Reg.  Pont.  num.  3248.  Sent.  a.  1174  {Leg.  H.  145) 
steht:  (der  Erzbischof  wird  selbst  unter  den  Anwesenden  aufgeführt) 
»ego  Qothofredus  cancellarins  yice  Philippi  coloniensis  archiepiscopi  et  Italiae  regni 
archicancellarii  recognori.*^  Die  Bestätigung  aUer  drei  in  Bulla  aur.  Karoli  IV. 
oap.  1.  §.  18  sqq.,  cap.  HL  Vgl  Schwsp.  c  110.  Pfeffinger  Vitriar.  illustr.  L. 
I.  tit.  Xm.  u.  XIV.  Waitz  Jahrb.  I.  228  ff.  Stumpf  Die  Reichskanzler  yor- 
nehmlich  des  X,,  XI.  u.  XIL  Jahrb.,  Innsbr.  1865. 
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Nur  das  Amt  des  Mainzer  Erzbischofs  blieb  für  das  Reich  dadurch  Ton 
Bedeutung,  dass  mit  ihm  bis  zum  Untergange  des  Reiches  die  Leitung 
des  Wahlgeschäfts,  die  Anordnungen  und  Beglaubigung  der  Reichstags- 
geschäfte  und  in  späterer  Zeit  die  Bestellung  der  Person  verknüpft 
war,  die  beim  Kaiser  die  wirklichen  Eanzlerdienste  versah. 

U.  Ton  den  Pfalzgrafenämtem  erhielt  das  des  Pfalzgrafen  vom 
Rheine  seine  Bedeutung,  insofern  derselbe  Richter  im  Gerichte  der 
Fürsten  war.  ^  Er  hatte  zugleich  das  Hofamt  des  Truchsess,  Archi- 
dapifer,  inne. ' 

in.  Der  Herzog  von  Sachsen  -  Wittenberge  ^  hatte  das  Amt  des 
Marschalls,  Archimarescallus,  der  Markgraf  von  Brandenburg  des 
£ämmerers,  Archicamerarius,  endlich  das  Schenkenamt  der  Konig 
von  Böhmen.  ^ 

lY.  Den  wirklichen  Dienst  leisteten  Stellvertreter^  für  den  Erzkanzler 
ein  (Vice-)  Cancellarius  mit  Notaren,  für  die  anderen  Officiales.  Bis  zur 
goldenen  Bulle  waren  auch  die  Aemter  dieser  Officialen  in  bestimmten 
Familien  erblich  geworden.  <  Aus  diesem  Grunde  wurden  zur  täglichen 
Dienstleistung  Gehülfen  bestellt  aus  den  Reichsministerialen,  welche  sich 
im  Gefolge  des  Kaisers  befanden  oder  auf  den  Reichsgütem  sassen,  in 
denen  der  Kaiser  seinen  Aufenthalt  nahm.  "^    So  versahen  die  Erbämter- 


*  §.  70  Anm.  10.    Biedel   De   comite  palatii   judiciis  praefeoto,   BeroL  1831, 
'  Oben  §.  68  Anmerk.  8  und  14. 

*  Siehe  Anhang  I.  — 

>  Bestätigt  Yon  Bndolph  1290  (Böhmer  Reg.  num.  4672.)  Zu  Bense  1338 
wurde  BShmen  ignprirt.  Dasselbe  nahm  factisoh  im  15.  Jahrb.  keinen  Theil  an  den 
Wahlen  (siehe  noch  §.  96  Anm.  7). 

*  Diese  Beiohs-Erbftmter  hatten  nach  der  Bulla  aur.  cap.  27.  29.  des  8ub- 
camerarius  die  Grafen  yon  Falkenstein,  Magister  coquinae  die  yon  Nortenberg, 
Yioepincema  die  Grafen  von  Limburg,  YioemaresoaUus  die  Grafen  yon  Pappen- 
heim. Erbkftmmerer  waren  seit  dem  15.  Jahrb.  die  yon  Weinsberg,  dann  seit  An- 
fang des  17.  die  Grafen  yon  Seinsheim,  die  Fürsten  und  Grafen  yon  Hohenzollern; 
Erbtmchsessen  seit  dem  Ende  des  15^  Jahrb.  die  yon  Selden-Eok,  seit  dem  Ende 
des  16.  (belehnt  1538  in  eyentum)  die  Freiherren  späteren  Grafen  yon  Waldburg, 
welche  übrigens  bereits  yor  der  goldenen  Bulle  dies  Amt  auch  bekleideten,  Ygl. 
Besoldus  Thesaurus  practious  cet.  cum.  oontin.  Dietherri  et  Fritschii,  Pedep. 
et  Batisp.  1740  fol.  sub  yooe  Erb&mter  (P.  L  253  ff.,  P.  IL  195),  der  noch  andere 
nennt,  Dokumente  angibt  und  die  Sportein  nachweist,  welche  diese  bei  Belehnungen 
durch  den  Kaiser  erhielten.  Als  aulae  imperialis  c  am  e  rar  ins  erscheinen  die 
dom.  de  Yalken stein  in  Urkunden  z,  B.  1265  Juli  12  (Böhmer  IJrkundenbuch 
p.  137).  —  A.A.  ab  Haugwitz  Tract.  de  regni  et  aulae  Hareschallorum  nomine 
origine,  definitione  etc.    Budiss.  1690.  4. 

'  Bulla  aurea  cap.  XXYII.  §.  8.    ^Si  tarnen  ipsi  in  Curia  Imp.  seu  Begali  tali 
presentes  existant,  et  eomm  quilibet  in  officio  suo  ministret:    si  yero  ipsi  yel  eorum 
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Inhaber  ihre  Amtsverrichtungen  nur  bei  etwaigem  Aufenthalte  am  Hofe; 
die  Inhaber  der  Erzämter  aber  hatten  nur  bei  Gelegenheit  der  Krönung 
wirkliche  Dienstleistung.  ^ 

V.  Mit  den  Erzämtern  war  verbunden  die  Kurfürsten  würde. 
Hatten  die  Kurfürsten  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  bereits  factisch 
durch  die  allein  geübte  Kaiserwahl  ein  Uebergewicht  über  die  anderen 
Fürsten,  so  führten  die  Zustände  zur  Zeit  Ludwigs  des  Baiem  zur  Yer- 
mehrung  ihrer  Macht.  Sie  traten  1338  zu  Ren  so  (§.  58.  III,  a.)  zu- 
sammen und  gründeten  einen  Clrurverein,^  »g^^n  jeden  ohne  Aus- 
nahme^ für  sich  und  ihre  Nachkommen  sich  yerbindend,  verpflichteten 
sich,  ihre  Streitigkeiten  unter  einander  durch  freiwillige  Vergleiche  oder 
die  Entscheidung  der  Mehrheit  auszutragen,  worin  der  Anfang  der 
späteren  Austräge  liegt,  und  stellten  den  anderen  Fürsten  den  Beitritt 
frei.  Indem  zugleich  die  Kaiserwürde  für  unabhängig  von  päpstlicher 
Zustimmung  erklärt  und  festgesetzt  wurde,  der  von  der  Majorität  Ge- 
wählte sei  durch  die  blosse  Wahl  rechtmässiger  Kaiser  (§.  70.  Anm.  8), 
war  ihr  Uebergewicht  vollendet.  Die  goldene  Bulle  von  1356  bestätigte 
das  Recht  der  Kurfürsten  und  bestimmte,  sie  sollten  alljährlich  sich  ver» 
einigen  und  gleichzeitig  in  derselben  Stadt  ein  Reichstag  gehalten  wer- 
den; 10  durch  das  Haften  der  Stimme  an  dem  für  untheilbar  erklärten 
Territorium  11  war  die  Grundlage  ihrer  Macht  gefestigt,  der  Yollbesitz 
aller  Regalien,  das  alleinige  Wahlrecht  vollendete  ihre  Stellung.  So  hat 
die  goldene  Bulle  Recht,  sie  als  die  Säulen  des  Reiches  i^  zu  preisen. 
Schon  im  J.  1399  durften  sie  zur  Absetzung  des  Kaisers  sich  vereinigen 
und  im  Bunde  mit  anderen  Fürsten  sie  decretiren.  i^  Wiederholt  ist  der 
Kurverein  erneuert  worden;  i^  die   Kurfürsten  haben  eine  Reihe  von 


aliqui  a  prefata  Carla  se  dnxerint  absentandos,  extano  Imp.  vel  Begalis  Goriae 
cottidiani  ministri  yice  absencium,  puta  qnUibet  in  looo  ejus  absentis,  cui  in  Tooa- 
bnlo  sen  officio  communicat,  sicnt  geret  offioiuxn,  sie  toUat  in  premissis  et  fractnm.*' 
Die  Rangordnung  in  cap.  3.  4.  21.  22.  Das  privil.  mains  fingirt,  nm  den  Fürsten 
Torzugehen,  für  den  Herzog  Ton  Oesterreich  den  Titel  „palatinns  archidnz.'*  Ueber 
desselben  angebl.  ^Reichserzjägermeisteramt^  Berohtold  S.  218  ff. 

8  Znm  Erstenmale  dienten  bei  der  Tafel  nach  Otto's  I.  Krönung  die  Her- 
zoge, seitdem  regelmässig,  später  die  Kurfürsten,  Bei  dem  KjCnungszuge  trugen 
Harschall,  TruchsesB,  Kämmerer  die  Insignien  bezw.  Schwert,  Reichsapfel,  Soepter. 

•  Ueber  die  Churvereino  C.  F.  Wyneken  in  Forschungen  VUI.  665  ff. 

^^  Gap.  XII.  de  congregatione  Prinoipum« 

"  Bulla  aurea  KaroU  iV.  cap.  VII.  XX.  XXV. 

»«  Cap.  m.  §.  1.  XIL  XXIV.,  Prooem. 

1*  Hü  11  er  Reichstagstbeater  unter  Friedr.  I.  S.  289  ff. 

1«  So  1424  zur  Kriegführung  gegen  die  Hussiten,  1446  zur  Lösung  des  Schisma. 
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wichtigen  Dingen  allmälig  auch  ohne  den  Kaiser  verhandelt  ^^  und  waren 
bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  nahe  daran,  das  Organ  einer  Cen- 
tralgewalt  für  eine  Gonfoderation  der  Beichsstände  zu  bilden.  Scheiterten 
sie  auch  an  dem  Widerstände  des  Kaisers  Maximilian,  so  blieben  sie 
doch  ein  eigenes  CoUegium,  das  mit  voller  Gleichheit  neben  den  anderen 
Ständen  stand,  diese  jedoch  an  Bechten  überbot. 

VL  An  die  Kurfürsten  fiel  bei  der  Abwesenheit  des  Königs  und  der 
Erledigung  des  Thrones  die  Verwaltung  des  Reiches.  Im  ersteren  Falle 
bestellten  die  Konige  in  der  Regel  in  älterer  Zeit  den  Pfalzgrafen,  einzeln 
auch  andere  Fürsten,  besonders  die  zu  Nachfolgern  Erwählten  ;i^  im 
letzteren  Falle  übte  der  Pfalzgraf  vom  Rheine  und  der  Reichsmarschall 
das  Amt  der  Reichsvicarien  aus.  ^'^ 


15  Absetzung  Wenzels  1399,  1438  Yerhandluogen  mit  dem  Papste;  sie  erliessen 
1438  Landfrieden  (Neue  Sammlung  der  B.  A.  153.  Janssen  Reichscorrespondenz 
L  433  fif.).  Was  sie  wollten,  beweist  deutlicli  ihr  Begehren  auf  dem  Reichstage  iu 
Neustadt  im  J.  1455.  Vgl.  Franklin  Beichsbofgericht  L  369  ff.  Sie  ertheilten 
schon  seit  1899  Willebriefe  bei  wichtigen  Angelegenheiten  (Yitriarius  L.  III.  T.  lY« 
p.  100). 

1*  Die  Bestellung  des  Pfalzgrafen  kommt  schon  vor  unter  Karl  II.  im  Conv. 
Carisac.  a.  877.  c.  17.  (Leg.  L  540.),  Schwsp.  o.  125.  (L.;  c.  106.  W.).  K.  Otto  L 
setzte  Hermann  Billing  zum  Statthalter  ein,  Heinrich  IV.  1090,  als  er  nach 
Italien  zog,  den  Pfalzgrafen  Yon  Lothringen  Heinrich  von  Laach,  neben  ihm 
aber  noch  andere.  Auch  Frauen  kommen  als  Regentinnen  tot.  So  setzte  Otto  III. 
997,  als  er  nach  Italien  zog,  seine  Schwester  Mathilde,  Aebtissin  von  Quedlinburg, 
ein.  Nach  K.  Heinrichs  IL  Tode  führte  dessen  Wittwe,  welche  die  Reichsinsignien 
hatte,  unter  Beirath  ihrer  Brfider,  des  Herzogs  Heinrich  von  Baiem  und  Bischofs 
Dietrich  von  Metz,  die  Regierung.  Unter  Friedrich  IL  finden  wir  dessen  Sohne 
Albreoht  und  Heinrich  als  Statthalter.  Diese  Beispiele  genügen,  um  zu  zeigen,  dass 
die  Sache  bis  zum  18.  Jahrb.  im  Belieben  des  Königs  stand,  jedenfalls  das  Reichs- 
vicariat  nicht  ausgebildet  war. 

17  Bulla  aurea  cap.  Y.  „Quotiens  .  .  vacare  continget  Imperium,  illustris  con^es 
Palatinus  Reni  ...  ad  manus  futuri  Regis  ...  in  partibus  Reni  et  Suevie,  et  in 
Jure  Franconico,  raoione  Prindpatus  seu  Gomitatus  Palatini  privilegii  esse  debet 
provisor  ipsius  Imperii,  cum  potestate  jndicia  ezercendi,  ad  beneficia  ecde- 
siastica  praesentandi ,  recoUigendi  redditus ,  et  proventus ,  et  investiendi  de 
feudis,  juramenta  fidelitatis,  rice  et  nomine  Sacri  Imperii  reoipiendi,  quae  tamen 
per  Regem  Romanorum  postea  eleotum,  suo  tempore  omnia  innovari,  et  de  novo 
sibi  juramenta  ipsa  praestari  debebunt,  feudis  Principum  duntaxat  ezceptis  et  illis 
que  Yanlehen  vulgariter  appellantur:  quorum  investituram  et  coUationem  soll  Im- 
peratori  vel  Regi  Romanorum  specialiter  reservamus.  Ipse  tamen  Comes  Palatinus 
omne  genus  alienationis  seu  obligationis  rerum  Imperalinm,  hujusmodi  provisionis 
tempore  expresse  sibi  noverit  interdictum.  Et  eodem  jure  provisionis  illustrem  Ducem 
Saxonie,  Saori  Imperii  ArchimarescaUum ,  frui  volumus,  in  hiis  locis,  ubi  Saxonica 
jura  servantur,  sub   omnibus  modis  et  conditionibus,  siout  superius  est  expressum.*' 
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§.  72. 
S.   Die  Belchutuide.   Der  BelehsUg.  * 

I.  Wie  in  der  fränkischen  Zeit  (§.  43.)  standen  dem  Könige  bei  der 
Reichsregierung  zur  Seite  die  Grossen :  ihr  Einfiuss  stieg  mit  dem  steten 
Abnehmen  der  königlichen  Gewalt  über  die  Territorien  mehr  und  mehr, 
bis  er  zu  einem  vollen  Rechte  der  Mitregierung  wurde,  seitdem  jede 
Spur  von  dem  ehemaligen  Beamtencharakter  verwischt  und  aus  ihren 
verschiedenen  Ordnungen  eine  geschlossene  Corporation  gegenüber  dem 
Kaiser  erstanden  war.  Man  muss  unterscheiden  die  Zeit  vor  dem  Aus- 
gange des  12.  Jahrhunderts  und  die  spätere.  Bis  ins  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts bleibt  der  Amtscharakter  des  Herzogthums,  der  Grafschaft  noch 
in  lebhaftem  Andenken.  Es  entscheidet  deshalb  auch  das  Amt  und 
das  Treuverhältniss  zum  Könige.  Als  Stände  auf  den  Reichs- 
und königlichen  Hoftagen  treten  bis  dahin  auf  alle  Inhaber  königlicher 
Aemter:  Herzoge,  Markgrafen,  Grafen,  Pfalzgrafen,  Burggrafen,  alle 
Reichsbischöfe,  Reichsäbte,  alle  übrigen  königlichen  Vasallen,  selbst 
Ministerialen.  Alle  diese  Personen  werden  in  Gesetzen  und  Urkunden 
anfanglich  mit  ihren  besonderen  Namen  oder  mit  dem  allgemeinen  ihre 
erste  Stelle  bezeichnenden  Ausdrucke  principes,  primates,  pro- 


DarauB  läset  sich  die  Scheidung  in  Länder  des  fränkischen  und  sächsisohen 
B echt 8  nicht  herleiten,  aber  bestärken.  Klar  ist  der  Gegensatz  überhaupt  nicht, 
aber  durch  die  Geschichte  insofern  herTorgerufon ,  als  anfänglich  Franken  Kern- 
land  war,  bis  durch  das  sächsische  Kaiserhaus  die  Kbenbürtigkeit  des  Nordens  sur 
Thatsache  wurde.  Da  aber  in  Franken  die  Wahl  und  Krönungsstätte  und  der 
Ort  des  ersten  Reichstags  lag,  blieb  ihm  ein  Vorzug.  Ueber  das  Yioariat  des 
Pfalzgrafen  bezüglich  des  Lehnswesens  Schwsp.  Lehnr.  41  b.  c.  c.  147.  L.  Merkel 
L  0.  p.  7.  gibt  nach  einem  Codex  des  Wiener  Archiys  (Beichssachen  n.  14.  fol.  99) 
eine  Urkunde,  anscheinend  yon  Budolph  L  zwischen  1278  und  1282,  als  er  den 
duoatus  Austriae  et  Stiriae  im  Namen  des  Beiohes  yerwaltete,  welche  dem  Pfalz- 
grafen  vom  Bheine  allgemein  das  Vicariat  zuspricht,  ohne  den  Widerspruch  mit 
dem  Schwab.  Lehnr.  a.  a.  O.  zu  lösen.  Böhmer  Beg.  K.  Ludwigs  d.  B.  S.  248. 
n.  188.  Ger  lach  Adolph,  de  Münchhausen  de  vioariatu  italico.  HaL  Magdeb. 
a.  1712.  4.  Für  Italien  hat  Ficker  Forschungen  L  §§.  181  ff.  das  Amt  des 
«Hof^ioars^  und  seine  Beohte  gründlich  erörtert  und  die  Träger  nachgewiesen. 
Ed.  Winkelmann  Die  Wahl  K.  Heinrichs  (Y1I.)i  seine  Begierungsr echte  und  sein 
Sturz  in  Forschungen  L  11  ff. 

*)  Ficker  Beichsfürstenstand  liefert  ein  unschätzbares  Material  aus  Urkunden 
mit  Biesenfleiss  und  TorzügKcher  Combination.  Meine  in  der  1.  Aufl.,  die  früher 
erschien,  lediglich  auf  Grund  der  Beehtsqnellen  (Gesetze  n.  s.  w.)  aufgestellten 
Besultate  sind  wesentlich  dieselben. 
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ceres,  maiores  bezeichnet.  ^  Im  11  Jahrhundert  aber  macht  sich  ein 
Unterschied  geltend,  welcher  den  veränderten  Verhältnissen  entspricht, 
so  dass  man  anfing  principes,  nobiles,  liberi,  ministeriales  zu 
scheiden.  >   So  bildet  sich  denn  unter  den  Reichsständen  selbst  ein  Unter- 


^  Eigentlich  bo  viel  als  die  Yorde raten,  Ersten,  vorsten,  first,  veil  sie 
die  Ersten  im  Reiche,  heim  Könige  sind.  Vgl.  §.  18.  —  In  der  karoling.  Zeit 
kommt  der  Ausdruck  prinoeps  zuerst  fQr  den  K5nig  yor,  z.  B.  Capit.  Bonon.  a. 
811.  c.  1.  4.  Princeps  Bomanorum  und  ähnliche  AusdrDcke  fflr  den  deutschen 
König  finden  sich  in  Menge,  nicht  minder  fOr  andere  Könige  und  selbstständige 
Färsten  (Ficker  S.  26  fif.).  Wie  in  karol.  Zeit  der  gemeinsame  Ausdruck  fideles 
Torkommt,  so  auch  schon  principes  (z.  B.  Ueberschrift  der  Lex  Alomannorum; 
Urkunden  bei  Ficker  S.  43),'  aber  nur  vereinzelt.  Mit  dem  10.  Jahrh.  wird  er 
neben  proceres,  barones,  primates,  primores,  optiraates  häufiger  nicht  blos  für  das 
Reich,  sondern  auch  in  den  selbstständigen  Theilen  desselben.  Regelmässig  wird 
der  Ausdruck  nur  gebraucht  im  Plural,  nm  die  Gesammtheit  zu  bezeichnen,  im 
Singular  princeps,  um  einen  Kinzelnen  als  Glied  zu  bez^chnen,  selten  (wohl 
unus  ex  prlncipibus  u.  dgl.).  Allmälig  kommt  dann  die  Bezeichnung  princeps 
für  den  Einzelnen,  der  und  weil  er  zu  den  principes  regni  gehört,  auf 
{Picker  S.  50  if.,  wo  auf  die  Abweichungen  eingegangen  wird),  die  Beziehung 
auf  ein  Land  ist  vor  dem  Ausgange  des  12.  Jahrh.  selten.  —  §.  83.  Note  2, 
§.  69.  N.  2. 

'  Die  juristische  Scheidung  beweist  der  Friede  K.  Heinrichs  v.  1085  (Leg. 
n.  59.),  wo  der  „principum  terrae  aliquis'  10.  nobilis  5,  „über  aut  mini- 
flterialis*'  2  Pfund  zahlen  muss,  wenn  er  nicht  Hfilfe  leistet  Const.  Frid.  L  v. 
1182  (Mon.  Boica  29.  447).  —  Ottonis  L  et  Ottonis  IL  Leges  a.  969  (Leg.  U.  84.): 
„nostri  imperii  principes  publici  officii  et  ecolesiastioi  ordinis,  divites  et  pau- 
peres,  majores  et  minores.^  Ottonis  II.  Pax  cnmVenetis  von  983  (ib.  85.)  „princi- 
pibuB  ultramontanis  et  italicis,**  worunter  aufgezählt  werden  mehrere  Bischöfe,  der 
Herzog  von  Baiem,  zwei  Grafen,  ^aliisque  quam  pluribus  majoris  et  inferioria  ordinis 
nobilibushominibus.**  Unter  Konrad  U.  (z.  B.  Leg.  11.  39.)  ist  der  gewöhnliche  Ausdruck 
f,walyas8ores  majores"  und  „minores^.  Deutlicher  heisst  es  in  Const.  Henr.  III.  a. 
1054  (ib.  42.):  „consilio  nostrorum  principum,  archiepiscoporum,  episcoporum, 
marchionum,  comitum,  ao  judicio  judicum.^  Heinrich  IV.  schreibt  1076  aus  Worms 
(ib.  48.)  an  die  Bischöfe:  „quia  de  nullius  regni  principum  fidelitate,  quam  de  tua 
majora  speramus.^  In  dessen  Promissio  Ganusina  a.  1077  (ib.  50):  „archiepiscopi 
et  episcopi,  abbates,  duces  et  comites,  caeterique  principes  regni  Teuto- 
nici.''  Curia  Mogunt.  a.  1100  (ib.  60)  „principes  qui  nobisoum  erant^  u.  dgl.  Const. 
pacis  a.  1108  (ib.  60.)  j^filins  regis  juravit  et  primates  totius  regni,  duces,  marchio- 
nes,  comites,  et  alii  quam  multi^  Conv.  Ratispon.  a.  1104  (ib.  62.)  „tam  ecclesiae 
quam  regni  prlncipibus  conlaudantibus  ei  Qonfirmantibus.**  Des  Rathes,  Consenses 
der  Fürsten  zu  Heersfigen  und  Anderem  gedenken  z.  B.  Expeditio  Flandrioa  a.  1107 
(ib.  64.),  Conv.  Spir.  a.  1110  (ib.  65.)  Conv.  Wioeburg.  a.  1121  (ib.  74.;  Beilegung 
des  Streites  mit  dem  Papste)  Conoordat.  Wormat.  (ib.  76)  Chuonradi  lU.  const.  a. 
1186  (ib.  84).  ^Habito  itaque  consilio  arohiepiscopomm,  episcoporum,  ducnm,  mar- 
chionum, comitum   palatinorum,    ceterorumque   nobilium,   simul   et  judicum.*^ 
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schied.  Als  Fürsten^  erscheinen:  *  der  romische  Konig,  die  Mitglieder 
des  Königshauses,  der  Patriarch  von  Aglei,  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe, 
Aebte,  Aebtissinnen,  der  Keichskanzler,  die  Herzoge,  Markgrafen,  Pfalz- 
grafen, Landgrafen,  Grafen.«^  Dieser  Pürstenstand  ist  somit  gebildet 
von  einem  Amtsadel.  Wer  diesem  angehörte,  der  war  zur  Theil- 
nahme  unbedingt  gerufen,  aber  auch  die  übrigen  erscheinen  als  Bäthe 
des  Königs. 

II.  Anders  stellte  sich  die  Sache,  seitdem  die  Landesherrlichkeit  sich 
zu  entwickeln  angefangen,  die  Erblichkeit  der  Lehen  zweifellos  und  mit 
der  Auflösung  der  Herzogthümer  eine  gänzliche  Umwälzung  stattgefunden 
hatte.  Jetzt  konnte  unmöglich  mehr  eine  Gleichheit  zwischen  den  ver- 
schiedenen Personen  herrschen.  Es  war  ein  zu  grosser  rechtlicher  Unter- 
schied eingetreten.  Eine  ganz  besondere  Stellung  nahmen  nunmehr  ein 
die  Inhaber  der  alten  Herzogthümer  und  jene ,  welche  bei  deren  Zer- 
splitterung die  vollen  Herzogsrechte  über  ihr  Territorium  erworben  hatten, 
geistliche  und  weltliche,  mochten  sie  den  herzoglichen  Namen  führen, 
(z.  B.  Oesterreich,  Anhalt)  oder  ihren  bisherigen  beibehalten  (z.  B.  Bran- 
denburg, der  Pfalzgraf  vom  Rheine).  Allen  kam  das  gemeinsame  Merk- 
mal der  blossen  Abhängigkeit  vom  Kaiser,  der  Unmittelbarkeit 
unter  ihm  und  dem  Reiche  zu ;  sie  trugen  ihr  Land  direct  vom  Reiche 
zum  Lehen,  wurden  vom  Kaiser  unmittelbar,  in  Person,  belehnt.  Ob  der 
Einzelne  Herzog,  Bischof,  Abt,  Markgraf,  Pfalzgraf,  Graf  hiess,  war  für 
seine  rechtliche  Stellung  bis  gegen  das  Ende  des  12«  Jahrhunderts  ohne 
Einfluss.  Yen  dem  sachlichen  Merkmale  waren  sie  Fürsten,  Prin- 
cipes.  Diese  Personen  werden  vom  Ende  des  12.  Jahrhunderts  an  auch 
ausschliesslich  als  principes  bezeichnet,  während  die  nicht  unmittel- 
baren Grafeu,  Isobiles,  Liberi,  Ministeriales  mit  verschiedenen  Gesammt- 
bezeichnungen  (nobiles,  barones,  proceres,  curia)  belegt  werden.  <^    Der 


Mehr  und  mehr  ist  blos  Rede  Yon  principes.  Wer  dazu  gehörte,  darüber  Hessen 
die  Quellen  keinen  Zweifel.  S.  Gonst.  Chuonr.  m.  a.  1144  (1147)  ib.  84.,  Curia 
Wirceb.  a.  1148  ib.  86.,  Exped.  Born.  a.  1151  ib.  87. 

>  Siehe  die  Zusammenstellung  bei  F ick  er  S.  67 — ^94  und  Anhang  n. 

^  Der  deutsche  Ausdruck  Fürst  ist  noch  im  13.  Jahrh.  selten,  bedeutet  aber 
entschieden  den  prinoeps  terrae  in  der  spftteren  Bedeutung.  Schwsp.  181  (L.) 
111  (W.  in  den  Var.)  „so  man  sprichet  prinoeps  das  spriohet  in  tütsoh  ein  fürst 
wan  princepB  ist  als  vil  gesprochen  der  vordrest  emphahet  wenne  ein  man  danne 
ein  lehen  emphahet  ron  einem  der  es  yor  im  hat  empfangen  der  heisset  nit  der 
vorderste  an  dem  Lehen  und  mag  nit  geheissen  princeps  ein  forste.** 

B  Nicht  dahin  gehSren  die  Ministerialgrafen  (Ficker  S«  79  fg.). 

•  Ficker  8.  182  ff.,   der  Torher  zeigt,   dass   seit  1180  die  Beichskanzlei  auf- 
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Gipfel  ihrer  Macht  lag  im  königlichen  Banne,  den  sie  direct  vom  Konige 
hatten,  und  im  Herzogthume,  als  dessen  äusserer  Ausdruck  der  Heer- 
bann galt.  Sein  Zeichen,  die  Fahne,  diente  darum  dem  Kaiser  bei  der 
Belehnung  als  Symbol,  woher  der  Name  Pahnlehen  für  diese  Länder, 
Jetzt  wurde  der  Name  Fürst,  prin^eps,  ein  4;echnischer  Ausdruck  für: 
reichsunmittelbarer  Herr  eines  direct  vom  Kaiser  verliehenen  mit  vollem 
Gerichts-  und  Heerbann  versehenen  Territoriums,  Wer  diesen  nicht 
führte,  kein  Bischof  war,  den  höheren  herzoglichen  Titel  oder  nicht  den 
eines  Markgrafen,  Pfalzgrafen  von  Alters  her  hatte,  der  wurde  nunmehr 
den  Fürsten  nur  zugezählt,  wenn  er  deren  ;,consortium,  coUegium"  vom 
Kaiser  beigesellt  wurde.  Das  geschah  im  Laufe  der  Zeit  bei  manchen 
Aebten,  Landgrafen,  Grafen  und  Burggrafen,  welche  das  angegebene 
materielle  Substrat  des  Fürstenthums  hatten.''    Dazu  aber  gehörte  die 


hört,  die  Grafen  als  principes  zu  bezeichnen  und  von  da  ab  der  Gebrauch  principes 
in  slavischen  nnd  anderen  Ländern  schwand. 

^  Ficker  S.  97  ff.  weist  nach,  dass  eigentliche  Erhebangen  von  Bischofen 
im  Mittelalter  kaum  Torkommen,  so  dass  wohl  alle  JEleichsbischöfe  auch  fortan  von 
selbst  zu  den  Fürsten  zahlten.  Ebenso  ist  es  mit  den  Aebten  (die  Urk.  Ton  1196 
fBr  Pf  äff  er  B  ist  unecht,  das.  S.  100),  bezüglich  deren  erst  im  18.  Jahrh.  Er- 
hebungen Torkommen,  während  die  älteren  derartigen  Urkunden  nur  die  Erhebung 
der  Person  im  Auge  haben.  Ueber  die  Erscheinung,  dass  keine  italienischen 
Reichsäbte  als  Fürsten  bezeichnet  werden  das.  S.  359  ff.  Dass  auch  der  Hoch- 
meister des  deutschen  Ordens  im  Mittelalter  noch  nicht  Fürst  war,  zeigt  Ficker 
8.  369  ff.  -  Was  weltliche  Fürsten  betrifft,  so  zeigt  Ficker  8.  103  ff.,  dass 
das  Yon  Thüringen  aus  dem  Jahr  1180  hergenommene  Beispiel  nicht  passt,  eben- 
sowenig 1156  fQr  Gestenreich,  1180  für  Steier,  1179  für  Mecklenburg,  1181  für 
Pommern  von  einer  Erhebung  zum  Fürstenthum  die  Rede  war  und  zu  sein  brauchte. 
Im  Jahr  1188  erfolgt  aber  die  Erhebung  des  Grafen  von  Hennegau  zum  Reichs- 
fürsten und  Markgrafen  Ton  Namur  (das.  3.  107—111.);  Rudolph  erhebt  1282, 
K.  Albrecht  1298  seine  8öhne  zu  Herzogen;  1292  wird  Landgr.  von  Hessen 
Reichsfürst,  1810  der  Graf  von  SaYoyen,  1^17  der  Graf  Ton  Geldern,  1386 
Jülich  zum  F.  u.  Markgr.,  1839  Geldern  z.  F.  u.  Herzoge,  ebenso  Luxemburg' 
1354,  Berg  1380,  Klere  1417,  Holstein  1474,  Württemberg  1495.  Das.  S. 
111  ff.  Ssp.  Hl.  52.  2,  53.  1.  3.;  58.  ^Des  rikes  Torsten  ne  seien  neuen  leien  to 
herren  hebben,  wen  den  koning.  2.  It  n*is  nen  vanlen,  dar  die  man  af  möge  des 
rikes  vorste  wesen,  he  ne  untra't  yon  deme  koninge.  Svat  so  en  ander  man  Yon 
ime  untyeit,  dar  nMs  jene  die  vorderste  an'  me  lene  nicht,  went  et  en  ander  vor 
ime  untfeng,  unde  ne  mach  des  rikes  vorste  dar  af  nicht'  sin.**  Glosse  §.  2.  ^Weu 
brüder  deilen,  wie  dit  forstendum  beholt,  die  wert  des  rikes  forste,  unde  die  ander 
ein  slicht  forste,  den  heiten  wie  forste  genot"  8achsp.  Lehnr.  art.  71.  §.  21. 
„Vorste  het  dar  umme  vorste  des  rikes,  dat  sin  vanlen  dar  he  vorste  van  wesen 
vel  nieman  vor  ime  untvan  ne  sal.  Sven  it  en  ander  vor  ime  untveit  die  't  ime  liet« 
80  n'is  he  die  vorderste  an   der  lennnge  nicht;   dar  umme  ne  mach  he  von  deme 
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Zustimmung  der  übrigen  Fürsten,  solange  die  Rechte  der  Fürsten  auf 
die  Wahl  blieben.  Erst  seit  der  goldenen  Bulle,  welche  die  Stellung 
der  Fürsten  durch  die  Ueberhebung  der  Kurfürsten  änderte,  scheint 
den  Fürsten  weniger  daran  gelegen  zu  sein  und  kommen  zahlreichere 
Erhebungen  vor. 

in.  Eine  niedere  Klasse  der  Beichsstände  bildeten  jene  Herren, 
welche  eine  Grafschaft  von  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  zum  Lehen 
trugen,  desgleichen  die  Dynasten  (§.  68.).  Viele  von  diesen  haben  ihre 
Beichsstandschaft  verloren,  viele  sind  im  Laufe  der  Zeit  in  den  Reichs- 
grafen- oder  selbst  den  Beichsfürstenstand  erhoben. 

lY.  Seit  Wilhelm  von  Holland  erscheinen  auch  die  Städte  des 
Reiches  auf  den  Reichstagen. ^ 

Y.  Das  Yerhältniss  der  Fürsten,  Ghrafen  und  Herren  zum  Kaiser  hatte 
sich  mit  der  Territorialbildung  von  selbst  dahin  gestaltet,  dass  sie  von 
ihm  das  mit  dem  Territorium  verbundene  Fürstenamt  oder  die  Grafschaft 
zum  Lehen  trugen,  ihn  als  Senior  anerkannten,  ihm  durch  die  Lehens- 
treue verbunden  waren.  Trat  ein  neuer  Kaiser  oder  ein  Nachfolger  auf, 
so  musste  das  Band  binnen  Jahr  und  Tag  erneuert  werden.  ^  Durch 
dieses  Lehensband  war  die  Verbindung  zwischen  den  Fürsten  und  dem 
Reiche  erhalten,  indem  dasselbe  einerseits  die  Grundlage  für  die  Gewalt 
des  Herrn  bildete  lo  und  andererseits  zur  Folge  verpflichtete,  wenn  der 


lene  nen  Torste  wesen.  Svie  so  Tanlen  hevet  unde  vorste  is,  die  ne  aal  nenen  leien 
to  herren  hebben  ane  den  koning.*^  Den  Grand  dieser  Unmittelbarkeit  erklärt  S  sp. 
ni.  53.  1.  Homeyer  System  des  Lehnreohts  §.  62.  Die  Pfalzen,  Vanlehn,  Erzbis- 
thümer  und  Bisthümer  in  Sachsen  zählt  auf  Ssp.  IIL  62.  —  Ygl.  Schws.  c.  111. 
114.  (W.)  131.  132.  186.  (L.),  Schwab.  Lehnr.  c.  188.  148.  144.  (L.)  — 

>  Sent  Wilh.  reg^s  a.  1255  (Leg.  II.   871.),  ejnsdem   oonfirm.  paois  (ib.  872), 
ConT.  Oppenheim,  (ib.  875.).    Vgl.  §.  73.  IV. 

•  Sachs.  Lehnr.  XXII.  1.,  XXV.  1.  2.  8.  Schws.  Lehnr.  art'l48  a.  147  a.  (L.). 
üeber  die  Form  der  Belehnnng  s.  Gonst  ducatus  Colon,  a.  1180  (Leg.  II.  168.); 
„praememoratum  arohiepiscopum  Philippum  portione  illa  daoatus,  snae  oollata  eocle- 
siae,  rexiUo  imperiali  solemniter  investivirnus.^  Gonst  dacat.  ^rnnsric.  et  Lüneburg. 
a.  1285  (ib.  818.)  ,,et  enm  solempniter  juxta  consnetudinem  investlTimus  per  yezilia.*^ 
Gonoordat.  Wormat.  a.  1122  (ib.  75):  „Klectus  autem  regalia  absqoe  omni  exactione 
per  sceptrum  a  te  recipiat.^  Bulla  aurea  a.  1856  cap.  V.  §.  1.  XXIX.  über  die 
Taxen  bei  der  Belohnung  ^sexaginta  tres  marcas  argenti,  cum  uno  fertone.^  PriTÜeg 
flohfitzte.  (Deshalb  fabrioiri  das  Ssterr.  Mains  dies.)  —  Sachsp.  IIL  59.  1.  ,,8venne 
man  küset  bischope  oder  ebbete  oder  ebbedischen,  die  den  hersohilt  hebben,  dat 
len  seien  si  yore  nntran  unte  di  bisorge  na.**  HI.  60.  1.  „Die  keiser  liet  alle  geistlik 
▼ersten  len  mit  deme  soepter,  alle  vertlik  vanlen  liet  he  mit  vanen.  Nen  ranlen  ne 
mut  he  ok  ledich  hebben  jur  unde  dach.*^    Vgl  hierüber  Homeyev  a.  a.  O. 

10  Dies  statnirt  für  die  Vasallen  der  Fürsten  ausdrücklich  die  Sententia  de 
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Kaiser  rief.  ^^  Brach  der  Herr  die  Treue,  so  konnte  der  Kaiser  das  Lehen 
einziehen.  Die  yolie  Erblichkeit  der  Lehen  brachte  aber  mit  sich,  dass 
der  Kaiser  dem  fähigen  Nachfolger  dieselben  nicht  verweigern  konnte 
(§.  76.).  Sie  gab  zugleich  der  Herrschaft  über  das  Land  den  Charakter 
der  Patrimonialität,  indem  das  zu  Lehen  besessene  Fürstenthum  u.  s.  f. 
nicht  so  sehr  als  Inbegriff  öffentlicher  Hechte,  sondern  als  Folge  eines 
der  Familie  erworbenen  Besitzthums  erschien.  Diese  Doppelnatur  der 
Beichslehen  brachte  einerseits  mit  sich,  dass  der  Herr  über  dasselbe 
nicht  wie  über  sein  Allode  YerfQgen  konnte;  ^^  zugleich  hatte  aber  das 
gemeinsame  Literesse  der  Beichsstände  und  ihre  Macht  dem  Grundsätze 
Anerkennung  verschafft,  dass  auch  der  Kaiser  weder  ohne  ihre  Zu- 
stimmung is  die  Beichslehen  verändern  durfte,  noch  ein  erledigtes  Fahn- 
lehen über  Jahr  und  Tag  in  seiner  Hand  behalten  konnte.  ^^  Uebrigens 
konnte  der  Konig  ein  solches  jeder  fähigen  Person  geben,  ^b 


offioiatifl  prinoipum  a.  1223  (Leg.  ü.  250.).  Dasselbe  folgt  ans  den  Reichegeseizeii 
über  Untheilbarkeit,  UDveräasserliohkeit  ohne  Znatimmnng  von  Kaiser  und  Reichs- 
ständen. 

"  Homeyer  System  §.  23  flF.  Sachs.  Lehnreoht  art.  3.,  4  (§.  74.  N.  ♦  u.  7). 
dat  gekündeget  wert  dar't  trene  man  des  Herren.  Sehwäb.  Lehnr.  art.  8.  L. 

i>  Hiervon  macht  das  Ssterr.  Minus   eine   beschränkte  Ausnahme.    Das  Mains 
§.  4  sacht  den  Bfickfall  durch  Ausschluss  der  Beichslehen  eu  verhüten. 

IS  Gonst.  ducatuB  Colon,  a.  1180.  „^ob  itaqne  habita  cum  prinoipibus  deli- 
beratione,  oommuni  ipsorum  oonsilio,  duoatum,  qui  dicitur  Westphaliae  et  Angariae, 
in  duo  diyisimus,  et  .  .  .  unam  partem,  eam  videlioet  quae  in  episcopatum  Golo- 
niensem  et  per  totum  Patheburnensem  episcopatum  protendebatur,  cum  omni  jure 
et  jurisdictione ,  ridelicet  cum  oomitatibus,  cum  advocatiis,  cum  oonductibus,  cum 
mansis,  cum  ourtibus,  cum  beneficiis,  cum  ministerialibns,  cum  mancipiis,  et  cum 
Omnibus  ad  eundem  dncatnm  pertinentlbus,  ecclesiae  Goloniensi  legitimo  donationis 
iitnlo  imperatoria  liberalitate  oontulimus,  et  requisita  a  prinoipibus  sententia,  an 
id  fieri  lioeret,  adjudioata,  et  oommuni  prinoipum  et  totius  curiae  assensu 
approbata^  oet.    Aehnlich  const.  duoatus  BrunsYicensis.    Gf.  §.  75  n.  4. 

14  Ssp.  III.  53.  8.,  60.  1.  In  der  Folge  ertheÜte  man  Erentualbelehnungen. 
Böhmer  Beg.  n.  8343.  3549.    Fioker  Entstehungsseit  S.  131  ff. 

'S  Das  prir.  minus  für  Oesterreich  macht  eine  Ausnahme,  indem  es  dem 
Herzoge  die  Ernennung  des  Naohfolgers  einräumt.  Seitdem  und  wohl  dadurch 
Toranlasst,  kommen  solche  Ernennungen  von  Nachfolgern  vor.  Siehe  die  Angaben 
bei  Berohtold  S.  93  ff.  Die  goldene  Bulle  Karls  IV.  oap.  YII.  §.  5  setzt 
von  Neuem  für  die  Eurfürstenthümer  das  kaiserliche  Yerleihungsrecht  im  Bückfalle 
fest,  nur  für  Böhmen  die  Wahl  „per  regnicolas^,  gemäss  dessen  alten  Privilegien. 
Karl  hat  sich  -wenig  um  dieses  Becht  gekümmert.  Denn  wie  konnte  er  sonst  für 
Mähren  auf  den  Fall  des  Aussterbens  der  böhmischen  Linie  ohne  männliche  Erben 
die  mährische  sucoessionsfähig  erklären  „absque  electione  sive  assumptione  alia* 
und  sich  in  seinen  Erbverträgen  gar  nicht  um  das  Becht  des  böhmischen  Volkes 
kümmern? 
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YI.  Während  dieses  ganzen  Zeitraumes  schreibt  kein  Beichsgesetz 
die  Art  genau  Tor,  wie  der  Kaiser  die  Beichs^tände  zur  Theilnahme  an 
der  Reichsregierung  beiziehen  solle.  An  die  Stelle  der  alten  karolingischen 
Beichstage  mit  ihrer  festen  Organisation  traten  unter  Otto  L  praktisch 
die  Hoftage,  auf  denen  an  den  hohen  Festen  die  Grossen  des  Herzog- 
thums  erschienen.  Jedoch  fanden  auch  ab  und  zu  Beichstage  statt, 
anfanglich  nicht  regelmässig.  Allmälig  finden  wir  ausserordentliche 
Beichstage  und  regelmässige  ausgeschrieben.  Ihre  Geschäfte  waren :  Er- 
lassung der  Gesetze,  Landfriede,  Entscheidung  der  Streitigkeiten,  welche 
vor  den  Eodser  gehörten,  wie  die  Sachen  der  Beichsunmittelbaren,i® 
Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden,  Abschliessung  von  Bündnissen,  Ver- 
träge mit  dem  Papste  und  fremden  Fürsten,  Fällung  der  Beichsacht, 
Entziehung  der  Beichslehen  u.  dgl.  m. 

YU.  Keben  den  aufgezählten  Grossen  und  den  Städten  kommen  bis 
zum  14.  Jahrhundert  regelmässig  auch  noch  die  Ministerialen  des 
Beiches  als  anwesend  und  mitwirkend  auf  den  Beichstagen  vor.^'' 

YIU.  Bei  der  Entscheidung  Ton  Streitigkeiten  oder  Losung  von 
Bechtsfragen  forderte  der  Kaiser  einen  Bischof,  Fürsten,  Gh-afen  u.  s.  w. 
auf,  seine  Meinung  auszusprechen,  welche  dann  der  Konig  nach  erlangter 
Zustimmung  der  Stände  als  Beichssentenz  (sententiaimperii)  verkündigte. ^^ 
Bei  Gesetzen  u.  s.  w.  wird  consilium,  consensus,  assensus  der 
Stände  erwähnt,  ohne  dass  über  die  Art  der  Yerhandlung  und  Beschluss- 
fassung ein  Näheres  erhellt.^*  Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  mit  der  schärferen  Sonderung  der  Stände  auch  ein  formlicheres 
Verfahren  eintrat  und  sich  die  Genossen  zusammenfanden.  Seitdem  die 
Kurfürsten  zu  Bense  in  coUegiale  Berathung  getreten  waren,  haben  sie 
zweifelsohne  fac tisch  ein  besonderes  Kolleg  gebildet;   denn  von  da 


^*  Ssp.  m.  45.  n^Ter  der  veraten  lif  unde  ire  gesont  ne  mnt  neman  richtere 
sin,  wan  die  koning.^  —  §.  118. 

^^  Es  bedarf  desfalls  nur  eines  Blickes  in  die  Beichsgesetze. 

18  Ghuonradi  III.  regis  sententia  a.  1149  (Leg.  11.  564.),  Kudolphi  I.  1281  (ib. 
426).  Handelte  es  sich  um  eine  Yerurtheilung ,  so  ging  der  Sentenz  die  gewöhn- 
liche dreimalige  Ladung  voraus,  auf  deren  Fruchtlosigkeit  die  Acht  folgte,  z.  B. 
Henrici  YII.  sent.  in  regem  Robertum  a.  1813  (ib.  545.)  die  Aechtung  Heinrichs  des 
Löwen  (Böhmer  Reg.  n.  2611.  2614.  2615.  2619.  2624.  2625.). 

19  Obwohl  feste  Grundsätze  fehlen,  darf  man  doch  behaupten,  alle  dem  Her- 
kommen widerstreitenden  königlichen  Acte  und  alle  wichtigen  Dinge  forderten  Zu- 
stimmung des  Reichstags.  Solches  finden  wir  1180  bei  Theilung  des  Herzogthums 
Sachsen,  1213  in  der  goldenen  Bulle  von  Eger  (Leg.  II.  224.)  betreffend  das  Yer- 
hältniss  Friedrichs  IL  zum  Papste. 
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ab  ist  regelmasBig  in  den  ffir  das  ganze  Reich  erlassenen  Gesetzen  die 
Bede  von  Kurfürsten^  Fürsten,  Grafen,  Herren  und  Städten.  ^^ 

IX.  Ausser  den  Reichstagen  hielt  der  Kaiser  in  den  einzelnen  Thellen 
des  Reiches  Hof  tage,  auf  denen  die  dazu  geladenen  Grossen  des  be- 
treffenden Reichslandes  (Sachsen,  Baiem,  Franken,  Schwaben)  zu  er- 
scheinen hatten.si  Wer  ohne  Grund  ausblieb,  den  konnte  Strafe  treffen.'^ 
Auf  diesen  Hoftagen  wurden  die  besonderen  Angelegenheiten  des  Reichs- 
theiles  geordnet  und  die  allgemeinen  verbreitet« 

X.  Die  Zeit  der  Reichs-  und  Hoftage  bestimmte  der  Kaiser;  er 
muBste  zur  rechten  Zeit  vorher  die  Fürsten  entbieten.  Der  Ort  waren 
die  kaiserliefaen  Pfalzen,  die  Städte  des  Reichs  und  die  bischöflichen.^^ 

§.  73. 

I.  Während  des  Mittelalters  war  der  öffentliche  Rechtszustand  durch 
beständige  Fehden  der  grossen   und  kleinen  Herren  getrübt.    Dies   lag 


><*  E.  Wenzel  erneuert  1879  zu  Nflmberg  (WeizsSoker  8.  248)  den  von 
seinem  Yator  „mit  rate  der  Eurfftsten  and  andrer  farsten  edeln  und  stette*^  ge- 
sehehenen  Landfrieden.  Desa.  Gebot  Yom  J.  1388  (das.  S.  375)  nach  rat  der  Eurf. 
n.  andrer  forsten  gaistL  und  weltl.  u.  ander  grawen  u.  herren,**  Landfrieden  zu 
Eger  1389.  (N.  8.  L  91):  AbBohied  y.  1422  (das.  117  ff.).  —  Die  sog.  Quaternionen 
des  Reichs,  welche  Ficker  R.  F.  8.  215  mit  Recht  als  Spielerei  bezeichnet, 
haben  keinen  Werth;  die  angeblichen  16  Fflrstenthümer,  auf  die  das  Reich  gebaut 
sei,  sind  gemacht.  Ficker  zeigt  aber,  wie  wenig  man  in  den  späteren  Reichszeiten 
alte  Verhältnisse  zu  benrtheilen  f&hig  gewesen  ist,  indem  man  jener  Spielerei  wirk- 
lichen Werth  beilegte.  —  Es  hing  mit  den  Territorialverhältnissen  zusammen ,  dass, 
abgesehen  yon  der  Eurstimme  bei  der  Wahl  (Bulla  aurea  oap.  YU.),  nicht  blos  das 
Familienhaupt  auf  dem  Reichstage  erschien.  So  sind  im  Landfrieden  zu  Nürnberg 
1388  (Weizsäcker  S.  368)  ausser  dem  ältesten  Pfalzgrafen  noch  yier,  im 
Reichsabsoh.  zu  Nflmberg  1481  (N.  S.  L  S.  149)  fünf  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  zwei 
Landgrafen  zu  Leuohtenberg,  zwei  yon  Wolkenstein,  in  dem  yon  1495  mehrere  Land- 
grafen yon  Hessen  (ib.  IL  15)  erwähnt  Häufig  geschieht  auch  der  mitgebrachten 
Söhne  Erwähnung. 

>i  Das  Privileg  für  Oesterreich  yerpfiichtet  den  Herzog,  nur  zu  den  in  Baiern 
ausgeschriebenen  BLoffcagen  zu  erscheinen.  Böhmen  brauchte  gar  keine  Hof  tage 
zu  besuchen.  Das  priyil.  malus  für  Oesterr.  statuirt  dasselbe.  Berchtold 
S.  126.  —  Das  Erscheinen  auf  den  Hoftagen  gall;  als  Beweis  des  Reichsfdrten- 
standes.    So  1187  bezüglich  des  Prager  Bischofs:  Ficker  S.  271  fg. 

"  Ssp.  HL  62.  1.  m.  64.  1.  Grösse  der  Bussen  und  des  Bannes.  Schwsp. 
c.  186.  187.  138  L. 

s*  Ssp.  m.  62.  1.  Schwsp.  c.  137  L.    Ueber  die  Zeit   der  Hoftage    Ssp.  HI. 
62.  1.  u.  Schwsp.  c.  138  L.  —  Unter  Heinrich  lY.  fangen  die  Fürsten  an,  auch 


224  Gesch.  d.  Verf.  IL  u.  m.  Per.  II.  Kap.  §.  73. 

anfänglich  in  der  Unbestimmtheit  der  YerhaltniBse  während  der  lieber- 
gangsperiode  des  9.  und  10.  Jahrhunderts,  in  der  stets  zunehmenden 
Macht  der  Landesherren,  der  grossen  Anzahl  von  Territorien,  deren  Zer- 
splitterung und  Durchbrechung  mit  exemten  Gebieten,  wodurch  die 
Landesherren  selbst  an  einer  kräftigen  Regierung  gehindert  waren,  später 
in  der  stets  sinkenden  Macht  des  Elaisers,  den  vielen  Kriegen  und 
sonstigen  Verwicklungen  nach  Aussen,  endlich  als  Folge  aller  dieser 
Yerhältnisse  in  dem  Mangel  eines  kräftigen  Reichsgerichtes  und  zur 
Durchführung  seiner  Urtheile  sowie  zur  Yerhinderung  von  Fehden  in 
dem  unvollkommenen  Heerwesen  un^  in  dem  Vorwiegen  des  privatrecht- 
lichen Charakters  des  Unterthansbandes  wie  der  Landesherrlichkeit.  Auf 
die  Verfassimg  des  Reichs  waren  diese  Zustände  vom  grössten  Einflüsse. 

n.  Zuerst  suclite  die  Kirche,  um  der  durch  die  ungezügelte  Selbst- 
hülfe nothwendig  eintretenden  Lockerung  christlicher  Zucht  einen  Damm 
zu  setzen,  wenigstens  die  kirchlich  geheiligten  Tage  und  Zeiten  durch 
Stellung  derselben  unter  den  Gottesfrieden  (Fax  Dei)  zu  schützen, 
dessen  Bruch  sie  mit  Ausschliessung  aus  ihrer  Gemeinschaft  und  anderen 
Strafen  ahndete.  ^ 

in.  Aber  der  Gottesfriede  führte  nicht  zum  Ziele,  da  er  die  Be- 
rechtigung zur  Fehde  nur  auf  Tage  unterbrach,  diese  darum  in  offenen 


ohne  den  König  zn  Yersammlungen  zusammen  zu  treten.  So  18.  März  1077  za 
Forchheim,  wo  der  GegenkSnig  Rudolph  gewählt  wurde. 

*  Volumen  renun  germonicarum  noTum  sive  de  pace  imperii  puhlica 
libri  V.  cet.  authore  Jo.  Phil.  Datt,  TTlmae  1698,  fol. 

1  Aug.  Kluckhohn  Geschichte  des  Gottesfriedens,  Leipzig  1857.  In  Deutsch- 
land führte  ihn  zuerst  ein  Bischof  Heinrich  TonLüttichimJ.  1081.  (Kluck- 
hohn S.  64  fif.).  K.  Heinrich  IV.  bestätigte  ihn.  Darauf  folgte  firzbischof  Bigiwin 
Ton  Köln  in  Constitutio  Pacis  Dei  in  synodo  Goloniensi  a.  1083  d.  20.  Aprilis  pro- 
mulgata  bei  Pertz  (Leg.  II.  58.).  Die  Sjnode  ron  Mainz  1085  erweiterte  ihn;  das 
Instrument  als  constitutio  pacis  dei  Henrici  IV,  imperatoris  ibid.  55  sqq. 
Dass  er  nicht  yon  Heinrich  ist,  daher  nicht  als  Eaisergesetz  erscheint,  ist  un- 
zweifelhaft. Kluckhohn  8.  75  ff.  Giesebrecht  III.  8.  595.  (meint  aber  ,,da8s 
der  Gottesfriede  Tom  Kaiser  und  der  Synode  förmlich  zum  allgemeinen  Reichsgesetze 
erhoben  wurde^).  Die  yon  P.  Ürban  n.  zu  dermo nt  1095  gehaltene  erhob  ihn 
zum  allgemeinen  Kirchengesetz.  Oonst.  pac.  in  dioec.  Gonstant.  a.  1108  (Leg.  II. 
61.).  Der  Charakter  erhellt  aus  dem  ins  Corpus  juris  canonici  (Tit.  X.  de  treuga 
et  pace  I.  34.)  aufgenommenen  oan.  21.  u.  22.  des  8.  Concils  vom  Lateran  1179. 
Danach  sollen  treugae  sein  von  Mittwoch  Abend  bis  Montag  Morgen  (a  quarta  feria 
post  oocasum  solis  usque  ad  secundam  feriam  in  ortn  solis),  in  der  Advents-  und 
Fastenzelt;  der  Bruch  zieht  nach  8mal.  Mahnung  die  Excommunioation  herbei,  Ver- 
lust der  Stellung.  Geistliche,  M5nche,  Wallfahrer,  Kanfleute,  Wanderer,  Bauern, 
Ackersleute  und  Ackerrieh  haben  steten  Frieden.    Sachsp.  II.  66. 
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Zeiten  einen  desto  heftigeren  Charakter  annahm.  Nun  griffen  die  Kaiser 
zu  dem  Mittel,  auf  bestimmte  Zeit  alle  Fehde  zu  verbieten,  diesen  Land- 
frieden selbst  zu  beschworen  und  eidlich  von  den  grossen  und  kleinen 
Vasallen  geloben  zu  lassen,  unter  Festsetzung  von  Strafen  fär  dessen 
Bruch.^  Da  jedoch  die  Fehde  gestattet  blieb,  wenn  die  vom  Gesetze 
geforderten  Bedingungen  zur  gütlichsn  Beilegung  eines  Streites  und  die 
Formen  für  die  Befehdung  eingehalten  wurden,^  Mittel  zur  üeberwachung 
geschweige  denn  zur  Durchführung  fehlten,  so  hatten  die  Landfrieden 
keinen  durchgreifenden  Erfolg. 

lY.  Ganz  besonders  litt  unter  der  Rechtsunsicherheit  der  Handel  und 
mit  ihm  das  Interesse  der  Städte.    Diese  schlössen  daher  schon  im  An- 


>  Auch  den  Gottesfrieden  beschwor  man.  Juramenta  paois  dei  a.  1083,  1085 
in  Leg.  11.  5.  48  sq.,  wodurch  jedoch  sein  Charakter  nicht  yerftndert  ist.  Das  erste 
Beispiel  des  Landfriedens  ist  aus  d.  J.  1005,  wo  ihn  E.  Heinrich  II.  zu  Zürich 
beschwören  liess.  Darauf  folg^  unter  demselben  1011  der  zu  Merseburg  auf  5  Jahre. 
Eluokhohn  8.  79  fg.,  Qiesebrecht  IL  594  if.  Unter  E.  Eonrad  IL  und  Hein- 
rich in.  ersetzten  Gesetze  den  Vertrag.  Siehe  über  den  Antheil  Heinrichs  IIL  an 
der  Treuga  Dei  Eluckhohn  S.  38.  u.  zum  Theil  dagegen  Giesebrecht  II.  880 
u.  638  fg.  Im  J.  1093  wurde  der  erste  ohne  Mitwirkung  des  EÖnigs  zu  Ulm  durch 
die  schwäbischen  Fürsten  Tom  25.  Nov.  bis  zu  den  nächsten  Ostern  geschlossen. 
Es  folgt  dann  Const.  pacis  generalis  Henrici  IT.  a.  1108  in  Curia  Moguntina  in 
Leg.  n.  60. 

'  Henr.  V.  treuga  a.  1105  (Homeyer  Sachsensp.  11.  1.  97.  Anm.;  bei  Pertz 
Leg.  n.  266.  Heinr.  VE.  zugeschrieben),  benutzt  in  Bsp.  11.  66  ff.  Frid.  I.  const. 
contra  incendiarios  (ib.  183.)  a.  1187,  Henr.  reg.  const.  a.  1284.  (ib.  800  sqq.). 
Frid.  n.  const.  pacis  Mogunt.  a.  1285.  (ib.  313.)  c.  3.  5.  bestimmt,  „ut  nuUus,  in 
quacumque  re  dampnum  ei  vel  grayamen  fuerit  iUatum,  se  ipsum  vindicet,  nisi  prius 
querelam  suam  coram  suo  judice  propositam  secundum  jus  usque  ad  definitiyam 
sententiam  prosequatur;  nisi  in  oontinenti  ad  tutelam  corporis  sui  vel  honorem 
suorum  vim  vi  repellat,  quod  dicitur  nothwere.  Si  quis  aliter  processerifc  ad  vin- 
dictam,  dampnum  illatum  adTorsario  solyat  in  duplum,  nullam  actionem  bibi  de 
dampnis  yel  grayaminibus  iUatis  sibi  de  cetero  competente.  Si  quis  yero  coram 
judice  .  .  .  processerit,  si  jus  non  fuerit  consecutus,  et  necessitate  cogente,  oportet 
eum  diffidare  inimicum  suum,  quod  yulgo  dicitur  widersage,  hoc  diumo  tempore 
faciat,  et  eztunc  usque  in  quartum  diem,  id  est  post  tres  integres  dies,  diffidans  et 
diffidatus  integram  pacem  seryabunt  sibi,  in  personis  et  rebus.  Is  autem  in  quo 
yiolatum  fuerit  hoc  statutum,  coram  judice  oonqueratur,  qui  per  se  yel  per  nuncium 
citabit  yiolatorem,  et  nisi  yiolator  productus  super  hoc  yel  septena  manu  sinodalium 
hominum  purgayerit  innocentiam  suam,  quod  non  commiserit  contra  hoc  statutum, 
p'erpetuo  pene  subjaceat  quod  dicitur  erenlos  und  rechtlos.*'  Bulla  aurea  a.  1356 
gegen  die  Eniffe,  das  Lehen  aufzukündigen  und  durch  einen  anderen  Boten  die 
Fehde  anzusagen,  c.  17.  §.  2.  wie  der  Landfr.  y.  1235.  Verbot  des  Waffentragens: 
Const.  Budolphi  L  a.  1281.  o.  45.  (Leg.  II.  430).  Bsp.  H.  71.  §.  2.  3  (ygl.  II.  67.), 
HL  2,  56  §.  2,  69.  §.  1. 

T.  Schulte,  Beichs-  n.  Bechtsgescb.    4.  Anfi.  15 
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fange  des  dreizehnten  Jahrhunderts  unter  sich  BOndnisse  zum  gegen- 
seitigen Schutze,  zur  Sicherung  des  freien  Geleites  für  die  fremden  Kauf- 
leute  und  eigenen  Bürger.^  Aus  Besorgniss  Tor  der  hierdurch  wachsen- 
den Macht  derselben  traten  die  Landesherren  und  auf  deren  Betrieb  der 
Kaiser  diesen  Bündnissen  entgegen.  ^  Die  wirkliche  Macht  der  Städte 
siegte  aber;  während  des  s.  g.  Interregnums  fanden  sieh  selbst  die 
Fürsten  bewogen,  diesen  Bündnissen  beizutreten,^'  der  Eonig  bestätigte 
sie,''  empfing  die  Boten  der  Städte  auf  dem  Beichstage,^  so  dass  seitdem 
ihre  Reichsstandschaft  entschieden  war.^ 

y.  Von  jetzt  ab  sind  die  Landfrieden  nicht  mehr  kaiserliche  Ge* 
setze,  welche  die  Stände  zu  grosserer  Bekräftigung  beschworen,  sondern 
in  Wahrheit  Verträge  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Reichsständen, 
deren  Lihalt  jener  als  Reichsgesetz  publicirte.  Erscheint  dies  auch  an- 
fänglich nicht  deutlich,!^  so  ist  doch  bereits  im  14«  Jahrhundert  jeder 
Zweifel  daran  unmöglich,  ^^  YoUends  von  da  ab,  als  die  anderen  Stände 
des  Reiches,  weil  ihnen  die  Macht  der  Städte  immer  gefährlicher  zu 
werden  schien, ^^  sich  gleichfalls  in  yerschiedenen  Bündnissen  zusammen-  * 


^  Auch  das  Institut  der  Pfahlbürger  (§.  80.)  hängt  hiermit  zusammen. 

'  Gassatio  confoederationis  Moi^untinae,  Pinguiae  eto.  Friedrichs  II.  vom 
27.  Not.  1226.  (Leg.  IL  257.)|  Henr.  reg.  sent.  contra  communiones  civitatam  a.  1241 
(ib.  278.).  Edictum  contra  communia  oivitatum  a.  1282.  (ib.  286.)  um  die  Macht- 
entfaltung der  Städte  zu  verhindern  und  sie  wieder  unter  die  Landesherren  zu  bringen. 

^  Am  18.  Juli  1254  (Leg.  n.  868 )  schlössen  Mainz,  Köln,  Worms,  Speier, 
Strassburg,  Basel  u.  a.  ein  Friedensbandniss  auf  zehn  Jahre,  dem  die  £rzbisch5fe 
von  Mainz,  Köln  und  Trier,  die  Bischöfe  von  Worms,  Strassburg,  Metz,  Basel,  viele 
Grafen  und  Nobiles  beitraten.  Dies  wiederholten  sie  am  6.  Okt.  ej.  a.  zu  Worms 
(ib.  869). 

7  Confirmatio  pacis  a.  1255  in  Leg.  IL  871. 

^  Wilhelmi  reg.  sent.  de  bonis  naufragantium  et  de  moneta  a.  1255,  ib.  371. 

B  Schon  im  August  1274  gab  K.  Budolph  (Mandatum  de  negotiis  imperii  ad- 
ministrandia  in  Leg.  II.  898.)  dem  Erzb.  v.  Salzburg,  sowie  den  Bisch,  von  Regens- 
burg u.  Passau  den  Auftrag  zur  Ordnung  der  Reichsangelegenheiten  zu  conferiren 
„cum  baronibus,  comitibus,  liberis  ministerialibus,  militibus,  civibus  et  commnnitati- 
bus  civitatum*^,  bestätigte  am  20.  Sept.  (ib  399)  die  Immunität  der  Reichsstädte  und 
erklärte  in  Curia  August,  a.  1275  (ib.  402.),  dass  er  behufs  des  Landfriedens  einen 
Reichstag  berufen  wolle,  zu  dem  er  zuzuziehen  beschlossen  „prinoipes,  comites  et 
barones  nee  non  et  communia  civitatum^.  Vorher  hatte  er  im  selben  Jahre  (ib.  401.) 
die  constitutiones  contra  communiones  civitatum  seiner  Vorfahren  bestätigt. 

10  Const.  pacis  in  curia  Mogunt.  a.  1281.  erwähnt  die  Städte. 

11  Landfr.  Ludwigs  des  Baier  zu  Namberg  v.  1323.  (Neue  Samml.  L  S.  43.) 
„mit  gunst  und  mit  rat  der  erbern  Herren  und  fursten,  geistlicher  u.  weltlicher, 
grafen  und  freyen  dinstman  u.  stet**. 

i>  Der  Grund  lag  im    schwäbischen    Städtebund   von  1831,    1356,    1376, 
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thaten,^^  und  endlich  der  Kaiser  Wenzel  die  gesammten  Stande  scar  ver- 
tragsmässigen  Schliessung  eines  Friedensbundes,  ja  selbst  die  Fürsten  u.  s.  f. 
zum  Eintritte  in  den  grossen  Städtebund  bewog.^^  So  treten  die  Reichs- 
stande ToUends  dem  Kaiser  gegenüber  als  wirklich  zur  Theilnahme  an 
der  Begierung  berechtigt  entgegen.  ^^ 

YL  Der  Rechtszustand  wurde  trotz  aller  Landfrieden  und  der  aus 
alter  Zeit  hergebrachten  wie  der  neu  angewandten  MitteU<^  kein  völlig 
gesicherter,  weil  kein  Reichsgericht  existirte,  das  über  Friedensbrüche 
unbedingt  erkannte  und  Mittel  hatte,  seinen  Urtheilen  Geltung  zu  ver« 
schaffen.  Erst  durch  den  Ewigen  Landfrieden  von  1495  wurde  ein 
geordneter  Rechtszustand  geschaffen.  Dies  wurde  nicht  so  sehr  durch 
dessen  neue  Bestimmungen,  als  yielmehr  dadurch  erreicht,  dass  die  mit 
dem  Schiesspulyer  veränderte  Kriegführung  und  das  Aufkommen  stehen- 
der Milizen  die  Möglichkeit  bot,  das  Faustrecht  gründlich  abzuschaffen. 
Indem  nun  im  ewigen  Landfrieden  die  Handhabung  der  Ordnung  in  die 
Hand  der  grosseren  Landesherren  gelegt  wurde,  welche  in  ihren  Terri- 
torien schon  länger  im  Ganzen  geordnete  Rechtszustände  geschaffen 
hatten,   horte  von  selbst  das  Räuberhandwerk  der   kleinen  Herren  auf, 


welcher  besonders  dem  Handwerk  der  yielen  sohwftbisohen  Herren  Eintrag  that. 
W.  Vi  scher  Gesch.  des  schwftbisohen  StSdtebundes  der  Jahre  1376 — 1389  in 
Forschungen  n.  1  ff.  m.  1  ff.  Bode  Gesch.  des  Bandes  der  Sachsenstädte  bis 
zum  Ende  des  M.  A.  das  II.  203  ff. 

IS  Datt.  L.  I.  c.  YII.  (S.  42  ff.)  beschreibt  die  ^sooietates  belüoae  sub  S.  Gre- 
gorii.  S.  Wilhelmi,  et  Leonnm  symbolo^,  vu  viele  andere. 

14  Die  zahlreichen  Verhandlungen,  Städtetage,  Landfrieden  u.  s.  w.  von  1377 
bis  1387  in  Weizsäcker  Reiohstagsakten,  dessen  Einleitungen  die  Geschichte  all- 
seitig aufhellen.  Landfr.  y.  Eger  y.  1389  (N.  S.  I.  91).  Auf  dem  Reichstage  zu 
Eger  1389  wurden  alle  Einungen  ausser  einer  Terboten,  diese  sollte  bestehen  unter 
Vorsitz  des  gemeinen  kais.  Obmanns  aus  Ghurfürsten,  Fürsten  und  Grafen  (4  Mit- 
glieder), Städten  (ebensoriele) :  N.  S.  I.  91.  §.  2. 

»  In  den  Beschlüssen  zu  Mainz  r.  1402  wegen  der  Münze  §.  1.  (N.  S.  I.  108.): 
„Es  ist  zu  wissen,  dass  unsere  gnedigen  Herren  des  römischen  Königs  u.  unser 
Herren  der  Kurfürsten  Frunde  .  .  .  von  der  gülden  Muntze  wegen  gerathsehlaget 
haben  und  eynmudechlioh  übergekommen  sin.  .  ,**  Im  J.  1435  legt  der  Kaiser  dem 
Reichstage  Propositionen  ror,  worauf  die  Stände  Erklärungen  abgeben. 

1^  Beschränkung  des  Waffenrechts,  Einführung  von  Schiedsgerichten  (nach  den 
Anfängen  unter  Wenzel  besonders  yon  Albrecht  im  Landfr.  y.  1438,  N.  S.  I.  155, 
seitdem  öfter  yersucht)  AustrSgalgerichte,  Eintheilung  des  Reichs  in  Kreise  (unter 
Albrecht  vier,  dann  in  einem  anderen  Vorschlage  das.  S.  164.  sechs  yorgesohlagen) 
zur  besseren  Durchführung  der  Justiz  u.  dgl.  m.  Auch  die  Abschaffung  der  Selbst- 
hülfe  (die  Schwankungen  der  Gesetzgebung  weisen  die  Reichsabschiede  von  1438, 
1442,  1467  und  1486)  half  nicht  unbedingt. 

15  • 
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die  Selbsthülfe  der  grossen  Herren,  mochte  ein  Bechtsgrund   vorliegen 
oder  nicht,  nahm  den  Charakter  des  modernen  Krieges  an. 

J.  74. 

6.  Dm  flMrwetem.  * 

L  Mit  der  Bildnng  der  Landesherrlichkeit,  welche  den  Oemeinfreien 
der  Territorien  aus  dem  unmittelbaren  Verbände  mit  dem  Reiche  drängte, 


*  Stenzel  Gesohiofate  der  EriegsrerfasBung  Deutschlands,  Torzfiglich  im 
Mittelalter,  Berl.  1820.  Für  das  Heerwesen  unter  Heinrich I.  siehe  Giesebrecht  I. 
8.  811.  Eine  Tortreffliche  Abhandlung  Ludw.  Weiland  Die  Beiohsheer fahrt  von 
Heinrich  Y.  bis  Heinrich  VI.  nach  ihrer  staatsrechtlichen  Seite  in  Forschungen 
Vn.  118  ff. 

Für  die  Römerzüge  ist  wichtig  das  Decretum  de  ezpeditione  Romana 
in  Leg.  II.  P.  IL  2.  sqq.  F  ick  er  über  die  EntstehungsTerhältnisse  der  Constitutio  de 
expeditione  Romana  (in  Sitz.-Ber.  der  Wiener  Akad.  LXXIIL  178—220),  Wien 
1878  kommt,  unter  allseitiger  Betrachtung  der  Urkunde  und  mit  Eingehen  auf  die 
rerschiedenen  Ansichten  zu  dem  Ergebniss:  es  liegfc  ihr  eine  gereimte  Vorlage, 
die  höchst  wahrscheinlich  nicht  die  Form  einer  Königlichen  WÜlens&usserung  hatte, 
sondern  das  thatsftchliche  Recht  verzeichnete,  in  Lothringen  in  der  ersten  Hftlfte 
des  11.  Jahrh.  gemacht,  zu  Grunde;  zur  Zeit  Friedrichs  I.  wurde  sie  in  Schwaben 
oder  Elsass  überarbeitet  und  in  die  Form  eines  Gesetzes  Karls  d.  G.  gebracht 
Die  älteste  Handschrift  ist  um  1190  geschrieben.  Die  wichtigsten  Stellen  lauten: 
„Statuimus  ....  quando  pro  Romana  ezpeditione  .  .  praeparetur,  ad  omnium  no- 
biscum  euntium  praeparationem  an  uns  cum  sex  ebdomatibns  proindiciis  detur, 
et  taliter  per  totum  regnum  fldelibus  nosiris  indicetur.  Cuicunque  .  .  .  ezpeditio 
imperetur,  si  ad  curiam  GaUorum,  hoc  est  in  oampumqui  vulgo  Rungalle  dicitur, 
dominum  suum  non  oomitetur,  et  ibi  cum  militari  apparatu  non  repraesentetur, 
feodo  preter  hos  qui  cum  gratia  dominorum  suorum  remanserint,  in  conspectu  nos- 
tro  absque  spe  reouperationis  privetur.  Qui  autem  per  hominium,  sive  liberi  sive 
famuli,  dominis  suis  adhaeserint,  quot  decem  mansos  in  beneficio  possideant, 
tot  brunias  cum  duobus  scutariis  duoant;  ita  tarnen  ut  pro  halsperga  tres  mar- 
oas  et  pro  singuiis  scutariis  singulas  marcas  acoipiant;  et  sie  eundo  ac  redeundo 
cum  hoc  stipendio  sine  omni  dominorum  dampno  vel  ezpensa  nisi  quantum  ipsis 
dominis  plaouerit  fideliter  serviant.  Si  .  .  accidat,  ut  idem  milites  diverses  dominos 
propter  diversa  beneficia  acquirant,  .  .  singuU  singula  debita  singuiis  dominis  persol- 
vant,  videlicet  quantum  ab  ipsis  si  irent  accepturi  erant,  tantum  se  daturos  cognos- 
cant,  vel  .  .  .  feodum  amittant;  nisi  aliqui  a  nobis  vel  a  regno  sint  inbeneficiati,  hi 
si  nobiscum  vadant,  nolumus  ut  feodum  amittant,  sed  stipendia  nisi  voluntate  domi- 
norum non  praetermittant.  Similiter  de  ecclesiarum  filiis  vel  domesticis,  id  est  mi- 
nisterialibus,  vel  quorumonnque  prinoipum  clientela  qui  cottidie  ad  serviendum 
parati  esse  debent,  statuimus,  ut  quicunque  5  mansos  in  beneficio  possideant, 
domino  suo  .  .  bruniam  cum  uno  scutario  ducant.  Et  hoc  in  arbitrio  domino- 
rum pendeat,  quos  ducant,  a  quibus  stipendia  accipiant,  quibus  etiam  halspergas 
ooncedant.    Ipsis  etiam  ad  itineris  praeparationem  5  librae  suae  monetae  in  stipen» 
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und  mit  der  Ausbildung  der  Ritterschaft  (§.  86)  trat  die  bis  zum  Ende 
der  karolingischen  Zeit  bestehende  Pflicht  aller  Freien  zur  Heeres  folge 


dinm  triboantnr,  et  duo  eqni,  nnns  currens  alter  ambolans,  addantur,  ao  dnobuB 
sooiis  soamariuB  yictilibus  bene  oneratuSi  committatur.  .  .  Ipsi  quoque  in  dominorum 
tamdiu  yiyant  prooaratione,  quamdia  in  incepta  yadant  expeditione,  et  qoicquid  a 
rebellibns  regnis  pugnando  aoqaisierint,  partes  daas  ad  dominos  deferant,  tertiam 
sibi  pro  consolatione  retineant.  Qnos  antem  non  pascnnt  domini  ad  ipsos  reportent 
tertiam  partem  sui  acquisiti.  Singuli  vero  prinoipes  saos  habeant  offioinarios  spe- 
ciales, marscalcum,  dapiferum,  pincemam  et  cameriarum;  qui  4  quanto  plus  sunt 
laboraturi,  tanto  plus  in  stipendio,  in  vestitu,  inequitura  prae  oeteris  sunt  honorandi; 
soilicet  nniouique  eonim  10  librae  cum  tribus  equis  tribuantur;  quartus  marsoaloo 
addatur,  quorum  unum  ad  praeourrendum,  altemm  ad  pugnandum,  tertium  ad  spa- 
tiandum,  qnartum  adloricam  portandum.  Isti  vero  tales  remanere  oupientes,  si  apud 
domino  impetrare  yaleant  quot  mansos  possideant  tot  libras  suae  monetae  vel  totnm 

fructum  feodi  in  illo  anno  pro  stipendio  persolyant praeoipimus,  nt  singuli 

bnringi  decem  cum  12  funibns  de  canapo  solides  dominis  suis  impendant,  et  .  sou- 
marium  cum  capistro  oonoedant;  quem,  si  domini  Toluerint,  ipsi  ad  primam  navalem 
aquam  usque  perducant.  Mansionarius  5  solidos,  apsarius  30  denarios,  bnnnarius 
15,  quorumlibet  lamm  possessores  6  suppleant  .  •  .^  ^  U.  Feud.  40  §.  2.,  55.  §.  8. 
Chuonr.  II.  Gapitula  de  benef.  (Leg.  II.  88.)  §.  8.  Edist.  de  benef.  a.  1037  (ib.  89.). 
Frid.  I.  coast.  de  jure  feudor.  a.  1158.  (ib.  118).  Ueber  die  Art  der  Aufstellung,  des 
Angriffes  u.  s.  w.  Lambertus  Hersfeldensis  Annales  ad  a.  1075«  (Pertz  Scriptor. 
y.  228  sqq.).  Hieraus  Sohwabsp.  G.  81.  W. :  „dar  nach  besaz  künio  karl  Röme. 
d6  viel  der  herzöge  Gerold  von  Sw&ben  bi  dem  Ersten  in  Bdme  mit  den  swAben, 
nnde  gewan  Rdme  Aber  houbet  mit  der  swftbe  helfe.  Er  16oh  euch  den  swftben,  swft 
man  durch  des  riches  not  striten  solde,  dft  suln  die  swftbe  Tor  allen  sprächen  strtten, 
unde  sol  stn  ir  houbet  man  der  Herzoge  von  Sw&ben.  Ist  der  dft  nicht,  86  soll  ez 
des  rtches  marsohall  sin.*'  Otto  Frisingensis  de  gestis  Friderici  L  Lib.  IE.  c.  12. 
BadcTici  Frisingensis  Oanonio.  Append.  ad  Ottonem  de  reb.  gestis  Frid.  L  — 
Auotor  yetus  de  benefioiis  oap.  L  §.  8.  „Ezhibeat  etiam  domino  suo  debitnm 
honorem  et  seryitium.  9.  Begis  jnstum  seryitium  a  domino  suo  sententialiter  prae- 
oeptum,  sex  hebdomadis  ante  diem  expeditionis  in  duorum  hominum  suorum  audien- 
tia,  seryiat  inquam  ex  justitia  infra  terram  teutonioam  Bomano  regne  subditam. 
10.  Omnes  Trans-Salani  inbenefioiafci  in  parte  orientali  seryiant  in  Poloniam,  Sola- 
yiam  et  Bohemiam.  11.  Sex  hebdomadibus  homo  seryiat  domino  suo  in  (muss  heis- 
Ben  sine.  Homeyer  System  S.  879.)  domini  expensa;  a  seryitio  sex  hebdomadibus 
qniesoat  postea.  12  Bex  quem  eligunt  Teutonici,  cum  Bomam  yadit  ordinari,  secum 
ibunt  de  jure  sex  prinoipes,  qui  primi  sunt  in  ejus  electione,  ut  pateat  Apostolico 
regis  jnsta  eleotio.  18.  Ibunt  illuo  et  alii  omnes  imperialia  benefioia  habentes, 
quisquis  cum  domino  suo,  nisi  talento  deoimo  iter  redimat,  quod  annuatim  a  domino 
suo  habuerat.  14.  Haeo  expeditio  prius  tribus  diebus  et  anno  et  sex  hebdomadibus 
ante  diem  expeditionis  cnilibet  ex  justitia  erit  intimanda.  15.  Hujus  seryitii  sit  ter- 
minus,  cum  rex  fuerit  ordinatus.  108.  110.  Si  homo  duos  yel  tres  habet  dominos,  si 
quis  prius  inter  eos  sibi  regis  seryitium  denuntiet,  illi  homo  seryiet,  aut  expeditionis 
auxilium  aliis  det,  si  quod  habeat  ab  eis  beneficium.'^  Sachs.  Lehnr.  art  4.  §.  1. 
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in  den  Hintergrund.  Diese  erscheint  als  eine  Pflicht  der  grossen  nnd 
kleinen  Vasallen  des  Kelches,  der  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten, 
Qrafen,  freien  Herren  und  königlichen  Städte.  Als  unbedingt  pfiichtig 
erscheinen  alle  reichsunmittelbaren  Güter,  für  die  das  homagium  geleistet 
wurde.  War  ein  geistliches  Stift  durch  Privileg  befreit, *  so  trat  ein 
anderer  ein.  Auf  dem  Allode  ruhete  die  Pflicht  nur  bei  den  Fürsten, 
freien  Herren  und  Reichsrittem.«  Der  Umfang  der  Pflicht  gegenüber 
dem  Kaiser  bestimmte  sich  nach  dem  Grundbesitz,^  konnte  aber  durch 


2.  3.  „Ok  sal  dar  yaren  jegelik  man  mit  sime  herren  di  des  rikes  gut  to  lene  hevet, 
oder  he  aal  die  vart  losen  mit  deme  tegeden  punde  dat  he  jarlikes  von  ime  heret. 
Disse  hervart  sal  man  ok  gebieden  vore  ses  weken  nnde  en  jar  unde  dre  dage  er 
der  namenunge,  unde  die  herrart  lent  den  düdischen  also  die  koning  gewiet  is.** 
46.  §.2.  «Of  die  man  hevet  tvene  herren  oder  mer  die  ime  des  rikes  dienst  aUe 
bieden  mit  ordelen,  die't  ime  toirst  gebot  mit  deme  sal  he  Taren,  unde  dene  anderen 
aUe  herstüre  geven,  den  tegeden  schiUing  oder  punt  die  he  jarlikes  von  ime  hevet.*^ 
Lehnr.  d.  Sohwsp.  art  86  (L). 

1  Eine  Befreiung  hatte  z.  B.  die  Abtei  Werden  von  aller  Heerfahrt  durch 
Privileg  Conrads  IL  von  1024  (Schaten  Annal.  Paderborn.  I.  462).  St  Mazimin 
(Beyer  Urk.  Buch  L  Kr.  800.  Böhmer  Reg.  Henr.  IL  a.  1028  n.  1249)  gegen 
6656  Mansi,  die  dem  Herzog  von  Baiem,  dem  Pfalzgr,  Ezzo  und  dem  0r.  Otto  ge- 
geben wurden  mit  der  auf  die  Erben  fibergehenden  Pflicht,  für  den  Abt  die  Kriegs- 
dienste SU  leisten.  Diese  Hufen  galten  als  Reiohslehen  (Urk.  Heinr.  Hl.  von  1044 
bei  Beyer  L  Nr.  321).  Lothar  entband  1186  (Martene  Coli.  ampL  II.  96)  den  Abt 
von  Stablo,  indem  er  demYogt  die  Pflicht  als  Folge  der  ihm  gegebenen  Güter  auf- 
erlegte. Conrad  III.  entband  1143  Benedictbeuern  von  allem  Beiohsdienste  und 
Loskaufe  (Mon.  Boica  HL  100.  106).  Einzelne  Unterthanen  von  Beichsstiften  waren 
befreit  (Böhmer  Reg.  Ottonis  I.  n.  873),  einzelne  Kirchen  lieferten  nur  Kriegs- 
material (Böhmer  1.  o.  n.  81).  Bisweilen  war  die  Anzahl  i^enau  bestimmt  Böhmen 
hatte  zur  Romfahrt  800  Bewaffnete  zu  stellen  oder  800  Mark  zu  zahlen  (Privileg 
Friedrichs  n.  von  1212  Boozek  I.  Nj.  42.  Böhmer  Reg.  Frid.  11.  nr.  806 1).  Das 
priviL  minus  legt  dem  Herz,  von  Oesterreich  nur  die  Pflicht  auf,  in  die  Nachbar- 
l&nder  und  Provinzen  zu  ziehen.  Der  §.  1  des  priv.  malus  fälscht  daraus  ein  Recht, 
blos  mit  12  Mann  auf  eigene  Kosten  durch  einen  Monat  gegen  Ungarn  dienen  zu 
müssen.  An  und  für  sich  befreite  auch  eine  karolingisohe  Exemtion  nioht,  wie  be- 
züglich Osnabrücks  und  Corvey's  von  Weiland  S.  189  gezeigt  ist  Auch  findet 
sich,  dass  trotz  der  Befreiung  von  Tegernsee  die  Leute  an  den  Herzog  eine 
Steuer  zahlen  (Weiland  S.  189). 

'  ^aoh  Const.  de  exped.  Rom.  führt  der  Bauer  keine  ritterl.  Waffen,  sondern 
zi^t  eine  Steuer« 

*  So  hat  die  Const  de  ezp.  Rom.  für  je  10  Mansus  Lehngut  in  den  Hftnden 
von  liberi  oder  famuli  1  Brünne  (Oehamisohten)  und  2  Schildknappen,  für  je  5 
Hufen  Ministerialengut  1  Brünne  und  1  Schildknappen  (s.  oben  den  Wortlaut). 
Ueber  das  AUod  ist  nichts  gesagt,  kaum  haftete  aber  eine  grössere  Yerpfliobtung 
auf  demselben. 
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Priyilegien  oder  Herkonunen  besonders  normirt  sein.^  Leistete  der  Vasall, 
so  kfiimnerte  sich  der  Kaiser  um  die  Art,  wie  er  seine  Unterthanen  bei- 
zog, nicht.  Jedenfalls  konnte  er  nach  demselben  Massstabe  seine  Leyte 
heranziehen ;  der  Lehnerertrag  entschied  in  den  meisten  Fällen,  Ministerialen 
nnd  Hörige  waren  wohl  uneingeschränkt  yerpflichtet.^  XJebrigens  wurden 
manche  Herren  fQr  einzelne  Züge  befreit.  Auch  zog  man  selten  sofort 
die  ganze  Mannschaft  ein,  yielmehr  liess  man  viele  zurück,  um  sie  bei 
längerer  Dauer  nachkommen  zu  lassen  (Reserve). <^  Seit  Friedrich  I. 
kommen  Soldner,  d.  h.  Schaaren  gegen  festen  Sold  vor,  die  sich  für 
bestimmte  Zeit  oder  dauernd  verpflichteten. 

n.  Zum  Aufgebot  war  bis  auf  Heinrich  lY.  der  König  unbedingt 
berechtigt.  Die  Vorgänge  unter  Heinrich  IV.  fahrten  mit  der  Erschütte- 
rung der  Kaisermacht  zu  der  massgebenden  Theilnahme  des  Reichstages. 
Auf  einem  solchen  musste  der  Kaiser  den  Zweck  und  die  Nothwendigkeit 
darlegen,  worauf  nach  einer  Berathung  durch  ein  förmliches  Urtheil  ent- 
schieden wurde.7  Gleichzeitig  setzte  man  die  Zeit^  und  den  Ort*  der 


^  Siehe  die  Anmerkung  1. 

B  Siebe  in  Anm.  1  die  Bestimmung  der  Const.  d.  e.  B.  aber  die  Pflicht  derer, 
welche  zu  Hause  zu  bleiben  wünschen,  sowie  Sftchs.  Lehnr.  art  46.  §.2.  Homeyer 
Sjst  8.  381.    Ges.  Friedr.  I.  v.  1154.  1158  (Leg.  H,  96,  113),  Weiland  8.  142  ff, 

*  Auch  wurde  Einzelnen  gestattet,  mit  Gelde  sich  abzufinden.  Der  Kaiser 
konnte  den  Loskauf  gestatten,  jedoch  geschah  dies  bisweilen  mit  Beirath  der 
Fürsten.  Friedrich  I.  wies  Eberhard  von  Salzburg  mit  dem  Anerbieten  des  Loskaufs 
ab  (Weiland  145  ff).  Beim  Römerzug  Otto's  lY.  im  J.  1209  wurde  Einzelnen  der 
Loskauf  gestattet.  Annal.  Lub.  YIL  20.  Für  die  Züge  nach  Italien  finden  wir  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  niederen  Lehen.  Zur  Zeit  Conrads  IL  wurde  ^/i  (Leg.  II. 
88;,  Friedrichs  I.  (zu  Roncaglia)  i/s  der  Einkünfte  gezahlt.  Sachs.  Lehnr.  art.  4  §.  3, 
46  §.  2  (Anm.  1)  und  Schwsp.  86  haben  Vio  der  Einkünfte.  Die  Gonst.  de  exp.  B. 
hat  keine  Bestimmungen  über  das  hostenditium.  Wie  yiel  die  einzelnen  Fürsten 
zahlten,  ist  nicht  allgemein  bestimmt,  in  einzelnen  Fällen  hohe  Beträge,  z.  B.  1120 
der  Abt  yon  St  GaUen  350  Mark  Silber.  Weiland  nimmt  mit  Becht  an,  dass  die 
Zahl  der  Mannen  entscheidend  war. 

7  Sachs.  Lehnr.  art.  4.  §.  1.  „Des  rikes  deost,  dat  dem  manne  geboten  wert 
mit  ordelen  ses  weken  yor  deme  dage  er  he  yaren  soU,  unde  ime  dat  gekundiget 
wert  dar't  iyene  man  des  herren  hören,  dar  sal  he  denen  bl  plicht  binnen  düdischer 
tungen  die  dem  romeschen  rike  underdan  is.  Alle  die  ayer  in  osterhalf  der  sale 
be^ent  sin,  die  solen  dienen  to  weneden  unte  to  polenen  unde  to  behemen.  Ses 
weken  sal  de  man  dienen  sime  herren  mit  sines  selves  kost,  unde  ses  weken  yore 
unde  ses  weken  na  sal  he  des  rikes  yrede  hebben  unde  Schacht  rowe  [d.  i.  Buhe 
yom  Lanzendienst],  so  dat  ime  nen  sin  herre  to  leurechte  degedingen  ne  mach  noch 
des  rikes  dienst  gebieden.*'  YgL  Homeyer  System  378.  Im  J.  1152  unterblieb  die 
Heerfahrt  wegen  des  zu  Begensburg  erhobenen  Widerspruchs :  Otto  Frising.  II.  6. 
Weiland  a.  a.  0. 
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Heeresversammlung  fest.  Die  Heerfahrt  wurde  vom  Kaiser  durch 
Ladebriefe  (edictum,  expeditionem  indicare)  den  Einzelnen  angekündigt. ^o 
Folgt  der  Entbotene  ohne  einen  gesetzlichen  Hinderungsgrund  nicht  oder 
sendet  seine  Schaar  nicht,  so  kann  ihm  bei  der  Romfahrt  sofort  auf  den 
roncalischen  Feldern  das  Lehen  aberkannt  werden. ^^  In  jedem  anderen 
Falle  ladet  man  ihn  dreimal  und  yerfällt  ihn  im  Reichsgerichte  in  die 
Acht,  dem  weltlichen  Reichslehninhaber  entzieht  man  das  Lehen,  beim 
geistlichen  wird  es  mit  Beschlag  belegt  und  unter  kaiserliche  Verwaltung 
gestellt.  * « 

III.  Die  Heerfahrt  endigt  beim  Romerzuge  mit  der  Weihe  des 
Eaisers.18  Andere  Heerfahrten  endigen  mit  dem  Zwecke, ^^  mit  der  Ent- 
lassung durch  den  König.i^  Eine  bestimmte  Dauer  ist  nach  der  Natur 
der  Sache  und  nach  Lehre  der  Geschichte  nicht  gesetzt  gewesen«^*  Zur 
Ausrüstung  erhält  der  Yasall  vom  Herrn  eine  bestimmte  Beisteuer,  dazu 


B  Nach  Gonst.  de  e.  R.  und  den  hieraas  entnommenen  Auct.  vet.  I.  §.  14.  Ssp. 
Lehnr,  4.  §.  8  [nur  setzen  sie  noch  3  Tage  zu],  sowie  Bchwsp.  Lehnr.  86  (L,)  für  die 
Rom  fahrt  1  Jahr  6  W.  Thatsächlich  ist  dieser  Termin  nicht  immer  eingehalten 
worden.  Fflr  jede  andere  Fahrt  wird  die  Zeit  besonders  angesetzt  gleich  oder  sp&ter, 

>  Fflr  die  Romfahrt  zur  Kaiserkrönung  sind  es  die  roncalischen  Felder  (Deor. 
de  exp.  Rom.),  für  jede  andere  setzt  ihn  der  Kaiser  (Reichstag)  fest. 

10  Die  Anm*  8  citirten  Stellen,  üeber  die  seit  Heinrich  lY.  bis  auf  Heinrich  YL 
herrschende  Sitte,  dem  Kaiser  durch  Eidschwur  die  Erfüllung  zu  versprechen  Wei- 
land 116  fT.  üeber  das  analoge  Yorkommen  des  Yersprechens  von  Seiten  der 
Mannen  gegenüber  dem  Herrn  ders.  S.  126.  Dieser  Eid  ist  aber  nicht  nothwendig 
gewesen.  Denn  1)  waren  die  abwesenden  und  nicht  schwörenden  Fürsten  ebenso 
gehalten  (vgl.  Leg.  n.  88),  2)  lag  ja  diese  Pflicht  ohnehin  im  Lehnsdienst.  Der  Mann 
ist  schuldig,  wenn  er  nicht  folgt,  und  „si  de  yocatione  legitima  oonyinci  per  oom- 
pares  suos  poterif*  (Const.  Frid,  I.  in  11.  Feud.  34.    Sachs.  Lehnr.  4.  §.  1.). 

"  Exp.  Rom.  Der  Grund  liegt  wohl  darin,  dass  hier  regelmässig  ein  Reichs- 
tag gehalten  wurde.  Dies  galt  fOr  Regalieninhaber  und  jeden  Lehnsmann,  der  dem 
Heere  nicht  folgte. 

i>  Es  braucht  nur  auf  den  Fall  Heinrichs  des  LOwen  hingewiesen  zu  werden. 
Die  Handlung  ist  Felonie,  die  QueUen  (z.  B.  die  Gelnhauser  Urk.  Leg.  11.  168; 
Helmold  L  82  bezüglich  Hartwigs  von  Bremen  a.  1155)  nennen  den  Ungehorsam 
reatus  maiestatis.    YgL  Otto  Frising.    Gesta  Frid.  II.  12. 

>'  Die  Exp.  Rom.  schweigt,  anders  auct  vet.  I.  15,  Ssp.  Lehnr.  4  §.  8.  Schwsp. 
Lehnr.  86.    Sie  reden  alle  nur  Ton  ordinatus,  gewiet 

1^  Will  der  KOnig  den  festgesetzten  ändern,  so  gehört  dazu  ein  neuer  Schluss. 
Beispiele  bei  Weiland  S.  166  ff. 

IS  Feierliche  Entlassung  bei  Otto  Frising.  IL  24  a.  1155. 

>*  Die  Rechtsbücher  (A.uot.  vet.  I.  §•  11,  Sp.  Lehnr.  4  §.  1.  Sohwsp.  Lehnr.  8  a 
haben  in  deutschen  Landen  6  Wochen  auf  eigene  Kosten. 
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kamen  bald  freiwillige ,  bald  yertragsmassige  Solde  und  Belohnungen,  ^'^ 
auch  war  der  Herr  zum  Ersätze  des  Schadens,  den  der  Mann  erlitt^ 
verpflichtet. 

lY.  Jeder  Herr  führte  seine  Truppen;  die  Beichsministerialen  und 
Gontingente  der  Städte  standen  unter  dem  Befehle  von  ReichsvSgten. 
Kam  es  zu  einer  Schlacht,  so  ordnete  der  Eonig  als  Oberbefehlshaber 
oder  ein  von  ihm  hierzu  bestimmter  Herzog  die  Yertheilung  und  Füh- 
rung der  einzelnen  Abtheilungen,  wobei  auf  einzelne  herkömmliche  Bechte 
bezüglich  des  Yorstritts^^  gehalten  wurde. 

Y.  Je  mehr  sich  die  alten  Yerhältnisse  änderten,  die  Reichsunmittel- 
barkeit  sich  auf  die  Landesherren  und  Städte  allein  zurückzog,  desto  un- 
geregelter und  ohnmächtiger  erwies  sich  die  Kriegsverfassung.  Das 
Schiesspulver  gab  ihr  vollends  den  Todesstoss.  Die  Hussitenkriege  und 
später  die  Türkenkriege  zwangen  das  Reich,  an  die  Ordnung  des  Kriegs- 
wesens zu  gehen.  So  wurde  zuerst  im  J.  1422 1»  festgesetzt,  wie  viele 
Streiter  der  einzelne  Reichsstand,  die  Städte  und  Ritter  zu  stellen  und 
wie  grosse  Beiträge  man  zu  leisten  habe.  In  dieser  Weise  wurde  durch 
Reichsschlüsse  für  die  einzelnen  Fälle  Fürsorge  getragen  ,<<>  auch  die 
Art  der  Kriegführung  bestimmt. 

§.  75. 

6.   Dl«  ElBklnfte  de«  Kalten  lad  B«lebi. 

I.  Mit  der  immer  grösseren  Ausdehnung  des  Beneficialwesens  war 
das  königliche  Krongut  (§.  44.)  beständig  verringert  worden;  dies  nahm 
noch  mehr  zu,  weil  manche  Kaiser  nur  durch  Schenkungen  von  Gütern 
oder  Gefallen  den  Beistand  einzelner  mächtiger  Grossen  erhalten  konnten; 
endlich  verzehrte  die   Gründung  und  Dotirung    von  Bisthümern  und 


17  Gonst.  d.  exp.  B.  (Anm.  1).  Es  kommen  grosse  Belohnungen  der  Fürsten 
Tor.  So  erhielt  1158  St.  Maximin  Silbergruben  (Beyer  I.  Kr.  611),  Cöln  1167  den 
Kaiserhof  und  die  Mfinze  zu  Andernach  (Laeomblet  I.  426).  Zu  Nürnberg  wurde 
1165  ein  Sold,  Stipendium,  donatio,  pactirt  (Chron.  Montis  Sereni  ad  a.  1165),  auch 
1167  den  später  Einrückenden  gezahlt.    Weiland  S.  155,  165  ff. 

1^  Schwsp.  81  in  Anmerkung  1. 

1^  Anschlag  des  teglichen  Kriegs  zu  Beheim  eto.  zu  Nürnberg  (N,  S.  I.  117  ff.}. 

>o  Beichstag  zu  Frankfurt  1427  (N.  S.  I.  120  ff.  Drojsen  übepr  die  Reichs- 
kriegssteuer Ton  1427  in  Ber.  über  d.  Yerh.  d.  E.  sAchs.  Ges.  d,  Wiss.  zu  Leipz. 
1856  S.  143  ff.)  Nürnberg  1431  (131  ff.),  Wien  1460  (190  ff.),  Nürnberg  1466 
(204  ff.),  Regensburg  1471  (233  ff.),  Nürnberg  1480  (265.),  1481  (S.  268.),  Frankfurt 
1486  (S«  371.),  Frankt  1489  (S.  284.),  Nürnberg  1491  (S.  290.). 
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£lo8teni  ein  nnermessliches  Gut.^^  Trotzdem  blieb  bis  ins  13.  Jahrhundert  * 
hinein  den  Kaisern  manches  Gut,  manches  Gefälle  in  allen  Theilen  des 
Reiches.  Seitdem  ist  beides  auf  ein  sehr  bescheidenes  Mass  herabge- 
sunken.^ Uebrigens  wurden  auch  insofern  die  Ausgaben  stets  geringer, 
als  mit  der  allmäligen  Umänderung  des  Fidelitätswesens  (§.  48.)  der 
KSnig  in  keiner  Weise  mehr  f&r  den  Unterhalt  der  Vasallen  zu  sorgen 
hatte. 

n.  Die  Giiter  (villae)  des  Königs,  soweit  sie  nicht  seinem  Priyat- 
Yormogen  angehörten,  waren  gegen  bestimmte  Abgaben  in  natura  oder 
Zins  wie  in  älterer  Zeit  in  der  Hand  von  Kolonen  oder  Ministerialen; 
fiber  sie  führten  besondere  Kammerboten  (nuncii  camerae)  die  Auf- 
sicht, diese  sorgten  auch  für  die  Abfuhr  an  den  Hof.^  Die  Einkünfte 
hieraus  schmolzen  aber  dadurch,  dass  auf  manchen  Beichsgütem  die 
Ministerialen  und  Zinsleute  yerschenkt  wurden,^  auf  die  Einkünfte  (z.  B. 
Uolz,  Salz  u.  s.w.)  für  bestimmte  oder  immerwährende  Zeiten  Anweisungen 
gegeben  wurden.«  Obwohl  schon  im  13.  Jahrhundert  das  freie  Ver- 
äusserungsrecht  des  Königs  aufgehoben  ward,^  sind  doch  mit  Zustimmung 
der  Beichsstände  und  ohne  dieselben  deren  zahlreiche  vorgekommen. 

in.  Eine  zweite  Klasse  von  Einnahmen  bilden  die  verschiedenen 
Arten  öffentlicher  Abgaben  (Steuern).  Allgemeine  Steuern  aus  der 
früheren  Zeit  waren  nur  vereinzelt  geblieben.^  Die  wichtigsten  Einnahmen 


'  Wenn  man  die  Böhmer'soben  Regesten  durchliest,  begreift  man,  wo  das 
königliche  Gat  geblieben  ist;  das  seit  alter  Zeit  in  den  Hftnden  der  Grafen  befind- 
liche Gut  ist  seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  gar  nicht  mehr  zu  rechnen. 

>  E.  Sigismund  giebt  in  dem  Schreiben  vom  80.  Jan.  1412  (Aschbach  L 
S.  480)  an,  dass  sich  der  Ertrag  s&mmtlicher  Einnahmen  aus  den  deutschen  Ländern 
nur  auf  jährliche  18,000  Gulden  stelle. 

'  Pfeffinger  I.  c.  T.  11.  p.  802  sqq.  Sie  kommen  besonders  in  Franken  und 
Schwaben  Tor.  Für  die  Reichsstädte  besorgten  die  Burggrafen,  fär  die  übrigen 
Reich Bgfiter  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  LandyÖgte  dies  Geschäft. 

^  Ein  Beispiel  in  Böhmer  Reg.  Frid.  n.  num.  8154. 

^  Z.  B.  die  oben  §.  50  mitgetheilte  ürk.  für  Fulda. 

^  Sententla  de  non  alienandis  prinoipatibus  a.  1216  {Leg.  U,  227  sqq.).  „Per 
sententiam  prinoipum  et  subseontionem  tarn  nobilium  quam  baronum  atqne 
ministerialium  et  omnium  qui  aderant  judioatum  est,  nullum  prinoipatam 
posse  yel  debere  nomine  concambii  vel  oujuscunque  alienationis  ad  aliam  personam 
transferri  ab  imperio,  nisi  de  mera  voluntate  et  assensu  prinoipis  posaidentis  et 
ministerialium  ejusdem  principatus.^  Rud.  I.  sent.  a.  1281  (Leg.  II.  485.)  cassirt 
alle  seit  Friedrichs  II.  Absetzung  Ton  den  Königen  aasgegangenen  Yergabungen 
Ton  Reiohsgut. 

7  So  in  Ghur:  Böhmer  Reg.  Ottonis  L  n.  179.  218.  Otto  schenkte  den 
Geldzins  dem  Bisthume.    Von   den  alten  Tributen  der  Alamannen,  Thüringer  und 
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dieser  Art  waren  die  aus  den  Beichsbargen,^  den  Reichsstädten,^  den 
Abteien  und  sonstigen   reichsunmittelbaren  Klöstern  zu  entrichtenden,i<> 


Friesen  leisteten  zu  Otto'sL  Zeiten  nur  noch  die  Thüringer  den  Schweine zins. 
Dieser  war  oft  Gegenstand  des  Streites.  Thüringen  huldigte  noch  Heinrich  IL 
29.  Juli  1022  nur  unter  der  Bedingung,  dass  er  erlassen  wurde. 

®  Böhmer  Beg.  Otto  IV.  a.  1213  num.  804 9  verordnet,  dass  diejenigen,  welche 
in  der  Reichsburg  Duisburg  Erb  oder  Eigen  besitzen,  welcher  Profession  sie  auch 
seien,  nur  nach  alter  Gewohnheit  Steuern  zahlen  sollen. 

*  Curia  Mogunt.  a.  1182  (Leg.  IL  165.).  Es  wird  erkannt,  zu  Worms  seien 
befreit  von  den  eollectae  „que  in  civitate  ad  nostrum  finnt  ob  sequi  um,*^ 
^universi  ecclesiarum  roinistri  .  .  qui  fratribus  et  ecdesie  cottidie  in  propria  per- 
sona deserriunt,  nee  mercimoniis  operam  dant,  nee  foro  rerum  yenalium  Student, 
nee  pro  subterfugio  nostre  coUecte  obsequio  fratrum  se  applioant.^  Friedrich  II. 
befreit  mit  Handfeste  1218  (Gaupp  Stadtrechte  IL  p.  44.;  Böhmer  Reg.  n.  8160) 
die  Bürger  von  Bern  von  allen  Lasten,  „nisi  tarnen  a  censu  domorum  et  area- 
rum  vestrarum,  videlioet  de  qualibet  area,  100  pedes  in  longitudine  et  60  in  lati- 
tudine  habente,  XII.  denarios  usualis  monete  singulis  annis  de  fundo  imperii  per- 
Bolvendos,"  (Böhmer  Reg.  n.  8510)  erliess  123S  der  abgebrannten  Stadt  Nörd- 
lingen  die  Reichssteuer  auf  drei  Jahre,  wozu  Conrad  lY.  (ib.  n.  8701.)  im  J.  1239 
noch  weitere  zwei  Jahre  bewilligte.  —  Diese  Einkünfte  wurden  häufig  verpfSndet, 
z.  B.  die  aus  Düren  durch  Friedrich  U.  im  J.  1241  an  den  Grafen  Wilhelm  von 
Gülich  für  zehn  tausend  Mark  (Böhmer  Reg.  n.  8552.),  aus  Rotenburg  mit  den 
Juden  und  dem  Dorf  Gebsattel  um  dreitausend  Mark  durch  Conrad  IV.  im  J.  .1251 
an  Gottfried  von  Hohenlohe  (Böhmer  n.  3848.),  aus  Duisburg  an  seinen  Vetter 
Waleram  von  Limburg  für  zwölfhundert  Mark  durch  Wilhelm  1288  (Böhmer  8867.), 
Dortmunds  mit  den  anliegenden  Höfen  an  Erzb.  Conrad  von  Cöln  um  zwölfhundert 
Mark  durch  WiUielm  1248  (Böhmer  n.  3886.),  aus  Horburg  und  Dinkelsbühl 
(Schloss  Sorheim  und  der  Vogtei  des  Klosters  Roth  nebst  den  Zehnten  zu  Aufkiroh) 
an  Graf  Ludwig  von  Oettingen  um  1590  Mark  (Böhmer  8852.)  durch  Conrad  IV. 
im  J.  1251.  Um  dem  zu  entgehen,  Hessen  sich  einzelne  Städte  ein  Privilegium 
de  non  allen  an  do  geben.  So  Rheinfelden  1225  vom  K.  Heinrich  (Böhmer 
n.  8631.),  Mülhausen  1251  von  Conrad  IV.  (Böhmer  n.  8850.). 

^0  Otto  I.  bestimmte  962  (Böhmer  Reg.  n.  254*)  St  Mazimin  bei  Trier  zum 
Wittum  der  Kaiserin,  den  Abt  zu  deren  Kaplan.  Curia  Franoofurt  a.  1149.  (Leg.  II. 
p.  86.)  „  .  .  oerti,  quod  Corbejenses  pecuniam,  quam  juramenti  assertione  promise- 
rant  indubitanter  nobis  (Chuonr.  IIL)  persolvant.*'  Otto  IV.  befreite  1198  (Böhmer 
Reg.  n.  2960.)  das  Kloster  Werden  an  der  Rohr  von  den  an  frühere  Kaiser  jähr- 
lich gezahlten  25  Mark;  Friedrich  ü.  erliess  1218  dem  Niedermünster  zu  Regens- 
burg  die  10  Pfund  jährlicher  Reichssteuer,  gab  1219  n.  1222  dem  Kloster  Volkolde- 
Tode  Steuerfreiheit  für  seine  Besitzungen  in  der  Reichsstadt  Mülhausen,  ertheilte 
1221  dem  Deutschorden  Steuerfreiheit,  gab  1282  dem  Kloster  Bebenhausen  die 
Steuerfreiheit  für  dessen  Besitzungen  in  der  Reichsstadt  Esslingen;  Heinrich  (VII.) 
gab  1220  dem  Kloster  Schönthal  bei  Heilbronn  Steuerfreiheit,  1227  dem  Cisterzienser- 
kloster  Wettingen  (maris  Stella)  Abgabenfreiheit  für  seine  Häuser  in  den  Reichs- 
städten; Heinrich  VII.  wiederholte  1283  das  Privileg  für  Bebenhausen.  Siehe  Böhmer 
Reg.  n.  8169.  8268.  3185.  8259.  8388.  3683.  3669.  3747. 
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welche  letzteren  aber  durch  vielfache  Privilegien  erlassen  wurden.  Hierzu 
kamen  die  Tribute  von  unterworfenen  oder  solchen  Völkern,  die  gegen 
Tribut  sich  in  den  Schutz  des  Reiches  begeben  hatten.  ^^  In  besonderen 
Fällen  wurden  vom  Kaiser  und  Reiche  seit  dem  12.  Jahrhundert  allge- 
meine Steuern  ausgeschrieben  und  deren  Einziehung  genau  geregelt.  i< 
Während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  kam  diese  allgemeine  Besteuerung 
Seitens  des  Kaisers  nicht  mehr  vor.  Die  Kriege  gegen  die  Hussiten  im 
Anfange  des  15.,  sodann  die  Türkenkriege  gaben  die  Veranlassung  zu 
erneuerter  Ausschreibung  durch  den  Reichstag,  bei  der  man  bald  einen 
8.  g.  gemeinen  Pfennig  (z.  B.  den  hundertsten)  des  Vermögens  abzu- 
geben vorschrieb,  bald  auch  auf  die  einzelnen  Reichsstände  eine  bestimmte* 
Summe  legte  (Anschlag).  In  beiden  Fällen  wurde  die  Erhebung  von 
den  Landesherren  bez.  kaiserlichen  Commissarien  besorgt;  in  letzteren 
stand  es  den  Landesherren  frei,  für  ihre  Quote  die  Unterthanen  ver- 
hältnissmässig  beizuziehen.  ^^ 

IV.  Eine  anfänglich  sehr  reichliche,  im  Laufe  der  Zeit  aber  in  Folge 
von  Schenkungen,  Belehnungen,  Verpföndungen ,  die  nicht  eingelost 
wurden,  und  durch  den  Erwerb  von  fast  allen  Landesherren  sehr  spär- 
lich fliessende  Einnahmequelle  bildeten  die  Zolle  und  Mauthgfälle 
(Wege-,  Brücken-,  Kanal-Gelder),  i*  Sie  stehen  am  Ende  des  14.  Jahi' 


1'  Vergl.  die  Angab  im  Anhang  I.  über  Böhmen. 

>>  Frid.  I.  mandatnm  de  sabsidio  Bolvendo  a.  1177  „abbati  CampidonenBi* 
(Leg.  I.  p.  151):  „Noyerit  tna  disoretio,  qnod  ....  ordinatum  est,  ut  ab  eocle- 
siasticis  prinoipibns  per  terram  Teutonicam  mille  maroaram  summa 
persolvatar.  Qnare  tibi  ad  Bolvendum  deoem  marcae  tantam  sunt  assignatae, 
MandamuB  ergo  .  .  .  quatenus  ipsas  omni  occasione  remota  in  ocfcaTa  paschae  H. 
de  Bretice  in  pondere  Coloniensi  de  puro  argento  perBolyas.^  Curia  Quedlinburg. 
Phil.  a.  1207  (ib.  p.  218  sq.).  Hier  wurde  die  zu  Kordhausen  zur  XJnterstfltzung 
des  h.  Landes  beschlossene  Steuer  ausgeschrieben  „una  cum  principibus  oonvenimus, 
ut  per  singulas  imperil  proyincias  de  quolibet  aratro  sex  denarii  persol- 
yantur;  in  singulis  etiam  ciyitatibus  aut  TÜlis  quilibet  meroator  Tel  alterius 
offioii,  seu  cujnscunque  fuerit  homo  proprias  habens  aedes,  duos  denarios  per- 
solyat.**  Den  geistl.  und  weltl.  Fürsten,  Grafen,  Freien  und  Edlen  wird  die  Gabe 
überlassen.  Ausschreibung  auf  5  J.,  jährlich  Tom  Bischöfe  durch  Boten  einzutreiben ; 
Tom  Laienffirst  etc.  in  seinem  Bezirk,  zahlbar  zu  Weihnachten.  Mit  Recht  hebt 
Berchold  S.  185  herror,  dass  der  Satz  des  priv.  maius  für  Oesterr.  t.  1058,  der 
Herzog  sei  befreit  von  allen  bereits  vom  Kaiser  aufgelegten  und  noch  aufzulegenden 
Steuern,  beweise,  man  habe  von  fOrstl.  Seite  die  Finanzhoheit  des  Kaisers  im  Prin- 
cipe nicht  in  Abrede  zu  stellen  gewagt» 

1*  Siehe  die  im  §.  74  n.  2.  und  8  citlrten  Reichsabschiede. 

^^  Tgl.  die  Stellen  im  §.  70.  n.  11.  Früh  fangen  die  Befreiungen  an.  Hein- 
rich lY.  befreite  die  Wormser  1073  vom  Zoll  an  den  Königlichen  Zollst&tten  zu 
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hunderte  überall  den  Landesherren  zu;  die  vielfachen  Bedrückungen 
brachten  mit  sich,  dass  die  Kaiser  viele  aufhoben  und  regelmässig  in 
den  Landfrieden  Bestimmungen  getroffen  wurden. ^^  Auch  das  Münz- 
recht  (moneta)  lieferte  einige  Einnahmen,  kam  jedoch  bis  zum  14.  Jahr- 
hundert in  die  Hände  aller  Landesherren.  Hierdurch  war  der  schon 
während  des  früheren  Mittelalters  schlechte  Zustand  des  Münzwesens  ein 
so  kläglicher  geworden,  dass  sich  endlich  das  Reich  veranlasst  sah,  An- 
ordnungen zu  treffen,  welche  jedoch  nicht  von  besonderem  Erfolge 
waren.  1*   Gewissermassen  als  eine  Art  von  Zoll  für  den  ihnen  verliehenen 


Frankfurt,  Boppart,  Hammerstein,  Dortmund,  Goslar,  Angern;  Oiesebrecht  III. 
S.  282.  Bsp.  U.  27.  (Zolltarif,  Zollfreiheit).  Curia  Wormat  Frid.  I.  a.  1157  {Leg, 
II.  lOi.)  wird  erkannt,  y^palatino  oomite  de  Bbeno  sententiam  proferente*',  dass  Alle, 
welche  von  Bamberg  bis  Mainz  Zölle  erheben,  künftigen  'Weihnaohten  ihre  Privile- 
gien zu  prftsentiren  hätten,  die  nicht  auf  Kön.  oder  Kais,  beruhenden  fßr  nichtig 
zu  halten  seien.  Curia  August.  1209  (ib.  215  sq.).  „Item  quesivit  (nemlioh  Fride- 
rious  Tridentinus  episcopus)  in  sententia,  si  aliquis  sine  regia  licentia  et  autoritate 
noYum  possit  instituere  theloneum?  Et  data  est  .  .  sententia,  quodnullo  modo  hoc 
fieri  possit  vel  debeat;  et  si  factum  fuerit,  irritum  sit  et  inane.*'  (Böhmer  Beg.  n* 
2891)  Otto  lY.  a.  1209  yerzichtet  zu  Gunsten  des  Erzbisohofs  yon  Magdeburg  auf 
Terschiedene  königliche  Rechte,  namentlich  an  den  Nachlass  verstorbener  Prälaten, 
die  Zolleinnahmen  in  den  bischöflichen  Städten,  wenn  der  König  darin  Hof  hält, 
und  das  Herbergnehmen  in  den  Besitzungen  des  Erzstiftes  (n.  3025.)  hebt  zu 
Gunsten  des  Blsthums  Trient  eine  von  K.  Philipp  dem  Ulrich  de  Arou  verliehene 
Zollstätte  auf  (n.  3141).  Friedrich  IL  ertauscht  1217  von  dem  Kloster  der  h.  Fides 
zu  Schlettstadt  die  Hälfte  des  dortigen  Zolls  und  Gerichts  gegen  Liegenschaften 
daselbst  zu  Brunner  und  zu  Königsheim  (n.  3267.),  gibt  1221  dem  Schifife  des  Non- 
nenklosters Konigsbrück  die  Zollfreiheit  auf  dem  Rhein.  8ent.  a.  1220  (Leg.  11.  287.) 
„apud  Frankenvoert  in  curia  ....  talis  data  est  sententia  et  a  principibus  appro* 
bata,  quod  nullam  auctoritatem  seu  warandiam  thelonei  vel  monetae  in  dampnum 
sive  praejudioium  alicujus  prestare  possimus,*^  cassirt  dann  die,  welche  der  „Comes 
Gelriae"  von  ihm  zu  haben  behauptet.  Confoed.  Frid.  IL  cum  prlnc  eccl.  c.  2. 
Landf.  v.  1235  c.  6.  ^  .  .  .  Reoeptores  vero  theloneorum,  tam  in  terris  quam  in  aquis, 
debito  modo  teneri  volumus  ad  reparationem  poncium  et  stratarum,  transeuntibus 
et  navigantibus,  a  quibus  thelonea  accipiunt,  pacem  securitatem  et  conduotum,  ita 
quod  nihil  amittant,  q\^atenus  durat  districtus  eorum,  prout  melius  possunt 
procurando  .  .  .^  Cassatio  exactionis  üngelt  Wormatiensis  a.  1269  (ib.  p.  382). 
Mandat,  de  deponendis  theloneis  fär  Strassburg  1269.  (ibidem),  Rudolphi  I.  sent. 
contra  thelonea  injusta  a.  1290  (ib.  p.  454.),  Alberti  I.  cassatio  theloneorum  ad  Rhe- 
num  a.  1301  (ib.  p.  474.).    Bulla  aurea  cap.  IX. 

i&  Verordnungen  K.  Wenzels  von  1379,  1880,  1884  (Weizsäcker  S.  245  fif. 
276  flf.  448  ff.). 

^*  Heinr.  VI.  cönst.  de  moneta  Spirensi  a  1196  (Leg.  II.  569.).  Frid.  iL  const. 
de  cambiis  et  denariis  civitat  a.  1231  (ib.  181«),  sent.  de  argento  vendendo  a.  1234. 
(ib.  302.).    Henr.  const.  gen,  a.  1284.  (ib  801.).  Frid.  II.  oonst.  a.  1232.   const.  pac. 
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Schutz  erscheint  die  Steuer,!''  welche  dem  Kaiser  von  d^n  Juden  zu 
entrichten  war,  allmälig  aber  an  die  Kurfürsten  und  sonstigen  Landes- 
herren kam,  denen  das  Recht,  Juden  zu  geleiten,  verliehen  wurde.  Schon 
im  12.  Jahrhundert  nahmen  die  Kaiser  das  Recht  in  Anspruch,  aus- 
schliesslich edle  Metalle  zu  graben,  welches  nach  und  nach  auf  alle 
Metalle  und  das  Salz  ausgedehnt,  viel&ch  zu  Lehen  oder  gegen  bestimmte 
Abgaben  überhaupt  übertragen,  im  14.  Jahrhundert  den  Kurfürsten  ganz 
allgemein  zugesprochen  und  seitdem  allmälig  als  ein  landesherrliches 
Recht  angesehen  wurde.  ^^ 


a.  1255  0.  7.  Wilh.  sententiae  .  .  de  moneta  a.  1255.  (ib.  871.).  Bad.  I.  statnhim 
de  moneta  a.  1282.  (ib.  440.)  a.  1288.  (ib.  443.},  sent.  contra  falsatores  monetae  a. 
1255.  (ib.  446.),  bolla  aurea  I.  o.;  Hfinzgesetz  E.  Wenzels  vom  9.  Aug.  1882 
CWeizsftcker  S.  854),  16.  Juli  1885  (das  477.  S.  475  ff.  486  ff.  noch  verschiedene 
darauf  bezügl.  Stacke),  14.  Sept,  1890.  Vgl.  die  Einleitung  von  Weizsäcker  und 
Hegel  in  deutsche  StSdte-Ghroniken  I.  224  ff.  Beil  XI.,  Y.  421  ff.  Beil.  VII. 
Handl.  u.  Abschied  u.  Ghurftirstentag  zu  Mainz  wegen  der  Münz  a.  1402.  (N.  S.  I. 
S.  108  fg.)  Reichstag  zu  Nürnberg  von  1488.  (das.  S.  168  fg.).  —  Sachssp.  IL  26 
Sohwflp.  0.  165  W. 

17  Ueber  die  ReohtsyerhSltnisse  der  Juden  im  Mittelalter  sehe  man  M.  Wiener 
Regesten  zur  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  während  des  Mittelalters,  Han- 
nover 1862.  —  OttoStobbe  Die  Juden  in  Deutschland  während  des  Mittelalters 
in  politischer,  socialer  und  rechtlicher  Beziehung,  Braunschweig  1866.  —  G.  Wolf 
Zur  Geschichte  der  Juden  in  Worms  und  des  deutschen  Städtewesens,  BresL  1862. 
Bulla  aurea  a.  1856.  cap.  IX.  §.  2.  Das  (falsche)  privil.  majus  für  Oesterreich 
spricht  auch  das  Recht  zu,  Juden  zu  dulden.  Yergl.  Schwsp.  o.  106  W.  (125  L.). 
Ssp.  III.  7.,  Schwsp.  c.  214,  215  W.  260,  261  L.  —  Die  sent,  de  bonis  judeorum 
vacantibus  Alberti  I.  a.  1299.  (Leg.  11.  471.)  spricht  dem  Erzbisohofe  von  Mainz 
zu  „omnia  debita  suorum  judeorum  occisorum  heredes  non  habentium.^  Paz.  Alb. 
cum  archiep.  Moguntino  a.  1802  (ib.  477.).  „Daz  Ungeld  und  die  Juden  zu  Fran- 
kenfurt  die  sal  er  behalten  recht  als  unser  breffe  staut  und  kunio  Adolfs,  die  er 
darüber  hat,  die  briffe  sal  er  auch  behalden.'^  Wichtig  die  Verhandlung  wegen  der- 
selben auf  dem  Eönigl.  Städtetag  zu  Ulm  v.  J.  1385  (Weizsäcker  S.  492  ff.;  der 
in  der  Einleit.  Nachweise  gibt). 

**  Vgl.  §.  44.  m.  Thitmari  Chron.  H.  8.  (Pertz  Scriptor.  HL  747.). 
„Temporibus  suis  (961.  Otto  I.)  aureum  illuxit  seculum;  apud  nos  inventa  est  prima 
vena  argenti.^  Von  dem  Finden  auf  Königlichem  Boden  ist  gewiss  das  Recht  des 
Königs  abgeleitet  ürk.  Konrads  IL  von  1150.  (Seibertz  Ürkundenbuch  I.  n.  51.): 
„Wieboldo  Corbeiensi  abbati  suisque  successoribus  regulariter  ordinatis  in  perpe- 
tuum  venas  metalli  videlicet  auri  argenti  cupri  plumbi  et  stanni  et  omnem 
pecuniam  sive  rüdem  sive  formatam  que  intra  montem  Eresberg  qui  Corbeiensi  ecole- 
sie  jure  proprietario  pertinere  noscitur  latet,  tibi  et  per  te  Corbeiensi  ecclesie  damus 
et  presenti  scripto  confirmamus  ut  liceat  tibi  et  successoribus  tuis  absque  ullius 
persone  contradiotione  in  eodem  monte  federe  omne  metallum  quod  inventum  fuerit 
eruere  et  conflare  •  .'^    Das  Silber  musste  der  Münze  angeboten  werden:    sent 
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Y.  Alle  diese  Rechte,  jedoch  auch  andere»^^  aus  denen  Einkünfte 
fliessen  konnten,  oder  die  überhaupt  als  eigenthümliche  Rechte  des  KSnigs 
galten,  fasste  man  unter  dem  Begriffe  jura  reg a IIa,  Regalien,  zu- 
sammen. Dahin  gehören  dann  noch  die  Naturaldienste  in  Eriegszeiten, 
sowie  die  an  den  Eonig  und  sein  Gefolge  auf  dem  Durchzuge  zu  leisten- 
den Fuhren,  Abgaben  von  Lebensmitteln  u.  dgl.  m. 

YI.  Damit  im  Zusammenhange  stehen  die  Einkünfte,  welche  der 
Eonig  aus  der  Yogtei  über  Reichskloster  oder  deren  Abtretung  an  diese,*^ 
aus  dem  schon  früh  aufgekommenen,  im  13.  Jahrhundert  abgeschafften 
Rechte  auf  den  Mobiliamachlass  der  Qeistlichen,^^  aus  der  Handhabung 


de  argento  yendendo  Heinr.  reg.  a.  1284.  (Leg.  11.  802).  Balla  aur.  a.  1856  c.  IX. 
§.  1.  —  Die  Urkunden  Heinrichs  YI.  a.  1189  für  den  BiBohof  von  Minden,  Friedr.  L 
Y.  1 189  für  Trient  n.  a»  beweisen,  dasB  man  nicht  bloB  auf  Reichsgütem  oder  könig- 
liohen,  sondern  allgemein  das  Bergregal  annahm.  Dagegen  Zöpfl  B.Q.  IL  §.  50. 
u.  a.  Vgl.  auch  die  oonst.  Frid.  I.  vom  J.  1158*  —  Unten  §.  154. 

**  Gongt,  de  regalib.  a.  1158.  Zählt  man,  wie  in  dieser  Const*  und  fiberhaupt 
in  alter  Zeit  die  Grafschaft  und  den  Heerbann  dazu,  so  hat  man  eine  doppelte 
Glasee;  die  eigentlichen  Hoheitsrechte  und  die  nutzbaren. 

so  Friedrich  U.  flberliess  1219  (Böhmer  Reg.  n.  3196.)  die  Yogtei  der  Eloster- 
güter  dem  Abt  Heinrich  Ton  Kempten  gegen  eine  jährliche  Abgabe  Ton  50  Mark« 

>i  Mit  diesem  Spolienrecht,  jus  spolii,  hängt  das  Recht,  die  Einkünfte 
der  yacanten  ReichsbisthUmer  und  Abteien  zu  geniessen,  aufs  Engste  zusammen« 
Const.  Frid.  de  bonis  clericorum  decedentium  (Leg.  IT.  138  sq.)  hob  es  auf  und 
bestätigte  das  Recht  der  Wormser  Gleriker,  sich  berufend  auf  die  römischen  Kaiser 
und  Karl  und  Ludwig,  „bonorum  suomm  mobilium,  quod  optaverit,  aut  pro  remedio 
anime  sue,  yel  alio  quoris  respeotu  tribnere,  et  testamentnm  faoere  sub  testi« 
monio  ad  minus  duorum  confratrum  suorum.^  Sent.  a.  1170  (ib.  141.)  spricht  den 
advocatis  jedes  Recht  auf  die  dos  der  Kirche  und  die  Sachen  der  Geistlichen  im 
Leben  oder  Tode  ab.  Die  Sent  a.  1172  (ib.  142.)  spricht  den  Mainzer  Geist- 
lichen zu,  „ut  mobilia  sua  que  infra  emunitatem  habuerint,  eoolesiis  seu  personis 
pro  arbitrio  suo  inter  tItos  seu  in  ultima  voluntate  donandi  liberam  habeant  facul- 
tatem.**  Ottonis  IV«  coronatio  Aquisgran*  a.  1198  (ib.  208  sq.).  Er  sagt  im  Briefe 
an  den  Papst:  „et  quod  consuetudinem  illam  detestabilem,  qua  episcoporum,  abba« 
tum  principum  de  hac  Tita  migrantium  bona  tempore  mortis  reliota  quidam  nostri 
antecesBores  hactenus  occupabant,  omnino  in  pesterum  dimittemus,  et  de  beneficientia 
nostra  principibus  ecclesiasticis  in  perpetuum  relaxamus.^  Dasselbe  Versprechen 
mit  dem  Zusätze:  „aut  etiam  ecclesiarum  yacantium^  wiederholt  er  in  der 
promissio  regis  Goronatio  Rom.  a.  1209  (ib.  217.).  Friedrich  11.  in  der  promissio 
Papae  a.  1213.  (ib.  224.)  leistete  dasselbe  Versprechen,  entsagte  in  der  renunciatio 
juri  spoliorum  a.  1216  (ib.  226.)  sowohl  dem  SpoUenreohte  als  dem  Rechte  einzuziehen 
yon  den  Stiftern  u.  Abteien  u.  bestimmt,  dass  y,redditus  et  proyentus  per  totius  primi 
anni  circulum*^,  redditus  hujnsmodi  in  solyenda  debita  decedentium  prelatornm  et 
in  alio 8  ecclesiarum  usus  per  manus  legitime  succedentium  libere  oonyertantur.^ 
Promissio  Papae  a.  1219  (ib.  231.),  Gonfoed.  cum   princip.  eccL  o.  1.    Rudolph  I.  a. 
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der  Bechtsßflege  bezog :*2  Geldstrafen,  Güter  Geächteter,  Gerichts- 
Bporteln,'*  femer  die  Taxen  bei  der  Erneuerung  von  Lehen  und  der 
Ausstellung  kaiserlicher  Gnadenbriefe,  erblose  Güter  u.  dgl. 


Drittes  Kapitel. 
Die  Bebieto  des  Reiches;  ihre  VerfassHig  ttoil  Regierung. 

A.  Die  landeBherrlichen  Territorien. 

§.76. 

1.   Her  LuidMkerr.* 

I.  Die  Hoheit  fiber  das  Territorium  ruhte  auf  dem  der  Familie  als 
Allod  oder  Lehen  zustehenden  Besitze,  auf  dem  Amte  des  Bischofs, 
Abts  u.  s.  w«,  verbunden  mit  dem  Tom  Reiche  direct  empfangenen  Ge- 
richts-Grafen-Bann, zu  welchem  bei  den  Herren  mit  fürstlichen  Hechten 
das  Herzogthum  kam. 

IL  Bei  den  geistlichen  Territorien  war  mit  dem  Amte  von 
selbst  auch  die  Landeshoheit  erworben;  denn  diese  haftete  so  sehr  an 
dem  Amte,  dass  sie  vom  Inhaber  zu  dessen  Schaden  selbst  durch  Ver- 
brechen nicht  verwirkt,  sondern  nur  der  Person  für  ihre  Lebenszeit  ab- 
genommen werden  konnte.  ^  Diese  geistlichen  Gebiete  trugen  den 
doppelten  Charakter  eines  Beichslehens  und  der  Ausstattung  des  Bis- 
thums  u.  s.w.;  ersterer  waltete  aber  so  sehr  im  früheren  Mittelalter  vor. 


1274  in  (traotatu)  oonfirm.  priTÜ.  Rom.  ecol.  (ib.  804  sqq.)  erneuerte  diese  Ver- 
sprechen. ^Nichtsdestoweniger  hörte  es  nicht  auf,  so  dass  man  gerathen  fand,  sich 
die  Freiheit  durch  besondere  Privilegien  Torsprechen  zu  lassen.  1209  für  den  Erz- 
bischof von  Magdeburg  von  Otto  IV.  (nota  14.),  die  Aebtissin  von  Quedlinburg 
1216  (Böhmer  Reg.  n.  BISO.),  den  Bischof  von  Hildesheim  1226  (das.  n.  3381.),  die 
Aebtissin  von  Gkmdersheim  (das.  n.  8584.)  Ton  Friedrich  n.  beziehentlich  E. 
Heinrich. 

**  Gonst  ne  regalibus    a.  1158.     Otto    Fr i sing,  de  gestis  Frid.  I.  Lib.  n. 

s*  Vgl.  über  die  Grösse  der  Sportein  die  Gonst.  Auximana  Frid.  I.  a.  1177 
(Leg.  IL  162.),  über  die  erblosen  Sachen  dieselbe  und  Sent.  Alberti  L  a.  1299  (ib. 
472.)  bezüglich  der  Lehen,  desgl.  die  Sent.  (ib.  478)  Über  erblose  Lehen  von  Kirchen. 
Heinrich  YII.  gab.  (Böhmer  Reg.  n.  3658.)  1227  dem  Deutschorden  die  Taxfreiheit 
bei  allen  kaiseriichen  und  königlichen  Gnadenbriefen. 

^  §§.  69  fP.  H.  Brunner  Das  gerichtliche  Exemtionsrecht  der  Babenberger, 
Wien  1864. 

'  Vgl.  §.  74  nota  1  am  Ende. 
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dass  für  DispoBitioDen  über  sie  keineswegs  die  Eirchengesetze,  sondern 
Gesetz  und  Herkommen  des  Reichs  als  maassgebend  erachtet  und  an- 
gewendet wurde.2  Wegen  der  Einheit  des  geistlichen  Amtes  war  für  die 
XJntheilbarkeit  des  Territoriums  von  selbst  gesorgt;  die  Gesetze  festigten 
diese  noch  mehr.^  Zu  jeder  Veräusserung  Ton  Eirchengut,  das  die 
Eigenschaft  von  Reiohsgut  trug,  war  deshalb  der  kaiserliche  und  der 
Beichsstände  Gonsens  erforderlich,  zu  dem  aber  auch  Kraft  der  Reichs- 
gesetze  sowohl  bei  Bisthümern  als  Abteien  Gonsens  der  Kapitel  be- 
ziehentlich der  Gonvente  und  der  Landstände  hinzutreten  musste> 

lU.  Das  Lehen  war  allmälig  insofern  erblich  geworden,  als  es  auf 
die  mannlichen  Nachkommen  überging«^  Hiermit  war  jedoch  die  Erb- 
lichkeit der  Fürstenthümer  noch  nicht  eingetreten,  obwohl  man 
diese  in  der  Lehensform  übertrug.*  Noch  im  13*  Jahrhundert  wurde  die 
Erblichkeit  durch   ausdrückliche  Privilegien  gegeben.^    Es  waltete  nun 


>  Vgl.  die  DersteUnng  §.  68.  Y. 

*  Frid,  L  sent  de  bonis  mensae  episcopalis  non  alienandis  a.  1153 
(Leg.  n.  94  Bqq).  Sent  de  bonis  eccl.  non  allen«  Henr.  VI.  de  deoimis  non 
alienandis  1190  (ib.  186.)  1191  (ib.  194.)  «dictata  est  sententia,  quod  nollus  episco- 
pomm  Tel  abbatnm  imperio  pertinentium  poBsit  Tel  debeai  aliqnid  de  bonis  ad  co- 
qninam  Tel  ad  alind  snum  officium  pertinentibns  infeodare  Tel  alienare;  quod  si 
forte  aliqnem  episoopornm  seu  abbatum  faoere  oontigerit,  talis  infeodatio  seu  alie- 
natio  a  suooessore  episoopo  potest  et  debet  de  ratione  in  irritnm  roTOcari.  De 
abbatibus  idem  est  judioinm.*  Frid.  IL  sent.  de  alienat.  bonor.  eccles. 
(irritatio  alienationnm)  a.  1219  (ib.  233.),  Sent  a.  1250  (ib.  865.),  Bent  a.  1253 
(ib.  367  sq.). 

4  §.  59  nota  10,  §.  77.  Mein  Kirehenrecht  Syst.  §.  118.  Heinr.  reg«  sent. 
de  jure  abbatiarnm  a.  1228.  (Leg.  n.  252.),  Bent  de  offioiis  et  posses- 
sionibns  eccles.  Wih.  a.  1250  (ib.  865.),  Sent.  a.  1255  (ib.  878.)  ^responsum 
fuit  et  in  nostra  presentia  sententialiter  jndlcatum,  qnod  (abbas  princeps  territorii) 
neo  Tondere  neo  alienare  ant  distrahere  seu  donare  potest  aliqua  feuda  Tel  bona 
Bui  monasterii,  non  requisito  oonsensn  nostro  et  sni  oapituli  ei  obtento.^  Sent. 
contra  infeodationem  episoopornm,  capitulis  irreqnisitis.  Bndolphi  L 
a.  1277  (ib.  412.). 

B  Dies  beweist  für  das  Ende  des  12.  Jahrhunderts  die  Auffassung  der  Rechts- 
bücher,  die  den  Satz  als  einen  hergebrachten  haben.  Vgl.  Auetor  Tetns  de 
benef.  L  §.  24.  ,,Pater  hereditat  in  filium  possessionem  sicut  ei  benefioium,  propter 
quod  non  eget  filius  ut  demandari  bona  patris  sibi  faciat  fiiius.*  cf.  §.25.  Sfiohs* 
Lehnr.  art.  21.  §.  8.  und  Schwab.  Lehnr.  art.  42  a. 

•  YgL  Uomejer  Syst.  des  Lehnr.  YII.  §.  62. 

7  So  ffir  die  Witteisbacher  bezflglich  Baiems  Tom  15.  Not.  1208  (abgedr. 
in  Quellen  und  Erörterungen  zur  bayer.  u.  deutsch.  Gesch.  Bd.  Y.  B.  9  ff.).  Es 
war  daher  ein  grosses  PriTileg,  dass  für  Oestorreich  1156  die  Erbfolge  und  selbst 
fflr   die   S  ei  teuTer  wand  tschaft    gegeben   ward.    Ygl.   Über   dessen   Bedeutung 

Berchtold  Landeshoheit  Oesterr.  S.  40  ff. 

16 
▼.  Scbvlte,  Reichs-  v.  BechtAgesch.    4.  Aufl. 
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auch  f&r  die  weltlichen  Territorien,  so  lange  die  Anschauang 
lebhaft  blieb,  das  selbst  mit  dem  erblichen  Besitze  verbundene 
Amt  werde  gegeben  Tom  Konige,  gehöre  dem  Reiche,  der  Grundsatz 
der  Untheilbarkeit  gleichfalls  vor  und  wurde  in  den  Entscheidungen  des 
Beichs  wiederholt  ausgesprochen.^  Je  mehr  aber  der  Amtscharakter 
verschwand,  und  man  auch  das  Amt  als  Reichslehen  auffasste,  bildete 
sich  im  13.  Jahrhundert  dessen  Erblichkeit  aus.  Diese  Untheilbarkeit 
brachte  von  selbst  mit  sich,  dass  der  älteste  Sohn  des  Erwerbers  suece» 
dirte  und  so  jedesmal  der  älteste  Sohn.  Yon  diesem  strengen  Principe 
der  blossen  Erbfolge  der  männlichen  Descendenten  des  jedesmaligen  Be- 
sitzers gab  es  aber  bald  Ausnahmen  durch  Privilegien,  welche  die  Col- 
lateralenerbfolge,  ja  auch  die  Eigenschaft  eines  Weiberlehens  und  damit 
die  Succession  aller  Verwandten,  die  vom  Erwerber  abstammte,  zu- 
liessen.9  Dagegen  galt  es,  so  lange  die  verschiedenen  von  manchen 
Fürsten  besessenen  Ghrafschaften  u.  s.  w.  sich  nicht  zu  einem  einheitlichen 
Lande  abgeschlossen  hatten,  für  keine  Theilung,  dass  die  einzelnen  Graf- 
schaften, jede  für  sich  ungetheilt,  unter  die  mehreren  Erben  vertheilt 
wurden;  dies  kommt  bis  ins  15.  Jahrhundert  hinein  vor. ^o  Allmälig  hörte 
die  Untheilbarkeit  bei  jenen  Territorien  auf,  deren  Inhaber  keine  directe 
Verleihung  vom  Reiche  beständig   an  das  Lehensband  mit  diesem  er- 


*  Frid.  I.  consi.  de  jure  feodor.  a.  1158  (Leg.  II.  113.),  Rud.  I.  sent 
de  comitatibuB  non  dividendis  (ib.  442.).  Scbwsp.  o.  182.  L.  101.  W. 
^Man  enmao  mit  rehte  dehein  fürsten  ampt  zwein  mannen  gelthen.  Geschihet  ez 
aber,  ire  deweder  mac  d&  von  ein  fürste  geheizen  nob  gesfn,  alsA  enmao  man  weder 
marcgr&yeBobaft  nocb  pbalenzgr&fschaft  noch  grAvesohaft,  nnde  swer  st  teilet,  86 
hAnt  si  iren  namen  yerloren.*^  Svp.  UI.  58.  §.  8.  IIL  64.  §•  5.  wider  die  Theilung 
der  GrafBobaft.  Vgl.  §.  68.  n.  1.  u.  §.  69.  n.  7.  §.  75.  n.  4.  Sohnlse  Erstgeburt 
S.  96  ff.    Fioker  R.F.  8.  247  ff. 

*  Das  langob.  Lebnr.  ü.  Fead.  11.  n.  L  Fend.  8.  24.  kennt  BOhon  überhaupt 
mit  dem  Willen  des  Lehnsherrn  die  reine  Oognatensnooession.  Dadnroh  trat  die 
Mögliohkeit  ein,  den  dentsobrechtl.  Satz  aufzugeben.  Ein  solohes  Privileg  ist  das 
Osterr.  ron  1156  seinem  Wortlaute  nach.  Vgl.  Berehtold  a.  a.  0.  B.  45  ff., 
der  noch  andere  Beispiele  anfahrt  und  mit  Recht  henrorhebt,  die  Gesammt*  und 
Even tnalbe lehnungen  seien  nur  eine  Form  gewesen,  um  den  Einfluss  des 
Kaisers  auf  die  Besetzung  der  Fttrstenthttmer  scheinbar  zu  retten,  w&hrend  in 
Wirklichkeit  die  Grundsätze  des  langob.  Lehnreohts  eindrangen,  wie  er  aus  mehre- 
ren Beispielen  darthut,  und  der  mit  Recht  die  Belehnung  des  pririL  minus  als  erstes 
Beispiel  einer  Gesammtbelehnung  anfahrt.  Fioker  Reiohsfflrstenland  I.  S.  252 
weist  solche  nach  fflr  Brandenburg,  Earnthen. 

^^  Deshalb  erscheinen  auf  den  Reichstagen  mehrere  Fürsten  desselben  Hauses, 
§.  72.  nota  19.  Hieraus  haben  eich  die  yersohiedenen  Linien  einzelner  Häuser  mit 
denselben  Fürstentiteln  gebildet    Fioker  R.F.  L  S.  289  ff. 


Der  Landesherr.  243 

innerte.  Aber  auch  in  den  Ffirstenthümern  ffihrte  die  volle  Erblichkeit 
and  das  Yerflchwinden  des  Amtsoharakters  zu  gldchem  Ziele.  Theilungen 
in  yerschiedener  Gestalt  kamen  desshalb  im  14.  Jahrhnndert  vor.  Dies 
war  um  so  leichter,  als  mit  dem  Aufhören  des  Amtscharakters  der  Grund- 
satz, dass  der  älteste  Sohn  succedire,  von  selbst  yerschwand,  die  Nach- 
folge sich  nach  den  Grundsätzen  fElr  das  Allod  richtete.  ^^  Die  goldene 
Bulle  von  1356 1>  setzte  zuerst  für  die  Eurlande  Untheilbarkeit  und  Suc- 
cession  nach  der  Primogenitur  fest  als  natürliche  Folge  der  nach  dem 
Bechte  der  Erstgeburt  zu  yererbenden  untheilbaren  Eurstimme.  Diesem 
Vorgänge  folgend  wurde  zur  Behebung  der  mancherlei  aus  den  mög- 
lichen Gtebietstheilungen  herrorgehenden  Nachtheile  im  Laufe  des  14. 
und  15.  Jahrhunderts  in  vielen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  die 
untheilbare  Erbfolge  nach  der  Frimogeniturordnung  hausgesetzlich  fest- 
gestellt. Dabei  aber  ging  man,  seit  die  volle  Landeshoheit  das  ganze 
in  der  Hand  des  Fürsten  vereinte  Gebiet  als  einheitliches  Territorium 
erscheinen  liess,  allmälig  einen  Schritt  weiter,  indem  nicht  nur  für  das 
Hauptland,  sondern  für  dies  und  die  damit  verbundenen  Länder  jene 
einheitliche  Folge  bestimmt  wurde.  Damit  war  der  Anfang  gemacht  zu 
neuem  Hervortreten  des  öffentlich  rechtlichen  Charakters  der  Terrtorial- 
hoheit. 

lY.  Wie  das  Herzogthum  der  Kaiser,  so  musste  der  Fürst  nach 
strengem  alten  Reichsrechte  die  ledige  Grafschaft  von  Neuem  austhun.is 
Das  erfolgreiche  Streben,  die  Gebiete  abzuschliessen,  besonders  die  Lehen 
im  Lande  an  sich  zu  ziehen,  liess  diesen  Grundsatz  allmälig  so  in  Ver- 
gessenheit gerathen,  dass  viele  Grafschaften  in  die  Hände  der  Landes- 
herren kamen.^^ 

y.  Der  neue  Landesherr  trat  dem  Beiche  gegenüber  durch  die 
Lehnsemeuerung,i<^  seinem  Lande  gegenüber   durch  feierliche  Besitz* 


"  Tlieilangeii  in  Baiern  1255,  Brandenburg  1258,  BrannBciiweig  1267, 
Sachsen  1272,  Anhalt  1256,  Meissen  1265,  HeBsen  1296.  Fioker  R.  F. 
257  ff. 

i>  Gap.  XXY.  §.  2,  S,  4.  §.  5.  gebietet  Unterhalt  der  Gesohwister  mit  Ans- 
Bohlnes  jeder  Theilnng  des  FflrBtenthnmB  „et  pertinenoiarnm  ejuB**.  Das  Pri- 
vilegium majuB  für  OeBterreich  hat  diese  Erbfolge  bereits  aufgenommen. 

>»  Oben  §.  69.  IV.  und  Note  10. 

I«  Oben  §.  72.  11.  Wie  sehr  dies  Oesterreich  mit  Hülfe  des  priv.  malus 
gelang,  zeigt  Berchtold  S.  188  ff.  Karl  lY.  machte  auch  die  seit  1182  reiohB- 
unmittelbare  Markgrafsohaft  Mähren  im  J.  1850  bei  Belohnung  seines  Sohnes  Jo- 
hann damit  Böhmen  lehnspfliohtig.  Fioker  R.F.  8.  106  fg.  216  ff.  244  ff. 
Berohtold  8.  154.    üeber  Troppau  siehe  Fioker  RJ*.  8.  125. 

IS  Das  österr.  priy.  malus  §.  2  fordert  die  Belehnung  im  L  a  n  d  e.    Dieses  f u 
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ergreifungi«  in  die  Begierung  ein.  Er  mueste  aus  echter  Ehe  stammen, 
körperlich  und  geistig  zur  Herrschaft  befähigt  sein.i?  Waren  die  erb- 
fähige Verwandtschaft  und  etwaige  Mitbelehnte  ausgestorben,  so  fiel  das 
Land  als  erledigtes  Beichslehen  in  die  freie  Besetzung  des  Kaisers  zu- 
rück, der  selbiges  während  dieser  ganzen  Zeit  nach  Belieben  an  Beichs- 
unmittelbare  oder  auch  Beichsministerialen  austhun  konnte. ^^ 

YI.  DieBechte  der  Landesherren  waren  die  Grafengewalt 
und  das  Herzogthum  mit  ihren  Befugnissen.  Die  Ffirsten,  welche 
beides  besassen,  hatten  als  Ausfluss  des  Ghrafenamtes  die  Gerichtsbarkeit, 
das  Becht  Placita  abzuhalten,  die  Sorge  für  den  Frieden  (Polizei),  das 
Becht  Anordnungen  hierüber  zu  treffen,  als  Bechte  des  Herzogthums 
dazu  den  Heerbann,  das  Becht  Hof  tage  zu  halten  u.  s«  w.  Mit  diesen 
Bechten  verband  sich  allmälig  der  Genuss  der  Begaben  (§.  79.).  Sie 
erscheinen  somit  als  die  Herren  und  Schirmer  des  Landes,  domini,  prin- 
cipes  territorii.1* 


starke  Recht  des  Herzogs  hat '  selbst  Rudolph  IV.  nicht  praktisch  za  prfttendiren 
gewagt.  Berehtold  S.  115  ff.  —  Herrn,  t.  Sicherer  Ueber  die  Gesammtbeleh- 
nung  in  deutsch.  FürstenthQmem.    München  1865. 

i<  Empfang  der  hui  de  Seitens  der  Stftnde,  wobei  der  Fflrst  auf  dem  Fürsten- 
(Herzogs-)  Stuhle  sass  in  festlichem  Gewände  u.  dgl.  Siehe  einzelne  Formen,  be- 
sonders aus  Eänithen,  bei  Grimm  R.A.  S.  252  ff. 

1^  Bulla  aurea  cap.  XXV.    Unten  §.  84. 

1*  Der  Herzog  Ton  Oesterreioh  hatte  für  diesen  Fall  das  Recht  der  freien 
Verfügung.  Die  Ausnahme  für  Böhmen  in  Bulla  aurea  oap.  VIII.  §.  5.  ist  schon 
berührt. 

19  Den  Inbegriff  dieser  Bechte  lässt  die  Urk.  E.  Ludwigs  Tom  J.  1338,  17.  Aug., 
womit  er  den  Grafen  Gottfried  IV.  yon  Arnsberg  belehnte,  deutlich  erkennen 
(Seibertz  ürkundenbnch  U.  S.  302.  num«  666.).  „Nos  Ludoyicus  d.  g.  Roul  Imp. 
S.  A.  teuere  presentium  profitemur  —  quod  veniens  ad  nostre  majesiatis  presentiam 
speotabilis  Godofridus  Oomes  de  Arnsberg  fidelis  noster  dilectus  —  snpplioaTit  ut 
sibi  feoda  infra  scripta  ex  successione  paterna  ei  dem  pertinentia  videlioet 
Advocatiam  in  Susato,  tres  Gogravias  que  vulgo  Gk>ggericht  dicuntur  unam 
soilicet  in  Hnvele,  alteram  in  Wicke,  tertiam  in  Galle,  omnes  Oometias  que 
Frigrafschaft  Tulgariter  nuncupantur,  monetam  suam,  ducatum  infra  termi- 
nos  dominii  sui,  silyam  suam  que  dicitur  Lurewalt  et  in  eadem  Silva  forestum 
Tulgariter  dictum  Wildforst,  pedagium  vel  Theloneum  in  Neyheim,  nee  non 
jus  primam  pugnam  habendi  quando  Regem  vel  Imperatorem  Romanum  vel 
summum  ducemWestfalie  infra  terminos  Reni  et  wjsere  pugnare  Tel  bellare 
continget  que  Tolgo  dicitur  forstreit,  conferre  et  ipsum  de  hiis  investire  gratiosins 
dignaremur.  Nos  itäque'-^i feoda  suprasoripta  a  nobis  et  saoro  Rom.  imp.  desoen- 
dentia  prefato  Godfrido  Comiti  de  Arnsberg  prout  et  quantum  per  progenitores  suos 
et  ipsum  hactenus  —  habita  sunt  et  possessa  conferimus  et  cum  —  titulo  feodali 
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VII.  Ihr  YerhältnisB  zu  den  Einwohnern  des  Terri«- 
torinms  war  lange  Zeit  hindurch  ein  sehr  versohiedenes.  .Die  grosse 
Mehrzahl  derselben  war  theils  in  Folge  der  Angehorigkeit  an  den  Allo- 
dialbesitz  des  Herrn,  theils  zufolge  des  Abnehmens  der  alten  Freiheit 
(§.  54.)9  theüs  als  Hörige  der  an  die  Landesherren  gekommenen  Reichs- 
güter, endlich  auch  durch  Belehnung,  in  einem  directen  persönlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse  zum  Herrn;  sie  standen  als  Hörige,  Ministe- 
rialen, Vasallen  unter  dem  jus  curiae  und  der  (privaten)  Herrngerichts- 
barkeit. Diese  sind  in  Wahrheit  schon  im  frühen  Mittelalter  Unter- 
t hauen.  Eine  zweite  Klasse  bildeten  die  Freien,  welche  dem  Herrn 
nur  als  Inhaber  der  Grrafenrechte  unterstanden,  ihren  Gerichtsstand  im 
Landgerichte  hatten  (§.  85.).  Auch  sie  sind  seit  der  Ausbildung  der 
Landeshoheit  Unterthanen.  Die  erste  Klasse  umfasst  der  spätere  Aus- 
druckHintersassen,  die  zweite  der  Landsassen. ^o  Ob  der  Einzelne 
in  einer  Stadt,  welche  dem  Herrn  gehörte,  oder  auf  einer  Burg,  in  einem 
Dorfe  oder  Hofe  wohnte,  machte  keinen  Unterschied.  Wohl  aber  trat 
ein  solcher  dadurch  ein,  dass  viele  ursprünglich  der  ersten  Klasse  an- 
gehörige  Personen,  femer  Ministerialen  und  Vasallen  gegen  den  Ausgang 
des  13.,  besonders  aber  im  14.  Jahrhundert  durch  das  personliche  Band 
zum  Herrn  eine  höhere  Stellung  erlangten  und  dass  in  Folge  dessen 
selbst  innerhalb  der  Territorien  alle  anderen  als  minder  frei  erschienen 
und  in  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältniss  von  jenem  niederen  Adel 
kamen,  so  dass  sich  aus  ihnen  ein  eigener  Stand  bildete  (§.  87.  §.  107.) 
dem  gegenüber  die  höher  Gestellten  gewisse  Rechte  an  die  Regierung 
erwarben  (§.  77.).  Darin  aber  war  des  Herrn  Macht  über  alle  diese 
Personen  gleich,  dass  sie  seinem  Blutbann  (jus  vitae  ac  necis)  unter- 
lagen. Eine  dritte  Klasse  von  Unterthanen,  oder  als  Gegensatz  gegen 
alle  vorhergehenden  eine  zweite,  bildeten  jene  Personen,  welche  die 
Grafschaft  vom  Reiche ,  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  zu 
Lehen  trugen,  Besitzer  eines  Hermhofes  (dynastae),  kurz  selbst  Landes- 
herren waren,  aber  nicht  die  vollen  fürstlichen  Rechte  erlangt  hatten 
(§•  68.  VIII.)  desgleichen  die  Reichsministerialen,  welche  auf  den  Reichs- 


presentibuB  inTestimus.'*  Sehr  belehrend  ist  das  Privil.  majus  für  Oesterreich,  weil 
thatsächlioh  sein  Inhalt  damals  geltendes  Recht  für  dieses  Land  war.  Dass  das 
minus  nicht  den  Bann  des  Kaisers  aufhob,  noch  dessen  Recht,  Exemtionen  zu  ge- 
statten, hat  Brunner  fixemtionsr.  gezeigt. 

lieber  die  Suooession  überhaupt  Schulze  Das  Recht  der  Erstgeburt  in  den 
deutschen  Furstenthflmem,  Leipz.  1851. 

«0  Pfeffinger  h  c.  I.  XXII.  (T.  IL  p.  959  sqq.) 
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gfitern  wohnten,  Diese  >i  standen  bezüglich  des  Heerbannes  und  der 
Lehnherrlichkeit,  sowie  der  Pflicht,  ihre  Hoftage  zu  besuchen,  unter  den 
Fürsten.  Von  diesen  Personen  haben  nur  die  meisten  in  Franken, 
Schwaben  und  am  Rheine  ihre  Beichsunmittelbarkeit  behauptet  und  auch 
der  aus  dem  Ffirstenthume  herrührende  Verband  fiel  fort,  seitdem  dieses 
selbst  seinen  alten  Charakter  geändert  hatte.  Nordlich  vom  Thüringer 
Walde  sind  sie  mit  sehr  geringen  Ausnahmen^'  allmSlig  unter  die  wirk- 
liche Landeshoheit  gekommen,  wenngleich  sie  Gfrafenrechte  beibehielten. 
Diese  Entwicklung  hatte  in  den  Kurlanden  bereits  zur  Zeit  der  goldenen 
Bulle  ihren  Abschluss  gefunden,^"  und  trat  auch  in  den  meisten  anderen 
Fürstenthfimern  bis  zum  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  dahin  ein,  dass 


ti  Auch  diese  Klasse  von  Personen  wird  einzeln,  und  offenbar  ganz  mit  Recht 
mit  dem  Namen  Landsassen  bezeichnet.  —  In  diesem  Yerhältnisse  standen  Tolle 
Landesherm.  So  z.  B.  die  Grafen  von  Arnsberg  gegenüber  den  Erzbischöfen  yon 
Köln  als  Herzögen  yon  Westphalen.  8.  Dipl.  a.  1340  (Seibertz  IIL  p.  484.  n. 
1117.),  worin  Erzbisohof  Walram  bekundet,  dass  Oraf  Gottfried  von  ArnSberg  seine 
yilla,  die  in  puro  et  libero  allodio  suo  „infra  ducatum  quidem  nostrum  Westphalie^ 
liege,  ihm  übertragen  und  als  Lehen  zurückgenommen  habe,  und  erlaubt  ihm  da- 
selbst ein  Schloss  zu  bauen  und  das  Dorf  als  Stadt  zu  befestigen.  Nr.  1095  (im 
J.  1275)  erklftrt  die  Stadt  Paderborn,  die  dem  Bischöfe  von  Paderborn  gehörte, 
„quod  Ten.  dno.  Archiep.  Colon,  deoem  annis  nuno  instantibus,  quibus  nos  et  nostra 
in  suam  proteotionem  recepit  et  tutelam  et  quia  in  suo  duoatu  oonsistimus*^ 
gegen  jeden  zwischen  Ruhr  und  Weser  ausser  den  Kirchen  zu  Paderborn  und  Köln 
beistehen  wolle.  Im  Jahr  1291  (das.  n.  438)  wird  £rzbischof  Siegfried  Ton  Bischof 
Otto  Ton  Paderborn  und  Graf  Ludwig  von  Arnsberg  und  Anderen  ersucht  „quod 
nobis  •  .  . ,  cum  offioii  vestri  debitum  id  exigat  ratione  duoatus  yestri  .  .  .  yeatram 
sententiam  et  jus  dare  et  docere  dignemini  super  eo,  alioquin,  hujusmodi  jus  et 
tenteniiam  a  Serenissimo  Bomanorum  rege  nos  requirere  opportebit.^  Einen  noch 
deutlicheren  Beleg,  dass  der  Hersog  über  die  yollen  Landesherren  noch  am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  ein»  gewisse  Hoheit  hatte,  gibt  das.  num.  827.  von  1268,  worin 
Erzbischof  Engelbert  H.  dem  Grafen  Gottfried  III.  von  Arnsberg  erlaubt,  das  Dorf 
Keheim  als  Stadt  zu  befestigen  gegen  die  Verpflichtung  zum  Beistande  gegen  feind- 
liche Angriffe.  —  Für  die  spfttere  Zeit  siehe  Chr.  Henr.  Drewerus  De  jure  terri- 
torii  Bubordinati  disseri  IL  Lips.  1727.  4. 

SS  Z.  B.  die  Hfiuser  Schönburg  und  Stolberg. 

SS  Gap.  XI.  §.  1.  9,Statuimu8  ut  nulli  Comites,  Barones,  Nobiles,  Feudales,  Ta- 
Balli,  Castrenses,  Milites,  Glientes,  Giyes,  Burgenses,  nulle  quoque  persone,  Coloniensi, 
Mogutinensi  et  Treyerensi  Ecclesiis  subjecti  vel  subjecte,  cujusounque  Statut, 
eonditionis  vel  dignitatis  existant  .  .  .^  Oben  §.  69.  IV.  Für  0 Österreich  lag 
diese  Entwicklung  schon  im  Privileg  von  1156  im  Keime  beschloBsen,  aber  völlig 
nnverhüUt  tritt  sie  im  maius  auf.  Berohtold  S.  179  ff.,  für  Brandenburg  im 
Charakter  der  Markgrafsohaft,  und  ergibt  sich  auch  aus  den  Sfttzen  des  Sachsen- 
spiegels n.  12.  §.  4.  6.  IIL  64.  §.  7.  IIL  65.  §.  1.;  fQr  Böhmen  bestHtigt  sie  BuUa 
aurea  cap.  VlU.  als  altes  Herkommen. 
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rückflichtlich  der  wirklichen  Obergewalt  alle  Einwohner  des  Territoriums 
in  gleichem  Verhältnisse  zum  Fürsten  standen,  die  Unterschiede  zwischen 
den  Einwohnern  nur  darin  lagen,  dass  eine  geringe  Anzahl  selbst  ge- 
wisse landesherrliche  Bechte  von  yerschiedenem  Umfange  übte,  und 
Landstände  waren,  die  Uebrigen  hingegen  lediglich  als  Unterthanen  er- 
scheinen. 

§.77. 

S.   Die  LuidttiBd«,*  LuidU««. 

I.  Aus  der  Beschaffenheit  der  Landesherrlichkeit,  welche  dem  In- 
haber nur  die  bestimmten  herkömmlichen  Bechte  gegenüber  den  einzelnen 
Landesbewohnern  yerlieh,  sowie  aus  dem  noch  lange  Zeit  fortlebenden 
Bewusstsein,  dass  der  Herr  aus  kaiserlicher  Uebertragung  die  Grafen- 
rechte übe,  ist  erklärlich,  dass  in  den  Territorien  nur  sehr  allmälig  die 
alten  Formen  der  Begierung  verlassen  wurden.  Dies  zeigte  sich  zunächst 
in  den  meistens  fortdauernden  drei  grossen  jährlichen  (§.  47.  Y.)  Ver- 
sammlungen, die  noch  geraume  Zeit  yon  den  Herren  gehalten  wurden, 
lldt  der  zunehmenden  Bedeutung  des  Lehnwesens  und  der  stets  ab- 
nehmenden gemeinen  Freiheit  horte  der  Einfluss  der  Gemeinfreien  auf 
die  Ordnung  der  politischen  Dinge  mehr  und  mehr  auf,  während  die 
Vasallen  und  Ministerialen  das  Hauptgewicht  erlangten.  Dies  war  der 
Grund,  wesshalb  jene  Versammlungen  zu  blossen  Gerichtstagen 
wurden.  Als  solche  wurden  sie  auch  von  Beichswegen  den  Herren  bei 
Strafe  befohlen^  und  haben  sich  in  manchen  Territorien,  jedoch  in  der 
spateren  Zeit  nicht  mehr  fär  das  ganze,  sondern  als  Versammlungen  der 
kleineren  Ejreise  (Gografschaften,  Centen  u.  s.  w.)  bis  in   die  spätesten 


*  F.  A.  T.  Campe,  die  Lehre  von  den  Landständen  nach  gemeinem  deatschen 
Staatsrechte,  2.  Anfl.  Lemgo  1864.  F.  W.  ü  n  g  e  r  Geschichte  der  deutsch.  Yolks- 
yertretang.  1.  Theil  Gesch.  der  deutsch.  Landstände,  2  Bde.  HannoTCr  1844. 
G.  Hegel  Gesch.  der  mecklenburgischen  Landstftnde  bis  zum  Jahr  1555  oet.  Rostock. 
Miohelsen  in  der  Zeitschrift  f.  D.  R.  Bd.  1,  Adolf  Wohlwill  Die  Anfänge  der 
landstättdisohen  YerÜMSung  im  Bisth.  Lüttich,  Leips.  1867. 

1  Heinr.  reg.  Const.  gener.  a.  1234  (Leg.  n.  301.):  „Et  ut  in  jndicando 
diligencie  formam  omnibus  preferamus,  eooe  in  manus  principnm  promisimus,  qnod 
in  quolibet  mense»  ubicumque  in  imperio  fuerimus,  quatuor  diebus  ad  minus  perso- 
nalitor  Tolumas  judicio  publice  praesidere.  Quod  etiam  a  quolibet  judice  fieri  toIu- 
mos,  temporibns  ad  hoc  seoundum  provinoiarum  oonsnetudinem  oon- 
stitutis.  Quod  si  princeps  facere  neglezerit,  et  de  hoc  conTiotns  fnerit,  ut  exigit 
juris  ordo,  domino  regi  centum  libras  auri  in  pondere  Karoli  persolret.  Com  es 
▼ero  vel  alius  nobilis  Judicium  habeus,  si  non  judioarerit  seoundum  proyinciaram 
oonsuetttdiaem,  domino  regi  .  .  '•  centum  maroas  argenti  oomponet.*^ 
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Zeiten  erhalten.  Die  Geschäfte,  welche  man  auf  diesem  Landding, 
Landtag,  placitum  provinciale,  vornahm,  waren:  Entscheidung 
der  Rechts  Streitigkeiten  und  Yornahme  (Beurkundung)  von  Rechtsge- 
Schäften.'  Neben  diesen  Gerichtsversammlungen  unter  den  Fürsten  oder 
deren  judices  provinciales,^  Landmarschällen  wurden  in  den 
kleineren  Distrikten  der  mit  dem  Gericht  belehnten  Ghrafen,  Yögte  der 
Abteien  und  Kloster  gleichfalls  jährliche  Gerichtsversammlungen  abge- 
halten.^ 

II.  Die  Stellung  der  Landesherren  zu  den  verschiedenen  Klassen 
von  Eingesessenen  einerseits,  die  Anschauung  des  Mittelalters,  jede  Ge- 
walt sei  eine  übertragene,  jedes  herkömmliche  Recht  ein  wohl  erworbenes, 
nicht  ohne  den  Willen  des  Berechtigten  zu  kränkendes,  endlich  die  per- 
sonliche Regierung  der  Herren  und  die  Oeffentlichkeit  bei  allen  Arten 
rechtlicher  Akte  brachten  von  selbst  mit  sich,  dass  die  Landesherren 
kein  Geschäft  von  irgend  welcher  Wichtigkeit  vornahmen,  ohne  die 
Männer  ihres  Vertrauens  zu  berathen  und  deren  Billigung  zu  besitzen. 
Gerade  darin  zeigt  sich  aber  die  allmälige  Entwicklung  am  Besten,  dass 
wie  beim  Könige  (§.  43.  72.)  auch  in  den  Territorien  analog  nur  Vasallen 
und  Ministerialen,  aus  denen  die  Landesherren  ihre  Stellvertreter  nahmen, 
zugezogen  wurden.  Im  Einzelnen  waren  nach  der  besonderen  Entwick- 
lung manche  Verschiedenheiten.  In  den  geistlichen  Fürstenthümern  war 
vor  Allem  das  Kapitel  (bei  den  Abteien  der  Gonvent)  hierzu  berufen;  in 
allen  Fürstenthümern  traten  in  den  Vordergnmd  die  allenfalls  zu  dem- 
selben gehörigen  Grafen  und  freien  Herren  (Dynasten) ;  einzeln  kommt, 
jedoch  nur  in  Angelegenheiten  rein  privatrechtlicher  lüatur,  auch  die 
Zustimmung  der  eigenen  Leute  u.  s.  w.  vor.  So  wurden  Veränderungen 
im  Besitzstände  der  Landesherren  (Schenkungen  von  Gütern)  oder  ein- 
zelner Institute  (z.  B.  von  Kirchen,  Klöstern),  Verpfändungen  oder  Ver- 
käufe Von  landesherrlichen  Rechten  (z.  B.  der  Chrafschäft,  Münze  u.  dgl.) 


>  Unger  I.  17S  ff.,  Walter  R.G.  §.  264.  In  den  meisten  Urkunden  flbev 
Streitigkeiten  and  üebertragnngen  n.  s.  w.  (Tgl.  die  Kote  6.)  wird  nur  die  Zastim- 
mung  zn  dem  Akte  bez.  Bekundung  erwähnt;  diese  ist  aber  nach  den  damaligen 
Verhältnissen  nur  mündlich,  also  auf  solchen  G-eriohtstagen  gegeben. 

*  üeber  die  in  Thüringen  (Hessen)  s.  Carl  Phil.  Kopp  ausffihrl.  Nachricht 
Yon  der  älteren  und  neueren  Yerfassnng  der  Geistl.  und  Ciyil-Gerichte  in  den  fürst- 
lich Hessen-Oasselisohen  Landen.  2  Bde.  Oassel  1769  4.  L  §.  200  ff.  (S.  278  ff.) 

^  Es  waren  aber  nicht  immer  drei.  So  bestimmt  Erzbischof  Anno  d.  H.  von 
C91n  in  der  Stiftungsurkunde  der  Abtei  Grafschaft  im  Herzogthum  "Westfalen  Ton 
1072  (Seibertz  n.  83.,  I.  88.)  „adyooatus  placitum  bis  tantum  in  anno  habeat.^ 
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u.  8.  w.  durch  das  ganze  Mittelalter  hindureh  mit  Beirath   des  Landes 
Torgenommen.^ 

in.  Diesel  Herkommen  wurde  nicht  blos  von  Rechtswegen  anerkannt, 
sondern  schon  früh  ist  gesetzlich  bestimmt,  dass  zu  allen  wichtigen  Akten 
die  Landesherren  den  Consens  ihrer  Stände  einholen  sollten,  so  nament- 
lich zu  Dispositionen  mit  den  Gutern  des  Landes,  zur  Erlassung  allge- 
meiner Anordnungen  u.  dgh  m.»  auch  sind  yorkommendenfalls  durch 
Urtheile  des  Reiches  Akte,  welche  dem  Reichsrechte  oder  guten  Her- 
konunen  zuwider  waren,  vernichtet,  Yeräusserungen   ohne  Zustimmung 


^  Deutlich   erhellen  diese    Verhältnisse   für   Westfalen    aus   Seibertz    Ur- 
kundenbuch:  Dipl.  a.  1166.    Erzb.  Reinald  gibt  einen  Wald  bei  Soest  bin,  ,,conBul- 
tis  super  hoc  prioribus  inbeneficiatis  et  miuisterialibus  ecolesiae  Colon,   ex  communi 
eorum  et  totius  Susatensis  famüiae  consilio^  n.  56. ;  Verkauf  eines  Waldes  als  Zins- 
lehen 1166  „ex  deliberatione  et  consilio  priorum  Coloniensium,  inbeneficiatorum, 
et   ministerialium   nostrorum,    ex  consilio   quoque  totius  familiae  Sosatensis.^    Die 
priores  sind:    Probst  und  Dekan  des  Domstiftes,  Vertreter  der  Kapitel  in  Xanten 
und  Soest,  der  Abt  Ton  Siegbnrg,  mehrere  Grafen,   Adyocati,  Ritter,  ein  Soultetus, 
n.  57;    1170  stiftet  und  bewidmet  Erzbischof  Philipp  I.  von  K51n  das   Kloster  Bre- 
delar  „ex  instinotu  quornndam  fidelium,  et  totius  oleri  nostri,  .  .  .  nostrorumque 
optimatum    oonsilio,    ipsiusque   castellani   (der  Torher  mit  dem  Orte   belehnt 
war)  et  heredum  suorom  oonsensu/    Zeugen  ausser  dem  Bischöfe  von  Paderborn 
und   anderen   Geistlichen  der  Graf  von  Arnsberg ,  Ravensburg ,   Froithisbreht,    die 
Dynasten  von'  Lippe,  Rudenberg,  tou  der  Mark  u.  a.,  advooati,  Leute  aus  Köln  und 
Soest,  ein  Tillicus,  n.  60.;    1181  schenkt  der  Graf  von  Arnsberg  einem  Kloster  ^^o- 
minam  Godam  cum  omnibus  filiis  et  filiabus**  und  sagt:    „Nam  oivili  jure   consensu 
Condomes ticorum  snorum  et  judiciali  sententia  tarn  liberorum  quam  ministerialium 
meornm  confirmatum  est.^    n.  82.;  n.  250.  y.  1248  (Verkauf  einer  Frucbtrente,  die 
die  Abtei  Bredelar  einer  Kirche   zu  zahlen  hatte,  durch  den  Abt  von  Oorrei  ^una- 
nimi  consensu  et  voluntate  [abbas  et  conventus]  ministerialiumque  nostrorum  consilio^), 
n.  882.    (Verkauf  det  Vogtei  Über  Soest  an  die  Stadt  1278  durch  den  Grafen  von 
Arnsberg  ausser  dem  Consens  seines  Vaters,  seiner  Gattin  und  Kinder  „de  con- 
silio fidelinm  ao  ministerialium  nostrorum. "    Zeugen:  4  Ritter  (milites),   ein  vir  no- 
bilis,  ein  notarius,  dapifer  noster,  Gamerarius,  vier  namentlich  aufgeführte  et  alii 
quamplures  nostri  ministeriales  et  fideles,  der  judex  Susatiensis,  zwei  magistri  con* 
sulum  et  totum  consilium  Oppidi  et  alii  quamplures  universitates.  Datum  et  actum 
in   domo   Oonsulnm   in    Susato.),    n.  885.  a.  1279   (Graf  Ludwig  von  Arnsberg 
bekundet  die  Uebertragung  von  Gütern  an   ein  Kloster  mit  dem  Gonsensus  aller 
seiner  Erben  ^aooedente  etiam  nobilium  fidelinm  nostrorum,  vasaUorum,  ministeria- 
lium et  castellanorum  consensu^,   n.  502.    (Erzb.   Wigbold   verpfändet  a.    1808   der 
Stadt  Soest  das  Sohulten-Amt  und  den  Schlagsohatz  von  der  Münze  für  die  ihm 
geliehenen  1000  Mark  Pfenninge  „de  consilio  prelatorum  nobilium  et  fidelinm  nostro- 
mm"*).  n.  748.  a.  1856;  n.  793.  a.  1868.    Gottfried  IV.  verkauft  die  ganze  Graf- 
schaft Arnsberg  an  die  kölnische  Kirsche  „communi  fidelinm  et  Sabdi- 
torum  nostrorum  Oomitatus  nostri  predioti  communicato  consilio.'' 
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der  Stande  rQckgangig  gemacht,  landesherrliche  Mandate  entkräftet 
worden,  • 

IV.  Zur  Berathnng  und  Ordnung  der  Landesangelegenheiten  be- 
dienten  sich  die  Fürsten  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes 
der  Hof  tage,  auf  denen  die  Grossen  des  Herzogthums  oder  Fürsten- 
thums  nebst  den  Vasallen  und  Ministerialen  desselben  erschienen,  oder 
auch  der  Landtage.^ 

y.  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  gestalteten  sich  die  Verhältnisse 
der  Stände  bestimmter.  Die  Abschliessung  des  Standes  der  Ritter  und 
Ministerialen  brachte  deren  geschlossenes  Auftreten  mit  sich ;  die  Städte 
waren  in  der  Lage,  durch  ihren  Reichthum,  ihre  Macht  und  Freiheiten 
ihr  Interesse  zu  wahren  und  wurden  zu  dem  Ende  zur  Vereinigung  ge- 
drängt. Die  Prälaten  hatten  von  jeher  eine  selbstständige  Stellung. 
Veranlassung  zu  gemeinsamem  Auftreten  boten  der  Regierungsantritt, 
indem  man  sich  bei  der  Huldigung  die  alten  Rechte  bestätigen  liess,  die 
Versuche  einzelner  Herren,  gegen  das  Herkommen  Rechte  auszuüben, 
z.  B.  Veräusserungen  und  Verpfändungen  Torzunehmen,  der  schlechte 
Rechtszustand,  der  die  mächtigeren  Einwohner  zu  Bündnissen  und  Ver- 
einiguDgen  trieb,  endlich  die  öfteren  Geldverlegenheiten  der  Herren  und 
deren  Anträge  zur  Bewilligung  yon  Darlehen,  Steuern  u.  s.  w.^^  Waren 
auch  durch  Reichsgesetze  alle  derartigen  Vereine  verboten,  so  siegte 
doch  die  Macht  der  günstigen  Verhältnisse.  *  Verlangte  ein  Landesherr 


8  Sent.  Frid.  II.  a.  1281.  Landf.  K.  Budolphs  v.  1287.  Heinr.  reg. 
Beut.  a.  1222  de  non  diBtrahendis  hofmarohiis  episoopatuum  (Leg.  11. 
248.)  ^sententia  data  fait:  Qnod  niilli  episcopomm  liceat  aliquatenoa  redditos  hnjas* 
modi  disirahere  sive  alienare  per  infeodationeB  taliter  (nemlich  „preter  consilium 
et  aBBeDBom  cbori  sni  atqae  miniBteriaünm  eomm^)  quo([ua]n  modo;  Bed  Bi  foTBitan 
per  aliqnem  hoc  factum  faerit,  talis  diatractio  Ben  infeodatio  ftrmitatem  aliqaam  non 
habet.""  Oben  §.  72.  Y.  --  B.  A.  t.  1856  cap.  XIIL  —  Den  Yersacb,  die  landoB- 
herrliche  Maohtrollkommenheit  zu  begründen,  macht  das  ÖBterr.  priviL  mains  §§.  8. 
14  fSr  GeBetBgebnng  und  BcBteuerung.  Ueber  die  wirkliche  Präzis  Berchtoid 
6.  197  ff. 

»  Bsp.  m.  21.  1.  SohwBp.  c.  104  L.  86  W.  o.  118  W.  (136  L.),  189  L.  118  W. 
0.  858  L.  292  W. 

*  Heinr.  reg.  sent.  contra  oommnnitateB  TaBBallorum  a.  1224. 
(Leg.  n.  254).  bcBtimmt  auf  Anfrage  des  LibaldnB  de  Bafrimont  ^qnod  vasalli  et 
ceteri  homincB  sine  consensa  dioti  Lebaldi  et  etiam  absque  noBtra  et  imperii  volun- 
tate  nnllae  comnlnuitateB,  conBtitationeB,  oonTentiones  et  nontates  poterant  at- 
temptare.^ 

*  Anch  in  den  Territorien  BchlOBBen  Bchon  im  18.  Jahr,  die  Stftdte  BfindniBse; 
BO  in  WcBtfalen  (Seiberti  ürknndenbuoh  n.  277.  296.).  1825  (n.  610.)  BChloBsen 
Bargmänner  and  Stftdte,   1826  (n.   615.)  dioBC  nnd  der  Marschall  einen  gemeinen 
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auBBergewohnliche  Leistungen,  bo  gab  man  sie  nur  gegen  urknndliohe 
Bestätigungen  der  alten  Freiheiten,io  Anerkennung  des  ständischen  Selbst- 
hüiferechts  im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  Zusage  u.  dgl.  m.  So  traten 
im  14.  und  15.  Jahrhundert  Prälaten,  Ritter  und  Städte  in  den  meisten  ^^ 
Territorien  als  Status  terrae  auf,  deren  Zustimmung  zu  allen  wich- 
tigeren Angelegenheiten  erforderlich  war.  Zur  Berathung  derselben  be- 
rief man  die  Landtage,  auf  denen  der  Fürst  seine  Propositionen 
machte.  Die  von  den  Ständen  gebilligten  und  sonstigen  landesherrlichen 
Erlasse  wurden  bei  Verabschiedung  derselben  als  Gesetze,  Landtag s- 
ftbschiede,  kundgemacht.  Did  Rechte  der  Stände  waren  durchgehends 
Zustimmung  zur  Erhebung  neuer  Abgaben,  Veräusserung  oder  Ver- 
pfändung von  Staatsgut,  Berathung  der  Gesetze,  Aenderungen  der  Erb- 
folge, Fuhrung  der  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Landes- 
herm  u.  s.  w.  Uebrigens  waren  bald  nur  die  drei  genannten  Stände, 
bald  nur  Adel  und  Städte,  einzeln  auch  die  freien  Landbewohner  ver- 
treten. Durch  diese  Stellang  kamen  Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte 
allenthalben  in  den  noch  festeren  Besitz  des  Rechts  der  Gerichtsbarkeit, 
Polizei  u.  s.  w.i* 

VI.  Diese  Stände  bildeten  in  Gonsequenz  der  ständischen  Gliederung 


Landfirieden,  der  1S44  (n.  691.)  oraenert  wurde  (hier  ffthrte  man  eine  ständige 
Miliz  ein  von  50  Mann:  17  der  Marschall  von  Westfalen,  Soest  10,  Brilon  4,  Werl, 
Geseke  und  Ruthen  je  8,  Warstein  2,  Eallenhardt  und  Beleke  je  1,  Medebach, 
HaUenberg,  Schmallenberg  und  Winterberg  zusammen  6;  vier  „Biedermänner ^ 
zwei  Ritter  und  zwei  Bürger,  zur  Ausführung  und  Yertheilung  der  Miliz).  Andere 
Schutzbündnisse  von  1370,  1885,  1886,  1451,  1452  n.  818.  871.  872.  873.  958.  ^59. 
Im  J.  1478  Terbanden  sich  Ritterschaft  und  Städte  (n.  911)  zu  wechselseitigem 
Schutze,  1452  (n.  959.)  zur  ordentlichen  Handhabung  der  Rechtspflege;  1468 
(n.  968.)  schlössen  Er^bischof,  Domkapitel  und  Landstände  eine  Erb-Land-Yereini« 
gung.  Zum  Widerstände  gegen  die  Üeber griff e  des  Erzbischofs 
verband  sich  1474  (n.  977.)  das  rheinische  Erzstift  mit  der  Landschaft  Westfalens. 
1479  (n.  980.)  schlössen  Ritterschaft  und  Städte  Westfalens  mit  mehreren  Fremden 
zur  Beilegung  der  Fehden  und  Erhaltung  des  gemeinen  Landfriedens  ein  Bündniss. 
1498  (n.  998.)  yereinigten  sich  mehrere  Städte,  um  dem  zu  hohen  Geldkurse  zu 
steuern. 

10  G.  T.  Lerchenfeld  die  altbayerischen  landständischen  Freiheitsbriefe 
(Einl.  Ton  L.  Rockinger),  München  1853.  Der  älteste  ist  Ton  1811.  Die  Ein- 
leitung entiiält  eine  gute  kurze  üebersicht  der  landständischen  Entwicklung  bis 
1568. 

11  Einige  hatten  nie  Stände,  z.  B.  die  badische  Markgrafschaft. 

1*  So  erliessen  die  Stände  mit  Zustimmung  des  Herrn  auch  Gesetze;  1428 
(Selb er tz  n.  921.)  die  westfälischen  eine  „gemeine  Gesinde-  und  Tagelolins« 
Ordnnng.*^ 
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der  Gesellschaft  den  politisch  allein  berechtigten  Factor  im  Lande,  wurden 
daher  auch  geradezu  das  Land,  die  Landschaft  genannt.  War  auch 
die  Bildung  keine  rein  privatrechtliche  gewesen,  so  war  doch  das  Recht 
des  Einzelnen  zunächst  Folge  eines  Privatrechtes :  Amt,  Grundbesitz, 
Privileg.  Nur  bei  den  StSdten,  welche  jedoch  in  den  meisten  Territorien 
zurücktraten,  konnte  man  ein  öffentliches  finden.  Dieser  Charakter  gab 
ihnen  einerseits  principiell  nur  ein  unbedingtes  Recht  zum  Mitwirken, 
wo  und  soweit  des  Einzelnen  und  der  Stände  Rechte  in 
Betracht  kamen.  Hieraus  erklärt  sich  das  öftere  selbstständige  Er- 
lassen von  Gesetzen  des  Landesherm  u.  s.  w.  Auf  der  anderen  Seite 
lag  nahe,  den  privaten  Gesichtspunkt  zu  sehr  hervorzukehren.  Finden 
wir  nun  auch  überall,  dass  die  Stände  bald  zur  Ueberzeugung  kommen, 
nicht  nur,  dass  sie  nicht  zu  geben  brauchen,  wenn  sie  nicht  wollen,  son- 
dern auch,  dass  sie  geben  müssen  im  Interesse  des  Landes,  kommt 
es  daher  auch  nach  und  nach  am  Ende  des  Mittelalters  oder  im 
16.  Jahrhundert  zu  ständigen  Geldbewilligungen,  so  haben  sich  doch 
nirgends  die  Stände  zu  dem  Gedanken  emporgeschwungen,  einzusehen, 
dass  in  dem  Momente,  wo  sie  allein  aus  Eigenem  nicht  mehr  das  Nöthige 
leisten  konnten,  sie  auch  kein  Recht  mehr  hatten,  sich  als  das  Yolk 
anzusehen.  Mit  dem  veränderten  Heereswesen  und  dem  modernen 
Steuersystem  waren  die  alten  Stände  aus  ihrer  Alleinberechtigung  heraus- 
gefallen. Dass  sie  das  nicht  einsahen,  machte  den  Absolutismus  der 
Fürsten  ebenso  möglich,  wie  es  zum  modernen  Gonstitutionalismus  ge- 
führt hat. 

§.  78. 

8.  Die  Beglttnug,  AdadHlstrttlon. 

L  In  den  Territorien  vollzog  sich  ein  analoger  Prozess,  wie  im 
Reiche,  wo  aus  den  Beamten  Landesherren  und  durch  diese  die  könig- 
lichen Beamten  überflüssig  geworden  waren.'  Gerichtsbarkeit,  Polizei, 
Heerbann,  Abgabenpflichtigkeit  war  zum  privaten  Rechte  oder  zur  pri- 
vatrechtlichen Yerpflichtung  geworden.  Im  ersteren  Falle  war  die  Aus- 
übung des  Rechts  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  mit  dem  Grund- 
besitze verknüpft  worden.  Dem  Herrn  unterstand  damit  von  selbst  der 
XJnterthan  auch  hinsichtlich  der  öffentlichen  Leistungen.  Zu  einer  landes- 
herrlichen Verwaltung  gab  es  mithin  nur  insoweit  Veranlassung,  als  der 
Landesherr  selbst  auf  seinen  Gütern  Unterthanen  hatte.  Dieser  Fall 
aber  unterschied  sich  in  Nichts  von  allen  anderen.  Die  Naturalwirth- 
schaft  der  Zeit  brachte  daher  von  selbst  mit  sich,  dass  der  Verwalter 
des  Guts  alle  jene  Rechte  ausübte,  welche  gegenüber  den  Unterthanen 
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aaszuüben  waren.  Somit  bestand  volle  Autonomie  für  die  Stände, 
deren  Streben,  ganz  conform  dem  der  Reichsstände  im  Yerhältniss  zum 
Kaiser,  unablässig  auf  ToUige  Ausschliessung  des  landesherrlichen  Ein- 
flusses auf  ihre  CKiter  und  Unterthanen  gerichtet  war.  Nur  in  den 
Städten  musste  nothwendig  eine  Verwaltung  sein,  welche  bald  Organe, 
die  von  den  Bürgern  aus  ihrer  Mitte  gewählt  wurden,  bald  auch  Be- 
amte besorgten.  Einen  Stoss  erhielt  dies  System  zuerst  durch  das  Ein- 
dringen des  fremden  Rechts.  Dieses  machte  gelernte  Richter  im  Gegensatze 
der  aus  dem  Volke  nothig«  Hierzu  konnte  man  kaum  die  Oekonomen  ge- 
brauchen. Femer  wirkte  das  geänderte  Heerwesen  und  mit  ihm  ein  ganz 
neues  Finanzwesen.  So  traten  Beamte  seit  dem  14.  Jahrh.  auf,  zunächst 
nur  des  Landesherrn  für  seine  Unterthanen  wie  der  Stände  für  die  übrigen, 
bis  die  neuere  Zeit  die  Staatsverwaltung  an  die  Stelle  der  privaten  Güts- 
verwaltung auf  allen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  setzte. 

n.  Analog  den  Erz-  und  Erbämtem  des  Reiches  bestanden  in  den 
fürstlichen  und  überhaupt  landesherrlichen  Territorien  zunächst  die  vier 
Hofämter  des  Dapifer,  Pincerna,  Gamerarius  und  Marscal- 
cus,i   welche    pit  Ministerialen  besetzt,  regelmässig  nach  dem  Rechte 


1  Frid.  II.  sent.  de  officiis  episoopatuum  a.  1219  (Leg.  II.  284.):  ^P^r 
sententiam  difinitam  est,  quod  mortuo  uno  episoopo  et  alio  Bubstitato  pmnia  offioia 
▼aoant,  exceptia  quatuor  principalibuB,  dapiferi  Tidelioet  et  pincernae 
maresohalci  et  oamerarii.»  Frid.  11.  sent.  de  officiis  prinoipum  a,  1223 
(ib.  550.):  —  ^princeps  domnus  Conradus  Hildensemensis  episoopus,  seotentiam  im- 
perialis  curiae  nostrae  sibi  postnlavit  edioi  super  eo,  si  offioiatus  aliquis  prin- 
cipis  cujuBCumque,  dapifer  soilioei,  marscalous,  camerariue  vel  pinoerna,  posset 
principi  domino  suo  ratione  sui  offioii  qnemquam  ponere  s  u  b  m  i  n  i  s  t  r  u  m ,  yel  ali- 
quid de  rebus  ejus  mobilibus  Tel  immobilibas  preter  assensum  ejasdem  prinoipis  et 
ejus  beneplaoitum  voluntatis  ordinäre.  Super  quo  sentontiam  hano  imperialis  curia 
nostra  promulgaTit,  quod  nisi  de  assensu  prinoipis  fuerit  et  ejus  libera  yoluntate, 
nullns  talium  officiatorum  suboffioiatnm  qnemquam  talem  domino  suo  dare  po- 
test,  neo  aliquid  de  rebus  priacipis  disponere  preter  ejus  beneplaoitum  voluntatis." 
Sent.  Wilh.  a.  1250  (Leg.  II.  p.  S66.):  »postulavit  (der  princeps  D.  Pataviensis 
electna),  si  omnia  officia  sna  exoeptis  quatuor  prinoipalibus  offioiis  de  jure  vaoarent 
et  forent  pro  suo  beneplaoito  instituenda,  dummodo  per  bomines  ecclesie  sue  eadem 
of&oia  proouraret?  Quod  utique  per  sententiam  prinoipum  et  magnatum  adjudicatum 
ei  extitit,  et  ab  omnibus  approbatum,  nisi  forsan  ex  antiquo  jure  bereditario  homines 
eoolesie  aliqua  offioia  possedissent^  Vgl.  Heinr.  reg.  sent.  de  jure  abbatia- 
rnm  a.  1223  (ib.  252.);  Heinr.  reg.  sent  a.  1230  (ib.  278.):  »  .  .  lata  fuit  sententia, 
quod  nullo  virgo  Tel  mulier  in  uUo  quatuor  offioiatorum  prinoipalium,  soll,  dapiferi. 
pincernae,  camerarii,  marsohaloi,  ratione  bereditatis  sueoedere  possit.«  Conr.  IV. 
sent.  a.  1240  (ib.  333.  und  384.)  Rud.  L  bestätigte  1281  die  sententia  „qua  jn  qua- 
tuor officiis  prinoipalibus  eoclesiae  Salisburgensis  patrem  filius  major  natu  sequi  de- 
beat.^    Periz  in  Leg.  11.  422.    Exped.  Born.  (§.  74  n.  1.). 
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der  Erstgeburt  vererbt  wurden.  Zur  Dienstleistung  waren  jenen  sub- 
mini 8 tri  oder  snbofficiati  aus  Mimsterialen  oder  eigenen  Leuten 
beigegeben,  deren  Dienst  häufig  auch  erblich  und  mit  Lehen  versehen 
war.  Daneben  kommt  vor  das  Amt  der  Castellani  in  den  Schlössern 
und  Burgen,  das  gewohnlich  Ministerialen  mit  Sohloss  und  Gütern  zum 
Lehen  gegeben  war,  des  Gappellanus  als  Hof  geistlichen,  des  No- 
tariu s  f&r  die  Beurkundung  der  Y illici  auf  den  Haupt-Ober-Hofen  u.  a« 
Durch  alle  diese  Beamten  wurden  die  verschiedenen  Leistungen  in  natura 
oder  Geld,  welche  an  den  Hof  abzufahren  waren,  beaufsichtigt  und  deren 
Verwendung  fibr  die  Hofhaltung  geleitet' 

ni.  Die  Verwaltung  des  Landes  stand  unter  dem  Landmarschall, 
der  für  das  Heerwesen,  den  Landfrieden,  die  Landtage  u.  s.  w.  zu  sorgen 
und  die  Aufticht  über  die  sonstigen  Beamten  zu  führen  hatte. 

Hierzu  kam  in  den  Stiftern  das  Amt  der  Advocati  für  die  Ver- 
tretung des  Stifts,  die  Handhabung  der  Rechtspflege  über  die  Leute  des 
Stifts  und  die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  des  Vermögens.  Während 
man  jenes  Amt  regelmässig  nach  Belieben  besetzte,  war  die  VcTgtei 
meistens  zu  Lehen  gegeben  oder  kam  in  erblichen  Besitz,  wodurch  viele 
Vögte  zu  mächtigen  Herren  und  grossen  Grundbesitzern  wurden.  Neben 
beiden  Aemtem  kamen  allmälig  noch  andere  (Landdrosten,  Land- 
jägermeister, Landrichter  u.  dgl.)  auf. 

IV.  Unter  diesen  Hauptämtern  gab  es  fllr  die  Gerichtsbarkeit  über 
die  Hofesleute,  die  Erhebung  der  Einkünfte,  die  Polizei  u.  s.  w.  Beamte, 
die  bald  Schultheisse,  Schulzen,  Schulten  (z.  B.  in  Westfalen, 
überhaupt  Sachsen),  bald  schlechthin  Officiales,  Gentgrafen,  Amt- 
männer, Amtleute,  Villiei  u.  s.  f.  heissen;  in  den  Städten  war  die 
Verwaltung  eine  eigene  (§.  81.);  ebenso  führten  die  Bitter  und  Ministe- 
rialen auf  ihren  Burgen  und  Schlössern  eine  eigene  Verwaltung  unter 
Aufsicht  des  Marschalls. 

V.  Die  Landesherren  hatten  bei  dieser  Art  der  Verwaltung  wenige 
unmittelbare  Rechte.  Ihr  Streben  ist  daher  seit  dem  13.  Jahrhundert, 
in  der  richtigen  Erkenntniss»  dass  ein  Weitergreifen  der  Theilung  der 
Gewalten  im  Lande  ebenso  zu  ihrer  Ohnmacht  führen  müsse,  als  sie  im 
Reiche  die  des  Kaisers  bewirkt  hatte,  darauf  gerichtet,  nach  Möglichkeit 
die  Ernennung  an  die  Stelle  der  Belehnung  zu  setzen,  weil  mit  jener 

^  nach  der  Zeitanschauung   der  landesfürstliche  Wille  in  jedem  Momente 
das  Mandat  revociren  konnte,  mit  dieser  aber  ein  festes  Privatrecht  ein- 


>  lieber  diese  Yerh&ltniBse  geben  z.  B.  fUr  Westfalen  Ansknnit  die  Urk.  Ton 
1114,  1147  u.  a.,  bei  Seibertz  nam.  38.  47.  189.  209.  795. 
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trat.  Desshalb  fing  man  im  Lanfe  dea  14.  Jahrhunderts  an,  bei  Hofe 
Yerwaltungsbehorden  zu  oi^anisiren,  an  deren  Spitze  ein  oder  mehrare 
Rathe,  Consiliarii^  für  die  vershiedenen  (Jeschiftszweige  standen, 
an  welche  die  Beamten  zu  berichten  hatten.  Diese  bereiteten  ilirerseits 
die  Sache  zur  f&rstlichen  Entscheidung  Tor.  Hierzu  nahm  man  yielfach 
Doetoren  der  Rechte.  Ffir  die  Angelegenheiten  des  ganzen  Landes  hatten 
die  Stände  auf  den  Landtagen  oder  durch  eigene  ständige  Abgeordnete 
ein  bedeutendes  Recht  der 


§.  79. 

L  Zur  Aufrechthaltnng  der  Ordnung  in  dem  Territorium,  Yerfolgung 
Ton  Räubern,  zur  Führung  der  Fehden,  m  welche  der  Landesherr  ver- 
wickelt wurde,  sowie  zur  Leistung  der  Reichskriegspflicht  entboten  die 
Landesherren  ihre  Vasallen,  welche  eine  Burg,  ein  sonstiges  Ghit  zu 
Lehen  trugen,  ihre  Ministerialen,  die  Leute,  welche  unter  dem 
Gastellan,  Burgyogt  u.  s.  w.  als  Burgmänner  in  den  nicht  zu  Lehen  ver- 
liehenen Burgen  sassen,  die  Städte,  endlich  nach  Bedfirfniss,  namentlich 
bei  Angriffen  gegen  das  Land  als  Landwehr,  die  Landbewohner.  Art 
und  Umfang  der  Leistung  waren  durch  den  Lehnsvertrag,  das  Hofrecht 
(§.  61.),  TJebereinkommen ,  Landesstatut  oder  Gewohnheit  geregelt. 
Einzeln  hatte  man  schon  frSh  sowohl  Ritter  als  Knappen  im  stehenden 
Solde.  Im  14.  Jahrhundert  fing  man  an,  in  einzelnen  Territorien  zur 
Aufrechthaltung  des  Landfriedens  eine  stehende  Miliz  zu  halten,  wozu 
die  verschiedenen  Eriegspflichtigen  ein  Oontingent  stellten,  das  aus 
fremden  Söldnern  oder  Landesbewohnem  genommen  wurde,  die  sich 
freiwillig  gegen  Entschädigung  anboten. 

n.   Die  Kosten  fOr  Bewaffnung  und  Unterhalt  hatte  entweder  der 


*  Qnellenbelege  §.  74.  Seni  de  jnre  maniendarnm  ciTitatam  Heinr. 
reg.  a.  1281.  (Leg.  IL  288«)  ,qnod  qoilibet  epiBOOpns  et  prinoeps  imperii  civitatem 
«üBm  debeat  et  possit,  ad  opus  et  obseqniam  imperii  et  ipsinB,  in  foBsatis  muris  et 
inomnibns  mnnire.^  Rnd.  L  sent.  de  oonBtructione  manitionnm  (ib.  422  ron 
1279.)  „qaod  nnllns  homo  qaaligcnnqne  eondioienis  fuerit,  in  alicnjoB  oomitis  comicia, 
castnim  vel  manitionem  aliam  qnalemeanqae  erigere  sire  constniere  debeat,  nisi 
prioB  ipsins  oomitis  snper  eo  reqnisito  beneplacito  et  obtento.^  Curia  Knrem- 
berg.  Adolphi  reg.  a.  1294.  o.  2.  (ib.  461.).  >-  Die  im  §.  77  angefahrten  Urkun- 
den über  die  westfUisoben  Landfrieden.  Bsp.  IH.  66.  2.  „Ifan  ne  mnt  ok  nene 
bnroh  bnwen,  nooh  stat  Testenen  mit  planken  noeh  mit  müren,  noch  beroh  nooh 
Werder  noch  tfirne  binnen  dorpe,  ane  des  landes  richteres  orlof.** 
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Maonin  Folge  des  besonderen  Yertrages  auf  bestimmte  Zeit,  oder  der 
Herr  zu  tragen,  soweit  die  vom  Lande,  den  Städten,  Klöstern  für  diesen 
Zweck  zu  entrichtenden  Abgaben,  Naturallieferungen  und  sonstige 
Leistungen  der  Landleute  nicht  ausreichten,  i 

nL  Während  dieser  ganzen  Zeit  musste  der  Landesherr  nicht  blos 
alle  Kosten  seiner  Haushaltung,  sondern  auch  der  Verwaltung  des  Landes 
decken,  dafor  ist  das  Einkommen  aller  Art  aus  dem  Lande  Einkommen 
des  Landesherm,  dies  und  Einkommen  des  Landes  ist  identisch.  ^  Quellen 
des  Einkommens  bildeten:  1)  die  Güter  aller  Art  (Grundstücke,  Wiesen, 
Wälder,  Häuser  u.  s.  w.),  deren  Erträgnisse,  soweit  der  Unterhalt  der 
Beamten  und  Hofleute  nicht  darauf  angewiesen  und  keine  Belehnung 
erfolgt  war,  durch  den  Yillicus  an  den  Camerarius  oder  Maschall  ab- 
geführt wurden.  Bedeutend  war  der  Ertrag  der  Mühlen,  >  deren  An- 
legung als  landesherrliches  Yorrecht  galt  und  gegen  bestimmte  jährliche 
Abgaben  auch  Privaten  gestattet  wurde.  2)  Grundzinsen,  auf  Grund 
und  Boden  ruhende  Naturalabgaben:  Zehnten  vom  Getreide,  Liefe* 
rungen  von  Thieren  (Hühner,  Gänse,  Kühe,^  Eier  u.  s.  w.)  die  auf  den 
verschiedenartigsten  Rechtstiteln  beruhten :  Kolonat,  Erbleihe,  Schenkung 
oder  Belehnung  mit  Yorbehalt  eines  Zinses,  Grundzinsen  von  Häusern 
in  der  Stadt  u.  s.w.  3)  Gerichtszinsen:  Abgaben  der  Städte  u.  s.  w. 
für  die  Ausrüstung  zur  Beichsdienstleistung ,  Kriegsschillinge,  Natural- 
dienste  zu  diesem  Zwecke.  4)  Beden,  petitiones,  collectae,  welche 
verschiedenartigen  Ursprung  haben.  5)  Einkünfte  aus  der  Advokatie 
6)  Abgaben  von  den  Thieren  und  Waaren,  die  in  den  Städten,  nament- 
lich auf  den  Märkten,  verkauft  wurden  (Accise),  7)  für  bestimmte 
ausserordentliche  Fälle :  Gefangenschaft  des  Herrn,  Ertheilung  des  Ritter- 
schlages an  den  Sohn,  Yerheirathung  der  Tochter  (Fräulein-Prinzessinnen- 
Steuer). 


1  Anfsoblass  geben  die  im  §.  61  angeführten  Dienstrechte. 

^  Ueber  die  meisten  Punkte  gibt  Aufschluss  das  §.  78  n.  5  angefahrte  Yerzeich- 
niss;  dazu  Seibertz  n.  870.  (I.  453.)  das  interessante  VerzeichnisB  über  den  Bestand 
des  Schaltenamtes  zu  Soest  von  1275—1382,  und  nam.  484.  von  1293—1800  (I.  598  fr.) 
über  den  Bestand  des  Marschall-Amtes  in  Westfalen,  n.  665.  das  Oatenrerzeichniss 
des  Grafen  Gottfried  IV.  Ton  Arnsberg  von  1888  (IL  278  ff.). 

*  Vgl.  z.  B.  das  in  Note  8.  zuletzt  genannte  Verzeichniss. 

^  Urk.  y.  1262  n.  822.  bei  Seibertz  n^os  godefridus  comes  de  arensberg  .  •  . 
villicum,  qui  pro  tempore  fuerit  in  cnrte  ipsius  ecclesie  in  Menberge  ab  omni  exac- 

tione  Taeearam,  qoe  In  tollos  terre  nostre  termlnts  fleri  seist  annaatlm,  im- 
munem reddidimus.* 


Die  Städte,    Ihre  Entnrioklang.  257 

• 

lY.  Zu  diesen  Einnahmen  gesellten  sich  die  Regalien^  (§•  ^^O? 
die  übrigens  vielfach  Städten  und  Ministerialen  zu  Lehen  gegeben  oder 
yerkauft  waren.  Ein  eigenthümliches  Einkommen  bildete  der  Gon- 
ductus.  * 

y.  Wollte  der  Landesherr  ausser  den  ihm  durch  das  Herkommen 
zustehenden  Leistungen  von  seinen  Unterthanen  eine  Steuer  erheben,  so 
hing  dies  ab  von  der  Bewilligung  des  Landes.  "^  Solche  Steuerbewilligungen 
gaben  den  Ständen  Yeranlassung,  sich  ihre  Hechte  und  Privilegien  nicht 
blos  bestätigen,  sondern  vermehren  zu  lassen;  sie  sind  in  vielen  Landern 
der  Hauptgrund  für  die  Ausbildung  standischen  Wesens,  namentlich  für 
die  Standschaft  der  Städte,  geworden.* 


^  Vgl.  §.  75.  —  Im  ÖBterr.  pm.  maina  §.  17.  wird  OesterreieJi  zugesprochen,  was 
irgend  ein  Füretenthum  hat,  im  §.  14  das  Judensehatzreoht  un4  im  §.  5  obendrein 
«bannus  sylTeetrinm  et  ferinanim  piecine  et  nemora*^  im  Herzogthum  als  von  der 
Belohnung  des  Herzogs  abhängig  erklärt.  Ueber  die  praktische  Uebung  dieser  Rechte 
u.  andere  Finanzquellen  des  Herzogs:  Berchtold  a.  a.  0.  8.  185—205.  Rudolph  IV. 
erhob  z.  B.  1363  blos  Ton  der  Geistlichkeit  70,000  Pfund  Wiener  Pfenninge. 

*  Urk.  bei  Seibertz  n.  484.  ^tem  jus  Ducis  Westphalie  est  conduotus  a  Wesera 
usque  ad  Renum  sie  quod  quilibet  ourrus  oneratus  III.  solides,  carruca  XYIII.  denarios 
et  equus  cai  nullus  insedet,  yendendns  de  quolibet  pede  unum  denarium  dabit  pro 
oonductu.  Et  quandoounque  conduotus  violatus  fuerit  Dux  soluet  ablata  mercatoribus 
et  ad  vocationem  suam  rel  sai  marscaloi,  omnes  gograrii  Ducatus  sui  cum  oommuui- 
tate  hominum  tenentur  insequi  predones,  faoiendo  eis  sequelam  que  oommuniter  dicitur 
Volge.  Et  hano  eandem  sequelam  de  jure  faoere  tenentur,  quando  Dux  mit  obsidere 
castrum  aliquod  propter  predicta  de  eodem  oommissa,  Tel  oastrum  edificare  pro  ne- 
oessitate  sua  et  defensione  terre.  Si  etiam  aliquis  vult  habere  conductum  ad  mensem 
unum  duos  tres  yel  quatuor  toI  annum  aut  plus,  de  hoc  potest  oonvenire  cum  mar- 
scaloo.  —  Item  quioumque  fuerit  deprehensus  onm  littera  alterius  conduotus  in  illo 
judido  de  eo  tamquam  de  spoliatore  judicabitur,  quia  spoliavit  Duoem  oonductu  suo.'' 
Statutnm  Heinr.  reg.  in  fayor.  principum.  ^tem  conduotum,^  Curia 
S^urembitrg.    Adolfi  reg.  a.  1294.    Bulla  aurea  1856  cap.  L  §.  1.  2. 

7  Landt'r.  Friedrichs  IL  t.  1235.  ^^e  domini  Tel  ciritates  aliquacunque  de 
causa  thelonea  Tel  exactiones  instituant,  quae  vulgo  dicuntur  ungelf  Landfr. 
K.  Wilhelms  t.  1255. 

^  Urk.  T.  1372  bei  Seibertz  n.  835,  ^orin  Krzb.  Friedrich  III.  „die  gemeyne 
Riddere  und  knechte  ind  onse  manne  ind  burchmanne  in  onsem  Marschalc- 
ampte  im  Lande  yan  Westfalen  ind  in  onsem  lande  yan  Arnsberg  ind  ampte  yan 
Waidenberge'*  bittet,  ihm  zur  Bezahlung  des  Kaufgeldes  der  Grafschaft  Arnsberg 
eine  Beisteuer  zu  geben  und  reseryirt,  dass  sie  dies  nicht  schuldig  seien,  wofür  er 
dann  Soest  (n.  845.  y.  1376)  für  die  geliehenen  2000  Goldguldeu  yerspricht,  es  solle 
das  Marschallamt  yon  Westfalen  und  Arnsberg  stets  yereiuigt  bleiben. 
T.  Schulte,  B«icb8.  ii.tB«chU2e8ch.    4.  Anfl.  17 
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B.   Die  SOdte.« 
§.  80. 

1.   Ilure  EatirleUvBf.** 

L  Die  Geschichte  beginnt  bei  den  alten  Bomentädten^  welche  be- 
reits in  den  ersten  vier  Jahrhunderten  als  Bischofssitze  Mittelpunkte  des 


*  Oben  §§.  16.  41.  60.  Allgemeine  Literatur.  Qaupp.  üeber  deatsohe 
Stftdtebegrflndung,  Stftdteyerfaes.  und  Weichbild,  Jena  1824.  Hfillmann  Stftdte- 
wesen  des  Mittelaltera,  4  Thle.  Bonn  1826.  G.  W.  von  Lanoiaolle  Gnutdzfige 
der  Geschichte  des  deutsch.  Städtewesens,  Berlin  1829.  Eichhorn  in  Zeitschrift 
far  gesch.  Rechtswiss.  (lieber  den  Ursprung  der  städtischen  Verfassung  in  Deutsch- 
land.) Bd.  L  S.  147  fif.,  n.  8.  165  flf.  JLndr.  Heus  1er  Der  Ursprung  der  deutsch. 
Stadtverfassung.  Weimar  1872.  Gierke  R.G.  der  Genossenschaft  S.  249  ff.  Arnold 
Yerfassungsgesch.  der  deutsch.  Freistädte,  Hamburg.  Gotha  1854  und  dess.  zur 
Gesch.  des  Eigenthums  in  den  deutsch.  Städten,  Basel  1861.  Für  die  spezielle 
Literatur  rerweise  ich  auf  y.  Daniels  Bd.  2.  Gen  gier  Cod.  jur  munio.  Costa. 
Die  einzelnen  Städtegeschichten  ist  unthunlich  aufzuzählen.  Dazu  an  neueren  Werken: 
Die  Chroniken  der  deutschen  Städte  vom,  14.  bis  ins  16.  Jahrh.  Herausgegeben 
durch  die  historische  Oommission  bei  der  k.  (bajr.)  Akad.  d.  W.,  Leipz.  1862  ff. 
Erwähnung  mögen  noch  finden  die  folgenden  fär  die  Rechtsgescfaichte  wichtigen 
Schriften:  Tis  eher  Gesch.  d.  schwäbischen  Städtebundes  der  J.  1876  bis  1889, 
Göttingen  1861.  Bode  Gesch.  des  Bundes  der  Saohsenstädte,  Göttingen  1861.  G.  L. 
Kriegk  Deutsches  Bfirgerthum  im  Mittelalter.  Nach  urkundlichen  Forschungen  und 
mit  bes.  Bez.  auf  Frankfurt  a.  M.  1868.  0.  H.  Freih.  Roth  v.  Sohreckenstein 
Das  Patriciat  in  den  deutschen  Städten,  Tflb.  1857.  Die  RathsTcrfassung  y.  Erfurt 
im  Mittelalter,  Michels en,  Jena  1855.  E.  M.  Lambert  Die  ältere  Gesch.  und 
Verfassung  der  Stadt  Erfurt,  Halle  1868  (sehr  unkritisch).  Ders.  Das  Hallisohe 
Patriciat,  Halle  1866.  Zur  Vergleichung  Raynouard,  Histoire  du  droit  munidpal 
en  France  sous  la  domination  romaine  et  sous  les  trois  dynasties,  Par.  1829.  Walter 
R.  G.  §§.  212—224.,  276,  289.  Der  Raum  gestattet  nicht,  mehr  als  allgemeine  Grund- 
zfige  zu  geben,  wegen  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  Entwicklung,  wenngleich 
gemeinsame  Grundlagen  rorhanden  sind,  ein  Bild  zu  liefern  durch  Mittheilung  Ton 
Qnellenstellen  aus  den  in  den  Torschiedenen  Gruppen  hervorragenden.  Deshalb  be- 
schränkte ich  durchgehends  die  Mittheilung  auf  die  Reichsgesetze. 

••  a.  Bischöfliche  Städte.  Frid.  IL  Sent  de  consiliis  ciritatum 
episcopalium  a.  1218  (Leges  11.  229  sq.)  «princeps  noster  Theodoricns  Ten.  Tre- 
Tirorum  archiep  .  .  a  nobis  reqnisitus  .  .  per  sententiam  indixit,  nos  neo  posse  nee 
debere  in  civitate  .  .  principis  Basileensis  dare  Tel  instituere  consilium,  citra 
ejusdem  episcopi  assensum  et  TOluntatem,  atque  suorum  in  eodem  prindpatu  sucoes- 
sorum.  Facta  .  .  sccnndum  juris  ordinem  inquisitione  per  singulos  qui  aderant,  sen- 
tentia  episcopi  fuit  per  subsecutionem  proclamata  et  confirmata.^  Confoed.  cum 
princip.  eccL  in  curia  Sibidati  a.  1231.  Heinr.  reg.  Curia  Herbipol.  a. 
1226  (p.  257  sq.).  Cassatio  confoederat  Moguntiae  etc.  ib.:  „Statuimus,  ut 
ministeriales,  burgenses,  sive  quicunque   alii  homines   quovis  jure  pre- 
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kirchlichen  Lebens  wurden,  als  Marktorte  den  Handelsverkehr  regelten,  ^ 
den  grösseren  Orten,  welche  bald  als  Bischo&sitse,  bald  als  Stätten  ron 


fato  arohiepisoopo  attinentes,  oom  omni  integriiate  reddantar  eidem,  et  nalli  ez 
bominibai  ejus  ultra  in  predioto  oppido  (nostro  oppido  i.  e.  ReioliBetadt  Oppinheim) 
coUigantur.*^  CaMation  aller  Bündnisse  der  Städte  j^  prejadicinm  eoolesie  Mogon- 
tinensis.''  Edict  contra  eo'mmnnia  eiTitatnm  a  1282  (p.  286  sq.)  Oonst 
gen.  Frid.  U.  a.  1284  (p.  801.).  Rnd.  I.  declaratio  de  libertatibns  eiri-» 
tatam  jnri  imp.  et  praelator.  non  praejudicantibns  a.  1282  (p.  441). 

b.  Reichistidte.  Sent.  Frid.  II.  de  immanitate  oiTitatum  imperii 
a.  1218  (p.  229.):  „Signiflcamns  Tobis,  talem  in  presentia  noitra  per  prinoipes  et 
magnates  imperii  latam  esse  sententiam:  qnod  si  forte  alieoi  per  oirotiieoam  nostrsm 
oontnlerimus  fonun  aannale  yel  septimanale  in  qnocnnqne  loeo,  quod  oomes  ant  alias 
index  aliqnis  illins  provinoie  non  debeat  ülio  habere  inriadictionem  Tel  aliqoam  pote- 
statem  pnniendi  malefioia.  Sed  si  forte  latro  vel  fnr  Tel  alins  maleficns  fiierit  oon- 
dempnatns,  oomiti  sIto  indioi  proTinoiali  de  loeo  illo  erit  presentandus  ad  sententie 
in  enm  late  exeontionem.*'  Confoed.  cum  princip.  eooL  a.  1220  §.  8.  —  Rnd.  I. 
Mandatnm  de  immunitate  ciTitat  imp.  a.  1274  (p.  399.):  ^Talentes  dileetos 
ciTes  nostros  Tburioenses,  ao  omnee  alias  oiTitates  nobis  et  imperio  attinentes,  hac 
gratie  prerogatiTa  gaudere,  ut  nuUns  extra  hniusmodi  ctTitates  super  quacunque 
causa  in  iudicium  erocetur,  sed  si  qnis  contra  oiTes  dietorum  looorum  aliquid  ha- 
bnerit  aetionis,  ooram  iudice  ciTitatis  actione  proposita,  recipiat  quod  est  iustum: 
singulis  ao  uniTersis  nostris  officialibus,  iudioibus  et  fidelibus  damus  presentibns  in 
mandatiSy  ne  contra  presentis  nostri  deoreti  teuerem  ciTes  predictos  extra  suam  oi- 
Titatem  super  quacunque  causa  audeant  erocare,  in  ciTitatibus  singulis  de  ciTibus 
singulis  iustitiam  recepturi.^ 

c.  Verh&ltniss  zu  den  Landesherren.  Heinr.  Reg.  sent  contra 
communiones  ciTit.  a.  1231  (p.  279.).  Heinr.  reg.  Statut  in  fsTor.  princip. 
Sent.  de  jure  muniendar.  ciTit.  a.  1231  (p.  283.):  ^  .  .  coram  princibus  nobi- 
libus  et  famiHaribus  curiae  nostrae  subscriptis  talis  lata  sententia  fuit  et  ab  omnibus 
approbata:  quod  quilibet  episcopns  et  princeps  imperii  clTitatem  suam  debeat  et 
possit,  ad  opus  et  obsequium  imperii  et  ipsius,  in  fossatis  mnris  et  in  omnibus  mu- 
nire.  lüde  est,  quod  autoritate  praesentium  dilecto  prinoipi  nostro  Tenerabili  Fri- 
singensi  episcopo  liberam  autoritatem  dedimus  aedificandi  ciTitatem  et  montem  Fri- 
singensem  ad  commodum  et  obsequium  imperii  et  ecelesiae  ipsius.*'  Curia  Yiennae, 
oonst  pacis  in  Austria  Rud.  I.  a.  1276  (p.  410  sq.):  ,)Item  nullus  recipiat  et 
teneat  homines  proprios  alicuius  Tel  alio  iusto  titulo  alteri  attinentes,  contra  domini 
Toluntatem:  salTis  iuribus,  libertatibus  et  priTÜegiis  cintatum,  munidpiorum,  seu 
aliarum  communitatum,  eis  oompetentibus,  ex  imperiali  munificentia,  et  terrarum 
prinoipibus,  et  approbata  consuetudine  ex  antiquo.**  Rud. I.  Sent.  de  jure  com- 
munitatum a.  1291  (p.  457.):  ^udice  nostre  curie  sedente  pro  tribunali,  fuit  per 
sententiam  inquisitum:  si  aliquis  dominus  terre  habeat  ex  antiqua  consuetudine,  quod 
possit  locare  et  exponere  oommunitatem  in  terra  sua,  utrum  hoc  aliquis  sibi  possit 
prohibere?  Ad  quam  inquisitionem  responsum  sententialiter  extitit  sub  hac  forma, 
quod  si  ab  antiqua  consuetudine  et  presoriptione  iUud  extitit  obserratum,  ita  debet 
perpettto   obserrari.  Item  inquisitum  fuit  per  sententiam:   si  homines  alicuius  Tille, 

17» 
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Klöstern,  berühmte  WaUfiährtsorte,  Sitze  der  Tanfkirchen,  Begräbniss 
plitze  *  tt.  B.  w.  eine  stets  wachsende  Volksmenge  anzogen ;  dazu  kamen 


eommnnitetem  adiaoentem  viUe,  in  qua  norantuTt  sibi  attrahere  poesent,  sine  eon- 
sensB  domiiii  terref  Ad  quam  inqniftitionem  sententialiter  extitit  indioatum,  qnod 
non.  Item  inqnisitiim  fnit:  si  aliqui  ocenpaTeriat  eommimitatem  aliqnam  nne  li- 
centia  domini  terra,  ntrum  dominus  terre  hninsmodi  terram  occapatam  posaet  redi« 
gere  in  oommnnifeatem,  et  quam  penam  tales  occupatores  indderint?  Ad  quam  in- 
qniflitionem  extitit  sententialiter  responsnm,  qnod  dominus  tenre  hi^osmodi  terram 
oecupatam  potest  redigere  ad  oommunitatem,  et  pena  oooupantium,  cum  sit  arbi- 
traria,  eonsuetudtni  terre  relinqnitur  imponenda.^  A 1  b er t i  reg.  Mandat,  de  oastro 
in  dispendium  pacis  exstruoto  a.  1802  (p.  479  sq.):  ^^Ad  notitiam  serenitatis 
nostre  insinuaoione  querelosa  penrenit,  quod  yiri  nobUes,  Alb.  et  Frid.  oomites  de 
Wemingherode,  in  generalis  iurate  pacis  dispendium  quoddam  eastrum  prope  oiri- 
tatem  nostram  Qoslariensem,  in  fundo  alieno  de  novo  erexemnt  et  fundarunt,  quod 
cum  eidem  oivitati  Goslariensi,  ac  viis  regiis,  prout  Intel leximus,  impedimenta  possit 
et  incommoda  generare,  sinceritati  vestre  duximus  eommittendum,  qnatenus  circa 
dictum  eastrum,  quicquid  tranquillitati  terre  et  bono  communi  expedire  yideritis, 
Üaoiatis;  cayentes  ne  occasione  castri  eiusdem  oriatur  turbaolo  patrie  siTO  pacis> 
Adolfi  reg.  curia  Innrem  borg.  a.  1294  (p.  461.):  „4.  Quarte  fnit  quesitum  pro 
ipso  oomite,  si  alicuius  domini  familia  in  oppido,  cuius  dominium  spectat  ad  ipaum, 
male  traotatur  verbis  Tel  factis,  utrum  dominus  loci,  vel  scabini  ipsius,  debeant 
factum  buiusmodi  iudicare.  Et  obtentum  fuit  conmmni  sententia,  quod  potius  spec- 
tat ad  dodrinum  Judicium  huiusmodi,  quam  ad  scabinos  predietos;  nisi  forsan  ipsi 
cires  per  libertatem,  concessam  ab  ipso  domino  Tel  a  suis  predecessoribus,  cootra- 
rium  doceant.'' 

I  d.  Reichsgesetze,  Zölle  etc.  Wilb.  regis  cassatio  sent  contra 
priviL  regia  latarum  a.  1253  (p.  367.):  „UniTorsitatem  Testram  (Lfittich)  soire 
Tolumos,  quod  nobis  pro  tribunali  apud  Traiectum  sedentibns  quesitum  extitit,  utrum 
sententie  late  a  scabinis  Tel  quibuscunque  aliis  contra  priTÜegia,  ecciesiis  auctoritate 
imperatorum  Tel  regum  nostrornm  predecessomm  indnlta,  Wm  aliquam  deberent 
habere  Tel  firmitatem?  Ad  quod  responsum  extitit  coram  nobis  per  sententiam:  quod 
huiusmodi  sententie  contra  priTÜegia  imperatorum  Tel  regum  ecciesiis,  lods,  digni- 
tatibus  Tel  quibuscunque  personis  indnlta,  a  quibuscunque  late,  nee  Tim  habeant  nee 
firmitatem.  Unde  nos  auctoritate  regia  prediotas  sententias,  taliterut  dictum  est  latas, 
roTocamuB  et  nuUas  esse penitus  denunciamus.^  Adolfi  reg.  sent.  a.  1298  (p.  460.): 
;,Et  in  eadem  sententia  coram  nobis  extitit  adjectum,  quod  nuUa  oonstitutio  munici- 
palis,  Tel  ciTium  ordinacio  sen  eorum  difinicio,  in  oasu  superins  expresso  regali 
sentencie  potent  aliquale  prejudioium  generare. ^  Bichardi  reg.  cassatio  ex- 
actionis  Ungelt  Wormatiensis  a.  1269  (p.  881.),  Alberti  reg.  cassatio 
theloneorum  ad  Bhenum  a.  1801  (p.  474.)  hebt  alle  Zölle  am  Rheine  sumNaoh- 
theile  der  Städte  auf  ausser  Torbehaltenen. 

e.  StädtCTcreine  zu  Worms  1254,   Mainz,   Worms,  Oppenheim  1255,    Köln, 
Mainz,  WUrzburg  1256,  Mainz  1278  über  die  Königswahl  Monum.  Leg.  II.  868  ff. 

f.  Reichssentenzen  gegen  die  Verbindungen  der  Städte,  die  In- 
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die  an  den  Mündungen  von  Flüssen,  natürlichen  Centralpunkten  für  den 
Yerkehr,  an  zu  Häfen  geeigneten  Orten  angelegten  Dörfer.  Mit  der 
Bedeutung  endlich,  welche  eine  grössere  Niederlassung  für. die  Sicherheit 
von  Person  und  Eigenthum  gab,  nahm  die  Bevölkerung  in  der  Umgebung 
von  Burgen  und  überhaupt  an  durch  die  Natur  befestigten  Orten  schon 
in  alter  Zeit  zu.  Nachdem  sich  bereits  ein  bestimmter  städtischer  Cha- 
rakter gebildet,  wurden  zahllose  Orte  zu  Städten  erhoben,  was  regel- 
mässig eine  bedeutende  Yermehrung  der  Seelenzahl  zur  Folge  hatte; 
endlich  wurden  im  strategischen  Interesse  einzelne  Plätze  so  befestigt 
und  mit  dem  Charakter  von  Städten  bekleidet,  dass  sich  rasch  die  Be- 
wohnerschaft einfand.  > 


nnngen  u.  g.  w.  v.  J.  1158,  1226,  1281  n.  b.  w.  ib.  p.  112.  ^57.  279  etc.  Höchst 
interessant  die  Ordnung  für  Wien  ron  1861.  20.  Jnli. 

g.  Pfalbürger.  Stai.  in  favor.  prino.  a.  1281  n.  Curia  Sibidati  a. 
1282.  Frid.  n.  Gonst.  pacis  a.  1235  §.  9  (p.  315.).  «De  phalbnrgaris  et 
muntmannis.  Precipimns,  ut  phalburgari  in  omnibus  oiyitatibns,  tarn  in  nostris 
quam  aliorum,  cessent  et  removeantur  omnino.  Muntmannos  eciam  ubique  penltus 
cessare  jubemus."  Conventus  civit.  Wormat.  a.  1254  (p.  369.).  Item  inhibitnm 
est,  quod  nnlla  civitatum  sibi  assumat  cires  non  residentes,  quod  Tulgo  appellatnr 
paleburger»^  Dasselbe  in  oonr.  Mogunt.  a.  1255.  p.  372.  in  curia  Nuremb.  a.  1274 
p.  401.,  const.  paois  in  Curia  Nuremb.  a.  1281  §.  6.  p.  433.,  const.  pao.  in  ouria 
Mogunt  a.  1281  §.  6.  p.  437.,  const.  pao.  in  Curia  Wirzburg.  a.  1287  §.  16.  17. 
p.  449.,  oonst  pao.  in  ouria  Knremb.  a.  1303  p.  492.:  „§.  8.  Von  den  pfalburgern 
Wir  gepieten  auch,  dass  man  die  pfalbürger  allenthalb  lass ;  wir  wollen  in  unseren 
steten  ihr  keinen  haben.  Und  davon  setzen  wir  und  gepieten  wer  ain  purger  well 
sein  und  purgerrecfat  well  haben,  dass  der  summer  und  winter  pawlioh  und  bablich 
in  der  stat  geje,  oder  man  sei  in  nicht  für  ein  purger  haben;  des  haben  wir  ain 
frist  geben  yedem  man  sich  zu  berichten,  bis  zu  sant  Walburgen  tag,  der  da  nur 
schierst  komt,  ob  er  purger  well  sein  oder  nicht.  §.  9.  Von  aigen  lewten.  Wir  ge- 
pieten auch,  das  kein  stat  jemand  sein  aigen  man  oder  der  sein  recht  leben  ist, 
einnem  zu  purger.  Wir  wellen  auch,  war  es  das  kain  stat  darüber  tat,  mug  dan 
des  mannes  herr  oder  sein  wissenthaffter  ambtman  den  man  bestellen  inner  iars  frist 
als  recht  ist,  so  sol  die  stat  den  man  dem  herren  wider  antwnrten.  Es  en  sol  kain 
stat  eins  herren  ungeraiten  ambtman  zu  purger  nemen.  Wir  wellen  auch  allen  freyen 
steten  ihr  recht  behalten,  dass  sie  nyemant  aus  der  stat  laden  auff  kain  weltlich 
gericht  die  weil  sie  yor  iren  rechten  riohtern  gehorsam  seint ;  an  uns  und  an  unseren 
hoffriohter,  die  mugent  allenthalben  richten  umb  weltliohe  saoh.^  YgL  die  §.  73.  n. 
13  fL  angef.  Landfr. 

1  Eichhorn  a«  a.  0.,  Wilda  de  libertate  Romana,  qua  urbes  Germaniae  ab 
imperatoribns  donatae  sunt,  Hai.  1831. 

•  Ygl.  mein  System  des  Kirohenrechts  S.  277  ffl  307. 

>  So  ist  o£Penbar  zu  verstehen  die  Erzählung  von  Widukind  Besgestae  saxo- 
nicae  I.  c.  35.  (Pertz  Scripten  IIL  432).  Giesebrecht  I.  S.  8U  fg.,  der  auf  den 
Zusammenhang  mit  einem  Gesetze  Edwards  von  England  eingeht. 
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ni.  Bischöfe  ondAebte  hatten  seit  der  karolingischen  Zeit  allmalig 
die  Immunität  im  Sinne  der  vollen  Exemtion  von  der  Orafengewalt  er- 
halten, welche  ihnen  hierdurch  theils  Ton  selbst,  theils  durch  ausdrfick- 
liche  Erklärungen  der  Konige  yerliehen  wnrde.^  Analog  der  kirchlichen 
Yerfassung,  zufolge  deren  dem  Klerus  der  bischSflichen  Kirche  eine  Tor- 
sEÜgliche  Stellung  zukommt,  blieb  von  Anfang  an  die  Immunität  des 
Kschofssitzes  ein  selbstständiges  Oanzes,  das  mit  den  übrigen  Gebieten 
der  Immunität  in  keiner  directen  Verbindung  stand,  und  durch  eigene 
Beamte,  welche  der  Bischof,  Abt  oder  Advocatus  einsetzte,  in  Betreff 
der  Rechtspflege  verwaltet  wurde.  Der  Erwerb  der  Landesherrlichkeit 
durch  die  Bischöfe  änderte  hieran  im  Wesentlichen  nichts,  indem  die- 
selben Rechte  bisher  geübt  waren,  es  fiel  somit  nur  der  Charakter  der 
Exemtion  von  der  Orafengewalt  fort.  Dadurch  aber  hatten  die  Um- 
änderungen, welche  in  den  übrigen  Grafengebieten  vor  sich  gingen  (§.  69, 
84 — 86.),  auf  die  bischöflichen  Städte  geringeren  Einfluss,  so  dass  sich 
hier  die  alten  Yerhältnisse  der  Rechtspflege  u.  s.  w.  erhalten  konnten. 
EQerin  liegt  der  Grund,  dass  in  den  bischoflichen  Städten  von  jeher  die 
Ordnung  der  Gemeindeangelegenheiten  unter  Leitung  des  Advocatus,  des 
Centenarius  oder  sonstiger  bischoflicher  Beamten  den  Bürgern  verblieb 
und  sich  eine  bedeutende  Anzahl  von  freien  Geschlechtern,^  aus  denen 
fortwährend  die  Schöffen  genommen  wurden,  erhielt.  Neben  diesen  be- 
stand die  Bewohnerschaft  aus  den  Grundholden  des  Stifts,  welche  fort- 
während unter  der  Gerichtsbarkeit  besonderer  Beamten  standen.  Es  lag 
in  den  Verhältnissen  jener  Zeit,  dass  Gewerbe  und  Handel  nur  in  den 
Städten  sich  ausbilden  konnten;  daraus  floss  von  selbst  ein  grosser 
Fremdenverkehr,  die  Einrichtung  von  Messen  und  liBlrkten.^  Die  Ge* 
werbsgenossen  waren  durch  das  natürliche  Interesse  mit  einander  ver* 
bunden,  welches  unter  den  Genossen  desshalb  nicht  durchkreuzt  wurde, 
weil  bei  dem  Alleinbetriebe  der  Gewerbe  in  der  Stadt  das  Bedürfhiss, 


*  §§.  50.  68.,  deren  Qaellenstellen  die  reohtliclien  Zustande  des  9. ,  10.  nnd 
11.  Jahrhundertfl  dentlicfa  erkennen  lassen. 

*  Diese  bildeten  vielfach  eigene  Yerbindangen,  (Hlden,  Zechen,  die  bald  be- 
stimmte Kamen  hatten  (z.  B.  die  Richer-Zeohe  in  K5ln,  Heosler  8.  18S),  bald 
nach  dem  Versammlungslokale,  der  Trinkstube,  sich  benannten.  Man  sehe  Roth 
V.  Behreckenstein  a.  a.  O.,  Z5pfl  Das  alte  Bamb.  Recht,  8.  66.  GierJce  Ge- 
nossensch.  8.  889  ff. 

*Herm.  Fries  Tom  wahren  Ursprung  der  beiden  Reichsmessen  zu  Frank- 
furt a.  M,  in:  Abh.  vom  sog.  Pfeiffergericht  u.  s.  w.  Frankfurt  1752.  In  Baiem  ist 
der  Name  Dult  noch  jetzt  gebräuchlich,  der  offenbar  im  Zusammenhange  steht  mit 
Jubilftumszeiten  (indultum). 
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welches  der  Absatz  sofort  erkennen  liess,  den  einzigen  Qrund  für  neue 
Oewerbe  wie  ffir  die  Yermehrong  der  bestehenden  abgab,  dem  unter* 
nehmungsgeiste  aber  dnroh  den  Handel  ein  weites  Feld  geboten  war. 
80  erklart  es  sich  aus  der  Natur  der  Sache  wie  aus  dem  Triebe  des 
Mittelalters  zu  Oenossenschaften,  dass  die  einzelnen  Gewerbsgenossen 
schon  früh  in  bestimmten  Yereinen^  (fratemitates,  sodalitia,  consortia, 
conjurationes,  sooietas,  convivium,  oonspiratio^  geldonia,  congilda,  bursa, 
compania,  Innungen,  Zunft,  Amt,  Stube»  Hansa,  Selschop,  Gilde,  Zeche, 
GFaffel  u.  a.),  zusammentraten.  Hierzu  führte  auch  die  Nothwendigkeit, 
dass  zur  Ebmdhabung  der  Ordnung  über  das  einzelne  Gewerbe,  über 
Handel  und  Markt  durch  eine  Anzahl  von  Beamten  (Magistri)  gesorgt 
wurde,  was  von  selbst  eine  gemeinsame  Führung  ihrer  Angelegenheiten 
mit  sich  brachte.  Der  Wohlstand,  welcher  dem  Gewerbe  und  Handel 
folgte,  gab  der  Stadt  eine  um  so  grössere  Bedeutung  in  den  Augen 
ihres  Herrn,  als  die  Bürger  die  verschiedenen  Abgaben,  zu  denen  sie 
verpflichtet  waren  (§§.  44.  75.  79.),  in  Gelde  leisten  konnten,  das  ihnen 
durch  den  Handel  und  Fremdenverkehr  zufloss,  während  das  Landvolk 
nur  mit  Naturalleistungen  auszuhelfen  vermochte.  Hierzu  trat,  dass  die 
Einwohner  für  die  Sicherheit  der  Stadt  durch  Instandhaltung  der 
Mauern  u.  s.  w.  zu  sorgen  das  grosste  Interesse  hatten  und  auch  stets 
sorgten,  so  dass  einerseits  der  Herr  wenig  Ausgaben  hatte,  andererseits 
aber  der  freie  Sinn  erhalten,  der  kriegerische  Geist  genährt  und  die 
Macht  der  Städte  vermehrt  wurde. 

lU.  Während  der  Periode  der  Umgestaltung  des  Sffentiichen  Rechts 
konnte  es  nicht  fehlen,  dass  bald  auf  Seiten  der  Bischöfe,  b&ld  auf 
Seiten  der  Städte  Yersuche  gemacht  wurden,  ihre  Rechte  zu  vergrossem. 
Jene  suchten  die  landesherrliche  Gewalt  schärfer  anzuziehen;  diese  aber 
widersetzten  sich  und  bestanden  auf  Fortdauer  der  alten  Yerbältnisse. 
In  diesem  Kampfe  siegten  durchgehends  die  grosseren  Städte.  Wegen 
des  bedeutenden  Nutzens,  den  die  Stadt  dem  Herrn  bot,  wegen  des 
Glanzes,  den  die  Residenz  in  einer  volkreichen  Stadt  gab,  deren  Be- 
wohner bei  dem  regen  Kunstsinne  des  Mittelalters  und  bei  ihren  grossen 


*  Wilda  das  Gildenwesen  im  Mittelalter  1831.  E.  W^erner  Urkundliche  Ge- 
Bobiohte  der  Iglaner  Tvohmacher-Znnft.  Gekrönte  Preissolirift,  Leipz.  1861.  T.  B6h- 
mert  Urkundliche  Geschichte  der  Bremer  Sohuster-Zunft,  Leipz.  1862.  0.  Hardt- 
yrig  Untere,  fl,  d.  ersten  Anfänge  des  Gildenwesens  in  Forohungen  I.  188  ff. 
Hascher  Bas  deutsche  Gewerbwesen  ron  der  frühesten  Zeit  bis  auf  die  Gegenw. 
Potsd.  1866.  G.  Schönberg  Zur  wirthschaftlichen  Bedeutung  des  deutsch.  Zunft- 
wesens im  M.A.  BerL  1868.    Gierke  Genoss.  8.  858  ff. 
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Mitteln  formlich  wetteiferten  im  Erbauen  yon  Kirchen  nnd  E15stem, 
hatten  allmälig '  manche  Städte  durch  blosse  Duldung  oder  Privilegien 
der  Herren  das  Eecht  erhalten,  gewissse  Beamte  selbst  zu  wählen  oder 
dem  Herrn  Torzuschlagen,  überhaupt  eine  gemeinsame  Vertretung  zu 
haben;  dazu  versicherten  die  Bischöfe  denselben,  sie  nicht  ausserhalb  der 
Städte  vor  ihre  Richter  laden  zu  lassen.  Häufig  hatte  der  Herr,  sei  es 
zum  Danke  fQr  besonderen  Beistand,  den  die  Stadt  in  Fehden  gab,  oder 
wegen  ausserordentlicher  Unterstützung  durch  Geld,  der  Stadt  manches 
Recht  abgetreten,  die  Gerichtsbarkeit  zum  Theile  überlassen  u.  dgl.  m. 
Hierzu  kam,  dass  bei  der  häufigen  Abwesenheit  der  Bischöfe  im  Laufe 
des  11.  und  12.  Jahrhunderts  in  Italien  oder  beim  Reichsheere,  nicht 
minder  wegen  der  vielen  Fehden,  welche  die  Herren  durchzufechten 
hatten,  die  Städte  manchem  Drucke  der  Beamten  und  Yogte  ausgesetzt 
waren,  der  die  natürliche  Veranlassung  wurde  zum  desto  kräftigeren  An- 
einanderschliessen  und  zur  Ausbildung  ihrer  Verfassung.  Allmälig  hatte 
das  Gildenwesen  und  Selbstregiment  der  Städte  eine  solche  Festigkeit 
erreicht,  dass  selbst  die  zahlreichen  Verbote  des  Reiches  dagegen  wenig 
mehr  ausrichteten.  Die  Bischöfe  wählten  daher  den  Weg  des  Ueberein- 
kommens  und  verliehen  im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  ihren 
Städten  theils  Privilegien,  welche  die  Verhältnisse  der  Stadt  zum  Bischöfe 
und  seinen  Beamten  ordneten  und  die  Autonomie  der  Städte  zur  Ord- 
nung der  Gemeindesachen  anerkannten,  theils  ausführliche  Rechte.  Auf 
dieser  Grundlage  geschah  der  Ausbau  des  städtischen  Wesens. 

IV.  Eine  zweite  Blasse  von  Städten  hatte  sich  um  die  palatia  und 
auf  den  bedeutenderen  villae  der  Konige  (§.  44.),  sowie  in  den  zum 
Schutze  des  Reiches  angelegten  Castra  gebildet.  Die  Einwohner  waren 
theils  freie  Leute,  die  als  Pächter,  Handwerker,  Eaufleute  sich  in  den- 
selben niederliessen,  theils  Ministerialen  und  sonstige  eigene  Leute  des 
Königs.  Auch  sie  waren  durch  die  Immunität  der  Fiskalgüter  in  der 
Lage,  die  alten  Verhältnisse  mehr  zu  bewahren.  Die  Bedeutung  für  den 
König,  die  Unterstützungen  an  Geld  und  Mannschaften,  welche  einzelne 
Kaiser  schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  von  ihnen  erhielten,  führten 
früh  dazu,  dass  man  ihnen  bedeutende  Privilegien  gab,  so  dass  sie  nament- 
lich die  Zölle  und  Münze  bekamen.  Zur  Leitung  der  Rechtspflege  und 
Erhebung  der  königlichen  Einkünfte  war  ein  königlicher  Beamter  (Reichs- 
vogt, Burggraf)  mit  der  Grafschaft  über  sie  betraut. 

V.  Einen  Abschnitt  in  der  Entwicklung  des  städtischen  Lebens  nach 
Aussen  hin  bildet  zuerst  die  Regierung  Heinrichs  IV.,  ^  dann  besonders 


^  In  dem  allgemeinen  Aufstände  der  Fürsten  gegen  den  Kaiser  sehen  wir  m* 
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die  Kegierangsperiode  Friedrichs  II.   und    das   s.  g.  Interregnum.    Die 
Kämpfe,  welche  fast  während  der  ganzen  Zeit  der  Regierung  Friedrichs  I. 
die  lombardischen   und  andere   italienische  Städte  zu  bestehen  hatten, 
legten  ohne  Zweifel  den  deutschen  Städten  die  Bef&rchtung  nahe,  es  sei 
auch  auf  ihre  Freiheit  abgesehen.  •  Diese  Gefahr  wurde  vermehrt  unter 
Friedrich  11.,  welcher  bei  seinen  Kämpfen  mit  den  Päpsten  auf  den  Bei- 
stand der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  angewiesen  denselben  solche 
Privilejrien  gab,  dass  die  Landesherrlichkeit  feststand.    Für  die  Städte 
war  diese  Entwicklung  um  so  gefährlicher,  als  die  Ausbildung  von  Lehn- 
wesen und  Ritterthum,  mit  dem  die  Bürger  in  den  Städten  nicht  gleichen 
Schritt  gehen  konnten,  den  Landesherren  die  Mittel  gab,  sie  zu  unter- 
drücken.   Hierzu  kam   für  die  Reichsstädte  wie   die  grosseren  bischöf- 
lichen aus  der  vielfachen  Belehnung  mit  dem  Amte  eines  Reichsvogtes 
oder  Advocatus  an  mächtige  Herren  die  Gefahr,  in  den  XJnterthansver- 
band  dieser  erblich  gewordenen  Vögte  zu  kommen.   Endlich  wirkte  der 
Nachtheil,  welchen  die  öffentliche  Unsicherheit  für  Handel  und  Gewerbe 
unvermeidlich  mit  sich  führte.   So  schlössen  sich  die  Städte  eng  an  ein- 
ander, errichteten  Bündnisse,  deren  schliesslicher  Erfolg  (§.  72.  73.)  zur 
Reichsstandsehafl;    der    königlichen    Städte  führte,    und    auch   manche 
bischöfliche  fast  ganz  unabhängig  machte«    Die  meisten  der  letzteren 
Art  erreichten  dies  zwar  nicht,  ja  die  Bischöfe  brachten  es  dahin,  dass 
durch  Reichssentenzen  jedes  Statut  enkräftet  wurde,  das  ihren  Rechten 
zuwider  war.    Gleichwohl  waren  diese  Ereignisse  auch  für  sie  von  der 
grössten  Wichtigkeit.    Es  hatte  sich  überall  die  städtische  Yerwaltung 
fester  gestaltet,   so  dass  es   schwer  war,   den   früheren  Zustand  wieder 
herzustellen.  Dazu  kam  die  häufige  Geldverlegenheit  der  Herren,  welche 
den  Städten  Yeranlassung  gab,  für  Darlehen  die  Aemter  verpfändet  zu 
erhalten  oder  geradezu  die  Advokatie,  das  Zollrecht,  Münzrecht  u.  s.  w. 
käuflich  zu  erwerben.    Endlich  trug  das  trotz  der   zahlreichen  Verbote 
mehr  und  mehr  um  sich  greifende  Institut  der  Pfahlbürger  zur  Hebung 
der  städtischen  Macht  wesentlich  bei. 

VL  Die  letzte  Klasse  bildeten  die  Territorialstädte,  welche 
unter  der  Landesherrlichkeit  weltlicher  oder  geistlicher  Herren  standen, 
im  letztem  Falle  aber  nicht  Sitz  des  Bischofs  waren.  Ihre  Entstehungs- 
gründe sind  theils  analog  den  angegebenen,  theils  liegen  sie  in  dem  Ver- 
luste der  Reichsunmittelbarkeit  durch  Erbliohwerdung  der  Yogtei,  Unter- 
werfung von  Seiten  des  Reichs  unter  einen  Herrn,  durch  Verpfandung 


erst  das  Bürgertham  in  Worms,  Yor  Allem  in  Köln  gegen  den  Landesherrn  Bick 
auf  Seite  des  Kaisers  stoUen. 
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IL  8.  w«*  Seitdem  den  Ffirsten  allgemem  das  Recht  yerliehen  war,  in 
ihren  Territorien  befestigte  Orte  anzulegen,  haben  sie  zaUreiche  Orte  zu 
Städten  erhoben,  welchen  dann  auf  ihren  Antrag  vom  ELaiser  und  seit 
Abschluss  der  Landesherrlichkeit  auch  von  ihnen  selbst  Stadtrecht,  Markt 
und  damit  zusammenhängend  die  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  verliehen  wurde. 
Das  Yerhältniss  dieser  Städte  zum  Herrn  blieb  dadurch  ein  stets  leb* 
haftes,  dass  die  Bechtspflege  durch  den  herrschaftlichen  Richter  geübt 
wurde,  ausser  wenn  dieselbe  der  Stadt  verliehen,  verpfändet,  verkauft 
oder  auch  Rittern  u.  s.  w.  zu  Lehen  gegeben  war.  In  den  städtischen 
Angelegenheiten  hatten  aber  auch  diese  Städte  eine  grosse  Autonomie. 

§.81. 

t.   Dia  Vtrftennc  «M  Badito. 

L  Wesentlich  war  ein  kaiserliches  oder  königliches  Privileg,  das 
einen  Ort  als  Stadt,  civitas  anerkannte;  bei  den  Romerstädten  und 
den  altfränkischen  lag  diese  Anerkennung  in  dem  Herkommen.  Damit 
hing  sofort  zusammen  die  Bewidmung  mit  Weichbildrechte  (§.  60.),  das 
neu  gegeben  oder  von  einer  andern  Stadt  hergenommen  wurde.  Hier- 
mit war  die  Stadt  ausdrücklich  oder  stillschweigend  als  eine  Univer- 
sitas  erklärt,  welche  in  städtischen  Dingen  das  Recht  der  Autonomie, 
der  Statuten  hatte.  Die  allenfalls  errichteten  mussten  je  nach  dem  In«* 
halte  des  Privilegs  und  dem  Objekte  zur  Bestätigung  des  Herrn  unter- 
breitet werden  oder  bedurften  deren  auch  nicht  nothwendig. 

n.  Zu  ihrem  Schutze  erlangte  die  Stadt  das  Recht,  Mauern,  Gräben 
und  Thürme  anzulegen,  falls  der  Ort  noch  nicht  «befestigt  war.  Die  Li- 
standhaltung und  Yertheidigung  der  Mauern,  wie  die  Aufirechterhaltung 
der  Ordnung  innerhalb  derselben  und  der  zum  Weichbilde  gehörigen 
Fluren  lag  der  Bürgerschaft  ob.  Dieser  stand  deshalb  das  Waffenrecht 
zu;  den  Waffendienst  versahen  bald  alle  Bürger  nach  einer  gewissen 
Ordnung,  'bald  einzelne  Klassen.  Die  Leitung  stand  unter  der  mit  Aus- 
übung der  Gewalt  betrauten  Person. 

ni.  Die  Bürger  der  Stadt  genossen  das  Recht  der  Exemtion  von 
den  Landgerichten  und  anderen  Gerichten  des  Kaisers  oder  Herrn  und 


•  Einzelne  Stftdte  waren  Ministerialen  unterworfen,  theils  dnrob  Belebnnng  des 
Laadesherm,  theils  dnroh  Bildung  auf  seinem Qute.  Dipl.  a.  1290  (8eibertzn.4S2), 
worin  der  Ministeriale  Friedrich  y.  Padberg  der  Stadt  Padberg  die  Statutarreohte  be- 
ftfttigt,  welche  dieser  von  seinem  Vater  und  Oheim  gegeben  waren.  Schon  im  17. 
Jahrhundert  kommen  riele  Stftdte  Yor,  welche  unter  Privaten  standen  (Patrimo- 
nialstftdte),  besonders  im  Osten  (Böhmen,  Mfthren,  Schlesien  u.  s.  w.). 
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Btanden  eowohl  in  Streitigkeiten  nniereinander  als  auf  Klagen  Dritter  zu 
Beeht  vor  eigenen  in  der  Stadt  befindlichen  Richtern.  Zu  dem  Ende 
wurdß  gewohnlich  im  Privileg  eine  direkte  Bestimmung  gegeben;  be- 
widmete man  eine  Stadt  mit  fremdem  Rechte,  so  war  ein  desfaUsiges 
Privileg  der  Mutterstadt  damit  von  selbst  verliehen ;  vielen  Städten  wurde 
wiederholt  dies  Recht  zugesichert.  ^ 

IT.  Alle  Städte  haben  das  Recht,  einen  Markt  zu  haben  (mer- 
catus  publicus,  nundinae,  forum),  woran  sich  die  Jurisdiction  in 
Marktstreitigkeiten  und  Anderes  knüpfte. 

y.  lüäch  und  nach  erlangten  die  Reichsst&dte,  die  meisten  bischöf- 
lichen, sowie  viele  der  grösseren  Territorialstädte  theils  durch  Schenkung 
für  geleistete  Dienste,  theils  durch  einfaches  Privileg,  um  den  Ort  zu 
heben,  theils  durch  Ankauf^  Darlehen  u.  s.  f.  das  Recht  der  Erhebung 
von  Zöllen,  Abgaben  für  die  zu  Markt  gebrachten  Waaren  und  Lebens- 
mittel (Acdse,  assicia),  femer  das  Mfinzreeht  u.dgl.  Für  die  Be- 
streitung der  stadtischen  Auslagen  stand  ihnen  das  Recht  zu,  von  den 
Einwohnern  Steuern  zu  erheben,  welche  auf  die  Grundstücke  und  Oe- 
werbe  basirt,  auch  wohl  nach  dem  Yermögen  bemessen  waren.  Die 
landesherrlichen  Abgaben  (§.  79.)  wurden  im  Laufe  der  Zeit  regelmässig 
zu  runden  Summen  oder  festen  Lieferungen,  die  Stadt  sorgte  für  deren 
Beitreibung  und  führte  sie  an  die  fürstliche  Kammer  ab. 

YI.  Obwohl  anfanglich  die  Einwohner  verschiedenen  Ständen  an- 
gehörten, hatte  eich  doch  früh  festgesetzt,  dass  alle  wirklichen  Bürger 
als  freie  Leute  galten,  ausser  in  jenen  Territorialstädten,  welche  unter  der 
Patrimonialgewalt  (dominium)  eines  Landsassen  standen.  .Dies  war 
in  einzelnen  Städten  durch  besondere  Privilegien,  nach  und  nach  in  den 
meisten  allmälig  eingetreten.  Die  Gründe  waren  verschieden.  Einmal 
nahmen  die  Städte  Hörige  auf,  die  sie  trotz  der  Reichsverbote  zu  schützen 
wussten.  Mit  der  grösseren  Bildung  des  städtischen  Wesens,  dem  all- 
mäligen  Erwerbe  der  Yogtei  und  sonstigen  herrschaftlichen  Rechten,  end- 
lich mit  der  Landstandschaft  derselben  hatten  sie  nach  Aussen  hin  sich 
vollkommen   abgeschlossen.    Nach  Innen  blieben  zwar  manche  TJnter- 


1  Das  älteste  Soester  Btadtrecht  yon  1120  (Seiberiz  n.  42.)  bat  zablfeiche 
Bestimmungen  hierflber.  Die  §.  60  citirten  Werke  und  die  Urkundensammlungen 
yon  Seibertz,  Günther,  Lacomblet  ürkundenbnch  für  die  Geschiebte  des  Nie- 
derrheins, Dfisseldorf  1840  £P.  8  Thle.  4.,  Niesert  Münster'sohe  Urkundensammlnng, 
Crefeld  1826,  7  Thle.  u«  a.  geben  reiche  Belege.  Böhmer  Reg.  Friedr.  I.  n.  2548. 
(Priyil.  T.  1171  f&r  die  Bürger  ron  Osnabrück  de  non  CTOcando  dergestalt,  dass 
man  dorten  coram  reotoribus  civitatis  klagen  solle),  Heinrich  n.  3769.  (Privileg  von 
1284  de  non  evocando  für  Bamberg). 
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schiede  bestehen;  aber  der  gemeinsame  Gerichtsstand,  die  weni^leich  im 
Einzelnen  Verschiedene  Berechtigang  aller  Bewohnerklassen  zur  Mit- 
wirkung bei  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  brachten  mit  sich, 
dass  mit  der  Btadt  auch  die  Bewohner  für  frei  galten.  Daher  galt  als 
Ausfluss  des  Stadtrechts  Freiheit  yon  den  blossen  Lasten  der 
Hörigkeit  aller  Art,  wenngleich  manche  Leistungen  aus  früheren  Yer« 
hältnissen  in  anderer  Form  bestehen  blieben.' 

YII.  Die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Bürger  entwickelten  sich 
durch  Gewohnheit,  Statuten,  Weisthümer,  welche  man  von  anderen  Städten 
einholte  (§.  60.),  eigenthümlich;  deren  Ordnung  galt  überall  als  Sache 
der  Bürger.  3  Ebenso  waren  Art  und  Bedingungen  der  Aufnahme 
von  Bürgern  durch  die  Statuten  geregelt.  Nur  insoweit  waren  die 
Städte  beschränkt,  als  sie  zur  Schmälerung  der  Bechte  des  Landesherm, 
des  Adels,  der  Klöster  keine  unfreien  Leute  ohne  Consens  ihrer  Herren 
aufnehmen,  noch  Personen  das  Bürgerrecht  verleihen  durften,  welche  in 
der  Stadt  keinen  Wohnsitz  hatten.^ 

Yin.  Was  die  Verfassung  der  Städte  anbetrifft,  so  muss  man 
unterscheiden  zwischen  den  Angelegenheiten,  welche  den  Herrn  oder 
dasB^ich  berühren,  und  den  innem.  In  den  Reichsstädten  war  der 
ReichsYOgt,  Burggraf  mit  dem  Gerichtsbanne  vom  König  beliehen ; 
im  Laufe  der  Zeit  fiel  jedoch  die  Vogtei  über  die  meisten  Städte  durch 
Erwerb  Seitens  der  Stadt  fort.  Zur  Seite  stand  dem  Vogt  ein  bald  vom 
Kaiser,  bald  vom  Reichsvogt  selbst  ernannter  Untervogt,  Schult- 
heis s.  Kam  die  Vogtei  an  die  Stadt,  so  lieh  dfer  Kaiser  dem  Richter 
den  Bann.  .Der  Vogt  übte  auf  den  drei  alten  placita  und  eigenen  Ge- 
richtstagen mit  Beihilfe  der  Schöffen  die  Gerichtsbarkeit,  sorgte  für 
die  Sicherheit  der  Stadt,  wozu  besonders  ein  innerhalb  derselben  liegendes 


*  Die  Städte  des  Hittelalters  erscheinen  als  Inbegriff  verschiedener  Verbände 
Hieraus  erklärt  sich  die  Mannigfaltigkeit  der  Rechte  in  der  Stadt,  die  yoDe  Aato- 
nomie  der  einzelnen  Verbände  in  ihren  Angelegenheiten.  Das  abgeschlossene 
Leben  der  BQrger  machte  die  Stadt  zu  deren  Staat,  ja  Welt.  S tadtverweisung 
ist  desshalb  oft  die  höchste  Strafe,  ähnlich  der  Landesverweisung.  Noch  jetzt  fQhlt 
man  diesen  Geist  der  Exdusivität  in  mancher  alten  Reichsstadt  (z.  B.  den  schweize- 
rischen). 

'  Auch  darin  zeigt  sich  der  Charakter  einer  Stadt  als  eines  Staates  früh« 
Statuta  legalia,  wie  sie  später  hiessen« 

^  Aber  auch  zur  Sicherung  der  Stadt  finden  wir  häuJQg  Verbote  für  Adelige» 
städtische  Qrundstacke  zu  erwerben  u.  dgl.  Xoch  in  späterer  Zeit  (17.  Jahrh.)  kam 
Solches  vor;  der  Bau  des  Taxis 'sehen  Palais  in  Frankfurt  a.  M.  hat  Verhandlungen 
zur  Folge  gehabt,  welche  sich  durch  Decennien  hindurchzogen. 
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Schloss,  Oastellam  oder  auch  eine  bei  der  Stadt  befindiiehe,  dem  Yogi 
aum  Lehen  gegebene  Reichsburg  diente,  bis  die  Bewachung  an  die  Stadt 
selbst  kam.  Von  ihm  ging  weiter  aas  die  Erhebung  und  Ablieferung 
der  königlichen  Einkünfte,  die  Leitung  des  Zoll-  und  Mfinzwesens^  sofern 
dieses  nicht  der  Stadt  selbst  anstand.  In  den  bi  sohof  Hohen  Städten 
hatte  dieselbe  Stellung  ein  vom  Bischöfe  eingesetzter  vom  Könige  mit 
dem  Bann  beliehener  Beamter,  welcher  bald  der  Adyooatus  des  Stifts 
war,  wo  es  keine  Advokatie  gab  oder  dieselbe  lediglich  nach  Belieben 
des  Bischofs  verliehen  wurde,  ein  aus  den  Ministerialen  gesetzter  Be- 
amter (Schultheiss,  Burggraf;  comes  oder  praefectus  urbanus, 
Bieter  u.  dgl.).  Dies  Amt  wurde  häufig  zu  Lehen  gegeben  und  in 
manchtti  Familien  erblich ;  je  mehr  aber  die  Territorialität  sich  abscbloss, 
desto  mehr  tritt  es  wieder  als  Amt  freier  bischöflicher  Yerleihung  aul 
Unter  diesen  Beamten  waren  fGr  die  Einbebnng  des  landesherrlichen  Ein- 
künfte, Zölle,  eigene  Beamte,  sowie  für  die  Münze.  In  den  Territorial- 
städten war  ein  landesherrlicher  Biohter,  Scholtheiss,  Yogt  u.  dgl.  mit 
einem  Unterbeamten  für  die  Rechtspflege  bestellt,  neben  denen  für  die 
übrigen  Geschäfte  ähnliche  Beamte  vorkommen. 

IX.  Die  eigentliche  Gemeindeverfassung  war  im  Einzelnen  höchst 
mannigfaltig,  im  Ganzen  in  ihren  Grundlagen  aUmälig  eine  gleiche,  seit- 
dem die  Bürger  einen  Stand  bildeten,  dessen  sämmtliche  Glieder  zur 
Mitregierung  der  Stadt  berufen  waren,  so  dass  die  Unterschiede  zwischen 
schöffenbar -Freien  und  übrigen  Einwohnern  sich  mehr  und  mehr  ver- 
wischten. An  der  Spitze  der  Verwaltung  stand  ein  CoUegium  unter 
dem  Namen  der  Schöffen,  Scabini,  Bathmannen,  Con^ules, 
Jurati,  an  deren  Spitze  ein  magister  Gonsulum,  magister  civium, 
Bürgermeister  oder  mehrere  magis tri,  recto res  u.dgl.  Die  Glieder 
dieses  Oollegiums  wurden  früher  aus  den  Sohöffenbaren  genommen, 
später  meist  von  der  Bürgerschaft  oder  den  einzelnen  Fraternitäten  ge- 
wählt, dessen  Vorsteher  bestätigte  auf  Wahl  des  GoUegs.oder  der  Bürger- 
schaft der  Landesherr.  Neben  diesem  CoUeg  kommt  häufig,  besonders 
dort,  wo  jenes  aus  bestimmten  Familien  besetzt  wurde,  ein  von  der 
ganzen  Bürgerschaft  oder  den  Innungen  gewähltes  grösseres  vor,  welches 
bei  wichtigeren  Angelegenheiten  zustimmen  musste  oder  auch  als  Gon- 
trolebehörde  für  jenes  administrirende  erscheint.  Die  Vorsteher  besorgten 
die  laufenden  Geschäfte  nach  Anordnung  des  Rathes.  Die  wichtigsten 
Angelegenheiten  wurden  auf  den  grossen  öffentlichen  placita  vorge- 
nommen* Zur  Ausführung  bestellten  die  Consuln  mit  Bestätigung  des 
Vogts  oder  Landesherrn  camerarii,  magistri  censuum,  mone- 
tär! i,  precones  (Gerichtsdiener),  quaestores  u.  dgl. 
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X.  Die  Gewerbe  schlosBen  sich  zu  Yereinen  ab,  welche  sich  meist 
selbst  Statuten  gaben  mit  Oenehmigung  des  Baths  oder  auch  yon  diesem 
erhielten,  und  durch  Zunftmeister,  Aelteste  u«  dgL  die  Angelegen- 
heiten der  Zunft  besorgten  und  deren  Interessen  wahrten.  Häufig  zer- 
fiel die  Gemeinde  in  verschiedene  kleinere  Sprengel,  Burschaften, 
Nachbarschaften,  in  denen  ein  Burrichter  die  Gerichtsbarkeit 
in  Bagatellsachen  handhabte  und  die  besonderen  Angelegenheiten  yer- 
waltete. 

§•82. 
G.  Die  fibrigen  Beiohsgebiete. 

I.  Yon  den  Gebieten,  welche  nicht  an  Landesherren  kamen,  sondern 
im  unmittelbaren  Beeits  des  Reichs  blieben,  hatten  sich  nur  wenige 
ausser  den  Reichsstidten  erhalten,  in  der  Schweiz,  in  Schwaben  und  am 
Rhein.  Sie  standen  unter  einem  Landvogt,!  judex  provincialis, 
dem  der  Konig  den  Bann  lieh  und  einen  Schultheiss,  vicarius, 
zur  Seite  setzte.  Unter  jenen  waren  aus  den  Beichsministerialen  yer- 
schiedene  Officialea  mit  der  Erhebung  Yon  Steuern,  Vollziehung  der 
Urtheile  u.  dgl.  betraut. 

n«  Eine  den  alten  Verhältnissen  analoge  Verfassung  bewahrten  die 
Ostfriesen,'  welche  lediglich  Gemeinden  bildeten,  die  zur  Leitung 
und  Ordnung  wichtiger  Angelegenheiton  von  Zeit  zu  Zeit  zusammentraten 
und  sfimmtlioh  eine  allgemeine  Jahresyersammlung  bei  Upstallsboom 
hielten,  auf  der  die  allgemeinen  Angelegenheiten  berathen  wurden. 

III.  Hit  der  Ausscheidung  der  Schweiz  aus  dem  directen  Reichs- 
yerbande  und  der  Wahl  eines  erblichen  Grafen  durch  die  Prälaten,  Ade- 
ligen und  freien  Grundbesitzer  yon  Friesland  im  Jahr  1454  blieben  nur 
noch  einige  Dörfer  und  eine  Anzahl  yon  ehemaligen  Reichsministerialen- 
gfitom  als  freie  Gebiete  des  Reichs  neben  den  Territorien  und  Reichs- 
städten bestehen. 


1  Bad.  I,  mandat.  contra  judioes  serTÜis  conditionis  a.  1291  Leg. n. 
p.  457.):  ^Rudolf 08  Dei  gratia  Romanoram  rex  semper  angustus,  pmdentibus  Tiria» 
universis  hominibas  de  Switz,  libere  oonditionis  ezistentibaB,  dileotifl  sois  fidelibas, 
gratiam  suam  et  omne  bonnin,  Inoonveniens  nostra  reputat  serenitas,  qnod  aliqnis, 
serrilia  oonditionis  existens,  pro  iadice  vobis  detnr,  propter  qaod  aaotoritate  regia 
▼olnmuB,  nt  nulli  hominnm,  qni  senrilie  oonditionis  extiterit,  de  Tobis  de  oetero  iu- 
dioia  liceat  aliqnaliter  exeroere,  presentiom  testimonio  litteranun,  quas  maiestatis 
nostro  sigillo  insBimiu  commoniri.^ 

*  Wiarda  Gesoh.  Ostfrieslands,  ders.  Landtage  der  Friesen,  Leer  1818,  and 
Wiükaren  der  Brookmftnner,  Berl.  1829. 
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Yiertes  Kapitel. 
Die  MNiriiitiitfo. 

§.83. 

1.    Q«BS  der  VaftwIeUwif.* 

L  Blieb  in  der  fränkiaohen  Zeit  (§.  52  S.)  die  Geburt  das  Merkmal, 
nach  welchem  die  Freiheit  der  Person  beurtheilt  wurde,  weil  trota  der 
mehr  und  mehr  zunehmenden  Bedeutung  der  königlichen  Getreuen  und 
Grossen  auf  der  einen  Seite  die  einheitliche  Macht  des  Königs  alle 
Yolksklassen  als  Unterthanen  (Subjecti)  umfasste  und  auf  der  anderen 
die  Macht  der  Grafen  u.  s.  w.  auf  der  Verleihung  eines  blossen  Amtes 
beruhte;  so  musste  sich  mit  der  politischen  Umbildung  (§•  63.  69.)  zu* 
nächst  ein  grosser  Abstand  zwischen  den  verschiedenen  Herren  (§.  76.) 
und  den  übrigen  Yolksklassen  bilden.  Aus  blossen  Beamten  waren  die 
Herren  zu  eigenberechtigten  Inhabern  des  Herzogthums,  der  Grafschaft 
geworden,  besassen  beide  als  Ausfluss  des  geistlichen  Amtes  oder  mit 
dem  ererbten  Familienbesitze.  Hiermit  war  sofort  die  Unmittelbarkeit 
des  Yerhältnisses  der  Freien  zum  Könige  gelöst,  traten  die  Landesherren 
als  ein  Mittelstand  zwischen  beide.  Die  Goncentration  der  öffentlichen 
Gewalt  in  der  Hand  Karls  d.  G.  hatte  die  nothwendige  Folge,  dass  diese 
Herren  mit  ihrer  veränderten  Stellung  die  Theilnahme  an  der  Leitung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten,  zu  der  sie  lediglich  das  Yertrauen  des 
Königs  berufen  hatte  (§§.  43.  45.  46.  53.),  nunmehr  als  eigenes  Recht 
ausübten,  Beichsstände  (§.  72.)  wurden.  Hing  auch  lange  Zeit  hinduroh 
das  Becht  des  Herrn  gegenüber  den  Einwohnern  des  Territoriums  (§.  69. 
76.)  von  einem  persönlichen  Yerpflichtungsgrunde  ab,  so  standen  doch 
in  den  T.erritorien  Alle,  welche  nicht  selbst  die  Grafschaft  hatten,  unter 
dem  selbstständigen  Lihaber  der  Grafschaft,  waren  seinem  Grafenrechte 
unterworfen*  Dass  der  Herr  den  Bann  vom  Könige  erhielt»  später  mit 
dem  Beichslehen  begabt  wurde,  änderte  hieran  nichts.  So  hatten  die 
Gemeinfreien  die  Stellung  der  Grossen  gegenüber  dem  Landesherm  ver- 
loren; sie  waren  aus  Gleichen,  Pares,  Untergebene,  Subjecti  geworden. 
So  lange  die  Quelle  der  Landesherrlichkeit  noch  sichtlich  blieb,  konnte 
die  Abstammung  von  Freien  für  die  private  Stellung  von  Bedeutung 
sein  und  in  dieser  Beziehung  der  blosse  Freie  dem  Herrn  noch  gleich 
stehen.  1  Da  aber  diese  blosse  private  Stellung  keine  öffentlichen  Bechte 


*   §.68  ff.    Fioker  Vom   Heersohilde,   Innsbruck  1862,  enthält  ein  reiches 
Material. 
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gaby  trat  sie  allmälig  in  den  HintergruncL  Mit  dem  Abschlüsse  der 
Landeshoheit  sank  völlig  jede  Genossenschaft,  wurden  die  Landesherren 
in  jeglicher  Beziehung  der  erste  und  höchste  Stand,  aus  dem  der  Eonig 
hervorging,  fiel  das  alte  Moment  der  Freiheit  (§.  12.  52.)  fort.  So  waren 
jene  höchst  frei,  nahm  die  gemeine  Freiheit  den  Charakter  an,  dass  für 
frei  galt,  wer  nur  der  öffentlichen  Gewalt  (dem  Grafenrechte)  des  Herrn 
unterstand,  nicht  aber  auch  zufolge  eines  phvatrechtliohen  Unterthänig- 
koitsgrundes  dessen  eigener  Mann  war.' 


1  Daher  kommt  es  aaeh,  das«  wir  bis  in  das  Ende  des  12.  Jahrh.  Ffl raten 
und  Grafen  selbst  in  Eaiserorkanden  den  Liberia  zugezählt,  Liberi  und  Nobi- 
le s  als  gleichbedeutend  finden.  Zahlreiche  Beispiele  bei  F  ick  er  K.  F.  Seite  76  ff., 
der  die  Abweichungen  einzelner  Lftnder  und  den  allmäligen  Wechsel  zeigt. 

s  Die  Bezeichnungen  in  den  Quellen  für  die  erste  Klasse  sind,  wie  schon  das 
frfiher  (§.  60)  Oesagte  ergibt,  nicht  eonstant;  man  ersieht  sie  aus  den  Unterschriften, 
Eingängen  und  Schlfissen  der  Beichatage  u.  dgl,  Nach  diesen  ist  der  altere  all- 
gemeine Ausdruck  primates  (z.  B.  Heinr.  I.  Conv.  Krford.  a.  932.  Leg.  II.  18., 
Ottonis  M.  GouT.  August  a.  952.  p.  27.  „pontificum  aliorumque  primatum^),  schon 
früh  kommt  vor  principes  imperii  (so  schon  in  Ottonis  I.  Leg.  a.  969.  ib.  p.  34. 
«imp.  principes  publici  offioii  et  eoclesiastici  ordinis,  majores  et 
minores*^},  «spiscopi,  marohiones,  comitee,  nobiles,  yasaUi*  (Heinr.  II.  leg*  a. 
1019  p.  38.)  „arohiep.  episo.  abbatee  duoes  et  comites  oaeterique  principes  regni 
Teutonici"^  (Promissio  Canusina  Heinr.  IV.  a.  1077  p.  50.),  si  principum  terrae  ali- 
quis  est  decem  libras,  si  nobilis  quinque,  si  liber  aut  ministerialis  duas,  si  servus 
aut  litus  quinque  solides  persolvat  aut  cutem  et  capillos  perdat  (Juram.  pacis  dei 
a.  1085.  p.  59).  Seitdem  der  Ausdruck  prinoeps  eine  bestimmte  Bedeutung  an- 
nahm, schied  man  überhaupt  diese  Klasse  in  principes  (in  der  Sent.  de  advocat. 
Frid.  I.  a.  1180  ib.  p.  164.  heisst  es  noch:  „Principes  vero  qni  in  confirmacione . . . 
convenerunt  hi  sunt  —  folgen  Bischöfe,  Herzöge,  Grafen,  Markgrafen,  dominus 
Eyelolfus  de  ürselingen,  dominus  Wernherus  de  Bolande,  etmulti  alii  liberi 
et  ministeriales,**)  und  nobiles  (Landfr.  y.  1235  Eingang,  vgl.  auch  §.  4)  oder  ba- 
rones.  Frid.  II.  Edicta  contra  heret.  ib.  p.  826.;  Conr.  IV.  sent  a.  1240  ib.  p. 
338  sq.  „diotantibos  eas  principibns,  baronibus  et  nobilibus  qui  aderant*^, 
wo  offenbar  der  letztere  Ausdruck  die  sonst  aufgezählten  rasalli  und  ministeriales 
begreift;  Curia  Francof.  a.  1252  p.  366.  „omnes  principes  nobiles  et  ministe* 
riales%  TVilh.  reg.  sent  a.  1255  p.  371.  „principibns  nostris  quam  pluribus  comi- 
tibus,  nobilibus  et  ministeriolibus  imperii^,  „ut  quilibet,  sive  princepa  vel  comes 
aut  nobilis  seu  civis  burgensis  oppidanus  vel  agricola  sive  villanus  vel 
cujuscunque  conditionis  existat  Rud.  I.  tractatus  a.  1274  p.  395.  „et  nobili- 
bus viris  Federico  burcravio  de  Nuremberch,  ao  Gottifredo  comite  Sennenai^ 
„archiep.  episo.  et  nobilium  consenso.^  Curia ^uremb.  a.  1274p. 399.  „conaidenti- 
bua  principibua  ac  honorabili  caterva  comitum  et  baronum,  maximaque  mul- 
titudine  nobilium  et  plebejorum  aatante.^  Curia  Auguatae  a.  1282  p.  442. 
„nobiles,  ministeriales  milites,  et  civitates  Swevie.^  Sent.  a.  1283  p.  444. 
„illuatriasimi  regis    Bohemie,    illustris    marchio    de    Brandenburg*^,   unter- 
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n.  Obwohl  die  Bürger  der  Beichsstädte  ihre  Unmittelbarkeit  be- 
haupteten, hatte  doch  der  Umstand ,  dass  nur  die  Stadt  als  solche  an 
der  Beichsregierung  Theil  nahm,  nothwendig  den  Einfluss,  dass  sie  nicht 
mehr  als  mit  den  Landesherren  gleich  angesehen  werden  konnten. 

in.  Unter  den  verschiedenen  Klassen  der  Reichsbewohuer  bildeten 
sich  aber  mit  den  veränderten  Yerfassungszuständen  des  Reichs  und  dem 
Verhältnisse  zum  Landesherm  allmälig  ganz  neue  Standesunterschiede, 
welche  sich  an  die  Umänderung  des  Heerwesens  und  die  Regierung  der 
Territorien  anlehnen.  Auf  den  bereits  im  karolingischen  Zeitalter  sich 
bildenden  Grundlagen  (§§.  43.  47.  51.  54.),  besonders  durch  die  Tra- 
ditionen ihrer  Güter  an  Kirchen  und  mächtige  Grosse,  welche  im  Laufe 
des  10.  und  11.   Jahrhunderts  mehr  und  mehr  zunehmend  von  den 


Bohrieben  ^^nobiles  viri  H.  marohio  de  Hobberg,  F.  Burggrayius  de  Nürnberg;  AI. 
de  Hobemberg,  Egeno  de  Furstenberg,  oomites  de  Nifen,  B.  de  Geroltaeke,  nobi- 
les,  et  alii  quam  plares,^  Curia  Erfordiae  a.  1290  p.  454.  „principnm,  baronum, 
comitum,  et  nobilium  .  .  consensa/  Sent.  de  actione  dominorum  in  vasallos  p.  455 
^praesentibuB  principibns,  comitibas,  nobilibus,  baronibas,  neo  non  proceribus  regni** ; 
„illuBtres  duz  Saxonie,  dax  BransTiceoBis,  principes  nostri;  nobilis  burg- 
grarius  de  Nurenberg,  com  es  de  Winsberg,  comes  Everh.  de  CatzeneUenbogen,  et 
quam  plures  alii  nobiles  et  barones.**  Aebnlioh  das  p.  456.:  ^nobiles  comites^ 
in  Sent.  Adolfi  a.  1298  p.  460;  Gonst  pacis  a.  1807  Alberti  L  p.  488.  „den  edelen 
Iflten,  graren  .  .  .  voget  und  den  erb  er n  Ifiten  den  bürgern  .  .  .  und  darzu  ge- 
meinlich allen  edeln  Iflten  und  burgern  unsern  und  des  riches  getruwen."  Diese 
Belege  beweisen,  dass  zwar  die  Prädikate  illustris,  nobilis,  die  Titel  baro,  nobilis, 
allmftlig  einen  festeren  Sinn  annahmen,  jedoch  bis  ins  14.  Jahrb.  hinein  durchaus 
keine  technische  Bedeutung  haben.  Die  goldene  Bulle  von  1356  hat  aber  bereits 
die  scharfe  Sonderung  der  KurfQrsten,  alii  PrlDCipcs,  feuda  a  sacro  Imp.  Rom. 
tenentes,  quocunque  nomine  censeantur,  Comites,  Barones,  Hilites, 
diente 8,  Nobiles  et  Ig^obiles,  Gives,  Commnnitates  Gastrorum,  GiWtatum  et  lo- 
comm  Imperii**,  begreift  bis  auf  die  Glientes  alle  unter  den  Nobiles  (z.  B.  §.  2.). 
Ich  habe  mit  Absicht  diese  Zusammenstellung  aus  der  1.  Aufl.  beibehalten,  weil  sie 
entnommen  aus  den  Gesetzen  meines  Erachtens  mehr  beweist,  als  die  Aus- 
drücke der  Reichskanzlei.  F  ick  er 's  Untersuchungen  bieten  jetzt  ein  Yollständiges 
Material  und  beweisen,  dass  bis  in's  Ende  des  12.  Jahrb.  bei  der  ersten  Klasse  zur 
Freiheit  als  ein  Plus  hinzukam  der  Amtsadel,  wie  in  der  karol.  Zeit  der 
Dienstadel  die  Grundlage  wurde.  An  dessen  SteUe  trat  seit  dem  Ende  des  12. 
Jahrhunderts  die  Reichsunmittelbarkeit  als  das  entscheidende,  im  einzelnen 
Territorium  die  Unmittelbarkeit  unter  dem  Landesherrn  und  meist  damit 
zusammenfallend  —  bei  den  Prälaten  war  es  diese  Unmittelbarkeit  —  der  ter- 
ritoriale Amts-  oder  Dienstadel.  Die  Resultate  dieser  Untersuchungen  sind, 
soweit  das  Gesammtresultat  in  Frage  kommt,  mit  den  meinigen  in  der  1.  Auflage 
identisch.  Analog  gab  auch  in  der  Neuzeit  das  Amt  die  Grundlage  höherer  Stel- 
lung (§.  105.). 

T.  Scbnlte,  Boiclu-  n.  BeehUgeseh.    4.  Aufl.  18 
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Kaisern  häufig  bestätigt  und  geradezu  allgemein  als  berechtigt  anerkannt 
wurden,  ^  kam  es  allmälig  dahin,  dass  die  Freien  regelmässig  nur  zu  Ab- 
gaben verschiedener  Art  verpflichtet,  dahingegen  vom  Heerbanne  ausser 
zur  Landesvertheidigung  befreiet  waren  (§.  74.).  Der  Heerbann  selbst 
lastete  seitdem  auf  den  unmittelbaren  Reichsunterthanen ,  den  Landes- 
herren, Bewohnern  der  Reichsstädte  und  Reichsgüter.  Zur  Leistung  der 
ihnen  obliegenden  Eriegspflicht  nahmen  die  Herren  ihre  Vasallen,  Bene- 
ficiaten  (§.  48.)  und  Unfreien  (§.  55.) ;  als  dies  nicht  mehr  genügte,  gaben 
sie  Güter,  Grundrenten,  welche  sie  von  ihren  Unfreien  bezogen  oder  als 
Advocati  von  den  Stiftern  und  Klöstern  oder  durch  kSnigliche  Schenkung 
besassen,  Einkünfte  aus  der  Gerichtsbarkeit  und  dergleichen  zu  Bene- 
flcien,  feuda,  feoda,  an  solche  Freie,  welche  das  Waffenhandwerk 
anzog.  Die  Stellung  dieser  Dienstmannen,  welche  des  Herrn  tägliche 
Begleiter  und  natürliche  Rathgeber  waren,  stieg  mit  der  der  Herren  immer 
höher,  so  dass  immer  mehr  Freie,  um  derselben  theilhaftig  zu  werden, 
ihr  Gut  dem  Herrn  auftrugen  (tradere,  commendare)  und  als  Lehen  zu- 
rückempfingen. Hiermit  wurde  die  Uebung  in  den  Waffen  Beschäfti- 
gung einer  bestimmten  Klasse.  Diese  Beschäftigung  ward  zum  förm- 
lichen und  ständigen  Berufe,  seitdem  der  Schwerpunkt  der  Kriegführung 
im  Reiterdienste  lag,  der  einerseits  grössere  und  beständigere  Uebung, 
andererseits  auch  bedeutendere  Kosten  erforderte.  Zugleich  gab  das 
Reiterhandwerk  dem  Auftreten  des  Herrn  grösseren  Glanz,  wurde  Ver- 
anlassung zu  beständigen  Uebungen  (Turnieren)  und  setzte  sich  als  förm- 
licher Beruf  vom  Vater  auf  den  Sohn  fort.  Damit  waren  auch  die  Be- 
neficien  am  Ende  des  12.  Jahrh.  erblich  geworden.^  An  die  Stelle  der 
persönlichen  Kriegsleistung  bei  den  Freien  war  die  Abgabenpflichtigkeit 
in  verschiedener  Gestalt  getreten;    damit  verloren  sie  auch  das  volle 


s  Böhmer  Regesten  Heinrich  I.  n.  53.  v.  930.  Otto  L  n.  229.  248.  291.  818. 
377.  und  zahllose  Urkunden  über  die  Bestätigung  von  GQtern  der  Stifter  und  K15ster. 
—  Die  Freiheit  schwand  besonders  in  den  Zeiten  Arnulfs  und  Ludwigs  des  Kindes; 
innere  Fehden,  Kriege,  endlich  Missernten  hatten  die  Zahl  der  kleinen  Grundbesitzer 
bedeutend  vermindert,  dadurch  nahm  die  Zahl  der  Vasallen  zu. 

*  Die  Fftlle,  in  denen  die  benefioia  entzogen  werden  konnten,  setzte  fest: 
Const.  Henr.  III.  de  benef.  amittendis  (Leg.  IL  43  sq.),  Lothar  HI.  1127  (p.  80). 
Gegen  die  Yer&usserung  ohne  Consens  des  Herrn  Frid.  I.  Curia  Ronoaliae  a.  1154 
p.  96.,  a.  1158  p.  113.  Heinr.  reg.  sent.  a.  1230  p.  278.  gegen  die  Erbfolge  der 
Weiber  in  feodo,  ejusd.  sent.  a.  1234  p.  304.,  Curia  Francof.  a.  1264.  p.  362.,  Curia 
Francof.  a.  1252  p.  366  sq.,  Rud.  I.  sent  a.  1276  p.  406  n.  a.  In  zahllosen  Ur- 
kunden ist  von  vornherein  die  Erblichkeit  aufgenommen.  Z.  B.  Seibertz  Urkunden- 
buch  n.  57.  von  1166  ,  n.  91.  von  1186,  n.  109.  von  1196,  n.  116.  von  1202,  n.  163. 
von  1221. 
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Waffenrecht  des  freien  HanneB  ausser  zur  Nothwehr,  und  hatten  als 
Landbebauer  beständigen  Frieden.^  Umgekehrt  stieg  aber  der  Reiter^ 
stand  immer  hoher;  dazu  trugen  vor  Allem  die  feierlichen  Formen  bei, 
welche  man  für  den  Eintritt  anwandte,  die  Grade  und  Abstufungen,  der 
Gebrauch  der  Wappen  u.  s.  w.  *  Eine  natfirliche  Entwicklung  dieser 
Verhältnisse  war  die  Anschauung  der  Ritter  von  einer  höheren  Standes- 
ehre; diese  aber  hatte  zur  Folge,  dass  nicht  mehr  das  blosse  Ueben  des 
Ritterdienstes,  sondern  das  ritterliche  Blut,  die  Geburt  von  rittermässigen 
Eltern  als  Erwerbsgrund  der  Genossenschaft  galt.  So  bildete  sich  im 
12.  Jahrhundert  der  Ritterstand  zu  einem  Geburtsstande  um. ?  In 
diesen  konnten  noch  bis  zum  14.  Jahrhundert  die  Nachkommen  von 
Personen  eintreten,  welche  den  ritterlichen  Beruf  betrieben;  seitdem  aber 
forderte  man  bestimmte  Ahnen,  in  deren  Abgang  eine  kaiserliche  Standes- 
erhohung. 

IV.  Die  schon  in  der  karolingischen  Zeit  (§.  45)  auftretende  Sitte, 
den  höheren  Hofbeamten  zahlreiche  Gehülfen  (ministri)  beizugeben, 
wurde  zur  Regel,  seitdem  die  grössere  Macht  und  Stellung  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  die  Umgebung  mit  einem  zahlreichen  Ge- 
folge und  namentlich  kriegsgeübten  Leuten  erheischte.  Sie  bedienten 
sich  hierzu  der  tauglichsten  unter  ihren  hörigen  Leuten,  welchen  sie  ausser 


'  Oben  §.  73.  Damit  stehen  andere  im  Zusammenhange.  Siehe  Frid.  I.  const. 
de  paoe  tenenda  a.  1156.  (Leg*  II.  101  sqq.)  o.  8.:  «Si  mstions  militem  daviolata 
paoe  palsarerit,  de  mann  sua  inrabit,  quod  non  voluntate,  sed  necessitate  hoofaciai; 
manu  qnarta  se  miles  expurgabit.  9.  Si  miles  rusticum  de  Tiolata  pace  palsaverit, 
rastions  manu  sua  iurabit,  quod  non  Yolnntate  sed  neceasario  hoo  fedt;  de  duobis 
unom  rasticus  eligat,  an  divino,  an  humane  judicio  innocentiam  suam  ostendat,  ant 
testibus  idoneis,  quod  iudex  elegerit,  se  expurget  10.  Si  miles  adversus  militem 
pro  pace  yiolata  ant  aUqua  capitali  causa  duellum  oommittere  voluerit,  facultas  pug- 
nandi  ei  non  oonoedatur,  nisi  probare  possiC,  quod  antiquitns  ipse  cum  parentibus 
suis  natione  legitimus  miles  existat.  12.  Si  qnis  rustious  arma  Tel  lanceam  porta- 
yerit  vel  gladium,  iudex  in  ouius  potestate  repertus  fuerit,  vel  arma  toUat,  vel  20 
solides  pro  ipsis  aodpiat  a  rustioo.  12  Mereator  negotiandi  causa  per  provinoiam 
transiens,  gladium  snnm  suae  sellae  alliget,  et  super  vehiculum  suum  ponat,  ne 
umqnam  laedat  innocentem,  sed  ut  se  a  praedone  defendat.*^ 

^  unterschied  der  Milites,  Armigeri,  famuli,  servientes,  serri,  Rit- 
ter, Knappen,  Edelknechte.    Ritterschlag,  Rittereid. 

'  Siehe  const.  Frid.  I.  a.  1156  o.  10.  Frid.  I.  Const.  contra  inoendiarios  a. 
1187  p.  185.:  „De  filiis  quoque  sacerdotum.  dyaconorum  ao  rustioorum  statuimus 
ne  cingulum  militare  aliquatenus  assumant,  et  qui  jam  assumserunt,  per  jndi- 
cem  provinciae  a  militia  pellantur.^  Fflr  die  Form  der  Aufnahme  ist  interessant 
die,  obwohl  unechte  (Böhm  er 's  Reg.)  Urkunde:  Wilh.  reg.  constit.  Electio  regia 
a.  1247.  (Leg.  H.  863.) 

18* 
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der  freien  Verpflegung  meistens  beneficia  oder  die  Bewachung  von 
Schlossern,  Besorgung  des  Amtes  eines  villicus  u.  dgl.  gaben.  Diese 
Diener  im  vorzüglichen  Sinne  des  Wortes,  Ministeriales, ^  traten  mit 


B  Aug.  Freib.  Yon  Fürth.  Die  Ministerialen.  G51n  1886,  Nitzsoh  Ministe- 
rialität  und  Bürgerthum  1859.  Das  Recht  Konrads  IL  für  die  Weissenburger  Mi- 
nisterialen Ton  1029  neu  abgedruckt  bei  Gieseb recht  IL  686,  das  Ton  Limburg 
Ton  1086  in  Acta  Palatina  YI.  274  (dazu  Giesebrecht  IL  625),  das  von  Wein- 
garten bei  Eindlinger  Gesch.  der  deutschen  Hörigkeit  S.  226.  —  Reiohsgesetze : 
Heinr.  YI.  sent.  1190  (Leg.  II«  187.):  „talem  diotavit  sententiam,  quod  filii  mini- 
sterialium  eoclesie  cnjuslibet  ex  liberis  matribus  progeniti,  et  filie  similiter,  patrum 
imitando  conditionem  ecdesie  debeant  esse  ministeriales  .  .^  Sent.  Heinr.  YI. 
imper.  de  feodis  minist erialium  a.  1192  (p.  195.):  ,,sententiatum  est,  quod 
nulluB  ministerialis  alicigus  ecclesie  feodum  quod  habet  ab  ecclesia  jure  mini- 
sterialium,  iilio  isuo  qui  sue  non  est  condicionis,  yel  alii  persone,  in  fraudem 
eoclesie  yel  subterfngium  potest  vel  debet  concedere.^  Curia  August,  a.  1209 
(p.  216.):  „Et  diofcatum  est  in  sententia,  quod  pueri  ex  hujusmodi  (seil,  ministe- 
rialis cum  muliere  libera)  matrimonio  nati,  esse  debeant  ipsius  ecdesiae  mi- 
nisteriales; alias  enim  omnes  ministeriales  omnium  ecclesiarum  im- 
perii  deperirent.  —  Item  quaesivit  in  sententia,  si  aliquis  ministerialis  alicujus 
eoclesie  de  bonis  suis,  sive  patrimonialibus  siye  feudalibus,  aliquid  possit 
alienare  vel  in  aliquam  aliam  personam  transferre  sine  manu  et  domini  sui  lioentia 
et  yoluntate.  Et  dictatum  est  in  sententia,  quod  hoc  fieri  non  possit  .  .^  Sent, 
de  officiis  episcopat  Heinr.  reg.  sent.  de  variis  casibus  juris  feo- 
dalis  (p.  249.):  „Inventum  igitur  et  sentenciatum  est  ibi,  quod  in  iure  feodali  om- 
nis  ministerialis  feodatarius  eque  iudicare  possit  super  feodis  nobilium  et  ministe- 
rialium,  exoeptis  tarnen  feodis  principnm.  Ad  hoc  sentenciatum  est  ibi,  quod  qui- 
libet  nobilis  sive  ministerialis  feodatarius  a  domino  suo  in  iure  feodali  prima  oi- 
tacione  ad  quindenam  potest  oitari.  Iterum  si  aliquis,  siye  nobilis  siye  ministerialis, 
allodium  ducis  de  duce  tenet  in  feodum,  ipse  dux  ipsum  citare  potest  super  iUo 
allodio  ad  alium  locum  ubi  habet  allodium,  ubiounque  yoluerit.  Si  autem  illud 
feodum  sit  feodum  ab  alio  principe  obtentum,  tuno  dux  suum  feodatarium  citare 
potest  saper  queunounque  partem  illius  feodi,  quod  ab  illo  principe  descendit.  Ce- 
terum  quemcunque  dux  de  iure  sicnt  tenetur  oitayerit,  ille  si  citatus  non  comparet, 
ad  primam  citationem,  emendam  solyere  tenetur,  qae  bota  yocatur.  Insuper  si  dux 
sententieun  ab  aliquo  requisierit,  ille  requisitus  tenebitur  dicere  sentenoiam  infra 
terminum  quo  dux  sedet  pro  tribunall  illo  die,  nisi{ipse  dux  de  gratia  sibi  remittat. 
Ad  hoc  in  iure  feodali  nullos  potest  esse  adyooatus  nisi  sit  ipsius  ducis  feodatarius: 
adyocatum  appellamus  patronum  cause.  Additum  quoque  ibi  est  per  sentenciam, 
quod  seryi  per  stipitem  et  parentelam  ex  parte  matris  proyenientem  sunt  retinendi; 
homines  adyocaciarum  autem  per  ouriam  cui  sunt  oensuales  sunt  retinendi^.  Sent. 
de  offio.  princip,  a.  1223,  de  jure  abbatiarum  p.  252.  Rud.  L  sent. 
contra  alienationem  bonorum  feudalium  a.  1290,  p.  456.  Adolfi  regia 
sent  de  damnis  in  hello  per  stipendiarios  sustinendis  a.  1295,  p.  468: 
qobtentum  fuerit  .  •  per  sententiam  coram  nobis:  si  aliquis  prinoeps  aut  dominus 
interpellat  aliqüem   subditum  pro  impendendo  sibi  auxilio  contra  suos  adyersarios 
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dem  stets  wachsenden  Ansehen  des  Herrn  und  ihrem  damit  steigenden 
Einflüsse  gegenüber  den  anderen  Unfreien  in  ein  ausgezeichnetes  Yer- 
hältniss,  da  ihre  Leistungen  in  der  personlichen  Bedienung  und  Be- 
schützung des  Herrn  bestanden,  was,  seit  der  Bischof,  Graf  u.  s.  w, 
Herr  der  Freien  geworden  war,  nicht  mehr  als  unehrenvoll  angesehen 
werden  konnte,  so  dass  selbst  vielfach  freie  Leute  sich  in  diese  Stellung 
durch  Begebung  in  den  Dienst  eines  Herrn  setzten.  Auf  die  zahlreichen 
Ministerialen  stützte  sich  im  Laufe  des  10.,  11.  und  12.  Jahrhunderts  bis 
zur  Abschliessung  der  landesherrlichen  Gewalt,  vorzugsweise  die  Macht 
der  Herren.  Darin  lag  der  Grund,  dass  einzelne  Herren  ihren  Ministerialen 
schon  früh  mancherlei  Vorrechte  gaben,  sie  von  dem  drückenden  H5rig- 
keitsverhältnisse  befreiten.  Gleiches  Interesse  bewog  andere  zur  Er- 
theilung  ähnlicher  Privilegien  oder  Bewidmung  mit  dem  Bechte,  welches 
andere  bereits  hatten,  so  dass  sich  ein  eigenes  jus  ministerialium 
bildete,  das  im  Ghrossen  und  Ganzen  auf  denselben  Grundlagen  ruhte 
(§.  61).  Mit  der  Ausbildung  der  Landesregierung  erhielten  Dienstmannen 
namentlich  auch  die  oberen  Hofämter,  ^  aus  denen  sich  in  den  meisten 
Territorien  erbliche  Aemter  (Landes-Erbämter)  bildeten.  Unter 
diesen  verschiedenen  Aemtern  standen  die  übrigen  Dienstleute,  welche 
nach  Herkommen  oder  Ruf  des  Herrn  sowohl  bei  Hofe  Dienste  leisteten, 
als  auch  für  die  Yertheidigung  der  ihnen  anvertrauten  Burg  u.  dgl. 
sorgten,  ausserdem  bei  Fehden  gegen  den  Herrn  diesem  unbedingt  bei- 
stehen mussten.  Hatte  er  vom  Herrn  ein  Lehen,  so  war  er  überhaupt 
zum  Kriegsdienste  verpflichtet.    Als  Entgelt  wurden  sie  während  der 


de  Castro  qnod  ab  eodem  ano  domino  tenet  in  pignore,  paoto  interposito  de  danda 
sibi  pro  huinsmodi  auzilio  pecnnie  certa  summa,  idemque  subditus  adiavans  dominum 
ipsum  de  eodem  Castro  sibi  obligato,  factusque  eiusdem  domini  officialis,  quod  ipse 
subditus  seu  officialis  dampna  que  exinde  pertulerit,  nisi  aliud  deduoatur  in  pactum, 
debet  personaliter  sustinere,  nee  illud  tenetur  sibi  suus  dominus  resaroire.^  Adolfi 
rent  a.  1296,  p.  465:  „nobis  in  Werthaim  pro  tribunali  sedenübus,  quesifcum  fuit  in 
sententia  ooram  nobis:  si  duo  domini  equo  iure  babeant  unum  castrum,  et  iurant 
sive  oompromittnnt  sooietatem  sive  paoem  que  Yulgariter  borcbyrede  nunoupatur 
inter  se  in  Castro  memorato  seryare,  postea  vero  alter  eorum  prohibet  ne  ab  alter o 
suo  consooio  onstodiatur  idem  castrum  per  excubias  sive  vigilias  pro  parte  sua, 
immo  mandat  nt  destruatur  suburbium  sue  partis,  ut  per  hoc  totius  castri  amissio 
seu  perditio  oonsequatur;  utrum  alter  eorum  hoc  facere  possit  altere  reolamante? 
di£6niente  multorum  nobilium  tuno  ibidem  astancium  sententia,  est  obtentum,  quod 
neuter  eorum,  altere  inyito,  partem  suam  in  eodem  Castro  sine  custodia  relinquere 
potest  neo  destruere,  neo  quicquam  attemptare  in  alterius  preiudioium  et  grayamen : 
presentium  testimonio  litterarum,  nostre  maiestatis  sigilli  robore  signatarum.'' 
>  Siebe  §.  78  besonders  die  Stellen  in  dessen  nota  2. 
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wirklieben  Dienstleistung  bei  Hofe  verpflegt,  gekleidet,  gerfistet;  mehr 
und  mehr  aber  wurden  ihnen  Lehen  gegeben,  die  gleich  den  übrigen 
erblich  wurden.  Unter  den  Ministerialen  standen  oben  an  die^des  Kaisers 
und  Beichs,  welche  als  stete  Begleiter  selbst  auf  den  Reichstagen  er* 
schienen  und  stimmten  (§  72),  zum  Reichsdienst  verbunden  waren  (§.  74). 
Diese  Stellung  gab  ihnen  bald  ein  so  grosses  Ansehen,  dass  ihre  Un- 
freiheit gänzlich  zurücktrat.  Wollte  der  Kaiser  Ministerialen  auszeichnen, 
so  gab  er  ihnen  die  Rechte  der  Reichsministerialen,  was  bezüglich  der 
Dienstmannen  geistlicher  Fürsten  so  häufig  geschah,  dass  man  diese  all- 
mälig  als  gleichstehend  mit  den  Reichsdienstmannen  ansah.  Durch  die 
Uebung  des  Ritterdienstes,  die  Erwerbung  von  Lehen,  die  allmäligen 
Befreiungen  von  den  Beschränkungen,  welche  das  Horigkeitsverhältniss 
mit  sich  brachte  und  durch  den  Eintritt  vieler  Freien  in  das  Dienstver- 
hältniss  kam  es  dahin,  dass  man  sie  nicht  als  unfrei  ansah,  sondern 
ihre  Stellung  als  Ausfluss  des  Lehensverhältnisses  auffasste,  sie  selbst 
aber  den  Rittern  beizählte  und  als  einen  über  den  gewohnlichen  Freien 
stehenden  Stand  betrachtete,  ^o 


n.  Die  Stände  nach  den  Spiegeln. 

A.  Dw  SaohBeospiegel.  * 

§.84. 

1.   Die  ToUkOMMen  Frei».   Fftnten  amd  HerrtB. 


I.  Die  allmälige  Sonderung  der  Stände  (§.  83.)  findet  in  den  beiden 
grossen  Rechtsbüchem  des  13.  Jahrh.  ihren  genauen  Ausdruck;  auf  der 
hier  gelegten  Grundlage  zeigt  die  spätere  Zeit  nur  eine  Fortbildung. 


^^  Das  Allmälige  and  Schwankende  der  Ehitwioklung  beweisen  die  Ausdrücke. 
Bis  in  das  Ende  des  12.  Jabrh.  sind  dem  Reiche  gegenflber  Kobiles  und  Liberi 
gleichbedeutend.  In  einzelnen  Territorien,  besonders  Westfalen,  treten  die  No- 
biles  als  erste  Klasse  der  Landesbewohner,  als-  zweite  die  Liberi,  nach  diesen 
die  Ministeriales  auf.  Aber  schon  im  12.  Jahrh.  ist  das  Orafenamt  vielfach  an 
Ministerialen  gegeben,  1195  wird  der  Reichsseneschall  Markward  vonAntweiler  zum 
Markgrafen  Ton  Ancona  bestellt  und  im  5sterr.  Landr.  Kap.  2  wird  Ghrafen,  Freien 
und  Dienstmannen  in  schweren  Griminalsachen  der  ausschliessliche  Gerichtsstand 
▼or  dfim  Landesherm  zugesichert.    Man  sehe  Ficker  R.F.  8.  77  ff. 

*  0.  Stobbe  Die  Stände  des  Sachsenspiegels  in  Zeitsohr.  f.  deutsch.  Recht 
XY.  811  ff.  Henr.  Samson  De  personarum  et  iudiciorum  ordine  ex  speculo  saxo- 
nico  cum  eo,  qui  saec.  XIII.  per  Ouestphaliam  yigebat,  comparando  (Inaug.  Diss.) 
Berol.  1866. 
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II.  Nach  dem  Sachsenspiegel  ^  steht  oben  an  der  Stand  der  Fürsten 
und  fr  ei en  Herren,  zwischen  denen  nnr  ein  politischer  Unterschied  ob- 


^  Sachsenspiegel  m.  46.  §.  1.  t,Nu  vememet  aller  lade  were  geld  und 
bnte.  Yorsten,  yrie  herren,  scepenbare  lüde,  die  sin  gelik  in  bäte  unde  in  were- 
gelde.  Dooh  eret  man  die  yorsten  unde  die  yrie  herren  mit  golde  to  gerene,  unde 
gift  in  tyelf  güldene  penninge,  to  buto,  der  sal  jegelik  en  dre  penningwichte  sil- 
yeres  yegen.  Dat  penning  wichte  goldea  nam  man  do  yor  teine  silyeres,  sfis  waren 
die  tyelf  penninge  drittioh  Schillinge  wert  Den  soepenbaren  rrien  lüten  gift  man 
drittioh  sohillinge  to  bute  pündeger  penninge,  der  seien  tyintieh  Schillinge  ene  mark 
wegen.  Ire  weregelt  sin  achtein  punt  piUideger  penninge.*  I.  8.  §.  2.  ,,Tu  dirre 
selyen  wis  sint  de  hersohilde  nt  geleget,  der  de  koning  den  irsten  heyet;  de  bisoope 
unde  ebbede  unde  ebdischen  den  anderen,  ie  leien  yorsten  den  dridden,  sint  se  der 
biscope  man  worden  sin;  die  yrien  herren  den  yierden:  de  soepenbare  lüde  unde 
der  yrien  herren  man  den  yeffcen,  ire  manne  yort  den  sesten.  Also  de  kristenheit 
in  der  seyeden  werlt  neue  stedicheit  ne  weit,  wo  lange  se  stan  sole,  also  ne  weit 
man  ok  an  dem  seyeden  soilde,  of  he  lenrecht  oder  herschilt  hebben  möge.  Die 
leien  yorsten  hebbet  ayer  den  sesten  sohild  in  den  seyeden  gebracht,  sint  se  worden 
der  biscope  man,  das  er  nicht  ne  was.  Also  de  herschilt  in  me  seyeden  to  stat,  also 
to  geit  de  sibbe  an  deme  seyeden.^  Yorr.  yon  der  herren  gebnrt.  „Ku 
yernemet  umme  der  herren  bord  yon  me  lande  to  saesen.  De  yon  anehalt,  de  yon 
brandebnrch;  de  yon  orlemflnde,  de  marcgreye  yon  mysne,  de  greye  ron  brenen: 
disse  yorsten  sind  alle  syayee.  Under  den  yrien  herren  sint  syayee:  de  yon 
hakebome,  de  yon  gneiz,  de  yon  müohele.  Under  den  rikes  scepenen  sint 
syayee."  U.  1.  «Syar  herren  mit  eiden  sik  to  samene  sekeret,  se  ne  besceiden 
dat  rike  der  buten,  so  hebbet  se  weder  deme  rike  gedan.^  II.  26.  1.  „Penninge 
sal  man  yemien  also  nie  herren  komef  I.  51.  2.  Ein  wif  mach  winnen  echt 
kind,  adel  kint,  egen  kint  und  keves  kint.**  §.  3.  Swelk  man  yon  sinen  yier  anen, 
dat  is  yon  tyen  elderyaderen  unde  yon  tyen  eldermuderen,  unde  yon  yader  unde 
müder  unbesculden  is  an  sime  rechte,  den  ne  kan  neman  besceiden  an  siner  bord, 
he  ne  hebbe  sin  recht  yerwarcht'  I.  16.  §.  1.  „Kieman  ne  mach  irwenren  ander 
recht,  wan  als  im  an  geboren  is.  Yersmat  ayer  he  sin  recht  yor  geriohte  unde 
seget  he  ime  to  en  ander  recht,  des  he  nicht  yuUkumen  ne  kan,  he  yerltlset  beide. 
Sunder  de  egene  man,  den  man  yrie  let,  die  behalt  yrier  lantsteten  recht.  — 
§.  2.  Syar't  kint  is  yrie  unde  echt,  dar  behalt  it  sines  yader  recht,  is  ayer  die 
yader  oder  de  müder  dinstwif,  it  kint  behalt  sogedan  recht,  als  it  in  geboren  is. 
ni.  72.  „Dat  echte  kint  unde  yri  behalt  sines  yater  schilt,  unde  nimt  sin  erye  unde 
der  müder  also,  of  it  ir  eyenburdioh  is  oder  bat  geboren.^  Sachs.  Lehnr. 
art.  21.  §.  1.  „Die  sone  Ibebalt  des  yander  schilt  to  lenrechte  die  im  eyenbordich  is, 
die  wile  he  sik  mit  mansoap  nicht  ne  nederet.  §.  2.  Of  die  sone  in  des  yader  stat 
nicht  man  ne  werden  ne  wel,  dar  mede  n*is  sin  schilt  nicht  gehoget.  It  ne  heget 
nicht  des  mannes  schilt  denne  yanlen ,  of  ime  dat  geleget  wert."  —  IQ.  55.  1.  III. 
58.  §.  1.  „Des  rikes  yorsten  ne  solen  neuen  leien  to  herren  hebben  wen  den  ko- 
ning.» Ygl.  die  Stellen  in  §.  72.  n.  5.  —  UI.  64.  §.  2.  „Die  yorsten,  die  yanlen  hebbet, 
die  wedden  deme  koninge  hundert  punt.  Alle  andere  lüte  (nemlich  die  des  Königs 
Hof  suchen  müssen)  wedden  tein  punt  .  .  .  §.  8.  Deme  hertogen  weddet  ok  tein 
punt  jewelk  edele  man."    Yet.  auct.  2.  53.    Lehnr.  68.  8. 
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waltet,  während  beide  der  Geburt  nach  gleich  stehen.  Dies  bringt  mit 
sich,  dass  er  häufig,  wo  er  offenbar  beide  bezeichnen  will,  nur  eine 
Klasse  nennt.^  Die  Fürsten  sind  Inhaber  der  Yanlehen,  die  freien  Herren 
offenbar  die  Dynasten,  nicht  mit  dem  Fürstenthum  beliehenen  Söhne 
von  Fürsten  u.  s.  w.^  Yom  Stande  der  Freiherren  ging  man  zu  dem  der 
Fürsten  allein  über  durch  Ertheilung  eines  Fahnlehens ;  dieses  war  auch 
der  einzige  Weg,  auf  welchem  ein  anderer  freier  Mann  oder  ein  Ritter 
Freiherr  und  Fürst  werden  konnte.^ 

in.  Als  Folge  der  Unmittelbarkeit  hatten  diese  höchst  Freien  das 
politische  Standesrecht,  nur  vor  dem  Kaiser  im  Fürstengerichte,  nicht 
vor  den  gewöhnlichen  Reichs-Land-Gerichten  oder  dem  Hofrichter  zu 
Recht  zu  stehen,  femer  unbedingt  zum  Erwerbe  von  Fahnlehen  befähigt 
zu  sein.    Die  Geburtsrechte  theUten  sie  mit  der  zweiten  Klasse  (§.  83). 

lY.  Bei  den  Geistlichen,  welche  ein  Bisthum  oder  eine  Reichsabtei 
erwarben,  trat  ihr  Geburtsstand  vor  dem  mit  dem  Fahnlehen  erworbenen 
Heerschilde  in  den  Hintergrund,  so  dass  sie  wegen  dieser  politischen 
Stellung  dem  ersten  Stande  nicht  blos  angehörten,  sondern  sogar  höher 
standen  als  die  Laienfürsten.  ^ 

Y.  Wie  bei  dieser  ersten  Klasse,  so  ist  überhaupt  der  Yerband  mit 
dem  Reiche  und  dessen  Fürsten  und  Herren  durch  das  Lehenwesen  das 
eigenthümliche  Bindemittel  zwischen  der  poUtischen  und  privaten  Stellung. 
Nur  in  den  schöffenbar  Freien  hatte  sich  noch  ein  Rest  der  alten  Zu- 
stande erhalten. 


>  So  z.  B.  offenbar  III.  55.  Denn  dasB  dies  auch  von  den  Freiherren  galt,  lehrt 
Landfr.  y.  1235  c.  15.  (Leg.  II.  817.):  „Statuimus  igitur,  ut  curia  nostra  iaaticiarium 
babeat,  yiram  libere  conditioniB,  qui  in  eodem  persistat  officio  ad  minus  per  annum, 
si  bene  et  juste  se  gesserit  Hio  singulis  diebns  iuditio  presideat,  exoeptis  diebus 
dominicis  et  aliis  festis  maioribus,  ius  reddens  omnibus  querelantibus,  preterquam 
de  prinoipibus  et  aliis  personis  sublimibus  in  oausis  que  tangunt,  personas,  ius,  ho- 
norem, feoda,  proprietafcem  rel  hereditatem  eornndem  et  nisi  de  oausis  maximis» 
prediotorum  etenim  discussionem  et  iudioium  nostre  celsitudini  resenramus." 

9  Homeyer  System  des  Lehnrechts  S.  550  fg.  Später  nahmen  diese  Söhne 
den  höheren  Titel  in  vielen  Hftusern  mit  haiserlichem  Privileg  an. 

*  Das  hebt  hervor  Walter  R.  G.  §.  416.  N.  14.  auf  Grund  der  im  Chron. 
Ursperg  a.  1195  erzählten  Freilassung  und  Erhebung  des  erwähnten  Markward« 
Trotzdem  halte  ich  dafElr,  dass  Eichhorn  R.G.  §.  840  Anm.  1  und  Homeyer 
System  S.  806  f«  und  550  f.  Recht  haben,  wenn  sie  Sachs«  Lehnr.  21.  2.  dahin  auf- 
fassen, dass  daselbe  nur  die  Ertheilung  eines  Fahnlehens  an  einen  freien  Herrn 
im  Auge  habe. 

^  Ssp.  I.  26.  ^Wirt  en  besloten  (ist  einfache  TJebersetzung  fflr  reclusa,  sub 
clausura)  nunne  ebbedlsche,  oder  en  monik  biscope,  den  hersoilt  mögen  se  wol 
hebben  von  me  rike;  lantrecht  ne  irwervet  se  aver  dar  mede  nicht.'' 
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§.85. 

9«   Die  S«h9ffeal»tt«i. 

I.  Die  vom  Sachsenspiegel  ^  den  Fürsten  und  Freiherm  zunächst  ge- 
stellten scepenbare  lüde,  soepenbare  vri  man,  schöffenbar 
Freien  sind  jene  Freien,  welche  anf  der  einen  Seite  nicht  durch  Ein- 
tritt in  das  Lehenyerhältniss  zum  Könige  einen  höheren  Stand  erlangt 
haben,  auf  der  anderen  weder  durch  ein  Dienstverhältniss  zu  einem  Herrn, 
noch  durch  Unterwerfung  unter  die  Yogtei  ihre  echte  Freiheit  gemindert 
haben.  Ihnen  kommen  alle  Rechte  der  Freiheit  zu,  welche  noch  bei 
den  veränderten  Verhältnissen  möglich  waren,  unter  denen  als  das 
sicherste  Kennzeichen  hervortritt  der  Gerichtsstand  im  echten  Dinge  unter 


1  Für  das  YersUlndniBB  des  SachsenspiegelB  Landreoht  muBS  man  wohl,  was 
leicht  überBehen  wird,  beachten,  dass  er  nur  die  Beziehungen  auf  dem  Gebiete  des 
Landrechts  alB  eigentliches  Object  seiner  Darstellung  im  Auge  hat;  seine  Sätze  aus 
dem  Lohorechte  sind  nur  zufällige  oder  bezwecken  den  Gegensatz  oder  die  Ver- 
bindung und  Wirkung  bezQglioh  des  LandrechtB  zu  zeigen.  —  Ssp.  I.  2.  „Yriheit 
de  is  aver  drierhande:  soepenbare  lade,  die  der  biscope  Benet  stüken  seien, 
plechhaften  der  dumproveste:  1  and  steten  der  ercepriestere.  (Diese  Sätze  wer- 
den besonders  durch  das  älteste  Statutarreoht  Yon  Soest  yoq  1120  [Seibertz 
n.  42.]  beleuchtet.)  §.  2.  Te  geliker  wies  solen  se  wertlik  gerioht  Büken.  De  sce- 
penen  des  greven  ding  oyer  achteln  weken  under  koninges  banne.^  I.  3.  §.  2.  III* 
45.  §.  1.  I«  59.  §.  1.  „Allerhande  klage  unde  al  ungeriohte  mut  de  richtere  richten 
binnen  sime  gerichte,  swar  he  is,  ane  of  man  up  egen  klaget,  oder  up  enen  sce- 
penbaren  vrien  man  ungerichte  claget.  Des  ne  mach  die  richtere  nicht  richten  wan 
to  echter  dingstat  unde  under  koninges  banne."  m.  69.  §.  2.  „Ordel  Bolen  sie 
(die  soepenen)  vinden  vastene  over  jewelken  man,  he  si  düdisch  oder  wendisch, 
oder  egen  oder  vri.  Dar  ne  sal  anderes  neman  ordel  yinden  wan  sie.^  11.  12.  2. 
„Soepenbare  lüte  muten  wol  ordel  yinden  oyer  jewelken  man.  It  ne  mut  ayer  uppe 
B6  neman  ordel  yinden,  dat  an  ir  lief,  oder  an  ir  ere,  oder  an  ir  erye  ga,  noch  ordel 
Beeiden,  he  ne  se  in  eyenburdich.'*  III.  19.  »Vrie  lüde  unde  des  rikes  dienstman 
die  moten  yor'me  rike  wol  getüch  sin  unde  ordel  yinden,  durch  dat  sie  deme  rike 
hulde  dun,  ir  jeweder  na  sime  rechte.  Doch  ne  mut  des  rikes  dienstman  oyer  den 
scepenbaren  yrien  man  noch  ordel  yinden  noch  getüch  wesen  dar't  ime  an  den  lief 
oder  an  sin  ere  oder  an  sin  erye  gat.^  III.  54.  §.  1.  III.  64.  §.  5.  „Ban  liet  man 
ane  manscap.''  IIL  55.  §.  2.  „Oyer  scepenbare  yrie  lüde,  syenne  se  Iren  lif  yer- 
werken  unde  yerdelet  sin,  ne  mut  neman  richten  wenne  die  echte  yrone  bote.^  11^.  3. 
§.  2.  „Grot  man  enen  man  to  kampe  de  ungewamet  dar  kommen  is,  unde  ime  umme 
die  sake  der  nicht  gedegedinget  n'is,  he  sal  dach  hebben  na  siner  bord,  of  he^s  be- 
det,  dat  he  sik  dar  to  warne,  syen  it  kamp  geloyet  is,  unde  er  nicht.  Die  yri  sce- 
penbare man  oyer  ses  weken,  die  dinstman  oyer  yirteinnacht,  undo  andere  yri  lüde.*' 
I.  51.  §.  4.  „Syelk  scepenbare  yri  man  enen  sinen  genoten  to  kampe  an  sprikt, 
die  bedarf  to  wetene  sine  yier  anen  unde  sin  hantgemal  unde  die  to  benomene,  oder 
jene  weigeret  ime  kampes  mit  rechte.** 
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EonigsbaiiDy  dem  nunmehrigen  Landgerichte,  sowie  Pflicht  und  Recht  zn 
dessen  Besuch  und  zum  ürtheilsfinden.  Hiervon  riihrt  ihr  Namen  her; 
das  sich  hierauf  beziehende  hantgemal^  bildet  auch  den  besten  Be- 
weis ihrer  schöffenbaren  Freiheit.^ 

n.  Auf  dieser  Stellung  zum  Herrn  als  blossem  Inhaber  des  kSnig- 
lichen  Bannes  beruhet  die  Qleichheit  der  Schoffenbaren  mit  der  ersten 
Eiasse  bezüglich  des  Geburtsstandes,  soweit  nur  dessen  Folgen,  nicht 
aber  politische  und  Lehnrechte  in  Frage  kommen,  sowie  deren  Oebnrts*- 
Yorzug  vor  den  Dienstmannen. 

HL  Erwerb  und  Beweis  des  Standes  liegt  in  der  Abstammung  von 
Schoffenbaren,  wozu  Tier  Ahnen  gehören;  diese  kann  nur  ersetzen  Er- 
hebung in  den  Stand  durch  den  Eonig.^ 


*  Das  Material  ans  ganz  Enropa  verarbeitet  das  herrliche  Werk  von  G.  G. 
Home 7 er  Die  Haus-  und  Hofmarken.  Berl.  1870.  Eine  ausführl.  Bespreohung 
▼on  ZQpfl  in  Heidelb.  Jahrb.  1871  Nr.  11  S.  161  ff.  Die  frOhere  Literatur  ist  da- 
durch antiquirt. 

*  Die  Bsp.  I.  2.  §.  1.  auf  die  kirchliche  SteUung  gemachte  Beziehung  ist  den 
Quellen  gemäss.  Denn  die  Gemein  freien,  welche  die  Beiohsgesetze  des  18.  Jahr- 
hunderts vor  Augen  haben,  werden  oft  geradezu  mit  Beziehung  auf  den  kirchlichen 
Stand  bezeichnet.  So  Heinr.  reg.  Statut,  in  favor.  princip.  a.  1231.  „Item 
ad  centas  nullus  synodalis  vocetur;^  dasselbe  in  Curia  Sibidati  Frid.  II.  a. 
1232.  Beweis  „cum  hominibus  synodalibus/  in  Const.  gen.  Heinr.  reg.  a.  1234* 
(Leg.  IL  301 ),  c.  3.  5.  11.  (,,cum  dnobus  yiris  bone  opinionis  et  integri  Status, 
synodalibus  hominibus'^  entspricht  genau  der  Bezeichnung,  welche  die  Ka- 
pitularien für  die  Schöffen  wfthlen)  13.  Landfr.  von  1235.  Die  späteren  Landfrieden 
haben  dieselben  Bezeichnungen:  „sentbere  mannen**  im  c.  1.  3.  Const.  Rud«  I. 
pac.  in  Franconia  a.  1281  (Leg.  11.  432  sq.),  ejusd.  Const  pacis  Mogunt. 
(p.  436  sqq.)  c.  1.  3.  14.,  Const«  pac.  Wirzburg.  a.  1287  (p.  488  sqq.)  (sentber 
mannen^)  c.  10.  und  86.  Der  Dreitheilung  des  geistlichen  Sende,  welche  in  diesen 
Gesetzen  und  dem  Sachsenspiegel  vorkommt,  und  der  des  weltlichen  Gerichts  ent- 
sprechend hat  auch  das  So  est  er  Stadtr.  v.  1120  S.  2.  „tria  oppidi  susatensis 
judicia:  prepositi,  Adrocati,  et  sculteti.  3.  Prepositos  susatensis  de  jure  debet  fa- 
cere  denunciari  synodum,  tribus  yicibus  in  anno,  quamlibet  sex  septimanis  ante,  cui 
Interesse  tenentur  omnes  qui  domestici  sunt  infra  oppidum.^ 

^  Ssp.  m.  81.  §.  1.  »Togat  aver  die  scepenen  binnen  ener  grafscap,  die  koning 
mut  wol  des  rikes  dienstman  mit  ordelen  vri  laten,  unde  to  scepenen  dar  maken, 
dur  dat  man  rechtes  bekome  unde  koninges  ban  dar  halden  möge.  He  sal  aver 
des  rikes  gudes  also  vele  io  egen  in  geyen,  dat  sie  scepenen  dar  af  wesen  mögen: 
ir  jewelkeme  dri  hoven  (vgl.  dazu  §.  51.  und  74.)  oder  mer.  Dat  gut  mut  he  wol 
nemen  ut  deme  gude  der  grafscap,  svar  it  die  greve  ledich  hevet,  dur  dat  der  sce- 
penen egenen  in  die  grafscap  irstorven  is.  (dazu  III.  80.  §.  1.)  —  §.  2.  Dinstman 
errat  unde  nemet  erre  asse  vri  lade  na  landrechte,  wen  allene,  dat  sie  buten  irs 
herren  gewalt  nicht  ne  enret,  noch  erve  ne  nemet.^ 
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§.86, 

S.   Die  Blttenle«te.* 

I.  Yasallen,  Bitter,  welche  meistens  aus  freien  Familien  stammten 
oder  im  Laufe  der  Zeit  zn  den  grossen  Ghrundbesitzem  des  Territoriums 
gehorten,  stehen  mit  den  Schoffenbaren  auf  gleicher  Geburtsstufe,  über- 
treffen sie  aber  bereits  durch  die  mit  dem  wirklichen  Ritterdienste  und 
dem  Yasallenverhältniss  verbundene  höhere  Ehre  und  politische  Be- 
deutung. 

IL  Mit  der  geschilderten  Entwicklung  (§.  83.)  gelten  aber  im 
14.  Jahrhundert  die  Schoffenbaren,  welche  nicht  in  den  Eitterstand  ein- 
getreten waren,  als  geringere  Freie. ^  Die  Abschliessung  des  Bitterstandes 
zu  einem  Geburtsstande  brachte  die  weitere  nothwendige  Folge  mit 
sich,  dass  der  Stand  nicht  mehr  durch  die  Lebensart  bedingt  war,  seit- 
dem erscheint  der  Bitterstand  als  Adel. 


§.87. 

4.   Die  fretem  Luidbewohner. 

Neben  diesen  Klassen  der  Freien  kennt  der  Sachsenspiegel  noch 
mehrere  Arten  von  freien  Landbewohnern,  welche  eine  niedrige  Stufe  der 
Freiheit  einnehmen.  Dazu  gehören  zunächst  alle,  die  nicht  vor  dem 
echten  Grafending,  sondern  dem  Schultheissen  zu  Becht  stehen,  allmälig 
mit  der  Ausbildung  der  Bitterschaft  und  dem  veränderten  Heerbanns- 
wesen zinsbar  geworden  waren  und  hierdurch  die  Standesgleichheit  mit 


*  Bsp.  I.  8.  §.  2.,  I.  20.  §.  1.  ,,man  von  ridderes  art.**  I.  27.  §.  8.  „Jewelk  man 
Ton  ridderes  art  erft  ok  tyier  wegene:  dat  enre  an  den  nesten  eTenbflrdigen  maoh, 
B?e  de  is,  unde  it  herwede  an  den  nesten  svert  mach.  Svelk  man  Ton  ridderes  art 
nicht  nMs  an  deme  to  stat  des  herschildes,  de  let  hinder  ime  erve  to  nemene,  svenne 
he  stirft,  nnde  nein  herwede.^  IL  21.  §•  1.  Die  tinsman,  sve  he  si,  die  erft  sin 
gebu  nppe  sinen  erren  uppe  tinsgude;  it  ne  si  en  man  Ton  ridderes  art,  die't  sime 
wive  to  morgengave  hebbe  gegcTcn."  Sachs.  L  e  h  n  r.  n.  §.  1.  „Papen  wif  dor- 
pere  koplüde,  nnde  alle  die  rechtes  darret  oder  unecht  geboren  sind,  unde  alle  die 
nicht  ne  sin  TOn  ridders  art  von  yader  unde  tou  eldervader ,  die  seien  lenrechtes 
darren.** 

>  ControYerse,  ob  Sachs.  Lehnr.  II.  §.  1.,  20.  §.  1.  nur  ritterl.  Stand  des 
Taters  und  freie  Geburt  der  Mutter  oder  auch  Abstammung  dieser  von  Bittem 
fordere.  Ygl.  Bichtst.  Lehnr.  4.  §.  1.  28.  §.  8.  gegen  Glossa  zu  Ssp.  I.  5. 
Homeyer  System  §.  5.,  0  5h r um  geschiehtl.  Darstellung  der  Lehre  yon  der  Eben- 
bürtigkeit, Tübing.  1846.  2.  Th.,  I.  8.  881  fg.    Walter  Bg.  §.  418  N.  18. 


284  öesoh.  d.  Verf.  II.  u.  III.  Per.  IV.  Kap,  §.  88. 

den  Schöffen  eingebüsst  hatten,  die  Bier gelden.^  An  sie  reihen  sich 
die  Pfleghaften,^  welche  unter  die  EigeDgerichtsbarkeit  (Yogtei)  ge- 
kommen sind,  als  familia  libera  eines  Hofes  erscheinen,  von  ihrem  Gute 
Abgaben  aller  Art  zu  entrichten  hatten.  Dieselben  unterscheiden  sich 
von  den  Unfreien  durch  den  Orund  ihres  Yerhältnisses,  die  Yogt^.  Die 
letzte  Klasse  sind  ihm  die  freien  Landsassen, >  d.  h.  Personen, 
welche  sich  im  Lande  aufhalten,  aber,  weil  sie  nicht  in  ihm  Grundbesitz 
haben,  trotz  ihrer  Freiheit  nicht  vor  dem  echten  Ding  zu  Recht  stehen, 
jedoch,  weil  sie  keiner  Yogtei  unterliegen,  nicht  Tor  dem  Eigengerichte, 
sondern  vor  dem  niederen  Gerichte  des  Centenarius,  dem  sächsischen 
Gogerichte.* 

§.  88. 

5.   DU  UmflreieB. 

L    Der  Sachsenspiegel  kennt  zunächst  unter  den  nichtfreien  Leuten 
die  Dienstmannen, 1    welche  nur  im  Hofe  und  Gerichte   des  Herrn 


^  Ssp.  I.  2.  §.  3.  ;,De  pleohhaften  sint  ok  pliohtich  des  scoltheiten  ding  to 
sflkene  over  bob  weken  von  irmo  egene;  nnder  den  mut  man  wol  kesen  enen  yronen 
boden,  of  de  vrone  bode  stirft.*'  Sap.  III.  45.  §.  4.  Die  biergelden  ande  pleok- 
haften  beten  nnde  des  scultbeiten  ding  Büken,  den  gift  man  veften  BchiUinge  to  bute 
unde  tein  punt  to  weregelde/  m.  64.  §.  8.  „Dem  scultbeiten  weddet  man  aobte 
scbillinge  sine  biergelden.**  UI.  78.  §.  1.  „Kirnt  aver  en  yri  scepenbare  ^if  enen 
biergelden  oder  enen  landsteten,  unde  wint  sie  kindere  bi  ime,  die  ne  sint  Ire  niobt 
eTenbnrdich  an  bute  nnde  en  weregelde,  wende  sie  bebben  irs  vader  recht  nnde 
nicht  der  muter;  dar  umme  ne  nemen  sie  der  mader  erve  nicht,  noch  nemannes  die 
ire  mach  von  müder  halven  ist.^  HE.  80.  §.1.  „Erstirft  en  egen  von  enem  bier- 
gelden  enreloB  dre  hure  oder   dar  beneden,   dat  hört  in   dat   soultheitendom.^ 

'  Ausser  den  Stellen  der  nota  I«  Saohsp.  I.  8.  §.  1.  (§.  85.  n.  1.) 

'  m.  45.  §.  6.  „Andre  Tri  lüde  sint  landseten  gebeten,  nnde  komet  unde  varet 
gastes  wise,  unde  ne  hebbet  neu  egenin^me  lande;  den  giftman  ok  veften  Schillinge 
to  bute  unde  tein  punt  is  ire  weregelt.*'  I.  2.  §.  1.,  §.  4.  „De  landseten,  de  nen 
egen  hebbet  in  me  lande,  die  solen  Büken  ihres  gogreven  ding  over  ses  weken.*' 
in.  73.  §.  1.;  I.  16.  §.  1.;  nL  80.  §.  2.  „Let  die  koning  oder  en  ander  herre  sinen 
dinstmann  oder  sinen  egenen  man  yri,  die  behalt  Trier  landseten  reohf 

«  Fioker  Vom  Heerschilde,  Innsbruck  1862,  weist  nach,  dass  die  Darstellung  des 
Bsp.  nicht  unbedingt  den  thatsftohliohen  Yerhältnissen  des  Lebens  entspricht.  Er 
weist  scöff  enbarfr  eie  Bauern,  seh  offenbare  Ministerialen  (sogar 
Grafen)  nach. 

Welche  Macht  noch  im  11.  Jahrhundert  die  Bauern  in  Sachsen  und  Thüringen 
hatten,  beweisen  die  Vorgänge  des  J.  1074.    Giesebrecht  m.  S.  290  ff. 

1  Ssp.  m.  42.  §.  2.  3.,  m.  72.  §.  2. 

«  Ssp.  I.  38.  §.  2.  m.  81.  §.  2.    Vgl.  n.  3.  §.  2. 
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rechtsfähig,  mit  Freien  nicht  ebenbürtig  sind^  und  vom  Herrn  eigen- 
mächtig Yertauscht  werden  können.^  Nur  des  Reiches  Dienstleute  können 
vor  dem  Reiche  beschränkt  Urtheil  finden  und  zeugen^  und  yom  ESnige 
in  einen  höheren  Stand  erhoben  werden. 

IL  Neben  ihnen  kennt  er  Eigene  Leute,*  welche  im  Ganzen  die 
alte  Stellung  (§.  55.)  innehaben,  jedoch  vielfach  modifizirt,  ohne  dass 
sie  im  Einzelnen  scharf  bestimmt  erscheint. 

m.  Yon  den  mancherlei  Arten  der  Halbfreien  (§.  56.)  erwähnt  der 
Sachsenspiegel  nur  hauptsächlich  die  Laten,  Lassen.^ 

§.89. 

B.  Der  SchwsbenspiegeL 

L  In  den  Sätzen  des  Schwabenspiegels  zeigt  sich  einerseits  die  von 
den  sächsischen  Verhältnissen  abweichende  Abstufung  der  Stände  in 
Süddeutschland,  andererseits  aber  in  einer  Anzahl  von  Widersprüchen, 
Unbestimmtheiten  und  Schwankungen  der  Einfluss,  welchen  die  Art  der 
Entstehung  des  Rechtsbuches  geübt  hat.  Der  Verfasser  lehnte  sich  mit 
dem  Deutschspiegel  an  den  Sachsenspiegel,  fühlte  aber,  dass  dessen  Dar- 
stellung nicht  passte.  So  suchte  er  nach  Terminologien  und  verfiel  in 
Inconsequenzen,  wo  er  sich  an  den  Sachsenspiegel  anlehnte. 

II.  Er  kennt  drei  Stände :  Semperfreie,  Mittelfreie  und  freie 
Landsassen.1    Die  ersteren  sind  ihm  die  Fürsten  und  freien  Herren, 


*  Siehe  die  Torfaergehenden 

*  L  52.  §.  1.,  m.  73.  §.  2.    Vgl.  m.  80.  §.  2. 
»  Sachsp.  nL  19. 

*  VgL  Bsp.  m.  42.  §.  3—6^  m,  32.  §.  7.  8  (Entstehung);  UI.  32.  §.  2.  3.  4. 
9.  (Beweis  der  Eigenschaft)  m.  32.  §.8.  m.  73.  §.2.  (Kinder)  n.  a. 

'  Ssp.  m.  44.  §.  8.,  45.  §.  7. 

*  Sohwsp.  (nach  Wackemagel)  c.  2.  ,Dis  ist  ron  nien  Unten.  Wir  seien 
drter  hande  wrten.  der  heisent  eine  semperYrien :  das  sint  die  Trten  herren  als 
filrsten  nnde  die  ander  iMen  ze  man  hAnt  86  heizent  die  andern  miter  vrten:  das 
sint  die,  die  der  hohen  Trten  man  sint  Die  driten  viien  das  sint  die  Tzten  lant- 
saezen,  die  gebAren  die  dA  Tzt  sint.  der  hAt  iegücher  sin  snnder  reht,  als  wir  her 
nleh  wol  bescheiden.**  —  e.  19.  („man  Ton  ritterlicher  art,**  „frier  herre,*  „mittern 
TTten,**  ^dienestman  der  f&rsten,*   ,der  gebftr   der  Tzi  ist,   oder  ander  Tzihen   die 

'  rät**,  „eigen  man'-^).    c.  57.  besonders  Ton  t.  20.    „Diu  f&rsten  ampt  sint 

mde   mit  andern  dingen  gestiftet,  nnde  git  ein  Trier  herre  sine  eigen 

Birsten  ampt,  die  sint  niht  dienstman :  si  sint  des  ftrsten  eigen :  si  hAnt 

'w  reht.    Als  wir  dk  hAn   gesprochen   Ton  den   fftrsten  ampten,  also 

E  riebe  Ton  erst  gestiftet.    Es  ist  nieman   semperrri  wan  der  Tater 

lempenni  waren,    die  Ton  den  mittem  rrien  sint  geboren,   die   sint 
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die  zweiten  alle  Freien,  welche  im  Lehenverbande  mit  jenen  stehen,  die 
letzten  umfaBsen  zum  Theil  die  schöffenbar  Freien  des  Sachsenspiegels 
nnd  dessen  Arten  der  freien  Landbewohner.  Aber  semperfrei  wird 
auch  in  Fällen  gebraucht,  wo  der  Sachsenspiegel  schöffenbar  hat,<  ja  im 
Lehnrechte  steht  semperfrei  im  siebenten  Heerschilde  unter  freien  Herren 
und  Mittelfreien.^  Daraus  nun  ergibt  sich  von  selbst  ein  weiteres 
Schwanken  bezüglich  der  Mittelfreie n,^ 


mitter  yrten«  nnde  ist  jooh  dia  mnoter  Bempenrrl,  nnde  der  yater  mittor  vrt;  oder 
ist  der  yater  Bemperyri,  unde  diu  muoter  mitter  vrt:  b6  werdent  diu  kint  doch  niht 
wan  mitter  yrlen.  ingenaus  daz  sprichet  in  der  lattn  der  hdchste  yrle,  libertinns 
vrte,  Über  die  lantsaeten  vrten.  Der  hAt  iegelicher  Bunderlich  stn  reht,  als  wir 
emAch  wol  sagen."  c.  58.;  c.  86  ,|ande  spriohet  ein  man  den  anderen  kampliohen 
an,  nnde  ist  in  dar  umbe  niht  tao  dar  gegeben:  man  boI  im  tao  geben  n&oh  stner 
gebnrt,  daz  er  sioh  d&  zno  bereite,  Bwes  er  d&  zno  bedarf.  Den  Bempervrten  gtt 
man  tao  über  sehs  woohen.  Den  mittem  rrten  über  vier  Woohen,  Dienestmannen 
unde  allen  liuten  über  zwO  wooben.  Siehe  die  Stellen  im  §  70.,  72.,  76.;  c.  117. 
(Über  die  Busse)  fT.  c.  229.  ,tVrte  Hute  unde  des  rlches  dienestman  unde  der  fürsten 
dienestman  die  mugen  über  alle  vrte  herren  unde  über  ander  vrihenwol  geziuo  Bin. 
unde  urteil  über  si  vinden.  Aber  die  dienstman  die  ich  hie  yor  genennet  habe,  die 
enmugen  drter  dinge  niht  geziuo  Bin  über  die  yrten  Hute,  dA  ez  in  an  ir  Ixp  oder 
an  ir  dre  oder  an  ir  erbe  g6t.  dA  sullen  ir  gen6zen  umbe  sprechen.  Daz  wir  sprechen 
^an  ir  Aren,  daz  meine  wir  also :  der  einem  sprichet  an  stnem  eit,  oder  an  stn  Awero, 
oder  daz  er  niht  geloubio  si,  oder  daz  man  in  saget  yon  der  kristenheit,  daz  er  diu 
dino  gAtan  habe  diu  unkristenlich  sint.  Dirre  dinge  mac  man  niemanden  überziugen 
dann  mit  stnem  genAzen."    c.  240.  (von  eigen  Iluten),  241  u.  a. 

•  Z.  B.  Schw.  Ldr.  121  L. 

*  Schw.  Lehnr.  1.  Deutschsp.  Ldr.  2  Schw.  Ldr.  W.  5. 

^  Ueber  alle  diese  YerbältniBse  die  §.  62  note  *  A.  o.  genannten  Schriften,  be- 
sonders Ficker  yom  Heerschilde  S.  140  ff.  Dass  „es  im  Süden  unter  den  Fürsten 
nur  zwei  landreohtlich  geschiedene  Klassen  yon  Freien,  n&mlich  freie 
Herren  und  freie  Bauern,  welchen  letzteren  andere  unritter liehe  Freie  gleioh- 
Btehen  und,  da  die  Bauern  lehnsunCähig  sind,  nur  eine  lehnsfAhig^  und  ritterbürtige 
Klasse  yon  Freien**  gibt  (Ficker  S.  149)  entspricht,  wie  er  darthut,  den  Urkunden 
und  ist  yom  Sohwabenspiegel  bei  offenbarer  Abweichung  yon  der  Vorlage  den  Ver- 
hältnissen entsprechend  dargestellt  worden.  Die  Ausdrücke  semperfrei,  mittel- 
frei werden  nicht  oonBequent  gebraucht. 


Vierte  Periode. 

Tom  Ewigen  Landfrieden  bis  tmn  Untergänge  des  Reichs  (1406—1806). 

!Die    neuere    Zeit* 

Erstes  Kapitel. 
Die  Reehtsquelten. 

§.  90. 

1.  Gang  4«r  BeektibUdaBy.* 

I.  Für  das  öffentliche  Kecht  zog  sioh  mit  dem  Momente,  wo  die 
Landesherrlichkeit  einen  festen  Abschluss  gefdnden  hatte  nnd  die  wirk- 
liche Reichsregierung  an  den  Kaiser  und  Ileichstag  gekommen  war,  der 
Schwerpunkt  der  Entwicklung  aus  der  Gewohnheit  auf  die  Gesetzgebung 
des  Reiches  und  der  Territorien  zurück.  Obwohl  das  Staatsrecht  die 
bisherige  Grundlage  behielt,  so  zog  doch  die  Reichsgesetzgebung  regel- 
mässig nur  die  für  die  Erhaltung  der  Reichseinheit  nothwendigen  Gegen- 
stände in  ihren  Bereich,  die  Yerhältnisse  der  Territorien  fielen  der  Ge- 
setzgebung der  Landesherren  und  der  Autonomie  der  Reichsstädte  anheim, 
bis  zuletzt  im  westfälischen  Frieden  ziemlich  jede  Einflnssnahme  von 
Kaiser  und  Reich  auf  die  Rechtszustände  der  Territorien  fortfiel.  Die 
Fortbildung  des  Rechts  kam  seit  der  Entstehung  eines  auf  den  Univer- 
sitäten gebildeten  Juristenstandes  und  der  Landesverwaltyig  durch 
Aemter,  welche  mit  mehr  nnd  mehr  nur  aus  gelernten  Juristen  ge- 
nommenen Beamten  besetzt  wurden,   an  die  von  diesen  gehandhabte 


*  Stobbe  Geschichte  der  dentochen  Beicbsquellen,   IL  Bd.  Braunschw.   1864. 
S.  1  ff.;  die  §.  58.  Anm.  18.  oitirten  Sohriften;  Meier  Rechtsbüdniig  8.  70  ff. 
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LegiBlation,  auf  welche  selbst  die  Stände  nur  einen  geringen,  stets  ab- 
nehmenden Einfluss  übten.  So  wurden  fortan  die  Schriften  der 
Juristen  zu  einer  bedeutsamen  Quelle  für  die  Kenntnisse  der  Rechts- 
entwicklung. 

IL  Der  Entwicklung  des  Privatrechts  war  durch  die  Beception 
des  römischen  Rechts  i  ein  fester  Weg  vorgezeichnet.  An  dieses  lehnte 
sich  die  Rechtsbildung  so  sehr  an,  dass,  obwohl  die  Reichsgesetze  ^ 
sicherlich  davon  ausgingen,  dass  weder  das  bisherige  deutsche  Recht, 
noch  überhaupt  die  Bildung  guter  Gewohnheiten  durch  das  fremde  Recht 
Eintrag  erleiden  sollte,^  durch  den  Einfluss  des  Reichskammergerichts 
und  der  Juristen  mehr  und  mehr  das  deutsche  Recht  verdrängt  wurde. 
Erst  allmälig  machte  sich  in  der  Theorie  ein  Zurückgehen  auf  das  ein- 
heimische Recht  geltend,  das  sich  gewohnheitsmässig  in  lebendigem  Ge- 
brauche erhielt  Mit  der  veränderten  Stellung  der  Landesherren  und 
Umänderung  der  Geburtsstände  steht  in  nothwendigem  Zusammenhange 
der  Umstand,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Gesetzgebung  nicht  blos 
einen  grösseren  Einfluss  übte,  sondern  mehr  und  mehr  die  gewohnheits- 
rechtliche Weiterbildung  verdrängte.* 

IIL  Auf  diese  Art  hatte  man  in  dem  römischen  Rechte,  welches 
nicht  in  der  reinen  Form  der  justinianischen  Sammlungen,  sondern  durch 
die  Yermittlung  der  Schule  (^quod  non  agnoscit  glossa,  non  agnoscit 
curia^)  und  daher  mit  den  durch  das  canonische  Recht  erhaltenen  Modi- 
ficationen  aufgenommen  war,  ein  Recht,  welches  mit  den  Reichsgesetzen 


1  §.  57.  niim.  V.  Stobbe  ü.  9  ff.  Ausser  Zweifel  ist  1)  dass  die  Geltung 
des  r5m.  Beobts  auf  der  aUgemeiuen  Anschauung  der  Kaiser,  es  sei  kaiserliobes 
Recht,  ruhet;  2)  dass  die  Juristen  es  seiner  inneren  Vortrefflichkeit  halber  für  sub- 
sidiarisch anwendbar  hielten;  8)  dass  dessen  Geltung  wie  für  das  Reichskammer- 
gericht  und  den  Reichshofrath  durch  das  Reiohsgesetz  bez.  die  Gerichtsordnung,  so 
,  für  die  meisten  Territorien  und  die  Gerichte  durch  landesherrliche  Ediote  festgesetzt 

!  wurde. 

>  Vgl.  die  Ausführung  von  Eichhorn  B.  G.  §§.  442.  562. 
*  Man  findet  im  16.  Jahrh.  geradezu  die  Anschauung:  das  r5m.  Recht  sei  das 
I  ursprüngliche,   durch  deutsche  Sätze  veränderte,   hielt  somit  principiell  den  röm. 

Satz  für  anwendbar  und  nur  durch  usus  contrarius  oder  Gesetze  ausgeschlossen. 
Belege  bei  Stobbe  S.  115  ff.  aus  Mel  anchthon,  Fichard  u.  s.  w.  Im  Beginn  der 
Reformatiof  machte  sich  ein  starker  Kampf  gegen  das  kanonische  Becht,  zum  Theil 
überhaupt  gegen  die  Jurisprudenz  geltend,  der  eine  sahlreiohe  Literatur  henrorrief. 
Siehe  K.K((hler  Luther  und  die  Juristen,  Gotha  1878.  Vgl.  auch  B.  y.  Stint zing 
Das  Sprichwort  „Juristen  bSse  Christen^  in  seinen  goschichtl.  Bedeutungen.  Bonn  1875. 
^  Man  bezeichnete  oft  deutsche  Gewohnheiten  gegen  das  r5m.  Becht  als  Aus- 
nahme (Stobbe  8.  116  N.  15  hebt  sehr  gut  hervor,  dass  diese  romanistische  Ueber- 
hebung  noch  jetzt  nicht  überwunden  ist),  als  böse,  hob  sie  auf. 
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als  gemeines  bezeichnet  wurde  und  galt.  Yon  einem  gemeinsamen, 
gemeinen  deutschen  Rechte  hatte  man  keine  Vorstellung  mehr.  Nur  in 
Sachsen  hatte  sich  ein  gemeines  sächsisches  Recht  erhalten,  welches  auf 
dem  mit  förmlichem  Ansehen  eines  Gesetzes  anerkannten  Sachsenspiegel 
rahete  und  in  einzelnen  Nachbarländern  als  geltend  angesehen  wurde.  ^ 

§.  91. 

2.   Die  RelekifMetigebuiy. 

I.  Der  Kaiser  konnte  ohne  Zustimmung  des  Reichstags  kein  Gesetz 
erlassen  oder  Privilegien  ertheilen,  ausser  in  den  ihm  besonders  Yor- 
behaltenen  Sachen  (§.  95.).  Die  hiervon  scheinbar  vorkommenden  Aus- 
nahmen 1  erklären  sich  leicht.  Abgefasst  wurden  die  Gesetze  regelmässig  < 
in  deutscher  Sprache,  welche  mit  der  lateinischen  seit  Karl  Y.  überhaupt 
die  in  Reichssachen  allein  zulässige  war.  ^  Fublicirt  wurden  sie  durch 
ausdrückliche  Erwähnung  im  Reichsabschiede^  bei  Entlassung  des 
Reichstags  durch  den  Kaiser  oder  seinen  Abgeordneten,  im  Reichsarchive 
aufbewahrt  y  auch  in  authentischen  Abschriften'  den  Reichsständen  ver- 
abfolgt; Publikationen  in  einem  offiziellen  Blatte  oder  offizielle  Samm- 
lungen gab  es  nicht. 

a)  Yerfassungsgesetze.    Hierher  gehören  besonders: 

1)  die  Wahlkapitulationen,  ^  deren  erste  Karl  Y.  beschwor 
und  kund  machte.  Sie  umfasst  34  Paragraphen  oder  Artikel  (capitula), 
woher  der  Name  Capitulation  oder  Artikelsbrief  stammt.  Die 
Abfassung  von  Wahlbedingungen  wurde  von  Friedrich  demi  Weisen  von 
Sachsen,  der  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  ablehnte  und  Karl  I.  von 


&  Siehe  die  Nachweise  bei  St  ebbe  S.  4  fgg. 

1  Wahikapitulation  und  Reiobshofrathsordnung. 

s  Knr  die  Reichsgesetze,  welche  zugleich  FriedensschlüsBe  mit  auswärtigen 
MSchten  sind,  (z.  B.  Westfälischer,  Rjgwicker,  Lüneviller  Frieden  u.  s. w.) 
machen  eine  Ausnahme,  sie  sind  in  lateinischer,  bez.  französischer  Sprache  abge- 
fasst und  erst  in  die  deutsche  übertragen. 

*  Wahikapitulation  Karl  Y.  §.  14. 

4  Daher  auch  geradezu  Reichs  abschiede  genannt. 

^  GarpzoY  Ccmmentarius  in  legem  regiam  Germanorum,  siye  capjtulationem 
Imperatoriam  cet.  Lips.  1651.  4.  Capitulationes  Imp.  et  regnm  Romanogermanorum 
Caroli  Y.  etc.  cum  annotamentis  Job.  Limnaei.  Ed.  2.  Argent.  1658.  4.  Ohr. 
Ziegler  Wahlcapitnlationes,  welche  mit  denen  Römischen  Kaisern  u.  Königen  .  .  , 
vereiniget  und  verglichen  u.  s.  w.  Frankf.  1711,  4.  Andere  Literatur  Pütt  er  Literatur 
des  deutschen  Staatsrechts.  Gott.  1776—88,  8  Thle.  II.  892  fg.  Ersch,  Literat,  der 
Jurisprud.  n.  Politik,  Amsterd.  u.  Leipz.  1812.  Num.  915—982. 

V.  Schalte,  Beiclu-  n.  Bechtsgeseta.   4.  Aufl.  '  *  19 
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Spanien  gegen  die  Mitbewerber  (Heinrich  YIII.  von  England^*  und 
Franz  I.  von  Frankreich)  empfahl ,  auf  die  bereits  gegebene  Anregung 
des  Eurfürsten  Albert  yon  Mainz  (Brandenburger)  den  Kurfürsten  zur 
Sicherung  vorgeschlagen,  welche  sofort  darauf  eingehend  eine  genaue 
schriftliche  Bedaction  machten.  Seitdem  musste  jeder  Kaiser  vor  der 
Krönung  eine  solche  unterzeichnen  und  beschworen.  Deren  Inhalt  er- 
hielt mehrfache  Zusätze,  je  nachdem  die  Kurfürsten  solche  für  gut  fanden. 
Diese  redigirten  sie  allein  Namens  des  Beichs  ohne  Zuziehung  der 
übrigen  Beichsstände.  Hierbei  blieb  es  auch,  obwohl  beim  Tode  Bu- 
dolphä  n.  die  Frage  zur  Erörterung  kam,  ob  die  Kurfürsten  allein  im 
Namen  des  Beichs  dem  neuen  Kaiser  gesetzliche  Bedingungen  vor- 
schreiben konnten,  bis  auf  die  Wahl  Ferdinands  HI.  Auf  die  Be- 
schwerden der  Beichsfürsten  zu  Osnabrück  wurde  im  westfälischen 
Frieden^  die  Abfassung  einer  certa  constansque  capitulatio  ex 
communi  Statuum  consensu  auf  den  nächsten  Beichstag  verwiesen. 
Hierzu  kam  es  nicht,  so  dass  bei  der  Wahl  des  romischen  Königs 
Ferdinand  lY.  wieder  nur  die  Kurfürsten  dieselbe  redigirten,  weshalb  die 
Bestimmung  des  westfälischen  Friedens  erneuert  wurde.  "^  Es  kam  dann 
vom  Jahr  1664  an  zu  mancherlei  Verhandlungen,  die  zu  der  Annahme 
eines  Frojects  der  gewissen  und  beständigen  Wahl-Capi- 
tulation»  durch  das  Kurfürsten-  und  Fürsten-Colleg  führte,  die  jedoch 
die  Kraft  eines  Beichsgesetzes  nicht  erlangte.  Sie  wurde  K.  Karl  VI. 
vorgelegt  mit  Zusätzen,  welche  die  Kurfürsten  kraft  des  behaupteten 
jus  adcapitulandi  machten.  Solches  übten  sie  bei  jeder  folgenden 
Wahl  bis  auf  die  Leopolds  II.  Nur  bei  der  Wahl  des  letzten  Kaisers 
Franse  H.  wurde  die  Gapitulation  Leopolds  IL  mit  geringen  Ausnahmen 
angewandt. 

2)  Der  (am  31.  Juli,  nach  der  Urkunde  am  2.  August)  1552  ab- 
geschlossene PassauerYertrag,*  welcher  die  Beligionsstreitigkeiten 
beilegte  und  zwischen  den  beiden  Confessionen  beständigen  Frieden 
schaffen  sollte. 

3)  Der  Augsburger  Beligionsfrieden^o  vom  24.  Sept.  1555, 


B*  B.  Pauli  Eoglands  Yerhältn.  z.  d.  Eaiserwahl  d.  J.  1519  in  Forschangen 
L  411  ff. 

•  L  P.  0.  Vin.  §.  3.  I.  P.  M.  K.  §.  64. 
7  Jüngster  Reichsabsch.  t.  1654  §.  192. 

«  Abgedr.  in  Neue  Samml.  lY.  S.  233  ff. 

*  Hortleder  Handlungen  u.  AuBSchreiben  u.  b.  w.  Gotha  1645,  foL  N.  8.  HI. 
2  ff.,  Oertel  Grundges.  8.  162  ff. 

1®  Lehmann  de  paoe  religionis  acta  publica  et  origin.  Frankfurt  1707.    Bau- 
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wodurch  die  reichsgesetzliche  AnerkennuDg  der  beiden  von  der  katho- 
lischen Kirche  getrennten  Confessionen  statnirt  wurde.  £r  umfasst  die 
§§.  7—30,  139,  140  des  Reichsabschiedes. 

4)  Der  Westfälische  Friede,  ii  .verhandelt  seit  10.  April  1645, 
bestehend  aus  Instrumentum  Facis  Caesareo-Suecicum  oder 
Osnabrugense  de  dato  Osnabrück  8.  Aug.  1648  und  Instr.  Pacis 
Caesareo-Gallicum  oder  Monasteriense  vom  17.  Sept.  1648, 
welche  als  Ganzes  in  beiden  Städten  am  14.  bezw.  24.  October  1648 
unterzeichnet  sind.  Er  hat  siebzehn  Artikel  mit  verschiedenen  Para- 
graphen, welche  im  osnabrückischen  Instrumente  in  jedem  Artikel  neu 
beginnen,  im  münsterschen  in  der  Anzahl  von  120  durchlaufen.  Zum 
Beichsgesetze  erhob  ihn  §.  4  des  jüngsten  Beichsabschieds  von  1654. 
Zur  Ausführung  wurde  eine  Commission  bestellt,  welche  den  Exe- 
cutionsrecess  12  entwarf. 

5)  Der  Lünevilleri»  Friede  vom  9.  Febr.  1801  zwischen  dem 
Kaiser  und  der  französischen  Bepublik,  genehmigt  vom  Beiche  durch 
den  Beichsschluss  vom  10.  März  1801.  Dessen  Bestimmungen  über  die 
Beichsgrenzeni^  führten  zur  Einsetzung  einer  ausserordentlichen  Beichs- 
deputation,  »*  welche  auf  Grund  der  Beichs-General-Yollmacht  vom  3.  Au- 
gust 1802,  bestehend  aus  acht  Abgeordneten  (Mainz,  Böhmen,  Sachsen, 


me ister  Geaoh.  des  Religionsfried.  G5rL  1755.,  Porger  Nachricht  Yom  Religions- 
fried.  Cob.  1755.  4.  —  N.  S.  III.  2  ff.,  Oertel  S.  162  ff. 

"  Pütter  Liter.  11.  420  ff.,  492  fg.,  UI.  69  ff.  -  J.  G.  v.  Meiern  Acta 
pacis  publica  oder  Westph.  Friedenshandlungen  und  Geschichte,  6  Thle.  Hann.  u. 
Gott.  1784  ff.  J.  J.  y.  Moser  Von  der  Garantie  des  westph.  Friedens  etc.  Stuttg. 
1767.  4.  Dess.  Erläut.  des  westph.  Friedens  aas  reichshofräthL  Handlangen,  Eri. 
Ulm  1775  f.  2  Thle.  4.  Brauer  AbhandL  und  Erläut.  des  westph.  Fried.,  Offenb. 
1782  ff.  Pütter  Geist  des  westph.  Friedens  u.  s.w.  GOtt.  1795.  y.  Senken- 
berg Darstellung  des  westph.  Friedens.  Frkf.  1804.  —  Abdrücke  in  N.  S.  UI. 
Oertel  S.  260  ff. 

IS  Vgl.  die  Edicte  n.  s.  w.  in  Neue  Samml.  in.  621-^40. 

"  Abdr.  in  G.  y.  Meyer  Staatsaoten  (Corpus  Gonstitut.  Germanicarum,  Corp. 
jur.  Gonfoed.  Germ.),  Frkft.  1847.  3.  Aufl.  Nr.  1.  Klüber  Oeffentl.  Recht  des  teutsch. 
Bundes  §,  58.,  Zaohariä  Staatsrecht  §.  35  u.  a. 

>^  Art.  VI.  „S.  M.  PEmpereur  et  Roi,  tant  en  son  nom,  qu^en  celui  de  TEm- 
pire  Germanique,  consent  k  ce  que  la  iUpublique  Fran^aise  poss^de  dSsormais,  en 
toute  sonyerainet^  et  propri6t6,  le  pays  et  domaines  situ^s  k  la  riye  gauche  du  Rbin 
....  de  mani^re,  que  .  .  .  .  le  Thalweg  du  Rhin  soit  dSsormais  la  limite 
entre  la  R^p.  Fran^.  et  FEmp.  Germ.  YU.  .  .  L^Empire  sera  tenu  de  donner  aux 
princes  h6r6ditaires,  qui  se  trouyent  d^poss^dSs  k  la  riye  gauche  du  Rhin,  un  d6- 
dommagement,  qui  sera  pris  dans  le  sein  du  dit  Empire  .  .  ," 

1»  Reichsgutachten  y.  2.  Oct.  1801,  kais.  Ratifik.  Dekr.  y.  7.  Noy.  1801. 

19* 
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Brandenburg,  Baiem,  Hoch-  und  Teutschmeister,  Wfirtemberg,  Hessen- 
kassel),  unter  fortwährender  Verbindung  mit  den  Gesandten  von  Frank- 
reich (Citoyen  Laforeet  als  Ministre  extraordinaire)  und  Russland  (Mi- 
nisterresident Elüpffel)  und  dem  kais.  Abgeordneten  Reichsfreiherrn  von 
Hügel  am  24.  August  1802  zusammentrat  und  in  46  Sitzungen  (letzte 
25.  Februar  1803;  die  folgenden  4  betreffen  die  Ausführung)  unter  dem 
Directorium  des  mainzischen  Gesandten  einen  Schluss  entwarf,  datirt 
25.  Febr.  1803,  der  von  dem  Reichstage  angenommen  (Reichsgutachten 
vom  24,  März  1803)  und  vom  Kaiser  mit  Ratificationsdecret  Tom 
28.  April  1803  bestätigt  wurde.    Es  ist  dies 

6)  der  Reichsdeputations-Hauptschluss.i^  Ihm  wurdeein 
Plan  zu  Grunde  gelegt,  den  die  beiden  fremden  Gesandten  einreichten. 
Er  kam  nach  der  kaiserl.  Erklärung  in  der  ersten  Sitzung  ohne  Inter- 
vention und  Mitwirkung  des  Kaisers  in  Paris  zwischen  Frankreich,  Russ- 
and,  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten  zu  Stande  und  wurde  trotz 
der  Berufung  des  Eoiisers  auf  den  Reichsauftrag,  sein  Recht  und  die 
Selbstständigkeit  des  Reichs  im  Ganzen  angenommen,  vorbehaltlich  ein- 
zelner Modificationen.  Hiermit  war  das  Entschädigungsgeschäft  im  Grossen 
abgethan.  Uebrigens  ist  nicht  dieser  Plan,  sondern  erst  die  dritte  Re- 
daction  desselben  (die  fremden  Mächte  legten  selbst  einen  zweiten  vor 
auf  Grundlage  der  Modificationen  des  ersten  durch  die  Deputation ;  dieser 
dritte  hat  dann  noch  einzelne  Aenderungen  erfahren)  endgültig  angenom- 
men worden.  Dieser  hat  in  seinen  89  Paragraphen,  deren  47  erste  ihre 
authentische  Form  in  der  theils  von  den  fremden  Gesandten  vorgelegten, 
theils  gebilligten  Fassung  haben,  während  die  letzten  42  nur  in  deutschem 
Originaltexte  abgefasst  wurden,  das  Reich  zu  einem  neuen  Wesen  ge- 
schafPen  und  ihm  den  Todesstoss  gegeben. 

b)  Gesetze  über  den  Landfrieden  und  die  Reichsgerichte.^^ 
1)  Der  Ewige  Landfriede, ^^  aufgerichtet  von  K.  Maximilian  I. 


^A  Protoooll  der  aoBsordentl.  Reich sdepnt  zu  Regensburg  1803.  Regensb. 
1808.  2  Bde.  and  4  Bde.  Beilageo.  4.  Gaspari  der  Depatations-Recess  u.  b.  w. 
Hamburg  1808.  2  Thle.  C&mmerer  Hauptsohl.  der  ausserordentl.  Reiohsdeput» 
Tom  25.  Febr.  1808  n.  8.  w.  Regensb.  1804.  4.  Yahlkampf  Reichsbeschl.  Yom 
27.  April  1808,  dem  kais.  und  Reiohskammergericbte  mit  TerBchiedenen  Staatsacten 
am  8.  AngQBt  1808  insinuirt,  Wetslar  1804.  4.  (H.  t.  Sohelhass)  pragmat.  Gesch. 
d.  deatflch.  Reichsyerh.  y.  d«  neaesten  Deputat,  bis  gegen  Ende  d.  J.  1804,  Regens* 
bürg  1805. 

1'  Manche  Bestimmungen  auch  in  snb  a.  oit.  Gesetzen. 

1«  Neue  Samml.  II.  S.  8  ff. 
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in  dem  BeiohatagBabschiede  za  Worms  vom  7.  August  1495,  in  spateren 
Beichsgesetzen  von  Neuem  bestätigt  und  mit  Zusätzen  Tersehen«^' 

2)  Ordnungen  des  kaiserlichen  und  Beichs-Eammer-Ge- 
richts.  Die  erste  im  B.A.  von  1495  wurde  vielfach  verbessert  und 
ergänzt  bis  auf  die  letzte  von  1555,  deren .  Ergänzungen  durch  Beichs- 
gesetze,  besondere  Beichsschlüsse,  die  B.K.O.  Y isitations-Schlüsse, 
und  die  vom  Eammergericht  ausgehenden  ^Gemeinen  Bescheide^ 
erfolgten.«« 

3)  Beichs-Begiments-«^  und  Beichs--Executions-Ord- 
nungen.** 

4)  Beichshofraths-Ordnungen,  Die  erste  gab,  nachdem  frühe» 
einzelne  Punkte  in  die  Beichsgesetze  aufgenommen  waren  ,2^  K«  Ferdir 
nand  I.  im  J.  1559.  Eine  neue  gab  1654  £.  Ferdinand  III.,  deren 
Gültigkeit  anfänglich  wegen  mangelnder  Mitwirkung  des  Beichstages  be- 
stritten, in  der  Wahlkapitulation  Karls  YU.  vom  J.  1742  anerkannt  ist.«« 

5)  Beichsgesetze  und  kaiserliche  Ordnungen  für  die  Ye  hm -Ge- 
richte.«* 


19  E.  A.  zu  Freiburg  1498,  Angsborg  1500  §.  1  ff.,  Cöln  1505  §.  2.,  Trier  und 
CSln  1512  §.  3,  Worms  1521,  I^amberg,  1522  Art.  6  ff.  u.  a. 

90  x)ie  Ordnungen  u«  s.  w.^  stehen  in  den  Beiohsabschieden  yon  Worms  1495, 
Freiburg  1498  §.  28.,  1500  zu  Augsburg,  Costnitz'  1507.  Regensburg  1507,  Worms 
1521,  :^amberg  1528,  Speyer  1527,  1581,  1533,  1538,  E.  G.  0.  Augsburg  y.  1548, 
1555.  Diese  letzte  hat  drei  Theile:  „von  Personen  des  Cammergeriohts  —  Tom 
Gewalt-  und  Gerichtszwang  des  Eaiserl.  Cammergeriohts  in  erster  Instanz  —  yob 
dem  Gerichtlichen  Process.^  Des  Eayserl.  und  Reichs- Gammer-Gerichts-Gantzley- 
Ordnungen  von  1656,  1662,  1673.  Alle  in  Neue  Samml.  Anhang  zu  Bd.  2.  3.  4.  und 
in  vielen  Separatdrucken. 

s^  R.  0.  Anno  1500  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg  aufgerichtet,  R5m. 
EonigL  Maj.  Regiment,  auff  dem  R.  T.  zu  Worms  Anno  1521  auffgerioht,  R.  A* 
y.  1521  zu  Worms  §.  1.  ff.,  l^Ornberg  1534  §.  2.,  Speyer  1526  §.  15  ff.,  Speyer  15S9 
§.  28. 

3>  R.  A.  zu  Augsburg  1555  §•  31—103. 

>*  Z.  B.  im  §.  14  des  Passauer  Vertrags  y.  1552. 

>^  Abdr.  der  von  Ferdinand  ÜL  y.  16.  Mftrz  1654  in  N.  S.  Anhang  zum  lY.  Bde« 
S.  44  ff.  Die  späteren  kaiserL  Dekrete  S.  83  ff.,  die  Chur-Mayntzische  Reichs- 
Hof-Cantzley-Tax-Ordnung  y.  1658,  die  erneuerte  von  1659.  £s  sind  noch 
£U  beachten:  §.  30  des  Prager  Friedens  von  1635,  §.  90  92  des  R.  A.  zu  Regens- 
burg y.  1641,  I.  P.  G.  art  Y.  §.  54.  55.,  kais.  Gommissionsdecr.  vom  14.  Aug.  1715. 

2A  Reformation,  die  FreyschOffen  und  das  heimliche  Gericht  zu  Westphalen 
betreffend  Maximilians  I.  vom  10.  Sept.  1495  in  K.  S.  IL  18  ff.  (§.  17.  R.  A.  von 
Worms  1521). 
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6)  Reichsgesetze  über  Polizei-,'«  MüiizweBen,'^  Handel ,  Gewerbe, 
Postwesen,  Bücher^  (Censur-)  Wesea  u.  dgl.  m. 

7)  „Ordnung  des  peinlichen  Hals-Gerichts,  welches  Tom 
Kaiser  Carl  Y.  und  des  heil.  Rom.  Reichs  Chnrffirsten,  Fürsten  und 
Stände  aufgerichtet  ist,^  von  1532.  Satzungen  über  Duelle,  Vereine  u.s.  w. 

c)  Das  Kriegswesen  ist  durch  die  Reichs-Matrikeln,'* 
Reiterbestallung,8o  FuBsknecht8be8tallung''i  u.s.w.  geordnet. 

d)  Das  Finanzwesen  ist  in  den  angeführten  Gesetzen  über  das 
Reichskammergericht,  die  Reichsmatrikeln,  die  Münze  geordnet,  wozu 
Bestimmungen  verschiedener  Gesetze  über  Zolle  u.  dgl.  kommen. 

e)  Die  kirchlichen  und  religiösen  Yerhältnisse  sind  in  den 
Bub  a  genannten  Gesetzen  normirt,  zu  denen  noch  einzelne  Reichsgesetze 
kommen,  deren  Geltung  jedoch  nur  eine  provisorische  war.^' 


**  R.  A.  y.  Augsburg  1530  §.  98  und  die  auf  demselben  aufgerichtete  nR^Bi« 
Kayserl.  Majest.  Ordnung  und  Reformation  guter  Policoy**  bestätigt  im 
ari  YllL  R.  A.  r.  1532  zu  Regensburg,  §.  76,  11,  R.  A.  zu  Regensburg  1641, 
§.  90-93  R.  A.  zu  Augsburg  1548,  §§.  69  ff.  R.  A«  zu  Augsburg  1551,  R.  A.  zu 
Augsburg  von  1555  §.  135,  136.  Dahin  auch  die  Bestimmungen  über  Kleider- 
ordnung z«  B.  in  §.  39  des  R.  A.  Ton  1498,  art.  XXITT.  des  R.  A.  von   1500  u.  a. 

^  Handel  der  Mttnz  halben  y.  1495,  R.  A.  yon  1497  §.  33  ff.,  1498  §.  38, 
art  XXII.  y.  1500,  §.  19  y.  1512,  §  25  ff.  y.  1524,  K.  Karl  Y.  Manz-Ord- 
nung  zu  Eslingenyon  1524,  §.  134.  R.  A.  yon  1530,  §.  61  ff.  y.  1541,  §.  40 ff. 
y.  1548.  §.  35  ff»  y.  1551,  Münzmandat  yon  1548,  K.  Ferdinandi  neue 
Müntz-Ordnnng  samt  Yalyirung  der  gülden  und  silbern  Müntzen  und  darauf 
erfolgtem  Kays.  Ediot  zu  Augsb.  1559,  §.  147  ff.  R.  A.  zu  Augsb.  1566,  §.  120  ff. 
Speyer  1570,  §.  16  ff.  Frankf.  1571,  §.  65  ff.  Regensb.  1576,  §.  66  ff.  Augsburg 
1582,  §.  48  ff.  Regensb.  1603,  mehrere  KaiserL  Beorete  yon  1666  fg.  Alle  in  N.  8. 
2.  u.  3.  Bd. 

s*  Heffter  Lehrb.  d.  gemeinen  deutsch.  Strafrechts  §.  13,  14.  H.  Hals  oh  n  er 
Gesch.  des  brandenburgisoh-preuss.  Straf  rechtes,  Bonn  1855,  S.  78  ff.,  die  Schriften 
Yon  Koch,  Heister,  Horix,  Malblanc,  Kress,  Meckbaoh,  Böhmer, 
Waloh  bei  Ersoh  n.  1423  ff.    Zahlreiche  Abdrücke,  in  N.  S.  IL  365  ff. 

••Matrikel  yon  Worms  1521,  Artikel  zu  §.  75.  R.  A.  zu  Augsburg  1548, 
andere  Bestimmungen  über  Militairwesen  enthalten  die  Polizei*Ordnungen  L  P.  0. 
art  YIII.,  Reichschluss  yon  1655,  kais.  Commissions-Decret  yon  1670,  1671.  Reichs- 
(pitachten  von  1681  und  kais.  Decr.,  Reichsgutachten  yon  1726  mit  kais.  Decret 
yon  1727. 

M  Kais.  Mandat  im  §.  18  ff.  des  R.  A.  zu  Speyer  y.  1542,  §.  5  ff.  des  R.  A. 
zu  Speyer  1570,  auf  Qrund  dessen  „Der  R5m.  Kays.  Majestät  .  .  .  Reuter- 
Bestallung  y.  1570,  §.  50.  R.  A.  zu  Regensb.  1576,  Reiohsschluss  y.  1664  u.  a. 

"  ffArtioui  auf  die  Teutsche  Knechte**  yon  1570. 

*>  Kayserl.  Erklärung,  wie  es  der  Religion  halben  im  heil.  Reich  bis  zu  Aus- 
trag  des  gemeinen  Goncilii  gehalten  werden  soll,   y.  15.  Mai  1548  zu  Augsburg  in  * 
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f)  Auf  dem  Gebiete  des  PriyatreohtsBind  nur  einzelne  Punkte 
durch  besondere  Gesetze  und  in  den  Beichsabschieden  normirt  worden. 
Yen  jenen  ist  die  Yormundschafts Ordnung  das  wichtig8te.>B 

g)  ^E.  Maximilians  I.  Ordnung  zu  Unterrichtung  der  offenen 
Notarien  wie  die  ihre  Aempter  üben  sollen,  zu  Goln  auffgericht  Anno 
1512.«  «* 

§.  92, 

S«   Die  LaadMfMetiff^i^vBff«   I<«idr«elitt** 

L  Zuerst  erzeugte  das  sechszehnte  Jahrhundert  eine  reiche  landes- 
herrliche Gesetzgebung,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts 
und  Processes.  Die  Gründe  lagen  in  der  Ungewissheit  über  die  Geltung 
des  einheimischen  Bechts  gegenüber  dem  römischen,  in  der  Nothwendig- 
keit  das  Gewohnheitsrecht  aufzuzeichnen,  in  den  vielen  Controversen 
der  Juristen,  dem  Streben»  dem  röm.  Rechte  durch  Codifioirung  in 
allgemein  verständlicher  Sprache  allgemeineres  Ansehen  zu  verschaffen, 
in  der  vermehrten  landesherrlichen  Gewalt  u.  s.  w.  Erlassen  wurden 
die  meisten  Gesetze  bloss  von  den  Landesherrn,  welche  sich  der  Juristen 
als  Rathgeber  oder  Bedactoren  bedienten.  Wo  keine  Stände  waren, 
verstand  sich  dies  von  selbst.  Aber  auch  wo  solche  waren,  be&agte 
man  sie  entweder  gar  nicht,  oder  kümmerte  sich  nicht  um  deren  Wider- 
spruch oder  erhielt  dadurch  freie  Hand,  dass  die  Stände  die  Mitwir- 
kung ablehnten,  oder  dem  Landesherm  das  Becht  der  freien  Erlassung 
zuerkannten.  1  Die  Publication  war  höchst  mangelhaft,  da  man  sie 
zwar  druckte,  oder  mehrfach  abschreiben   liess,  die  Anschaffung  aber 


Nene  Samml.  ü.  8.  550,  574,  Constitntion  wider  die  Wiedertäufer  Yon  Speyer 
1529. 

*«  B.  P.  O.  T.  1548  Tit  32,  Gemeioe  Form  Tntorii  nnd  Curatoni  yon  1570  in 
Nene  Samml.  III.  8.  817,  R.  P.  O.  t.  1577.  Tit.  82. 

*«  l^ene  SammL  IL  8.  151—166.  Dentsoh  und  latein. 

*  Eichhorn  K.  G.  §§.  550,  561.  Zdpfl.  R.  O.  I.  §!  58.  Stobbe  11.  206  ff. 
Gerber  das  wissensohaftl.  Prinoip  des  gem.  dentsch.  Privatr.  Jena  1846  S.  159  ff., 
Kraut  Grundriss  §.  15  ff.  —  Kachweisungen  auch  in  8er in i  Andeutungen  Über 
Gesetzgeb.  und  Reohtspfl.  in  den  deutschen  Rheinprovinzen  u.  s.  w.  U.  Abth.  Lindau 
1861.  Legis-Giüokselig  Gesch.  des  b5hm.  Staats-  und  Priratr.  Wien  1847, 
RÖssler  Ueber  die  Bedeutung  und  Behandlung  der  Gesch.  des  Rechts  in  Oester- 
reich,  Prag  1847. 

^  Ferdinand  IL  erliess  seine  „ Verneuerte  L.  O.  *^  für  BOhmen  yom  10.  Mai 
1627  ohne  Zuziehung  der  Stände  mit  der  Erklärung:  „Auch  darüber  Uns  nicht  allein 
die  Königliche  Macht,  solche  Unsere  L.  0.  zu  mehren,  zu  änderen,  zu  besseren,  und 
was  sonst  das  Jus  legis  ferenade  mit  sich  bringet,  yorbehalten'^  u.  s.  w. 
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meist  den  Einzelnen  überlassen  blieb.  Yen  der  in  manchen  befohlenen 
Vorlesung  in  Earohen  u.  dgl.  vrar  natürlich  auch  keine  bessere  Kennt- 
niss  zu  erwarten. 

Im  17.  und  18.  Jahrh.  wurden  die  meisten  neu  gedruckt,  revidirt 
und  mit  einer  Fluth  von  Specialgesetzen  vermehrt. 

IL  Für  das  öffentliche  Recht:  Verfassung,  Verwaltung,  Stände-, 
Steuer-,  Kriegs-,  Polizeiwesen  u.  dgl.  wurden  in  den  meisten  grossem  Ter- 
ritorien Landesordnungen^  erlassen ,  denen  besonders  seit  dem  Aus- 
gange des  17.  Jahrhunderts  zahlreiche  landesherrliche  Gesetze  aller  Art 
folgten.  Uebrigens  enthalten  die  L.O.  auch  priyatrechtiiche  Sätze  und 
Sätze  aus  dem  Frocesse. 

III.  Für  das  Strafrecht  und  den  Strafprocess  waren  schon 
vor  der  Carolina^  einzelne  Ordnungen  erlassen;  seit  der  von  Karl  V.  ist 
auf  diesem  Gebiete  bis  ins  18,  Jahrh.  hinein  nur  in  einzelnen  Terri- 
torien^ durch  umfassende  Gesetze  Vorsorge  getroffen.  Seit  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  hat  aber  in  mehreren  grosseren  Territorien  eine 
Codification  des  Strafrechts  und  Strafprocesses  stattgefunden,  so  da^ss 
gegen  das  Ende  des  Reichs  die  Ordnung  Carls  V.  an  ihrer  allgemeinen 
Geltung  bedeutend  einbüsste.^^ 


>  Für  Böhmen  y.  E.  Wladislaw  y.  J.  1500,  K.  Ferdinand  I.  von  1580,  Maxi- 
milian n.  von  1564,  Rndolph  n.  von  1594,  yernenerte  Landesordnung  K.  Ferdinand  II. 
von  1627  nebst  den  Deolaratorien  nnd  Kovellen  Ferdinands  III.  von  1640;  far 
Mahren  Ferd.  I.  yon  1580  (Aenderungen  1585,  45,  62;  1604),  Ferd.  IL  ron  1628; 
Schlesien  Tesohner  1592,  Troppauer  1568,  1578,  Steiermark  1588,  1685,  1697, 
1781.  I.  G.  Hofriohter  Quellen  des  steirischen  Staats-  und  PriTatrechts  u.  ältere 
Steiermark  betreffende  Gesetze.  Gratz  1845.  Arn.  Lusohin  die  steirichen  Land- 
handfesten. Graz  1872.    Krain  1580,  Kftrnthen  1610.  Oesterreioh  1595. 

*Malefizordnung  E.  Maxim.  I.  von  1499  für  Tirol  (Bayerische  Annalen 
1834  Nr.  137,  edirt  und  commentirt).  Desselben  Halsgeriohtsordn.  fClr  Badolph- 
zell  Yon  1506  (Walchner  Gesch.  d.  Stadt  Rad,  Freibnrg  1825  S.  278  ff.),  fast 
dieselbe  ffir  Laibaoh  y.  1514  (Wahlberg,  Zeitsohr.  f.  Reohtsgesch.  L  460  ff.). 
Bambergische  Ton  1507,  gemacht  y.  R.  Freiherr  Johann  yon  Schwarzen- 
berg.  Zöpfl  peinl.  H.  G.  0.  E.  Earls  Y.  nebst  der  Bamb.  nnd  Brandenburger, 
Heidelb.  1842,  eingefflhrt  1516  in  den  fränkisch  brandenb.  Ländern.  Hälschner 
a.  a.  0. 

^  Land-  und  peinl.  Gerichtsordnung  EarPs  IL  fSlr  Steiermark  yon  1574 
Maxim,  yon  1514  (reyid.  1537,  54,  56).  Ferdinand  IIE.  für  0 est  erreich  unter  der 
Enns  yom  30.  Dec.  1656,  Oesterr.  o.  d.  £.  y.  Ferd.  L  1559  (reyid.  1675),  E.  Joseph  L 
für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.  Herbst  Einleit.  in  das  österr.  Straf- 
processrecht,  S.  2  ff. 

a  Heffter  Lehrb.  §.  16,  17.  Codex  juris  bayarici  criminaUs  1751;  peinl. 
Gerichtsordnung  yon  Maria   Theresia  yom  31.  Dec.  1768,  allgemeine  österr.  Cri- 
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lY.  Das  CivilprocessYerfahreii  ist  durch  Einzelgesetze  und 
umfassende  Gerichtsordnungen«  normirt  worden.  Die  allgemeine 
Grundlage  blieb  bis  auf  das  vorige  Jahrhundert,  das  umfassende  Codi* 
ficationen  zu  Wege  braohte,^  der  auf  romischem  und  canoaischem  Rechte, 
deutschem  Gerichtsgebrauch  und  den  Satzungen  der  Beichsgesetze,  be<- 
sonders  den  Eammergerichtsordnungen,  beruhende  gemeine  Process. 

y.  Für  das  Priva tr echt  wurden  seit  der  Beception  des  fremden 
Hechts  unter  der  Bedaction  gelehrter  Juristen  in  der  Mehrzahl  der  be- 
deutenderen Territorien  L  andre  chte^  abgefasst,  welche  durchgehends 
auf  dem  fremden  Bechte  ruhen,  jedoch  die  einheimischen  Gewohnheiten 
und  Statutarrechte  berücksichtigen*  Sie  haben  recht  eigentlich  dem 
romischen  Bechte  auch  in  den  Gerichten  einen  dauernden  Halt  gegeben ; 
ihr  Charakter  besteht  nicht  in  der  Ausschliesslichkeit  gegenüber  dem 
fremden  und  Gewohnheitsrechte,  sondern  in  einer  Fixirung  des  geltenden 
Bechts  in  einem  Buche,  neben  dem  einheimisches  Becht  seine  Geltung 
behielt  und  das  fremde  als  subsidiäres  zur  Anwendung  kam.  Seit  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ging  die  Strömung  dahin,  an  Stelle  des 
gemeinen  Bechts  einheitliche  Gesetzesbücher  zu  setzen,  wozu  die  von 
den  Gesetzgebern  angenommene  Bechtsunsicherheit  und  Unbestinmitheit, 
die  Bichtung  der  Jurisprudenz,  aber  auch  sociale  Gründe  beitrugen. 
Hatte  das  ,|neu  verbessert  und  ergänzte  hu  rbayerischeL  and* 


minalgerichtsordnuxig  vom  1.  Juni  1788,  Strafgesetzbuch  Ton  1803,  preuBS.  allg. 
Landr.  Yon  1794  Th.  IL  Tit.  20, 

>  y.  Linde  Lehrb.  §.  29.  Oesterr.  u.  d.  K.  0er.  0.  Proo.  und  Ordn.  d.  Landr. 
12.  April  1540,  18.  Febr.  1557.  Oesterr.  o.  d.  £.  16.  8ept  1534,  28.  Jan.  1621, 
Steierm.  1533  u.  0.,  Erain  1688. 

^  Codex  juris  bayarici  judioiarins  vom  14.  Deo.  1753.  Oesterr.  allgemeine 
Oeriohts-  und  Conours-Ordnung  vom  17.  Mai  1781.  Preuss*  Ailgem.  Oerichtsordn. 
YOm  6.  Juli  1793;  Württemb.  Landr.  von  1610  und  Hofgeriohtsordn.  y.  29.  März 
1654  u.  a. 

B  Der  Markgrafsch.  Baden  Statuten  und  Ordnungen  Yon  Testam.  eto.  y.  1511 
(Yon  Ulrich  Zasius);  Baiern  „das  Buch  der  gemeinen  Landpot,  Landsordn., 
Satzung  etc.  y.  1516.  Eeformation  y.  1518,  Codex  Maximilianems  baYaricus  clYilis 
Yon  1756;  Württembergisches  Landrecht  Yon  1584,  1567,  1610;  Churpfälz. 
Yon  1582,  1611,  1698  (1606  auch  far  die  Oberpfalz);  Gericht-  und  Landtordnung  der 
Grafschaft  Solms  und  Herrschaft  Mintzenberg  you  1571  (you  Jos.  Fichard);  die 
Landesordnung  der  Grafschaft  Henneberg  Yon  1539;  Erzstifts  Colinische 
Bechtsordnung  Yon  1663;  Landr.  des  Fürst.  Jülich  you  1537:  Churf.  Augusten  Yon 
Sachsen  Constitutiones  you  1572;  BeYidirte  Landesordn.  der  Grafschaft  Tirol 
Yon  1532  und  die  Yorhergenannten.  Andere  und  Spezialgesetze  zählt  auf  Stobbe 
II.  §.  70  ff.  Böhlau  aus  dem  Codicillus  jurium  ciYitatum  Megalopolensium  y.  J. 
1589  in  Zeitschr.  f.  R.  G.  X.  112  ff. 
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recht  von  1756^  den  bisherigen  Charakter  der  Landrechte  beibehalten, 
80  setzte  sich  das  Allgemeine  Landreoht  für  diepreussischen 
Staaten  vom  5.  Febr.  1794,  das  vom  1.  Juni  1794  an  Gesetzeskraft 
erlangte,  an  die  Stelle  des  gleichzeitig  aufgehobenen  gemeinen  Rechts 
und  trat  in  das  Yerhältniss  des  letzteren  zu  den  Frovinzialrechten,  als 
ein  subsidiäres  Gesetzbuch,*  während  das  ^Allgemeine  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  die  gesammten  Deutschen  Erbländer  der 
Oesterreichischen  Monarchie^  vom  1.  Juni  1811,  das  mit  dem 
1.  Januar  1812  in  Wirksamkeit  trat,  für  die  in  ihm  behandelten  Gegen- 
stände und  nicht  ausdrücklich  reservirten  Punkte  sich  als  ausschliessliche 
Quelle  des  Frivatrechts  kundgibt.^o  Ausser  diesen  beiden  codifidrten 
Landrechten  war  während  der  franzosischen  Herrschaft  auf  den  zu 
Frankreich  gehörigen  linksrheinischen  und  einigen  rechtsrheinischen  Thei- 
len  die  franzosische  Gesetzgebung  eingeführt  worden;  sie  ist  auch  für  das 
Privatrecht  daselbst  in  Kraft  geblieben.  Deren  Grundlage,  der  Code 
Napoleon  war  bereits  durch  die  Edicte  vom  3.  Febr.  und  22.  Dezbr. 
1809  als  ^Landrecht  für  das  Grossherzogthum  Baden  nebst 
Handelsgesetzen^  eingeführt  worden.  Am  2.  Jan.  1863  wurde  das 
treffliche  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  dasE.  Sachsen  publicirt. 
YL  In  den  protestantischen  Territorien  bildeten  die  Kir che n Ord- 
nungen, ^^  in  katholischen  zahlreiche  Gesetze  über  Eirchensachen^* 
eine  neue  Materie. 


*  Publik. -Patent  art  I.  ^Dae  gegenwärtige  allgemeine  Landrecht  soll  an  die 
Stelle  der  in  Unsem  Landen  bisher  aufgenommen  gewesenen  Römischen,  gemeinen 
Sachsen-  und  andrer  fremden  subsidiarischen  Rechte  und  Gesetze  treten ;  also,  dass 
von  dem  oben  bemerkten  Zeitpunkte,  dem  1.  Jnnius  1794  an,  auf  diese  bisherigen 
subsidiarischen  Gesetze  und  Rechte  nicht  mehr  zurückgegangen,  sondern  in  Torkom- 
menden  spätem  Fällen  nur  nach  den  Yorschriften  des  gegenwärtigen  Landrechts 
in  allen  Unsem  unmittelbaren  und  mittelbaren  Gerichtshöfen  erkannt  werden  soU.^ 
Art.  n.  behält  die  Geltung  der  allgemeinen  Landesgesetze  vor.  Art.  III.  ^Die  in 
den  verschiedenen  Provinzen  bisher  bestandenen  besonderen  Provinzialgesetze  und 
Statuten  behalten  zwar  vor  der  Hand  noch  ihre  gesetzliche  Kraft  und  Gültigkeit ; 
dergestalt,  dass  die  vorkommenden  Rechtsangelegenheiten  hauptsächlich  nach  diesen 
und  nur  erst  in  defen  Ermangelung,  nach  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Land- 
rechts beurtheilt  und  entschieden  werden  sollen.*^  Art.  IV.  ordnet  Sammlungen  der 
Provinzialrechte  an,  die  zu  Provinzialgesetzbüchem  erhoben  werden  sollen.  Sie  sind 
gesammelt,  aber  nur  das  für  Ostpreussen  (4.  Aug.  1801,  6.  März  1802)  mit 
Gesetzeskraft  versehen. 

^^  PnbUkations-Patent  Abs.  4.  Dadurch  wird  das  bis  jetzt  angenommene  ge- 
meine Recht,  der  am  1.  November  1786  kund  gemachte  erste  Theil  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches,  das  für  Galizien  gegebene  bürgerliche  Gesetzbuch,  sammt  allen  auf 
die  Gegenstände  dieses  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  sich  beziehenden  Gesetzen 
und  Gewohnheiten,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
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V 

§.93. 

4.   l^M  Htedtnrkt,*  DorfirMkt. 

I.  Mit  der  gänzlich  freien  Stellung,  welche  die  Beichsstädte  erlangt 
hatten,  stellte  sich  das  Bedürfniss  von  Ergänzungen  und  Verbesserungen 
der  alten  Stadtrechte  lebhaft  heraus.  Hierzu  kam  für  das  Privatrecht 
die  Nothwendigkeit  von  Befonnen,  welche  wegen  der  grossen  Umände- 
rung auf  dem  Gebiete  der  Yerkehrsverhältnisse  vor  Allem  das  Forde- 
rungsrecht, aber  auch  das  eheliche  Güterrecht  und  Erbrecht  erheischte. 
Es  lag  im  Geiste  der  Zeit,  dass  diese  im  Allgemeinen  stattfanden  auf 
der  römisch -rechtlichen  Grundlage  und  deshalb  auch  von  gelehrten 
Juristen  vorgenommen  wurden,  während  die  Fortbildung  auf  einheimischer 
Grundlage  zu  den  Ausnahmen  gehört. 

II.  Von  Bedeutung  sind  die  reformirten  Stadtrechte  von  Nürnberg,^ 
Hamburg, >  welchem  die  [Nürnberger  Reformation  zum  Muster  diente, 
Freibur  g  i.  B.,'  das  von  Ulrich  Zasius  durchaus  im  Geiste  des  römischen 
Bechts  abgefasst  mit  dem  badischen  Landrechte  desselben  Verfassers 
meistens  zusammentrifft,  Frankfurt  a.  M.,^  endlich  das  revidirte 
lübische  Recht  von  1586,^  welches  im  Gegensatze  zu  den  genannten 
auf  dem  einheimischen  Rechte  fusst  und  nur  sehr  wenige  Sätze  aus  dem 
romischen  Rechte  herübergenommen  hat. 

IIL  Auch  in  manchen  Territorialstädten  wurden  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert Reformationen  vorgenommen.  Gleichfalls  meistens  von  römisch 
gebildeten  Juristen  ausgeführt  und  von  den  Landesherren  bestätigt,  tragen 
sie  mehr  den  Charakter  von  Gesetzen  für  privatrechtUche  Verhältnisse 
und  für  Ordnung  der  rein  städtischen  Angelegenheiten  an  sich,  bieten 
hingegen  für  öffentlich  rechtliche  Beziehungen  geringes  Material.  ^ 


11  Richter  Lehrb.  des  Kirchenr.  7.  Aufl.  von  Dove,  Leipzig  1874.  §.  80. 
1*  Die  in  meinem  Lahrb.  des  Kirchenr.  8.  115  ff.  angef.  Sammelwerke. 

*  Kraut  Gmndr.  §.  17.    Stobbe  U.  224  fg.,  279  ff. 

1  Reformation  von  1479,  mit  Aenderungen  nnd  Yerbessernngen  1522  fol.  Der 
Stadt  Nürnberg  erneuerte  Reformation  ron  1564  u.  8.  w. 

*  Von  1497.    Der  Stadt  Hamburg  Gerichtsordnung  und  Statuta  von  1608. 

*  Nüwe  Stattreohten  und  Statuten  Ton  1520. 

^1509,    erneuerte   Reformation   von    Job.    Fichard    von    1578.     Gerber 

S.  212  ff. 

&  Der  Stadt  Lfibeok  Statuten  und  Rechtsbuch  aufs  Neue  Übersehen. 

^  Die  Stadtreohte  der  Bricoius  von  Lioka  f  1548  (aus  dem  Prager  Rechte 
mit  Benutzung  des  Branner  u.  a.)  v.  J.  1586  (LeitomisohL  fol.  böhm.)  wurden  in 
der  Umarbeitung  des  P.  Ch.  von  Koldin  (Prag  1579)  vom  Könige  bestätigt  und 
galten  als  ^udolfinisohe  Stadtreohte^  ftlr  Prag  und  die  übrigen  Städte  Böhmens, 
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lY,  Die  seit  dem  westfälischen  Frieden  zunehmende  Gesetzgebung 
der  Landesherren  über  alle  Klassen  und  Bechtsyerhältnisse  der  Unter- 
thanen  beschränkte  die  Stadtrechte  allmälig  auf  deren  Verfassung  und 
Verwaltung,  während  das  Privatrecht  dem  für  die  übrigen  Bewohner  sich 
näherte  und  höchstens  im  ehelichen  Güter-  und  Erbrechte  Besonderheiten 
blieben.    In  den  neueren  ist  jeder  Unterschied  beinahe  völlig  verwischt* 

V.  Die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  Höfe  und  Dörfer  ver- 
schwanden mit  der  Verwaltung  durch  landesherrliche  Beamte  (§.  78.) 
und  der  Ausdehnung  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  auf  alle  Ver- 
hältnisse. Hiermit  hörte  die  reiche  Quelle  der  Weisthümer  (§.  61.  lY.) 
allmälig  auf. 

§.  94. 

6.   Die  Behrlften  der  Jurliten.* 

L  Bereits  in  älteren  Werken  (§§.  62 — 65.)  finden  sich  theoretische 
Elemente,  auch  Anfänge  theoretischer  Darstellimgen  über  öffentliche 
Bechtsverhältnissey  obwohl  im  Ganzen  deren  Zweck  auf  Darstellung  des 
Bechts  für  den  Gerichtsgebrauch  gerichtet  bUeb.  Diesen  verfolgten  noch 
im  16.  Jahrh.  die  Formelbücher,  Formularien,  Bhetorica.  ^ 

n.  Die  Absicht,  das  fremde  Becht  für  den  praktischen  Gebrauch 
zugänglich  zu  machen  imter  Bezugnahme  auf  das  einheimische,  haben 
eine  Anzahl  von  Schriften,  unter  denen  hervorragt  der  höchst  schwer- 
fallige richterliche  El^gspiegel,  im  J.  1516  von  Sebastian 
Brandt  neu  edirt,^  der  ganz  auf  dem  römischen  Bechte  ruhet  und  in 
2  Theilen  Civil-  und  Strafprocess  umfasst.  Ein  Werk  desselben  Geistes 
und  Zweckes  ist  der  in  3  Theilen  (öffentl.  Becht,  Privatr.  —  Givilprocess 


dann  (Erl.  y.  30.  Mai  1680)  für  Mähren  und  Sohlesien  als  subsidiäre  Quellen  der 
Landesordnung,  später  allgemein  in  den  3  Ländern  für  den  Bürger-  und  Bauern- 
stand. 

*  §.  4.  §.  67.  —  Y.  Haller  Restauration  der  Staatswissensohaften  Bd.L,  Eich* 
hörn  §.  614.  Walter  §.  355,  Zöpfl  I,  §•  53  ff.,  Stobbe  II.  148  £,  für  das  Privat- 
recht  Gerber  Prinoip  S.  25  S,^  Kraut  §.  31  ff.  Für  Oesterreich,  insbes.  diebShm. 
Rechtsentwioklang  gibt  Legis-Glüokselig  a.  a.  O.  brauchbare  l^otizen. 

^  Formulari,  darin  begriffen  sind  allerhand  Brief  auohRhetoric,  Augsb.  1483, 
FoL,  Fr.  Biederer  Spiegel  der  wahren  Rhetorik  etc.  Freib.  1493  fol.  u.  ö. 
Rockin ger  Ueber  Formelbüoher,  München  1855  S.  98. 

*  Adrian  Der  richterliche  Elagspiegel  und  Sebastian  Brandt  in  (Giesser) 
Zeitschr.  für  CiTÜr.  und  Proz.  N.  F.  I.  425  ff«,  der  darthut,  dasB  der  Elagspiegel 
(zuerst  unter  dem  Titel  „Glag,  Antwurt^  in  den  70er  Jahren  des  15.  Jahrh. 
erschienen)  nicht  von  Brandt  herrührt,  noch  von  diesem  besonders  verbesBert  oder 
vermehrt  ist. 
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-^  CriimnalproceBs  als  Gedicht  «Yom  jüngsten  gericlit.^)  abgefasste 
Layenspiegel  des  Ulrich  Tengler,^  der  Privatrecht,  CiTilprocess 
nnd  Strafrecht  behandelt.  Zu  nennen  sind  noch  Perneder,^  Noe 
Meurer,*  Gobier.« 

□X  Die  älteren  deutschen  Rechtsquellen  wurden  einzeln  Gegenstand 
der  Bearbeitung  durch  Uebersetzungen , ^  systematLsche  Verarbeitung,^ 
eine  Anzahl  Yon  kleineren  Schriften.  * 

lY.  Die  Pflege  des  Prlyatrechts  blieb,  nachdem  die  gegen  das  Ein- 
dringen des  romischen  Rechts  im  Volke  wie  Ton  einzelnen  Juristen  erho- 
bene Opposition  gefallen  war,  ziemlich  aussöhliesslich  den  romaniBirenden 
Juristen  überlassen,  Yon  denen  dem  einheimischen  Rechte  nur  in  der 
Form  des  Usus  modernus  Fände  et  arum  ein  höchst  bescheidenes 
Plätzchen  gegönnt  wurde.  Erst  die  Bemühungen  Yon  Hermann  Gon- 
ring  machten  eine  selbststäudige  Pflege  desselben  möglich.  Diese  wurde 
begründet  durch  Georg  Bayer,  der  1707  das  deutsche  Priyatrecht  zum 
Gegenstande  einer  besonderen  akademischen  Vorlesung  machte,  ^o  Dessen 
wissenschaftliche  Behandlung  erhob  sich  jedoch  erst  in  unserem  Jahr- 
hundert zur  Gleichberechtigung  mit  der  Wissenschaft  des  römischen 
Rechts. 

V.  Auf  dem  Gebiete  des  üivilprocesses^^  war  mit  dem  Absterben 
des  deutschen  Gerichtsverfahrens  und  der  allgemeinen  Aufnahme  des 
römisch -canonischen  Processes  die  Literatur  darauf  angewiesen,  das 
fremde  Recht  zu  bearbeiten,  neben  dessen  Sätzen  nur  wenige  ältere  des 


*  Erste  Ausg.  Layenspiegel  Ton  reohtm&asigen  Ordnungen  in  bürgerlichen 
und  peinlichen  Regimenten,  Ausg.  1509.  foL  u.  ö.  Zöpfl.  I.  §.  54.  Sebastian 
Brandt,  dessen  Name  aach  in  den  neaen  Ausgaben  genannt  ist,  war  schon  bei  der 
Ton  1509  thätig.  Ulrich  Tengler  war  anfilnglioh  Stadtschreiber  in  Nördlingen,  später 
baierischer  Landvogt  zu  Höchstefct,  t  1^^^  ^^^  Ibll, 

4  „Institutiones.  Ausszug  und  anzaigung  etlicher  geschrieben  kaiserlichen  und 
des  h.  Reichs  rechte,  wie  die  gegenwärtigen  Zeiten  inn  ubnng  gehalten  werden.^ 
Stobbe  S.  173  ff. 

&  Liberey  Eeyserlioher,  Auch  Teutscher  Kation  Landt  und  Statt  Recht,  Heidelb. 
1582.  fol. 

*  ,,Der  Rechten  SpiegeP  u.  s.  w.,  Frankf.  1550.  foL 

f  So  übersetzte  Zobel  den  Sachsenspiegel  ins  Hochdeutsche. 

•  Melchior  Kling  von  Steinau  <tl571  als  Kanzler  des  Erzb.  t.  Magdeburg) 
^Das  gantze  Seohsisch  Landreoht  mit  Text  und  Gloss  in  eine  richtige  Ordnung  ge- 
bracht*^ u.  s.  w.,  Leipzig  1573.  fol. 

•  Vgl.  Stobbe  n.  149  ff. 

10  Gerber,  Kraut,  Stobbe  a.  a.  O. 

11  Nachweise  in  t.  Linde  Lehrbuch  des  Civilprooesses  §§.  30  £ 
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deutschen  Rechts  eine  Stelle  fanden,  während  die  reichsgesetzlichen  Be- 
stimmungen seit  dem  Ende  des  lö.  Jahrb.  auf  dem  Boden  des  fremden 
Rechts  erwachsen  sind. 

YI.  Die  Literatur  des  Strafrechts^^  lehnt  sich  bis  zur  Carolina 
an  die  auf  dem  Standpunkte  des  römischen  und  canonischen  Rechts 
stehenden  Commentatoren,  bildete  alsdann  das  Recht  der  Carolina  durch 
das  fremde  aus,  bis  die  Einwirkung  der  Philosophie  eine  neue  Grund- 
lage und  Behandlnngsweise  schuf,  auf  der  Recht  und  Wissenschaft  der 
]!7euzeit  ruhet. 

YII.  Entsprechend  der  Entwicklung  hatte  der  Rechtsunterricht  auf 
den  Universitäten  im  16.  und  17.  Jahrhundert  seinen  Schwerpunkt  in 
der  Darstellung  des  fremden  Rechts.  Aber  auch  in  dieser  Zeit  ist  ein- 
heimisches Recht  nicht  überall  ohne  Vertretung  gewesen,  i^ 

YIII.  Eigentlich  blieb  nur  das  Staatsrecht  der  Gegenstand, 
welcher  eine  yom  Einflüsse  fremden  Rechts  wegen  der  eigenthümlichen 
Yerhältnisse  und  nationalen  Bildung  der  öffentlichen  Rechtszustände  ver- 
hältnissmässig  freiere  Wissenschaft  zu  erzeugen  vermochte.  Die  nächste 
Veranlassung  bot  die  Stellung  des  Reichskammergerichts,  vor  allem 
aber  die  religiösen  Fragen  des  16.  Jahrhunderts,  welche  eine  äusserst 
zahlreiche  Literatur  hervorriefen.^^  An  diese  schlössen  sich  alsbald  an, 
zum  Theil  auch  hervorgerufen  durch  die  religiösen  Verhältnisse,  Bear- 
beitungen des  Rechts  der  Landesherren.    Im  Anfange  des  17.  Jahrhun- 


"  Vgl.  die  Werke  bei  Heffter  Lehrbuch  §.  15. 

^*  Üa  diese  Dinge  wenig  bekannt  sind  (Stobbe  geht  nicht  darauf  ein),  stelle 
ich  einige  Daten  zusammen.  In  Prag  ist  erst  Anfang  des  18.  Jahrh.  ^us  publ. 
sesundum  StruYÜ  syntagma'*  und  ^us  nat.  et  gent.^  nach  dem  „Tract.  Hugonis 
Grotii  de  jure  belli  et  paois^  unter  die  Zahl  der  Vorlesungen  aufgenommen,  1748 
eine  Prof.  für  Natur-,  Staats-  und  Lehnreoht  creirt  worden.  In  Leipzig  wurde 
1702  eine  Prof.  juris  saxonici,  1711  jur.  feud.  communis  et  saxonioi,  1710  jur. 
publ.  imperii  germ.  creirt  (Schulze  Abriss  einer  Gesch.  der  Leipz.  Unir.  im  Laufe 
des  18.  Jahrh.  etc.,  Leipz.  1810.  S.  77  ff.).  In  Greifs wald  las  Franz  S typ- 
mann (Prof.  von  1689 — 1660)  über  pommersches  Erbrecht,  Petrus  Kirohain 
1655  jus  feud.  et  singularia  feudorum  Pomeranorum,  Anton  Günther  Fritz  (1652 
bis  1662)  auream  buUam,  recessus  imp.,  compendium  juris  publ.,  Joh.  Christ  Koch 
1673  notitiam  imp.  germ,  G.  A.  Carok  pommersches  Lehnr.,  Völkerr.  Von  da  ab 
wurde  stets  Reichs-  und  Lehnr.,  Carolina  u.  s.  w.  gelesen.  Eosegarten  Ge- 
schichte der  üniT.  Greifswald,  Greifsw.  1857.  2  Bde.  4.  L  257,  267,  279.  In  J  e  n  a 
war  Peter  Müller  1680  auch  Prof.  des  jus  publ.,  Chr.  Gottl.  Buder  1788  ordentl. 
Prof.  des  Staats-  und  Lehnrechts. 

1*  Joh.  Sleidanus  Comment  de  statu  relig.  et  reipubl. Germ,  sub Carole  V^ 
Argentor.  1555.  fol.    Pütter  Literatur  des  deutsch.  Staatsrechts. 
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derts  wurde  das  Staatsrecht  zuerst  durch  Dominicus  Arumaeus  zu 
Jena^^  in  den  Kreis  der  akademischen  Lehrvorträge  aufgenommen,  und 
seitdem  besonders  in  zahlreichen  Dissertationen  bei  Gelegenheit  dec 
Doktorspromotionen  behandelt. i*  Eine  neue  Aera  bildete  für  das  Studium 
die  Herausgabe  der  älteren  Quellen,  sowie  der  zahlreichen,  besonders 
auf  die  Beligionsfrieden  des  16.  Jahrhunderts  und  den  westfölischen 
Frieden  bezüglichen  Staatsschriften.  Die  mit  Hugo  Grotius  beginnende 
philosophische  Methode  äusserte  seit  dem  17.  Jahrb.  einen  bedeutenden 
Einfluss.  Sie  entzog  recht  eigentlich  dem  Baue  des  Reichs  wissenschaft- 
lich sein  bisheriges  Fundament  und  setzte  an  die  Stelle  des  bisherigen 
Staatsbandes  den  Begriff  des  modernen  Staates,  der  in  die  Spitze  der 
Staatsgewalt  mehr  und  mehr  die  Allgewalt  legte,  die  Einwohner  als 
Staat  sunt  erthanen,  nicht  als  Unterworfene  des  Begenten  ansah.  Für 
diese  Theorie  war  im  westfälischen  Frieden  der  praktische  Boden  ge- 
schaffen, der  umgekehrt  durch  jene  stets  mehr  geebnet  wurde.  Kaum  ein 
Zweig  der  Literatur  hat  aus  dem  18.  Jahrhundert  zahlreichere  Be- 
arbeitungen aufzuweisen,  als  die  Behandlungen  des  Reichs-  und  Terri- 
torialrechts im  Allgemeinen  wie  für  seine  einzelnen  Theile.  Unter 
ihnen  zeichnen  sich  die  Werke  von  Johann  Jakob  Moser  (geb.  zu 
Stuttgart  1701,  gest.  1785),  noch  mehr  aber  die  von  Johann  Stephan 
Pütt  er  (geb.  1725  zu  Hagen  in  Westfalen,  gest.  1807)  aus.  Neben 
ihnen  hat  die  letzte  Reichszeit  noch  eine  Anzahl  tüchtiger  Staatsrechts- 
lehrer. Der  Einfluss  der  Staatsrechtswissenschaft  auf  die  Bildung  des 
öffentlichen  Rechts  ist  seit  dem  16.  Jahrhundert  dadurch  von  ungeheurer 
Bedeutung  gewesen,  dass  die  Männer  der  Wissenschaft  als  Mitglieder 
des  Reichs-Eammergerichts,  Reichs-Hofraths,  der  höchsten  Landesämter 
berufen  waren,  die  schwebenden  Fragen  direct  zu  entscheiden,  oder  als 
Lehrer  der  Universitäten  sowohl  durch  Gutachten  als  den  Einfluss  ihrer 
Schriften  bestimmend  einzuwirken.  Es  bilden  daher  die  Schriften  der 
Juristen  für  den  Ausbau  des  Details  der  Rechtsgeschichte  eine  wichtige 
Quelle. 


1^  Qeb.  1579,  geat.  1687*  DisonrsuB  aoademiei  de  jare  publioo.  Jenae  1616  ff. 
Bei  Joh.  Günther  Lebenaskizzeii  der  ProfesBoren  der  ÜniTersität  Jena  seit  1558,  Jena 
1858,  ist  er  nicht  erw&hni 

1*  DieTon  Über  tu  8  de  Lampngnano  1885  n  Prag  gehaltenen  Disputationen 
möchte  ich  nicht  in  diese  Kategorie  stellen.  Heber  einen  Codex,  der  sie  enthält» 
meine  Canonist.  Handschr.  der  Bibl.  in  Prag,  Prag  1368.  num.  206. 

i^YonJodocus  Pflantzmann,  Augsb.  1498,  1494  fol.;  Lorenz  Weid- 
mann, Worms  1580.  4.  Laspeyres  Entst.  S.  182,  Dieok  Literaturgesch.  S.  181, 
8tobbe  II.  8.  165. 
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IX.  Für  die  Bechtsbildung  sind  endlich  noch  yon  Bedeutung  die 
unmittelbaren  Bearbeitungen  der  fremden  Rechtsbficher  in  deutscher 
Sprache,  so  der  Libri  feudorum,^^  der  Institutionen  Justinians,^® 
der  Novellen  Julians,  des  Harmenopulus.^* 

X.  Für  die  Sechtsentwicklung  in  den  slavischen  Ländern  des  Beichs 
sind  Yon  Bedeutung:  1.  das  Tobitschauer  Bechtsbuchso  von 
Ctibor  YonCzimburg  auf Tobitschau  (f  1494)  zwischen  1480 — 1494, 
geschSpft  vorzüglich  aus  der  mahrischen  Landtafel,  umfasst  Staatsrecht, 
Privatrecht,  Process.  Umgearbeitet  wurde  es  von  Ctibor  von  Drnovio 
(t  1561)  und  Georg  Sedlinicky  von  Choltic  (f  1594).  Das  Werk,  frei 
von  römischem  und  canonischem  Bechte,  fand  allgemeine  Anerkennung 
und  gesetzliche  Geltung.  2.  Das  ;,Neunbücherrecht*  von  Yictorin 
Cornelius  von  Ysehrd  (f  1520), ^i  bekannt  durch  seinen  masslosen 
Hass  der  Deutschen,  deren  Yerweisung  aus  dem  Lande  er  beständig 
forderte.  Es  enthält  eine  vollständige  Darstellung  des  Landrechts,  ist 
vom  Verfasser  1495  gemacht,  1500  umgearbeitet  worden. 


Zweites  Kapitel. 
Kaiser  und  Reich. 

§.95. 

1.   Der  Kalter.* 

I.  Ueber  die  Wahl   des  Königs  und  die  Krönung   blieben   die  Be- 
stimmungen der  goldenen  Bulle  massgebend ;  das  Ceremoniel  bildete  sich 


18  Yon  Thomas  Murner  Chartiladinm Institationam,  Basel  1518  u.  s.  w.  mit 
den  Titeln  des  oorp.  iur.  oan.  u.  civ.  und  den  regulae  juris.  Andere  von  Fuohs- 
berger  und  Gobier  bei  Stobbe  IL  S.  166. 

19  Von  Gobi  er,  Frankfurt  1566,  fol.  Stobbe  a.  a.  O.  —  Die  früheren  Ueber- 
setzungen  einzelner  Werke  (Tancredi,  Jo,  Andrae  Ordo  judiciarius)  übergehe  ich. 

^  Tomasohek  Recht  und  Yerfass.  der  Markgr.  Mfthren,  B.  18  ff.  Ausgabe: 
Eniha  ToTaozoysk&,  Brunn  1858  Ton  Demuth. 

>i  Ausgabe  von  Hanka,  Prag  1841. 
*  J.  J.  Moser.  Von  dem  röm.  Kaiser,  r5m.  Könige  und  den  BeiohsYioarien 
nach  den  Reichsges.  n.  d.  Reiohsherkommen  u.  s.  w.  Frkf.  a.  M.  1767.  4.  Ders. 
Yon  den  kais.  Regiemngs-Rechten  und  Pflichten,  2  Thle.  i.  das.  1772  fg.;  Ch. 
Gottl.  Biener  Bestimmung  der  kaiserl.  Machtrollkommenheit  in  der  deutsch. 
Reichsregierung  nach  ihrem  wahren  Ursprung  und  Absichten  u«  s«  w.    Leipi.  1781, 
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durch  das  Herkommen  bis  ins  Kleinste  aus.  Der  letzte  zu  Aaohen  ge- 
krönte Kaiser  ist  Karl  V,  (1520);  die  Nachfolger  wurden  zu  Frankfurt 
am  Main  gekrönt,  jedoch  erhielt  die  Stadt  Aachen  stets  einen  Revers, 
dass  ihrem  Rechte  hierdurch  nicht  präjudicirt  werde.  Selbst  bei  diesen 
Feierlichkeiten  intervenirten  allmälig  nicht  mehr  die  Kurfürsten  in  Per- 
son, sondern  vielfach  durch  Gesandte. 

n.  Maximilian  I.  hatte  am  4.  Febr.  1508  zu  Trier  den  Titel  „Er- 
wählter Romischer  Kaiser'^  angenommen. ^  Karl  Y.  wurde  1530  in  alter 
Weise  zum  Konig  der  Lombardei  und  zum  Römischen  Kaiser  gekrönt, 
seitdem  ist  Beides  unterblieben.    Nach  Karls  Y.  Yerzicht  >   entbrannte 


X.  Hörl  Yersuoh  einer  Abhandlang  über  den  Kechtsgrund  der  kaiserl.  Beserrat- 
reohte  u.  b.  w.  Landab.  1802.  4.  —  Ueber  die  Krönung  n.  s.  w.  A.  y.  Heuser 
Hist  polit.  Beleuchtung  der  Wahleigensohaften  eines  röm.  Kaisers,  Frkft.  a.  M. 
1792.  J.  Rioh.  ▼.  Roth  Aeohtes  ToDsi.  ProtocoU  des  kurfürstl.  hob.  Wahl-Con- 
yento  zu  Frkft.  im  Jahr  1790  u.  s.  w.  Mainz  1791.  2  Btle.  —  Ueber  einzelne 
Rechte:  J.  St.  Pütter  Vers,  einer  Bestimmung  der  kais.  Ratification srechte  bey 
Schlüssen  reicbsständ.  Yersamml.  und  Yisitat.  des  Eammerger.  Gott.  1769.  4.  F. 
H«  K.  Stegman  Yers.  über  f!ie  Rechte  des  Kaisers  bei  Streitigkeiten  der  Reichs- 
stände und  ihre  Staatsgerechtsame  im  Yerhältniss  zur  Verfassung  des  Reichs  im 
Ganzen,  Leipzig  1787.  Conr.  Oligenii  Diss.  de  primariis  precibus  imperial.  Frib. 
Brisg.  1707.  12.,  Chr.  Gottl.  Buder  De  cononicatibus  Imperator.  Aug.  Ger- 
maniaeque  Reg.  ao  Praebenda  regia,  die  Königspfründe  in  Opuso,  Jena  1745. 
p.  425—454.  H.  J.  T.  Bartmann  Diss.  de  jure  caeaar.  primariarum  precum,  Colon. 
1773.  4.  de  Senckenberg  De  jure  primär,  precum  reg.  Germ.  cet.  Frkf.  1790.  4. 
u.  a.  Ygl.  mein  System  des  Kirchenr.  §.  62.  —  Reiches  Material  für  §§.  95—108 
bietet  Deutschland  vor  hundert  Jahren.  Gesch.  der  Gebietseintheilung  und 
der  politischen  Verfassung  des  Vaterlandes.  Von  Dr.  Heinrich  Berghaus  von 
Groessen.  2  Bde.,  Leipzig  1859,  60.  Ders.  Deutschland  vor  fünfzig  Jahren  u.  s.  w. 
3  Bde.,  das.  1861,  62.  Gesammttitel:  Deutschland  seit  hundert  Jahren  u.  s.  w. 
L  Abth.  1.  und  2.  Bd.,  U.  Abth.  1,  2,  3. 

>  Nachgewiesen  von  Chr.  Frid.  v.  Stalin  in  Forschungen  L  69  C 
2  Ueber  die  Vorgänge  zur  Zeit  Ferdinands  I.  siehe  den  trefflichen  Aufsatz 
von  Reim  an n  Der  Streit  zwischen  Papstthum  und  Kaiserthum  im  Jahr  1558  in 
Forschungen  Y.  291  ff.  WerthvoUes  neues  Material  bringt  Sickel  Zur  Gesch. 
des  Concils  von  Trient,  Wien  1870—72.  —  Karl  Hess  sich  seit  1556  auf  dem  Reichs- 
tage nicht  vertreten,  so  dass  Ferdinand  selbststündig  handelte.  Die  Kurfürsten  ao- 
ceptirten  1558  Karls  Yerzicht  und  legten  Ferdinand  eine  neue  Kapitulation  vor, 
worin  der  R»  A.  von  1555  vorkam.  P.  Paul  IV.  behauptete,  ohne  seine  Mitwirkung» 
ohne  seine  Zustimmung  könne  ein  Kaiser  weder  resigniren  noch  die  Resignation  von 
den  Kurfürsten  angenommen  werden  und  eine  neue  Wahl  stattfinden  (Raynald.  Annal. 
1558  Kr.  14).  Er  wollte  ihn  anerkennen,  wenn  er  Busse  thäte  für  seine  (angeblichen) 
Vergehen  und  Besserung  verspräche,  auf  die  Wahl  resignirte;  gelobe  Ferdinand 
Gehorsam,  so  wolle  er  die  Wahl  bestätigen.  Paul  wollte  ihn  absetzen  und  hat 
ihn  nie  anerkannt.  Als  Pius  IV.  zur  Regierung  kam,  wurde  der  Streit  beigelegt. 
T.  S  c  h  Q 1 1  e ,  Reichs-  n.  Beolitsgesoli.    4.  Anfl.  20 
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ein  Kampf  mit  Born,  der  damit  endete,  dass  fortan  die  Wahlen  ohne 
Roms  Theihiahme  oder  Bestätigung  stattfanden.  Die  Kaiser  fahrten 
nunmehr  den  Titel  Electus  Bomanorum  Imperator  semper 
AugustuSy  Erwählter  romischer  Kaiser.  Für  den  bei  Lebzeiten 
des  Kaisers  gewählten  Nachfolger  blieb  seitdem  der  Titel  Bomischer 
Konig  im  Gebrauch. ^ 

ni.  Die  Entwicklung  der  Territorialgewalten  hatte  des  Kaisers 
Stellung  gänzlich  yerändert.  Die  Einsetssung  des  Kammergerichts  als 
eines  Gerichts  von  Kaiser  und  Beich,  des  Beichsregiments  anstatt 
eines  kaiserlichen,  die  Ernennung  von  Beisitzern  des  Beichsgerichts  und 
Yon  Bäthen  im  Begiment  durch  den  Kaiser  beweisen,  dass  man  den 
Kaiser  als  Haupt  eines  Bundes  auffasste,  dass  das  Beich  einen  Bund 
von  selbstständigen,  fast  zu  Monarchien  gewordenen  Territorien  bildete.^ 
In  der  Theorie  besass  der  Kaiser  allerdings  die  majestas  und  pleni- 
tudo  potestatis,  in  der  Wirklichkeit  aber  umfasste  diese  nur  einzelne 
ganz  bestimmte  Bechte.  Denn  die  mit  dem  Ewigen  Landfrieden  aner- 
kannte Theilnahme  der  Stände  an  der  Beichsverwaltung  wurde  noch 
bedeutender  durch  die  Wahlcapitulation,  welche  sich  auf  alle 
wesentlichen  Theile  der  Beichsregierung  erstreckend  dem  Kaiser  im  Yom- 
hinein  die  Hände  band  und  durch  die  Nothwendigkeit  beständiger  An- 
nahme und  Beschworung  Yon  Seiten  aller  späteren  Kaiser  zu  einem 
Beichsgrundgesetze  wurde,  das  den  Kurfürsten  und  allmälig  auch  den 
Beichsständen  überhaupt  ein  wirkliches  Mitregierungsrecht  verlieh.  War 
schon  hierdurch  die  kaiserliche  Macht  auf  ein  bescheidenes  Mass  zurück- 
geführt, so  boten  die  religiösen  Streitigkeiten  des  16.  Jahrh.  und  die  zu 
ihrer  Austragung  aufgerichteten  Verträge  von  Passau  und  Augsburg  den 


Bei  dieser  Gelegenheit  wnrde  you  kaiserl.  Seite  coBStatirt,  dass  die  Kaiser  keinen 
Gehorsam  (obedientia)  gelobt  haben.  Ein  Stein  des  Anstosses  für  Paul  war  die 
Theilnahme  protest.  Kurfürsten,  obwohl  Clemens  Vn.  im  J.  1681,  als  Ferdinand 
Eom  römischen  KOnig  gewählt  war,  dnroh  ein  Brere  erklärte,  die  Theilnahme  pro- 
testantischer Wähler  solle  nicht  schaden:  Ranke  Deutsche  Geschichte  UI.  250, 
Bnohholtz  Gesch.  Ferd.  I.,  IX.  17  Nr.  XIL  Im  Jahr  1560  hatte  Ferdinands  Ge- 
sandter gegen  seine  Instmotion  den  Gehorsamseid  geleistet  Maximilian  IL  ter- 
weigerte  ihn  und  stellte  kein  Gesuch  um  Bestätigung  seiner  WahL  Er  wurde  also 
bei  Lebzeiten  Ferdinands  L  ohne  den  Papst  KOnig.  Damit  fiel  Roms  Anspruch 
factisch  hinweg. 

*  Ueber  die  innere  Entwicklung  der  Anschauungen  siehe  den  Auftotz  ron 
Wyneken  in  Forschungen  S.  600  S. 

«  Heber  dessen  Wahl  I.  P.  O.  art.  YIIL  §.  8.  Wahlkapit.  Franz  n.  ari  m. 
§.  10.  J.  J.  Moser  von  der  rSm.  Königswahl  in:  Von  denen  deutsch.  Reichs-Tags- 
Geschäften.    Frkt  1768.  4.  &  146  £^ 
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Territorialherren  ein  wirksames  Mittel^  unter  dem  d^mbaren  Begriffe  der 
Siohteinmisohang  in  die  relig:iÖ8en  Yerhältnisse  der  Territorien  die  kaiser- 
liche Einwirkung  auf  deren  Entwicklung  und  Beohtszustände  beinahe 
völlig  auBzuschliessen.  Insoweit  aber  trotzdem  noch  dem  Kaiser  und 
^  auch  in  manchen  Punkten  den  kaiserlichen  und  Reichsgerichten  ein  Becht 
der  Einsprache  und  Ordnung  in  Landesangelegenheiten  geblieben  war, 
fiel  mit  den  immer  zahlreicheren  privilegia  de  non  appellando 
(§.  120.)  und  YoUends  seit  dem  Westfälischen  Frieden  die  kaiser- 
liche Macht  in  Landesangelegenheiten  fast  gänzlich  fort  und  wurde  das 
Beich  mehr  und  mehr  einem  Vereine  selbstständiger  Staaten  gleich, 
welche  nur  gewisse  gemeinsame  Angelegenheiten  hatten,  deren  Ordnung 
dem  Kaiser  und  Beich  d,  h.  dem  unter  dem  Kaiser  yersammelten 
Beichstage  zustand. 

lY.  So  hatte  sich  die  kaiserliche  Machtyoll]2:ommenheit  bezüglich 
der  Beichsangelegenheiten  herausgebildet  zu  dem  Rechte  des  Vor- 
schlags auf  den  Beichstagen,  femer  der  Verwerfung  der 
Beichsschlüsse,  sowie  der  formellen  Sanction  der  Gesetze« 
Im  Einzelnen  gestalteten  sich  die  kaiserlichen  Bechte  hierdurch  in  völliger 
Umkehr  des  alten  Bechtssatzes,  dass  von  Bechtswegen  dem  Kaiser,  wo 
er  erscheine,  alle  Bechte  zuständen,  den  Herr^i  nur  als  Ausnahme  in 
Folge  besonderer  Verleihung  (§.  70.  VII.),  zu  dem  entgegengesetzten: 
dass  der  Kaiser  bezüglich  der  Territorien  und  Bechtsverhältnisse,  welche 
auf  diese  und  nicht  bloss  auf  die  allgemeine  Beichslage  Einfluss  übten, 
nur  gewisse  kaiserliche  Reseryatrechte  besitze. 

V.  Ausser  den  bereits  genannten  besass  der  Kaiser  die  folgenden 
auf  die  Leitung  des  Reichs  bezüglichen  Rechte: 

a)  Vertretung  des  Reichs  nach  Aussen^  im  Kriege  und  Frieden. 

b)  Verleihung  der  Reichslehen.« 

c)  Ertheilung  der  privilegia  de  non  appellando.'^ 

d)  Visitation  und  Besetzung  bestimmter  Stellen  des  Reichskammer- 
gerichts. ^ 


*  I.  P.  0.  art.  TIL  §.  1.  Wahlkapit.  art.  IV.  VI. 

•  Wahlkapit.  art.  X.  XI.  XXL,  I.  P.  0.  art.  V.  §.  25  ff.  J.  J.  Moaer  Von 
der  deatflohen  LehenBverfass.,  Frankf.  1774.  Persönlloh  Terlieh  er  die  Thronlehen, 
der  Reiohfihofrath  die  übrigen.  Die  Entsoheidung,  ob  eine  reichsunmittelbare  Herr- 
schaft zu  entziehen  sei,  wurde  1521  dem  Kaiser  zugesprocheo.  Beg.  Ordn.  §.  7. 
lieber  andere  Lehen  §.  4 — 6.  £arl  fibte  eie  praktiseh  an  Herzog  Ulrich  y.  WQrt- 
temberg  und  Bischof  Johann  Ton  Hildesheim  nach  der  Schlacht  YOn  Mühlberg. 

7  Wahlkapit  art.  XVm. 

8  L  P.  0.  art.  V.  §.  öl  ff.    Wahlkapit.  art.  1.  XVIL  XVIIL  unten  §.  121. 

20» 
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e)  Die  Besetzung  und  Ordnung  des  Reichshofraths  (§.  121.). 

f)  gewisse  kirchliche  Rechte:  jus  primarum  precum,  Besetzungsrechte 
in  den  reichsunmittelbaren  Stiftern,  Verleihung  von  Panisbriefen  u.  dgh^ 

g)  Verleihungen  von  Titeln  (Pfalzgrafen),  Standeserhohungen 
u.  dgl.io 

Im  Uebrigen  war  der  Kaiser  bei  Besetzung  der  Hofamter,  bezüglich 
seiner  Residenz  u.  A«  an  die  in  der  Wahlcapitulation  festgesetzten  Be- 
dingungen gebunden. 

VI.  Reservatrechte,  bei  denen  die  Interessen  der  Territorien 
direct  berührt  wurden,  waren: 

a)  Verleihung  der  Zoll-  und  Münzgerechtigkeit. i^ 

b)  Creirungen  von  kaiserlichen  Notarien,  denen  im  ganzen  Reiche 
publica  fides  zukam. 

c)  Verleihungen  von  mancherlei  Privilegien:  für  Universitäten  und 
Akademien,  zur  Ertheilung  akademischer  Grade,  des  Stadtrechts,  des 
Adels  u.  dgl.  Jedoch  wurden  die  meisten  derartigen  Rechte  auch  all- 
mälig  von  einzelnen  Landesherren  ausgeübt. 

d)  Gewisse  Privilegien,  die  auf  die  private  Stellung  Bezug  haben: 
Legitimationen,  Grossjährigkeitserklärungen. 

VII.  In  Italien  war  mit  der  Zeit  die  kaiserliche  Macht  sehr  ge- 
sunken. Sie  beschränkte  sich  auf  die  Gerichtsbarkeit  des  Reichshofraths, 
die  Ertheilung  von  Lehen  (15  lombardische  [Herzogthümer:  Mailand, 
Mantua,  Montferat,  Parma,  Piacenza,  Guastalla,Mirandola;  Fürstenthümer: 
Sabioneta  und  Bozzolo,  Novellara,  Massa,  Carrara,  Castiglione,  Solferino], 
19  ligurische,  20  bolognesische,  10  toscanische,  11  timisanische) ,  die 
meist  unpraktische  Beiziehung  zu  Eriegssteuern,  die  Standeserhohungen, 
Einnahmen  aus  Lehen  und  den  Einkünften  von  Mantua  (1703  als  ver- 
wirktes Reichslehen  eingezogen  und  vom  Kaiser  im  Namen  des  Reichs 
besessen). 

VIII.  Zur  katholischen  Kirche  (§.  70.  VIII.)  war"  zwar  theoretisch 
des  Kaisers  Stellung  unverändert  geblieben.  Sie  wurde  aber  thatsächlich 
eine  neue  mit  dem  Religionsfrieden  und  dem  westfälischen.  Denn  mit 
der  Anerkennung  der  beiden  von  der  katholischen  Kirche  getrennten 
Confessionen  und  durch  die  Bestimmungen  der  genannten  Friedens- 
schlüsse über  die  Rechte  der  Landesherren  bezüglich  der  Religion  ihrer 


»  I.  P.  0.  art  V.  §.  16  ff.    Wahlkap,  art  1.  XIV. 
»0  WahDcapit.  lU.  XXH. 
"  Wahlkapit.  art.  V.  VUI.  IX. 
>*  V^ahlkapitulation  ari  1. 
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UnterthaneDy  sowie  über  das  VerhältnisB  des  Kaisers  zu  den  Reiohsständen 
in  diesem  Punkte  war  das  Fundament,  welches  dem  Reiche  einen  be- 
stimmten kirchlichen  Charakter  verlieh,  gefallen.  Zugleich  überkam  der 
Kaiser  gegenüber  den  a^nerkannten  Confessionen  die  gleiche  Schutzpflicht 
wie  rücksichtlich  der  katholischen;  Yor  Allem  aber  bildeten  seit  dem 
westfälischen  Frieden  die  Religionssachen  nicht  so  sehr  gemeinsame 
Sachen  des  einigen  Reichs  und  Kaisers,  sondern  der  katholischen  und 
augsburgischen  Reichs  stände.  Dies  drang  trotz  der  Protestationen  des 
Papstes  gegen  die  in  den  Reichsgesetzen  der  katholischen  Kirche  nach- 
theiligen Bestimmungen  mit  dem  endlichen  Erfolge  durch,  dass  der  Kaiser, 
Reichstag,  Reichshofrath  und  die  Reichsstände  schon  seit  dem  Augs- 
burger Religionsfrieden,  besonders  aber  seit  dem  westfälischen  auch  ohne 
den  Papst  einseitige  Bestimmungen  über  katholische  Angelegenheiten 
trafen.  So  gestaltete  sich  nach  und  nach  das  Yerhältniss  des  Staats  zur 
Kirche  gänzlich  um.^^ 

§.  96. 

2.   Pie  Belehiitinde,*  BclelisSmUr,  BelfhsTiearlen. 

I.  Bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  (§.  72.)  hatte  sich  mit  der 
festeren  Gestaltung  der  Yerhältnisse  im  Reichstage  (§.  97«)  der  Begriff 
eines  Reichsstandes  dahin  ausgebildet,  dass  nur  jene  dafür  galten, 
denen  Sitz  und  Stimmrecht  auf  den  Reichstagen  zukam.  Das 
^ar  regelmässig  nur  der  Fall  bei  den  Herren,  welche  ein  reichsunmittel- 
bares  Territorium  hatten  und  im  Besitze  des  Sitz-  und  Stimmrechts  sich 
befanden.  Es  gab  indessen  Einzelne,  welche  ohne  ein  solches  Territorium 
im  Genüsse  der  Standschaft  geblieben  waren,  zu  den  Reichslasten  bei- 
trugen und  daher  auch  zu  den  Reichsständen  gezählt  wurden. i  Zu  diesen 


!•  Mein  kath.  Eircbenrecht  Bd.  I.  870—895. 

*  Moser  Ton  deutsch en  Reichsstftndeo,  d.  Beichsritterschaft,  auoh  den  übrigen 
unmittelbaren  Reichsgliedern,  Frankf.  a.  3f.  1767.  4-,  y.  Lyncker  Von  der  Reichs- 
standschaft  und  damit  verknüpften  Sitz-  und  Stimmrecht  auf  Reichstagen,  Frankfurt 
1761.  Yitriarius  illustratua,  Qebhardi  Genealogische  Gesch.  der  erbl.  Reichs- 
stände in  Teutschland.  H.  Zopfl.    lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürt.    Stuttg.  1858. 

>  Bischof  von  Chur,  Krzbischof  von  BesauQon  (der  es  freilich  in  der  spä- 
teren Zeit  praktisch  nicht  mehr  ausübte),  Herzöge  von  Lothringen  für  die  Markgraf- 
sohaft  Nomenj,  die  an  Frankreich  abgetreten  war  (Reichsgutachten  vom  8.  Mai 
1786  in  N.  S.  lY.  424),  mehrere  Grafen,  die  Häuser  Stolberg  und  Schönburg, 
deren  Güter  landsässig  waren,  obwohl  mit  fast  landesherrlichen  Rechten,  Fürst 
Y.  Die  trieb  stein,  dessen  Herrschaft  auch  in  der  Sache  unter  Oesterreich  stand. 
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kamen  Andere,  welche  kein  stimmbereohtigtes  oder  reichsunmittelbares 
Land  hatten,  sondern  nur  durch  kaiserliche  Verleihung  die  Reichsstand- 
schaft erlangten  (s.  g.  Personali  st  en).  Diese  zu  verleihen  stand  dem 
Kaiser  unbestritten  zu  bis  ins  17.  Jahrhundert.  Wegen  Erhebungen 
kaiserlicher  TJnterthanen  in  den  ReichsfQrstenstand  traten  die  St&nde 
entgegen.  Es  wurde  der  Beschluss  gefasst,  dass  die  blosse  kaiserliche 
StandeserhShung  ohne  Erwerb  eines  qualificirten  Territoriums  und  Ad- 
mission  im  Reichstage  nicht  mehr  die  Standschaft  verleihe.'  Seitdem  gab 
die  kaiserliche  Verleihung  des  Reichsffirsten-  oder  Reichsgrafenstandes 
nur  den  Titel,  nicht  die  Standschaft,^  welche  dinglich  war.  Blosse 
Reichsunmittelbarkeit  der  Herrschaft  machte  hingegen  auch  nicht  zum 
Reichsstande.^  Es  war  also  jetzt  Voraussetzung:  ein  reichsunmittelbares 
Gebiet,  Habilitation  (Qualificirung),  d.  h.  Anerkenntniss  dieses  Charakters, 
Aufnahme  in  einem  Kreise,  Cooptation  eines  Collegs  und  Admission  oder 
Introduction. 

n.  Zu  den  Reichsständen  gehorten  mit  voller  Gleichberechtigung 
die  Reichsstädte.^ 

lU.  Die  Reichsstände  schieden  sich  in  bestimmte  CoUegien  (§.  97.), 
obenan  die  Inhaber  der  alten  Erzämter.  Zu  den  sieben  Kurstimmen  trat 
in  Folge  des  westfälischen  Friedens •  fßr  Pfalz  eine  achte  Kur  des  Erz- 
schatzmeisters, welche  1777  fortfiel.  Schon  1692  hatte  der  Kaiser 
fftr  Braunschweig-Lüneburg  eine  neue  Kur  errichtet,  welche  1708 
durch  einen  Reichsschluss  anerkannt  wurde.''  Mit  dem  Wiedereintritte 
der  Pfalz  in  die   alte  Kur  trat  Hannover  in  das  Erzschatzmeisteramt. 


»  R.A.  Ton  1654  $.  197. 

*  So  gehdrten  die  Bisohdfe  der  in  den  kaiserL  Brblanden  liegenden  Bisthünier 
(Wien,  Prftg«  OlmQtz  u.  a.)  trotz  ihres  Fürstentitels  nicht  za  den  Reichaständen. 

4  Deshalb  gehörten  z.  B.  die  Grafen  von  Bentinok  wegen  der  reichsunmittel- 
baren Grafschaft  Kniphansen  nicht  zu  den  ReichsstAnden. 

*  Ausdrücklich  ausgesprochen  im  I.  P.  0.  art.  VJJi.  §.  4. 

*  I.  P.  0.  art.  IV.  —  Die  Linea  Guilhielmiana  erlosch  am  30.  Dec.  1777  mit 
Maximilian  Joseph  ron  Baiem,  so  dass  die  bairische  und  pfälzische  Kur  wieder  ver- 
einigt wurde  unter  Karl  Theodor  aus  der  Linie  Neuburg. 

'  Kais.  Commissionsdecr.  y.  21.  Juli  1706,  Reiohsgutaohten  v.  80.  Juni  1708  u* 
kaiserl.  Ratifioationsdecr.  Tom  6.  Dez.  1708.  Zugleich  mit  dieser  Einführung  wurde 
in  diesen  Dekreten  die  Readmission  der  bGmischen  Kurstimme  yorgenommen, 
welche  faktisch  seit  K.  Wenzel  nicht  mehr  ausgeübt  worden  war.  Zufolge  einer 
Urkunde  Friedrichs  des  Weisen  (in  Mflller  Reichstagstheater  unter  Max.  L  p.  22) 
nnd  der  ftbrigen  Fürsten  (Lünig  Reichs-Archiy  Pars  spec.  cont.  1.  pars  L  p*  90) 
konnte  Böhmens  Theilnahme  an  der  Kaiserwahl  stets  mit  500  Mark  Gold  abgekauft 
werden. 
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Der  ReichsdepatationshauptschluBSB  ®  schuf  vier  neue  Euren  (Salzbarg, 
Baden,  Württemberg,  Hessen-Kassel),  hob  zwei  geistliche  (Eöhi  und  Trier) 
auf  und  übertrug  die  von  Mainz  auf  Regensburg.  Diese  Kurfürsten 
haben  keine  Gelegenheit  gehabt,  ihr  Kurrecht  zu  üben;  einer  (Hessen- 
Kassel)  behielt  auch  nach  dem  Untergange  des  Beichs  den  Kurtitel  bei. 

lY.  Durch  ihre  Eigenschaft  als  Wähler  errangen  die  Kurfürsten  seit 
der  ersten  Wahlcapitulation  eine  in  jeder  Beziehung  Yor  den  übrigen 
Fürsten  hervorragende  Stellung.  Diese  haben  sie  nach  Bedürfniss  durch 
Erneuerung  des  alten  Kurfürstenvereins  aufs  I^eue  bekräftigt.*  Sie 
standen  schon  zur  Zeit  des  Beichs  vom  Kaiser  fast  unabhängig  da  und 
besassen  namentlich  bezüglich  der  Ausbildung  der  territorialen  YerhSlt« 
nisse  die  grosste  Freiheit :  die  Theorie  bezeichnete  sie  geradezu  als  Re- 
präsentanten des  Reichs.  10 

Y.  Bezüglich  des  Reichsvicariates  (§.  71.  YI.)  blieb  es  bei  den 
alten  Bestimmungen.  ^^    Je  seltener  die  Ausübung  wegen  der  häufigen 


»  R.  D.  H.  S.  §§.  25,  81.  —  1.  L.  Elüber  üeber  EinfÜhruBg,  Bang,  Erz&mter, 
Titel,  Wappenzeiohen  und  Wappensohilde  der  neuen  Kurfürsten,  Erlangen  1803. 

*  Erneuert  1502  zu  Gelnhausen  (Du  Mont  Corps  uniy.  diplom.  lY.  I.  p.  81). 
Der  BeschluBB  der  jährlichen  ZuBammenkunft  am  bestimmten  Tage  blieb  unausgeführt. 
MaximUian  trat  entgegen.  Karl  Y.  erkennt  im  §.  5  der  Wahlkapitnlation  ihr  Recht 
an.  Im  J.  1521  wurde  er  erneuert  und  zugleich  beschlossen,  den  sohw&bisoheii 
Bund  zu  erneuem,  was  1522  ausgeführt  wurde.  Zum  Letztenmale  kamen  sie  1558 
(Sc  hm  au  SS  Corp.  iur.  pubL  p.  210)  zusammen  in  Frankfurt,  erkannten  Karls  Y. 
Yer zieht  an,  erneuerten  den  Kurffirstenyerein  und  brachten  hier  das  Wahlrecht 
der  protest.  Kurfürsten  zur  faktischen  Geltung.  Reimann  in  Forschungen 
Y.  298  f.  —  Ygl.  §.  98. 

1^  Hippol.  a  Lapide  Dies,  de  rat.  Status  in  imper.  nostro  Rom.  Germ.  I.  219  ff. 
In  einem  sonderbaren  Contraste  damit  steht,  wenn  Karl  Y.  noch  1521  den  Erzb. 
Ton  Mainz  als  obersten  aller  Diener  der  Kanzlei,  als  Ministerialen  ansieht',  der  an 
Kaisers  Btatt  den  Eid  der  übrigen  Diener  abzunehmen  habe.  Mit  Recht  hebt  aber 
Wyneken  a.  a.  O.  S.  608  hervor,  dass  durch  diese  Auffassung  der  den  Kurfürsten 
▼ertretende  Kanzler  direkter  kaiserL  Diener  wurde.  Das  Recht  des  Erzbisch<rfs, 
die  Kanzlei  selbst  zu  besetzen,  war  noch  1471  erneuert  worden.  Tomaschek 
Die  hSchste  Gerichtsbarkeit  S.  78. 

"  Zugesichert  in  Karls  Y.  Wahlkapitul.  §.  3.  Auf  dem  Reichstage  zu  Worms 
1521  kam  es  in  Folge  der  Ernennung  Erzherz.  Ferdinands  zum  Yorsitzenden  des 
Reichsregiments  zu  Protesten  von  Seiten  des  Herzogs  Friedrich  von  Baiern  und 
Herzog  George  von  Sachsen  zur  Wahrung  des  Yicariatsrechts  des  Pfalzgrafen  und 
Kurfürsten  yon  Sachsen  (R.  A.  §.  40.  Neue  Sammlung  U.  208),  in  Folge  deren 
Karl  Y.  urkundlich  unterm  28.  und  31.  Mai  die  Yicariatsreohte  beider  anerkannte 
(Lünig  Reichs- Archiv  HI.  I.  p.  650  IL  p.  81).  In  allen  folgenden  Wahlkapitul. 
ist  es  anerkannt.  Project  der  Wahlkap.  von  1711,  art.  m.,  K.  Franz  ü.  art.  ÜI., 
KL  §.  7.  KUL  §.  9.  XKYI.  §.  4.  —  Jos.  y.   Sartori  Reichsvioariatisches  Staats* 
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N 

Wahl  des  Nachfolgers  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  wurde,  desto  mehr  hat 
sich  die  Theorie  des  Stoffes  bemächtigt  und  ihn  selbst  für  den  in  dieser 
ganzen  Periode  nie  vorgekommenen  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Königs 
behandelt. 

YI.  Das  Lehensband  zwischen  Kaiser  und  Ständen  litt  durch  die 
stets  wachsende  Macht  der  letzteren  und  die  Bestimmungen  der  Reichs- 
gesetze über  die  Achtserklärung,^^  welche  dem  Kaiser  factisch  unmöglich 
wurde,  aufs  Tiefste.  Hierdurch  war  die  Belehnung  zur  blossen  Form 
geworden,  welche  die  grössten  Landesherren  schon  früh  nur  durch  Ge- 
sandte, gegen  den  Ausgang  des  Reichs  überhaupt  die  meisten  durch 
Boten  sich  ertheilen  Hessen. 

Vn.  Die  Reichs  erb  ämter  hatten  inne:  das  Erbmarschallamt  die 
Grafen  von  Pappenheim,  Erbschenkenamt  die  Grafen  Yon  Althan  (seit 
1713,  wo  die  Schenken  Ton  Limburg  ausstarben),  Erbtruchsessenamt  die 
Grafen  Truchsess  von  Waldburg,  Erbkämmereramt  die  Fürsten  von 
HohenzoUem,  Erbschatzmeisteramt  die  Grafen  von  Sinzendorf. 

§.  97. 

S.    Der  Bdehitag.* 

I.  Aus  der  anfänglich  (§.  72.  Y.)  nur  factischen  Sonderung  der 
einzelnen  Stände  hatte  sich  seit  dem  Jahre  1489  ^  eine  Scheidung  des 


recht,  Augsburg  1790.  Rechte  Eaiserl.  Gerichtsbarkeit  (Danz  Betracht,  über 
d.  Justizrerf.  in  Deutschland  während  eines  Zwischenreiohs,  Stuttg.  1790),  Reiohs- 
vicariatshofgerichte  —  Bezug  der  kaiserl.  Einkünfte  —  Präsentation  zu  den  kais. 
Beneficien,  Verleihung  der  niehtfflrstliohen  Lehen,  Ertheilung  Ton  Würden.  (J.  M. 
T.  Abele.)  Vers  ü.  d.  deutsche  Staatsrecht  während  eines  Zwischenreichs,  Kempten 
1792.  y.  Lynoker  Histor.  publ.  Anmerk.  zu  dem  zwischen  dem  hohen  Beichs- 
Yicar.  im  Jahr  1750  abgeschlossenen  Yicar.  Gränzvergl.,  Hildburgh.  1791.  —  Er- 
hard Selecta  oapita  de  vicariatu  saxon.  Dresden  1790.  Lamey  Tom  Ursprung 
des  kurpfälz.  Reichsvic.  u.  s.  w.,  Mannheim  1791.  —  üeber  die  SteUung  von  Mainz 
während  des  Interregnums:  Hartleben  Unters,  der  Rechte  und  Pflichten  eines 
Kurfürsten  yon  Mainz  während  des  Interregn.  Regensburg  1792,  J.  R.  ▼.  Roth 
Pragmat.  Interregnumsgesch.  bes.  des  Reichskanzler-Yicariats  vom  J.  1790  u.  s.  w., 
Frankfurt  a.  M.  1794.  —  Das  pfalz-baierische  Vicariat  wurde  im  18.  Jahrh.  meist 
zur  Yerleihung  yon  Adelsprädioaten  gegen  hohe  Taxen  benutzt. 

i>  Wahlkapit  yon  1711.  art.  XX.,  K.  Franz  ü.  art.  XX. 

^  H.  G.  Franke,  Nachr.  yon  der  neuesten  Beschaffenheit  eines  Reichstages 
im  h.  r5m.  Reich,  nebst  G.  G.  OerteTs  Yerzeichniss  der-Reichsstände,  Regensburg 
1761.  4.  J.  F.  Joachim  Gesch.  der  deutschen  Reichstage,  2  Thle.,  Halle  1762. 
J.  J.  Moser  Yon  den  deutschen  Reichstagsgeschäften,  Frankf.  1768.4.  Ders. 
Yon  den  deutschen  Reichstagen  das.  1774,   H.   W.   y.    Bülow    Ueber  Gesch.    und 


Der  Reichstag.  313 

Reichstages  in  drei  von  1648  an  einander  ganz  gleichstehende  Collegien 
gebildet:  CoUegium  der  Eurfürsten,  Beichsfürstenratb,  Colleg  der  Städte. 

U.  A.  Collegium  der  Eurfürsten,  unter  dem  Directorium 
von  Mainz,  Jeder  Eurfürst  hatte  eine  Stimme,  deren  Mehrheit  ergab 
den  Beschluss  des  GoUegiums. 

B.  Beichsfürstenrath,  mit  Yiril-  und  Curiatstimmen.  Die 
Yirilstimmen  standen  bis  1582  dem  Hause  zu,  weshalb  oft  ein  Besitzer 
mehrerer  Fürstenthümer  nur  eine,  mehrere  Fürsten  desselben  Hauses 
aber  mehrere  führten,  auch  wenn  sie  nur  ein  Fürstenthum  hatten.  Auf 
diese  Art  schwankte  die  Anzahl  der  Stimmen  fortwährend«  Auf  dem 
Beichstage  von  1594  führte  Eurpfalz  die  Stimme  der  1592  ausgestorbenen 
Linie  von  Lautern,  die  sächsischen  Häuser  die  des  1582  ausgestorbenen 
Henneberg.  Hieraus  entstand  zuerst  die  Anschauung,  die  Stinmien  als 
fest  anzusehen.  Gefestigt  wurde  sie  unter  Ferdinand  HL  Dessen  neue 
Erhebungen  zu  Beichsfürsten  gab  den  Anlass  zur  Protestation  der  Stände, 
welche  den  Erfolg  herbeiführte,  dass  die  Stimmen  als  fest  angenommen 
wurden  und  im  einzelnen  Falle  durch  das  Herkommen  erwiesen  werden 
mussten.  Man  stellte  sich  dabei  als  Norm  auf  den  sehr  zahlreichen  Beichs- 
tag  Yon  1582;  daraus  ergab  sich  der  Unterschied  Yon  altfürstlichen^ 
und  neufürstlichen  Geschlechtern.  Die  von  jenen  geführten  Stimmen 
ruhten  derart  auf  dem  Territorium,  dass  sie  in  der  1582  geführten 
Weise  mit  ihm  auf  jeden  Erwerber  übergingen.^  Wer  zu  ihnen  nicht 
gehörte,  konnte  nur  durch  kaiserliche  Verleihung  undBeception 
(§.  91. 1.)  Sitz-  und  Stimmrecht  erhalten.  Dies  fiel  mit  dem  Untergange 
des  Stammes  fort.^    Ohne  Admission  erhielt  man  daher  seit  dem  Jahre 


Yerf.  des  gegenwärtigen  Reichstages,  Regensbnrg  1792,  2  Thle.,  andere  in  E  r  s  c  h. 
Literat  S.  121.  —  Carl  Wilh.  von  LancizoUe  Uebersicht  der  deutschen Reiohs- 
standschafts-  und  Territorial- Verhältnisse  vor  dem  französischen  Revolutionskriege, 
der  seitdem  eingetretenen  Yerändernngea  und  der  gegenwärtigen  Bestandtheüo  der 
deutschen  Bundesstaaten,  Berlin  1830.  Fioker  ReiohBfarstenstand  I.  S.  268  ff, 
zeigt  in  Tabellen  u.  s.  w.  die  Verhältnisse  von  1190  bis  1792  f&r  die  weltlichen 
Fürsten. 

^  Die  Eurfürsten  hatten  einzelne  Vorrechte  (Wahlrecht)  unbestritten,  andere 
(ausschliessliche  Feststellung  der  Wahlkapitulation,  Propositionsreoht)  behaupteten 
sie  trotz  des  Widerspruchs  der  übrigen  Stände.  Pfeffinger  Vitiiar.  illuBtr.  L.  HL, 
T.  VIII.  §.  10. 

3  Dieser  Begriff  ist  also  nicht  der  des  §.  72. 

s  Ausnahmen  y.  LancizoUe  Einl.  S.  XIX.  fg.    Ficker  S.  267  ff. 

*  Die  Fortführung  wurde  ausnahmsweise  von  Kaiser  und  Reich  zugestanden, 
z.  B.  bei  Nassau-Hadamar  und  N. -Dillenburg,  deren  Stimmen  auf  N.-Dietz  über- 
gingen. 
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1654  (§.  96.  Anm.  3.)  auch  dnrch  Erwerb  der  Ffirstenwiirde  keine  Viril- 
stimme.^  Bis  zum  J.  1653  hatten  alle  reichsständischen  nichtfurstlichen  • 
Prälaten  eine  gemeinschaftliche  Stimme  als  ^schwäbische  Prälaten^; 
im  gedachten  Jahre  machte  man  zwei  Bänke:  rheinische  und 
schwäbische  Prälaten.  Alle  nichtfürstlichen  weltlichen  Grafen  und 
Herren  führten  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  zwei  Curiatstimmen: 
wetterau'sche  und  schwäbische  Grafenbänke.  Dazu  trat  1640  eine 
fränkische,  1653  eine  westfälische.  —  Der  ganze  Fürstenrath 
zerfiel  in  die  Geistliche  Bank,  auf  der  die  Vertreter  der  geistlichen 
Virilstimmen  und  die  Prälaten,  und  in  eine  Weltliche  Bank,  auf  der 
die  übrigen  sassen.  Diese  Trennung  war  ohne  sonstigen  Einfluss.  Die 
Abstimmung  geschah  nach  einer  bestimmten  Ordnung  mit  abwechselnder 
Folge  aus  der  geistlichen  und  weltlichen  Bank.  Das  Directorium  im 
Reichsfürstenrathe  führte  Salzburg,  abwechselnd  mit  Oesterreich; 
jedes  der  Grafencollegien  hatte  aber  wieder  ein  besonderes  Directorium. 
Die  Mehrzahl  aller  Stimmen  bildete  das  Conclusum.  —  Der  im  Reichs- 
deputationshauptschlusse  Ton  1803  festgesetzten  neuen  Stimmvertheilung 
versagte  der  Kaiser  seine  Ratification. 

C.  Colleginm  der  Reichsstädte,  mit  (1792)  einundfunfzig 
Gliedern,  welche  in  eine  rheinische  (14)  und  schwäbische  (37) 
Städtebank  geschieden  war.  Den  Vorsitz  führte  die  Stadt,  in  welcher 
der  Reichstag  gehalten  wurde. 

[II.  Mit  der  genauen  Sonderung  der  Stände  fiel  die  directe  Ver- 
handlung des  Kaisers  fort,  so  dass  nur  bei  feierlichen  Anlässen  (ErSfiFhung 
und  Schliessung  des  Reichstags)  die  sämmtlichen  Stände  sich  in  Person 
um  den  Kaiser  versammelten.  Die  Art  der  Verhandlung  bestand  in  der 
Zufertigung  der  kaiserlichen  Propositionen  direct  (Hof-Decret)  oder 
durch  den  kaiserl.  Commissarius  (Commissions-Decret)  an  den 
Reichserzkanzler,  der  den  ganzen  Reichstag  leitete.  Von  diesem  ging 
das  Stück  gleichzeitig  an  das  KurcoUegium  und  den  Reichsffirstenrath ;. 
hatte  eins  dieser  beiden  CoUegien  einen  Beschluss  gefasst  (Relation),, 
so  theilte  es  ihn  dem  andern  zur  Correlation  mit.  Stimmte  dieses  zu^ 
so  ging  die  Sache  durch  Mainz  an  das  StädtecoUeg.  In  jedem  Colleg 
wurden  die  Stimmen  zu  Protocoll  dictirt;  jedem  Colleg  stand  ein  votum 
d  e c i  8  i  Yu m  zu.  Stimmten  alle  drei  überein,  so  übermittelte  Mainz  dieses 
Reichs gutaohten  (consultum,  suffragium  imperii,  conclusum  trium 
coUegiorum)  dem  Kaiser,  nach  dessen  Sanction  es  im  Reichsabschied 


*  Anhang  IQ.  gibt  Auskunft  über  alle  PerBonalyerhftltniBse. 

*  Wohl  führten  yiele  den  FftrstentiteL 
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(recesBus  imperii)  bei  Yerabsciliedaiig  des  Reichstages  durch  kurze  in- 
haltliche Erwähnung,  seit  dessen  Permanenz  nach  ertheiltem  kaiserlichen 
Ratifications-Decret  alsConolusum  imperii,  Reich sschluss 
publicirt  wurde. 

lY.  Sobald  Religionssachenin  Frage  standen,  nahm  der  Reichs- 
tag (itio  in  partes)  die  Gestalt  zweier  CoUegien:  Corpus  Gatho- 
licorum  unter  dem  Vorsitze  von  Mainz,  Corpus  Evangelicorum 
unter  dem  von.Eursachsen  (auch  nach  dessen  XJebertritt  zur  katholischen 
Kirche)  an,  innerhalb  derer  Stimmenmehrheit  entschied,  während  Ein- 
stimmigkeit beider  nöthig  war,  damit  ein  Reiohsgutachten  zu  Stande 
kam.  7 

y.  Jeder  Kaiser  sollte  den  ersten  Reichstag  zu  Nürnberg^  halten. 
Die  über  die  Zwischenräume  der  Reichstage  erlassenen  Reichsbestimmungen 
waren  unpraktisch.  Zum  letztcnmale  wurde  der  Reichstag  verabschiedet 
1654;  der  Abschied  dieses  Jahres  heisst  deshalb  auch  der  Jüngste. 
Der  nächste  1663  zusammenberufene  Reichstag  gestaltete  sich  um  zu 
einem  unter  dem  Vorsitze  des  vom  Kaiser  aus  dem  Reichsfürstenstande 
bestellten  Fürst-Principal-Commissarius,*  dem  ein  rechtsverstän- 
diger Commissarius  als  Adlatus  beigegeben  wurde,  ia  Regensburg 
ständig  tagenden  Congresse  der  Abgeordneten  der  Reichsstände.  Durch 
das  Einholen  von  Instructionen  kam  eine  Geschäftsverschleppung  auf, 
der  auch  durch  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  De« 
putationen  nur  unvollkommen  abgeholfen  wurde. 

VI.  Hat  der  Reichstag  schon  im  ganzen  15.  Jahrhundert  (§.  72.  III.), 
obgleich  ohne  feste  Grundsätze  über  Umfang  und  Wirkung  der  Theil- 
nahme,  bei  Ordnung  aller  wichtigen  Angelegenheiten  intervenirt,  so  er- 
hielt er  durch  die  späteren  Reichsgesetze  besonders  die  Wahlcapitulationen 
und  den  westfälischen  Frieden  ein  formelles  Mitregierungsrecht  in  allen 
nur  irgend  für  das  ganze  Reich  wie  für  die  Territorien  bedeutenden 
Angelegenheiten. i<^  Die  Gesammtheit  der  Stände  trat  dem  Kaiser  gegen- 


^  I.  P.  0.  art.  T.  §.  52.  —  Literatur  Über  diesen  Punkt  und  Sammlungen  der 
Beschlüsse  des  Corpus  Erangelicornm  in  Ersch,  Literatur  S.  121.  — 

*  BnUa  aurea  cap.  XXVin.  §.  5.  Karl  Y.  in  dem  R.A.  von  Worms  von  1521 
entschuldigt  ausdrücklich  die  Kichtansetzung  in  Nürnberg  (Neue  Samml.  IL  172). 

»  Von  1663—1667  Erzb.  ▼.  Salzburg,  1668  u.  69  ad  Interim  Gh-af  t.  Weissen- 
wolflf,  69—84  B.  T.  Eichstadt  u.  O.  Windischgrätz,  85-87.  B.  v.  Passau  und 
Windischgrätz,  88—92.  Markgr.  tou  Baden,  98  H.  von  Sagan  F.  Lobkowitz,  1702 
B.  Ton  Passau,  1718  F.  von  L owenstein- Wertheim,  1719  H.  Ton  Sachsen  Erzb.  von 
Gran  etc.  Christian  August,  1727  F.  Eürstenberg. 

1»  I.  P.  O.  art  Vin.  §.  2. 
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Über  als  Beich  auf;  bei  Kaiser  und  Reich  ruhete  thatsächlich  seit 
dem  westfälischen  Frieden  die  Beichsregierung  und  Souveränetät. 

YIL  Ausserdem  konnte  der  Beichstag  auch  auf  ausserordent- 
lichen Recurs  von  den  Urtheilen  der  Beichsgcrichte,  im  Falle  einer 
im  Beichshofrathe  stattgefundenen  Itio  in  partes  und  endlich  dann  in 
richterlicher  Eigenschaft,  als  richterliche  Behörde  auftreten,  wenn  es  sich 
um  die  Achtserklärung  eines  Beichsstandes  handelte.^^ 

§.98. 

4.   Dm  Belehire^ment.   Die  Beiehskrelse.* 

I.  Zur  Handhabung  des  Beichs&iedens  und  Ausführung  der  ürtheile 
des  Beichskammergerichts  war  auf  dem  Beichstage  zu  Worms  1495  eine 
jährliche  Beich  sy  er  Sammlung  angeordnet.  Anderen  Stelle  trat 
1500  ein  Beichs-Begiment,i  das  ständig  zu  Nürnberg  tagen  und 
aus  einem  Abgeordneten  des  Kaisers  und  zwanzig  der  Stände  bestehen 
sollte.  Zur  Wahl  der  nicht  speziell  berufenen  errichtete  man  6  Kreise : 
fränkischer,   bairischer,    schwäbischer,   rheinischer    (s.  g. 


"  LP.  0.  ari  VIII.  §.  3.,  Wahlkapitulation  art.  X5L 

*  lieber  die  äasserst  interessaDten  Verhandlungen  von  1495,  1502  und  1521, 
welche  durch  die  dabei  zu  Tage  tretenden  Anschauungen  Ton  hoher  Bedeutung 
Bind,  jedoch  hier  Burücktreten,  weil  das  Regiment  nicht  lebensfähig  wurde :  Wy- 
neken  Die  RegimentBordn.  y.  1521  in  ihrem  Zusammenhange  mit  dem  C^urverein 
in  Forschungen  YIIL  565  flF.  Moaer^  Von  d.  deutsch.  Kreisverfassung,  Stuttg. 
1778.  4.  (M.  Hoffmann)  Versuch  einer  Btaatsrechtl.  Theorie  von  d.  deutsch.  R.Kreisen 
überhaupt  und  d.  Bohwäb.  insbes.  Eempt.  17B8  f.  2  Thle.  Müller  Gommentatio  iur. 
publ.  de  conyentibus  circulorum  in  s.  Rom.  Imp.,  von  Grayss-Tägen,  Ed«  nor.  Hai. 
Magdeb.  1784.  4. 

1  Die  im  §.  91  II.  b.  3  genannten  Reich sabschiede.  Zusammensetxung.  Prä- 
sident: der  Kaiser  oder  sein  Vertreter;  20  Abgeordnete:  je  einer  Ton  den  6 
Kurfürsten  (Böhmen  nicht  gerechnet);  je  zwei,  ein  geistlicher  u.  weltlicher,  welche 
Yon  den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten  abwechselnd  auf  je  >/4  Jahr  zu  wählen, 
1  aus  den  Csterr.,  1  aus  den  burgund.  Erblanden;  1  Pr&lat,  der  aus  4  von  den 
Prälaten  zu  wählenden  je  ^4  Jahr  Theil  nahm;  1  Graf,  der  ebenfalls  alle  ^4  ^^^^ 
wechselte;  2  von  den  Städten  nach  '/4Jährlichem  Turnus  (Cöln  und  Augsburg  — 
Strassburg  und  Lübeck  —  Nürnberg  und  Goslar  —  Frankfurt  und  Ulm)  aus  Reohts- 
yerständigen ;  6  Ton  den  6  Kreisen,  Ton  der  Ritterschaft,  Dootoren  oder  Licen- 
tiaten.  Anhang  IIL  beschreibt  die  Territorialgestaltung  zufolge  der  Kreis-Ein- 
theilung. 

Die  Eintheilung,  welche  K»  Wenzel  zu  Nürnberg  1388  versuchte,  K.  Sigismund 
wiederholte,  ebenso  K.  Albrecht  IL  zu  Nürnberg  1438  wieder  aufnahm,  war  ohne 
Erfolg. 
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oberrheinischer),  westfälisoher  (niedenrheiiiiBch*west£äliBcher),  b  ä  c  h  s  i*-, 
scher,  wozu  1512  kamen  ein  österreichischer,  burgundischer 
kurrheinischer,  obersachsischer. 

U.  Die  EreisverfaBsung  blieb  das  Mittel  für  Kaiser  und  Beich  zur 
Durchführung  der  Beichsregierung  auch  nachdem  das  1521  neugeschaffene 
Begiment  wieder  fortfiel,  in  der  Art,  wie  sie  zu  Worms  1521  durch 
Eintheilung  der  Qebiete  in  dieselben  näher  geordnet  worden  war.  Die 
Leitung  kam  in  den  einzelnen  Kreisen  an  einen  oder  mehrere  Fürsten, 
welche  die  Kreistage  ausschrieben,  abwechselnd  leiteten,  die  Beichs- 
execution  handhabten  und  sonstige  Angelegenheiten  besorgten,  die 
kreisausschreibenden  Fürsten,  Kreisdirectoren.^  Dazu 
für  das  Heer  ein  Kreis-Oberster  oder  Hauptmann,  ein  Amt,  das 
aber  in  manchen  fortfiel. 

ni.  Auf  den  Kreistagen  sassen  mit  Yirilstimmen  auf  gesonderten 
Bänken  (geistliche,  weltliche,  Fürsten-,  Grafen-»  Beichsstädte-Bank)  alle 
zur  Beichsstandschaft  berechtigten  Glieder  des  Kreises,  zu  denen  in 
einzelnen  auch  Personalisten  und  solche  kamen,  die  keine  Beichsstand- 
schaft hatten.  Die  Standschaft  haftete  am  Territorium  und  ging  auf  den 
neuen  Erwerber  über.  Gang  und  Yerhandlung  bildeten  sich  allmälig 
analog  der  reichstäglichen  aus.  Ein  reges  Leben  entwickelte  nur  der 
Bchwäbische,  fränkische  und  oberrheinische  Kreis,  während  das  Ueber- 
gewicht  einzelner  Stände  und  die  kleine  Zahl  grösserer  Territorien  in  dem 
baierischen,  niederrheinischen,  westfälischen  und  den  beiden  sächsischen 
dafür  weniger  Baum  war,  in  dem  burgundischen  und  österreichischen 
Yon  Thätigkeit  keine  Bede  sein  konnte. 

lY.  Die  Geschäfte  der  Kreise  bestanden  ausser  denen,  welche  nur 
die  Interessen  des  Kreises  selbst  betrafen,  die  Wahl  der  Beichskammer- 
gerichtsbeisitzer,  Handhabung  der  Execution,  Polizei  und  Münzordnung, 
Auf  die  Kreise  wurde  das  Contingent  des  Heeres  und  die  Beichssteuer 
repartirt. 

§.99, 

5.   Selehikrl6^wei«ii.  * 

I.  Die  Kriegspflicht  lag  mit  der  yeränderten  Yerfassung  den  Beichs- 

>  Diese  waren  im  baier.:  Baiern  und  Salzburg,  burgund.  Oesterreioh, 
frftnk.  Bamberg  und  Brandenburg,  kur-  n.  niederrhein.  Mainz,  niedersächs. 
Magdeburg,  Bremen,  Braunschweig,  oberrhein.  Worms  u.  Simmern,  obersächs. 
Eur-Sachsen,  Österreich.  Oesterreioh,  sohw&b.  Constanz  und  Württemberg, 
westfäl.  Manster,  Jülich  und  Giere. 

*  G.  F.  Blum  Pragmat.  Er&rter.  der  Grunds,  der  deutschen  Beichskriegsver- 
fasBung.  Frankf.  und  Leipz.  1799.    Er 8  oh  Literatur  S.  128,  153.  --  §.  91.  IL  c. 
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standen  allein  ob.  Yen  diesen  wurde  sie  gefibt  durok  SteUnng  der  ihn^i 
nach  den  Matrikeln  (§.  91.  II.  c.)  obliegenden  Gontingente,  deren 
Aufbringung  und  Unterhaltung  thats&chlich  vom  Willen  der  einzelnen 
Beichsstände,  mindestens  der  grosseren,  fast  ausschliesslich  abhing. 

U.  Die  Ordnung  des  Kriegswesens  nebst  allen  auf  Krieg  und  Frieden 
bezüglichen  Angelegenheiten  gehörte  vor  den  Reichstag  und  wurde  in 
Terschiedenen  Beichsgesetzen  festgestellt.^  Die  ganze  Kriegsverfassung 
bewies  sich  bei  jeder  Gelegenheit  als  unbrauchbar;  wenn  etwas  geleistet 
wurde,  geschah  es,  weil  der  Kaiser  aus  seinen  Hansländem  ein  bedeu- 
tendes Heer  aufstellte  und  einzelne  grossere  Landesheirren  ebenfalls 
weit  über  ihre  reichsgesetzliche  Verpflichtung  hinaus  Theil  nahmen. 

§.  100. 

6.   SelehillHUunrMeB.* 

I.  Die  persönlichen  Einkünfte  des  Kaisers  waren  fast  null,  da  das 
Reich  keine  Güter  oder  nutzbringende  Rechte  mehr  hatte,  der  Erwerb 
und  Genuss  heimfallender  Reichslehen,  deren  Behaltung  in  des  Kaisers 
Hand  statuirt  wurde, ^  nicht  stattfand,  die  vorgeschriebene^  Einlösung 
der  Reichspfandschaften  nicht  eintrat,  Steuern  vom  Kaiser  nicht  auferlegt, 
neue  Zölle  oder  dgl.  nicht  angelegt  werden  durften,*  alle  von  Alters  her 
gebliebenen  sonstigen  Einkünfte  aus  Reichsstädten,  von  den  Juden  u.  dgl. 
gleichfalls  bestimmten  Personen  verliehen  waren,  die  verschiedenen  für 
die  Lehensbriefe  u.  s.  w.  herkömmlichen  Taxen  endlich  den  Erbämtem 
bez.  deren  Substituten  zufielen.^ 

II.  Ebensowenig  gab  es  stehende  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Reichsbedürfnisse  vor  dem  16.  Jahrhundert;  etst  1548  wurde  zur  Be- 
streitung der  Kosten  des  Reichskammergerichts  eine  stehende  Steuer 
(Kammerziele)  von  den  Standen  übernommen,  deren  Umschreibong 
sich  auf  Grundlage  der  Matrikeln  verschieden  gestaltete  und  zuletzt  in 
der  s.  g.  üsualmatrikel  fixirte. ^    Für  die  Deckung  des  Aufwandes 


1  Wahlk^iinlat.  you  1519  §.  24,  sp&iere  Art.  X. 

1  Nach  den  BesohlfiBBen  roxi  1681  sollte  das  Beich  stets  ein  Simplum  tob 
40,000  Mann  bereit  haben  (28,000  zu  Fnss,  12,000  m  Pferd),  nach  denen  Ton  1702 
aber  80,000  im  Frieden,  120,000  zu  Eriegszeiten.    Der  Kaiser  genehmig^  dies  nicht. 

>  L  P.  O,  art.  V.  §.  26,  Wahllcapit.  art.  X. 

•  L  P.  0.  art.  Vm.  Wahlkapit  art.  V.  Vm. 

^  Die  Einkfinfte  des  Kaisers  betragen  zuletzt  18,844  fl.  82  kr.  rh. 

»  R.A.  Ton  1548  (K.  S.  II.  588)  §.  80-85.  Die  Einnahme  besorgte  der  Pfen- 
ningmeister  des  Oammergeriohts.  Die  Usual-Matrikul  Yon  1745  daa  lY.  Zu- 
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zu  Reichskriegen  wurde  vom  Reichstage  eine  nach  dem  Gontiogente  der 
Stande  bemessene  ausserordentliche  Steuer  bewilligt,  fBr  die  man  eine 
Minimal-Einheit,  RSmermonat  genannt,  festsetzte,  welche  dann  ein&ch 
oder  mehrfach  angenommen  und  erhoben  wurde.  Ihre  Beitreibung  fiel 
den  Kreisen  anheim,  war  aber  so  unvollkommen,  dass  sie  mit  der  un- 
genügenden Steuer  die  militärische  Kraft  des  Reichs  sehr  lähmte.*  Die 
von  der  Reichsritterschaft  gezahlten  Subsidien  waren  unbedeutend. 

§.  101. 

7.   B«lekfpoUsMwMeH.* 

Mit  der  zunehmenden  grösseren  Regierungsgewalt  und  der  abneh- 
menden Freiheit,  wie  nicht  minder  den  namentlich  in  den  Städten,  je- 
mehr  die  neuere  Zeit  herannahte,  desto  eigenthümlicher  sich  gestaltenden 
socialen  Zuständen  erweiterte  sich  fortwährend  der  Kreis  der  Gegen- 
stände, welche  der  Staat  in  seinen  Bereich  zog.  Neben  Ordnungen  zur 
Aufrechthaltung  des  Friedens  und  Vermeidung  auch  der  kleineren  Un- 
ordnungen (Duelle,  Schlägereien,  öffentliches  Schelten)  und  der  Aufsicht 
über  das  mehr  und  mehr  verkommene  Münzwesen,  boten  vor  Allem 
die  religiösen  Zustände  Veranlassung  zur  Aufstellung  präventiver  Mass- 
regeln gegen  Störung  der  Religionsübung,  Hierzu  kamen  Festsetzungen 
betrieffs  des  Gewerbebetriebes,  besonders  des  Handels  mit  Lebens- 
mitteln, über  Betrug  durch  XJebervortheilung,  Wucher,  über  Luxus 
(Kleiderordnung),  Missbrauch  der  Presse  (C e n s u r ,  ^  Bücherwesen 
überhaupt),  über  öffentliche  ünsittlichkeit,  verbotene  Verbindungen 
(z.  B.  auf  Universitäten).  Ein  ganz  neuer  Gegenstand  der  Fürsorge  des 
Reichs  war  das  durch  die  Herrn  von  Taxis  begründete  Postwesen, 
welches  vom  K.  Mathias  1615  dem  Grafen  Lamoral  von  Taxis  als 
Reichsregal  zum  Lehen  ertheilt  wurde  (General-Post-Meister- 
Amt).« 


gäbe  S.  109  ff.  Sie  BoUten  108,600  Thlr.  betragen,  betragen  aber  nur  faodsoh 
39,896  Thlr.  15  Gr.;   1758  hatte  das  B.  E.  G.  schon  654,018  Thlr.  Reste  m  fordern. 

<  Die  §;  91  IL  b.  aufgezählten  Beiehsgesetse.  Man  rechnete  (1521  zu  Worms) 
zum  ROmerznge  4000  Reiter  nnd  20,000  FnsBknechte.  Der  Reiter  war  fQr  den  Monat 
mit  12,  der  FuBskneoht  mit  4  fl.  angesetzt.  Ein  Bömermonat  soUte  dem  Kaiser 
128,000  fl.  bringen,  in  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  brachte  er  nur  58,000  fl. 

*  Siehe  die  oben  §.  91.  II.  b.  6  angeführten  Reiohsg^setze. 

^  Fried r*  Sachse  Die  Anf&nge  der  Bflohereeosur  in  Deutschland.  Leipzig 
1870. 

>  T.  Linde,  Das  deutsche  Postreoht  nach  der  bundesgesetzl.  Bestimmung 
unter   Garantie   acht   europäischer  Mftohte,   Giessen  1857   8.  18  bis  143,  S.  248  ff. 
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Drittes  Kapitel. 
TerrilMiM. 


§.  102. 

U   Bl«  B«ie]M-nnteBthlM6r,  Gnftekaftai.* 

L  Die  Folge  in  den  Territorien  blieb  in  den  geistlichen  Ländern, 
deren  manche  im  Laufe  des  16.  nnd  17.  Jahrhunderts  von  weltlichen 
Herren  occupirt  und  durch  den  westfälischen  Frieden  rechtlich  säculari- 
sirt,  auch  einzelne  zu  gemischten  (Osnabrück)  oder  protestantischen 
(Lübeck)  wurden,  geknüpft  an  den  Erwerb  des  geistlichen  Amts,  mit 
dessen  Yerlust  das  Land  selbst  ledig  wurde  (geistlicherY  orbehalt).^ 
In  allen  weltlichen  war  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Primogenitur- 
ordnung  eingeführt < 


die  wichtigsten  Urkunden.  Das  Recht  des  Taxis'schen  Hauses  wurde  durch  den 
B.  D.  H.  S.  von  1803  §.  13,  dann  die  deutsche  B.  A.  Yon  1815  Art.  XYII.  garantirt, 
ist  aher  in  seinem  letzten  Bestände  (Hohenzollem ,  K.  Hessen,  G.  Hessen,  Nassau, 
Hamburg,  Frankfurt,  Weimar,  S.  Meiningen,  S.  Coburg-Gotha,  Reuss  S.  und  j.  L., 
beide  Schwarzburg,  beide  Lippe,  Lfibeck,  Bremen,  Hamburg)  durch  Vertrag  vom 
28.  Januar  1867  an  den  preussischen  Staat  für  die  Summe  yon  2  HüL  Thalem 
Preuss.  Courant  abgetreten. 

*  Literatur  bei  Zöpfl  Grundsätze  des  Staatsr.,  Zachariä  Lehrb.  des  Staats* 
rechts,  Klfiber,  Pfitter  Literatur  des  deutsch.  Staatsr.,  Ersch  Literatur  S.  126  ff. 
—  K.  Sal.  Zachariä  Geist  d.  deutschen  Territorialverfass.,  Leipzig  1800.  J.  F. 
X.  Epien  (▼.  Hartenstein)  Aber  das  Princip  der  deutsch.  Territorialverfassung 
(gegen  Zachariä)  FrkfL  1803.  N.  T.  Gönner  aber  das  recht].  Princip.  d.  deutsch. 
TerritorialTerf.  Landsh«  1804.  —  Moser  Y.  d.  deutsch.  Reichsstande  Landen,  deren 
Landetänden,  Unterthanen  n.  s.  w.  Frankfurt  und  Leipzig  1769.  4.  Ders.  Von  d. 
deutsch.  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten  das.  1744.  4.  J.  R.  you  Roth  Staatsr. 
deutsch.  Reichslande,  Mainz  1790—92,  2  Thle,  —  J.  y.  Sartori  geistL  und  weltl. 
Staatsrecht  der  kathol.  geistl.  Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter,  Nürnberg  1788—91, 
2  Bde.  in  4  Abth.  Interessant:  Ferd.  Walter  das  alte  Erzstift  und  die  Reichsstadt 
Cöln.  Entwicklung  ihrer  Verfassung  vom  15.  Jahrb.  bis  zu  ihrem  Untergange. 
Bonn  1866. 

Ueber  geschlossene  und  offene  Territorien  Lei  st  Staatsr.  S.  88. 
>  Augsb.  Religibnsfriede  §.  18.  L  P.  O.  art.  V.  §.  15. 

*  Durchweg  haben  Observanzen  und  Hausgesetze  den  Vorzug  des 
Mannsstammes,  dieUnTcräusserlichkeitund  die  Untheilbarkeit  festgesetzt 
Hermann  Schulze  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Ffirsienhäuser. 
I.  Jena  1862.  Ders.  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Ffirstenhäusem 
1851.  L.  Pernice,  Die  staatsrechtlichen  Verhältniese  des  gräflichen  Hauses  GKech 
während  des  Bestehens  des  deutschen  Reichs  u.  nach  der  Auflösung  desselben. 
Halle  1839.    Gerber  Das  Hausgesetz  der  Grafen  und  Herrn  Ton  Giech  Yom  Jahr 
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II.  Grund  der  Landeshoheit  war  bei  den  geistlichen  das  mit  dem 
Stifte  verbundene  Beichslehen  (die  Begalien),  bei  den  weltlichen  durch- 
gängig das  Reichslehen,  einzeln  aber  auch  die  allodiale  Herrschaft,  immer 
der  Familienbesitz.  Auf  die  Stellung  der  Landesherren  haben  seit 
EarlY.  entscheidend  eingewirkt:  die  religiösen  Verhältnisse,  die 
Kriege,  die  Verbindungen  von  Beichsständen  unter  einander  selbst  gegen 
den  Kaiser  (der  letzte  vor  dem  Rheinbund  ist  der  1785  geschlossene 
s.  g.  Fürstenbund),  der  Ewige  Landfriede  und  die  aus  ihm  hervorgehende 
ausschliessliche  Berechtigung  der  Landesherren,  in  ihren  Territorien  den 
Landfrieden  zu  handhaben,  die  Errichtung  stehender  Heere,  die 
Verbindungen  mit  auswärtigen  Fürsten,  die  allmälige  Unterdrückung  der 
landständischen  Macht.  Durch  diese  Momente  wurde  im  Einzelnen 
rascher  oder  langsamer,  je  nachdem  alle  jene  Umstände  und  andere 
zusammentrafen  oder  nicht,  die  Landesherrlichkeit  allmälig  zur  vollen 
Hoheit  über  das  Land  und  Alles,  was  darin  sich  befand. 
Der  Westfälische  Friede^  sauctionirte  nur,  was  factisch  bestand  und  nicht 
mehr  zu  ändern  war.  Auch  in  der  Theorie,  welcher  die  romanisirenden 
Juristen  mit  ihrer  dem  romischen  Rechte  entlehnten  Anschauung  über 
die  absolute  Qewalt  des  Landesherrn  bedeutenden  Vorschub  leisteten, 
erschienen  die  Landesherren  seither  als  Kaiser  in  ihrem  Land e.^ 
Ihre  superioritas  territorialis  (jus  superioritatis,  territoriale,  ter- 
ritorii  et  superioritatis,  Landeshoheit,  hohe  Landesobrigkeit)  war  in  den 
Wahlkapitulationen  und  Reichsgesetzen  gesichert.  Sie  nahm  ganz  be- 
sonders durch  die  Vergrösserung  einzelner  Territorien  und  den  Besitz 
auswärtiger  Länder  in  den  Händen  deutscher  Fürsten,  ^  sowie  die  Reichs- 
standschaft fremder  Souveräne  zu ;  denn  was  der  eine  besass,  nahm  der 
andere  gern  in  Anspruch,  wobei  er  gegenüber  dem  Kaiser  stets  auf  den 
Beistand  der  meisten  rechnen  konnte.  Die  Einwirkung  des  Kaisers  auf 
die  Territorialverhältnisse  war  gänzlich  zurückgetreten;  die  wenigen  Fälle 


1855.  TfibiDgen  1858.  Anhang  (TOn  H.  Schulze)  bei  Stobbe  11.  498  ff.  — 
A.  W.  Heffter  Die  Sonderrechte  der  Bonveränen  n.  der  mediatisirten  vormals 
reichsBtändisohen  Hftnser  DeutschlandB.  Berlin  1871.  —  Die  Bnndesakte  art.  XFV. 
wahrt  den  MediatiBirten  ihr  Recht,  das  wohl  mit  Auflösung  des  Bundes  nicht  ent- 
fallen ist. 

»  I.  P.  0.  art.  Vin.  §.  1  tt.  a. 

*  „Qniiibet  Status  tantum  potest  in   suo  territorio,  quantum  Imperator  in  im- 
perio**  ist  die  überall  wiederkehrende  Regel. 

&  Oesterreioh  für  Ungarn,    Brandenburg   als   KSnig   in   Preussen,    Eonig  Yon 
Dänemark    für  einen  Theil   HolsteiuB,    England  für  Lüneburg,    Calenberg  u.  s.  w., 
Schweden  für  Vorpommern  und  Wismar,  Russland  für  einen  Theil  Holsteins. 
T.  Schalte,  Beichs-  nnd  Bechtsgesch.   4.  Aufl.  21 
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in  denen  es  den  Unterthanen  frei  stand,  den  Schutz  des  Kaisers  oder 
der  Reichsgerichte  anzurufen,  "waren  nur  eine  geringe  Schranke.  Kam 
eine  Beschwerde  vor,  so  bot  die  schleppende  Justiz,  die  precare  Exe- 
cution,  vor  Allem  aber  der  dem  Landesherm  nie  fehlende  Beistand  der 
übrigen  Stande  selten  eine  genügende  Abhülfe. 

m.  Auf  solche  Art  durch  das  Beich  wenig  beschränkt,  ja  yod  ihm 
und  auswärtigen  Mächten*  mit  völkerrechtlicher  Selbstständigkeit  aner- 
kannt» ward  es  den  meisten  Landesherren  leicht,  die  Mitwirkung  ihrer 
Landstände  auf  ein  Minimum  zu  reduciren,  selbe  einzeln  geradezu 
aufizuheben,  nicht  einzuberufen  und  namentlich  in  den  neu  erworbenen 
Territorien  absterben  zu  lassen.  Hieraus  floss  von  selbst  die  Erstreckung 
der  Regierung  auf  alle  Theile  des  Rechtslebens,  so  dass  öffentliches  wie 
Privatrecht  fortan  in  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  eine  fast  aus- 
schliessfiche  Entwickluug  fand.? 

lY.  Obwohl  die  Patrimonialgewalt  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  er- 
hielt, ^  erscheinen  dem  Landesherm  gegenüber  alle  Einwohner  als  Unter- 
thanen.*   Dies  wird  stets  praktischer  durch  neue  Formen  der  unmittel- 


•  I.  P.  0.  art.  Vm.  §.  2 

7  YerhAltnisBinftBsig  blieb  nnr  in  wenigen  Territorien  die  landst&ndisohe  Yer- 
,  fassong  in  Kraft.    Anhang  IL 

B  Ffir  die  Mediatisirten  garantirte  die  Rheinbnnds-Aote  Art  27.,  dann 
die  Bnndesacte  Art.  14.  die  Belaasong  der  Patrimonialgerichtsbarkeit,  nach  Um- 
standen anoh  in  2.  Instanz;  letztere  that  ein  Gleiches  für  die  Beiohsrittersohaft 
bezügl.  der  1.  Instanz.  Weiter  sicherte  die  B.A.  ersteren  ^Ortspolizej  und  Aufsicht 
in  Kirchen-  und  Schulsachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  nach  Vorschrift 
der  Landesgesetze,  welchen  sie,  sowie  der  Militänrerfassung  und  der  Oberaufeicht 
der  Regiemngen  über  jene  Zuständigkeiten  unterworfen  bleiben,*'  letzeren  „Patri- 
monial-  und  Forstgeriohtsbarkeit,  Ortspolizey*'  „nach  Vorschrift  der  Landes scesetze**. 
Durch  Uebereinkommen  wurden  in  Preussen  bis  1849  riele  Patrimonialgerichte 
aufgelöst,  das  Ges.  Yom  2.  Jan.  1849  hob  sie  YöUig  auf,  V.U.  Art  42.  In  0  est  er- 
reich, wo  die  Tolle  Verwaltung  in  1.  Instanz,  nicht  blos  die  Gerichtsbarkeit,  ge- 
blieben war,  hob  sie  auf  das  Ges.  rom  7.  Septbr.  1848.  V.U,  YOm  4.  März  1849 
§.  100  u.  a.;  Baiern  Ctos.  Tom  4.  Juni  1848;  Hannover  Gesetz  rom  8.  Noy.  1860 
§.  8;  Sachsen  Ges.  Yom  11.  August  1856;  Cob.  Gotha  Grundges.  t.  1862  §.  186. 
Früher  schon  in  Baden  V.  0.  Yom  1.  Januar  1818;  Braunschweig  V.  O.  YOm 
26.  H&rz  182S  u.  a.  Auf  dem  linken  Rheinufer  waren  sie  mit  der  franz.  Herrschaft 
gefallen. 

•  Der  westfftl.  Friede  (z.  B.  L  P.  O.,  V.  §.  80,  88  u.  6.)  fasst  wiederholt  alle 
Klassen  der  Bewohner  mit  dem  Worte  „subjeoti^  zusammen.  Ein  Blick  in  die  Lan- 
desordnungen lehrt  dasselbe.  In  der  L.  O.  Ferdinands  U.  fOr  Böhmen  von  1627 
wird  in  der  Publikation  ganz  allgemein  Yor  ^Unterthanen^  gesprochen;  im£rb-Hul- 
cligangseide  schwört  man  ausdrücklich  als  „gehorsamer,  getreuer  Untertban.^  Eben- 
so im  Württ.  Landr.  Yon  1610  Vorr.  Tit  L  u.  s.  w. 
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baren  landesherrlichen  Begierung  und  Erweiterung  ihres  Umfanges  nach 
allen  Kichtungen  des  social-politischen  Gebietes*  Die  fortgesetzte  mittel- 
alterliche Anschauung,  alle  Eünnahmen,  nicht  blos  die  aus  Domänen,  lo 
seien  landesherrliche,  führte,  seitdem  dieselben  zur  Deckung  der  Ausgaben 
nicht  reichten,  in  den  grösseren  Territorien  zur  Schaffung  einer  Central- 
stelle  (Hofkammer  u.  dergl.)  mit  eigenen  untergebenen  Aemtem  für  Ein- 
treibung, Verwaltung  u.  s.  w.^i  Die  Beibehaltung  wurde  um  so  nothiger, 
als  die  anf&nglich  freiwillig  und  stets  für  einmal  bewilligten  Summen  zu 
stehenden  Jahresbudgets  wurden,  deren  Aufstellung  dem  Herrn  einzeln 
beim  Mangel  yon  Ständen  faotiscb  freistand,  in  anderen  obwohl  wider- 
strebend bewilligt  werden  musste,  bis  die  Bewilligung  zur  Form,  das 
Besteuerungsrecht  zur  Thatsache  wurde,  so  gewiss  auch  nach  Beichsrecht 
der  Herr  die  Unterthanen  nur  für  Beichszwecke  besteuern  durfte  i^  (Sub- 
coUecturrecht),  die  darüber  hinausgehende  willkürliche  Besteuerung  Ter- 
boten  war.  1« 

y.  Das  neue  Heerwesen  äusserte  in  dreifacher  Hinsicht  entscheiden- 
den Einfluss.  Erstens  hatte  es  zur  nothwendigen  Folge  oberste  Militär- 
behörden und  durch  die  nöthige  stehende  Ergänzung,  Ausbildung  und 
Disciplin  des  Heeres  untere  im  ganzen  Lande  ausgebreitete  Organe, 
mochten  dazu  eigene  geschflffen  oder  damit  die  ständischen  oder  patri- 


10  lieber  die  BeohtSYerhältzuBse  der  Dom  an  en  besonderB  die  Frage:  ob  dieselben 
HauBgut  oder  Staatsgut  sind,  Zaohariä  Das  rechtL  Yerhältniss  des  fürstlichen 
KammergutB,  insbes.  im  H.  S.-Meiningen,  G5tt  1861.  Ders.  Das  Eigenthamsreoht 
am  deutBChen  Kammergnt,  das.  1864.  Reyscher  Die  Rechte  des  Staats  an  den 
Domänen  n.  8.  w.,  Leipzig  1868.  üeber  die  meiningische  Sache  Schriften  Ton 
Böttiger,  Yahlkampf,  Luther,  Oberländer  n.  a.  angezeigt  in  Krit. 
Yiertel  Jahrs  sehr.  IV.  544  ff.  nnd  A.  Yollert  Die  Entstehung  und  die  reohtl. 
17atur  des  EammerrermögenB  in  Deutschland  überhaupt  und  in  den  S.  Emestinischen 
Landen  insbes.  Jena  1857.  —  Das  Eammergut  ist  Hausgnt  der  Familie,  kann  aber 
rechtsgültig  dem  Lande  übertragen  werden.  Geschieht  das  durch  Gesetz,  so  ist  ein 
Einspruch  nicht  zu  begründen.  Geschehen  ist  es  i.  B.  in  Baiem,  G.  Hessen,  Co- 
burg, Meiningen. 

11  Für  die  Finanzgeschichte  der  einzelnen  Länder  ist  bisher  wenig  geschehen, 
A.  Gindelj  Geschichte  der  böhmischen  Finanzen  von  1526  bis  1618,  Wien  1868, 
4.  liefert  eine  höchst  fleissige  und  genaue  Mittheilung  aus  den  seit  Ferdinand  I.  im 
Ganzen  regelmässig  wiederkehrenden  Forderungen  und  Bewilligungen  und  steUt  die 
ordentl.  Einnahmen  des  Königs  bis  ins  kleinste  Detail  dar. 

i>  B.  A.  Y.  1580  §.  118,  Speier  1542  §§.  53,  54.,  Nürnberg  1548  §.  24,  Speier 
1544  §§.  10,  11,  Augsburg  1548  §.  102,  Execnt.-Ordn.  Ton  1555  §.  82,  R.  A.  you 
Augsburg  1566  §.  42,  Regensburg  1576  §.  11,  Augsburg  1582  §§.  10,  11,  J.  R.  A. 
▼.  1654  §§.  14,  160,  181,  Kais.  Dekr.  von  1670. 

i>  Kais.  Dekr.  rem  12.  Febr.  1671  (Keue  Samml.  lY.  S.  83  ff.). 

21* 
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monialen  betraut  werden.  ^^  Als  die  Gonscription  zuerst  concurrirend  mit 
dem  Werbesystem  im  18.  Jahrb.,  mit  ihr  die  Eintheilung  in  Cantone, 
dann  jene  ausschliesslich  eintrat,  wurden  militärische  Gentralstellen  nothig. 
Zweitens  hatte,  da  das  Lehenwesen  seine  historische  und  sociale  Grund- 
lage verloren  hatte,  so  vereinzelt  auch  die  Anerkennung  dessen  in  den 
Gesetzen  sich  zeigte,i^  der  durch  dasselbe  getragene  niedere  Adel,  dessen 
personliche  Dienstpflicht  bis  in  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hinein 
überall  fortfiel  und  sich  einzeln  zu  dem  rechtlichen,  fast  fiberall  factischen 
Privileg  umgestaltete,  die  Officiersstellen  zu  bekleiden,  den  Anspruch  auf 
die  bisherige  politisch  hervorragende  Stellung  verloren.  Er  behielt  sie 
gleichwohl,  weil  die  Landesherren  eingedenk  ihres  Ursprungs  in  ihm 
Quasistandesgenossen  sahen,  wurde  aber  daffir  dem  Herrn,  welchem  die 
Militärmacht  ohnehin  nicht  blos  Ordnung  im  Innern  zu  schaffen,  sondern 
jeden  Widerstand  niederzuhalten  gestattete,  durch  die  Stellung  in  der 
Armee,  die  mit  der  höheren  Stellung  des  Herrn  immer  steigenden  und 
gesuchten  Hofdienste  und  Hoftitel  zu  Werkzeugen  der  Hermgewalt, 
wodurch  er  sich  besonders  in  jenen  Territorien  als  erste  Macht  erhielt, 
wo  mit  der  Säcularisation  der  vom  Herrn  unabhängigste  Stand:  die 
Prälaten,  entfallen  oder  doch  machtlos  war.  Drittens  lag  mit  der  neueren 
Umgestaltung  des  Heereswesens  und  der  hierdurch  vor  Allem  herbeige- 
führten li^othwendigkeit  stehender  Staatsabgaben  die  grösste  Last  auf 
der  Masse  der  Staatseinwohner,  auf  dem  Stande  der  Bürger  und  ganz 
besonders  der  Bauern.  Seit  diese  die  Heere  bildeten  und  die  Staats- 
lasten trugen,  von  denen  die  privilegirten  Stände  entweder  befreit  waren 
oder  zu  denen  doch  ihre  Rechte  dort,  wo  sie  mithalten  mussten  (in 
Oesterreich)  in  keinem  Yergleich  standen,  hätte  man  billigerweise  ihre 
Abhängigkeit  aufheben  und  ihnen  politische  Rechte  geben  müssen.  Wäre 
das  zu  rechter  Zeit  von  den  herschenden  Ständen  erkannt  und  angeregt 
oder  concedirt  worden,  so  hätte  die  Entwicklung  (wie  in  England)  eine 
naturgemäase  werden  und  die  Verfassung  des  Staats  von  unten  auf  sich 
ausbauen  können,  anstatt  dass  sie  jetzt  in  unserem  Jahrhundert  als  Pro-* 
duct  der  Theorie  dem  Staate  äusserlich  zugeführt  wurde.  Weil  es  nicht 
geschah,  sah  die  Masse  des  Yolks  in  dem  Staate  den  Beschützer  gegen 
die  Stände  des  Landes,  musste  jede  Beschränkung  ständischer  Rechte 


>«  Aehnlioh  wie  noch  jetzt  in  Oesterreicli  die  Magistrate  einzelner  Städte  ge- 
wisse rein  polit.  Angelegenheiten  (Stenerwesen,  Gonscription  n.  o.)  ^im  übertrage- 
nen Wirkungskreise**  besorgen. 

1'  Das  Allodifications-Ediot  des  K.  Friedrich  Wilhelm  I.  Yon  Prenssen  y.  5.  Jan- 
1717  bildet  eine  staatsmännisch  herrorragende  That. 
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gefallen,  der  Absolutismus,  je  rücksichtsloser  er  die  Höheren  behandelte, 
desto  populärer  werden.  ^^  So  erschien  die  landesherrliche  Allgewalt  der 
Masse  als  ein  Glück,  und  fand  in  dieser  den  besten  Bundesgenossen» 
seitdem  sie  ihr  den  Weg  zu  allen  Staatsämtern  Sffiiete,  um  sich  gegen- 
über alle  Bechte  zu  gleicherweise  dienstbaren  zu  machen.  Dadurch 
wurde  mit  dem  Bureaucratismus  der  Absolutismus  möglich,  um  dann, 
nachdem  in  der  That  die  Gleichmachung  eingetreten  war,  durch  die  Yer- 
hältnisse  gezwungen  zu  werden,  die  politischen  Bechte  des  ganzen  Yol- 
kes  anzuerkennen.  So  konnte  endlich  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze 
mit  der  allgemeinen  Freiheit  eintreten;  so  konnten  Zustände  wieder- 
kehren, wie  sie  die  Geschichte  vor  tausend  und  mehr  Jahren  findet« 
lHui  machte  sich  der  nothwendige  Unterschied  geltend,  dass  jetzt  ent- 
weder der  Steuergulden  über  die  Grosse  der  politischen  Rechte  entschei- 
det oder  der  consequentere  Satz  Anwendung  findet,  dass  die  active  und 
passive  Wahlfähigkeit  jedem  volljährigen  oder  ein  bestimmtes  Al- 
ter habenden  im  Yollbesitze  der  bürgerlichen  Ehre  befindlichen  Staats- 
bürger^'^  zusteht.  Ob  sich  daneben  auf  die  Dauer  noch  Vorrechte, 
wie  sie  auf  historischer  Basis  sich  in  der  Mitgliedschaft  der  Herren- 
häuser, ersten  Kammern,  ^^  erhalten  haben,  oder  auch  nur  überhaupt 
das  Zweikammersystem  halten  wird,  darf  auch  der  bezweifeln,  welcher 
diesen  fast  voraussichtlichen  Fortfall  bedauern  müsste. 


16  Das  glänzendste  Beispiel  ist  E.  Josephs  U.  Popularität,  der  die  Landstände 
ignorirte,  die  Nationalität  nicht  beachtete,  die  Kirche  ad  libitnm  commandirte,  aber 
Fürsten  wie  Banem  der  Strafe  des  Schifiziehens  unterwarf. 

17  Diese  Entwicklung  ist  für  Deutschland  bereits  erfolgt,  wird  in  Oesterreich, 
Baiern,  Preussen  you  yielen  Seiten  lebhaft  verlangt. 

1^  In  den  süddeutschen  Staaten  und  einigen  norddeutschen.  Da  in  Preussen 
die  erste  Bildung  der  ersten  Kammer  lediglich  durch  k5nigl.  Ordre  erfolgt  ist,  so 
beruhet  sie  historisch  und  juristisch  auf  anderen  Prinoipien,  obwohl  die  Mediati- 
sir ten  als  solche  berufen  sind,  ebenso  der  „altbefestigte'  Grundbesitz.  Das  Oester- 
reichische  Herrenhaus  hat  gar  keine  historische  Basis.  Denn  1.  beruhet,  abgesehen 
von  den  Erz-  und  Fürst-Bischöfen,  die  Mitgliedschaft  nur  auf  kais.  Ernennung, 
2.  ezistirt  —  da  die  Dietriohsteine  ausgestorben  sind,  —  keine  Person,  die  inner- 
halb der  Monarchie  einen  die  Reiohsstandschaft  oder  Reichsritterschaftsqualität 
gebenden  Grundbesitz  gehabt  hätte,  3.  ist  keine  frahere  landständische  Qualification 
als  solche  massgebend  gewesen.  Das  allenthalben  zulässige  Recht  der  Pairs- 
creirung  kann  mit  dem  PersonaUsmus  der  Reiehszeit  nicht  yerglichen  werden.  Das 
Einkammersystem,  welches  nur  Mecklenburg  auf  alter  Grundlage  hat  u.  die  5sterr. 
Landtage,  obwohl  Böhmen  und  andere  Länder  grösser  sind  als  alle  bez.  die  meisten 
Staaten  Deutschlands,  selbstverständlich  Preussen  ausgenommen,  ist  bereits  auf  dem 
politischen  Wunschzettel  eingetragen. 
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YI.  Die  Aenderung  der  kirchlichen  Yerhältnisse  bot  eine  weitere 
Stütze  der  landesherrlichen  Gewalt  und  den  Grand  staatlicher  Regie- 
mngsorgane.  Von  dem  ;, Cujus  regio  illius  religio^  schuf  das  Normal- 
jahr^*  eine  blos  faktische  Ausnahme,  Hess  aber  das  Princip  bestehen, 
der  Landesherr  habe  auch  für  das  religiöse  Wohl  der  Unterthanen  Sorge 
zu  tragen.  So  lange  man  dies  in  den  katholischen  Territorien 
im  Sinne  und  nach  dem  Wunsche  der  Kirche  handhabte  und  durch  Ge- 
genreformationen, Censur  und  Jesuiten-Erziehung  unterstützte,  ersetzten 
päpstliche  Indulte^o  die  nach  kirchlicher  Auffassung  den  Landesherren 
abgehenden  Befugnisse.  Die  Verordnungen  in  publice  -  ecclesiasticis 
kommen  unter  E.  Ferdinand  I.  auf,  werden  seitdem  zahlreicher  und 
finden  nur  ihren  Abschluss  in  dem  unter  Maria  Theresia  auftretenden 
Systeme  Staats  -  kirchlichen  Begiments,^!  das  man  mit  dem  Namen 
Josephinismus  zu  bezeichnen  pflegt,  obwohl  es  jetzt  nur  intensiver 
wurde  und  principiell  kaum  eine  Neuerung  aus  dem  G^nde  war,  weil 
sich  doch  von  selbst  verstand,  dass  die  katholischen  Landesherren  sich 
nicht  weniger  Rechte  beilegten  als  ihnen  nach  den  Reichsgesetzen  zu- 
standen und  die  evangelischen  übten,  zumal  bereits  im  Mittelalter  na- 
mentlich in  Oesterreich,  Böhmen  u.  s.  w.  die  Landesherren  ganz  andere 
Rechte  stets  geübt  hatten »  als  ihnen  die  Eirchengesetze  gestatteten.^^ 
In  den  protestantischen  Territorien  stand  dem  Landesherm 
die  Eirchenhoheit  nach  der  Auffassung  der  deutschen  Reformatoren  zu. 
Damit  hatten  sie  eine  bedeutendere  Quelle  der  Macht  erlangt,  die  Säcula- 
risation  bot  Mittel,  welche  vielfach  zur  Creirung  tüchtiger  Anstalten  benutzt 
wurden.ss  Nachdem  der  Orthodoxismus  gefallen,  trat  in  denselben  eine 
Entwicklung  auf  allen  Gebieten,  des  Lebens  ein ,  welche  unstreitig  bis 
in  die  neuere  Zeit  die  der  katholischen  hinter  sich  liess.    Der  Prote- 


>•  I.  P.  0.  art  V.  §.  32.  sqq.    Mein  Eirohenreclit  I.  401  fg. 

*o  Mein  Eirohenr.  I.  (Quellen)  879  ff.,  Lehrb.  d.  Kirohenr.  8.  Anfl.  S.  150  ff. 
Friedberg  Die  Gränzen  swisoben  Kirobe  und  Staat.  Tübingen  1872.  8.  Abth«  gibt 
reiches  Detail. 

"  Mein  Kirohenr.  I.  880  Note  88,  Friedberg,  LipoTsky  Baierns  Eirohen- 
nnd  Siitenpolizey  unter  seinen  Herzögen  und  Churftbrsten,  Müncben  1821. 

s*  Die  Steuerfreiheit  des  Clerus  wird  im  H.  Oesterreich  schon  im  14.  Jahrh. 
nicht  beachtet  Berchtold  Oesterr.  Landeshoh.  S.  203.  Zu  Yerftusserungen  geistl. 
Güter  gehörte  in  Böhmen  stets  Consens  des  Königs  u.  s.  w. 

**  Die  Ffirstensohulen  und  Gymnasien  zu  Meissen,  (Schul-)  Pforta,  Grimma^ 
Leipzig,  Magdeburg,  Merseburg,  Zeitz,  Naumburg,  Dresden,  das  Joachimsthalische, 
zum  grauen  Kloster  in  Berlin,  Brandenburg,  Frankfurt  a.  d.  0.,  die  üniversitftten 
Harburg  1526,  Königsberg  1544,  Jena  1558,  Halle  1694,  Helmstadt  1576  u.  s.  w. 
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stantismus  hat  nicht  darch  sein  Princip  und  nicht  abBichtlich,  aber  that- 
sSchlich  zur  Freiheit  gefuhrt. 

YII.  Die  staatliche  Machterweitening  auf  den  vorher  geschilderten 
Gebieten  ging  gleichen  Schritt  mit  dem  Aufschwünge  des  Handels,  den 
Veränderungen  in  der  Gesellschaft,  welche  die  Entdeckung  Amerikas, 
die  Buchdruckerkunst  u.  a.  m.  hervorbrachteu.  Prompte  Justiz,  einheit- 
liche Rechtspflege  als  deren  Mittel,  wiederholte  Prüfung  der  Urtheile 
erchienen  desshalb  nothig  und  waren  mit  dem  fremden  Processe  von 
selbst  gegeben.  Oberste  Gerichtshofe,  Oberappellations-,  Ober- 
hofgerichte >^  als  Spruch-  und  Aufsichtsbehörden  wurden  geschaffen,  um 
das  Recht  des  Landesherm,  auf  Supplikation  die  Revision  vorzunehmen, 
zu  verwalten.  Damit  im  Zusammenhange  stand  die  Yorschrift,  vom 
Richter  bestinmite  Erfordernisse  zu  erlangen.  So  ergab  sich  eine  Justiz- 
verwaltung  als  noth wendig. 

YUL  Zur  Erziehung  des  Beamtenheeres  hatte  man  Anstalten  noth- 
wendig.  Die  Universitäten  waren  zwar  da,  aber  ihre  Autonomie 
passte  nicht  mehr  und  der  Kreis  ihrer  Disciplinen  bedurfte  der  Erwei- 
terung. Wie  zuerst  die  Päpste**  zu  Gunsten  der  Jesuiten  die  üniversi- 
tätsautonomie  behoben  hatten,  so  thaten  die  Fürsten  ein  Gleiches. 
Gründung  von  Staatsgymnasien  oder  Beaufsichtigung  der  bestehen- 
den war  eine  weitere  Consequenz.  Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
unterstellte  man  auch  den  Yolksunterricht,  den  bis  dahin  die  Kir- 
chen allein  geleitet  hatten,  der  staatlichen  Aufsicht  und  Gesetzgebung.*^ 
Allmälig  war  auch  seit  dem  16.  Jahrhundert  das  Armen-  und  Stif- 
tungswesen in  den  Bereich  des  Staats  gezogen  worden.*''  So  nahmen 
die  Staatsgeschäfte  gewaltig  zu  und  fanden  in  den  Centralbehorden, 
welche  endlich  allgemein  als  Cultus-und Unterrichtsministerium, 
Minist,  der  geistl.  Unterrichts-Medicinal- Angelegenheiten  bezeichnet  wur- 
den,  und  deren  Organen  ihre  Ausfuhrung. 

IX.  Nothwendig  waren  für  das  Gentrum  untere  Organe.  Als  solche 
fnngirten  bald  eigene  landesherrliche,  bald  die  herrschaftlichen  unter 
Staatscontrole  und  mit  früher  Einflussnahme  des  Staats  auf  die  Anstel- 


>^  Da  im  Beiobe  für  die  Territorien,  denen  kein  prir.  de  non  appellando  zu 
Gebote  stand,  das  Beichskammergericht  dritte  Instanz  war  und  zugleich  die  Justiz- 
pflege  in  den  Territorien  beaufsichtigte,  so  kam  beides:  Einsetzung  einer  3.  In- 
stanz u.  Aufsicht  der  oberen  Gerichte  Aber  die  niederen,  in  den  übrigen  Ton  selbst. 

*»  Mein  Aufsatz  im  Archiy  für  kath.  Eirohenr.  XIX.  28  ff. 

*«  In  Oesterreioh  seit  K.  Maria  Theresia.  Freih.  y.  Helfert  Die  dsterr. 
Yolkssohule.    I.  Die  Gründung  der  ö.  Volksschule  durch  M.  Th.,  Prag  1861. 

!7  Roth  in  den  Jahrb.  für  die  Dogmatik  des  heut.  gem.  Bechts  I.  189  ff. 
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luDg.s®  Seitdem  die  Leibeigenscliaft  aufgehoben  war,  glaubte  man  überall 
zum  Schutze  der  Unterthanen  Staatsbehörden  creiren  zu  müssen.^*  An 
sie  übertrug  man  bald  alle  Functionen«  Dadurch  kam  in  den  grösseren 
Territorien  allmälig  das  System  dreier  Instanzen  in  der  Verwaltung  auf, 
wobei  die  mittlere  durch  die  für  das  historisch  selbststandige  Gebiet 
(z.  B*  in  Oesterreich  für  Böhmen,  Mähren  u.  s.  w.,  in  Preussen  für 
Brandenburg,  Pommern  u.  s.  f.)  gecha£Penen  obersten  Organe  gegeben 
war,  bis  sich  dann  zuletzt  in  einigen  (Oesterreich:  Bezirks-,  Kreis- 
Aemter,  Statthalterei,  Ministerium)  gar  eine  vierfache  Abstufung  ausbil- 
dete, deren  Ueberflüssigkeit  erst  vor  wenigen  Jahren  beseitigt  worden 
ist,  während  es  in  den  meisten  deutschen  Staaten  wahrlich  auch  keiner 
anderen  Behörden  bedürfte,  als  der  Ministerien  und  Aemter. 

X.  Seit  dem  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  war  mit  der  Einrich- 
tung stehender  Gesandtschaften  für  den  Kaiser  die  Nothwendig- 
keit,  seit  dem  westfälischen  Frieden  für  alle  Fürsten  die  Gelegenheit 
geboten,  in  dem  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  eine  Gen- 
tralstelle  zu  creiren,  mit  der  wegen  ihrer  Yomehmheit  vielfach  das  des 
Hauses  verbunden  wurde« 

XI.  Immer  complicirter  war  die  Begierung  geworden,  immer  kost- 
spieliger. Dem  äusserem  Erfolge  nach  nahm  die  Macht  durch  das  Be- 
amtenheer stets  zu.  Die  Stände  wurden  bei  Seite  geschoben  oder  der 
Form  halber  befragt«  Man  darf  sagen,  am  Ende  des  vorigen  Jahrhun- 
derts war  die  innere  Unbeschränktheit  der  Landesherren  Thatsache.  Sie 
näherte   sich  gegen  den  Ausgang  des  Beichs  der  Souveränität ;  ^o   die 


s8  Xn  den  Ländern  des  Karf.  Ton  Brandenburg  hatte  nur  die  Mark  das 
priy.  de  non  appelJando;  die  3.  Inst,  bildete  die  Revieion  anf  Grand  der  Suppli- 
cation  an  den  Landesherm.  Im  J.  1702  erwarb  E.  Friedrich  I.  das  priT.  de  non 
appellando  (in  petitorio  auf  2500  Qoldgulden  beeohränkt)  und  übertrug  die  Ent- 
scheidung in  8.  Inst,  dem  ^Geheimen  Justis-Rathe'*.  Schon  1703  -wurde  das 
Oberappellations-Gericht  („Tribunal*^)  errichtet.  Aus  Preussen  ging  die  Re* 
▼ision  an  den  König,  welche  1731  dem  0.  A.  G.  zur  Abfassung  des  Urtheilsentwurfs 
zugewiesen  wurde.  Erst  seit  1883  bez.  1849  hat  die  Monarchie  ein  oberstes  Ge- 
richt.   Im  17.  Jahrh.  gab  man  bereits  Vorschriften  Aber  die  Prüfung  der  Richter. 

'^  Ferd.  III.  Declarat.  u.  Nov.  zur  Vorn.  Landesordn.  für  ßöhmen  ad  Aa.  XXI. 
Terbieten  den  „Obriste  Landofficirern  sich  des  tituls  des  Königreichs  zu  gebrauchen, 
sondern  sich  unsere  Kön.  Obriste  Landoff.  im  Königreich  B.  zu  nennen  und 
schreiben.^  In  Brandenburg  bildete  sich  schon  im  17.  Jahrhunderte  das 
noch  jetzt  bestehende  Institut  der  Landräthe  mit  der  Kreiseintheilung  und 
Kreisständen  aus,  welches  auf  Schlesien  1742,  Ostpreussen  1752,  Westfalen  1753 
und  später  auf  die  erworbenen  Länder  ausgedehnt  wurde.  H.  A.  Mascher  Das 
Institut  der  Landräthe  in  Preussen.  Hist.  jur.  und  nationalökon.  skizzirt,  Berlin  1868. 

*°  Baiern    und  Württemberg    hatten   1805   den  Königstitel  angenommen; 
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Kriege  Friedrichs  des  Orossen  brachten  zum  Bewussisein,  dass  Elaiser 
und  Beich  gegen  Stände  nichts  vermochten,  welche  gegen  Kaiser  und 
Reich  mit  Erfolg  Krieg  zu  fuhren  verstanden.  Der  Hubertsburger  Friede 
lieferte  den  Beweis,  dass  der  Kaiser  thatsSchlich  nur  mehr  ein  Oenosse 
des  mächtigsten  Fürsten  war  und  dass  bereits  in  dem  Dualismus  der  bei- 
den Wächter  im  Osten  der  Keim  zur  Spaltung  des  Beichs  lag,  dass 
Oberhaupt  die  kaiserliche  Macht  bei  dem  ersten  äusseren  Anprall  auf- 
hören werde,  eine  Schranke  fQr  die  noch  mangelnde  nominelle  Souve« 
ränität  der  Reichsfürsten  zu  bilden.  ^^ 

Xn.  Je  mehr  unter  dieser  Entwicklung  das  Reich  dahinsiechte,  der 
Verband  des  Kaisers  mit  den  Reichsständen  ein  leerer  Begriff  wurde, 
desto  kräftiger  entfalteten  sich  einzelne  Territorien,  unter  denen  das 
brandenburgisch-preussische  seit  Friedrich  ü.  voranging  durch  Hand- 
habung prompter  Justiz,  Hebung  des  öffentlichen  Unterrichts  und  I^ieder- 
f  eissen  der  Schranken,  welche  dem  Aufschwünge  des  individuellen  Lebens 
der  keiner  privilegirten  Klasse  Angehörigen  entgegen  standen. 

§.  103. 

S.   Die  Belehittldte.« 

Man  bestritt  Seitens  der  Fürsten  den  Reichsstädten  auf  den  Reichs- 
tagen das  Votum  decisivum,  bis  der  westfälische  Friede  dasselbe  aner- 
kannte^ und  ihnen  in  politischer  wie  religiöser  Beziehung^  die  gleiche 
Territorialhoheit  zusprach.  Alle  directen  Beziehungen  zum  Reiche  hatten, 


doroli  Art  7  des  Pressburger  Friedens  Yom  26.  Dez.  1805  wurde  dies  bekannt  und 
sanctionirt.  Ja  Art  14  desselben  spraob  von  roUer  SouTerAnität  der  K.  Yon  Baiern 
und  Württemberg  und  des  Mark^.  von  Baden  auch  in  ihren  alten  Staaten. 

*i  üeber  die  Zustände  der  Territorien  in  den  letzten  Zeiten  des  Beichs  ent- 
hftlt  schätzbares  Material:  dem.  Theod.  Perthes  Politische  Zustände  und  Per- 
sonen in  Deutschland  zur  Zeit  der  franz.  Herrschaft.  Das  sfidliohe  und  westl. 
Deutschland.  Gotha  1862.  11.  Bd.  Die  deutschen  Länder  des  Hauses  Oester- 
reich,  1869.  Ders.  Das  deutsche  Staatsleben  yor  der  Bevolution,  Hamburg  und 
Gotha  1845. 

*  Von  der  Reichsstadt.  Begierungsverf.  Stuttg.  1772.  4.  Malblanc  Abhandl. 
aus  dorn  reichsstädt.  Staatsr.  Erlangen  1793.  Belehrend  und  interessant  sind  ge- 
naue Schilderungen  der  Zustände,  welche  nach  kaum  zwei  Mensohenaltern  uns  viel- 
fach märchenhaft  erscheinen.  Weyden,  Köln  am  Bhein  vor  fünfzig  Jahren. 
Sittenbilder,  Köln  1862.  Eudorlin  Die  Beiohsstadt  Schweinfurt  während  des 
letzten  Jahrzehnts  ihrer  Beichsunmittelbarkeit  u.  s.  w.  Schweinf.  1862. 

1  I.  P.  0.  art.  Vm.  §.  4. 

*  I.  P.  0.  art.  V.  §.  29. 
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abgesehen  yon  der  Competenz  der  Reichsgerichte,  auch  bei  ihnen  mit 
kaum  zu  nennenden  Ausnahmen  aufgehört  Verfassung  und  Recht  bil- 
dete sich  auf  der  früheren  Q-mndlage  weiter.  Mehr  und  mehr  sank  aber 
der  alte  freie  Q-eist  der  Einwohner.  Der  persönliche  Kriegsdienst  fiel  fort^ 
man  bildete  aus  den  Bewohnern  seit  dem  dreissigjährigen  Kriege  meist 
nur  eine  Polizeiwache,  während  für  Kriegsfalle  Bündnisse  mit  fremden 
Staaten  sorgten,  die  gegen  Zahlung  grosser  Summen  Truppen  stellten. 
Im  Reichsdeputationsschlusse  blieben  «inige  freie  Städte  bestehen,  die 
keiner  dem  anderen  gönnte. ^ 

§.  104. 

8.   Die  Beiehfrittonehaft*   Die  euierbieliarteH.**   Die  BeiehtdSrfer.*** 

I.  In  jenen  Q-egenden  des  Reichs,  wo  feste  Schosser  ihren  Herren 
die  Möglichkeit  boten,  sich  selbständig  zu  behaupten,  und  bei  dem  Ver- 
falle der  Herzogthamer  in  der  Uebergangsperiode  zur  Bildung  der 
Landeshoheit  eine  grosse  Anzahl  von  Territorien  entstanden  (Schwa- 
ben,  Franken,  Rheinland),  gab  es  während  des  ganzen  14.  und 
15.  Jahrhunderts  eine  Menge  von  Herren,  die  alte  Dynasten  waren,  oder 
die  Grafschaften  an  sich  gebracht,  oder  wegen  ihrer  Reichsministerialen- 
qualität reichsunmittelbare  Qnter  besassen  und  deshalb  in  directer  Ver- 
bindung mit  dem  Reiche  blieben.   Sie  hatten  zwar  nicht  die  Theilnahme 


*  Durch  die  Ooonpation  faktiech,  den  Lfineviller  Frieden  rechtlich  kamen  an 
Frankreich:  Aachen,  GÖln,  Speier,  Worms.  Im  R.  D.  H.  S.  von  1808  wnrden  41 
Städte  an  Landesherren  zur  Entschädigang  überwiesen.  Es  blieben  frei:  Augsburg, 
Nürnberg,  Bremen,  Frankfurt,  Hamburg,  Lübeck.  Frankfurt  erhielt  dann  der  Pri- 
mas, Hamburg,  Lübeck,  Bremen  nahm  Frankreich  Dez.  1810;  die  beiden  ersteren 
fielen  an  Baiem,  die  4  letztem  wurden  durch  den  Wiener  Gongress  (Bundesacte) 
wieder  frei. 

*  Pfeiffer  Unpartheiisch.  Yers.  eines  ausführl.  Staatsr.  der  nnmittelb.  freyen 
R.  Rittersoh ,  Mannheim  1788,  2  Bde.  Kern  er  allg.  posit  Staatsr.  der  unmittelb* 
freyen  R.  Ritterschaft  Lemgo  1786—89,  3  Bde.  Moser  Yerm.  Nachrichten  von 
reichsritterschaftl.  Sachen,  Nürnberg  und  Ulm  1772  f.  6  St.  Dess.  Beiträge,  Ulm 
1775,  4  St»  Dess.  Neueste  Qesch.  der  unmitt  Beichsrittersch.  Ton  K.  Matthias  big 
Joseph  n.  etc.  Frankfurt  und  Leipzig  1775  f.,  2  Thle.  Freih.  Roth  von 
Schreckenstein  Geschichte  der  ehemaligen  freien  Reichsritterschaft  in  Schwaben, 
Franken  und  am  Rheinstrome,  Tübingen  1859—71.  2  Bde.  Perthes  Staatsleben. 
S.  88  £  —  §§.  68-.76.  —  Berghaus  L  2.  S.  226  ff. 

**  Berghaus  S.  294  ff.    t.  Lancizolle  8.  88. 

***  Freih.  von  Dacheroeden  Versuch  eines  Staatsrechts,  Oeschichte  und 
Statistik  der  freyen  Reichsdörfer  in  Deutsch!.,  Leipzig  1785.  Berghaus  296  ff. 
L  235. 
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an  den  Beiclistagen  erlangt  oder  zu  behaupten  vennooht,  aber  doch  durch 
ihre  Macht  bei  dem  Zustande  jener  Gegenden  and  vor  Allem  durch  ihre 
Bemühungen  zur  Aufrechthaltung  des  Landfriedens,  welchen  sie  durch 
Errichtung  von  Bfindnissen  (§.  78.)  Nachdruck  gaben,  unter  dem  be- 
sonderen Schutze  des  Kaisers  ,i  der  in  ihnen  anhängliche  und  kräftige 
Helfer  fand,  faktisch  ihre  Unmittelbarkeit  bewahrt.  Diese  Ritterschaft 
zu  Franken,  Schwaben  und  Rhein-Landen  ist  seit  dem  J.  1500 
Tom  Reiche  anerkannt  und  berücksichtigt  worden.^  Ihnen  wurde  in 
Religionssachen  dieselbe  Freiheit  wie  den  Reichsständen  schon  im  §.  26. 
des  Augsburger  Religionsfriedens  zuerkannt;  bei  Ausschreibung  yon 
Reichssteuem  yerhandelte  der  Kaiser  mit  ihnen  stets  besonders,^  ebenso 
zur  Stellung  von  Truppen  oder  Subsidien  bei  Reichskriegen. ^  Diese 
Stellung  blieb  ihnen  für  ihre  Personen  und  Güter  in  Religions-  und 
anderen  landesherrlichen  Rechten  durch  den  Westfälischen  Frieden  und 
seitdem  üderhaupt.^  Wer  nicht  von  Alters  her  dazu  gehörte,  konnte 
trotz  des  Erwerbs  eines  ritterschaftlichen  Q-utes  nur  durch  formliche 
Reception  die  Qualität  erlangen. 

n.  Somit  war  die  Reichsritterschaft  im  Yollbesitze  der  Landesho-* 
heit,  ausser  wenn  einem  Fürsten  kraft  besondem  Titels  das  eine  oder 
andere  Recht  zustand,  war  befreit  von  Reichssteuern,  der  Einquartirungs- 
last,  wogegen  sie  freiwillig  s.  g.  subsidia  caritatira,  persönlichen 
Ejiegsdienst  und  auch  dem  neu  antretenden  Kaiser  Geschenke  zu  leisten 
pflegte.  Uebrigens  standen  Viele  im  Lehensverbande  mit  Reichsfürsten. 
Im  weiteren  Sinne  gehörte  sie  zu  den  Ständen  des  Reichs,^  es  wurden 


1  E.  Friedrich  IIT.  schickte  den  12.  Bept.  1488  ein  Mandat  „ad  nobiles  partis 
Kraichgoeanae,*  das  dieselben  aufforderte,  dem  pchwäbischen  Bunde  beizutreten, 
Datt.  1.  c.  p.  287  n.  2.  8.  Daselbst  8.  287  ff.  sind  mehrere  hierauf  bezflgliche  Ur'- 
kunden,  welche  Aber  ihre  SteUung  Aufsohluss  geben. 

s  R.A.  SU  Augsburg  l&OO  art.  48.  Im  R.A.  zu  Kümberg  1543  §.  28  sagt  der 
Kaiser,  er  wolle  auf  Bitten  der  Stände  ^^mit  den  Ritterschaften  zu  Schwaben, 
Franken  und  am  Rhein,  so  ohn  Mittel  dem  Reich  zugehörig,''  unterhandeln 
und  von  ihnen  Geld  zu  dem  Türkenkrieg  coUectiren.  Ebenso  im  R«A.  zu  Speyer 
1544  §.  83. 

>  R.A.  von  1555  §.  26,  R.A.  zu  Regensburg  1557  §.  53,  R.A.  zu  Augsb.  1566 
§.  49,  Regensb.  1576  §.  23,  Augsb.  1582  §.  22,  Regensb.  1594  §.  8. 

«  Die  Stellen  in  nota  8  und  R.A«  von  Worms  1564  §.  21,  32,  Augsburg  1566 
§.  29. 

»  Prager  Frieden  Ton  1685  §.  22,  I.  P.  O.  art.  V.  §.  28,  Kays.  Dekr.  v.  1664. 
Reichssohluss  Ton  1665,  Kays.  Dekr.  von  1669,  Wahlkapit.  Franz.  I.,  art.  I.  §.  2,  9, 
10,  11,  n.  §.  8,  in.  7.  IV.  19.  VIII.  16,  21.  XIV.  6.  XV.  2,  6.  XVIH.  8.  XIX,  4. 
XXI.  5.  XXIIL  2.  XXVn.  2. 

•  Folgt  aus  WahUcapitul.  art.  I.  §.  2. 
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ihr  die  Reichsbeschlusse  durch  Zufertigang  kundgemacht.  Zu  den  Reichs- 
gerichten stand  sie  in  Folge  ihrer  Stellung  in  einem  anderen  Verhält- 
nisse als  die  eigentlichen  Keichsstände. 

III.  Das  Bewusstsein  nothwendigen  Zusammenhaltens  führte  die 
Bitter  Schaft  dazu,  sich  schon  im  16.  Jahrhundert  eine  corporative  Ge- 
staltung zu  geben.  Diese  schuf  sich  die  schwäbische  1530,  die  fränkische 
1590,  die  rheinische  1652  durch  die  Ritterordnung;  für  alle  war 
aber  beeits  1577  eine  gemeinsame  Verbindung  entstanden.  Sie  erschie- 
nen seitdem  als  die  drei  Ritter  kreise,  welche  in  Ritter-Cantone 
und  Orte  zerfielen,  die  ein  Ritterhauptmann  mit  Räthen  und 
Ausschüssen  nach  der  Ordnung  leitete.  Einzeln  bildeten  Vertreter 
aller  Kreise  unter  dem  abwechselnden  Directorium  einen  gemeinsamen 
Correspondenztag. 

IV«  Ihre  exempte  Stellung  bewahrten  sie  durch  ihr  ausschliessliches 
Recht,  in  die  Corporation  aufzunehmen,  die  Befugniss  Abgeordnete  zu 
senden  und  Bündnisse  zu  schliessen,  die  fast  ausschliesslich  ihr  zu- 
stehende Stift sfähigkeit,  das  dem  einzelnen  Ritter  und  der  Korpo- 
ration zustehende  Vorkaufsrecht  bei  Veräusserung  von  Rittergütern, 
das  Recht  des  Cantons  und  Ejreises  zur  Besteuerung  der  Unterthanen 
besonders  behufs  Aufbringung  der  Subsidien,  die  herrkommlichen  Erb- 
verzichte  der  Tochter.  Daneben  gab  es  Institute  zur  Versorgung 
adeliger  Tochter  und  andere  der  Art.'' 


'  In  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  gab  es  reichsritterschaftliohe 
Territorien  nach  der  einen  Angabe  im  schwäb.  706,  fränk.  717,  rhein.  188,  zus. 
1611,  der  anderen  im  schwäb.  668,  fränk.  702,  rhein.  150,  zus.  1520.    Eintheilnng: 

1.  Schwäbischer  Kreis  mit  den  Orten:  ausschreibender  Ort  oder  Canton  1.  Do- 
nau (Kanzlei  in  Ehingen).  2.  Hegau,  Algäu  und  Bodensee  (Kanzlei  in  Badolfzell), 
zerfallend  in  2  Sonderorte  oder  Quartiere:  Hegau  und  Algäu-Bodensee. 
8.  Canton  am  Neckar,  am  Schwarzwald  und  an  der  Ortenau,  gespalten  in  2  Sonder- 
orte am  Neokar-Sohwarzwald  (Kanzlei  in  Tübingen),  u.  Ort  an  der  Ortenau 
(Kanzlei  in  Kehl),  wozu  besonders  die  im  Unter-Elsass.  4.  Ort  oder  Ganton  am 
Kocher  (Esslingen).  5.  im  Kreiohgau  (Heilbronn).  II.  Fränkischer.  1.  Gan- 
ton  Ottenwald  oder  Odenwald  (seit  1762  Kochern-  oder  Kochendorf  am  Kocher). 

2.  Steigerwald.  8.  Oebürg  (4  Quartiere:  das  Fichtelberger,  Forchheimer, 
Hohlfelder,  Rodacher).  4.  Altmflhl  (Ruyiandt  die  Kanzlei).  5.  Baunach  vom 
Flusse  B.  im  Bamberg.  Gebiete.  6.  Rhön  u.  Werra  (Quartiere:  hennebergisches, 
Saal-,  Main-,  BucVsches.  Das  letztere  bei  Fulda  hatte  eigenen  Ausschuss,  Ritter- 
rath  und  Kanzlei;  für  die  übrigen  war  dies  in  Schweinfurt).  III.  Rheinisoher. 
1.  am  Oberrheinstrome  oder  Ort  Gau  oder  Wasgau  (K.  Mainz).  2.  am 
Mittelrheinstrome  in  4  Quartiere:  Wetterau,  Rheingau,  Ein-  oder  Heinrich'sches 
(in  der  niederen  Grafschaft  Katzenellenbogen),  Westerwald,  nebst  dem  Sebacher 
Grunde.    K.    in    Friedberg.    8.    am    Niederrheinstrome.   K.    in    Goblenz.     Die 
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Y.  ISeben  der  Reichsritterschaft  gab  es  noch  einige  Gebiete,  welche 
Familien  in  der  Weise  zustanden,  dass  sie  gemeinschaftlich  das  Gericht 
besassen  und  ausübten,  ihre  Güter  gemeinschaftlich  regirten  und  gegen- 
seitige Erbfolge  in  dieselben  besassen  (Ganerbschaften). ^ 

YL  Die  Reichsdorfer^  waren  ohne  Mittel  unter  Elaiser  und 
Reich  stehende  Landgemeinden ,  die  theils  aus  Reichsdomänen  herrühr- 
ten, theils  ausgestorbenen  Dynastenfamilien  zustanden  und  nicht  wieder 
zu  Lehen  gegeben  wurden.  Die  Schutzherrschaft  stand  meist  einem 
ReichsstaQde  zu.  Mit  dem  Reichsdeputationshauptsohlusse  verschwan- 
den sie. 


Ritterschaft  im  Trier^sohen  gehörte  seit  1729  dazu.  Ein  Yerzeichniss  der 
Güter  (mit  Angabe  der  Besitzer,  welche  meist  Grafen,  Freiherren  nnd  andere 
Adelige  waren),  von  denen  manche  in  den  Händen  Ton  geistl.  und  weltl.  Reichs- 
stftdten  nnd  Städten  waren,  bei^Berghans  a.  a.  O.  lieber  das  interessanteste 
Glied  der  Reichsritterschaft,  das  Burggrafthum  Friedberg,  bezüglich  dessen 
eine  Zahl  yon  gegen  30  Familien  eine  Körperschaft  bildeten,  Berghaas  S.  288  ff., 
Thudiohnm  Gesch.  des  freien  Gerichts  Kaichen  in  der  Wetterau,  Giessen  1858 
S.  73  ff.  Aach  dess.  Reohtsgesch.  der  Wetterau  1.  Bd.  Tübingen  1867  bietet 
Manches  für  die  Geschichte  der  Reichsritterschaft. 

^  In  gewisser  Beziehung  gehört  auch  dahin  Friedberg.  Die  anderen  waren: 
1.  Btaden  in  der  Wetterau  (Gf.  Isenburg,  Burg  Friedberg,  L5w  yon  und  zu  Stein- 
furt). 2.  Burg  Gelnhausen  (yerschiedene  Familien:  Forstmeister  y.  G.,  Krempen 
yon  Freudenstein,  Schelme  yon  Bergen  u.  s.  w.)  3.  Der  Bchüpf ergrund  (G. 
y.  Hatzfeld,  H.  y.  Hoheneok,  y.  Gemmingen,  y.  Seyfried).  4.  Oettel fingen 
(deutsche  Orden,  G.  Hatzfeld,  y.  Adelsheim).  Wippermann  (Kleine  Schriften 
Jurist,  u.  rechtshist.  Inhalts,  1.  Heft,  Wiesbaden  1872)  hält  die  Ganerbschaften  für 
identisch  mit  den  neueren  Familienfideicommissen. 

9  Die  8  nicht  in  der  Kreiseintheilung  begriffenen  waren:  1)  Als  oh  hausen 
(Obersohwaben),  2)  Althausen  (Franken),  3)  Gochs  heim  (in  Franken,  Schutz- 
herr wie  über  Sennfeld  der  B.  y.  Würzburg),  4)  Freie  Leute  auf  der  Leutkircher 
Heide  (in  Oberschw.),  5)  Holzhausen  (Hessen),  6)  Sennfeld  (Fr.),  7)  Soden 
(Wetterau),  8)  Sulzbach  (Wetterau,  Soden  u.  Sulzbach  standen  unter  dem  Schutze 
yon  Mainz  und  Frankfurt.  Holzhausen  stand  unter  dem  Schutze  yon  H.  Cassel,  war 
dafür  aber  auch  oocupirt  und  behauptet  worden).  Num.  1,  2,  4  jetzt  württembergisoh, 
3  und  6  bairisch,  5  (hessenoassel.)  7  und  8  (nassauisch)  preussisoh.  Die  Leutkircher 
Heide  ist  ein  Feld  yon  ungefähr  90  Joch  (167  preuss.  Morgen)  um  die  freie  Stadt 
Leutkiroh:  52  dayon  gehörten  den  Bürgern,  38  den  freien  Leuten,  die  in  39  Dörfern, 
Weilern  und  Höfen  wohnten.  Wiederholt  waren  sie  yerpfändet,  bis  K.  Sigismund 
sie  1415  mit  der  Landyogtei  in  Schwaben  yereinigte.  In  der  Mitte  des  18.  Jahrh. 
standen  sie  fast  ganz  unter  dem  Landyogt  zu  Altdorf  und  dem  yon  diesem  ein- 
gesetzten Amtmanne. 
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Yiertes  Kapitel. 
Die  Gebartsstämle. 

§.  105. 

1.  Der  Adel. 

I.  Alle  früher  (§.  83.)  zur  ersten  Klasse  der  Freien  geborige  Per- 
sonen: Fürsten»  Orafen  und  Herren,  erschienen  mit  der  Bitterschaft  ge- 
genüber den  anderen  Freien  als  ein  Adel,  Nobilitas.  In  diesem  musste 
sich  aber  mit  Rücksicht  auf  die  thatsächlichen  Yerhältnisse  eine  scharfe 
Grenze  zwischen  den  Reichsunmittelbaren  und  den  adeligen  Unterthanen 
bilden.  Sie  findet  ihren  Ausdruck  in  dem  Gegensatze  des  hohen  (Reichs-) 
und  niederen  Adels;  in  der  Mitte  stand  die  libera  imperii  nobi- 
litas  equestris.  Jener  Begriff  ist  übrigens  ebensowenig  technisch 
fixirt  worden  als  die  mannigfaltigen  Adelsprädicate.^  Als  aber  in  Folge 
der  zahlreichen  Erhebungen  in  den  Reichsfürsten-  und  Grafenstand, 
welche  bis  auf  Ferdinand  EL  die  Theilnahme  an  den  Reichstagen  selbst 
dann  bewirkten,  wenn  der  neuere  Fürst  oder  Graf  vordem  blosser  Ritter 
war,  die  Reichsstandschaft  von  dem  blossen  Titel  gelost  wurde,  bildete, 
obgleich  ohne  technische  Bezeichnung,  die  Klasse  der  Fürsten,  Grafen 
und  Herren  im  alten  Sinne  eine  über  den  niederen  Adel  weit  hervor- 
ragende Klasse,  zu  der  nur  kaiserliche  Standeserhohung  und  Admission 
der  Genossen,  welche  nicht  ohne  die  Grundlage  der  Reichsunmittelbar- 
keit  erfolgte,  erheben  konnte  (§.  96.). 

n.  Die  Ritterbürtigen  erhielten  sich  auch  nach  dem  Absterben  des 
Lehnswesens  in  seiner  alten  Bedeutung  durch  ihre  Stellung  zum  Landes- 
herren, die  Vorrechte  ihrer  Güter  (§.  144.),  befreiten  Gerichtsstand,  ihre 
ausschliessliche  Befähigung  zum  Eintritte  in  die  meisten  Stifter  u.  dgL  m. 
als  ein  von  den  gemeinen  Unterthanen  ausgezeichneter  Stand,  zumal  sich 
mit  der  Zunahme  der  Landeshoheit  die  Landesherren  am  Hofe  meist 
nur  mit  AdeUgen  umgaben.  Je  mehr  jedoch  die  Regierung  bureau- 
kratische  Gestalt  annahm,  traten  neben  den  Adel  ganze  Kategorien  von 
Beamten.  Dies  einerseits,  das  romische  Recht  anderseits  lockerte  mehr 
und  mehr  die  alten  Principien  der  Ebenbürtigkeit.  Der  Fortfall  der 
ständischen  Verfassungen  vollendete  die  Entwicklung.  Bis  zum  Ausgange 
des  Reichs  blieb  der  Adel  zwar  noch  eine  Klasse  mit  bestimmten  Rech- 


1  Im  R.A.  TOn  1582  und  anderen  unterschreiben  einzelne  Herren  ans  dem 
Grafen-  nnd  Herrenstande  noch  mit  dem  Beisätze  ^Semperfrej*'.  Das  Prädikat 
^hochgebom**  war  bis  ins  vorige  Jahrhundert  specifisoh  fürstlich.    Tgl.  §.  174. 
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ten,  horte  jedoch  mehr  und  mehr  auf,  einen  Stand  zu  bilden,  dessen 
Glieder  als  solche  durch  Geburt  oder  Nobilitirung  andere  als  nicht  po- 
litische Rechte  (Titel,  Wappen,  Hoffahigkeit,  Stiftsfahigkeit)  hatten.  Das 
Moment  der  höheren  politischen  Rechte,  insoweit  es  auch  in  dem  nie- 
deren Adel  bestehen  blieb,  setzte  man  allmalig  nur  in  den  rittermässigen 
Grundbesitz  ohne  Rücksicht  auf  die  Geburt  des  Besitzers. 

§.  106. 

8.  Der  BftrgentaHcl. 

In  den  Städten  gaben  die  Vorrechte  gegenüber  den  Landbewohnern 
auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  Gewerbes,  die  Freiheit  von  der  Leib- 
eigenschaft und  Hörigkeit,  welche  vor  und  nach  die  Bewohner  der  Land- 
städte gleichfalls  erwarben,^  allen  Einwohnern  ein  gewisses  gemeinsames 
Gepräge,  zufolge  dessen  sie  als  ein  eigener  Stand,  der  Bürg  er  stand, 
erschienen.  Je  mehr  die  Feudalyerhältnisse  ihrem  Untergange  zueilten, 
verwischten  sich  die  bedeutenden  früheren  Unterschiede  zwischen  den 
yerschiedenen  Klassen  der  Städtebewohner.  Es  erhielten  sich  zwar  in 
manchen  Städten,  besonders  den  freien,  einzelne  Geschlechter  (Patricier)^ 
im  Genüsse  städtischer  Vorrechte.  Im  Ganzen  aber  führte  der  Betrieb 
der  bürgerlichen  Gewerbe  die  mehr  und  mehr  verallgemeinerte  Fähigkeit 
aller  Bürger  zur  Theilnahme  an  der  Leitung  städtischer  Angelegenheiten 
die  Gleichstellung  der  Bürger  herbei.  Mit  der  sinkenden  Bedeutung  der 
städtischen  Rechte  verschwand  auch  der  alte  Bürgersinn ;  seit  dem  Ende 
des  17.  Jahrh.  bildete  sich  der  Begriff  des  Bürgerstandes  als  blosser 
Gegensatz  zum  Adel  und  Bauernstande  dahin  aus,  dass  man  die  Ein- 
wohner der  Städte  ohne  Rücksicht  auf  ihre  bürgerlichen  Rechte  und 
bürgerliche  Beschäftigung  im  alten  Sinne  darunter  zusammenfasste. 

§.  107. 

S.  Der  Banerutud.  * 

Bis  ins  18.  Jahrhundert  bljieben  die  alten  Verhältnisse  auf  dem 
Lande,  wenngleich  in  einzelnen  Ländern  vielfach  modificirt,  im  Ganzen 


1  Aasnaluneii  waren  aber  in  manchen  Territorien  z.  B.  BShmen,  Mähren  u.  a. 

3  C.  H.  Freih.  Both  von  Schrecke nstein  Das  Pairioiat  in  den  deatsohen 
Stfidten,  Tübingen  1856.  So  war  in  Frankfurt  thataftohlioh  das  Stadtregiment  in 
den  Händen  der  beiden  Ganerbsohaften  oder  GeBohlcohter  znm  Alten -Limbnrg 
nnd  zum  Franenstein.  Jenes  hatte  1585  und  1686  yon  den  Kaisem  bestätigte 
Ordnungen  errichtet.  Aus  ihnen  wurde  regelmässig  die  Schöffen-  und  Raths-Bank 
besetzt.  Den  Namen  führten  sie  Ton  den  Häusern,  wo  sie  zusammenkamen.  Im 
Frauenstein  oder  Brannfels  am  Liebfrauenberge  wohnten  ge^irohnlioh  die  Kaiser. 

*  Böhlau  Ueber  Ursprung  und  Wesen  der  Leibeigenschaft  in  Mecklenburg  in 
Zeitschr.  f.  B.G.  X.  857—426. 
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bestehen.  Wohl  aber  war  allmälig  in  vielen  Territorien  mit  der  abge- 
schlossenen Landeshoheit  das  personliche  Yerhältniss  ein  anderes  ge- 
worden« Die  landesherrliche  Gewalt  nahm  immer  mehr  den  Charakter 
einer  5fiFentlichen  an ;  die  personliche,  privatrechtliche  Abhängigkeit  des 
Landbewohners  yom  Gutsherren  wurde  unvermerkt  zur  Abhängigkeit  vom 
l^erritorialherm.  Dies  konnte  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  auf  das  Yer- 
hältniss der  Landbewohner  zu  dem  Adel.  Auch  gegenüber  den  Herr- 
schaftsbesitzem  fand  der  Bauer  im  Laufe  der  Zeit  Schutz  beim  Landes- 
herrn ;  landesherrliche  Behörden  regierten  jenen  wie  diesen.  So  wurde 
allmälig  das  persönliche  Abhängigkeitsband  lockerer.  Als  dann  vollends 
die  Kaiserin  Maria  Theresia  und  Eonig  Friedrich  der  Grosse  die  Leib- 
eigenschaft aufhoben,  gestaltete  sich  das  Yerhältniss  zu  den  bisherigen 
Herren  theils  um  zu  einem  rein  privatrechtlichen,  dessen  Losung  für  die 
Person  möglich  war,  weil  es  nur  mit  Grund  und  Boden  zusammenhing, 
theils  blieb  es  noch  bestehen  in  der  Form  der  Unterwürfigkeit  unter  die 
den  Gutsherren  belassene  patrimoniale  Obrigkeit,  deren  Handhabung  die 
Landesregierung  beaufsichtigte  und  leitete. 


Fünftes  Kapitel. 

§.  108. 
Uebersicht  der  Entwicklung  seit  dem  Untergänge  des  Relclie.  * 

I.  Die  im  Lüneviller  Frieden  stipulirte  Abtretung  des  linken  Rhein- 
ufers  an  Frankreich  hatte  das  Reich  um  einen  grossen  und  schönen 
Theil  seines  Besitzthums  gebracht,  der  Deputationshauptschluss  die  Yer- 
fassung  des  Reichs  von  Grund  aus  umgeändert,  ohne  irgend  ein  haltbares 
Fundament  zu  einer  Neugestaltung  zu  legen.  Ein  Stoss  genügte,  um 
den  Yerband  des  Reiches  zu  lösen.  Der  von  OesterreichimJ.  1805 
unternommene,  aber  mit  dem  unglücklichen  Pressburger  Frieden 
vom  26.  Dez.  1805  beendigte  Krieg  gab  die  Gelegenheit.  Es  ward  am 
12.  Juli  1806  zu  Paris  ein  Yertrag  unterzeichnet,  wodurch  der  Kaiser 
Napoleon  mit  sechszehn^  deutschen  Fürsten  den  Rheinbund  (Gon- 


*  Fflr  die  Territorialbildung  v.  Lanoizolle  and  Berghaas,  für  die  QaeUen 
und  Literatur  die  Btaatsreohtlichen  Werke  von  Klüber,  ZSpfl,  Zacbariä. 

1  Sie  waren  die  folgenden,  deren  neu  angenommene  Titel  dnroh  den  Dmck 
ontorsohieden  werden :  EOnig  TonBaiem,  KSnig  Ton  Württemberg,  Earerzkanzler 
(Dalberg),   Qrossherzog  Ton  Baden,   Grossh.   von  Berg  und  Clere,  Grossh. 


üeberbliok  über  d.  neuere  Entwicklung  eeit  d.  Untergange  d.  Reichs.       837 

f6d6ration  du  Bhin)  stiftete,  der  unter  dem  Protectorate  Napoleons 
und  dem  Yorsitze  des  Fürsten- Primas  (Prince-Primat)  eine  nie  zu 
Stande  gekonmiene  finndesversammlung  (Di^te)  zu  Frankfurt  am  Main 
haben  und  mit  Frankreich  durch  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  ver- 
einigt sein  sollte.  Der  Kaiser,  welcher  in  der  Voraussicht  der  kommenden 
Ereignisse  am  14.  August  1804  den  Titel  Kaiser  yon  Oesterreich 
angenommen  hatte,  legte  sofort  nach  der  Publication  der  Rheinbundsacte 
in  einer  feierlichen  Erklärung  Tom  6.  August  die  deutsche  Kaiserkrone 
nieder.  Auf  Ghrund  des  offengehaltenen  Beitritts  zum  Rheinbunde  schlössen 
sich  eine  Anzahl  anderer  Fürsten  an.> 

IL  Nächste  Folge  des  Rheinbundes  war  die  Souveränität  seiner 
Glieder.  Zudem  unterwarf  die  Acte  alle  innerhalb  der  Gebiete  der  Fürsten 
liegenden  Territorien  der  Reichsfürsten  und  Reichsgrafen,  die  freien 
Reichsstädte  und  Güter  /der  reichsunmittelbaren  Ritterschaft  und  Gan- 
erbschaften der  Souveränität  der  Fürsten  und  erklärte  jede  Kraft 
der  Reichsgesetze,  insoweit  nicht  durch  sie  die  ausdrücklich  bezeichneten 
Privatrechte  begründet  waren,  für  erloschen. »  Es  folgte  eine  Zeit,  welche 
in  buntem  Wechsel  alte  Fürstenthümer  aufheben,  neue  Territorialbildungen 
entstehen  und  umbilden  sab.  Nach  dem  Sturze  Napoleons  traten  die 
kriegführenden  Mächte  in  Wien  zu  einem  Con grosse  zusammen.  Manche 


Yon  H.-Darmstadt,  Herzog  Yon  Nassau-Üsingen,  die  Fdrsten  von  N.-Weilburg, 
von  Hohenzollem-Hechingen,  H.- Sigmaringen,  Salm-Balm,  Salm-Kyrburg,  Isenburg- 
BirBtein,  Herzog  von  Aremberg,  F.  yon  Lichtenstein,  Fürst  yon  der  Leyen. 

*  GroBsh.  YOn  Würzbnrg,  KSnig  y.  Sachsen,  Herzoge  y.  S.-Koburg,  S.-Gotha, 
S.-Hildburghouaen,  S.-lfeiningen,  S.-Weimar,  H.  Ton  Anhalt-Bemburg,  Herzöge 
yon  Anhalt-Dessau,  A.-G5then,  Fürsten  yon  ReusB-Greiz,  B.-Lobenstein,  R.-Sohleiz, 
Sohwarzburg-Rndolstadt  und  Sohw.-Bondershausen,  Waldeck,  Lippe-Detmold,  Fürst 
yon  L.-Sohaamburg,  im  Jahre  1807  König  yon  Westfalen,  H.  y.  Mecklenburg- 
Schwerin,  M.-Strelitz,  Oldenburg  im  J.  1808. 

*  Die  für  das  öffentliche  Recht  wichtigsten  Bestimmungen  der  Rheinbundsakte 
sind:  ^Art.  U.  Toute  loi  de  l'Empire  germanique,  qui  a  pujusqu^^  präsent  conoemer 
et  obliger  Leurs  Majest^s  et  Leurs  AltesBes  S^r^nissimes  les  Reis  et  Prinees  et  le 
Comte,  dSnomm^B  en  Tarticle  pr^oMant,  leurg  sujets  et  leurs  Etats  ou  partie  d'ioeuz, 
sera  k  Tayenir,  relatiyement  k  leurB  dites  Majest^s  et  Altesses  et  au  dit  Comte,  k 
leurs  Etats  et  sujets  nulle  et  de  nul  effet;  sauf  nöanmoins  les  droits  acquis  k  des 
cr^anciers  et  pensionaires  par  le  rec^s  de  mille  huit  oent  trois,  et  les  dispositions  du 
paragraphe  trent  neuf  du  dit  rec^s,  relatiyes  k  Toctroi  de  nayigation  du  Rhin  les- 
quelloB  continueront  d'ötre  ez6out6e8  suirant  leurs  forme  et  teneur.  Art.  m.  Chacun 
des  Reis  et  Prinees  oonf6d6r68  renoneera  k  oeux  de  ses  titres  qui  ezpriment  des 
rapports  quelconquoB  ayeo  l'Empire  germanique  et  le  premier  AoAt  prochain  il  fera 
notifier  k  la  Di^te  sa  Separation  d*ayec  l'Empire.  Art.  XXVL  Les  droits  de  sou- 
yerainet6  sont  oeux  de  l^gislation,  de  Jurisdiction  supr6me,  de  haute-poHce,  de  con- 
scription  militaire  ou  de  recrutement,  et  Pimp6t.^ 

▼.  Schnlte,  Beiclw- n.  Bechtsgesch.   4.  Aufl.  22 
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hofften  auf  des  Reiches  Auferstehung.  Die  deutsche  Bundesacte 
vom  8.  Juni  1815  setzte  an  die  Stelle  des  ehemaligen  Reiches  einen 
ySlkerrechtlichen  Bund  der  souveränen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutsch- 
lands mit  dem  Organe  einer  Bundesversammlung  zu  Frankfurt  am  Main, 
weldie  fortfiel  durch  die  mit  Beschluss  vom  12.  Juli.  1848  erfolgte  Ueber- 
gabe  ihrer  ^verfassungsmässigen  Befugnisse  und  Yerpflichtungen*'  an  den 
von  der  constituirenden  deutschen  Nationalversammlung  erwählten 
Erzherzog  Johann  als  deutschen  Reichsverweser.  Die  „Grund- 
rechte des  deutschen  Yolks^  vom  21.  Dezember  1848  wurden  in 
einzelnen  Ländern  eingeführt,  in  den  folgenden  Jahren  wieder  aufgehoben. 
Eine  Reich  sverfassung  ward  von  der  Nationalversammlung  festgesetzt, 
am  28.  März  1849  der  Eonig  von  Preussen  zum  erblichen  Kaiser  mit  290 
Stimmen  (248  enthielten  sich  der  Abstimmung)  erwählt.  Friedrich  Wil- 
helm lY.  lehnte  am  28.  April  Krone  und  Verfassung  ab,  Oesterreich, 
dann  die  übrigen  Regierungen  riefen  die  Abgeordneten  zurück,  die 
meisten  Mitglieder  folgten  dem  Rufe  ihrer  Landesherren,  der  Rest  ging 
nach  Stuttgart  (s.  g.  Rumpj^arlament)  und  wurde  zersprengt.  Nachdem 
das  DreikSnigsbündniss  (Preussen,  Sachsen  Hannover)  vom  26.  Mai 
1849,  die  Beitritte  anderer  deutscher  Fürsten,  die  Qothaer  Yersamm- 
lung  vom  26.  bis  28.  Juni  1849,  das  Unionsparlament  von  Erfurt 
vom  20.  März  bis  29.  April  1850,  der  Berliner  Fürstencongress 
vom  9. — 16.  Mai  1850,  bei  dem  Widerstreben  der  süddeutschen  Fürsten 
und  dem  Proteste  Oesterreichs  zu  keinem  praktischen  Resultate  geführt 
hatten,  auch  der  Reichsverweser  am  20.  Dezember  1849  an  die  zufolge 
Vertrags  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  vom  30.  Sept.  1849  behufs 
eines  bis  zum  1.  Mai  1850  dauernden  Interim  aus  zwei  österreichischen 
und  zwei  preussischen  Bevollmächtigten  zusammengesetzte  provisorische 
Bundescentralcommission  seine  Centralgewalt  übergeben  hatte, 
berief  Oesterreich  im  Mai  1850  das  Plenum  der  Bundesversamm- 
lung. Preussen  gab  seinen  Widerstand  nach  den  verhängnissvoUen 
Tagen  von  Olmütz  auf.  Der  deutsche  Bund  mit  seiner  Bundes- 
versammlung bestand  und  blieb  als  einziges  alle  deutschen  Länder 
umfassendes  Band.  Seine  Wiederherstellung  stillte  nicht  die  Sehnsucht 
des  Volkes  nach  Theilnahme  an  der  Lenkung  und  Gestaltung  seiner 
Geschicke,  den  allgemeinen  Drang  nach  grosserer  Einheit,  besserte  noch 
weniger  die  anerkannte  Unvollkommenheit  der  Bundeseinriehtungeu.  Die 
tiefe  Kluft  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  war  in  Olmütz  erweitert 
worden.  Die  Abneigung  gegen  den  Bundestag  stieg  durch  den  Beschluss 
vom  23.  August  1851  über  die  Yerfassungsrevisionen ,  die  Massregeln 
wegen  Schleswig-Holsteins  und  Eurhessens,  die  Auflösung  der  deutschen 
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Flotte«  die  Beschlüsse  über  Missbrauch  der  Pressfireiheit  yom  6.  Juli  1854, 
über  das  Vereins wesen  vom  13.  Juli  desselben  Jahres.   Erfolglos  blieb 
der  Bäohsisehe  Beformplan  yom  15.  Okt.  1861,  der  Antrag  der  Würz- 
burger Staaten  wegen  Bildung  einer  Delegirtenyersammlung  yom 
14.  Aug.  1862.   Qewiss  in  edelster  Absicht  berief  der  Kaiser  yon  Oester« 
reich  alle  Bundesglieder  zu  dem  Fürstentage  zu  Frankfurt  a.  M.,  der 
yom  17.  August  bis  1.  Sept.  1863  gehalten  wurde  zur  Berathung  der 
,,Beformacte    des    deutschen   Bundes^.     Als    der   Eonig  yon 
Preussen  am  22.  Sept.  1863  das  Project  ablehnte,  war  dessen  Durchs 
führung  unmöglich.   Zwei  Monate  nachher  trat  ein  ^reigniss  ein,  dessen 
Folgen  eine  welthistorische  Bedeutung  erlangt  haben.  Der  Tod  K.  Fried- 
richs Yn.  yon  Dänemark  löste  die  Verbindung  ;,der  Herzogthümer^,^ 
jener  alten  IJordmarken,  mit  dem  dänischen  Reiche,  aber  der  Londoner 
Vertrag  yom  8.  Mai  1852  lag  in  der  Mitte.  Letzteren  hatte  der  deutsche 
Bund  nicht  förmlich  anerkannt.    Schon  am  1.  Oct.  1863  hatte  wegen 
schwerer  Bechtsyerletzungen  der  Bund  die  Execution  beschlossen,  am 
7.  Dezember  diesen  Beschluss  erneuert.    Am  23.  Dezember  rückten  die 
Bundestruppen  ein,  yerliess  Dänemark  Holstein  und  Lauenburg.  König 
Christian  weigerte  sich  für  Schleswig  den  Bundesforderungen  zu  genügen. 
Oesterreich  und  Preussen  beschlossen  gemeinschaftlich  einzuschreiten. 
Nach  der  Eroberung  Schleswigs  und  Jütlands  endete  der  Krieg  mit  dem 
Wiener  Frieden  yom  30.  October  1864,  in  welchem  Dänemark  auf  die 
3  Herzogthfimer  yerzichtend  die  yon  den   beiden  Mitcontrahenten  zu 
treffenden  Dispositionen  anzuerkennen  yersprach.  Zwischen  den  Forde- 
rungen Oesterreichs,  welches  sich  auf  die  Seite  des  Erbprinzen  yon 
Augustenburg  stellte,  und  denen,  welche  Preussen  im  Interesse  seiner 
staatlichen  Sicherheit  und  Deutschlands  für  jenen  wichtigen  Posten  thun 
zu  müssen  glaubte,  kam  es  zu  keinem  Ausgleich,  da  die  Gasteiner  Con- 
yention  yom  14.  August  1865,  in  welcher  Oesterreich  für  Lauenburg 
gegen  2Vs  MilL  Thaler  sein  Mitbesitzrecht  abtrat,  Preussen  die  Ver- 
waltung yon  Schleswig,  Oesterreich  die  yon  Holstein  erhielt,  wohl  den 
Streit  aufschob,  aber  nicht  sehlichtete.   Die  Gegensätze  schärften  sich; 
die  preussische  Circulardepesche  yom  24.  März  1866  legte  die  Anschauung 
Preussens  dar,  das  am  9.  April  die  Berufung  eines  Parlaments  beim 
Bunde  beantragte.    Am  1.  Juni  übergab  Oesterreich  dem  Bunde  die 


*  Friedr.  Thndlohnm  Yerfassnngsgesch.  Sohleswig-Holsteins  von  1806 — 1815 
in  ihren  dentseh.  und  enrop.  Beziehungen.  Tübingen  1871.  Die  zahlreichen  Schriften, 
welche  die  sohleBwig-hclBteinische  Frage  behandeln,  yon  t.  Warnstftdt,  Wie- 
ding  n.  A. 

22* 
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Steitfrage.    Prenssen  erachtete  dies  einer  Lossagung  ron  der  Gasteiner 
Convention  gleich  und  sich  anf  den  Boden  des  Vertrags  vom  30.  Oct. 
1864  stellend,  liess  es  am  7.  Juni  seine  Trappen  in  Holstein  einrücken, 
am  sein  Mitbesitzrecht  in  von  Oesterreich  nicht  besetzten  Theilen  zur 
Geltang  zu  bringen.  Der  Kaiserliche  Statthalter  rfiumte  am  12.  Joni  mit 
Protest  das  Land.   Am  11.  Juni  hatte  Oesterreich  die  Mobilmachung  des 
Bundesheeres  beantragt,  am  14.  Juni  wurde  sie  beschlossen.  Preussen 
erklärte  den  Bundesvertrag  fürgebjochen  und  deshalb  nicht 
mehr  rechtsverbindlich,  legte  die  ;,Grundzilge  einer  Bundesreform 
vom  10.  Juni^  vor.  Am  16.  Juni  erliess  Preussen  seine  Kriegserklärung 
an  Hannover,  beschloss  man  in  Frankfurt  den  Krieg.  Der  17.  Juni  sah 
das  österreichische  Kriegsmanifest,  der  18.  die  Kriegserklärang  Preussens 
an  Oesterreich.  Preussen  rflckte  in  Hannover^  Sachsen,  Kurhessen,  am 
23.  in  Böhmen  ein.    Auf  den  blutgetränkten  Schlachtfeldern  Böhmens 
wurde  vom  23.  Juni  bis  3.  Juli  die  schwere  Entscheidung  gefällt.    Der 
Präüminarvertrag  von  Nikolsburg  vom  26.  Juli  fand  imPragerPrieden 
vom  23.  August  1866  seinen  Abschluss.    Oesterreich  hatte  Venedig 
aufgegeben,  Preussen  erhielt  freie  Hand  zu  Territorialveränderungen  in 
Norddeutschland  (nördlich  vom  Main)  und  zu  neuen  Einrichtungen ;  der 
deutsche  Bund  wurde  aufgelöst,  die  süddeutschen  Staaten  konnten  in 
einen  Verein  treten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem  norddeutschen 
Bunde  beiden  Vereinen  überlassen  blieb;  Oesterreich  verzichtete  auf  seine 
Rechte  auf  Schleswig-Holstein  mit  einer  Modifikation  bezüglich  der  nörd- 
lichen Distrikte  von  Schleswig.    Nunmehr  wurde  Preussen  incorporirt 
durch  Gesetz  vom  20.  Sept.  1866 :  das  Königreich  Hannover,  Kurfürsten- 
thum  Hessen,  Herzogthum  Nassau,  die  freie  Stadt  Frankfurt,  durch  Ge- 
setz  vom  24.  Dezbr.  Schleswig-Holstein ;  dazu  erwarb  es  kleinere  Strecken 
durch  Abtretung  von  Baiem  und  Hessen-Darmstadt.    Mit  1.  Oet.  1867 
traten  diese  neuern  Theile  vollberechtigt  auf  unter  Geltung  der  preuss. 
Verfassung  auch  in  ihnen.  Die  Bundesversammlung  beschloss  am  11.  Juli, 
nach  Augsburg  überzusiedeln,  that  dies  am  14.    Nachdem  am  26.  Juli 
Oesterreich  die  Auflösung  des  Bundes  anerkannt,  durch  den  Austritt 
Badens  (2.  Aug.)  Beschlussunföhigkeit  auch  nach  formalem  Bundesrecht 
eingetreten  war,  löste  sich  am  24.  August  der  Rest  der  Versammlung  auf. 
Preussen  schloss  darauf  am  18.  Aug.  1866  mit  Sachsen* Weimar, 
Oldenburg,  Braunschweig,  S.-Altenburg,  S.-Coburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarz- 
bnrg-Sondershausen,  Schw.-Rudolstadt,  Waldeck,  Reuss  j.  L.,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe-Detmold,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  ein  Offensiv-  und 
Defensivbündniss,  welches  durch  eine  Bundesverfassung  auf  Grundlage 
der  preuss.  Vorschläge  vom  10.  Juni  1866  ausgebildet  werden  sollte. 
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HecUenbarg-Sohwerm  and  Strelitz  am  21.  August ,  Hessen-Darmstadt 
für  seine  Theiie  nördlich  vom  Main,  S.-Meiningen  und  Beuss  S,  L.,^ 
Sachsen  traten  (durch  die  resp.  Friedensschlüsse)  gleichfalls  bei.    Yom 
15.  Dez.  1866  bis  7  Februar  1867  tagten  Bevollmächtigte  dieser  ver- 
bftndeten  Staaten  2U  Berlin.  Auf  dieser  Conferenz  wurde  der  Entwurf 
einer  Bundesverfassung  definitiv  festgestellt  und  Preussen  dessmi 
Vorlage  und  Vertretung  heim  Beichstage  überlassen.    Der  nach  einem 
dem  Beichswahlgesetze  vom  12.  April  1849  fast  gleichkommenden  Ge- 
setze gewählte  Beichstag  trat  am  24.  Febr.  1867  in  Berlin  zusammen 
und   stellte   am  16.  April  die  Verfassung   des   norddeutschen 
Bundes  fest,  deren  Annahme  im  Namen  aller  Verbündeten  von  Preussen 
am  17.  erklärt  wurde.  Nachdem  dann  sämmtliche  Landtage  und  Einzel* 
Staaten  zugestimmt  hatten,  wurde  die  Bundesverfassung  in  denselben 
publicirt  und   trat  am  1.  Juli  1867  in  Kraft.    Der  Norddeutsche 
Bund  war  kein  blos  volkerrechtlicher,  sondern  ein  staatlicher«  Nach 
Innen  bestand  die  staatliche  Einheit  in  der  vollen  Qeltung  der  blos 
durch  die  Präsidialmacht  Preussen  zu  verkündigenden  Bundesgesetze, 
in  einem  gemeinsamen  Bürgerrechte,  der  allgemeinen  activen  und  passiven 
WahlfShigkeit,  der  ausschliesslichen  Oompetenz  der  Bundesgesetzgebung 
fOr  das  Heer-,  Marine-,  Zoll-,  Handels-,  Post-,  Telegraphenwesen,  der  aus- 
schliesslichen Leitung  des  Heereswesens  durch  Preussen,  der  diesen 
Dingen  entsprechenden  Competenz  des  Bundes  in  Finanzsachen  u«  s.  w. 
Nach  Aussen  trat  der  allgemein  anerkannte  Bund  als  ein  staatliches 
Oanzes  auf  durch  Qesandte  des  norddeutschen  Bundes,  eine  Flagge  u.  s.  w. 
Daneben  blieb  die  völkerrechtliche  Stellung  der  Einzelstaaten  und  ihre 
innere  Selbstständigkeit.   Durch  Creirung  eines  Obersten  Handels- 
gerichts (zu  Leipzig)  für  Norddeutschlaad  u.  a.  wurden  noch  grossere 
Schritte  zur  Einheit  geihan.    Mit  den  süddeutschen  Staaten  trat 
der  Norddeutsche  Bund  zuerst  nur  in  eine  dem  Zollvereine  entsprechende 
Verbindung,  in  Folge  deren  ein  aus  directen  Volkswahlen  hervorgehendes 
Zollparlament  alle  2  Jahre  in  Berlin  zusammentreten  sollte. 

So  stand  Deutschland,  als  des  Franzosen  TJebermuth  die  spanische 
Thronkandidatur  des  Erbprinzen  von  Hohenzollem  zum  Anlass  nahm, 
um  den  lang  gehegten  Plan  der  Erniedrigung  und  Theilung  Deutsch- 
lands zur  Ausführung  zu  bringen.  Man  sinnt  dem  greisen  Konig  Wil- 
helm von  Preussen  zu,  sich  vor  dem  Abenteuerer  auf  Frankreichs  Throne 
zu  erniedrigen,  der  deutsche  König  würdigt  den  Diener  des  gallischen 
Imperators  keiner  Antwort,  Unter  dem  Jubel  einer  Schmeichlerschaar, 
unter  dem  chauvinistischen  Zujauchzen  des  urtheilslosen,  Eitelkeit  ge- 
tränkten  Volks    setzt   Napoleon  lU.    im    gesetzgebenden   Körper   am 
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15.  Juli  1870  gegen  den  Widerspruch  weniger  neun  Männer  die  Billigung 
d^  Kriegs  und  die  Genehmigung  des  KriegBcrediis  durch.  Am  19.  langt 
die  Kriegserklärung  in  Berlin  an;  der  20.  sieht  die  einstimmige  Ge- 
nehmigung des  Credits  durch  den  Ilorddeutschen  Reichstag,  bringt 
Baiems,  Württembergs  und  Badens  Beitritt  als  Preussens  Verbündete. 
Soweit  die  deutsche  Zunge  reicht,  aus  allen  Weltthdlen  meldet  der  Tele- 
graph der  Deutschen  Entrüstung  gegen  den  Franzosen.  Innerhalb  14 
Tagen  wird  eine  Armee  mobil  gemacht,  wie  die  Welt  sie  nicht  herr- 
licher, nicht  besser  geführt  sah,  die  Mobilmachung  selbst  ein  Meister- 
werk. Und  nun  beginnt,  nachdem  Napoleon  sein  unbärtiges  Söhnlein  die 
Heldenthat  gelehrt  hatte  eine  offene  Stadt  zu  beschiessen,  der  deutsche 
Siegeslauf,  unaufhaltsam,  unwiderstehlich,  geleitet  Yon  einem  Geiste,  einem 
Willen  Aller:  die  Jahrhunderte  lang  Deutschland  angethane  Schmach  zu 
rächen,  der  Welt  zu  zeigen,  dass  Deutschlands  Söhne  noch  die  Kraft 
und  den  Muth  der  alten  Sachsen,  Franken,  Baiem,  Alemannen  haben, 
dass  Deutschlands  Fürsten,  voran  der  greise  König  Wilhelm  und  sein 
Heldensohn,  der  Kronprinz  Friedrich  Wilhelm,  werth  seien  ein  Volk  yon 
Männern  zu  regieren,  das  längst  auf  dem  Gebiete  des  Geistes  die  erste 
Stufe  einnahm.  Weissenburg  (4.  Aug.)  und  WörA  (6.  Aug.),  des  Kron- 
prinzen Ehrensäulen,  der  Sturm  der  Spicherer  Berge  (6.  Aug.)  entschieden 
bereits  das  Schicksal  des  Krieges ;  die  Tage  von  Metz,  Mars-la-tour  und 
Gravelotte  (14. 16. 17.  Aug.)  bereiten  den  Tag  yon  Sedan  (1.  Sept.)  vor, 
der  100,000  Mann  kriegsgefiingen  macht  und  zur  Unterwerfung  Napoleons 
führt,  dem  auf  Schloss  Wilhelmshöhe  die  Müsse  wird,  die  Folgen  des 
IJebermuths  zu  erwägen.  Ein  Drittel  von  Frankreich  kommt  in  deutsche 
Hände,  die  unüberwindlichen  Festungen  kapituliren,  eine  Armee  von 
180,000  Mann  wird  durch  die  Kapitulation  von  Metz  kriegsgefiangen 
(27.  Oct).  Nachdem  alle  und  jede  Versuche  der  Franzosen  gescheitert 
waren,  das  Siegesheer  im  Herzen  Frankreichs  stand,  die  letzte  Armee 
vernichtet  war,  wird  am  1.  März  1871  ein  Friedens-Präliminar- Vertrag 
geschlossen.  Aber  schon  vorher  hatte  Baiems  König  den  König  Wilhelm 
aufgefordert,  den  Titel  Deutscher  Kaiser  anzunehmen,  alle  Fürsten 
und  freien  Städte  stimmten  zu.  Am  18.  Januar  1871,  ge)rade  170  Jahre 
nachdem  seine  Vorfahren  zu  Königsberg  den  Titel  König  von  Preussen 
angenommen,  wird  zu  Versailles  das  deutsche  Kaiserthum  verkündigt* 
Nachdem  das  deutsche  Heer  am  1.,  2.,  3.  März  durch  den  Einzug  in 
Paris  das  Werk  besiegelt,  beginnt  des  Kelches  Ausbau.  Am  21.  März 
wird  zu  Berlin  der  erste  deutsche  Beichstag  eröffnet  Da  versuchen 
die  IJltramontanen,  nachdem  schon  zu  Versailles  ihre  mitrageschmückten 
Sendlinge  das  directe  Verlangen  darnach  gestellt,  das  neue  Reich  nach 
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des  alten  Yorbild  zur  Einmischiuig  in  Italiens  Angelegenheiten  zu  be* 
wegen,  dem  «XJnfelilbaren''  Schergendienste  zu  leisten.  Yergebens,  der 
deutsche  Charakter  des  Reichs,  die  Nichteinmischung  wird  in  einer 
Adresse  ausgesprochen,  am  14.  April  nimmt  der  Reichstag  die  Verfassung 
an,  welche  am  3.  Mai  in  Kraft  trat.  Der  definitive  Friede  mit  Frank- 
reich (10.  Mai)  bringt  Elsass  und  den  deutschen  Theil  Lothringens  nebst 
Metz  zurück  an  das  neue  Reich,  dessen  erster  Kaiser  den  Namen 
i^Mehrer  des  Reichs^  nüt  mehrerem  Rechte  verdient,  denn  aUe  seit 
der  Zeit  der  Hohenstaufen.  Zum  Reichskanzler  wird  ernannt  nicht 
ein  Geistlicher,  sondern  der  geistige  Schöpfer  des  neuen  Reichs,  Otto 
Eduard  Leopold  Fürst  von  Bismarck-Schönhausen.  Bleibt  auch 
die  alte  Ostmark  politisch  vom  neuen  Reiche  getrennt  zu  beiderseitigem 
Frommen,  so  schlugen  doch  alle  deutschen  Herzen  in  Gestenreich  hoch 
bei  Deutschlands  Wiedergeburt.  Oesterreich  mag  seine  hohe  Aufgabe 
losen  im  Bunde  mit  Deutschland,  das  geistige  und  nationale  Band  be- 
steht fort,  mag  auch  die  politische  Einheit  fehlen. 

ni.  In  den  Einzelstaaten  wurde  die  Bestimmung  des  Reichsdepu- 
tationshauptschlusses,  welche  die  Verfassung  der  Entschädigungslande 
garantirte,  allgemein  ignoritr.  Im  Verlaufe  der  Kriege  bis  auf  den  Wiener 
Congress  waren  in  den  meisten  Staaten  die  Verfassungsverhaltnisse  gänz- 
lich umgekehrt  worden.  Die  deutsche  Bundesacte  und  Wiener  Schluss- 
acte  vom  15.  Mai  1820  (Art.  Ö4. — 62.)  sicherten  allen  Bundesstaaten 
eine  landständische  Verfassung  zu.  In  manchen  Staaten,  wovon  einige 
(Baden,  Nassau)  niemals  ständische  Verfassungen  hatten,  wurde  bald 
nach  dem  J.  1815  das  Verfassungswerk  begonnen.  Es  führte  zu  Ver- 
fassungen, welche  eine  Mischung  ständischer  Elemente  mit  nordameri- 
kanisch-franzosischem  Constitutionalismus  bilden.^  In  anderen  (Oester- 
reich, Lauenburg,  Mecklenburg,  S.-Gotha)  blieben  die  alten  ständischen 
Ordnungen  mit  einzelnen  Modificationen  in  Kraft;  in  wenigen  endlich 
(Preussen,*  Oldenburg)  wurden  keine  Qesammtverfassungen  gegeben.  Die 


>  Baiern  Yert-Urk.  Tom  26.  Mai  1818.  Ges.  betr.  die  Bildung  der  Kammer 
der  Beichsrftthe  Tom  9.  März  1828,  dazu  nooh  yerBohiedene  Gesetze,  K.  Sachsen 
Verf.-Urk.  yom  4.  Sept  1831.  Ges.  Tom  9.  Juni  1846  und  5.  Mai  1851.  Württem- 
berg Verf.-Urk.  vom  25.  Sept.  1819.  Baden  Verf.-Urk.  vom  22.  Aug.  1818  u.  s.  w. 
Hessen-Darmstadt  Yerf.-Urk.  vom  17.  Dez.  1820.  S.-Weimar  Grundges.  vom 
5.  Mai  1816  und  revidirtes  vom  15.  Oot  1850.  Meiningen  22.  Aug.  1829.  Alten- 
burg 29.  April  1831  u.  s.  w.  S.-Coburg  8.  Aug.  1821.  Beraunschweig  12. Oot. 
1832.  Auf  Hannover,  Hessen-Kassel  und  l^assau  braucht  nicht  mehr  eingegangen 
zu  werden. 

*  Im  J.  1823  hatte  sich  der  König  des  Bechts  begeben,    ohne  Zustimmung  der 
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EreigniBse  des  Jahres  1848  gestalteten  in  ihren  j^olgen  die  Yerfassangs- 
yerhähaiisBe  der  Staaten  entweder  gänslich  um  oder  bewirkten  doch 
wesentliche  Modificationen.  Man  gab  Gesammt Verfassungen ,  wo  keine 
bestanden  J  Nachdem  das  deutsche  Gesammtverfassungswerk  gescheitert 
war,  hob  man  die  früher  publicirten  j^ Deutschen  Grundrechte^  auf.^  Nach 
dem  unglücklichen  Kriege  von  1859  begann  Oesterreich  im  J.  1860  eine 
Umgestaltung  seiner  staatlichen  Verhältnisse,  welche  zwar  einen  formalen 
Abschluss  in  gewisser  Beziehung  gefunden  zu  haben  scheint,  aber  bei 
dem  Widerstreben  social-politischer  Factoren,  deren  Bedeutung  staats- 
männische Einsicht  nicht  verkennen  kann,  noch  nicht  zu  wirklich  halt- 
baren Formen  geführt  hat.* 


Provinzialstände  die  Steuern  zu  erhöhen.  1847  wurde  der  8.  g.  Vereinigte  Land- 
tag einberufen. 

'  Oldenburg  18.  Febr.  1849,  revidirt  22.  Nov.  1852.  Ootlia  26.  März  1849 
für  Coburg  und  Gotha  8.  Mai  1852.    Anbalt-Dessau  und  Bernburg  u.  8.  w. 

•  K.  Säohs.  Qes.  y.  12.  Mai  1851.  Wfirtt.  Ges.  TOm  5.  Oot.  185U  Weimar. 
V.-O.  Tom  22.  Oot  1851.  Altenburg  vom  26.  Mai  1852.  Braunsohweig 
4.  Juli  1851. 

Alle  diese  und  die  fibrigen  Gesetze  eto.  in:  H.  E.  Zacharift  Die  deutseben 
Yerfassungsgesetze  der  Gegenwart,  Gott.  1855. 

>  Verf.  Tom  4.  März  1849,  welohe  einen  einheitliohen  Staat  wollte,  aufgehoben 
mit  Patent  vom  81.  Dez.  1851.  Patent  und  Diplom  vom  20.  Oot  1860  stellt  sioh  auf 
die  Grundlage  der  pragmat  Sanotion  Karls  VI.  vom  19.  April  1713,  verheisst  Land- 
tage und  einen  Reiohsrath,  letzterem  die  Gesetzgebung  über  Geld-,  Mfinz-, 
Credit-,  Zoll-,  Handels-,  Zettelbank-,  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahn-,  Militär- 
Wesen,  Einführung  neuer  u.  Erhöhung  bestehender  Steuern,  Abgaben,  Staatssohulden- 
wesen  und  Veräusserung,  Umwandlung,  Belastung  des  unbeweglichen  Staatseigen- 
thums,  Budget  und  Prüfung  der  BeohnungsabschlÜsse,  „alle  anderen  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung^  den  Landtagen  zuweisend,  jedoch  für  die  nicht 
ungarischen  Länder  die  Berathung  dem  nur  aus  deren  Reichsräthen  zusammen- 
gesetzten Reichsrathe  (engerer  Reiohsrath)  vorbehaltend.  Die  Erledigung  in 
den  Landtagen  sollte  geschehen  in  den  Ungarischen  „im  Sinne  der  früheren 
Verfassungen,"  in  den  anderen  Ländern  „im  Sinne  und  in  Gemässheit 
ihrer  Landeso rdnungen**.  Die  für  4  Eronländer  publicirten  Landesstatuten 
wurden  zurückgezogen,  ein  „Grundgesetz  über  Reich svertretung^  und 
„Landesordnungen**  mit  „Landtags- Wahlordnungen"  erlassen  für  alle  cisleithanischen 
15  Länder  mit  Patent  vom  26.  Febr.  1861.  Dies  schafft  einen  Reiohsrath:  wei- 
terer fElr  Cis-  und  Transleithanien,  engerer  für  Cisleithanien  mit  ans  den  Land- 
tagen entsendeten  Abgeordneten.  Siebenbürgen  trat  ein,  Ungarn  mit  Kroatien  und 
Slavonien  und  die  Lombardei  nicht  Am  20.  äept  1865  wurde  die  Verl  v.  26.  Febr. 
1861  durch  kais.  Manifest  s.istirt,  nachdem  am  18.  Sept.  die  Landtage  auf  den 
23.  Nov.  einberufen  waren.  Auflösung  der  Landtage,  Ausschreibung  von  Neuwahlen 
und  Einberufung  einer  „ausserordentlichen  Reichsversammlung**  mit 
Pat  vom  2.  Jan.  1867.    Auflösung  des  Landtags  von  Böhmen,  Mähren,  Krain;  Ein- 
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'  lY.  Auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Bedhts  ist  durch  OommissioBen 
nnd  Conferenzen,  welche  von  den  einselneii  Regierungen  oder  dem 
Bundestage  ausgingen,  eine  Einhdt  in  manchen  Punkten  erzielt  worden. 
Die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung^i^^  das  allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzbuch^^  sind  allenthalben  eingeführt  worden, 
durch  die  Bestimmungen  über  den  Schutz  des  literarischen  Eigen« 
thums  wurde  eine  wesentlich  gleiche  Gesetzgebung  angebahnt;  die  Con- 
ferenzen  zur  Abfassung  einer  gemeinsamen  deutschen  Ciyilprocessordnung 
und  eines  Obligationenrechts  haben  zwar  keinen  unmittelbaren  Erfolg  ge- 
habt, aber  doch  gezeigt,  dass  grössere  Gemeinsamkeit  im  Rechte  nothig 
und  nicht  allzuschwer  erreichbar  ist.  Im  neuen  deutschen  Reiche  ist  ein 
einheitliches  Recht  fBr  ganz  Deutschland  theils  bereits  geschaffen,  theils 
angebahnt.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  15.  Mai  1871  wurde  das  ,,8 traf- 
gesetzbuch  für  das  deutsche  R ei ch^  eingeführt.  Die , Allgemeine 
deutsche  Wechselordnung'  und  das  ,Allgem.  deutsche  Handels- 
gesetzbuch' nebst  einigen  anderen  darauf  bezüglichen  Gesetzen,  das 
Gesetz  betreffend  das  , Urheberrecht'  getten  seit  22.  April  1871  all- 
gemein; ein  wesentlich  gleiches  Gesetz  ,über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit'  (1.  Juni  1870) 
gilt  seit  demselben  Tage ;  das  Reichsges.  t.  12.  Juni  1872  hat  eine  ein- 
heitliche Gewerbeordnung  eingeführt.  Die  Rechtshülfe  ist  durch 
Reichsges*  y.  22.  April  1870  (norddeutsches  v.  31.  Mai  1870)  geregelt. 
Das  Reichsgesetz  v.  20.  Dez.  1873  erklärt  ,die  gemeinsame  Gesetzge- 
bung über  das  gesammte  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht  und  ge- 
richtliche Verfahren'  als  Sache  des  Reichs;  eine  Commission  zur 
Abfassung  des  Entwurfs  eines  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist 


bernfung  des  ordentL  Reiob^raths  auf  den  20.  Mai  1867.  (besetz  betr.  die 
Entsendung  einer  Deputation  des  Beichsratbs  zur  Verbandlung  mit  dem  ungarischen 
Beiebstage  yom  16.  Juli,  Aber  Ministerverantwortlichkeit  yom  25.  Juli,  aber  das 
Yereinsreoht  und  Qes.  ü.  d.  Yersammlungsreoht  yom  15.  Noy.,  Ges.  ü.  d.  Abände- 
rung des  Grundges.  yom  26.  Febr.  1861  und  Staatsgrundgesetze  Aber 
die  Grundrechte,  die  richterliche  Gewalt,  die  Reg.-  und  YoUzugsgewalt,  Gesetz  betr. 
die  allen  Lftndem  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung 
yom  21.  Dez.  1867  (Ausgleichung  mit  Ungarn,  Delegationen).  Theilung  in 
Ungar,  Länder — oisleith.;  Ministerium  der  5st.-ungar.  Monarchie  (Aeusseres,  Krieg, 
Reichsfinanzen)  und  f&r  jeden  E5rper  besondere.  Siebenbürgen  Ungarn  einverleibt. 
Ausgleich  zwiohen  Ungarn  und  Croatien. 

10  pubL  im  deutschen  Reiohsgesetzbl.  yom  26.  Noy.  1S48. 

"  Gonferenzen  yom  2«  Dez.  1848  bis  März  1849.  Commission  (Bundesbeschl. 
yom  18.  Dez.  1856)  Gonferenzen  yom  15.  Jan.  1857  bis  1861.  Anempfehlung  durch 
Bundesbeschl.  yom  81.  Mai  1861. 
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in  4Dhätigkeit,  die  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die  Gerichtsverfassung, 
die  Ciril-^Straf-Prozess-»  und  Cononrs-^Ordnung  liegen  der  Berathnng  des 
Reichstags  vor.  Durch  Ges.  v.  6.  Februar  1875  ist  die, Beurkundung 
des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung*  (Civilehe)  ge- 
ordnet, das  Militairwesen  (Reich»-Militairgesetz  y.  2^  Mai  1874, 
Ges.  über  den  Landsturm  vom  11.  Febr.  1875  u.  a.),  das  Maass-, 
Münz-  und  Gewichtssystem  (Bankgesetz  y.  14.  März  1875,  Ges. 
über  die  Reichskassenscheine  y.  30.  April  1874)  ist  einheitlich  geregelt. 
Das  Reich  ist  durch  directe  Einnahmen  und  yon  der  Bewilligung  der 
Einzelstaaten  unabhängige  Matrikularbeiträge  von  den  groben  Fehlem 
des  früheren  befreit.  Der  Zustand  des  Reichs  und  seine  Gesetzgebung 
bieten  die  Gewähr  dafür,  dass  das  deutsche  Reich,  unbeschadet  der 
verfassungsmässigen  Selbstständigkeit  der  Einzelstaaten,  die  Einheit  in 
allem  Nothwendigen  erreicht  hat  und  zugleich  stark  und  mächtig  ist, 
die  widerstrebenden  Elemente  unschädlich  zu  machen. 

Mit  Befriedigung  blickt  der  deutsche  Rechtshistoriker,  nachdem  er 
durch  den  Verlauf  der  Jahrhunderte  die  Eaisermacht  sich  mehr  und 
mehr  zu  einem  Schattenbilde  verwischen  und  des  Volkes  politische  Be- 
deutung sinken  gesehen,  auf  die  Gegenwart,  welche  dem  grossen  deutschen 
Volke  im  Herzen  Europas  seine  alte  Macht  und  Bedeutung  zurückerwarb* 
Preis  und  Ehre  dem  Kaiser,  den  Fürsten,  dem  Volke! 


ZWEITES  BTICI. 

desehielite  des  Oeriebtswesens."^ 

Erstes  Kapitel. 
Richter.    Gericht.   Gerichtsstand. 

I.  Die  ältere  (fränkische)  Zeit. 

§.  109. 

s.  Gang  der  Batwioklung. 

L  Seitdem  es  ein  geordnetes  Gemeinwesen  gab,  bot  sich  dem  in 
seinem  durch  die  Gemeinde  geschützten  Frieden  Verletzten  die  Möglich- 
keit dar,  für  die  ihm  zugefugten  Rechtsverletzungen  vor  der  Gemeinde 
als  dem  Gerichte  Genugthuung  zu  fordern.    Dabei  blieb  aber  die 


*  Hausohild  Gteriohtsverfassang  der  Tentsohen,  wie  Bolohe  Tom  8.  bis  zum 
14.  Seculo  üblioh  gewesen,  Leipzig  1741.  Carl  Phil.  Kopp  Aasfflhrl.  Nachricht 
▼OD  der  altem  und  neaern  Yerfassung  der  OeistL  und  Ciyilgeriohte  in  den  ftirstl. 
Hessen-Gasselisohen  Landen.  Th.  I.  (hitftor.)  Gassei  1769.  4.  J.  J.  Moser  Yon 
der  Teatschen  Justiz- Verfassung,  Frkf.  undLeipi.  1775.  4.  Ders.  Yon  derLandes- 
Hoheit  in  Justiz-Sachen,  Frkf.  und  Leipz.  1778.4.  K.  A.  Bogge  Geriohtswesen  der 
Germanen,  Halle  1820.  Q.  Ludw.  Maurer  Gesohiohte  des  altgermanisohen,  na- 
mentlich bairischen  öffentlichen  mündlichen  GerichtsTerfa^rens  u.  s.  w.  Heidelberg 
1824.  4.  A.  Buchner  Das  5ifentliche  gerichtliche  Yerfahren  nach  altdeutscher 
Beohtspflege,  Erlangen  1825.  Freih.  Max  ▼.  Freiberg  Ueber  das  altdeutsche 
5ifentliche  Gerichtsverfahren,  Landshut  1824.  J.  W.  Chr.  Steiner  über  das  alt- 
deutsche und  insbesondere  altbairische  Gerichtswesen  in  Bezug  auf  Oeffentlichkeit 
und  Mündlichkeit.  Aschaffenb.  1842.  £.  W.  Unger  Die  altdeutsche  GerichtsTer- 
fassung,  G5ttingen  1824.  Heinr.  Siegel  Geschichte  des  deutschen  GericbtsTer- 
fahrens.  Bd.  L  Giessen  1857.  Bud.  Sohm  Der  Process  der  Lex  Salica.  Weimar 
1867.  M.  A.  T.  Bethmann- Hollweg,  Der  germanisch-romanische  Cirilprocess 
im  Mittelalter«  Bd.  L  IL  III.  1.  Abth.  Bonn  1868—74.  —  Die  Lehrbücher  über  den 
gemeinen  Cirilprocess  von  Linde,  Osterloh,  Wetzelu.  s.  f.  enthalten  gleichüslis 
historische  Bückblicke. 
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persönliche  Freiheit  so  sehr  gewahrt,  dass  die  Gemeinde  ohne  Aufforde- 
rung nur  einschritt,  wenn  sie  seihst  verletzt  war,  darüber  hinaus  das 
verletzte  Recht  zur  Geltung  zu  bringen,  dem  Verletzten  und  der  Familie 
zustand.  (§§.  10. 11. 13  14.).  Bald  bildete  sich  ein  unterschied,  je  nach- 
dem die  Verletzung  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  gerichtet 
war.  Für  jenen  Fall,  bei  dem  die  individuelle  Freiheit  und  die  Familie 
am  directesten  betheiligt  ist,  musste  man  durch  die  Erfahrung,  dass  mit 
der  Bache  und  ihrem  Ausdrucke  der  Fehde  in  manchen  Fällen  der 
Gemeinfrieden  selbst  beinahe  unverträglich  sei,  dahin  kommen,  anstatt 
der  Blutrache  eine  Sühne,  Busse«  Compositio,  anzunehmen  (§.  11« 
VIII.).  .  Gleichwohl  blieb  bis  in  die  karolingische  Zeit  das  Recht,  die 
Belbstrache  üben  zu  dürfen,  sowie  auch  die  Selbsthülfe  das  einzige  Mittel 
blieb,  gegen  den  angestifteten  Verbrecher  vorzugehen. ^  Zur  Herbei- 
führung des  Friedens  ordnete  man  schon  frühzeitig  einzelne  Männer  aus 
der  Gemeinde  als  Vermittler,  Schiedsmänner  ab.  Gelang  die  Ver- 
nuttlung,  so  ersetzte  das  an  den  Schiedsmann  zu  zahlende  fr e dum, 
Friedensgeld,  und  das  an  den  Verletzten  oder  dessen  Familie  zu  ent- 
richtende Wergeid  (§.  11.)  die  Rache.  Allmälig  wurde  diese  Sühne 
durch  Geld  oder  Geldeswerth  unter  dem  Einflüsse  des  Ohristenthums  so 
zur  Regel,  dass  man  die  Annahme  des  angebotenen  Wergeides  und  die 
Zahlung  des  geforderten  geradezu  gebieten  konnte.^    Damit  war   das 


1  Lex  Frision.  II.  §§.  1^3,  4—10,  Saxon.  XVm.  enthalten  genaue  Be- 
Btimmtmgen  bierüber. 

*  Cap.  Karoli  M.  Franoioum  a.  779  o.  22.  ^Si  quis  pro  faida  preeinm 
reoipere  non  Tult,  tnno  ad  nos  flit  transmiBSus,  et  nos  enm  dirigemüB  ubi  damnom 
minime  faoere  poBsit.  Simili  modo  et  qni  pro  faida  pretium  soWere  noluerlt,  neo 
institiam  ezinde  faoere,  in  tale  looo  enm  mittere  TolamnB,  nt  pro  eodem 
mains  damnnm  non  ore80at.<<  Gap.  Aqaisgran.  a.  802  o.  32.  «Homioidia,  pro  qni- 
bns  mnltns  Deo  perit  pnpnlas  obristianns,  omni  contextatione  deserere  ao  Tetare 
mandamoB  (folgen  religiOee  Erw&gungen)  ....  statim  rens  ad  Bnam  emen- 
dationem  reonrrat,  totaqne  oeleritate  perpetratum  malnm  ad  propinqaos  ex* 
tinoti  digna  oompositionen  emendet.  Et  boo  firmiter  banniamuB,  ut  paren- 
tes  interfeoti  neqnaqnam  inimioitia  super  ooramiBBum  malum  adangere  au'^ 
deant,  neque  paeem  fieri  petenti  denegare,  Bed  datam  fidem  paratam  oompoflitionem 
reoipere;  et  paoem  perpetuam  reddere,  reum  autem  nullam  moram  oompositioniB 
faoere.  Ubi  autem  boo  peecatorum  merito  oontingerit,  ut  quis  yel  fratrem  Tel  pro* 
pinqnum  sunm  oociderit,  statim  so  ad  poenitentiam  sibi  oompositam  sumit,  et  ita  ut 
episcopuB  eiuB  sibi  dlBponat  absque  uUa  ambiguitate,  sed  iuvante  Domino  perficere 
Bunm  remedium  fltudeat,  et  oomponat  oooiBum  seeundum  legem,  et  onm  propinquis 
BuiB  Be  omnino  eomplaoeat,  et  data  fide  ullam  inimicitiam  exinde  mo* 
Tere  nemo   audeat.    Qui  autem  dignam  emendationem  faoere  oontemserit,  here- 
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Yermiitleramt  fiberflüssig,  das  Friedensgeld  zu  einer  Sühne  geworden  fUr 
die  Verletzung  der  öffentlichen  Rechtsordnung »  des  Gemein*ESnig8* 
Friedens,  neben  dem  Wergeide  als  der  Entschädigung  für  die  Verletzung 
des  indiTiduellen  und  Familien&iedens.  So  trat  bei  Verbrechen  allmälig 
unbedingt  der  gerichtliche  Weg  ein,  mit  Ausschluss  aussergerichtUcher 
Hülfe. 

U.  Handelte  es  sich  aber  um  Vermögensrechte,  so  kannte  das 
älteste  Recht  ebenso  wenig  eine  Verpflichtung  zur  Klage,  gab  vielmehr 
einen  Anspruch  auf  directe  Geltendmachung  durch  Elxecution  unter  Mit- 
wirkung Yon  Genossen.^  In  der  ausgebildeten  merovingischen  Monarchie 
tritt  aber  auch  hier  die  Nothwendigkeit  gerichtlichen  Verfahrens  ein«  Es 
erhielt  sich  jedoch  das  Recht  der  Selbsthülfe  in  der  Form  der  Pfän- 
dung^ wegen  offenkundiger  und  pfandbarer  Schulden,  als  Recht  ab- 
handen gekommene  Sachen  mitGewalt  während  einer  bestimmte  Zeit, 
ohne  Gewalt  allgemein  zu  verfolgen.  Während  nun  in  dem  ersteren 
Falle  die  Selbsthülfe  mehr  und  mehr  aufhorte,  bis  sie  im  Mittelalter 
aufs  Neue  auflebte  (§«  75.),  blieb  die  Eigenmacht  im  letzteren  zu  Recht 
bestehen  bis  auf  die  neuere  Zeit  (§.  161.). 

in.  Getreu  der  alten  Grundlage  behielt  das  Verfahren  bis  in  die 
späteste  Zeit  wegen  seines  formellen,  dem  Willen  der  Parteien  vielfach 
Qberlassenen  Ganges  den  Charakter  eines  scheinbaren  Kampfes  bei, 
der  nach  festen  Regeln,  anstatt  zwischen  den  streitenden  Parteien  allein, 
vor  der  Gemeinde  stattfand.  Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  6e- 
richtsversammlung,  dem  Gerichte  als  der  Gemeinde,  Gemeindeversamm- 
lungy  steht  die  Oeffentliohkeit  und  Mündlichkeit  aller  Akte, 
endlich  der  Einfluss ,  welchen  die  politische  Stellung  in  der  Gemeinde, 
der  Stand  auf  das  Verfahren  selbst  ausübte. 

§.  110. 

b.  Blektor.   Ctariokt.« 

I.  In  der  ältesten  Zeit  fällt  das  Gericht  zusammen  mit  der  Volks- 
versammlung,  deren  Vorsitzender  als  Richter,  judex,  fungirt,   in 


ditatem  priTei  usqtie  ad  indioinm  nostnim.''  Cap.  in  TbeodoniB  villa  a.  805  o.  6. 
Gap.  legibus  addenda  a.  817  o.  18.  Cap.  a.  882  o.  9. 

>  Üeber  diesen  Gegensats  der  filteren  Zeit  besonders:  So  hm,  Prooess  der 
Lex  Sal. 

«  Wilda  Das  Pfftndungsreoht  in  Zeitschr.  f.  d«  B.  I.  S.  176  £f.,  Siegel  I. 
S«  85  ff.,  deiren  Ansiobten  aber  durch  So  hm  manche  Beriohtignng  erfahren. 

•  Siehe  Grimm  B.A.  S.  854. 

*  Oben  §.  18 f.  Sohm  Frfink.  Geriohtsyerf.  Bethmann-Holiweg  IL  1.  S.10ff. 
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frühester  Zeit  ein  Priester, ^  der  König,  in  den  Oentenen  der  Cente- 
narins,  die  principes,' 

II.  Im  Frankenreiche  steht  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  über 
alle  Freie  des  Gaues,  der  Grafschaft  zu  dem  Grafen,  unter  ihm  dem 
Centenar,  über  ihm  dem  Missus,  dem  König  und  dessen  SteUyer- 
treter  dem  Pfalz grafen.  Das  Gericht,  dem  diese  Yorsitzen,  ist  das 
echte,  rechte  Ding.  Zu  dessen  Schutz  hat  der  Graf  den  Konigs- 
bann;  auf  seine  üebertretung  folgt  die  Bannbusse  (bannus).'  Unter 
Konigsbann  wird  gerichtet  vom  Grafen  selbst  in  allen  Dingen,  welche 
die  Stellung  des  Freien  in  Gemeinde  und  Staat  angehen,  seine  Frei- 
heit, seinen  Leib  oder  ein  echtes  Eigen  betreffen,^  während  in 
geringeren  Sachen 'das  Gericht  unter  dem  eigenen  Bann  (Ghrafenbann) 
hinreicht.^  An  des  Grafen  Stelle  können  seine  Unterbeamten  und  Stell- 
Vertreter  je  nach  ihrer  Stellung  allgemein  oder  in  bestimmten  Gerichts- 
versammlungen  den  Vorsitz  führen  (§.  47.). 

IIL  Neben  dieser  obrigkeitlichen  hatte  sich  die  Gewalt  der  Im- 
munitätsherren zu  einer  förmlichen  Gerichtsbarkeit  ausgebildet,  welche 
den  Charakter  einer  privaten  hatte,  nicht  mit  dem  Königsbanne  ge- 
schützt war.  Ausgeübt  wurde  sie  durch  die  Vertreter  der  Immunität 
(§.  50.).  Jedoch  war  schon  zur  karolingischen  Zeit  an  die  Besitzer  der 
Immunitäten  vielfach  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  gekommen. 


1  Taciius  Genn.  o  11.  Oben  §.  14  N.  2.  Vgl  Grimm  B.A.  S.  272.  Job. 
Merkel  Der  judex  im  bairischen  Yolksreobte,  in  Zeitsobr.  für  BeobtsgeBobicbte  L 
118  ff.    Waitz  V.  G.  IL  467  ff. 

s  Oben  §«18.    Roth  Gesob.  des  Beneficialwesens  S.  8—11. 

s  §.  47.    Grimm  B.A.  S.  657.  732. 

^  Gap.  Langob.  802  c.  14.  ^üt  ante  Tioarioa  nulla  criminaliB  actio  dif- 
finiator,  nisi  tantom  leviores  oansae  qnae  faoile  posBont  diindioari;  et  nallas  in 
eorom  indicio  aliquis  in  Ber^itio  bominem  oonqnirat,  Bed  per  fideinsBores 
romlttator  nsqne  in  praesentiam  comitiB.  £t  ingennos  bomines  nnlla  pladta  faoiant 
OQBtodire,  poBtqnam  illa  tria  cnstodiant  plaoita  qnae  instituta  snnt,  nisi  forte  con- 
tingat,  nt  aliquiB  aliqnem  accnset:  excepto  illoB  BCabinoB  qoi  com  indioibuB  roBe- 
dere  debent*  Cap.  Aquisgr.  810  c.  2.  ^üt  ante  Ticarium  et  centenarinm 
de  proprietate  aut  libertate  indiciom  non  terminetnr  ant  adquirator,  nisi 
Bemper  in  praesentia  nÜBBornm  imperialiom,  ant  in  praeeentia  eomitam.*^  Oap. 
AqniBgran.  812  c.  4.  ^üt  naUuB  bomo  in  plaoito  oentenarii,  neque  ad  mortem 
neqae  ad  libertatem  snam  amittendam,  ant  ad  roB  reddendaB  Tel  mancipia 
indicentor.^  Aqnisgran.  817  c.  11.  Oap.  AqniBgran.  817  alia  capitola  c,  11. 
«Omnis  controyerBia  ooram  oentenario  definiri  potest,  exoepto  redempcione  terrae 
et  manoipiorum,  qne  nonnisi  ooram  oomite  fieri  potest*^ 

»  Lex,  8al.  Tit,  „De  mannire."  LVL 
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lY.  Yor  Gericht  worden  ausser  den  Streitigkeiten  nnd  der  Unter- 
suebung  der  Yerbrechen  such  alle  wichtigeren  Reehtsgeschäfte  vor- 
genommen«  Dies  war  theils  geboten,  theils  herkömmlich  in  Folge  des 
Ghrundcharakters  der  Gerichtsyersammlung,  der  Bedeutung  mancher  Akte 
für  das  öffentliche  Recht  und  wegen  der  Rechtsbildung  jener  Zeit^ 

Y.  Während  in  der  merovingischen  Periode  das  Gericht  vor  dem 
Eonig  oder  seinem  Stellvertreter  in  beiden  Richtungen  yielfach  neben 
dem  des  Ghrafen  thätig  war,  ohne  dass  eine  feste  Grenze  bestand,''  er- 
scheint dasselbe  in  der  karolingischen  Zeit  als  ein  wirklich  höheres  Ge- 
richt für  die  Rechtsstreitigkeiten  der  Grossen  unter  einander,  fßr  deren 
Yergehen  und  für  jene  Fälle,  wo  die  Macht  der  Grafen  nicht  aasreichte, 
Yon  ihnen  das  Recht  verweigert  wurde  oder  das  directe  Interesse  des 
Königs  und  Reichs  in  Betracht  kam.^ 

YI.  Eine  eigenthümliche  Art  von  Gerichten  bilden  die  Sendge- 
richte.    Während   sie  einerseits  als  kirchliche  erscheinen,  tragen  sie 


^  L.  Bai.  XLTV.  De  reipus.  XLYI.  ^De  adfathamire  hoc  conTonit  obser- 
rare,  ut  thnnginas  ant  centenariuB  mallum  indioant  et  sontiim  in  ipso  maUo  habere 
debent  et  tres  homines  tres  oausas  demandare  debent,  et  postea  reqnirant  hominem 
qui  ei  non  perteneat  et  sie  fietuoam  in  laisum  iaotet,  et  ipse  in  oninn  laisnm  fistuoam 
iaotayit  de  fortnna  soa  qnantom  dare  volnerit  ant  totam  fortonam  oui  yolnerit  dare. 
Ipse  in  onins  laisum  fistacam  iaotarit  in  oasa  ipsins  manere  debet  et  bospites  tres 
SQScipere  debet  et  de  faooltate  sna  de  quantum  ei  datur  in  potestatem  snam  habere 
debet.  Et  postea  ipse  oni  sontiun  oreditnm  est  ista  omnia  onm  testibus  coUeotis 
agere  debet,  postea  ant  ante  regem  aut  in  mallo  Uli  cai  furtana  sna  depotavit  red- 
dere  debet  et  aooipiat  fistooam,  in  maUo  ipso  ante  duodeoim  menses  qnos  heredes 
appellavit  in  laisnm  iactet  neo  minus  neo  malus  nisi  quantum  ei  oreditum  est*  Et 
si  contra  hoo  aliquis  aliquid  dioere  Toluerit,  debent  tres  testes  iurati  dioere,  quod 
ibi  fuissent  in  mallo  quem  thunginus  aut  oentenarins  indixemnt  et  quomodo  yidis- 
sent  hominem  illnm  qui  fnrtuna  sua  dare  Toluerit  in  laisum  iUius  quem  elegit  fis- 
tuoam  iaotare,  nominare  debent  denominatim  illum  qui  festucam  in  laiso  iaotet  et 
sie  fortnne  sua  in  laiso  iaotitur,  et  iUum  quem  heredem  appellat  similiter  nominent 
et  alteri  tres  testes  iurati  dioere  debent,  quo  in  oasa  iUius  qui  ftirtuna  sua  donavit 
ille  in  ouius  laiso  fistuoa  iactata  est  ibidem  mansisset  et  hospites  tres  aut  amplius 
coUegisset  et  in  beodum  pultis  manducassent  et  testes  ooUegisset  et  hospites  illi  tres 
aut  amplius  de  susoeptione  gratias  egissent  Ista  omnia  illi  alii  tres  testes  iurati 
dioere  debent  Et  hoo  quod  in  maUo  ant  ante  regem  vel  in  legitime  (mallo)  pu- 
blice ille  qui  aocepit  in  laiso  furtuna  ipse  ante  regem  aut  in  maUo  publice  legitime, 
hoo  est  in  mallobergo  ante  teoda  aut  thnngium  fnrtunam  iUam  quos  heredes  ap- 
pellaTit  publice  coram  hominibus  fistnoam  in  laiso  iaotasset:  hoc  est  novem  testi- 
monia  ista  omnia  debent  adfirmare.**  (YgL  Lex.  Bipuar.  Tit.  49«  Ueber  die  Be- 
deutung Ton  adfatimire  und  adfatimus  Wildbrandt  in  Zeitsohr.  f.  B.  E.  Y.  S. 
182  ff.  8 ohm  EheschL  85.  89).  LX.  „De  eum  qui  se  de  parentilla  tollere 
Tult.  XXYL    De  libertis  demissis.    Lex  Bipuar.  LYIL  über  Freilassung. 
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andererseits  den  Charakter  weltlkher  dadnrch,  dass  allmälig  weltliche 
Strafmittel  angewendet  wurden.  Sie  sind  für  die  Bildung  des  Strafreehts 
Yon  grosser  Bedeutung,  weil  in  ihnen  die  Idee  der  Verfolgung  von  Ver- 
brechen durch  öffentliche  Ankläger  zuerst  eine  praktiche  Oestalt  an- 
nahm.* 

n.  Das  Mittelalter. 

A.   Ordentliche   Oeriohte. * 
a.  Vttz  frtia. 

§.  111. 

1.  IHe  B««]itfpfl«fe.** 

I.  Mit  der  Bildung  der  Landeshoheit  war  der  zum  Landesherrn  ge- 
wordene Ghraf,  Bischof  u.  s.  w.  (§§.  68.  69.)  aus  dem  königlichen  Be- 


7  Das  lehren  die  Formeln  für  solche  Akte,  sowie  viele  Stellen  der  Leges. 
Waits  YerfasBungsgesohichte  n.  S.  601  ff. 

"  Gap.  Lang  ob.  783  c.  7.  «De  rebus  forf actis  per  dlTersos  eomites,  Tolnmns 
at  ad  palatiam  pertineat^  Cap.  Bajoaricam  808  o.  7.  ^Ut  si  aliqnis  Toluerit 
dioere  qnod  jaste  ei  non  jndioetar,  tanc  in  praesentia  nostra  yeniat.  Aliter  yero 
non  se  praesnmat  in  praesentia  nostra  Tenire  pro  alterias  justitiam  dilatandam.^ 
Aqnisgran.  812.  c.  2.  ,Ut  episoopi,  abbate«,  comites,  et  potentiores  qnique,  si 
oaasam  inter  se  habnerint,  ao  se  paoifioare  nolnerint,  ad  nostram  jnbeantnr  yenire 
praesentiam,  neqae  iUorom  contentio  aliubi  diindicetnr,  neqne  propter  hoc  pauperam 
et  minus  potentium  iustitiae  remaneant.  Neqne  oomes'  palatii  nostri  potentioree 
oansas  sine  nostra  iussione  finire  praesumat,  sed  tantam  ad  panpernm  et  minus  po- 
tentium institias  faciendas  sibi  soiat  esse  yaoandom.^  Cap.  missornm  817.  o.  1. 
Y,Legatio  omninm  missornm  nostrornm  haec  est  Primo,  nt  sicut  iam  aliis  missis 
ininnctom  fnit,  iusticiam  faciant  de  rebus  et  libertatibus  iniuste  ablatis;  et  si  epis- 
oopns,  aat  abbas,  aut  yicarins,  aut  adyocatns,  ant  quislibet  de  plebe  hoc  fecisse 
inyentas  fuerit,  statim  restitnatur.  8i  yero  yel  oomes  yel  actor  dominicns,  yel  alter 
missus  Palatinos,  hoc  perpetrayit,  et  in  nostram  potestatem  redegit,  res  diligenter 
inyestigata  et  desoripta  ad  nostram  indioinm  reseryetnr.^  —  Verweigerung  des  Oe- 
horsams  in  kirchlichen  Dingen  Wormat  829  gen.  o.  1.,  wissentliche  Prodnction 
fislscher  Zengen  Wormat.  cit*  aUa  cap.  c.  6.,  gewohnheitsmftssige  Friedensstörer 
das.  c.  7.  0.  15.  ,,Hoc  missi  nostri  notnm  faciant  comitibns  et  populo,  qnod  nos 
in  omni  ebdomada  unum  diem  ad  eausas  audiendas  et  iudioandas  sedere  yolnmns. 
Comites  autem  et  missi  nostri  magnnm  stodium  habeant,  ne  forte  propter  eorum 
n^ligentiam  panperes  oraoientnr,  et  nos  taedium  propter  eorum  damores  patiamur, 
si  nostram  gratiam  habere  yelint  Populo  antem  dicatur,  ut  cayeat  de  aliis  causis 
se  ad  nos  redamare,  nisi  de  qnibus  aut  missi  nostri  aut  comites  eis  institias  faeere 
nolnerunt.'*  Besponsa  misso  cnidam  data  819  c  6.  »»Yolnmns  nt  oomes  potestatem 
habeat  in  plaoito  suo  faoere  que  debet,  nomine  contradioente.    Et  si  aliter  fecerit 


Mittelalter.    Die  Landgerlohte.  353 

amten,  Beneficiaten  oder  mit  der  Ghrafengewalt  betrauten  LniDimitätsbe- 
siteer  in  Folge  seiner  territorialen  Gewalt  zum  Inhaber  des  Gerichts,  ztim 


quam  inste,  ad  quem  faotam  illud  pertinet,  yeniat  in  praesentiam  nostram,  et  noe 
illi  de  eodem  oomite  faoiemiiB  iastitiam.^  Oenatie  Bestimmiurg^n  über  die  Anfreoht- 
haltimg  des  Friedens  gegen  anMergewOlinliohe  StOnugen  in  Oonv.  Carieiaoas  Ka- 
roll  IL  877.  o*  15  Bqq. 

•  R.  Dove  Die  MnkiBchen  Sendgeriohte  in  Dore  Zeitsehr.  f.  Kirohenreoht« 
Bd.  lY.  (1864)  Seite  1—45,  157  £f.,  V.  (1865)  8.  1—42.  Brunn  er  Schwurgeriohte 
8.  458  £ 

*0.  Stobbe  Die  Geriohtayerfaesnng  des  Sachsenspiegels  in  Zeitschrift  f&r 
dentscbes  Recht  XY.  82  £f.  Samson  De  person.  et  indicionim  ordine  (§.  84  *). 
C.  Stüve  Untersnohnngen  über  die  Ctogeriehte  in  Weetfialen  nnd  Niedersaohsen. 
Jena  1870. 

**  Es  sollen  die  Stellen  snsammen  folgen.  Frid.  II.  stat.  1232  „CentomgraTii^ 
oet«  (§.  69).  Sachsenspiegel  L  59  §.  1.  Bi  koninges  banne  ne  mut  neman  dingen 
he  ne  hebbe  den  ban  ron  deme  koninge  nntrangen.  Sye  den  ban  enes  ontfet,  he 
ne  darf  ine  anderwarre  nicht  nntvan,  of  die  koning  stirft.  Binnen  ener  Togedie 
ne  mach  nen  koninges  ban  sin  sander  ein.  Sve  bi  koninges  banne  dinget  die  den 
ban  nicht  nntvangen  heret,  de  sal  wedden  sine  tungen.  —  §.  2.  It  ne  mach  nen 
richtere,  de  bi  koninges  banne  dinget^  echt  ding  hebben  ane  sinen  sonliheiten,  Tor 
deme  he  sik  to  rechte  beden  saL  Dar  unune  sal  he  den  sonltheiten  des  irsten 
ordeles  Tragen,  of  it  ding  tiet  si,  nnde  dar  na,  of  he  yerbeden  mute  dingslete  nnde 
nnlusi  Syenne  eme  dat  geronden  wirt,  so  klage  manlik  dar  ime  wirre  mit  yor- 
sprekoD,  dnrdi  dat  he  sik  nicht  ne  yersnme,^  —  ID.  52*  8;  64  §.  4.  ^Sistioh  Schil- 
linge weddet  man  deme  greyen  unde  ok  deme  yogede,  die  nnder  koninges  banne 
dinget,  of  he  den  ban  yon  me  koninge  selye  heyet  c,  5.  (oben  §.  69.)  Yerliet  en 
greye  siner  gtafscap  en  deil,  oder  en  yoget  siner  yogedie,  dat  is  weder  recht  Die 
beiende  man  ne  mut  dar  oyer  nenen  koninges  ban  hebben,  als  man  ine  yon  ime 
dulden  donre.  Ban  liet  man  ane  manscap.  —  §.  6«  Palensgreyen  unde  landgreym 
dingen  unter  koninges  banne,  als  die  greye;  den  weddet  man  ok  sestich  Schillinge.^* 
—  Schwps.  c.  75.  (W.,  ygl.  c.  92  L.):  «Ez  enmac  mit  rehte  dehein  bur  rihter  gesin, 
noch  nieman  der  sin  reht  yerloren  hat  Kumet  aber  ein  tat  diu  minner  ist  wan 
umbe  fanf  Schillinge,  yon  roube  oder  yon  diupheit,  da  mac  man  wol  einen  yogt 
über  kiesen,  da  doch  des  kfiniges  ban  ist,  der  da  über  rihte.  Ich  meine  also,  swa 
der  rihter  niht  ist  der  über  wunden  rihten  sol,  da  mac  man  wol  einen  kiesen  der 
ze  hut  unde  ze  hare  rihte,  ez  si  in  steten  oder  in  dorfen,  swa  man  anders  rihtet 
wenne  hie  geschriben  stet,  der  wird  schuldic  an  den  liuten.  Kein  yogetei  ist  niht 
lehen.  wan  swa  man  rihter  nemen  sol,  da  sol  man  nemen  nach  der  liute  rate« 
Swer  des  bannes  yon  dem  künige  niht  enhat,  der  enmac  niht  gerihten  wan  ze  hut 
unde  ze  hare.  daz  bescheide  wir  also.  Hat  ein  phafen  fürste  regalia  yon  dem 
künige.  der  mac  niemande  da  yon  deheinen  ban  gelihen  da  ez  den  liuten  an  den 
lip  oder  an  den  gesunt  oder  an  bluotronst  geit  unde  enphilhet  er  einem  rihter 
also  sin  genhte,  daz  er  über  menschen  bluot  rihte:  der  wirt  sohuldio  an  allen  den, 
die  ir  bluod  yergiezent  wan  wil  er  rehte  tuen,  so  sol  er  den  rihter  ze  dem  künige 
senden,    unde  mao  der  da  hin  niht  komen,  so  sol  der  phafen  fÜrste  einen  boten  ze 

▼.  Behvlt«,  Beioki-  vU  JUchUgtueh,   4.  Avfl.  88 
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Ricliter  eu  eigenem  Rechte  geworden.    Allen  diesen  Herren  stand  der 
Königsbann  im  vollen  alten  Umfange  zu.    Dessen  Yerleilrang  war  bei 


dem  kQnige  senden,  das  er  sinem  rihter  den  ban  an  sinem  brieye  sende.  Des  be- 
dürfen leien  fOrsien  niht  die  iiin  leben  Yon  dem  kfinige  enpbaheni.  der  Hhet  den 
ban  wol  sinem  rihter.  nnde  der  rihter  mao  in  fiOr  baz  niht  gelihen.  unde  hat  ein 
leien  fftrste  snnderin  gerihte,  da  man  Aber  menschen  bin  et  rihten  soll :  der  soll 
ieglichem  rihter  besnndern  sin  gerihte  lihen.  nnde  der  phafen  forsten  rihter  die 
sollen  das  selbe  Yon  dem  künige.  Aller  leie  klage  nnde  allez  ungerihte  mac  der 
rihter  rihten  der  den  ban  hat,  nnde  daz  in  sinem  gerihte  lit;  ane  ob  man  nmbe 
eigen  klagete.  dar  nmbe  mao  dehein  rihter  niht  gerihten  wan  nf  der  rehten  dino- 
stat.  Das  ist  also  gesprochen,  swa  daz  eigen  lit,  da  sol  man  onoh  dar  nmbe 
rihten.  Bi  kflniges  banne  mac  man  wol  rihten.  Swer  den  ban  eines  enphahet,  der 
darf  sin  anderweide  niht  enpfahen  diwile  nnde  er  rihter  ist,  der  künic  lebe  oder 
er  si  tot.  wirt  im  aber  daz  gerihte  genommen,  nnde  wil  er  aber  rihter  werden:  er 
mnoi  den  ban  anderweide  enpbahen.^  Schwsp.  c.  96.  a.  S.  115.  L.  —  Sohwfib. 
Lehnr.  ari  41.  „Bischove  gut,  vnde  yan  lehen  sol  der  kinnig  gantzes  lihen.  alle 
bischoeye  enphahent  von  dem  kinnige  minntzzen  ynd  zoelle  ynde  etliche  enphahent 
yan  lehen.  ynd  etliche  weltliche  gerihte,  swaz  des  gerihtes  ist,  daz  iuber  bloyt 
riynsa  gat,  ynd  iuber  den  totslag,  swem  daz  der  bisehof  lihet,  den  sol  er  senden 
mit  sinem  brieye  an  den  kiunig,  das  er  im  den  ban  lihe.  Swer  in  iuber  menschen 
bluot  rihtet.  ynd  den  ban  yon  dem  kinnige  nint  emphangen  hat,  dem  sol  der  kiunig 
die  zongen  yz  heizzen  sniden.  oder  er  sol  si  loesen  nach  dez  kiunigee  genaden. 
ynde  yerseit  der  kinnig  einest  dem  bisohoye.  oder  so  er  einen  brief  sendet,  das 
er  den  ban  dem  rihter  niut  lihet.  so  rihtet  der  rihter  ein  iar  mit  rehte  ano  dem 
ban.  also  ob  der  bisehof  sin  reht  yon  dem  kiunige  enphangen  hat.  Der  kinnig  sol 
yii  yol  yizzen  wem  er  den  ban  lihen  miuge.  daz  er  lerehte  rihter  minge  sin  da 
sol  der  kinnig  sehen  an  daz  lant  reht  bouch.  da  yindet  er  ez  inne  wer  mit  rehte 
rihter  minge  sin  ynde  mag  gesin.  ellin  diu  gerihte  die  iuber  bleut  rinnse.  ynd 
ittber  den  totslag  gant  die  moyz  man  alle  yon  dem  Boemeschen  kinnige  enphahen« 
Die  leigen  (forsten)  bedurffen  ir  rihter  den  ban  yon  dem  kinnige  nint  heixzen  en- 
phahen. si  lihent  in  selbe  wol.  so  cht  si  in  yon  dem  kiunige  enphahent  mit  rehte. 
Also  der  kinnig  in  tiyschem  lande  nint  ist.  so  mngen  der  phaffen  fiursten  rihter 
wohl  rihten  ane  bau.  yntz  in  ein  brief  kernet  yon  dem  kinnige.  ynd  so  der  kinnig 
yon  tiyschem  lande  yert.  so  meg  er  dez  riohes  marsohalk  wol  den  gewalt  geben, 
daa  er  den  ban  lihe.  daz  ist  der  herzöge  yon  sahsen,  daz  sol  er  toyn  in  tiuringen. 
ynd  in  Bahsen.  ynde  in  Hessen,  yntz  an  Beheim.  ynd  inber  alle  yranken.  swer  der 
ist  der  sin  ynterdan  ist  ynd  git  im  der  kinnig  den  gewalt  daz  er  den  ban  lihe. 
So  hat  der  marschalk  reht  inber  allez  Swaben.  yntz  an  den  Bin.  ynd  durch  das 
gebirge,  yntz  finr  Triende  eine  mile.  Der  phallentz  graye  yon  Bine.  der  hat  ge- 
walt den  ban  zelihenne.  ienesit  Binnes  yntz  fiur  motze  eine  mile.  ynd  yntz  an  die 
yse.  ynd  in  flandem  ynde  ob  im  der  kinnig  den  ban  lihet  oder  niut.  so  hat  er  den 
gewalt  das  er  in  doch  lihet.  daz  ist  non  dem  rehte.  also  die  fiursten  den  kinnig  went 
beelagen.  ob  er  wider  reht  toyt.  daz  soln  si  toyn  yor  dem  phallentz  grayen  yon 
Bine.  die  ere  hat  er  yor  andren  fiursten.  diz  reht  haut  die  zwene  herren.  so  das 
liehe  ane  kioaig  ist*    Sachs.  Weich b.  XL  8  (y.  Dan.)  „Also  hot  onch  der  bnro- 
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den  weltlichen  Landesherren  in  der  Belehnung  jnit  den  Beichs- 
lehoi  enthalten.  So  lange  der  Amtaoharakter  festgehalten  wurde, 
musste  der  vom  Herrn  eingesetzte  Stellvertreter  den  Bann  yom  Eonige 
sich  leihen  lassen»  da  man  den  Bann  nicht  weiter  leihen  durfte.  Als 
aber  des  Fürstenthum  ausgebildet  war,  erhielten  die  Landesherren  von 
Friedrich  U.  das  Becht,  den  Bann  ihren  Centgrafen  selbst  zu  leihen« ^ 
Damit  waren  deren  Gerichte  zu  landesherrlichen  geworden*  Je  nachdem 
nun  der  Landesherr  oder  sein  Stellvertreter  über  gewisse  Personen 
richtete,  fiber  andere  aber  niedere  (der  mit  dem  Gerichte  Beliehene  oder 
dessen  Stellvertreter)  bildete  sich  der  Gegensatz  der  landesherrlichen  Ge* 
lichte  in  höhere  und  niedere  nach  den  Personen  der  Gerichtssuchenden 
nm.  Dieselbe  Entwicklung  hatte  statt  bei  den  geistlichen.  Die  geist- 
liehen  hatten  zwar  aus  demselben  Grunde  das  Gericht,  hingegen  fand 
bis  in's  14«  Jahrhundert  hinein  eine  directe  Belohnung  der  Vogte  Seitens 
des  Königs  mit  dem  Blutbanne  statt,  weil  das  canonische  Recht  die 
persönliche  Ausübung  verbot.  Seit  der  vollen  Ausbildung  der  geistlichen 
Fürstenthümer  sah  man  die  Belehoung  mit  dem  Blutbanne  durch  den 
Bischof  oder  Abt  nicht  als  eine  Theilaahme  des  Geistlichen  am 
Richten  über  Leib  und  Leben  an.^  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  ihnen 
einzeln  der  Blutbann  ein  für  aUemal  zur  Weiterbelehnung  an  ihre  Vogte 


greve  den  baa  Ton  dem  koninge,  unde  geriobte  von  des  landes  herren.**  —  Sehr 
gute  Bemerkungen  fiber  einzelne  dieser  Stellen  und  besonders  Aber  die  Ansbildnng* 
in  Oesterreioh  bat  Berobtold  Landesh.  Oesterr.  8.  159  ff.  — 

Zur  Yergleiobnng  fOr  des  altfranzOsiscbe  Becbt  als  Orientirnng:  Anscbfits 
Uoberbliok  Aber  die  Ghesobicbte  der  altfransOs.  GeriohtsTerfassung  in  Zeitscbr.  f. 
Beditigeseh.  (1868)  V.  8.  255  ff.  H.  Brnnner,  Die  Entstebvng  der  Sobwnrgericbte. 
Berlin  1871,  bietet  fttr  das  Mnkische,  normänniscbe,  altfraftc5sicbe  und  englisohe 
Beobt  babnbreohende  und  meist  abgesoblossene  Forsobnngea, 

1  Es  ersobeint  als  Ansnabme,  wenn  K.  Bicbard  1262  auf  Bitten  des  G.  Gott- 
fried in.  Ton  Arnsberg  dem  Ton  diesem  ernannten  Yogte  von  Soest  den  ESnigs- 
bann  leibet  (Seibertz  n.  328.)  und  hängt  offenbar  mit  den  Yehmgeriohten  zu- 
sammen. 

*  Mein  System  des  Eircbenr.  S.  115  —  C.  ult  ne  olerioi  yel  monachi  in  Ylto 
m.  24.  Bonifao.  YIII  ,,Episcopus  sea  quicunque  alius  praelatns  Tel  clerious,  iuris- 
dictionem  obtinens  temporalem,  si  bomicidio  aut  alio  maleficio,  ab  aliquibus  in  iuris- 
dietiene  sua  oommisso,  baUiyo  suo  aut  alii  ouicunque  iniungat,  ut  super  boo  verita- 
iem  inquirens  iustitiae  debitnm  ezsequatur,  irregularis  eenseri  non  debet,  quamris 
ipse  balÜTus  reA  alius  contra  malefaotores  ad  poenam  sanguinis  processerit  iustitia 
medianta  Nam  licet  oleriois  causas  sangpiinis  agitare  non  lioeat:  eas  tamen  quum 
iurisdictionem  obtinent  temporalem,  debent  et  possunt  motu  irregularitatis  oessante 
aliis  delegare.^ 

23» 
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yerliehen  wurde,  im  Allgemeinen  aber  von  denselben  ohne  ausdrfickliche 
Begabung  des  Kaisers  dies  Becht  ausgeübt  wurde  aus  gleichem  Gfrunde 
wie  von  den  weltlichen.^ 

n.  Der  Landesherr  ffihrte  in  Person  (§.  77.)  selten  noch  den  Vor- 
sitz im  Gerichte,  sondern  bestellte  dazu  regelmässig  Beamte  unter  yer- 
schiedenen  Namen  (§.  78.).  Unter  Eonigsbann  leiteten  die  ordentlichen 
Gerichte  Landrichter,  Vögte,  Burggrafen,  Gografen,  Cent- 
grafen, Schultheissen  u.  a.  Yor  ihnen  hatten  ihren  Gerichtsstand 
die  Seh  offen  baren  (§.  85.)  in  allen  Dingen,  welche  Tor  das  alte 
Grafengericht  unter  Eonigsbann  gehörten.^  Ausser  den  Bechtsstreitig* 
keiten  wurden  fortwährend  auch  alle  wichtigeren  Rechtsgeschäfte,  welche 
sich  auf  echtes  Grundeigenthum  und  Freiheit  bezogen,  im  Landgerichte 
vorgenommen«  ^ 


<  Die  Urk.  Karls  lY.  Yon  1871  (Seibertz  n.  823.)  Aber  die  Belehnmig  der 
Grafschaft  Arnsberg  verleibt  ansdraoklioh  auch  die  FreigrafschafteD.  Far 
den  Ausgang  des  18.  Jahrb.  siebe  das  Yerzeicbniss  bei  Seibertz  n.  484. 

^  Sachsp.  m.  26.  ,>§•  i*  ^^^  koning  is  gemene  richtere  over  al.  —  §.  2.  In 
enem  atwendigen  richte  ne  antwerdet  nen  soepenbare  Tri  man  nemanne  to 
kampe.  In  deme  geriohte  mat  he  antwerden,  dar  sin  handgemal  binnen  leget 
Heret  he  scepen  stul  dar,  he  is  dar  ok  dingpfliohtlicb.  Die's  soepenen  stales 
dar  ayer  nicht  ne  hevet,  de  sal  des  bogesten  richteres  ding  süken,  syar  he  wone« 
haft  is.  —  S.  8.  Dissen  stnl  erret  die  yader  nppe  sinen  eldesten  sone;  of  he  des 
sones  nicht  ne  heret,  so  erft  he  ine  nppe  einen  nesten  unde  eldesten  eyenbürdigen 
•syertmaeh.* 

^  Es  Iftsst  sich  das  ans  den  ürknndensanimlnngon  fttr  jedes  Land  leicht  dar- 
ihnn.  Fflr  Westfalen  z.  B.  ans  Seibertz  nnm.  61,  67,  151,  177,  254,  265,  276,  612. 
XTrk.  des  Erzb.  yon  K51n  yon  1170  yon  der  Uebertragnng  eines  patrimoninm  Seitens 
des  nobilis  Babodo  consensn  suornm  heredum  an  seine  Fran  „snb  imperiali  banno*« 
Erzb.  Philipp  I.  1174;  Erzb.  Engelbert  I.  von  1218  aber  die  Schenkung  einiger 
GHiter  an  das  Stift  zu  Geseke,  worin  es  zum  Schlüsse  heisst:  „Hnie  yero  oollationi 
testes  sunt:  Bemhardus  plebanus  forensis  eoclesiae.  Hennannns,  Amoldns,  Gote- 
fridns  saoerdotes  ib  conventuali  eoolesia.  Godescalons  adyocatus  ejnsdem 
ecolesie.  Gerhardns  qui  presedit  judioio,  qnod  in  yulgari  dicitur  yrieban, 
et  sab  banno  regio  donationem  factam  confirmayit  .  .  .  Insnper  liberi  illi 
banno  attinentes.  Praetera  ministeriales  ...  et  alii  quam  plnres,*^  1226,  1247, 
schenkt  Conrad  Burggraf  yon  Stromberg  die  Güter,  welcbe  der  miles  de  üthene 
yon  ihm  zu  Lehen  gehabt  und  dessen  Erben  ,,ooram  nobis  in  jndioio  nostro 
qnod  yridinoh  dicitur**;  1250;  1253;  1825  bekundet  Godefridus  nobilis 
de  Rudenberg  einen  Tausch:  ,coram  libera  nostra  sede  Antonio  de  Glo- 
thingen  yryegrayio  nostro  sedi  jndiciali  presidente,  conyocatisqoe  ibidem  liberis 
hominibus  notre  Oomicie  libere  ao  aliis  testibus  flde  dignis  dictata  et  prolata  ab 
eisdem  hominfbus  liberis  sententia  justa  et  perfecta  .  .**  «—  Für  die  Verhältnisse  in 
den  geistlichen   Territorien  ist  noch  yon  Bedeutung  Frid.  IL  ftent.  in  fa- 
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III.  In  Folge  manoigfaoher  Yerleihangen  der  blossen  Ghrafschaft,  des 
Oerichts  als  Lehen, .  der  Theilungen  derselben,  Verleihungen  von  könig- 
lichen Qütem»  Erblichwerdong  des  Gerichts  in  der  Hand  Ton  Rittern 
oder  Ministerialen^  sowie  zufolge  des  Besitzes  von  HerrnhSfen  und  Reichs- 
jninisterialengütem  war  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  die  Ge- 
richtsbarkeit an  manche  Herren  gekommen,  denen  die  Eigenschaft  von 
Landesherren  abging.  Diese  Verhältnisse  änderten  sich  mit  der  grosseren 
Bedeutung  und  Macht,  welche  die  Hofgerichte  (§.  119.)  erlangten,  u&d 
der  sich  abschliessenden  Landeshoheit.  Wie  sich  seit  dem  Ausgange  des 
14.  Jahrhunderts  von  einer  üel>ertragung  des  Bannes  durch  den  Eonig 
ausser  in  den  kaiserlichen  Gerichten  kaum  mehr  als  eina^elne  Spuren 
finden,  so  war  die  Gerichtsbarkeit  im  Umfange  der  alten  gräflichen 
zu  einem  rein  landesherrlichen  Rechte  geworden.  Sie  hatte  sich 
nur  bei  den  wirklichen  Reichsständen,  der  Reichsritterschaflfc,  sowie  den 
wenigen  freien  Gemeinden  erhalten. 

IV«  Im  15.  Jahrhundert  verloren  die  Landgerichte  immer  mehr  ihre 
alte  Bedeutung.  Hieran  trug  Schuld  die  veränderte  Verwaltung  der 
Territorien  (§.  78),  das  steigende  Ansehen  der  Hofgerichte,  die  Aufnahme^ 
des  fremden  Rechts  (§.  57.),  vor  Allen  aber  das  stete  Abnehmen  der 
Bedeutung,  welche  die  blosse  Freiheit  der  Geburt  gab,  damit  im  Zu- 
sammenhange die  abnehmende,  allmälig  fast  verschwindende  Autonomie 
der  Landbewohner.  So  bilden  die  freien  Gerichte  in  Westfalen  eine 
wahre  Ausnahme  (§.  116.). 

§.  112. 

i.   Die  Stiidtgerlekto* 

L  Fflr  die  bischoflichen  und  königlichen  Städte  waren  von  vornherein 
eigene  Richter  in  den  Städten  bestellt;  dasselbe  fand  auch  gleich  an- 


Torem  eeclesiaram  a.  1284  (Leg.  IL  p.  804):  „nt  nulliu  episoopus  Thentonie  de  hiis 
que  speokant  ad  regalia,  et  ab  imperio  tonet,  aliquem  infeodare  possit  preter  aasen- 
snm  nostnim,  et  quod  nnlli  adTOoato  lioeat  in  oiTes  cathedralis  oWitatis  exactionem 
aliquam  faeere.  Keo  lioeat  alioui  oomiti  vel  advoeato,  sibi  inditinm  nsurparo  de 
hiis  qne  in  emnnitatibns  finnt  oeolouanim,  niai  tantuni  eoolesiastioo  iudioi,  ad  hoo 
do  Tolnntate  opisoopi  oonstituto,  et  qnod  nnlla  occlosia  in  nno  predio  plores  adyo« 
oatos  posait  habere.  Item  qnod  nnlli  adyooato  lioeat  in  offloiatos  episeopi  et  fa- 
miliam  eoolesie  ene  aliqnam  exactionem  faeere  vel  indioinm  exeroere.  Item  quod 
quilibet  episooponim  Theotonie  seonlarem  offioiatum  in  Buis  oiritatibuB,  oppidis  et 
▼illis  habere  tenetar  nt  indioet  looo  sni  et  duas  partes  oompositionis  et  aatisfaotionis 
speotantes  ad  episoopum  looo  ipsius  pro  parte  sua  reoipiat,  et  tertiam  habeat  ad- 
Tooatns.**    Tgl.  die  §.  69  angef.  Reiehsgesetse. 
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fibiglich  in  den  Territorialstadten  Platz.  Die  Entwioklting  der  Yerhält- 
nisse  in  den  Städten  brachte  mit  sich,  dass  der  Gegensate  der  Gerichte 
fiber  Freie  und  Nichtfreie  allmälig  fortfiel  und  die  verschiedenen  Ge* 
richte  sich  Ton  einander  nur  durch  die  Person  des  Richters^  der  Beisitzer 
und  den  Umfang  der  ihnen  zugewiesenen  Sachen  unterschieden  (§§.  47« 
80.  81.). 

n.  Unter  ESnigsbann^  richtete  während  der  ersten  Hälfte  des 
Mittelalters  der  Advocatus,  Vogt,  in  den  R^chsstädten  der  Burggraf; 
im  Einzelnen  kommen  yerschiedene  Namen  vor.  Oft  gab  es  einen 
höheren  und  niederen  Vogt.  In  manchen  Territorien  flbte  auch  der 
Centenarius,  Gograf  in  gewissen  Sachen  die  Gerichtsbarkeit  aus. 
Daneben  gab  es  fSr  bestimmte  Klassen  (die  Hörigen  des  Bischofs,  des 
Landesherm)  eigene  Vögte ,  sowie  auch  die  Stadt  selbst  für  gewisse 
Dinge  Richter  bestellte  und  die  städtischen  Obrigkeiten  direct  eine  Ge« 
richtsbarkeit  handhabten.  Während  sich  in  den  Reichsstädten  die  Be* 
lehnung  des  Bannes  durch  den  Kaiser  noch  bis  zum.  Ausgange  des 
Hittelalters  dort  erhielt,  wo  die  Stadt  selbst  die  Vogtei  nicht  an  sich 
gebracht  hatte»  fand  in  den  übrigen  mit  der  (§.  111.)  geschilderten  Ent- 
wicklung nach  und  nach  nur  die  Ertheilung  des  Bannes  durch  den 
Landesherm  statt.  Aber  auch  das  fiel  allmälig  zusanmien  mit  der  Be- 
stellung zum  Richter  überhaupt.* 


1  Sehr  intereBsant  sind  die  Bestimmangen  des  ftitesten  Soester  Stadtrechts  Ton 
1120  hei  Seihertz  n.  42,  von  Medehach  yon  1165  das.  n.  55.  Im  letzteren  ist 
den  Städtern  das  Beoht  gegehen,  für  gewisse  kleinere  Vergehen  seihst  Richter  zu 
wfthlen.  Für  die  spätere  Zeit  die  Articali  de  jurihns  Gintatis  Medehacensis 
das.  n.  718  nm  das  J.  1350.  Dieselben  lehren  die  genaoe  Gompeteni  der  mannig- 
faltigen landesherrliohen  und  städtischen  Richter;  ehenso  die  alte  Soester  Sohrae 
Ton  1850  das.  n.  719.  —  Sehr  ansgehildet  war  das  Gerichtswesen  in  Brunn, 
dessen  Bestimmungen  hesonders  üher  die  SteUung  des  Richters  (R  Ossi  er  S.  187  f.) 
und  der  Jurati  (das.  S.  189)  sehr  lehrreich  sind. 

s  Für  die  Marken  und  die  Mark  Brandenburg  insbesondere  stellt  der 
Sachsenspiegel  folgende  Grundsätze  auf»  II.  12.  §.  6.  „Kenes  gescnldenen  ordelea 
mut  man  tien  ut  euer  grafscap  in  ene  marke,  al  hebbe  die  grey«  de  grafsoap  tob 
dem  markgreren.  Dit  is  dar  umme,  dat  in  der  marke  nein  koninges  ban 
n'is,  unde  ire  recht  tveit;  dar  umme  sal  man  is  vor  das  rike  tien.**  III.  64.  §.  7« 
^Jewelkeme  markgreren  drittich  Schillinge,  die  dinget  bi  sines  selvia  hulden.^  UL 
65.  §.  i.  „Die  markgreye  dinget  bi  sines  selyis  hnlden  oyer  ses  wekea,  dar  yint 
iewelk  man  ordel  oyer  den  anderen,  den  man  an  sime  rechte  nicht  beseelden  no 
mach.  Doch  ne  antwerdet  dar  neman  to  kampe  sime  ungenoten.^  Dass  nun  ein 
Ziehen  an  den  ESnig  und  an  das  Reich  stattfand,  zeig^  für  Oesterreieh  Bereh* 
fold  Oesterr.  L.  H.  S.  168  if.  Seitdem  aber  im  Priy.  minus  die  Geriohtsbarkeit  als 
landesherrl.  Recht  anerkannt  war,   wurde  der  KSnigsbann  cum  Banne  des  Her^ 


( 
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b.  üeber  aSgeaa  Leute« 

§.  113. 

!•    IieluufcrlcMey  HlBliterlftlttayarlchto. 

I.  Der  Vasall  Btand  unter  der  Gerichtsbarkeit  des  dominus  feudi 
ohne  Rficksicht  darauf,  ob  er  frei  oder  nicht  ganz  frei  war,  in  allen  das 
Lehen  betreffenden  Sachen.^  Stritten  sich  zwei  Vasallen  desselben  Herrn, 
so  sass  dieser  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  zu  Gericht« 
Klagte  der  Mann  aber  gegen  den  Herrn  aus  dem  Lehensrerbande  (z.  B. 


zog«,  obwohl  auch  der  hShere  Bann  als  der  ron  80  Sohill.  blieb.  Die  AnssohliesBiiiig 
des  Beohtsznges  an  das  Beioh  war  ein  Zweck  des  Majns.  Anck  in  Brandenburg 
fand  dieser  Rechtszng  statt,  wie  Kuhns  I.  S.  75  if.  beweist,  und  erst  im  16.  Jahrh« 
hörte  dies  auf.  Der  Sachsenspiegel  ist  also  auch  hier  dahin  zu  yerstehen,  dass  das 
Gericht  in  der  Mark  als  landesherrl.  erscheint.  Kuhns  I.  S.  86  ff.  Vgl.  Ho- 
meyer  Ssp.  L  Reg.  Rechtsat  Landr.  S.  510  fL,  Gaupp  Stadtr.  II.  6.  208  ff.  Man 
kann  daher  sagen:  es  gab  in  der  Mark  keinen  KSnigsbann.  üeber  die  Sache  selbst 
noch  Posern-Klett  Zur  Gesch.  der  Yerfass.  der  Markgr.  Meissen  1868.  Homeyer 
System  S.  540.  — •  Weiter  aber  geht  das  Recht  des  Königs  von  Böhmen,  in  dessen 
Landen  weder  Bann  des  (deatsohen)  Königs  ist  noch  Rechtszng  an  ihn.  Dies  be- 
ruht darauf,  dass  Böhmen  mit  Mähren  und  Schlesien,  trotz  der  Yerbindung  mit  dem 
Reiche,  in  allen  inneren  Angelegenheiten  durchaus  selbstständig  und  somit  Ton  der 
Einwirkung  des  Kaisers  wie  des  Reichstages  gänzlich  unabhängig  dastand.  Die 
goldne  Bulle  Karl's  IV.  ron  1356  cap.  VIIL  ,De  Regni  Boemie  et  Regnicolarum 
ejus  immunitate,*  bestätigt  dies  Privileg  aufs  Neue.  Hierdurch  war  somit  für  die 
Folgezeit  festgestellt,  dass,  weil  dies  ImmunitätspriTÜegium  unbeschränkt  [ohne 
die  im  cap.  XL  §.  4  derselben  Bulle  bezüglich  des  priTilegium  de  non  appellando 
et  de  non  evocando  für  die  Kurfürsten  gemachte  Einschränkung,  welche  auch  in 
allen  späteren  PriTilegien  der  Art  wiederholt  wurde]  bestätigt  wurde,  in  keinem 
Falle  eine  Jurisdiction  des  deutschen  Königs  als  solchen  über  Untergebene 
dar  Krone  Böhmens  ausgeübt  werden  könne.  Folge  hierron  war,  dass  in  Böhmen 
alles  Gericht  vom  König  ausging,  die  Berufung  an  ihn  ging.  Dass  aber  gleichwohl 
Berufungen  an  Städte  ausserhalb  der  Kronlande  und  in  diesen  ganz  wie  im  übrigen 
Deutschland  von  Städten  an  Städte  vorkamen,  lag  in  der  Einwirkung  des  durch 
die  Könige  gegebenen  bez.  anerkannten  und  in  seiner  Entwicklung  gelassenen 
deutschen  Rechts. 

1  Konrad  11.  Edict.  de  beneficiis  a.  1087.  Heinrich  III.  const  de  benef. 
amitt.  Frid.  I.  const.  de  jure  feudor.  a.  1158.  Heinr.  TL  sent.  de  citacione  super 
feoda  a.  1196.  Ejusd.  sent  de  testibus  jure  feodali  a  1195.  —  Gonfoed.  cum 
princ.  ecdes.  Frid.  H.  n.  5.  Frid.  IL  sent.  de  yariis  casibns  jusis  feodalis« 
Const  pao.  Frid.  IL  ▼.  1285  §.  11.  Adolf i  reg.  sent  a.  1295.  Die  genaueren 
Yerhältnisse  zeigen  die  Lehnrechtsbücher  des  Sachsen-  und  Schwabenspiegels,  die 
libri  feudorum  und  das  System  des  Lehnrechts  yon  Homeyer, 
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wegen  Yerweigertuig  des  Lehens,  ungerechter  Entziehung  u.  dgl.)  oder 
hatte  der  Herr  Forderungen  an  den  Mann  oder  beschuldigte  ihn  eines 
Verbrechens  gegen  die  Lehenstreue,  so  sass  zu  Gericht  ein  Stellyertreter 
des  Herrn.  In  anderen  als  Lehenssachen  behielt  aber  der  freie  Vasall 
den  gewohnlichen  Gerichtsstand  bei.>  Dies  ist  bis  zum  Ausgange  des 
15.  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  ausser  Zweifel. 

n.  Ganz  ähnlich  findet  sich  mit  der  Ausbildung  der  Ministerialitat 
f^r  die  Ministerialen  und  far  die  auf  deren  Stellung  bezfiglichen  Verhältnisse 
ein  besonderes  Dienstmannengericht  unter  dem  Vorsitze  des  Herrn  oder 
seines  Stellyertreters  (Landmarschall).  Dies  Gericht  hatten  die  Ministerialen, 
seitdem  sie  einen  besonderen  Stand  bildeten,  Oberhaupt  in  allen  bürger- 
lichen oder  peinlichen  Klagen,  wofern  sie  nicht  als  Freie  den  höheren 
Gerichtsstand  der  Freien  hatten  (§§.  83.  88.). 

HL  Beide  Arten  Yon  Gerichten  umfasst  der  Ausdruck  curia,  jus 
curiae,  jus  curiae  feudalis.  Je  mehr  beide  Stände  in  einander 
fibergingen  (§.  83.)  und  gegenüber  den  Gemeindefreien  sich  zu  einem  höheren 
Stande  herausbildeten,  desto  mehr  schwand  der  Unterschied  dieser  Hof- 
gerichte. Im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  sind  dieselben  mehr  und 
mehr  zusammengefallen  und  bilden  das  unter  dem  Landesherrn  selbst 
oder  einem  oberen  Beamten  als  Stellvertreter  tagende  Hofgericht,  Tor 
dem  im  Gegensatze  zu  den  nicht  ritterlichen  Landbewohnern  und  Bfirgem 
der  Städte  der  Bitterstand,  niedere  Adel,  in  allen  Civil-  und  Criminal- 
sachen  seinen  Gerichtsstand  hatte. 


§.  114. 

S.   IMe  IbrlytB  6«rlebt6. 

I.  Für  die  auf  den  Gutem  der  Landesherren,  Dynasten,  freien  Bitter, 
Freien,  sitzenden  aus  verschiedenen  Gründen  (§§.  54 — 56.  87.  88.)  von 
dem  Herrn  des  Hofes  personlich  abhängigen  Leute,  sowie  für  die 
unter  der  Pflege  eines  Herrn,  die  nicht  die  gewöhnliche  mit  der  ordent- 
lichen Gerichtsgewalt  versehene  Vogtei  war,  befindlichen  Personen, 
kommen  verschiedene  Gerichte  vor,  welche  je  nach  der  Beschaffenheit 
des  Verhältnisses  Eigengerichte,  Hofesgerichte,  Hofsprache, 
Hyensprake  u.  dgl.  heissen.^ 


*  Da^  zeigen  z.  B.  die  §.  111  n.  6.  angeiUhrten  ürkundeiL 

1  F&r  diese  Yerh&ltnisBe  sind  am  lehrreichsten  die  Weisthümer  von  Grimm. 

Diese  Verh&ltnisse  im  Einzelnen  waren  höchst  fiannigfaltig.  So  g^bt  die  ürk.  Erzb. 

Philipp's  L  von  Köln  yon  1186  (Seibertz  n.  90.)   der  familia  von  5  Höfen  der 
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II.  Den  Vorsitz  führte  der  Herr  selbst,  gewöhnlicli  aber  der  mit 
der  Yerwaltong  des  Hofes  betraute  Yillicus  'oder  der  Advocatus, 
Praepositus  u.  s.  w.  Gerichtet  wurde  hier  fiber  alle  auf  das  Hof- 
yerh&ltniss  bezfigliche  Sachen ;  Dienste,  Zinsen,  Abgaben  u.  dgl.,  ferner 
die  Bechtsverhältnisse  der  Hofesleute:  Erbrecht,  Güterrecht  der  Eheleute, 
Yerkäufe  u.  s«  w.,  sowie  über  die  kleineren  Vergehen*  Die  an  Leib  und 
Leben  gehenden  Verbrechen  waren  hingegen  meistens  den  (ordentlichen) 
höheren  Bichtem  vorbehalten. 

in.  Innerhalb  der  Höfe  und  in  den  Dörfern  gab  es  ausserdem  für 
eine  Menge  von  örtlichen  Verhältnissen  noch  eine  Anzahl  verschiedener 
Gerichte.' 

B.  Die  kOnigliohen  Geriohte. 

§.  115. 

1.   DlekalMrliclieBLaBdserlebte.* 

In  den  dem  Reiche  gebliebenen  Gebieten  war  der  Beichsvogt,  Land* 
Yogt,  Landrichter,  mit  Handhabung  der  Gerichtsbarkeit  betraut,  die  er 
mit  Hülfe  von  Reichsschultheissen  und  Beichsministerialen  als  ünterbe- 
amten  ausübte.  Im  Laufe  der  Zeit  erhielten  sich  nur  einige  Landgerichte.  ^ 


cölnisohen  Kirohe  bei  Soest  Privilegien,  in  denen  eBkeisst:  „Indnltam  est  eis  prae- 
terea,  nt  coram  Comite  qui  rrigreve  dicitar,  sive  advooato  loco  liberornm 
sentenoias  proferant,  advooati  esue  posdnt  et  paironi  oausarnm.  Qnod  si  aliqnis 
liber  se  ad  oondioionem  hanc  oontulerit,  habens  predia  Tel  manoipia,  possidebit  ea, 
et  pro  eis  stabit  loco  liberi  absqae  mnndibardo  infra  ipsam  bannam.*'  —  In  einer 
Urk.  Ton  1288  (Selbe rtx  n.  811.)  entsagt  der  Yogt  Ton  Geseke  mit  seinem  Sohne 
gewissen  behaupteten  Yogteireohten  auf  Höfe  eines  Stifts  und  erklftrt:  ^Reseryamus 
etiam  nobis  in  dictis  lignis  judidum  quod  Euenigesban  dicitnr  fiaoiendam." 
Urk.  von  1327  (Seibertz  n.  620.)t  worin  der  Kobilis  dominus  de  Bylsteine  dem 
Kapitel  zu  Meschede  die  Yogtei  &bor  einen  Hof  verkauft,  sioh  aber  den  Vorsitz 
in  der  hyensprake  mit  dem  Stellvertreter  des  Probst  vorbehält.  Für  Oesterreioh 
s.  Berohtold  Oe.  L.  H.  8.  173  ff.,  fflr  Brandenburg  Efihns  L  S.  92  ff. 

•  Vgl.  Walter  R.  ö.  §.  606  fg. 

*  Vgl.  §.  70.  —  Bericht  von  der  kais.  und  Reichs- Vogtey  in  Schwaben,  wie 
auch  dem  kais.  Landgericht  auf  Leutkircher  Haid,  Lindau  1755-59.  2  Thle.  fol. 
Struvii  Corpus  juris  publici  Imp.  nostri  Rom.-Germ.  cet.  Ed.  8.  Jenae  1788.  4» 
Cap.  XXV.  §.  LXV.— LXXVn.  (pag.  982—990).  der  ihre  Geschichte,  Verfassung, 
Gompetenz  und  damaligen  Bestand  angiebt.  Hos  er  Tentsohe  Justizverf.  n.  988 
bis  1080. 

1  Das  Hofgericht  zu  Rotweil,  die  kais.  Landgerichte  in  Schwaben, 
unter  denen  besonders  dad  aufder  Leutkircher  Heide  hervorragt,  kais.  Land- 
gericht in  Ober-  und  I^ioderschwaben,  in  Iffürnberg,  kais.  Landgericht  des  Her- 


S62  Oesclu  d.  GdriohtswaMiis.  L  Kap.  §.  116. 

Der  Landrichter  wnrde  vom  Kaiser  bestellt  und  richtete  unter  ESnigs- 
hann  über  alle  Eingeaessenen  des  Gebiets«  üebrigens  yerwies  der  Kaiser 
w&hrend  des  ganzen  Mittelalters  an  ihn  gelangte  Berufhngen  zor  Ent- 
scheidung an  diese  Gerichte,  wie  auch  die  Landgerichte  selbst  Klagen 
ans  anderen  Theilen  des  Reichs  annahmen.*  Dies  fBhrte  schon  im 
15.  Jahrhundert  dazu,  Yon  Reichswegen  ihre  Gerichtsbarkeit  auf  den 
Sprengel  selbst  zu  beschränken, '  hatte  jedoch  nicht  den  erwünschten 
Erfolg.  Denn  noch  in  der  späteren  Zeit  haben  wiederholte  Beschwerden 
gegen  die  kaiserlichen  Landgerichte  stattgefunden,  welche  eine  Gerichts- 
barkdt  f&r  solche  Territorien  behaupteten,  deren  Lihabem  kein  priyi-» 
legium  de  non  evocando  ertheilt  war.  Li  Folge  der  Bestimmungen  der 
späteren  Reichsgesetze  und  der  Unausf&hrbarkeit  der  ürtheile  wegen 
des  Widerstandes  der  Stande  war  ihre  Wirksamkeit  als  wahre  Oberge* 
richte  allmälig  eine  sehr  unbedeutende.  Gleichwohl  bildeten  sie  einen 
steten  Gegenstand  der  Beschwerde.^  Noch  der  letzte  Kaiser  yersprach 
ihre  Abstellung  in  reifliche  Erwägung  zu  ziehen  und  dem  Reiche  darüber 
eine  Vorlage  zu  machen.* 

S.   INa  WMtlBllMkai  r^ämmwldkU.* 

§.  116. 

ft.  Oeiehiehte. 

I.  Bei  dem  Uebergange  aus  der  karoliogischen  Zeit  in^s  Mittelalter 
hatte  sich  in  Westfalen  die  alte  karolingische  Gemeinde-  und  Gerichts- 


sogthuniB  Franken  su  Wfirzbarg,  im  Elsas s  (Hagenan),  ferner  kais.  Landgeriohts 
in  Altdorf,  Aaerbaoh,  Eger,  Pleisaen  xl  n,  w. 

*  Dies  hob  f&r  die  karf&rstUohen  Territorien  auf  die  Bnlla  aorea  o.   XI  §.  4. 

*  B.-A.  asu  Nfirnberg  t.  1488  nnm.  2.  §.  2. 

4  R.-A.  Ton  Regenebarg  1641  §.  93.  L  P.  O.  art.  Y.  §.  86. 

*  Wahlkapit.  art.  XYIII.  Relohsatadtisohe  Monita  zum  Projeot  der  perpetniiL 
Wahlkapit.  art  XVm.    Wahlkapit.  K.  Franz  11.  art  XYIII.  §.  8  ft. 

*  Literatur«  Monographieen  nnd  Stellen  in  Honstigen  Werken  bei  G.  G.  t. 
Wächter  Beitrage  lur  deatsohen  Gesohiohte,  insbesondere  zur  Geschichte  des 
Deutschen  Strafrechts,  Tfibingen  1845  8.  118—117,  der  selbst  8.  8—88  fiber  sie 
handelt  Walter  R.G.  §.  585—591,  Zöpfl  R.G.  m.  448.  P.  Wigand,  Wetz- 
lar'sehe  Beiträge,  Wetzlar  1840,  8  Thle.  (an  mehreren  Stellen)  ist  von  Wftchter  reir- 
gessen.  Dess.  Denkwflrdigk.  des  Archivs  des  Reiohs*Kammer-Gerichts  liefern  noch 
weitere  Beitrage.  E.  Th.  Gaupp  Von  Fehmgerichten  mit  besonderer  Rflcksicht 
auf  Sohlesien;  Breslau  1857.  Von  älteren  Werken  C.  P.  Kopp  üeber  die  Ver- 
fassung der  heimlichen  Gerichte  in  Westphalen,  rollendet  and  heransgeg.  t.  U.  F« 
Kopp,  GSttingen  1794.    Paul  Wigand  Das  Fehmgerioht  Westphalens,  aas  den 
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verfaBBung  erhalten.  Hierzu  trug  Yor  Allem  der  freie,  unabhängige  Sinn 
der  Bewohner  und  deren  Liebe  zum  Alten  bei.  Dazu  kam,  dass  viele 
königliche  Güter  geblieben  waren,  dass  es  wenige  weltliche  Ghrosse  gab, 
die  meisten  Oeistlichen  (Aebte,  Probste)  aber  kein  grosses  zur  Landes- 
herrlichkeit führendes  Besitzthum  hatten.  Ganz  besonders  wirkte  aber 
für  die  Beibehaltung  unmittelbarer  Beziehungen  zum  Beiehe  die  Ober-* 
herrschaft  der  Sachsenherzoge  und  der  Erwerb  der  Eaiserwürde  durch 
dieselben.!  Nach  der  Auflösung  des  alten  Sachsenherzogthums  blieb 
durch  die  Belehnung  des  Erzbischofs  von  Köln  mit  dem  Herzogthume 
Ton  Westfalen  und  Engern  eine  Obergewalt,  welche  sich  bis  in  die  spätere 
Zeit  nicht  blos  dadurch  als  wirksam  zeigte,  dass  selbst  die  zu  rollen 
Landesherren  gewordenen  Grafen  und  Herzoge  Lehen  nahmen,'  sondern 
dass  selbst  wirkliche  Fürsten,»  Dynasten,  Grafen  und  Städte  die  Hoheit 
des  Herzogs  fortwährend  anerkannten. 

II.  Diese  Stellung  der  Erzbischöfe  von  Köln  als  formlicher  Gross- 
herzoge  von  Westfalen  (summi  duces)  auch  über  den  mit  den 
herzoglichen  Bechten  bekleideten  Landesherren  hatte  zur  Folge,  dass, 
nachdem  sich  anderwärts  überall  die  Yolle  Erblichkeit  der  Grafengewalt 
Yollzogen  hatte,  die  unter  Eönigsbann  dingenden  Richter  in  Westfalen, 
denen  der  Erzbischof  als  geistlicher  Fürst  den  Blutbann  nicht  selbst 
leihen  konnte,  diesen  auch  in  den  Territorien  der  weltlichen 
westfälischen  Landesherren  nicht,  wie  anderwärts,  Yon  diesen, 
sondern  Yom  Konige  direct  empfingen.*    Auch  nachdem  das 


Quellen  dargesi.,  Hamm  1826.  Jacob san  Art.  Vehme  in  Herzog  Real*£iiejolo- 
pädie  f.  Theol.  und  Eirohe  XYU.  52  ff:  Eichhorn  R.G.  m.  S.  167—223.  Sei- 
bertz  R.G.  HL  S.  367  ff.  üeber  die  Quellen  Wftchter  a.  a.  O.  S.  117—144. 
Sie  sind  Vehmrechtsbüoher,  s.  g.  Reformationen  der  Yehmgerichte,  Weis- 
thfimer  und  Urkunden  über  gerichtliche  Akte. 

^  §.  68.  Der  gleiche  Umstand  hat  ohne  Zweifel  dazu  beigetragen,  dasB  in 
Schwaben  und  Franken  so  riele  reichsunmittelbare  Gebiete  entstanden. 

«  So  der  tou  Arnsberg.  Vgl.  §.  77.  Urk.  von  1368.    Dazu  die  Urk.  §.  76. 

*  Dies  beweisen  die  Urkunden  bei  Seibertz  num.  438.  450,  471,  478  aus  den 
Jahren  1291,  1294,  1297—1803.  Seibertz  selbst  argumentirt  aus  dem  Oberher- 
zogthum  des  Erzbischofes,  meint  aber,  als  solcher  sei  er  Statthalter  gewesen  und 
habe  keine  Lust  gehabt,  die  Rechte  der  Herzoge  fiber  die  Freien  sich  ausdehnen 
zu  lassen. 

^  Daf&r  geben  viele  der  oitirten  Urkunden  den  queUenmässigen  Beweis.  Ich 
setze  nicht,  wie  Seibertz  S.  871  N.  7  sagt,  in  diesen  Punkt  den  einzigen  Ghrund 
der  Yehmgerichte,  wie  meine  nicht  geänderte  Darstellung  beweist.  Aber  ich  lege 
auf  ihn  deshalb  grosses  Gewicht,  weil,  seitdem  die  Herren  den  Bann  selbst  leihen 
konnten,   die  westfäl.  Gerichte  bereits  festsaasen  und  blieben,   weU   der  geistliche 
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für  die  directe  Ertheilung  des  Blutbannes  bestandene  kirchliche  EBnder- 
niss  gefallen  war,  fand  noch  eine  geraume  Zeit  die  Ertheilung  des 
Bannes  durch  den  Eonig  selbst  statt. 

III.  So  hatten  sich  in  Westfalen  unter  diesen  günstigen  Umständen 
auch  allenthalben  zahlreiche  Freie  dadurch  erhalten,  dass  sie  im  Besitze 
des  alten  Gerichtsstandes  vor  den  wirklichen  alten  Grafengerichten  blieben 
und  in  diesen  dieselben  Rechte  übten,  welche  sie  schon  Yor  den  Zeiten 
Karls  besessen  hatten.^  Hierdurch  hatten  im  Gegensatze  zu  anderen 
Gegenden,  neben  den  landesherrlichen  Gerichten  —  den  Gaugerichten, 
Gograviatus  —  für  die  kleineren  Sachen  und  über  die  nicht  schoffen- 
baren  nicht  sentbaren  Leute,  und  neben  den  verschiedenen  Arten  Yon 
Eigengerichten,  Hofsprachen  u.  s.  w.,  die  alten  Grafenge- 
richte sich  mit  dem  Charakter  yon  wirklichen  Freigerich- 
ten, Yrigrafschaft,  erhalten. 

lY.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  in  Folge  yon  Belehnungen  Seitens 
des  Reichs*  die  meisten  dieser  .Freigrafschaften,  später  Fr  ei  stuhle 
genannt,  an  Landesherren«  Ritter,  geistliche  und  weltliche  Communitäten 
gekommen  und  nur  einige  dem  Erzbischofe  selbst  zur  Besetzung  ge- 
blieoeu.  Ihr  freier  Charakter  erhielt  sich  aber  in  Folge  der  geschilderten 
Umstände  dadurch,  dass  entweder  der  Stuhlherr  in  Person  dem  Gerichte 
Yorsass  oder  gleich  dem  Erzbischofe  selbst  bis  in's  14.  Jahrh.  dem  aus 
der  Zahl  der  freien  Gerichtseingesessenen  oder  aus  sonstigen  Freien  des 
Herzogthums  zu  ernennenden  F  r  eigraf  en  yom  Eonige  den  Bann  musste 
ertheilen  lassen.  Die  Oberhoheit  des  Herzogs  zeigte  sich  darin  fort- 
während, dass  er  sowohl  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Freigerichte 
Exemtionspriyilegien^  ertheilen,  wie  auch  yon  ihren  Urtheilen  eine  Art 


Fürst  den  Blutbann  niolit  leihen  durfte.  Dass  der  Bann  nicht  weiter  geliehen 
werden  durfte  —  Seibertz  ist  allerdings  anderer  Meinung  —  ist  §.  111  gezeigt 
worden. 

^  Interessant  ist  die  Urk«  von  1291  bei  Seiberts  num.  488. 

*  Das  sagt  ausdrücklich  die  Urk.  y.  1368.  Viele  Familien  und  Stftdte,  welche 
Grafschaften  hatten,  ergeben  sich  aus  den  bei  Seibertz  im  Register  zum  3.  Bande 
unter  dem  Worte  Freigrafen,  Freigrafschaften  citirten  Urkunden. 

7  Urk.  des  Erzb.  Eonrad  t.  4.  Jan.  1251  für  die  Stadt  Brilon  bei  Seiberti 
n.  269,  worin  es  heisst:  „tos  et  yestros  perpetuo  posteros  de  nostri  oonsensu  oapi- 
tnli,  ea  cupimus  et  annuimus  libertatis  praerogatira  gaudere,  quod  illnd  oocul- 
tnm  Judicium  quod  rulgariter  Yehma  sen  vridinch  appellari  con- 
sueyit,  nullo  unquam  tempore,  contra  vos,  aut  e  yobis  aliquem  infra  ipsum  debeat 
oppidum  exerceri.** 
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Berufung  anuehmen,  ein  Begnadigungsrecht^  ausüben  konnte.  In  solcher 
Stellung  bildeten  die  Freigerichte  ganz  auf  der  alten  Grundlage  im  13. 
und  14.  Jahrhundert  ein  Verfahren  aus  und  schufen  für  die  Aufnahme 
der  Mitglieder  y  vor  Allem  aber  die  Ausführung  ihrer  ürtheile  Formen 
und  Mittel,  welche  ihnen  eine  so  grosse  Macht  und  Festigkeit  verliehen, 
dass  es  schwer  hielt,  dieselbe  umzustürzen.  A.us  diesen  Gründen  hatte 
die  dem  Erzbischofe  von  Karl  lY.  ertheilte  Belehnung  der  Freistühle  mit 
dem  Rechte  der  Afterbelehnung*  und  der  Absetzungsbefugniss  über  die 
Freigrafen,io  sowie  selbst  die  vom  K.  Wenzel  dem  Erzbischofe  er- 
theilte^i  Berechtigung  zur  eigenen  Ertheilung  des  Blutbannes  an  die  von 
ihm  bestellten  Freigrafen  keineswegs  zur  Folge,  dass  die  Yehmgerichte  zu 
blossen  landesherrlichen  Gerichten  herabsanken.    Yielmehr  behalten  sie 


■  ürk.  des  Königes  Albert  fQr  den  Erzbischof  von  K5hi  Tom  4.  Dez.  1299  bei 
Seibertz  n.  483.    ürknnde  Karls  lY.  bei  Seibertz  n.  727. 

•  Die  Urk.  bei  Seibertz  n.  728  nach  dem  Originale,  üeber  die  Urkunde 
Karls  d.  d.  Muiland  5.  Jan.  1955  &iehe  die  Note  bei  Seibertz  IL  a  429.  —  Dass 
er  darum  weder  sofort  noch  später  alle  selbst  beaa&s  und  besetzte,  beweist  die  mehr- 
fach citirte  TTrk.  von  1868  Über  den  Verkauf  der  Grafschaft  Arnsberg  an  den  Erz- 
bischof,  femer  die  Urk.  Ton  1858  bei  Seibertz  n.  746,  welche  einen  Rerers  der 
Stadt  Marsberg  enthftlt  über  die  ihr  vom  Abt  Dietrich  zu  Gorrej  geschenkte  halbe 
Freigrafschaft  Horhusen,  die  Urk.  Ton  1859  das.  n.  751,  enthaltend  einen  Vergleich 
Über  die  Freigrafschaft  Heggen  zwischen  dem  Gtrafen  Ton  Arnsberg  und  der  Stadt 
Soest 

10  Urk.  Karls  IV.  vom  8.  April  1859  nach  Wigand  S.  246  abgedruckt  bei 
Seibertz  n.  752  Urk.  von  1372.  6.  Juli  Karls  IV.  nach  dem  Orig.  bei  Seiberti 
n.  829,  die  noch  daran  festh&lt,  dass  der  yom  Herzog  geprüfte  nnd  bestätigte  Frei- 
graf sich  dem  Kaiser  „infeudandus  et  inTestiendus"  präsentiren  solle.  —  Interessant 
sind  noch  die  Urk.  das.  n.  760  yon  1860,  worin  Karl  IV.  die  an  Johann  von  Pad- 
berg  geschehene  Belehnung  eines  Freistuhles  zu  Padberg  widerruft,  weil  er  nicht 
an  die  dem  Erzbischofe  von  K51n  ertheilten  Briefe  gedacht  habe,  die  Urk.  das.  n. 
785,  womit  am  22.  Jan.  1867  Erzb.  Engelbert  m.  seinem  Coadjutor  Erzb.  Cuno  von 
Trier  die  Tolle  Statthalterschaft  Über  die  Vehmgerichte  überträgt. 

"  Nach  dem  Orig.  die  Urk«  bei  Seibertz  n.  862.  Damit  kamen  aber  keines- 
wegs alle  Stühle  aus  der  Hand  der  bisherigpen  Herren.  Siehe  Urk.  Wenzels  Tom 
22.  Juli  1887  aus  Nürnberg  bei  Seibertz  n.  876  nach  dem  Orig.,  worin  er  den 
YOn  den  Herrn  von  Padberg  sich  angemassten  Frei  stuhl  aufhebt.  VgL  auch  Urk« 
Ton  1372  8.  Juni  das.  n.  1124,  worin  Karl  IV.  auf  Praesentation  des  Hermann  ron 
Letmate  den  Heinrich  Ton  Holthausen  mit  dem  Freigrafenamte  belehnt  Urk.  vom 
10.  Juli  1872  das.  n.  1126.  In  der  Urk.  das.  n.  1128  von  1412  yerspricht  Abt  Diet- 
rich Ton  Coryey  der  Stadt  Harsberg,  sie  beim  Besitze  des  Freistuhls  so  schützen« 
Diese  Urkunden,  nebst  den  in  d^n  folgenden  Noten  beweisen,  dass  mit  der  Statt* 
halterschaft  nicht  die  Stuhlherrschaften  aufhörten.  Am  Ende  der  Fragfen  K.  Rup- 
rechts werden  die  wichtigsten  Stuhlherren  aufgezählt.  Diese  Zusammenstellung  ist 
jedoch,  wie  Seibertz  angibt,  eine  prirate,  unvollständig  und  später  zugesetzt» 
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auch  Beitdem  in  den  Urkunden  den  alten  Charakter  bei,  weshalb  in 
diesen  stets  die  Bede  von  Freien  ist ,  und  übten  sie  fortwährend  ihre 
alten  Beohte  aus«  Dazu  trug  übrigens  auch  der  Umstand  bei,  dass  ihre 
Schwächung  keineswegs  im  Interesse  des  Erzbischofs  lag.  In  Wirklich- 
keit veränderte  sich  der  Charakter  der  Freigerichte  nicht.  Sie  erschienen 
auch  nach  dieser  vollen  Belehnung  des  Erzbischofs  als  kaiserliche  Oe- 
richte  und  standen  unter  des  Kaisers  und  des  Beichs  Gesetzgebung«  ^^ 
Der  Kaiser  konnte  auch  ausserdem  fortdauernd  über  die  einzelnen  Frei- 
stühle seine  Gewalt  ausüben.  ^^ 

Y.  Der  Erzbischof  von  Köln  war  demnach  und  wurde  von  den 
Kaisern  genannt  „des  Kaisers  und  des  heiligen  Beichs  Statt- 
halter der  heimlichen  Gericht  und  Acht  in  Westfalen^.  In 
dieser  Eigenschaft  hatte  er  die  Ernennung  und  Belehnung  der  Frei- 
grafen, das  Becht,  untaugliche  Freigrafen  und  Freischoffen  abzusetzen, 
Urtheile  zu  verfristen,  dem  Yehmgerichte  Ordnungen  zu  geben.  <^  Zur 
Durchführung  dieser  und  ähnlicher  Dinge  beriefen  die  Erzbischofe  s.  g. 
Gemeine  Kapitels-Tage  auf  der  rothen  Erde  zusammen. 

YI.  Während  des  14.  Jahrb.  war  der  Einfluss  und  die  Wirksamkeit 
der  Yehmgerichte  in  jedweder  Beziehung  für  die  Sicherheit  des  Bechts- 
zustandes  von  grosster  Bedeutung  und  sehr  heilsam.  Ihre  zu  grosse 
Hcudit  und  das  Streben  nach  beständiger  Ausdehnung  derselben  führte 


i>  Das  zeigen  die  theils  oben  §.  58,  theils  bei  Wftohter  a.  a.  0.  anfgpeführten 
Teiohsgesetzliohen  Bestimmungen  über  dieselben. 

1*  Dies  zeigen  folgende  Urkunden.  Im  J.  1898  (Selbe rtz  n.  886.)  bitten 
„Proconsules  et  Consules  oppidi  Susaoiensis**  den E.  Wenzel:  „8edem  et  looum liberi 
oomitatus  nostri  in  Budeiiberghe  sitoati  in  looo  diote  deydvordinchusen  in 
alium  looum  oppido  nostro  magis propinquum  dictum  oppe  den  weddepotOTur 
dem  EWerike  .  •  .  graciose  ooUooare  et  alterare  ....  quia  loous  sedis  presens 
nobis  adeo  remotus  ezistit  et  non  tutus  propter  dirersomm  emulorum  nostrorum  oot* 
tidianas  insidias  quod  eundem  seonre  non  audemus  aggredi  neo  eidem  oongrue  opor- 
tnno  tempore  praesidere  .  •*'  was  Wenzel  auch  1898  nach  der  Note  Ton  Seiberta 
(IL  S,  680)  that  1898  (Seibertz  n.  896.)  befiehlt  aber  E.  Wenzel  der  Stadt 
Soest,  den  erschlichenen  Freistuhl  binnen  ihren  Mauern  abzuthun;  in  der  Urkunde 
erwähnt  er,  dass  derselbe  die  Rechte  und  Pririlegien  des  Erzbischofs  verletze.  1488 
(Seibertz  n.  989  nach  dem  Orig«)  untersagt  K.  Friedrich  IIL  dem  Bischöfe  von 
Münster,  Grafen  Bentheim  u.  der  Stadt  Münster,  durch  ihre  Freigrafen  gemeine 
Eapitelstage  ausschreiben  zu  lassen,  weil  dies  die  Rechte  des  Erzbischofs  verletze. 
1488  (das.  n.  994.)  widerruft  derselbe  die  dem  Bitter  y.  Raesfeld  ertheilte  £r- 
laubniss,  Freigrafen  zu  creiren,  aus  demselben  Grunde. 

^*  Im  15.  Jahrh.  erstreckte  sich  die  Statthalterschaft  Über  alle  Freistühle  auch 
ausserhalb  des  eigentlichen  Herzogthums.    Kopp  a.  a.  O.  S.  808  ff. 
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ZU  Hissbräuchen,  welche  bereits  im  Anfange  des  15.  Jahrh.  einzelne  Be- 
sohwerden  herromefen  und  den  Kaiser  zur  Untersuchang  veranlassten.!' 
Solche  wurden  im  Laufe  des  15.  Jahrh.  erneuert  und  hatten  mancherlei 
Beformationen  der  Yehmgerichte  zur  Folge  (§.  58.).  Oleichwohl  hörten 
weder  die  Klagen  yon  auswärts  auf,  noch  hielten  sich  die  Yehmgerichte 
im  Herzogthume  selbst  von  üebergriffen  frei.^*  Seitdem  aber  die  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Sicherheit  in  ganz  anderer  Weise 
möglich  geworden  war  (§.  73.  98.),  wurden  die  Yehmgerichte  entbehrlich« 
Mit  dem  ewigen  Landfrieden  hätte  jede  Jurisdiction  fiber  ihre  engeren 
Sprengel  hinaus  fortfallen  können.  Nichtsdestoweniger  gab  ihnen  TL 
Maximilian  gleichzeitig  eine  Reformation,  <üe  sie,  jedoch  in  sehr  be- 
sohr&ikter  Weise,  noch  als  Reichsgerichte  anerkannte.  ^'^  Fiel  ihre  Wirk* 
samkeit  ausserhalb  Westfalens  dadurch  auch  praktisch  im  Ganzen  fort, 
so  mussten  doch  noch  im  16.  Jahrh.  die  Reichsgesetze  gegen  sie  ein- 
schreiten. i&  Mit  der  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  hörten  sie  in 
Wirklichkeit  auf,  kaiserliche  Gerichte  zu  sein.  Dies  und  die  ausgebildete 
Landeshoheit  drfickte  sie  nothwendig  herab  zu  landesherrlichen  Gerichten 
des  Erzbischofs  yon  Köln  wie  der  übrigen  Herren,  in  deren  Territorien 
sie  bestanden.  Yon  nun  an  waren  sie  eine  formliche  Anomalie  im  Yer* 
hältniss  zu  den  neuen  Zuständen.  Hätte  man  ihnen  die  alte  Macht  im 
Territorium  gelassen,  so  wäre  in  der  That  die  Stellung  des  Landesherm 
gefihrdet  gewesen,  zumal  ihre  Ordnungen  gegen  die  Fortschritte  der 
2eit  zurückstanden.  Sie  wurden  daher  yon  dem  Erzbischofe  selbst  zu 
Gerichten  für  unbedeutende  Yergehen  herabgedrfickt  und  erhielten  sich 
in  dieser  Eigenschaft  yereinzelt  aber  unter  steter  Anwendung  der  alten 
feierlichen  Formen  bis  auf  dieses  Jahrhundert. 

§.  117. 

b.   YeTfaBsmig,  Coiiipet«iit. 

L  An  der  Spitze  der  Yehmgerichte  *  stand  der  Freigraf,  der 
entweder  früher  der  Erbherr   oder  Reichs -Lehnträger   des   Freistuhls 


^^  Kapitel  sa  Heidelberg  berufen  ron  E.  Bupreoht  1404  und  dessen  Fragen, 
bei  Seibertz  n.  904.    Andere  setzen  sie  in  1408. 

^*  Urk.  V.  28.  Not.  1475  (Seibertz  n.  978),  worin  der  Gnbernator  der  Kirche 
zn  Köln,  Landgraf  Hermann  von  Hessen,  die  Stadt  Werl  gegen  deren  nnd  der 
geistlichen  Gerichte  Uebergriffe  in  Scfantz  ninimi 

17  Bef.  Tom  10.  Sept.  1495  in  Nene  SanmL  11.  S.  18  £E: 

"  B.A.  zn  Worms  yon  1521  §.  17.  E.K.G.O.  von  1555.  Tbl.  IL  Axt.  XX  §.  8. 
schreibt  Einschreiten  yon  Seiten  der  Fiscale  yor  bei  üeberschreitnng  ihrer  Competens. 
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oder  ein  von  diesem  ernannter  und  Tom  Kaiser,  später  vom  Erzbischofe 
You  Köln  bestellter  und  investirter  freier  Mann  (Ritter  oder  Gemeinfreier) 
sein  musste.'  Er  war  f&r  die  ordentliche  Handhabung  des  Gerichts  Ter- 
antwortlich  dem  Elaiser,  bez.  dem  Erzbischofe  als  kaiserlichem  Statthalter. 

IL  Ihre  Gerichtsbarkeit  leiteten  die  Yehmgerichte  zurück  auf  Karl 
den  Grossen, <^  der  ihnen  die  Privilegien  und  Ordnung  gegeben  habe. 
Hierin  liegt  das  Wahre,  dass  sie  überhaupt  die  Nachfolger  der  karo- 
lingischen  Grafengerichte  waren.  Dies  brachte  vor  Allem  mit  sich  die 
Anwendung  feierlicher  Formen  bei  der  Bestellung  der  im  Gerichte 
thätigen  Personen  und  bei  dem  Verfahren  selbst. 

ni.  Die  Yehmgerichte  waren  zunächst  die  alten  Grafengerichte  for 
die  Klagsachen  der  Freien  hinsichtlich  des  freien  Grundeigenthums  und 
zur  Yornahme  der  wichtigeren  Rechtsgeschäfte.  In  dieser  Beziehung 
hatten  sie  nur  für  ihre  einzelnen  Sprengel  Gerichtsbarkeit.^  Weiter 
hatten  sie  eine  keiner  anderen  Berufung  als  an  den  Erzbischof  und  Kaiser^ 
unterliegende  Blutgerichtsbarkeit  über  die  Gerichtseingesessenen. 

I\r.  Neben  dieser  Competenz  behaupteten  und  übten  sie  eine  gleiche 
über  alle  Freischöffen,  mochten  diese  in  Westfalen  wohnen  oder  nicht. 
Sie  gingen  aber  noch  weiter  und  legten  sich  als  eigentliche  kaiserliche 


1  Ueber  den  Ansdmok  Yehme,  der  snerst  in  der  §.  116  n.  7  abgedr.  Urk. 
Y.  1251  Torkommt,  siehe  die  Ausfahrung  TOn  W&ohter  a.  a.  O.  S.  146  £,  Ganpp 
8.  10  ff,  Gegen  meine  Ableiiang  ron  fahm,  infaemon,  tritt  Seibertc  8.  877 
K.  25  auf.  Er  leitet  das  Wort  Tom  lateinischen  fama  ab  und  sieht  —  wie  «fiimoB 
Libell^  •—  den  Grund  in  dem  Gerüchte,  in  der  Beleumdung  als  Ursache  des 
Verfahrens. 

*  Dass  auch  Ministerialen  die  Ghrafsohaft  einzeln  hatten,  zeigt  Ficker 
B.F.  S.  79  fg. 

<  Ygl.  Wächter  S.  148  ff.  Siehe  auch  das  Citat  in  Note  17  des  rorherg.  §. 
Auch  der  Papst  Leo  wird  in  yielen  Urkunden  erwfthnt,  was  offenbar  auf  ihre  Stel- 
lung als  kaiserliche  Gerichte  zurfiokzuffihren  ist. 

^  Siehe  die  §§.  77.  111.  citirten  Urkunden.  Kais.  Ruprechts  Fragen  RJl  von 
1495.  Ueberschreitungen  weisen  aber  nach  Usener  und  Wigand«  In  der  Urk. 
n,  74  bei  Seibert z  von  1177  heisst  es:  „Heinrious  cognomento  Munzun  eodem 
tempore  apud  eundem  locnm  super  Liberos  et  Liberorum  agros  Comioia 
positus.^  Urk.  über  Civilaote  bei  Seibertz  num.  86  von  1184,  118  von  1203,  845 
Ton  1269,  861  tou  1278.  —  Interessant  ist  die  Urk*  bei  Seibertz  n.  1100  (aus  der 
Zeit  Yon  1290—1298,  wie  Seibertz  m.  S.  464  in  der  Note  darthnt). 

In  den  meisten  der  hier  und  früher  aufgezählten  Urkunden  ist  auch  die  Rede 
Ton  Einkünften  aus  dem  Freibanne. 

*  Vgl.  |.  118.  Ueber  die  Berufung  an  den  Kaiser  und  im  15.  Jahrhundert 
auch  an  das  kaiserL  Hofgericht  sehe  man  die  Gitate  bei  Wächter  S.  286  t 
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Gerichte  eine  Oerichtsbarkeit  für  das  ganze  Reichsgebiet  bei:  1)  in  allen, 
auch  Civilsachen,  wenn  der  Kläger  durch  Schuld  des  Richters  oder 
den  ungehorsam  des  Beklagten  kein  Recht  fand  und  der  Schuldige  der 
Aufforderung,  welche  nach  der  auf  Bitten  des  Klägers  oder  auf  Orund 
der  Ton  einem  Freischoffen  aus  eigenem  Antriebe  angebrachten  Yehm- 
wroge  erfolgte,  nicht  genügte,  2)  für  alle  Friedensbnichsachen,  3)  für 
die  schweren  Verbrechen  gegen  die  Religion  und  christliche  Sitte  (Mein- 
eid, Ketzerei,  Ehebruch  u.  dgl.).^  Diese  subsidiäre  Gerichtsbarkeit  ist 
zwar  einzeln  angezweifelt,  jedoch  selbst  in  den  Reichsgesetzen  anerkannt 
und  faktisch  auch  yon  den  Yehmgerichten  geübt  worden. 

y.  In  personlicher  Beziehung  erstreckte  sich  ihre  Gerichts* 
barkeit,  abgesehen  vom  Kaiser  ?  und  Erzbischofe  von  Köln,  nicht  auf 
Geistliche^  und  Juden.*    Zweifelhaft  bleibt  es,  ob  Weiber^o  imbe* 


•  E«  Rapreohts  Fragen  XXYI.  XXYIII.  (bei  Seibertz;  in  Nene  Sammlang 
g.  81  ff.).  Die  26.  Frage  lautet:  ^wat  saken  ond  pnnten  dat  sin  daromb  dat  men 
eynen  mann  an  die  fristoill  ond  geriohte  heisohen,  yerboden  ond  yerfemen  soUe  ond 
möge?  —  Die  frigreuen  hebn  darop  geantwort:  mit  dem  eirsten  kefcter  die  Ton  dem 
kriaten  glouen  fallent,  Duffstall,  kirohhoue  ond  kircben  Bchynnen,  die  noittooh  doin, 
kindelbedde  ronen  ond  plündern,  heymliche  yeyrederie,  verrait,  onentsacht  eym  bem 
dat  sine  to  nemen  ond  meynheyde  vursatliob  to  sweren.^  Rji.  von  1488  (Nene 
Samml.  I.  S.  158.)  §.  34,  yon  1442  §.  18,  14  und  ganz  so  in  der  Ordnung  Maximilians 
yon  1495.  Vgl.  anob  die  Darstellung  yon  Wigand  und  Wächter,  welohe  gegen 
die  yon  Eichborn  geriobtet  ist. 

7  Trotzdem  masftten  aich  drei  Freigrafen  an,  den  K.  Friedrich  IIL  und  dessen 
Kanzler,  Bischof  Ulrioh  yon  Passau,  im  J.  1470  yor  das  Freigeriobt  zwischen  den 
Pforten  zu  dem  Wünnenberg  zu  laden.  Siebe  hierüber  Wächter  a»  a.  0.  S.  240  ff. 
Bei  ÜB  euer  ist  in  der  SammL  der  gemeinen  Urtbeile  aus  den  Jahren  1488—- 1455 
8.  160  f.  ein  Urtheil  mitgetheilt,  das  eine  Ladung  des  Königs  für  eine  höchst  straf- 
bare Handlung  erklärt 

•  K.  Buprechts  24.  (19.)  Frage.  „Darop  antwerden  die  frygreyen  diegenen 
die  gewyet  sint  wo  wenicb  des  is  die  geborent  erme  oyersten  to,  die  soll  men 
jrme  bisobop  antwerden  off  sie  missdait  yan  dar  oyer  begrepen  werden t.*^  Daher 
der  Gebrauch,  bei  Ladungen  yon  ganzen  (Gemeinden  die  Geistlichen  ausdrücklich 
auszusobliessen.    Usener  S.  54.  95.  Ausnahmen  bei  Wächter  S.  197  f. 

•  Urk.  yom  6.  Oct.  1348  bei  Seibertz  n.  1118,  worin  Graf  Gottfried  lY.  yon 
Arnsberg  bekennt  „dat  uns  unse  here  dey  Kaysere  yan  Bome  heyet  enboden  dat 
men  oyer  neynesohen  Juden  richten  en  sal  yor  den  yrigen  stuhle  und  dat  dey 
yeme  is  gheheten  wante  dat  nu  yan  aldes  recht  heyet  ghewesen^  hir  umme  want 
uns  unse  here  dey  keyser  yon  Bome  alsus  heyet  enboden  so  sy  wy  des  to  rade 
woren  myt  willen  und  mit  yolburt  al  unser  NachkomeUnge  unde  unser  rechten  eryen 
myt  rade  unser  yront^  u.  s.  w.  Andere  stellt  zusammen  Wächter  S.  194,  der 
übrigens  auch  faktische  Uebersobreitungen  nachweist. 

10  Amsberger   Beformation   yon    1437   (Seibertz   n.   938)  §.  8.    „Item  so  en 
▼.  Sclinlte,  Beichs-  u,  Bedttsgeicli.   4.  Anfl.  24 
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dingt  ihr  unterstanden.  Dagegen  ist  es  sicher,  dass  sie  über  Reichs«- 
fürsten  und  andere  Bei  chs  stände  Competenz  beanspruchten  und  auch 
handhabten.il 

VI.  Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wurde  aber  durch  eine 
Anzahl  von  kaiserlichen  Privilegien  manchen  Territorien  und  Städten  das 
Privilegium  de  non  evocando  gegenüber  den  Vehmgerichten  er- 
theilt.i2  Dasselbe  Privileg  war  bereits  im  13.  Jahrhundert  einzelnen 
Städten  im  Herzogthum  Westfalen  vom  Erzbischofe  verliehen  und  ist 
auch  später  einigen  ertheilt  worden.i^  Dies  erklärt  sich  aus  dessen 
Stellung  zur  Genüge. 

§.  118. 

S.  Die  bftefeitett  kAlserUeheii  Gerlelite.  * 

.    L  Bis  ins  13.  Jahrhundert  hinein  sass  der  Kaiser  wie  in  der  frän- 
kischen Zeit  auf  den  Reichs-  und  Hoftagen  in  den  verschiedenen  Reichs- 


BOlI  man  njet  heysoben  noch  yerbodynge  doin  umb  eyncherleye  sacben  Y  r  a  w  e  n 
anders  dan  rar  dat  offenbare  gedynge  mit  den  Yroenen  in  dem  fryenbanne 
dar  sy  yene  gesessen  synt*  Dieser  Abdruck  ist  nach  einer  gleicbzeitigen  Ab- 
BOhrift  gemacht.    Ygl.  auch  V7  acht  er  S.  198  f. 

"  Wächter  S.  199  ff.  Bernb.  Tbiersch  Die  Yervemnng  des  Herz.  Hein- 
rich des  Beichen  von  Baiern  n.  s.  w.,  Essen  1835.  Dann  die  Ladung  des  Herz. 
Wilhelm  von  Sachsen  1454. 

"  Wächter  S.  190  ff.  weist  deren  nach  für  Württemberg  Yon  1361,  1415, 
1495,  Ulm  1859,  Kurmainz  1447  xl  s.  w.  Andere  bei  TJsener  und  Gaupp. 
Meistens  war  aber  auch  hier  zur  Voraussetzung  gemacht,  dass  der  ordentliche  Richter 
thfttig  werde.  Dies  entsprach  durchaus  der  Gewohnheit  des  Kaisers  bei  Verleihung 
derartiger  Privilegien  überhaupt.  Ygl.  §.  69;  §.  3.  cap.  XI.  der  bulla  aurea  von 
1856.  —  Dass  auch  in  Tirol  die  Yehmgerichte  ihre  Jurisdiction  im  15.  Jahrb. 
handhabten,  ist  gezeigt  von  Ladurner  im  Arch.  f.  Gesch.  und  Alterth. Tirols  1869. 
5.  Jahrg.  S.  198  ff.  Für  Steiermark  hat  ein  Gleiches  aus  dem  J.  1459  aus  Ur- 
kunden nachgewiesen  Bischoff  Ein  Yehmgerichte- Process  aus  Steiermark.  Graz 
1874  (Mitth.  des  histor.  Yereins  für  Steiermark,  Bd.  21). 

>•  Ygl.  §.  116  n.  7.  Urk.  von  1286  bei  Seibertz  n.  1099  für  die  Stadt  Atten- 
dorn. 

*  O.  Franklin  Das  Beichshofgericht  im  Mittelalter.  1.  Bd.  1867.  (Geschichte 
von  Heinrich  I.  bis  zum  Untergänge  und  Anfänge  des  Reichskammergerichts  bis 
1495).  2.  Bd.  (Yerfassnng,  Yerfahren)  1869.  Weimar.  Es  macht  dies  ausgezeichnete 
Werk  die  ganze  frühere  Literatur  entbehrlich.  Der  s.  Das  k5nigliche  Kammergericht 
vor  dem  Jahre  MGDXCY.  Berlin  1871.  Ders.  Sententiae  cnriae  regis.  Kechts- 
sprüohe  des  Reiohshofes  im  Mittelalter.  Hannover  1871.  Tomaschek  Die  höchste 
Gerichtsbarkeit  des  deutschen  KOnigs  und  Beichs  im  15.  Jahrb.  Wien  1865.  Ueber 
die  Bemühung  des  Ssterr.  Priv.  majus,  die  kaiserl.  Gerichtsbarkeit  für  Oesterreich 
auszaschliesBen  Berohtold  Oesterr.  L.H.  S.  177  ff. 
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ländern,  sei  es  in  den  Pfalzen  oder  in  den  Städten,  zu  Gericht  über  die 
Sachen  der  Grossen.  Auch  konnte  man  jegliche  Sache  vor  ihn  bringen. 
Dann  wurden  auch  besonders  Rechtsgeschäfte  aller  Art  vor  dem  Eonige 
abgeschlossen  oder  bekundet  (§.  72.).  Zur  Seite  stand  ihm  hierbei  ein 
Pfalzgraf,  unter  dessen  Vorsitze  die  minder  wichtigen  Sachen  entschieden 
wurden. 

II.  Friedrich  U.  gab  der  kaiserlichen  Justiz  eine  festere  Gestaltung 
durch  Einsetzung  eines  ständigen  Hof richters,  judex  curiae,  im 
J.  1235,1   so  dass  seitdem  das  kaiserliche  Hofgericht  entweder 


^  Landfr.  y.  Mainz  o«  15.  (Leg.  IL  p.  817;  siehe  die  rersohiedenen  Lesarten  bei 

Boehlan):    ^De   iastioiario    ourie Statuimus   igitur,    nt    oxiria   nostra 

iusticiariam  habet,  virnm  libere  oondioionis,  qui  in  eodem  persistat 
officio  ad  minus  per  annum;  si  bene  et  inste  se  gesserit.  Hie  singulis  diebns 
iuditio  presideat,  exceptis  diebns  dominicis  et  aliis  festismaioribus,  ins  reddens 
omnibns  querelantibns,  preterqnam  de  principibus  et  aliis  personis  snbli- 
mibns  in  cansis  qnetangnnt  personas,  ins,  honorem,  feoda,  proprietatem 
Tel  hereditatem  .eornndum  et  nisi  de  oausis  maximis;  prediotorum  etenim 
disoussionem  et  indioium  nostre  oelsitndini  reseryamns.  Hie  index  terminos 
sive  dies  in  illis  ardnis  cansis  eomndem  qne  ad  ipsum  speotant,  non  preiiget  sine 
nostre  speciali  mandato.  Reo  non  prosoribei  neo  a  prosoriptione  absolyet; 
hec  namque  anctoritati  nostre  exoellenoie  reservamns.  Et  idem  iurabit, 
qnod  nichil  aooipiet  pro  inditio,  quod  neo  amore  neo  odio,  nee  prece  neo  precio, 
nee  timore  neo  graoia,  nee  alia  qnaoumqne  de  oansa,  iudioabit  aliter  qnam  iustum 
soiat,  Tel  oredat  secundum  consoienciam  suam,  bona  fide  sine  omni  fraude  et  dolo. 
Eidem  dimittimns  et  assignamus  iura,  qne  ex  absolutione  prosoriptomm  proreninnt, 
qne  Tulgo  dicnntur  wette;  eomm  tnmtaxat  qnornm  canse  coram  eo  traotate  snnt,  ut 
benerolencins  indioet  et  a  nullo  mnnera  reoipiat;  qnam  penam  nemini  relaxabit,  nt 
homines  proscriptionem  pooius  timeant.  Idem  habebit  notarium  specialem,  qui 
nomina  prosoriptomm  scribet,  et  aotorum  et  causam  ipsam  sive  qnerelam,  et  diem 
quo  prosoriptione  inToWentur;  item  nomina  abaolutorum  a  prosoriptione  et  actoris 
propter  quem  proscripti  fnerunt,  causam  et  diem  absolucionis,  fideinssorum  absolut! 
nomina,  qui  sint,  et  unde  sint,  siye  aliam  cautionem  qnam  prostat  absolyendns  iuxta 
oonsnetu(ünem  terramm  pro  satisfaotione  qnerelantis.  Item  reoipiet  litteras  conti- 
nentes  querelas,  et  senrabit.  Idem  nullam  aliam  ouram  negociorum  ourie  habebit. 
Idem  scribet  nomina  eomm  qui  aocusantnr  yel  denunciantur  tanquam  nociyi  terre, 
et  infamiam  et  eornm  nomina  quando  a  suspitione  absolyeniur  delebit.  Item  scribet 
omnoB  sentenoias  ooram  nobis  in  maioribus  oausis  inyentas  maxime  iuditio  obtentas, 
que  ynlgo  diountur  ffesamint  urteil,  ut  in  posterum  in  casibus  similibus  ambiguitas 
resoindatur,  expressa  terra  secundum  consuetudinem  cuius  sentenoiatum  estw  Item 
erit  laious  propter  sentenoias  sangpiinnm,  qnas  olerioo  scribere  non  licet,  et  preterea 
ut  si  delinquit  in  offioo  suo,  pena  debita  puniatur.  Item  inramentum  prestabit  secun- 
dum formam  iuramenti  qualiter  iustioiarins  faoit,  et  qnod  fldeliter  et  legaliter  se  ha- 
bebit in  officio,  nichil  scriptums  et  facturus  contra  ins  et  debitum  secundum  con- 
soienciam bone  fidei,  omni  dolo  et  fraude  cessante.^ 

24* 
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unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  oder  regelmässig  des  Hofrichters 
tagte.  Diese  Einrichtung  blieb  auch  unter  den  folgenden  Kaisern  be- 
stehen, obwohl  yiel&ch  die  Kaiser  durch  Cassation  der  Erkenntnisse  ihrer 
Hofirichter  und  durch  Priyilegia  de  non  appellando  deren  Jurisdiction 
Eintrag  thaten« 

IIL  Vor  den  Hofrichter  gehörten  alle  Sachen,  die  man  vor  den 
Konig  brachte,  mit  Ausnahme  der  Causae  maximae  oder  majores 
der  Fürsten  und  anderen  hohen  Leute,  nämlich  Ciiminalklagen 
gegen  dieselben  und  Klagen,  welche  ihre  Beichslehen  und  Erbgüter  be- 
trafen.* üeber  diese  konnte  nur  im  Gerichte  unter  des  Königs 
Yorsitze  abgeurtheilt  werden.  Dies  bestand  aus  den  auf  Reichs- oder 
Hoftagen  um  den  König  versammelten  Grossen.  Im  Laufe  der  Zeit 
wurden  jedoch  den  Hofrichtem  auch  mancherlei  andere  Sachen  entzogen«^ 

Voraussetzung  der  richterlichen  Thätigkeit  des  Hofrichters  war,  dass 
er  sich  beim  Kaiser  an  dessen  Hofe  befand.  Deshalb  horte  seine  Juris- 
diction auf,  wenn  der  Kaiser  sich  ausserhalb  des  Reiches  aufhielt  oder 
der  Thron  erledigt  war.  In  beiden  Fällen  hatten  dies  Richteramt  die 
Reichs  vicarien,  sowohl  die  kraft  ihrer  Kurämter  dazu  berufenen  als 
auch  die  im  einzekien  Falle  besonders. eingesetzten.^ 

ELlagen  gegen  den  König  selbst  gehörten  aber  nicht  yor  den  Hof- 
richter, sondern  den  Pfalzgrafen  vom  Rheine  und  das  Fflrstengericht 
(§§.  69.  70.). 

IV.  Es  lag  in  der  Beschaffenheit  der  dargestellten  Einrichtung,  dass 
bei  der  Entwicklung  des  Staatsrechts  (§§.  69«  76.)  und  dem  öffentlichen 
Rechtszustande  (§.  73.)  durch  diese  in  der  That  unvollkommene  Reichs- 
justiz keine  gründliche  Besserung  der  Rechtspflege  möglich  war.  Das 
Reichshofgericht  hörte  um  1450  auf.  Der  Kaiser  entschied  die  an  ihn 
gelangenden  Sachen  mit  Beiziehung  von  kaiserlichen  Räthen  und  Dok- 


*  Vgl  §§.  69.  72.  76.  84  ff.    Siehe  die  SteUen  des  Saohsp.  L.  B.  HL  52.  8., 
I  nL  55.  1.  ferner  Deutsoh^p.  L.  R.  287.  299.    Yerm.  Saohsp.  VI.  9.  dist.  8.,  21. 

i  disi  2.    Bohwsp.  LJL  106. 

j  *  So  die  Friedensbrachsaoheiif  ygL  §•  73;  dazu  kam  die  Jnrisdietion  der  für 

!  einzelne  Theile  des  fieioha  aofgestellten  Yicarii  (§.  71,  78.);  die  Tielen  pririlegia 

de  non  erocando  (§.  69.  n.  8. 9.).    Franklin  und  Fi oker  Forsehongen  liefern 
das  MateriaL 
i  4  YgL  §.  71.    Die  im  Texte  aasgesproohene  Ansicht  hat  besonders  Franklin 

gegen  ältere  Meinnngen,  dass  der  Hofinohter  nur  ein  dem  Namen  nach  yerftnderter 
ständiger  Richter  in  der  Königlichen  Pfalz  gewesen  sei,  und  gegen  nenere,  nament- 
lich die  Zöpfl*s  B.  G.  S.  469  n.  28.  der  3.  Aufl.,  dass  sich  die  ganze  Einrichtung 
auf  das  Hofgerioht  zu  Bottweil  bezogen  habe,  gründlich  bewiesen. 
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toren«  Diese  Einrichtung  eines  Ejimmergerichts  besteht  von  1442  an 
neben  dem  Hofgericht  wohl  als  Folge  des  langen  Aufenthalts  des  Essers 
Friedrich  III.  in  seinen  Erblanden.  Die  Fürsten  drangen  zur  Sicherung 
des  Landfriedens  auf  die  Einrichtung  eines  ständigen  geordneten  obersten 
Keichsgerichtshofes;^  der  Kaiser  ging  darauf  willig  ein.^  Seine  Errichtung 
kam  zwar  zu  Stande,''  indem  Friedrich  in,  ein  Eammergericht  ein- 
setzte und  mit  einer  Ordnung  versah.  Indessen  blieb  seine  G-erichtsbar- 
keit  wegen  des  Misstrauens  der  Fürsten  eine  sehr  unvollkommene. 

§.  119. 
C.  Der  Reohtszug  an  die  OberhSfe.  *    Die  Hofgeriohte.  ** 

L  Der  Ursprung  mancher  Stadtrechte  durch  Bewidmung  mit  dem 
Rechte  einer  anderen  fahrte  früh  dazu,  in  Zweifeln  bei  der  Mutterstadt 
anzufragen,  auch  geradezu  den  einzelnen  streitigen  Fall  zur  Entscheidung 
vorzulegen.  Hieraus  bildete  sich  herkömmlich  das  Gericht  der  Mutter- 
stadt zu  einer  höheren  Instanz  für  die  Tochterstädte  aus,  ohne  dass  in 
den  meisten  Fällen  irgend  ein  Zwang  vorlag.  Ein  solcher  bestand  jedoch, 
wenn  bei  der  Mittheilung  eines  Rechts  oder  später  die  bewidmete  Stadt 
geradezu  angewiesen  wurde,  zur  Rechtsbelehrung  sich  an  eine  andere  zu 
wenden.  1 


»  R.  A.  T.  1485  §.  2.    (Nene  Samml.  I.  S.  150). 

•  Landfr.  K.  Albrechts  t.  1488  §.  25.    Ygl.  ReicliBi  tu  IS^fkmh.  1488  §•  8,  9. 
7  Ordnung  des  kois.  Gammer-Gerichts  yem  24.  OcK  1471.    (N.  S.  249—252). 

*  Literatar  §.  80.  B5hlaa  Ans  der  Praxis  des  Magdeburger  Schöffen- 
Stahls  während  des  14.  n.  15.  Jahrh.  in  Zeitsohr.  f.  Keohtsgesoh.  IX.  S.  1  ff.  Ffir 
das  platte  Land  geben  die  Weisthfimer  Ton  Grimm  manche  Belege.  Vgl.  auch 
nnten  §.  188. 

**  Für  einselne  Territcrien  bieten  Material:  Brandenburg  das  Werk  ron  F.  J. 
Kuhns  Gesoh.  der  Gerichtsrerf.  und  des  Prezesses  in  der  Mark  Brandenb.  vom  X. 
bis  lum  Ablauf  des  XY.  Jahrh.  2  Bde.  Berlin  1865,  67.  —  Sohleswig-Holstein 
Lauenburg:  R.  Brinckmann  Aus  dem  deutschen  Rechtsleben.  Schilderungen  des 
Bechtsganges  und  Oulturzust.  der  letzten  drei  Jahrh.  auf  Grund  ron  S.  H.  L.  Acten 
des  kais.  Reiohskammerger.  Kiel  1862,  fllr  Westfalen  P.  W  ig  and  Denkwürdigkeiten 
f.  deutsche  St.- u.  Reohtswiss.  Leipzig  1854,  Seibertz  Rechtsgesoh.  Für  Oesterreich 
gibt  einige  Notizen  über  das  Yerhftltniss  des  herzogL  Gerichts  zu  den  der  Landes- 
herren u.  s,  w.    Berohtold  S.  166  f.  172  f. 

1  Höchst  interessant  ist  die  Notariatsurkunde  bei  Seibertz  n.  851.  vom 
81.  Juli  1877,  worin  der  judex,  proconsul,  consul  et  opidani  in  Gegenwart  des  Erzb. 
Friedrich  m.  und  seiner  Getreuen  auf  den  Befehl  des  Erzbisch,  bekunden,  „quod 
a  sententiis  judicis  proconsulum  et  oonsulum  opidi  in  Geseke  apellari  possit  et 
debeat  ad  Judicium  opidi  in  Rüden,  quodqne  opidum  et  opidani  in  G.  predicti 
universaliter  et  Singular iter,  in  causis  hujusmodi  appellationnm  sequi  tenean* 
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IL  Abgesehen  Yon  diesem  Falle  kennen  die  Stadtrechte  des  früheren 
Mittelalters  durchgehends  keine  Berufung  yon  einem  Erkenntnisse;  yiel- 
mehr  bestimmen  die  meisten,  dass  eine  entschiedene  Sache  nicht  mehr 
Yor  einen  anderen  Richter  gebracht  werden  dürfe.^ 

III.  In  den  Territorien  bildet  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Regel, 
dass  die  schweren  Sachen  dem  Landesherrn  oder  seinem  Gerichte  vor- 
behalten  blieben,  im  übrigen  die  Gerichtsbarkeit  ohne  Zulässigkeit  einer 
Berufung  den  verschiedenen  niederen  Gerichten  zusteht.  Für  den  Fall 
der  Rechtsverweigerung  wird  aber  der  Ländesherr  thatig.  Mit  der  Um- 
bildung des  Verfahrens  und  dem  Fortfalle  der  Theilnahme  des  Volks  an 
den  Gerichten  kommt  die  Zulässigkeit  regelmässiger  Berufungen  auf. 
Indem  man  sie  den  Hofgerichten  zuwies,  erlangten  diese  den  Charakter 
formlicher  Appellationsgerichte. 

lII.  Die  neuere  Zeit, 

§.  120. 

1.  Die  TerrltorlAlgeriehte« 

L  Mit  den  Veränderungen,  welche  in  der  Stellung  der  Landesherren 
als  Reichsstände  und  Territorialherren  im  15.  Jahrh.  bereits  eintraten 


tur  forum  et  jadioittm  jndiciB  proconsnlnm  et  oonsnlum  opidi  in  Raden  et  sententias 
Buper  hujnsmodi  appellationibns  ab  ipsis  judioe  prooonsnlibiu  et  consnlibas  in  Ra- 
den tan  quam  a  oapite  eorum  immediato,  siout  alia  (opida)  parva  Westfalie 
prediota  faoiunt,  reoipere  ao  Ulis  in  omnibuB  stare  et  parere.  Qaodque  premisBa  sie 
fieri  debere  semper  dioi  audiTerint  a  suis  parentibos  progenitoribns  et  ea  etiam  sie 
facta  esse  et  fieri  in  pluribus  oausiB  appellationum  de  jndioibns  sea  jadioio  in  Ge- 
iwoke  ad  judices  aen  Judicium  in  R.  interpoaitorum  viderint  et  alias  communis  de 
premissis  in  opido  R.  •  ac  in  terra  Westfalie  semper  fuerit  et  sit  fide  dignorum  as- 
sertio,  Tolgare  verbum  ao  publica  vox  et  fama,  itaque  contra  premissa  de  jure  non 
debeat  esse  contradiotio  sive  excusatio  aut  defensio  aliqualis,^ 

>  Z.  B.  im  Soester  Recht  von  1120  §§.  6.  16.  17.,  Medebacher  (Seiberts 
n.  55.)  Ton  1165  §§.  ^1)  Quodcanqne  negocium  ooram  preposito  nostro  vel  Decano 
terminatum  fuerit  sive  per  justioiam  sive  per  miserioordiam  in  tali  stabilitate  maner 
bit  ut  ad  altiorem  judioem  amplius  non  transferatur*  —  2)  Quoduero  coram  Aduocato 
terminatur,  sub  regia  banno  et  ciuium  testimonio  ratum  faabemua  ita,  ut  nee 
ArchiepiacopuB  nee  Imperator  nee  aliquia  judex  deinoeps  super  hoc  fatigetur.  — 
8)  Causa  quo  coram  uillioo,  uel  coram  judice  quotidiano  terminata  fuerit  ciuili  ju- 
stitia,  stabilis  et  rata  manebit  et  coram  aduocato  nihil  amplias  de  ea  debet  retrac- 
tari.^  Die  österreichischen  lassen  aber  regehoiftsBig  die  Berufung  an  den  Her- 
zog, die  böhmischen  und  mährischen  an  den  König  zu.  YgL  §.  136.  und  oben 
§.  112  n.  8. 
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und  Yon  da  ab  immer  mehr  deren  Yolle  Selbstständigkeit  forderten 
(§.  95.  102  ff.),  horten  auch  die  alten  Zustände  des  Gerichtswesens  auf. 
Dass  es  zur  Gerichtsbarkeit  irgendwie  des  Eönigsbannes  bedürfe,  daran 
dachte  Niemand  mehr;  alle  Gewalt  im  Lande  galt  als  Ausfluss  der  Hoheit 
über  das  Gebiet.  Neben  dieser  Entwicklung  wurde  von  der  grössten 
Bedeutung  für  die  Territorien  die  gänzliche  Veränderung  der  Geburts- 
stände (§.  105 — 107.).  So  mussten  die  alten  Landgerichte  ihren  Charakter 
gänzlich  verlieren.  Hierzu  kam  als  ferneres  wichtiges  Moment  die  ver- 
änderte Stellung  der  Städte  (§.  102.),  endlich  aber  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts  wie  des  Strafrechts  die  Geltung  des  fremden  Rechts  be- 
ziehentlich die  in  dessen  Geiste  gemachten  Gesetze  und  Revisionen  der 
Stadt  und  Landrechte  (§.  92.  93.).  Zwar  erhielten  sich  einzeln  noch 
bis  tief  ins  16.  Jahrb.  hinein  Spuren  des  alten  Zustandes;  im  Ganzen 
jedoch  bildete  sich  der  folgende  aus. 

II.  Die  Gerichtsbarkeit  über  die  Landbewohner,  welche  weder  dem 
Adel  angehörten  noch  ihr  Domizil  in  den  Städten  hatten,  stand  in  bürger- 
lichen und  leichteren  Yergehen  entweder  zu  den  Herrschaften,  Rittern, 
Rittergutsbesitzern  oder  dem  Landesherrn  selbst.  In  jenem  Falle  ver- 
sah sie  der  herrschaftliche  Amtmann,  Verwalter,  Gerichtspfleger,  Patri- 
monialrichter ,  im  letzteren  gleichfalls  ein  landesherrlicher  Amtmann. 
Während  man  zu  dem  letzteren  Amte  schon  seit  dem  16.  Jahrh.  mehr 
und  mehr  studirte  Leute  nahm,  blieb  den  Herrscbaftsbesitzern  die  Be- 
setzung ziemlich  frei;  erst  im  Laufe  des  18.,  ja  einzeln  erst  unseres  Jahr- 
hunderts wurde  auch  diesen  vorgeschrieben,  ihr  Gericht  mit  Leuten  zu 
besetzen,  die  vom  Landesherm  als  befähigt  anerkannt  und  bestätigt  seien. 
Neben  beiden  Arten  erhielten  sich  noch  in  mannigfacher  Gestalt  in 
einzelnen  Territorien  Dorf-  oder  Orts-Gerichte,  welche  bald  durch  Wahl 
der  Gemeinde  besetzt  wurden,  bald  aber  auch  mit  einem  Hofe  (Schulzen- 
hofe, Gerichtsschulze  u.  dgl.)  verknüpft  waren.  Diese  Gerichte  hatten 
jedoch  mehr  und  mehr  nur  über  Streitigkeiten  in  Gemeindesachen,  Feld- 
und  Waldfrevel  und  Injurien  zu  erkennen,  ja  sind  vielfach  zu  blossen 
Ortsbehörden  für  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (Vornahme  von 
Rechtsgeschäften,  Inventarisirung,  Führung  der  Grundbücher  u.  dgl.) 
herabgesunken. 

in.  In  den  landesfürstlichen^  Städten  war  in  der  Regel  für  alle 
Sachen  der  Bürger,   soweit  diese  keinen  höheren  Gerichtsstand  hatten, 


1  In  den  in  dem  Hörigkeitsyerbande  eines  unterthänigen  Herrn  stehenden  übten 
herrsohaftliohe  Beamte  wie  aof  dem  Lande  die  Jurisdiction,  üebrigens  gab  es  solche 
Städte  nur  in  der  Markgrafschaft  Brandenburg,  dem  Herzogthum  Pommern,  Oester- 
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das  Stadtgericht  competent,  dessen  Besetzung  indessen  gleichfalls  nur 
vom  Landesherrn,  obgleich  einzeln  auf  Präsentation  der  Städte,  ausging. 

lY.  Ueber  die  dem  Adel  angehorigen  Personen  und  die  adeligen 
Güter  übte  des  fürstliche  Hofgericht  die  Gerichtsbarkeit. ^  Yor  diesem 
gab  man  allmälig  den  höheren  landesherrlichen  Beamten,  im  Laufe  des 
17.  und  18.  Jahrb.  in  vielen  Territorien  den  meisten  Klassen  der  wirk- 
lichen Beamten,  Oberhaupt  gewissen  Klassen  von  Unterthanen  (z.  B. 
Doktoren,  Geistlichen  u.  a.)  in  allen  persönlichen  Civil-  und  in  Straf- 
sachen den  Gerichtsstand,  während  die  Eüagen,  welche  liegendes  Gut  der 
ISichtadeligen  oder  nichtadelige  Güter  betrafen,  je  nach  dessen  Lage  vor 
das  Gericht  des  Amtmanns  oder  das  Stadtgericht  gehörten. 

Y.  In  Folge  der  Errichtung  des  Reichskammergerichts  und  der  Auf- 
nahme des  fremden  Prozesses  bildete  sich  der  Grundsatz  aus,  dass  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  drei  Instanzen  möglich  seien.  Dies  rief  in 
den  Territorien,  welchen  ein  Privilegium  de  non  appellando  zur  Seite 
stand,  die  Errichtung  eigener  Appellationsgerichte, ^  Kammer- 
gerichte, Oberhofgerichte  u.  dgl.  hervor,  theils  in  Gestalt  von 
Gerichtshöfen,  welche  nur  über  Berufimgen  erkannten,  theils  so,  dase 
man  die  Hof-Kamme  r-G^richte  u.  s.  w.  für  die  niedrigen  Gerichte  zu 
Appellationsgerichten  erhob,  für  die  in  erster  Instanz  bei  diesen  selbst 
verhandelten  Sachen  einen  anderen  Senat  desselben  Gerichts  oder  in  den 
Territorien,  wo  es  mehrere  Hofgerichte  gab,  ein  anderes  bestellte.  Hier- 
mit ging  meist  Hand  in  Hand,  dass  den  höheren  Gerichten  über  die 
niederen  ein  Aufsichtsrecht  eingeräumt  wurde. 

YI.  In  einzelnen  Ländern  haben  die  Landstände  auf  die  Besetzung 


reich,  Böhmen,  M&hren  und  Schlesien;  der  Grund  liegt  in  der  eigen thümliohen  Stel- 
lung dieser  Länder,  sowie  darin,  dass  anderwärts  die  Ansbildang  der  Städte  sich 
mit  der  Unterwerfung  unter  einen  Landsassen  nicht  vertrug. 

>  In  den  kais.  Erblanden  erhielt  sich  dafür  der  Name  Landreoht,  wie  auch 
das  die  ^Hemcbaften*',  ,^ominien^  und  sonstigen  bevorrechteten  GHlter  (Landstands- 
f&higkeit,  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.)  beschreibende  Grundbuch  Landtafel  hiess. 

*  Neue  privilegia  de  non  appellando,  da  sie  das  der  Bulla  aurea  nicht 
gebrauchten,  bekamen  Chur-Pfalz  1652,  Köln  1653,  Mainz  1655.  Trier  Hess  sich 
keins  geben;  für  Sachsen  ist  es  erneuert  1559  (K.  G.  Gflnther  Der  unbegrenzte 
Umfang  der  Sachs.  Appellationsfreiheit.  Dresden  1789),  für  Brandenburg  155& 
Württemberg  erhielt  es  H95,  1555,  Baiern  1620,  Schweden  im  westfälischen 
Frieden.  Auch  0  est  erreich  liess  sich  1580  ein  solches  geben,  1548  Burgund.  In 
allen  diesen  Staaten  wurden  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrh.  eigene  Appellations- 
geriohte  constituirt.  Ein  solches  ward  auch  von  Ferdinand  I.  für  Böhmen  zu 
Prag  1547  errichtet.  Siehe  Graf  Auersperg  Geschichte  des  kSn.  bOhm.  Appel- 
lations-GerichtB.    Prag  1806. 
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und  Ordnung  besonders  der  höheren  Oeriohte  mancherlei  Einfluss  gehabt. 
Mit  dem  Abnehmen  ihrer  Gewalt  fiel  jedoch  dieser  meistens  hinfort. 
Dadurch  concentrirte  sich  die  ganze  Leitung  des  Gerichtswesens  in  der 
Hand  des  Landesherrn,  der  sich  zu  dem  Ende  seiner  höchsten  Behörde, 
einer  eigenen  Hof-Justizkanzlei,  oder  eines  Justiz-Ministerii 
.  bediente. 

yn.  Neben  den  Berufungen  an  eine  höhere  Instanz  blieb  auch  in 
einigen  Territorien  das  Recht  im  Gebrauch,  sich  an  den  Landesherrn  und 
die  Landstande  im  Wege  der  Bitte  (supplicatio,  reyisiou*  dgl,)  um 
wiederholte  Läuterung  des  Erkenntnisses  zu  wenden,  welche  auf  dem 
Landtage  oder  mit  den  obersten  Eäthen  stattfand.  Während  jenes  fort- 
fiel, blieb  letzteres  bestehen ;  yielfach  wurde  auch  dieses  Recht  der 
obersten  Justizbehörde  übertragen,  bis  sich  im  vorigen  Jahrhundert  iu 
einzelnen  Territorien  der  Rechtszug  durch  Berufung  an  eine  dritte  In- 
stanz fester  gestaltete  und  die  Einsetzung  eigener  Oberhofgerichte, 
Ober-Appellationsgerichte,  Obertribunale  zur  Folge  hatte.  Die 
ordentliche  Einrichtung  solcher  wurde  endlich  in  der  deutschen  Bundes- 
akte^  allen  Staaten  vorgeschrieben.  Die  neueste  Zeit  geht  wesentlichen 
Aenderungen  entgegen. 

Yin.  In  den  Reichsstädten  blieb  die  Justiz  auf  der  alten  Grund- 
lage bestehen;  jedoch  traten  auch  in  ihnen  allmälig  an  die  Stelle  der 
früheren  Gerichte  mit  gelehrten  Richtern  besetzte  Behörden,  deren  es 
gleichfalls  in  den  grösseren  mehrere  mit  verschiedener  Gompetenz  gab. 
Für  die  höheren  Instanzen  blieben  die  Reichsgerichte  competent. 

IX.  Gleichartig  bildete  sich  endlich  das  G-erichtswesen  aus  in  den 
übrigen  unmittelbar  unter  dem  Reiche  stehenden  Gebieten. 

X.  Das  fremde  Recht  hatte  auf  das  Gerichtswesen  ferner  den  grossen 
Einfluss,  dass  an  die  Stelle  des  Urtheilholens  bei  Oberhöfen  und  auch 
in  manchen  Territorien  die  Aktenversendung  an  die  Juristen- 
fakultäten stattfand  zur  Fällung  des  Spruches  im  Namen  des 
erkennenden  Gerichts.  ^ 


^  Art  Xn.  Wiener  ScUnsBakte  Art.  29.  80.    ▼.  H  e  y  e  r  Staatsakten  S.  498. 

•  PeinL  H.  G.  O.  Karrs  Y.  y.  1582  oap.  GCXXII.  §.  1  l&sst  zuerst  die  O  b  e  r- 
höfe  bestehen,  n*  •  •  •  ^o  aber  die  Oberkeit,  ez  officio,  nnd  Yon  Amtsweg^en, 
wider  einen  MisabAndler  mit  peinlicher  Anklag  oder  Handlang  volleführe,  so  sollen 
die  Bichter,  wo  ihnen  Zweiffei  zufiel,  bey  den  nächsten  hohen 
Schalen,  Städten,  Communen  oder  andern  Bechtsyerst&ndigen ,  da  sie  die  Unter- 
richt mit  den  wenigsten  Kosten  za  erlangen  vermeinen,  Rath  za  snohensohal- 
dig  seyn.**  §.  2  R.  D.  A.  y.  1600  §.  16.  J.  R.  A.  y.  1654  §.  113.  D.  B.  A.  Art.  XIL 
Die  Lehrbttoher  Aber  den  Ciyilprocess  geben  die  Literatur  an. 
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§.  121. 

8.  Die  Btlebigerlehtc. 

I.  Im  Reichsabschiede  zu  Worms  von  1495  (§§.  73.  91.)  wurde  zu- 
nächst das  Tordem  (§.  73.)  schon  bekannte  Mittel  der  Austräge  in 
eine  festere  Form  gebracht  und  auch  in  den  späteren  Ordnimgen  des 
Kammergerichts  belassen.  ^  Von  den  im-  Wege  dieses  Yerfahrens  ge- 
schöpften Urtheilen  blieb  die  Berufung  an  das  Reichsgericht  vorbehalten,' 
weshalb  die  Austrägalgerichte  den  Charakter  von  Schiedsgerichten  an 
sich  trugen. 

U.  Das  eigentliche  Mittel  ^  zur  wirksamen  Aufrechthaltung  des  Land- 
friedens bildete  die  Einsetzung  bez.  Neugestaltung  des  kaiserlichen 
und  Reichs  Kammer-Gericlits.^  Es  sollte  nach  der  ursprünglichen 
Bestimmung  ^an  einer  fuglichen  Stadt  im  Reich^  bleibend  gehalten  werden,^ 
wurde  später  an  den  Ort  des  Reichsregiments  (§.  98.)  verlegt.^  In  Wirk- 
lichkeit wurde  es  auf  Galli  (16.  Oct.)  1495  zu  Frankfurt  am  Main  er- 
ofihet,  wechselte  mehrmals  den  Sitz^^^  litt  anfänglich  an  Mangel  des  Unter- 
halts und  der.. Ausführbarkeit  seiner  Erkenntnisse,  so  dass  es  wiederholt 
stillstand,  wurde  dann  zu  Galli  1507  nach  Regensburg  unter  dem  Bischof 
von  Passau  auf  ein  Jahr,  für  das  zweite  Jahr  nach  Worms,  falls  Bischof 
und  Stadt  bis  dahin  den  Frieden  hätten,  im  gegentheiligen  Falle  nach 
!Nordlingen  und  Esslingen  verlegt  unter  dem  Grafen  von  Nassau  oder, 
wenn  dieser  sich  weigere,  dem  Fürsten  zu  Anhalt  als  Eammerrichter.^ 
Im  J.  1521  wurde  es  nach  Nürnberg  transportirt,^  1524  nach  Esslingen.^ 
^  1526  nach  Speyer  zu  verlegen  beschlossen,!^  welche  Stadt  als  sein  immer- 
währender Sitz  bestimmt  ward.ii    Als  1689  Speyer  von  den  Franzosen 


J  K.  G.  G.  y.  1495  §.  28.  80.  v.  1555  Th.  ü.  Art,  L-V.  VEI.  §§.  1  ff. 

«  K.  G.  0.  V.  1555  Th.  E.  Art.  VI.  §.  1. 

3  Aug.  Job.  E.  v.  Fahnenberg  Literatur  des  Kais.  Beiohskammergeriohts, 
W^etzlar  1792,  Ersoh  a.  a.  O.  num.  1343  ff.  F.  Thudichnm  in  Zeitsohr.  f.  d. 
Reoht  Bd.  XX.  (1860)  8.  148-222.  A.  Stölzel.  Ein  ältester  B.  E.  G.  ProzesB 
1492—1497.    ZeitBohr.  f.  E.  G.  XII.    8.  257  ff. 

*  B.  A.  y.  1495:  E.  G.  0.  §.  18.    Handhab.  Friedens  und  Rechtens  g.  5. 

«  Begiment  v.  Worms  1521  §.  10.  (Neue  Samml.  11.  8.  174). 

s  Dies  ergibt  §  1  des  B.  A.  yon  1497  zu  Worms,  worin  der  Eaiser  erklärt,  er 
habe  ihm  zu  Galli  1496  den  Sold  fClr's  erste  Jahr  bezahlt. 

7  B.  A.  zu  CoBtnitz  1507  §.  24. 

8  B.  A.  zu  Worms  v.  1521  §.  10. 
«  B.  A.  zu  Worms  v.  1524  §.  2. 

10  B.  A.  zu  Speyer  y.  1526  §.  23.  Hier  wurde  es  (1527)  eröffnet  und  auch  eine 
neue  Ordnung  publioirt. 

11  B.  A.  zu  Augsburg  v.  1580  §.  83.  B.  E.  G.  0.  y.  1555  Th.  H.  art.  34. 
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verbrannt  war,  warde  durch  einen  Beichsschluss  Wetzlar  zu  dessen 
künftigen  Sitze  bestimmt.  ^^  Hier  ist  es  1683  neu  construirt  und  bis  zum 
Ende  des  Beichs  geblieben. 

in.  An  der  Spitze^^  stand  ein  £ammerrichter,  der  Fürst,  Graf 
oder  Freiherr  sein  musste.  Ihm  waren  zwei  Senats-Präsidenten 
beigegeben,  welche  mit  den  Urtheilem,  R.K.G.- Assessoren,  Beisitzern, 
das  Bichterpersonal  bildeten.  Ausser  ihnen  war  ein  vom  Kaiser  bestellter 
Beichs-Fisoal  mit  einem  vom  Kaiser  ihm  beigebenden  Ad vocaten 
als  Gehülfen.  Hierzu  kam  die  erforderliche  Anzahl  (24)  von  Procu- 
ratoren  und  Advokaten^*  für  die  Parteienvertretung  und  Bechts- 
belehrung,  welche  der  Gerichtshof  selbst,  und  das  Kanzlei- Personal 
(Verwalter,  Protonotarii,  ISotarii,  Leser;  Secretarii,  Ingrossisten,  Copisten, 
Cantzlai-Knecht;  Boten-Meister  und  Einnehmer),  welches  Kur-Mainz  theils 
selbst  ernannte,  theils  bestatigte.i^  Die  Ko  sten  für  die  Unterhaltung 
wurden  aus  Sportein  und  Taxen,  ausserdem  lange  Zeit  hindurch 
baldvom  Kaiser  und  den  Ständen,  bald  von  jenem  allein  bestritten,  bis  durch 
die  s.  g.  Kammerzieler  eine  für  diesen  Zweck  zwar  stehende,  aber 


1*  Kais.  Comm.  Dekr.  Tom.  20.  Oot  1689  in  Nene  Samml.  lY.  S.  157.  Schon 
am  1.  Not.  1688  das.  S.  156,  hatte  ein  CommiBsions-Dekret  auf  die  Nothwendigkeit 
der  Verlegung  hingewiesen.  Die  die  Wiedereröffnung  betr.  Schreiben  siehe  das. 
S.  161. 

1*  B.  K.  G.  0.  ▼.  1495  §.  1  ordnet  an  16  Urtheiler,  die  der  Kaiser  ernennt 
aus  dem  Reych,  teutscher  Nacion,  ,,halb  tail  der  Yrtailer  der  Recht  gelert  ynd  ge- 
wirdigt,  vnd  der  ander  halb  tail  auf  das  geringest  aus  der  Bitterschafft  geboren ;'^ 
es  entscheidet  Mcgoritfit,  bei  Gleichheit  der  Stimmen  der  Cammerriohter.  In  per- 
sönlichen Sachen  der  Unmittelb.  muss  er  selbst  sitzen,  sonst  kann  er  einen  Urtheiler 
delegiren.  E.  G.  0.  v.  1555  Tb.  I.  art.  I.  §.  1  erhöht  die  Beisitzer  auf  24,  die  nach 
§.  2  also  bestellt  wurden:  der  Cammerrichter,  2  aus  den  Ghrafen  oder  Freiherren,  2 
aus  den  Bechtsgelehrten ,  2  aus  der  Bitterschaft  durch  den  Kaiser,  von  den  sechs 
Kurffirsten  je  einer,  von  jedem  der  seohs  Kreise  je  zwei,  zur  Hälfte  aus  den 
Bechtsgelehrten,  zur  Hftlfte  aus  der  Bittersohaft;  die  drei  geistlichen  Kurfllrsten 
sollten  ihre  Beisitzer  aus  Bechtsgelehrten,  die  weltlichen  aus  der  Bittersohaft  nehmen. 
Art.  II.  ordnet  die  Yertheilung  auf  die  Kreise  an.  (Bereits  15S0  war  die  Zahl  auf 
18  erhöht.)  Ihre  Präsentation,  Prüfung  durch  das  Gericht,  Zulassung,  Entfernung 
wegen  Untauglichkeit  u.  a.  ist  genau  in  den  folgenden  Artikeln  geordnet.  Art.  III. 
§.  3  lässt  beide  Gonfessionen  zu.  —  B.  A.  zu  Augsburg  v.  1566  §.  75  vermehrte  die 
Zahl  um  8  Beisitzer,  von  denen  2  die  KurfElrsten,  6  die  Kreise  zu  besetzen  hatten. 
~  I.  P.  O  V.  1648  ari  Y.  §.  53  verschiebt  die  definitive  Begulirung  auf  den  nächsten 
Beichstag,  fordert  Bichter,  4  Präs.  (2  evang.),  welche  der  Kaiser  ernennt,  50  Assess. 
(2  kaiserl.  Ernennung,  kath.,  dann  noch  24  kath.,  26  evangeL).  Diese  Zahl  ist  nie 
erreicht  worden. 

1*  K.  G.  O.  V.  1555  Th.  I.  art.  18—25. 

"  Siehe  K.  Q.  O.  v.  1555  Th.  L  art.  26—41. 
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zum  Theil  sehr  tmregelmässig  eingehende  Reichsstener,  geschaffen  wurde 

(§.  100.). 

lY.  Das  Gericht  genoss  des  besonderen  Reichsschntses,  der  Ort 
ySlKger  Neutralität :  die  Richter  könnten  nur  durch  Urtheil  des  Gerichts 
oder  einer  Visitation  entsetzt  werden,  und  hatten  mehrfache  Privilegien. 
Das  übrige  Personal  stand  unter  dem  Eammerrichter,  Gericht  und  dem 
Verwalter.*  • 

V.  Das  Reichskammergericht  war  oberstes  Kaiser  und  Reich  re- 
präsentirendes  Gericht,!^  welches  in  erster  Instanz  i^  nur  über 
Reichsunmittelbare  Jurisdiction  hatte.  Ausgenommen  waren  und 
gehörten  auch  in  erster  Instanz  Tor  dasselbe  ohne  Rücksicht  auf  den 
Stand  der  Person:  Bruch  des  Landfriedens,  die  fiskalischen 
Sachen,  Besitzstreitigkeiten  über  Güter  in  verschiedenen 
Ländern.  Damit  die  Jurisdiction  in  erster  Instanz  über  Reichsunmittel«* 
bare  begründet  würde,  mussten  die  Vorschriften  über  Austräge  und  ver^ 
weigerte  Rechtshülfe  erfällt  sein.** 

VL  In  höherer  Instanz^  hatte  es  Jurisdiction  fär  Berufungen 
von  den  Austrägalerkenntnissen,  aus  den  Reichsstädten  und  den  Terri- 
torien ohne  Privilegium  de  non  appellando,  endlich  bei  Justizverweige- 
rung. «^ 

VII.  Neben  diesem  kaiserlichen  und  Reichsgerichte  stand  als  oberstes 
blosses  kaiserliches  Gericht  der  Reichsliofrath*'^  Durch  die  Errichtung 


»•  K.  G.  0.  von  1496  §.  18,  von  1555  Th.  I.  «rt.  49—58.  L  R.  A.  TOn  1654 
§.  141,  142,  WaUkap.  Art.  IV.  §.  10  u.  a. 

"  E.  A.  ▼.  1560  §.  76,  V.  1556  Th.  I.  art  8;  I.  R.  A.  v.  1654  §.  165. 

»  K.  G.  0.  Ton  1495  §.  16,  29,  you  1521  art.  22,  Ton  1522  L  §.  8.  Ton  1555 
Th.  n.  Tit.  I. 

"  K.  G.  O.  V.  1655  Th.  U.  Tit  9—21,  26,  27. 

>•  K.  G.  0.  V.  1655  Th.  H.  Tit.  I.  §.  2,  Tit.  28  §.  1,  2.  (Vorbot,  die  Unter- 
thanen  Enm  Verzichte  anf  die  Appellation  zu  bewegen  nnd  I^nllitftt  des  erzwongenen) 
8  ff.  Tit.  29.  Beide  ordnen  anoh  die  nSthige  Appellati ons summe,  Appellation 
▼  on  Beiartheilen,  die  Appellation  in  peinlichen  Sachen.  Th.  ni.  tit.  84. 
Nullitätsklage  und  Snpplioation.  L  R.  A.  y.  1645  §.  128.  —  Ueber  das  Tom  Eammer- 
gerioht  selbst  zu  rerhandeln de  Rechtsmittel  der  Restitution  gegen  dessen  Erkennt* 
nisse  s.  K.  G.  O.  von  1556  Th.  III.  Tit.  52,  der  Revision  durch  die  Visitation  des 
Kammergerichts  das.  Tit.  54  Reours  an  den  Reichstag. 

"  Dies  sagt  zuletzt  R.  D.  H.  S.  y.  1803  §.  27.  —  Ueber  die  Jurisdiction  zur 
Zeit  der  Reichsyacanz  s.  §.  118.  m.  §§.  71.  VI.,  96.  V. 

**  y.  Moser  Pragmat  Gesch.  und  Erläuterung  der  kaiserl.  Reichs-Hofraths- 
Ordnung,  Nfimb,  1751  f.  2  The.  I.  G.  Herchenhahn  Geschichte  der  Entstehung, 
Bildung  und  gegenwärt  Verfassung  des  kais.  Reichshofraths,  Mannh.  1791  ff.  8  Bde., 
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des  Beiohskammergerichts  fiel  keineswegs  das  pezsonliclie  Recht  des 
Kaisers  zur  Entscheidung  von  Streitsachen  fort  und  wurde  ihm  auch  in 
einzehien  Sachen  ausdrücklich  vorbehalten.**  Für  die  Reichs-  wie  erb- 
landischen  Angelegenheiten  hatte  Maximilian  L  schon  1501  einen  Hof- 
rath  bestellt,  dem  er  auch  die  Yorbereitung  der  an  ihn  gelangenden 
Berufungen  zu  seiner  Entscheidung  zuwies.  Die  wiederholte  Untere 
brechung  der  Justiz  des  Elammergerichts  veranlasste  zahlreiche  Berufungen 
an  den  Kaiser,  welche  Seitens  der  ReichsstSnde  mannigfache  Beschwerden 
hervorriefen.  Diese  bewirkten,  dass  K.  Ferdinand  I.  im  J.  1559  die  erb- 
landischen  Sachen  diesem  Collegium  entzog.  Seitdem  erscheint  es  nur 
als  Reichshofrath.  Gleichwohl  weigerten  sich  die  Stände  dessen  mit 
dem  Kammergericht  concurrirende  G-erichtsbarkeit  anzuerkennen,  führten 
auch  über  die  Besetzung  und  Anderes  Beschwerde,  bis  der  westfälische 
Friede  diesem  Streit  principiell  ein  Ende  machte.*^ 

Yin.  Der  Reichshofrath  bestand  aus  einem  Präsidenten  und 
Räthen,  welche  der  Kaiser  selbst  emannte,*^  zu  denen  bisweilen  ein 
von  ihm  ernannter  Yicepräsident  und  auch  der  Reichs-Yice- 
kanzler  kam.*«  Für  die  Parteien  gab  es  vom  Hofrathe  selbst  bestellte 
(24—30)  Procuratores  und  Agenten.  Das  zahlreiche  Kanzlei- 
personal ernannte  der  Kurfürst  von  Mainz,  von  dem  auch  die  Fest- 
stellung der  Taxordnung  ausging  und  die  nie  erfolgte  Yisitation  geschehen 
konnte.  Die  Unterhaltung  des  Richterpersonals  hatte  der  Kaiser,  die 
des  Kanzleipersonals  der  Kurfürst  von  Mainz  zu  tragen.  Personliche 
Stellung,  Privilegien  und  Rang  der  Mitglieder  waren  ähnlich  wie  beim 
Kammergericht  und  in  den  Ordnungen  genau  normirt. 

IX.  Der  Reichshofrath  war  das  oberste  Gericht  des  Kaisers 
für  seine  Gerichtsbarkeit  im  Reiche,  nicht  ein  Gericht  des  Kaisers  und 


J.  J.  ▼.  Biefel  Der  Beiohshofratb  in  Justiz-,  Gnaden-  und  anderen  Sachen,  Angsb. 
1791 — 98,  4  The.  (B.  E.  Frh.  ▼.  Senkenberg)  Sammlung  der  den  kaiserl.  Reiobs- 
hofrath  betr.  Ordnungen  und  Yerordnungen  u.  8.  w.    Giessen  1800. 

*«  K.  A.  T.  1512  §.  10.  (Neue  SammL  IL  S.  188),  Ton  1621  §.  12.  (das.  S.  174) 
§.  7  für  alle  Beiohslebnssaoben.    K.  G.  0.  t.  1555.  Tb.  II.  Tit  7. 

>4  L  P.  0.  art.  y.  §.  55,  66.  Der  Process  des  E.  G.  sei  zu  beaobien;  anstatt 
der  Bevision  die  Supplioation  an  den  Kaiser;  die  Yisifcation  bat  der  Eurf.  t.  Mainz; 
Yerweisnng  an  den  Beiohstag  bei  Yeraohiedenheit  der  Meinungen  des  kath.  und 
eyang.  Tfaeiles;  gleiche  Zahl  der  Stimmenden  nach  dem  Beligionsbekenntniss  in  be- 
stimmten Fällen.    Dasselbe  B.  H.  0.  ▼.  1654  Tit  I.  §.  2. 

*s  B.  H.  B.  0.  y.  1664  Tit  L  Eigenschaften  wie  beim  B.  E.  G.;  18  BSthe 
(einsohl.  Prfts.,  anssohL  B.  Yioe-Eanzler),  6  y.  Herrn-,  Bitter-  und  Gelehrten-Stand 
der  Augsb.  Confession  yerwandte  aus  den  prot  oder  gemischten  Kreisen. 

>«  Siehe  die  Anmerkungen  in  der  Neuen  SammL  (Zugabe)  lY.  S.  46  ff. 
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Reichs;  er  hSrte  daher  mit  dem  Ableben  des  jeweiligen  Kaisers  von 
selbst  auf.  Gleichwohl  war  er  als  Gerichtshof  durchaus  selbststandig  und 
unterlag  weder  kaiserlichen  Befehlen  in  einzelnen  Streitsachen,  noch 
durfte  der  Kaiser  in  seine  Entscheidungen  eingreifen.^''  Seine  Competenz^^ 
war  zunächst  gesetzlich  eine  ausschliessliche  fär  die  Beichslehnssachen, 
femer  herkömmlich  f&r  die  Criminal-  (Achts-)  Sachen  der  Beichsunmittel- 
baren*  Ausserdem  hatte  er  eine  concurrirende  Gerichtsbarkeit**  mit 
dem  Beichskammergericht  für  die  Klagen  gegen  Reichsunmittelbare, 
femer  in  der  höheren  Instanz  und  rücksichtlich  der  Aufeicht  über  ordent- 
liche Handhabung  der  Territorialjustiz. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Gbrigen  Personen  des  Gerichts. 

§.  122. 

1.  leltcre  Zelt« 

I.  Den  Richter  unterstützt  in  ältester  Zeit  die  gesammte  Gemeinde 
(§§•  14.  47.)  der  Freien.  Ihre  Theilnahme  ist  jedoch  eine  yerschiedene. 
Aue  im  YoUgenusse  der  Ehre  befindlichen  Männer  —  rachimburgi 
der  Franken  —  durften  oder  mussten  in  der  Gerichtsyersammlung  an- 
wesend sein.  Aus  ihnen  s  a  s  s  e  n  die  angesehensten  und  erfahrensten 
auf  Bänken  zu  beiden  Seiten  des  Richters.  Für  die  Findung  eines  Ur- 
theils,  dessen  Vollstreckung,  die  Vornahme  rechtlicher  Akte,  wählte  der 
Richter  oder  die  Partei  aus  ihnen  eine  kleinere  Zahl,  meist  sieben. 
Neben  ihnen  wird  der  Un^stand  zur  Bekräftigung  oder  Schwächung 
des  Urtheils  thätig.i 


*'  Project  der  perpet.  Wahlkap.  Art  17.,  Franz  II.  art.  18  §.  6.  besonders 
kais.  Dekr.  ▼.  15.  April  1637.    Neue  Samml.  lY.  Zugabe  S.  75  ff. 

>8  R.  H.  K  0.  Y.  1654.    Tit.  2.,  SteUen  der  Note  24,  §.  96  Note. 

"  Prager  Frieden  v.  1686  §.  80.  R.  H.  R.  0.  v.  1654.  Tii  2.  §.  8.  (Proj.  der 
Wahlkap.  v.  1711  Art.  16,  W.  K.  Franz  ü.  Art.  16.  —  I.  R.  A.  ▼.  1654  §.  109). 

1  Lex.  Sal.  L.  §.  2,  LYL;  dazu  Nov.  19.  p.  55,  LVIL  De  rachinebnrgiis  mit 
nov.  151  sqq.;  Lex  Ripnar.  Tit.  32  (34),  55  (57);  Ediotum  Ghilperici  regis 
(561—584)  in   Leges  11.  p.  10  sq.  o.  7.  9.    Pippini  regis  capitulare  incerti  anni 

0.  7.  —  Maroalfi  Form,  append.  form.  6,    „veniens  magnifions  vir  ille in 

m^Io  publico  ante  inlnstre  yiro  illo  Comite  et  ante  apostolico  viro  illo,  vel 
presentibns  quampluribus  yiris  venerabilibus  ^aohimbnrgis  qoi  ibidem  ad 
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II.  Die  Pflicht  des  regelmassigen  Erscheinens  im  ordentlichen  Ge- 
richte  (mallns  publicns)  wurde  durch  die  Gesetze  Karls  des  Grossen 
auf  gewisse  hierzu  von  den  Sendboten  in  Eid  und  Pflicht  genommene 
Männer  beschränkt.  Aus  diesen  Schöffen,  Scabini,  nahm  man  die 
für  den  einzelnen  Akt  erforderliche  Anzahl.^  Diese  Einrichtung,  im 
ganzen  Beiche  eingeführt,  blieb  im  Ganzen  auch  im  Mittelalter  besonders 


nniversoram  oansas  audiendam  vel  reota  in  Dei  judioia  terminandam  residebant 
Tel  adstabant  .  .  .'^  Sayigny  Gesch.  des  r5m.  Rechts  I.  S.  177  ff.,  Grimm 
B.  A.  S.  298  fg.  774  f.  („von  ragin,  rachin  als  Yerstarknngssilbe  und  bur- 
gius,  also  ciyis  optimo  jure;  es  kann  darin  auch  ein  ahd.  raginporo  liegen*' 
=  Consilium  ferens,  consilii  lator).  Z5pfl  „denkt  an  rao-  (rächt-)  himburg, 
=  recht  =  Eid,  geschworene  Heimburgen,  welches  Wort  sich  bis  auf  die 
neueste  Zeit  für  kleine  OrtsTorsteher,  Dorfmeister,  Sicherheitsbeamte  in  Städten 
u.  8.  w.  erhalten  hat/ 

*  Gap.  Langob.  a.  802  c.  14,  cap.  minora  a.  803.  c.  20.  ^Ut  nullus  äd  placi- 
tum  banniatur,  nisi  qui  causam  suam  quaerere  aut  si  alter  ei  quaerere  debet,  ex- 
oeptis  scabineis  Septem,  qui  ad  omnia  plaoita  praeesse  debent^,  Ingelheim  807. 
c.  7.  12.  „üt  per  plaoita  non  fiant  banniti  liberi  homines,  excepto  si  aliquo  pro- 
clamacio  super  aliquem  venerit,  aut  certe  si  scabinus  aut  judex  non  fuerit;  et  pro 
hoc  condemnati  illi  pauperiores  non  fiant.*  Aquisgr.  809,  c.  5.  11,  Hloth.  Const. 
Olonn.  823.  c  13,  Gap.  Wormat.  829,  Item  alia  cap.  2.  „Ut  missi  nostri  ubioum- 
que  malos  scabinos  inveniant,  ejiciant,  et  totius  popnli  consensu  in  looum  eorum 
bonos  eligant.  Et  cum  electi  fnerunt,  jurare  faciant  ut  scienter  injuste 
judicare  non  debeant,*'  cap.  pro  lege  habenda  c.  5.  Earoli  11.  Gapit.  Garisiac. 
873.  c.  9.  10.  Eine  besondere  Klasse  von  Schöffen  aus:  Gapit.  a.  819  resp. 
cuid.  misso  data  c.  2.  „Yult  domnus  imperator,  ut  in  tale  placitum  quäle  ille  nunc 
jusserit,  yeniat  unusquisque  comes,  et  adducat  seoam  duodecim  scabinos,  si 
tanti  fuerint.  Sin  autem,  de  melioribns  hominibus  illius  comitatus  suppleat  numerum 
duodenarium.  Et  advocati  tam  episcoporum,  abbatum,  et  abbatissarum,  ut  cum  eis 
veniant.^  Gap.  missor.  825  o.  4:  „Itaque  volumus,  ut  medio  mense  maio  conyeniant 
idem  missi  unusquisque  in  sua  legatione,  cum  omnibus  episcopis,  abbatibus,  comiti- 
bus,  ac  yassis  nostris  adyocatis  nostris,  ac  yioedominis  abbatissarum,  nee  non  et  eo- 
rum qui  propter  aliquam  ineyitabilem  necessitatem  ipsi  yenire  non  possunt,  ad  lo- 
cum  unum.  Et  si  necesse  fuerit,  propter  oportunitatem  conyeniendi,  in  dnobus  vel 
tribus  lociSy  vel  maxime  propter  pauperes  populi,  idem  conventus  habeatur,  qui 
Omnibus  congruat.  Et  habeat  unusquisque  comes  yicarios  et  centenarios  suos  secum, 
necnon  et  de  primis  scabinis  suis  tres  aut  quattuor.  Et  in  eo  oonventu  primum 
christianae  religionis  et  ecolesiastici  ordinis  conlatio  fiat.  Deinde  inquirant  missi 
nostri  ab  uniyersis,  qualiter  unusquisque  illorum  qui  ad  hoc  a  nobis  constituti  sunt, 
officium  sibi  commissum  secundum  Dei  voluntatem  ac  iussionem  nostram  administret 
in  populo,  aut  quam  conoordes  atque  unanimes  ad  hoc  sint,  yel  qualiter  vicissim 
sibi  auxilium  ferant  ad  ministeria  sua  peragenda.  Et  tam  diligenter  ac  studiose 
haue  inyestigationem  faciant,  ut  omnem  rei  yeritatem  per  eos  cognoscere  valeamus. 
Et  si  aliqua  talis  causa  ad  eorum  notitiam  perlata  fuerit  quae  illorum  auxilio  in- 
digeat,  secundum  qualitates  causarum  quae  in  nostro  capitulari  eontinentur,  tuno 
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im  Landgerichte  bestehen.  Damit  verschwanden  diejenigen  Besonder- 
heiten, welche  bei  einzelnen  Stämmen  früher  vorhanden  waren. 

in.  Im  Gerichte  des  Königs  traten  als  Urtheiler  auf  die  bei  ihm 
anwesenden  Getreuen,  die  Hofbeamten,  Grossen.  Dasselbe  war  der  Fall, 
wenn  an  des  Königs  Stelle  der  Pfalzgraf  (Majordomus)  zu  Gericht  sass. 
Ebenso  wurde  in  den  Yersammlungen  der  ^ssi  das  TJrtheil  geschöpft 
von  den  anwesenden  geistlichen  Grossen,  den  Grafen,  Schöffen  u.  s.  w.  ^ 

lY.  Auch  in  den  Gerichten,  welche  dem  Grafen  als  solchem  ent- 
zogen waren,  wurde  unter  Theilnahme  des  Yolkes  gerichtet,  indem  sich 
am  Urtheilsfinden  die  besseren  und  angeseheneren  Männer  aus  der  Herr- 
schaft betheiligten.  Es  war  die  TheUnahme  selbst  je  nach  dem  Stande 
und  der  Art  des  Gerichts  eine  verschiedene. 

Y.  Ausser  den  Urtheilem  und  den  bei  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
den  Grafen  unterstützenden  ünterbeamten  (§.  47.  Y.)  finden  sich  bereits 
in  der  fränkischen  Zeit  gewisse  Hülfsbeamte  im  Gerichte  zur  Beur- 
kundung der  Urtheile  und  Rechtsakte,^  die  Notarien  und  Kanzler. 
Für  die  Parteien  kennt  man  bereits  Für  sp  r  echer  und  Pro  kura  toren.^ 


Tolamas  nt  iUuo  pergant,  et  ex  nostro  auetoritate  illud  oorrigere  stadeant.*'  Gap. 
AquiBgr,  828  de  instr,  missor.  c.  8.  Wormat.  829  cap.  8.  ^U^  ^^  omni  oomitatu  hi 
qui  meliores  et  veratioreB  inveniri  poBSunt,  eligantur  a  mlsBiB  nostris  ad  inquiaitioneB 
faciendas  et  rei  veritatem  dicendam;  et  nt  adjutores  comitum  sint  ad  juBtitiaa  fa- 
ciendas.«'  Cap.  Gariaiao.  878  c.  11,  mit  Walter  R.G.  §.  99.  u.  574.  herzuleiten 
geht  nicht. 

*  Für  die  ältere  Zeit  s.  Marculfi  form.  I.  n.  37.  Veniens  ille  in  nostra  yel 
Prooerum  nostrorum  praesentia  Buggessit  ....  Proinde  nos  taliter  una  cum  no- 
BtriB  proceribuB  oonBtitit  decreviBse,  .  .  .  dum  et  illuBtris  vir  Gomes  palatii 
noBtri  testimoniayit  .  .  /  n.  88.  „Gam  in  nostra  v.  p.  n.  praesentia  homo  .  .  . 
interpellasBot  «...  Sed  dum  inter  se  contenderent,  sie  eidem  a  prooeribus  nostris 
in  quantum  iUustris  yir  ille  comes  palatii  nostri  testimoniavit  fuit  judi- 
oatum  .  .  .*^ 

^  In  Gap.  808  misso  cuid.  data  c.  2:  .De  seoundo  unde  me  interrogasti,  si 
oomes  de  notitia  soiidum  unum  aocipere  deberet,  et  scabinii  sive  canoeUarius.  Lege 
Bomanam  legem,  et  sicut  ibi  inreneriB,  exinde  faoias.  Si  autem  ad  Salicam  pertinet 
legem,  et  ibi  minime  repereris  quid  exinde  facere  debeas,  ad  plaoitum  nostrum  ge- 
nerale exinde  interrogare  faoias.*'  •—  Gap.  dupl.  in  Theodonis  yiUa  805  o.  8.  „De 
Bcribis  ut  yitioBe  non  scribant.  Ut  unusquisque  episoopus  et  abbas  et  Binguli  co- 
mites  Buum  notarium  habeant."  Illoth.  Gonst.  Olonn.  822  o.  1.  „üt  oanoellarii 
eleoti  boni  et  veraoes  chartes  publioas  oonsoribant  ante  comitem  et  soabinos  et  vi- 
carios  ejus:  et  nullimodis  hoo  faoere  praesumant  de  peounia  antequam  legitimum 
pretium  detur.^  Ygl.  auoh  c.  9.  „Ut  cancellarii  yeniant  ad  omnibus  infirmis.*^ 
Dass  Notarien  wohl  regelmässig  schon  im  9.  Jahrh.  zugegen  waren,  beweisen  zahl- 
reiche Urkunden. 

^  Ein  Auftrag   zur   Stellyertretung   in  allen   geistlichen  Dingen   MarculfL 
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§.  123. 

8.  Dm  XlttolAlter. 

I.  Im  Landgerichte  unter  Königs  bann  fanden  nachsächsi- 
flohem  Rechte^  nur  Schöffen,  deren  Amt  erblich  geworden  war  bei 
den  Schöffenbaren  und  im  Falle  des  Abnehmens  der  nöthigen  Zahl  durch 
königliche  Erhebung  ergänzt  wurde,  das  Urtheil.  Ausser  Eönigsbann 
und  in  allen  anderen  öffentlichen  Gerichten  konnte  jeder  freie  Landmann 
ürtheil  finden,^  Ausserhalb  der  Länder  des  sächsischen 
Eechts  findet  sich  gleichfalls  fiberall,  dass  das  Finden  des  Urtheils  aus- 
geht Yom  Tolke,  jedoch  in  der  Art,  dass  alle  Anwesenden  oder  eine 
bestimmte  Zahl  bald  erblicher,  bald  gewählter  Schöffen  dasselbe  weisen«^ 
—  Die  Zahl  der  Schöffen,  die  im  Gerichte  thätig  sein  mussten,  ist  in 


n.  21.  —  Gegen  unbefagtes  oder  unstatthaftes  Patrooinium  Lex  Wisigoth.  L.  II. 
Tit.  II.  c.  2.  8.  —  Leges  Bacliis  c.  7.  (Walter  IL  p.  829.).  —  Ghlodoyechi  reg. 
capit  c.  12.  (Leg.  IL  p.  5) :  ^ßi  quis  in  causa  aliena  dioere  praesumpserit,  oui  nee 
demandata  nee  laeyesplta  fnerit,  et  non  potuerit  Tindioare,  sei.  15.  onlp.  jud.  De 
poBtea  ei  oui  causa  est,  liceat  legibus  causam  suam  maUare.**  Capit.  817  quae  legi- 
bus add.  sunt.  o.  3.:  «De  viduis,  et  pupillis,  et  pauperibus.  Ut  quandoounque  in 
mallum  ante  comitem  yenerint,  primo  eoram  causa  audiatur  et  definiatur.  Et  si 
teutes  per  se  ad  causas  suas  quaerendas  habere  non  potuerint,  vel  legem  nescieriot, 
comes  illos  vel  illas  adiuyet,  dando  eis  talem  hominem  qui  rationem  eorum  teneat 
Tel  pro  eis  loquatur.^ 

1  Sachsp.  L  63.  2.  „.  .  •  bereden  mit  al  dem  rechte  dat  me  dat  lantyolk 
irdelt,  oder  de  scopenen  of  it  under  koninges  bau  is."  IL  12.  §.2.  §.  13.  „Stande 
sal  man  ordel  scelden.  8ittene  sal  man  ordele  vinden  under  koninges  banne,  manlik 
up  sime  stule.  Die  ayer  to  den  benken  nicht  geboren  is,  de  sal  des  stules  bidden 
mit  ordelen,  en  ander  ordel  to  yindene.  So  sal  ime  jene  den  stul  rumen,  die't  irste 
ordel  Tant.<<  lU.  26.  2.  u.  8.;  III.  69.  2.;  HI.  81.  1.  Privileg  fQr  Leute  eines 
Hermhofes,  im  echten  Freigerichte  als  Schöffen  zu  fungiren,  in  Urk.  v.  1186  n.  90. 
bei  Seibertz. 

*  Sachsp.  I.  63.  2.,  IL  12.  3.  „Buten  koninges  banne  mut  jewelk  man  oyer 
den  anderen  ordel  wol  vinden  unde  ordel  scelden,  die  vulkomen  is  an  sime  rechte, 
um  also  gedan  sake,  die  man  ane  koninges  bau  richten  mach.^  Einfluss  der 
Isation alitat:  Ssp.  m.  70.  „§.  1.  Svar  man  nicht  ne  dinget  under  koninges 
banne,  dar  mut  jewelk  man  wol  ordel  vinden  over  den  anderen,  den  man  nicht 
rechtlos  besoelden  ne  mach,  ane  die  wenet  uppe^n  sassen  unde  die  sasse  uppe^n  we- 
net.  ^  §.  2.  Wert  aver  die  wenet  oder  die  sasse  mit  ungeriohte  gevangen  in  der 
hanthaften  dat,  unde  mit  deme  gerüchte  vor  geriohte  gebracht,  die  sasse  tüget 
uppe'n  wenet,  unde  die  wenet  uppe^n  sassen,  unde  mut  ir  jeweder  des  anderen 
ordel  lieden,  die  also  gevangen  werden.**  —  Ueber  die  Yerhältnisse  der  Mark 
§.  112.  n. 

•  Schw.  W.  0.  97.  V.  25.;  125.  ^SwA  shepfen  sint,  die  suUen  urteile  sprechen 
smbe  ein  jeglich  dinc,  unde  anders  nieman  .  •  .**  c.  148.  (hat  zwölf)  c.  162.  c.  235. 

V.  Sehalte,  Beichs-  a.  Rechtsgeseh.    4.  Aufl.  25 
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der  Regel  sieben,  einzeln  auch  zwölf.  Sie  mnssten  sitzen  und  eine 
bestimmte  Kleidung  tragen.^ 

IL  Allgemein  war  die  Schoffeneinrichtung  in  den  Städten.  Man 
nahm  sie  aus  den  schöffenbaren  Familien  oder  der  Bürgerschaft  über- 
haupt; einzeln  bildeten  die  üon SU le 8,  Jurati  u.  s.  w.  das  CoUegium 
der  Urtheiler.  * 

HL  In  den  eigenen  Gerichten*  und  in  den  verschiedenen 
kleineren  Gerichten  (Markgenossenschaften  u.  a.)  treten  sämmtliche  zur 
Curia  Curtb  gehörigen  die  Familie  des  Hofes  bildenden  Leute,  femer  die 
Genossen  als  Urtheilsfiuder  auf.  Aus  ihnen  findet  sich  aber  keine  be- 
stimmte kleinere  Anzahl  hierzu  auserlesen,  sondern  alle  anwesenden 
nehmen  Theil  durch  Billigung  oder  Tadeln  des  auf  Erfordern  des  Bichters 
vom  Bchultheissen  oder  einem  aus  der  Zahl  der  Gerichtseingesessenen 
gewiesenen  ürtheils. 

lY.  Am  eigenthümlichsten  und  wirksamsten  hatte  sich  die  Schoffen- 
verfassung  erhalten  in  den  Yehmgerichten.  Sie  nahmen  Schöffen 
aus  allen  Klassen  der  Freien,  Yom  freien  Bauern  bis  zum  Kaiser  ^  auf. 
Freischö f  f e  konnte  werden  jeder  freie,  an  seinem  Rechte  vollkommene, 
unbescholtene  Mann  im  Reiche;  die  Aufnahme  aber  konnte  nur  geschehen 
in  Westfalen  im  gehörigen  Freiding  nach  Erfftllung  bestimmter  Be- 
dingungen und  unter  feierlicher  Form.^    Die  Freischöffen  fanden  das 


^  Ssp.  m.  69.  1.  „Syar  man  dinget  bi  konin^es  banne,  dar  ne  sal  noch  sce- 
penen  noch  richtere  kappen  hebben  an,  noch  hnt  noch  hüdeken  noch  hnven  noch 
hantsohun;  mentele  solen  sie  uppe'n  sohalderen  hebben;  sander  wnpene  Bolen  sie 
sin.^    Anfgenommen  im  Sohwsp.  c.  125.  W. 

>  Jarati  heissen  sie  besonders  in  Österreichischen,  böhmischen,  mährischen 
Stadtreohten,  deatsoh  Geschworene.    Ihre  Zahl  ist  Terschieden. 

*  Siehe  schon  Chuonr.  U.  Edict  de  benef,  a.  1037.  Const.  Heinr.  lU.  de 
cansls  amittendi  feodi  (Leg,  n.  p.  43.).  ^Si  aatem  allqna  inter  dominnm  et  rasallnm 
discordia  faerit,  vel  si  domicilia  in  longinqnnm  habnerint,  vasallns  domino  se  reprae- 
sentando  servitiam  promittat,  et  si  necesse  fuerit,  hoc  probet  jnrejurando,  saltem 
ad  finem  controrersiae  Tasallo  a  paribus  dato...  De  aliis  yero  culpis  nnde 
benefioinm  non  amittitnr,  pariam  laudatione  defendat  se,  ut  supra,  vel 
emendet. 

7  Im  J.  1420  liess  sich  E.  Sigismnnd  in  Dortmund  als  Freisohöffe  aufnehmen. — 
Es  ist  nicht  genau  festzustellen,  wann  zuerst  auswärtige  FreischÖfTen  gemacht 
sind.    Ygl.  Wftchter  a.  a.  0.  S.  171  fg. 

9  K.  Ruprechts  Fragen  n.  21.  (Seihe rtz  m.  S.  14).  ^Die  XXL  frage,  off  eyn 
Römisch  Koning  euch  möge  frischeffen  machen  an  andern  enden  dan  in  dem  lande 
to  Westfalen  an  den  frienstoilen,  so  hie  dry  oder  vier  frischeffen  by  eme  haue?  — 
Darop  hebe  die  frigreuen  geantwert,  dat  hie  noch  yemand  anders  dat  in  geyne  wys 
''oyn  solle  noch  en  möge,  van  ere  vnd  Tan  rechtes  wegen,  dan  to  Westfalen  an 
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Urtheil;  ihrer  drei  konnten  selbst  bei  handhafter  That  sofort  richten 
und  Yollstrecken;^  sie  allein  konnten  Ankläger  sein,  nahmen  die  Ladungen 


den  frien  Stollen.  Atzliohen  die  in  vartyden  also  frisobeffen  worden  weren  van  Ko- 
nige Wentzelaus,  wo  men  die  dan  halden  solle,  dat  men  sie  fragen  möge  wie  end 
wa  sie  frisoheffen  worden  eint?  —  Die  frigreaen  hebn  darup  gesaoht  dat  men  sie 
fragen  solle  an  welchem  frienstoill  ynd  yur  wuchern  frigreaen  dat  sie  frischeffen 
worden  sint;  Erfindt  sich  dan  dat  sie  dat  an  den  frien  stolen  md  den  frigreaen, 
dar  sieh  dat  gebart  nicht  fryscheffen  geworden  en  sint,  wem  sie  dan  in  Westfalen 
80  hange  man  sie  yan  stont^.  Reohtsbaoh  (Wigand  S.  558.)  art.  88.  Der  fri- 
frone  sali  wysen  vor  rechte:  were  dat  dese  man  dat  breohte  in  gemeyne  and  seohte 
eynich  stuke  dair  yan  der  heymlichen  achte,  so  solde  men  en  ane  gripen,  nnd  ban- 
den eme  syne  hande  yar  to  samen,  nnd  eynen  doik  yur  syne  oygen,  and  werpen 
ene  up  sinen  back,  nnd  yynnen  eme  syne  tangon  to  syme  nacken  and  eynen  dry* 
Strengeden  reyp  amb  sinen  halss,  and  hangen  ene  seyen  yote  hoger  den  eynen 
yerfoirten,  yerfemden,  misdadigen  deeff.**  Protokoll  des  Kapitels  za  Arnsberg  yon 
1490  (Wigand  S.  265):  n^ie  man  Fryscheppen  alden  Gepreuchs  na  affnehmen 
solde.    Thom   ersten,   mütten   de   beszten  trewlichsten  Luthe  uffgesachet  unde  yan 

sesz  Freyenscheppen  beborget   werden Thom    seszten,    mutet    se    den 

Yeihmen-Eidt  schweren,  also  als  Carolas  Magnns  yorgeschrieyen  hefft;  se  matet 
dabey  sitten  nff  den  rechteren  Knee,  de  bloetmaket  isz,  mit  bedeckten  Hofft  nnde 
ere  linkere  Hand,  de  bloet  maget  isz,  ap  dat  Stryck,  up  dat  Schloet,  andte  np  de 
beeden  Grützwiszen  Swerter  loggen,  nnd  dan  schweren,  de  Yeihme  hemelick  to 
holden  yor  Wief  und  Kind,  Sand  und  Windt,  als  dat  yorgeschrieyen  isz. 
Thom  sieyeten,  seeget  ebnen  de  Frygrefe  mit  bedeckten  Hoefft  de  hemlikeVehme: 
Strick  Stein  Gras  Grein,  nnde  kleret  ebnen  dat  np  als  yorgeschreyen  isz. 
Thom  achdeden,  segget  he  enen  dat  Nothwordt,  als  et  Carolas  Magnus  der  hem- 
liken  Achte  gegeyen  het,  tho  wytten  Beinir  dor  Feweri,  nnde  kleret  ebnen  dat 
up  als  yorgeschreyen  isz.  Thom  niegenden ,  leret  he  enen  den  hemliken 
Scheppengrusz  alszo :  dat  de  ankommende  Scheppe  seine  rechtere  Hand  up 
seine  linkere  Schuldere  legt  and  segget:  Eck  grüt  ja  lewe  Man,  Wat  fange  ji  hi 
an.  Dama  legget  he  sine  rechtere  Hand  np  des  andern  Schoppen  sine  linkere 
Schulder,  undt  die  andere  doet  des  Glicken  und  segget:  AUet  Glücke  kehre  in,  Wo 
de  Fryenscheppen  syn.^ 

»  Ruprechts  Fragen  n,  XXV.  (Seibertz  HI.  S.  16).  Die  XXV.  Frage:  ^Dar 
dry  off  yier  frisoheffen  off  mehr  eynen  missdadigen  man  yn  frischer  dait  an  qwe- 
men  ond  ene  dair  oner  antasteden  ond  an  grepen  wo  sie  sich  dan  halden  solden 
mit  deme  genen?  —  Die  frygreuen  heben  darop  geantwort,  den  mögen  sie  dan  yer- 
riohten,  as  sich  dat  gebart,  doch  dat  men  nyemantz  yerfemen  en  mach  oder  na  der 
feme  rechte  yerordelen  solle  hi  en  sy  dan  yerfolget  Vnd  yerfoirt  as  recht  is  an  den 
frienstolen  as  sich  dat  gebart,  doch  oit  genomen  dar  men  eynen  owel  dadigen  man 
an  frischer  dait  dat  is  in  westfalscher  spraken  mit  hauender  hant  oder  mit 
gichtigen  monde  yindet,  den  mögen  dry  off  yier  fryscheffen  an  yrischer  dait  ond 
an  der  statt  hen  setten  yerrefemen  ond  richten  euer  jen;  doch  komet  hie  dair  yan 
so  en  sali  men  eme  daima  nicht  dein  hie  en  sy  dan  yerfempt  an  den  frienstolen  as 
recht  ys.*^  Wftohter  S.  221  ff. 

25  ♦ 
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Tor,  YollBtreckten  das  XJrtheiL  Ausserdem  genossen  sie  mancherlei  Privi- 
legien. Die  Ausdehnung  des  Instituts  über  das  ganze  Reich  und  ihre 
grosse  Zahl  trug  am  meisten  bei  zur  Hebung  der  Macht  der  Yehmge- 
richte.  Eine  Beschränkung  der  mitwirkenden  auf  eine  bestimmte  Zahl 
findet  sich  bei  den  Yehmgerichten  nicht. 

Y.  Als  eine  nothwendige  Person  tritt  im  Mittelalter  bei  den  ordent- 
lichen Gerichten  überall  auf  ein  Frohnbote,  Büttel,  Oerichtsdiener, 
der  mit  der  Ladung,  Handhabung  der  Ordnung,  Bewachung  und  Sicher- 
stellung Angeklagter,  YoUstreckung  der  TJrtheile  u.  dgl.  betraut  war.  lo 

Yl.  Notarien,  Gerichtsschreiber  werden  in  zahllosen  Ur- 
kunden erwähnt.  Sie  waren  keine  eigentlichen  Gerichtspersonen,  sondern 
wurden  nur  zur  Abfassung  der  ürtheile  und  Beurkundung  Ton  Rechts- 
geschäften zugezogen.  ^^ 

Yll.  Yorsprecher  i<  der  Parteien  finden  sich  allgemein;  sie  wur- 
den von  der  Partei  gewählt  und  vom  Richter  gesetzt  ohne  Zwang  zu 
ihrer  Annahme. 

§.  124. 

S.  Die  Bfliere  Z«lt.  * 

I.  Die  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  der  Gerichte  stehen 
in  genauer  Yerbindung  mit  dem  neuen  Yerfahren.    Bis  zum  Ende  des 

10  Seine  SteUnng  nach  dem  Sachse nepiegel  geben  die  StoUen  bei  Ho- 
meyer  im  Register  zu  dem  Worte  Frohnbote,  Sohwabenspiegel  o.  12.  66. 
75.  76.  78.  84.  113.  160.  175.  852.  W.  u.  a.  In  den  St&dten  finden  wir  dieselbe 
Person,  hAufig  nnier  dem  Namen  praeco,  Amtmann  n.  dgl. 

11  In  den  Städten  gab  es  meist  Stadtschreiber.    Belege  §.  186. 

i>  Saohsp.  Yorr.  Ton  der  herren  geburt;  L  60.  §.  1.  „Sander  Torsprecken 
mut  wol  klagen  en  man  nnde  antwerden,  of  he  sik  scaden  getrosten  wel,  die  ime 
dar  an  bejegenen  mach,  of  he  sik  Torsprict,  des  he  sik  nicht  erhalen  ne  mach,  also 
he  bi  deme  vorspreken  wol  mnt,  die  wüe  he  an  sin  wort  nicht  ne  jet.  §.  2.  Die 
richtere  sal  tu  Torspreken  gCTen,  srene  man  aller  erst  bedet,  nnde  nenen  anderen, 
he  ne  werde  des  ledi9h  mit  rechte.  Yorspreke  ne  mach  nieman  weigeren  to  wesene 
binnen  deme  gerichte,  dar  he  wonehaft  is,  oder  gut  binnen  hoTot,  oder  dar  he 
recht  Torderet  ane  nppe  sinen  mach  unde  nppe  sinen  herren  oder  nppe  sinen  man, 
of  ime  die  klage  an  sin  lif  oder  an  siif  gesnnt  oder  an  sin  recht  gat^  L  61.  §.  2. 
bis  5,  L  62.  §.  7,  11.  „Openbare  ne  sal  die  man  ror  gerichte  nicht  spreken,  sint 
he  Torspreken  hevet;  mer  Traget  in  die  richtere,  of  he  an  sines  Torspreken  wort 
je,  he  mnt  wol  spreken  ja  oder  nen,  oder  gesprekes  bidden.^  in.  14.  §.  1.  „Of 
en  man  an  sines  Torspreken  wort  nicht  ne  jet,  de  wüe  blift  he  sunder  scaden  sines 
Torsprekes  worde."  ^  Nietssche  de  prolocntoribus  Commentatio  jnris.  Oerm. 
Lips.  1881.  G.  Y,  Schmidt  Gomment.  jnr.  rem.  germ.  ac  saxon.  de  adTOcatis, 
Dresden  1842. 

*  Adolf  StSlzel  Die  Entwicklung  des  gelehrten  Bichterthums  in  deutschen 
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15.  Jahrhunderts  war  dessen  Einfluss  noch  nicht  sehr  wesentlich.  Einen 
solchen  übte  aber  die  für  das  Reichskammergericht  eingeführte,  auch  im 
Beichshofrath  angenommene  schriftliche  Procedur  auf  der  Grundlage  des 
canonisch-romischen  Processes,  ^  womit  fUr  die  Landesherren  die  Yer- 
pffichtung  eintrat,  ihre  Appellationsgerichte,  und,  falls  ihnen  ein  Privi- 
legium  de  non  appellando  zustand,  von  dem  sie  Gebrauch  machen 
wollten,  ihre  Oberappellationsgerichte,  nach  dem  Muster  der  Reichsge- 
richte zu  bestellen,  *  wofern  nicht  bereits  eine  feste  Ordnung  für  selbe 


Territorien.  Eine  reohtsgesob.  Unters,  mit  Torzngsweiser  Berücksichtigung  der 
Verhältnisse  im  Gebiete  des  ehemaligen  EnrfÜrstenthnms  Hessen.  Stuttgart  1878, 
2  Bftnde. 

1  Der  Anfang  liegt  in  R.  A.  v.  1842,  worin  der  Kaiser  sagt,  der  Erzbisohof 
Ton  Mainz  habe  als  Kanzler  des  Beichs  „seinen  WiUen  und  Gunst  dazu  geben*, 
,daz  man  furbatz  TOr  desselben  unsers  Herren  des  Kaisers  Hofgerioht  allermannio- 
Uohen  richten  suUe  und  muge,  nach  Kunig  und  Keisem,  seiner  Yorvare  an  dem 
Bomisohen  Biche  Gesetzen,  und  ire  geschriben  rechten.  Wer  euch  das  dhein  ir 
gesetzt  oder  geschriben  recht  von  böser  Gewohnheit  abgangen,  oder  ze  einem  un- 
rechten worden  were;  das  sol  und  mag  er  bezzem,  setzen  und  machen  nach  der 
KurfOrsten  und  anderer  Herren  rat,  als  in  danne  dünket,  daz  es  aUermennieUch 
nutz  und  gut  sei.  Doch  mit  Behältnisse  unser  und  anderer  Kurfürsten  Recht,  Frei- 
heit und  guter  Gewohnheit."*  K.  G.  0.  y.  1495.  §.  8,  y.  1555  Th.  L  Tit.  18.  §.  1. 
Tit.  57.,  Th.  ni.  Tit.  53.  §.  9,  R.  H.  R.  0.  Tit.  7,  §.  24.  „So  sollen  auch  unsere 
Kaiserl.  Wahl-GapitulJationen,  alle  Reichsabschiede,  Gammer- Gerichts- Ordnung, 
Hflnster  und  Osnabrflggisohen  Friedens-Schluss,  Reichs-Matricul,  Ooncordata  Natio» 
nis  Germanicae,  Corpus  juris  oiyilis  et  canonici  und  der  Stände  Pririlegia, 
auf  der  Reiohs-Hof-Raths-Tafel,  damit  man  sich  deren  in  zweiffelhafftigen  Fällen 
gebrauchen  kSnen,  stets  vorhanden  sein,  und  von  selbiger  nicht  verruckt  werden.'' 
L  R.  A.  V.  1654  §.  105. 

>  K.  G.  0.  V.  1555  Th.  H.  Tit.  81,  §.  2  fordert  schriftliches  Terfahren  überall. 
Absch.  des  Deputations-Tags  zu  Speyer  v.  1600  §.  15.:  „.  .  .  So  wollen  wir  hiemit 
allen  und  jeden  Ohurfttrsten,  Fürsten  und  Ständen  dess  Reichs,  und  allen  anderen 
dess  Reichs  eingesessenen  Zugethanen  und  Terwandten,  wie  die  Namen  haben  mSgen, 
ernstlich  auferlegt  und  befohlen  haben,  solche  hievor,  und  jetzo  bedachte  nützliche 
Anordnungen  ihren  Unter-,  Ober-  und  Hof-Gericht,  in  denen  Orten  es  noch  nicht 
geschehen,  und  noch  Mangel  bevor,  zum  allerehesten  un verhinderlich  ihren  und  des 
Reichs  Unterthanen  selbsten,  zum  besten  anzuordnen,  und  darinnen  einigen  weitern 
Aufschub  noch  Einstellung  nicht  zu  suchen.^  —  I.  R.  A.  v.  1654  §.  137.  „Es  sollen 
auch  GhnrfQrsten  und  Stände  des  Reichs,  bey  ihren  Unter-Gerichten  die  Yerord- 
nungen  thun,  damit,  so  viel  müglioh,  bei  denselben  die  Norma  des  Gämmer-Ge- 
riohtliohen  Process  observirt  werde,  jedoch  mit  diesem  ausdrücklichen  Vorbehalt; 
dafem  bei  solchen  Judiciis  ein  anderer  Modus  eingeführt,  und  bis  dahero  beständig 
hergebracht  worden,  dass  es  auch  dabei  sein  ohngeändertes  Yerbleiben  haben  solle, 
gleich  wol  aber,  was  von  Abschneidung  der  Produotornm  Weitläufigkeit  oben  ver- 
sehen in  Acht  genommen  werde.^    Rudioff  von  der  Aehnlichkeit  der  deutschen 
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hergebracht  war.  Aber  auch  in  diesem  Falle  war  durch  die  absolute 
Yorschrift,  alles  Wesentliche  der  Verhandlungen  aufzuzeichnen,  der  an- 
gedeutete Erfolg  angebahnt. 

II.  Es  wurden  nun  in  den  Territorien  zunächst  die  Hofgerichte  nach 
dem  Vorbilde  des  Reichsgerichts  mit  einer  gelehrtenBank,  bestehend 
aus  studirten  Juristen,  welche  den  Titel  von  Rathen,  Hofräthen  u.  dgl. 
führten,  neben  den  bisherigen  Beisitzern  aus  dem  Ritterstande,  der 
adeligen  Bank,  besetzt.  Für  die  letzteren  trat  theils  wegen  der 
schriftlichen  Procedur,  theils  in  Folge  der  Geltung  des  fremden  Rechts 
auf  dem  Gebiete  des  Civil-  und  Criminalrechts,  von  selbst  die  Noth- 
wendigkeit  ein,  sich  Eenntniss  des  gemeinen  Rechts,  folglich  eine  ge- 
lehrte juristische  Bildung  zu  verschaffen.  Hierdurch  aber  fiel,  seitdem 
mit  der  gänzlich  veränderten  Stellung  der  Landesherren  der  schroffe 
Abstand  zwischen  dem  Ritterstand  und  den  Nichtadeligen,  welche  in 
hSherea  Aemtem  standen,  hinfort  gefallen  (§.  105  fg.)  und  das  Be- 
setzungsrecht  der  Gerichte  in  der  Hand  der  Landesherren  koncentrirt 
war,  allmälig  auch  die  Trennung  der  Beisitzer  fort.  Im  Laufe  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts  besetzte  man  die  Obergerichte  fast  allgemein  mit 
studirten  fürstlichen  Räthen  ohne  principielle  Rücksicht  auf  ritterlichen 
oder  nichtritterlichen  Stand.  >  Damit  hatte  aber  das  Urtheilen  den  Cha- 
rakter des  Urtheilfindens  über  Genossen  verloren.  Richter  und  Beisitzer 
fanden  nicht  mehr  das  ürtheil,  sondern  sprachen  es  aus  auf  Grund  der 
aus  dem  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Rechte  vermittels  rein  logi- 
scher Schlussfolgerung  geschöpften  Ueberzeugung.  In  den  Reichs- 
städten war  die  Entwicklung  allmälig  eine  analoge,  indem  man  schon 
im  16.  Jahrhundert  anfing,  studirte  Mitglieder  in  das  Rathsgericht  zu 
nehmen  oder  auch  eigene  mit  gelehrten  Richtern  wenigstens  theilweise 
besetzte  Gerichte  einzuführen. 

III.  Bei  den  Gerichten  auf  dem  Lande  erhielten  sich  noch  in  un- 
endlich bunter  Mannigfaltigkeit  Schöffen  zum  Theil  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert. Im  Allgemeinen  jedoch  war  dies  nur  der  Fall  für  besondere 
Gerichte   (Holzgerichte,  Märkerdinge,  Feldgerichte,  Gerichte  zur  Vor- 


Hofgeriohte  mit  dem  Eaiaerl.  Reiohs-Kammer-Gerioht,  Bfttzow  1796.  Vgl  noch  R. 
A.  von  Speyer  1570  §.  68.  „Damit  aber  die  ünterthanen  nicht  Rechtlos  gelassen 
würden,  soll  ein  jeder  sein  Unter-  oder  Hofgericht  mit  verständigen  Ürtheilern  be- 
setzt halten,  auf  dass  daselbst  den  Partheien  zn  Recht  und  Billigkeit  rerholffen 
werden  m5ge.*^ 

*  In  Oesterreioh  horten  die  alten  Unterschiede  mit  der  Reorganisation  K. 

Josephs  IL  Tom  J.  1783  auf. 
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nähme  von  Rechtsgeschäften  u.  dgl.).  Die  ordentliche  Gerichtsbarkeit 
in  streitigen  Civil-  und  Criminalsachen  wurde  mehr  und  mehr  von  dem 
Bichter  (§.  120.)  allein  ausgeübt. 

IV.  Als  wesentliches  Erfordemiss  eines  gehörig  besetzten  Gerichts 
galt  ein  Gerichtsschreiber,  Actuarius,  Notarius,  welcher  als  öffent- 
liche Urkundsperson  die  AufzeichnuDg  und  Beglaubigung  der  Yerhand- 
luDgen  hatte.  !Neben  ihm  kommen  dann  allmälig  zahlreiche  Schreiber 
Tor  für  die  Ausfertigung  der  gerichtlichen  Akte,  Gerichtsvollzieher,  Qe- 
richtsdiener  u.  dgl.  für  Ladungen,  Pfändungen,  YoUstreckuug  der  Urtheile. 


Drittes  Kapitel. 
Das  Verfahren  vor  Gericht.  * 

§.  125. 

I.    Ort,  Zeit,  Hegung  des  Gerichts. 

I.  In  ältester  Zeit  kannte  man  als  Ort  des  Gerichts^  nur  einen 
Platz  unter  freiem  Himmel  in  heiligen  Hainen,  auf  Bergen,  in  Thälem, 
auf  Wiesen,  unter  Linden  oder  Eichen,  den  das  Herkommen  zur  echten 
Dingstatt  machte.  Sein  Name  ist  mallus,  mallobergus,  placitum,  thing. 
An  ihm  schied  ein  durch  natürliche  Grenzen  oder  künstliches  Gehege  ^ 
eingefriedeter  runder '  oder  viereckiger  Platz  den  Baum,  in  dem  der 
Bichter  auf  seinem  Stuhle  und  zu  beiden  Seiten  die  Urtheiler  auf  Bänken 
8 aasen;  um  ihn  herum  stand  das  übrige  Volk  (XJm8tand)>    Bereits  in 


*  Für  einzelne  Punkte  wichtig:  H.  Siegel  Die  Erholung  und  Wandelung  im 
gerichtL  Verfahren,  Wien  186S.  (Aus  den  Sitz.  Ber.  der  kais.  Akad.)  Ders.  Die 
Gefahr  vor  Gericht  und  im  Reohtsgang,  Wien  1866.  (Aus  dens.)  Zur  Yergleiohung: 
H.  Brunn  er  Wort  und  Form  im  altfranBösiachen  Prozess,  Wien  1868.  (Aus  dens.) 
Die  §.  109  oitirten  Schriften,  So  hm  Frank.  B.  u.  Ger.  Y.,  Bruftner  Schwurgerichte 
u.  a.  —  Osw.  Schmidt  Das  Verfahren  vor  dem  Jtfannengerichte  in  bürgerl. 
Bechtsstreitigkeiten  zur  Zeit  der  bisohöfl.  und  Ordensherrschaft  in  Livland.  Dor- 
pat,  1866. 

^  Siehe  Grimm  B.  A.  S.  746  ff.  793-'818. 

>  Haselstocke  mit  Schnüren  verbunden;  davon  Bichtpfahl,  Biohtplatz, 
—  oder  Geländer  und  Schranken  von  Holz;  davon  Schranne. 

>  Davon  Bing,  ringlich  dinglich  =  judicialis. 

4  Grimm  B.  A.   S.  783.    Maurer  S.  80  fg.  —  Lex  Sal.  XLIV.  1.  XLVL  U 
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karolingischer  Zeit  wurde  aber  dieser  Platz  durch  eine  Bedachung  ge- 
schützt oder  auf  ihm  ein  Geb&ude  errichtet.  An  echter  Dingstatt  konnte 
allein  unter  ESnigsbann  gerichtet  werden,  für  das  Gericht  unter  blossem 
Orafenbann  und  die  Untergerichte  war  keine  feste  Stätte  wesentlich* 
Ebenso  hielt  man  auch  im  Mittelalter  für  das  Gericht  unter  Eonigsbann 
fest  an  der  alten  Mahlstätte.^  Das  Herkommen  bewirkte  auch  für  alle 
anderen  Gerichte  die  Abhaltung  an  bestimmtem  Platze,  auf  dem  Lande 
meist  unter  freiem  Himmel,  wobei  es  in  manchen  Gegenden,  bis  auf  die 
neuere  Zeit  blieb.«  In  den  Städten  kam  es  aber  schon  früh''  auf,  im 
Stadthause  oder  in  einem  eigenen  Gebäude  die  Sitzungen  zu  halten. 
Diese  für  das  Hofgericht  des  Kaisers  gleichfalls  stets  befolgte  Sitte  wurde 
bei  den  Reichsgerichten  festgehalten,  kam  auch  bei  den  landesherrUchen 
Hofgerichten  und  mit  der  Umgestaltung  der  Gerichtsyerfassung  überhaupt 
bei  allen  Gerichten  in  der  Art  als  Regel  auf,  dass  die  Gültigkeit  jedes 
gerichtlichen  Aktes  abhing  von  der  Yornahme  innerhalb  des  Gerichts- 
sprengeis und  in  dem  ordentlichen  Lokale  oder  an  einem  nach  der  Ge- 
richtsordnung statthaften  anderen  Orte. 

n.  Die  Zeit®  für  die  Gerichts  Versammlung  war  der  Tag,»  d.  h» 


Cap.  quae  leg.  add.  sunt.  a.  809  c.  14.  „Ubi  sacramenta  juranda  sint  Ubi 
antiquitas  oonsnetudo  fnit  de  übertäte  sacramenta  adrahmire  Tel  inrare,  ibi  maUum 
liabeatnr,  et  ibi  sacramenta  inrentur**.  .  .  .  Cap.  EarisiaoenBe  873.  c.  12.  „Yolnmus 
nt  secnndnm  capitula  avi  et  patria  nostri  et  nostra  mallns  neqne  in  eoclesia  neqne 
in  portioibns,  ant  atrio  eoolesiae,  neqne  in  mansione  presbyteri  inxta  eoclesiam  ha- 
beatnr:  qnia  non  est  aeqnum,  nt  ibi  homines  ad  mortem  indioentur  et  dismembren- 
tnr  et  flagellentnr,  ubi  si  confugerint,  secnndnm  aliud  capitnlnm  pacem  habere  de- 
bent  DomuB  yero,  sicnt  in  capitulis  avi  et  patris  nostri  continetur,  a  comite  in 
looo  ubi  mallnm  teuere  debet  oonstruatur,  quatenns  propter  calorem  solis  et  pluTiam 
publica  utilitas  non  remaneat.  Minora  vero  j>lacita  oomes,  siye  intra  suam  potesta- 
tem,  Tel  ubi  impetrare  potuerit,  ezoepto  in  ecdesia,  et  porticibus,  atque  atrio  eccle- 
siae,  et  mansione  presbyteri,  habeat,  sicut  in  eisdem  capitulis  continetur.*^ 

s  Sachsp.  Homeyer  im  Register  Gerichts-Ort  und  Yersammlnng  I. 
62«  IS.    ,^n  allen  steten  is  gerichte,  dar  die  richtere  mit  ordelen  richtet  ni.  61.  1« 

*  Die  Vehme  hielt  auch  in  ihrer  späteren  Gestalt  ihre  Gerichte  immer  unter 
freiem  Himmel.  Aber  auch  andere  Gerichte  thaten  dies.  ürk.  n.  1015  bei  8  e  i  - 
bertE  enthaltend  gemeine  Land-Urtheile  gefragt  und  gewiesen  am  offenen  Land- 
feste vor  Attendorn  von  1521-1527,  Urk.  das.  n.  1020  von  1537,  n.  1021  y.  1540. 

'  Dafür  kommen  in  westfäUschen  Urkunden  folgende  Ausdrücke  vor:  „in  pre- 
torio  id  est  coram  sede  judiciaria*^  (Urk.  bei  Seibertz  n.  58.  von  1159 — 1167); 
„excepta  area  .  .  que  dimissa  est  ei  coram  pretorio  in  jure  ciTili^  als  Gegen- 
satz zu  der  in  derselben  Urk.  geschehenen  Auflassung  unter  ESnigsbann  (n.  151.  von 
1218);  ^aota  sunt  heo  in  pretorio  susaciensi^  (n.  242  von  1246). 

*  Grimm  R.  A.  S.  813—826. 

*  Daher  tagadinc,   tagafahrt,  tagafrist,   Tagfahrt,   Tagsatzung,   tagen 
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die  Zeit  nach  Sonnenanfgang  und  vor  Bonnenuntergang,  so  dass  sie  vor 
Mittag  begonnen  werden  musste  und  bis  zum  Sonnenuntergang  dauerte. 
Gehalten  wurde  das  Gericht  in  ältester  Zeit  bald  an  bestimmten  Tagen,  i* 
welche  sich  von  einer  Frist  zur  anderen  nach  dem  Mondwechsel  be- 
stimmten, über  vierzehn  Nächte  (§.  14.),  dreimal  vierzehn  Nächte  (sechs 
Wochen)  u.  s.  w«  In  der  karolingischen  Zeit  wurden  durch  das  Gesetz 
fOr  bestimmte  Zeiten  ordentliche  Gerichtstage  angeordnet;  neben  diesen 
ungebotenen.  Dingen  wurden  nach  Bedürfniss  besondere  vom  Richter 
bestimmt  und  angesagt. ^i  An  allen  Tagen  ausser  den  kirchlich  ge- 
schlossenen Zeiten  durfte  Gericht  gehalten  werden.  Die  karolingischen  • 
Einrichtungen  haben  sich  im  Ganzen,  mit  Wechsel  der  Formen  im 
Einzelnen,  durchs  Mittelalter  erhalten. i'  Gegen  dessen  Ende  kam  es 
mit  der  veränderten  Gerichtseinrichtung  von  diesen  alten  Gebräuchen  ab 
und  wurde  zur  Kegel,  die  bis  auf  die  neueste  Zeit  gilt,  dass  im  ganzen 
Jahre  gerichtliche  Handlungen  vorgenommen  werden  können.  Ausnahmen 
bilden  nur  die  Sonn-  und  Feiertage^  sowie  die  s.g.  Gerichtsferien,  wäh- 


==  Terhaudeln,  Landtag,  tagdingen,  solem  oollooare,  vertagen.  Ebenso  im  franz. 
Rechte  ajourner   —  vorladen  und  vortragen^ 

10  Besonders  am  Dienstag,  bei  den  Allemannen  am  Samstag.  Interessant  ist, 
dass  nach  dem  So  est  er  Stadtr.  von  1120  §.  7  der  advooatns  zu  3  Zeiten  Jndicio 
sno  presidebit  .  .  .  seounda  feria  (Dienstag)  et  III.  (Mittwoch)  post  octavam  epi- 
phanie.  Item  IL  feria  et  III.  post  qnasimodigeniti.  Item  ü.  et  III.  feria  post  na- 
tivitatem  sanote  marie.^ 

"  Capit.  a.  769.  c.  12.  Langob.  a.  802.  o.  14.  Dazu  §.  76.  Aquisgr.  812. 
c.  8.  „Yolnmas  propter  iustitias  quae  usqne  modo  de  parte  oomitnm  remansemnt, 
qnatnor  tantam  mensibns  in  anno  missi  nostri  legationes  nostras  exerceant,  in  hieme 
Jannario,  in  verno  Aprili,  in  aestate  Jnlio,  in  antumno  Octobrio.  Ceteris  vero  men- 
sibns nnnsqnisqne  comitum  plaoita  saa  habeat  et  institins  faciat.  Missi  antem  nostri 
qnater  in  anno  mense  uno  et  in  qnatnor  locis  habeant  placita  sna  cnm  illis  comiti- 
bns,  qnibns,  oongmnm  fuerit  nt  ad  enm  loonm  possint  convenire.^  Ansagen  der 
gebotenen  Dinge  dnrch  den  Landsohrei,  Glockengelänte  Grimm  R.  A.  S. 
840  ff. 

>>  Soester  Stadtr«  v.  1120  §.  43.  „Qnicnnqne  pro  sna  volnntate  sine  verbo  ma- 
gistri  oonsulnm  vel  jndicis  campanas  pnlsare  praesnmpserit,  dimidiam  lib- 
ram  bnrgensibns  vadiabit,  et  hoc  in  arbitrio  stabit  burgensinm  qnid  sit  accipiendnm, 
tercia  pars  erit  jndicis.  §.  45.  Omnes  precones  inbeneficiati  bnrgensibns 
nostris  in  suo  officio,  ad  appellandnm  homines  ad  Judicium,  bnrgensibns  nostris  sine 
mnnere  debent  parati  esse,  ita,  qnod  si  per  negligentiam  preconnm^aliquod  inde 
dampnum  provenerit,  ipsi  pleno  actori  pecuniam  persolvent.^  Citate  in  §§.  77,  85. 
87,  89.  Gebundene  Tage  Sachsp.  II.  10.  5.  11.  11.  4.  Sachsp.  UI.  61.  4.  „Ge- 
richtes solen  warden  alle  die  dingpflichtlich  sint  von  des  dat  die  snnne  upgat  wente 
to  middage,  of  die  richtere  dar  is."    Schwsp.  c.  76.  91.  95. 
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rend  welchen  bald  alle,  bald  nur  bestimmte  Akte  untersagt  sind.  Die 
Bestimmung  der  Tage  geht  in  der  Neuzeit  selten  vom  Gesetz  aus,  son- 
dern ist  meistens  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  überlassen.^^ 

III.  Eröffnet  wurde  das  Gericht  durch  feierliche  Hegung ^^  des 
Bichters,  bestehend  in  der  Aufhängung  der  Symbole  (Schild,  Schwert 
u.  dgl.),  Aufstellung  der  Bänke,  Wirkung  des  Dingfriedens;  geschlossen'^ 
durch  Abnahme  der  Symbole,  Umstürzen  der  Bänke,  Aufstehen  des 
Richters,  worauf  in  ältester  Zeit  in  fröhlichem  Trinkgelage  die  Bussen 
yerzehrt  wurden.  Eine  solche  feierliche  Eröffnung  des  Gerichts  durch 
Fragen  an  den  Frohnboten  oder  die  Schöffen  um  ein  ürtheil  darüber: 
ob  es  an  rechter  Zeit,  rechter  Stätte  sei,  wie  auch  die  formelle  Schlies- 
sung des  Gerichts  erhielt  sich,  solange  das  öffentliche  mündliche  Ver- 
fahren stattfand.  Mit  dem  Eintreten  des  schriftlichen  Processes  entfiel 
diese  Feierlichkeit  von  selbst.  Wo  Mündlichkeit  bestehen  blieb  oder 
wieder  eingeführt  wurde,  bestand  die  unförmliche  Eröffnung  und  Schlies- 
sung in  der  Erklärung,  zu  deren  Beachtung  theilweise  ein  Zeichen  mit 
der  Glocke  oder  der  Ruf  des  Gerichtsdieners  im  Gebrauch  blieb,  des 
Vorsitzenden:  die  Sitzung,  Audienz  ist  eröffnet  oder  geschlossen. 

§.  126. 

IL  Einleitung.    Ladung.    Klagestellung.* 

L  Der  Richter  wurde  Ton  jeher  nur  thätig  auf  Antrag.  Ein  solcher 
konnte   bei  Verletzung   des  öffentlichen   Friedens  in  älterer  Zeit  Tom 


1*  Beim  ReiohBkammergerioht  war  „YtLoanz^  vom  24.  Deoember  bis  6.  Januar 
einsohlieSBlioh,  vom  Sonntag  Esto  Mihi  bis  Inyooavit,  vom  Palmsonntag  bis  Quasi- 
modogeniti,  Sonntag  Yocem  juconditatis  bis  Exaudi,  Pfingstabend  bis  Trinitatis, 
8.  Juli  bis  14.  Aug.  und  an  aUen  Feiertagen;  in  den  anderen  Zeiten  mussto  drei- 
mal wSohentlicb  zwei  Stunden  Vormittags  und  zwei  Kachmittags  Gerichtstag  sein, 
üebrigens  durfte  mit  Ausschluss  der  Sonn-  und  Feiertage  im  Bath  referirt,  ürtheil 
gefasst,  Ladungen  und  Supplicationes  angenommen  werden.  R.  E.  O.  0.  v.  1495 
§.  26,  Ton  1521.  Tit.  2  u.  26,  von  1555  Th.  11.  Tit.  32.  u.  Th.  HI.  Tit.  l.und  2,  der 
etwas  ändert.  Der  Reiohssohluss  vom  December  1718  §•  88  trifft  Anordnungen  in 
Folge  der  allgemeinen  Geltung  des  Gregorianischen  Kalenders.  Im  Beichshof- 
rathe  war  Alles  dem  Präsidenten  überlassen:    B.  H.  B.  O.  t.  1654  Tit.  L  §§.  11.  18. 

14  Grimm  B.  A.  S.  851--854. 

"  Grimm  B.  A.  S.  869.  L,  Sal.  XLIV.  1.,  XLVI.  1.  Ssp.  I.  59.  2.  III.  64 
11«  ^Deme  burmeistere  weddet  man  ses  penninge  unde  underwillen  dre  Schillinge 
vor  hut  unde  ror  har,  dat  is  der  bure  gemene  to  Tortrinkene*'.  Bicht- 
steig  Landr.  c.  1.  §.  2.    Homeyer  Gerichtswesen  des  Biohtsteiges  S.  434  C 

*  Darüber  für  die  Zeit  der  Lex  Salica  So  hm  Proc.  S.  126  ff.    Ueberhaupt  die 
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Princeps  oder  einem  spnstigen  Beamten,  ohne  Zweifel  auch  wohl  von 
jedem  freien  Manne  ausgehen.  Trug  aber  die  Yerietzung  den  Charakter 
einer  privaten,  oder  handelte  es  sich  um  bürgerliche  Streitigkeiten  im 
Gegensatze  der  peinlichen  Klagen,  so  konnte  nur  auf  Antrag  des  Yer- 
letzten,  Berechtigten  oder  seines  Vormundes,  Vogtes,  Herrn  das  Gericht 
thätig  werden. 

U.  Zu  dem  Ende  muss  der  Kläger  1  in  älterer  Zeit  regelmässig^ 
äen  Gegner  erst  zum  Gerichte  vor  Zeugen  laden,  was  in  besonderen 


angeführten  Schriften,  für  die  Anbringung,  Subetanzirnng ,  den  Beweis  und  die 
Yerhandlnng  der  Klagen  Laban  d  Die  Termögensrechtlichen  Klagen  nach  den  säohs. 
Reohtsqn.  des  M.  A.    Königsb.  1869. 

^  Ausdrücke  a)  In  der  älteren  Zeit:  Klage:  causa,  actio,  sahha,  mahal,  intentio, 
appellatio.  Kläger:  damans,  reclamans,  prodamans  se,  pulsans,  appeUans,  pro- 
vooans,  später  auch  actor:  Beklagter:  pulsatus,  accusatus,  interpellatus,  gasachio, 
«päter  reus;  Parteien,  cansantes,  causatores,  causidicus,  litigatores.  b)  Im  Mit- 
telalter: klage,  clage;  klagen,  clagen;  klegere,  sakeweldige,  oder  Umschreibungen; 
antwerder,  lider,  uppe  den  man  klaget,  man  sprikt,  de  klage  gat,  beclagede  man 
u.  dgl.  m. 

*  Ausnahme  Lex  Alam.  Hlothar.  XXXVI.  „1.  üt  conventus  secuudum  oon- 
suetudinem  antiquam  fiat  in  omne  centina  coram  comite  aut  suo  misso  et  coram 
•centenario.  Ipse  placitus  fiat  de  sabato  aut  quäle  die  comes  aut  centenarius  vo- 
Inerit;  de  septe  in  septe  noctis,  quando  pax  parra  est  in  provincia:  quando  autem 
melior  est,  post  14  noctis  fiat  conyentns  in  omni  centina,  sicut  superius  diximus. 
2.  Et  si  qnis  alium  mallare  vult  de  qualecumque  causa,  in  ipso  mallo  publice  debet 
mallare  ante  iudice  suo,  ut  ille  iudex  cum  destringat  seoundum  legem  et  cum  iu- 
flticia  respondeat  vicino  suo  aut  qualiscumque  persona  enm  mallare  voluerit.  In 
uno  enim  placito  mallet  causam  suam;  in  secundo,  si  vult  iuraro,  iuret  secundum 
constitam  legem.  3.  Et  in  primo  mallo  spondeat  sacramentales  et  fideiussores  prae- 
beat  sicut  lex  habet,  et  wadium  suum  donet  ad  misso  comiti  Tel  ad  illo  centenario 
qui  praeest,  ut  in  constituto  die  aut  legitime  iuret.  aut  si  culpaviles  est,  conponat, 
qualiter  per  neglectum  non  eyadai;  et  si  evaserit,  60  solidos  de  fredo  sit  culpa- 
viles.  Ille  autem  distringat,  ut  neglectus  non  fiat,  nee  pauperi  pacientur  iniuriam 
ne  sint  sine  lege  nee  maledicant  duci  nee  popalo  terrae,  sed  in  omnibus  sit  disci- 
plina,  qualiter  qui  rebelli  sunt  de  maUo  se  abstineant,  et  qui  boni  sunt  pacem  pos- 
sideant.  4.  Si  qui  autem  Über  ad  ipsum  placitum  neglexerit  Tonire  vel  semet  ipsum 
non  ostenderit  aut  comiti  centenario  aut  ad  missum  comiti  in  placitum,  12  solidos 
sit  culpaviles;  qualiscumque  persona  sit  aut  Tassus  ducis  autcomitis  autqualis  per- 
sona, nemo  neglegat  ad  ipsum  placitum  renire,  ut  in  ipso  placito  pauperi  conola- 
ment  causas  suas.  Et  quod  in  uno  placito  finire  non  poterint,  in  alio  finiatur,  ut 
sine  ira  Dei  sit  defensa  patria,  et  iUi  rebelli,  qui  usque  modo  rapto  fecerunt,  am- 
plius  potestatem  faciendi  non  habeant.  5.  Si  est  talis  persona,  quod  comes  ad  pla- 
citum vel  centenarius  vel  missus  oomitis  distrlngere  non  potest;  tuno  eum  dux  legi- 
time distringat;  plus  quaerat  Deo  placere  quam  homini,  ut  ilum  neglectum  in  ani- 
mam  ducis  Dens  non  requiratur." 
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Fällen  auch  eine  sohriftliche  Aufforderung  ersetzen  konnte.^  Zu  der 
alten  Ladung  gesellte  sioh  schon  unter  Earl  d.  G.  auch  die  Heischung 
zum  Gericht  durch  den  Grafen  auf  Antrag  der  klagenden  Partei.^  Yen 


>  Lex  Sal.  I.  ^Si  quis  ad  mallnin  legibus  dominicis  mannitns  fuerit  et  non 
venerit,  malb.  reapte  hoo  est  600  denarios  qui  faoinnt  soUdos  15  calpabilis  iudioe- 
tnr.  nie  yero  qui  aliam  mannit  et  ipse  non  venerit,  et  qui  manebit  600  dinarios 
qui  faoinnt  solides  15  onlpabilis  iudioetnr.  2.  Et  ille  qui  alium  mannit,  cum  testi- 
bus  ad  domum  iUins  ambnlare  debet,  et  si  praesens  non  fuerit,  sie  aut  uxorem  aut 
quemcumque  de  familia  illius  «ppellit,  ut  illi  faciat  notum  quod  ab  eum  mannitus 
est  Nam  si  in  dominioa  ambascia  fuerit  oooupatus,  mannire  non  potest.  Si  Tero 
infra  pago  in  sua  ratione  fuerif,  siout  snperins  diximus  mannire  potest.'^  —  XLYI* 
Not.  '22.  ,,Si  quis  ad  mallum  legibus  dominicis  mannitus  fuerit  et  non  yenerit  si 
eum  sunnis  non  detennerit,  600  dinarios  qui  faciunt  solides  15  oulpabilis  iudi^tur. 
Ille  vero  qui  alium  mannit  si  non  venerit  et  eum  sunnis  non  detennerit,  quem 
mannivit  similiter  600  dinarios  qui  faciunt  solides  15  oulpabilis  iadioetur."  Lex 
Ripuar.  XXXII.  Bajuvar.  T.  Xli.  o.  2.  Lex  Alam.  1.  o.  Ohildeberti  reg.  oap. 
e.  6.  (Leg.  IL  p.  7.):  „De  antruscione  ghamalta.  -  Si  antruscionem  antruscio 
de  quacnmque  causa  admallare  Toluerit,  ubicumque  eum  invenire  potuerit  super 
noctes  Septem  eum  cum  testibns  rogare  debet  ut  ante  iudicem  ad  mallobergo  de 
causa  qnae  inputatur  ex  hoc  response  dare  debeat  vel  conyenire,  et  eis  si  ibidem 
non  convenerit  aut  oerte  si  venire  distulerit,  qui  ipsum  admallavit  ibi  eum  sole- 
sacire  debet,  et  inde  postea  iteratam  tres  yices  ad  noctes  14  eum  rogare  debet, 
nt  ad  illo  mallebergo  respondere  aut  convenire  ubi  antrusciones  ei  mithio  reddant^. 
Hierauf  Bestimmungen  über  Beweis,  Busse  u.  s.  f.  im  Falle  des  Ungehorsams,  zu- 
letzt dieselbe  Folge  als  in  L.  Sal.  LYI.  Cblotharii  reg.  cap.  pacto  leg.  sal.  add« 
um  550  (Leg.  11.  p.  9.)  c.  1.  „Ut  onioumque  domns  nrserit,  et  res  quas  liberaverit 
nbi  reponat  non  habeat,  similiter  si  eum  infirmitas  detennerit,  aut  oerte  de  proximis 
aliquid  mortuo  in  domo  sua  habet,  yel  in  dominioa  ambassia  fuerit  detricatus,  per' 
ista  sunnis  se  homo,  si  probatione  dederit,  excusare  se  poterit''. 

^  Cap.  Tioin.  801.  Oap.  quae  addita  sunt  ad  leg.  Langob.  o.  12.  „Ut  de  statu 
sno,  id  est  de  liyertatem  yel  de  hereditatem,  conpellandus  iuxta  legis  constitutionem 
manniatur.  De  oeteris  yero  causis  nnde  quis  rationem  est  redditurus,  si  post  secun- 
dam  comitis  admnnitionem  aliquis  ad  mallum  yenire  noluerit,  rebus  eins  in  bannum 
missis  yenire  et  iustitiam  faoere  conpellatnr.  o.  IS.  Cnluscumque  hominis  proprietas 
ob  crimen  aliquid  ab  eo  commissnm  in  bannum  fuerit  comissa,  et  ille  re  cognita 
ne  iustitiam  faciat  yenire  distulerit,  annnmque  hao  diem  in  eo  banne  iUum  esse 
permiserit,  ulterius  eam  non  adquirat,  sed  ipso  fisco  regis  sooietur.  Debitum  vero, 
quod  his  ouius  ea  fuit  solbere  debuit,  per  comitem  ac  ministros  eins  iuxta  exami- 
nationem  damni,  de  rebus  moyilibus  qui  in  eadem  proprietate  inyenta  fuerit,  hia 
qnibus  idem  deyitor  fnit  exolyatur.  Quod  si  rerum  moyilium  ibidem  inyentarum 
quantitas  ad  conpositionem  non  sufficerit,  de  inmoyilibus  suppleatur,  et  quod  super- 
fuerit,  sicut  dictum  est,  fiscos  regis  possedeat.  Si  nihil  super  compositionem  re* 
mauere  potuerit,  totum  in  illam  expendatur.  Si  autem  homo  ille  nondum  cum  suis 
coeredibus  proprium  snum  diyisum  habuit,  conyocet  eos  comes,  ut  cum  eis  legitimam 
diyisionem  faciat,   et  tnnc  sicut  iam  dictum  est  partem   eins  fisco  regis  addicat: 
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der  Ladung  bis  zum  Tage  an  dem  der  Geladene  im  Gerichte  erscheinen 
musste,  waren  genaue  Fristen  gesetzlich  bestimmt  Hatte  der  Geladene 
gesetzliche  Hinderungsgründe,  so  war  sein  Ausbleiben  für  ihn  ohne 
Nachtheil;  im  anderen  Falle  traten  Bussen  und  Geldstrafen  ein  sowie 
das  Contumacialverfahren  (§.  135.). 

ni.  Nach  dem  Rechte  des  Mittelalters  konnte  man  entweder  einen 
im  Gerichte  Anwesenden^  belangen  oder  den  Abwesenden  laden.  In 
jenem  Falle  hatte  der  Beklagte  je  nach  seinem  Stande  und  der  Klage 
das  Becht  eine  Frist  d.  h.  die  Verschiebung  der  Yerhandlung  auf 
einen  späteren  Grerichtstag  zu  fordern,  in  gewissen  Fällen  musste  er  so- 
fort antworten.    Zur  Yorladung«  eines  Abwesenden  konnte  man  entweder 


et  oonpositionem  de  eam  inxta  modum  gaperias  oonprehensam  hiis  ad  qnos  üle  le- 
gibus pertinet  heo  solbat.^  Langob.  802.  c.  51.  ^De  mannire  vero  nisi  de  in- 
genaitate  aut  de  hereditate  non  Bit  opus  obBenrandam,  de  oeteria  yero  inqnisitioiii- 
bns  perdistriotionem  comitis  ad  mallum  veniant  et  last»  ezaminentur  ad  iustitiain 
faoiendam.    Comites  Tero  non  semper  panperes  per  placita  opprimant.*^ 

*  Ssp.  n.  8.  n§.  1.  Beklaget  man  enen  man  in  sine  jegenwarde  nmme  egen 
oder  len,  dat  he  in  rechten  geweren  heret,  man  sal  ime  degedingen  to  me  nesten 
dinge,  of  he  spriot:  me  n'is  hir  nmme  herre  nioht  gedegedinget;  to  der  anderen 
klage  bedet  he  des  dinges,  dat  sal  man  ime  geven,  sint  sal  he  antwerden."  §.  2. 
§.  8.  ,,Um  al  ander  Sake  dar  man  den  man  nmme  softldeget,  sal  he  antwarden 
to  hant,  bekennen  oder  besaken.*  Bohwsp.  c.  86.  W.  Riohtst.  Landr.  c.  21.  §.  4, 
23.  §.  8.  XL.  a.    EL  Keyserr.  (End.)  I.  15.    Weiohb.  art.  84.  85.  (Dan.). 

•  Ssp.  I.  67.  (Stobbe  in  Zeitschr.  f.  D.  Beoht  XT.  S.  110  f.);  I.  49.  (Anf- 
Bohnb  des  Kampfes  bis  zur  Genesung  des  yerwundeten  Klägers),  II.  24. 1.  Man  ne 
Bai  niemanne  ut  sinen  geweren  wisen  Ton  gerichtes  halven,  als  se  he  dar  mit  un« 
rechte  an  komen;  man  ne  breke  si  eme  mit  rechter  klage,  dar*  he  selye  to  jegen- 
warde si,  oder  man  lade  ine  vore  von  gerichtes  halven  to  sinen  rechten 
degedingen,  nnde  he  denne  nicht  vore  ne  kome,  so  yerdelt  man  ime  die  gewere 
mit  rechte.^  §.  2.  IQ.  45.  1.  Schwsp.  o.  88.,  o.  164.  (das  den  im  Dentschsp.  o.  128. 
behaltenen  Fall  der  Ladung  von  Ssp.  U.  24.  1.  ausgelassen  hat,  so  dass  man  nicht 
weiss,  wie  er  vor  kommen  soll.)  Ssp.  I.  62.  9.  I.  68.  §.  5.  „Die  kleg^re  sal  irst 
in  den  warf  komen,  of  die  andere  to  lange  in  irret,  die  richtere  sol  ine  laten  vore 
eschen  den  rronen  boden  in  deme  huse,  dar  he  sik  inne  gerwet,  und  sal  tvene  sce- 
penen  mede  senden.  Süs  sal  man  ine  laden  to  deme  anderen  unde  to  deme  dridden 
male.  Ne  kumt  he  to  der  dridden  ladunge  nicht  rore,  die  klegere  sal  up  stan,  nnde 
sik  to  kampe  bieden,  unde  sla  trenne  siege  unde  enen  steke  weder  den  wint.  Dar 
mede  heret  he  jenen  rerwunnen  sogedaner  klage,  also  ho  ine  an  gesproken  hevet, 
nnde  sal  ime  de  richtere  richten,  also  of  he  verwunnen  were  mit  kampe. *^  Die 
ParaUelstellen  ans  den  sächsischen  Rechtsbüchem  findet  man  bei  Homeyer  en 
den  einseinen  Kapiteln  des  Sachsenspiegels  angegeben.  Die  Ladung  von  Fürsten 
ergibt  die  Curia  Nuremb.  Rudolfi  L  XEiL  Kai.  Deoembr.  a.  1274  (Leg.  11.  p.  400): 
„Secundo  peciit  rex  sententiari,   quid  juris  sit  de  rege  Boemie,  qui  per  annum  et 
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den  Siebter  bitten,  der  alsdann  den  Frohnen  beauftragte,  oder  sich  der 
an  manchen  Orten  bestehenden,  besonderen  Boten  bedienen,  oder  auch 
die  Ladung  mit  Zeugen  selbst  yomehmeu.  Auf  Forderung  des  Beklagten 
musste  der  Kläger  eine  Gewere  geloben.  Als  Fälle  zählen  die 
Quellen  eine  Anzahl  von  peinlichen  und  eine  solche  von  bürger- 
lichen Süiagen  auf,  die  jedoch  die  Aufstellung  eines  festen  Qrund- 
satzes  nicht  zulassen,  vielmehr  zu '  dem  Schlüsse  berechtigen,  der  Be- 
klagte habe  aus  triftigen  Grfinden  stets  darum  bitten,  das  Gericht  sie 
bewilligen  kSnnen.  Sie  wird  regelmässig  durch  einen  Eid  vor  Gericht 
gelobt,  in  Fällen,  wo  des  Klägers  Fähigkeit  zu  leisten  in  Frage  gesetzt 
werden  kann,  mit  Bürgen  oder  Pfändern  bestellt.  Die  Gelobung  der 
Gewere  nimmt  der  Kläger  in  Person  vor;  für  Bevormundete  leistet  der 


diem  et  amplias  a  die  ooronacionis  regia  Bomanomm  oelebrate  Aquisgranis  oonta- 
maciter  aupersedit,  qnod  feoda  saa  a  rege  Romanornm  neo  peoiit,  neo.recepit?  Efe 
Bententiatnm  faii  ab  omnibus  principibas  et  baronibaa,  qnod  qaiounque  aine  oauaa 
legitima  per  negligentiam  vel  contumatiam  per  annum  et  diem  steterit,  quod  de  feo- 
dia  auia  ae  non  peoierit  infeodari,  ipao  lapaa  temporia  oeoidit  a  jure  omnium  feodo- 
ram  aaornm.  Teroio  peciit  rex  aententiarr,  qualiter  oontra  regem  Bocmie  deberet 
prooedere  ad  ipaina  oontamaciam  reprimendam?  Et  aentencia  fuit  lata,  qnod  pala- 
tinna  oomea  Beni  per  virum  ingenuam  ad  oertum  looum  et  diem,  videlicet  infra  aex 
aeptimaniia  et  trea  diea  a  die  iudicii  numerandoa,  deberet  diotam  regem  oitare, 
ooram  ipao  Palatino  queationibua  regia  aaper  contamatia  peremptorie  reapon- 
anrum;  et  ai  ingenaaa  electua  ad  citacionem  faciendam  aaaereret,  et  confirmaret 
proprio  iuramento,  qnod  ob  metum,  qai  cadere  poteat  in  oonatantem  virum,  non  än- 
deret ae  ipaiaa  regia  Boemie  conapeotibna  preaentare,  Tel  terram  regia  ingredi,  auf- 
ficeret  edictnm  publicum  proponi  in  ipaa  aollempoi  ouria,  et  citationem  fieri  publice 
in  ciTitate  vel  opido  aepe  dioti  comitia  palatini  regno  Boemie  plua  vioino.  Üt  au- 
tem  omnia  prooederent  ordinate,  ad  faciendam  preaentacionem  citacionia  aex  aepti- 
mania  et  tribua  diebua  anperadditia  decem  et  ooto  diebna,  in  aumma  date  aunt  in- 
ducie  prefato  regi  Boemie  norem  ebdomade,  a  duodecimo  Ealend.  Decembr.  com- 
putande,  ita  quod  decimo  Ealend.  Febr.  ipae  rex  Boemie  coram  praefato  co- 
mite  Palatino  Beni  in  Herbipolenai  ciritate  debeat  oomparere,  alio- 
quin  oontra  ipaum  prout  iua  permiaerit,  procedetur.^  (Daa  Formular  dieaer  Ladung 
iat  una  erhalten  in  der  Summa  dictaminum  dea  Dominion a  Domini ci. 
Wattenhaoh  Archiv  d.  Geaellaoh.  f.  Utere  deutache  Geaohiohtakunde  X«  660  f., 
H5fler  in  Pfeiffera  Germania  1859,  lY.  110  f.,  Rookinger  Formelbüoher  S.  166  f.). 
Ueber  die  Ladungen  zum  kaia.  Hofgöriohte  Franklin.  Auf  Ort,  Zeit  der  Ladung 
kam  viel  an.  Artiouli  de  juribna  ciTitatis  Medebaoenaia  o.  a.  1350  (Seibertz  no. 
718.)  §.  51.  „Item  preoo  adTOoati  quemlibet  ad  jua  adTOcaticum  pertinentem  oitare 
poteat;  aed  locua  et  tempua  diatinguitur,  quia  nullo  die  celebri,  neo  in  diebua  quatuor 
temporum  neo  in  Tig^ia  featorum  oitare  poteat.  —  52.  Item  in  nullo  looo  aacro,  neo 
auper  bonia  feudalibua,  in  quibua  yeruaherea  bonorum  feudalium  reaidet,  neo  auper 
bonia,  de  quibua  aoMtur  penaio  oameralia,  preco  advooati  debet  vel  poteat  officium 
dtandi  exercere.^ 
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Yormund.  Wer  an  dem  Streitobjekte  und  desshalb  an  dem  Ausgange 
des  Processes  ein  derartiges  Interesse  hatte,  dass  er  die  Klage  selbst 
anstellen  konnte,  8o\ne  der  Bürge  für  diese  Qewere,  musste  gleichfalls 
dieselbe  geloben.  Das  Gelöbniss  bestand  in  dem  Versprechen,  dass  die 
begonnene  Klage  bei  demselben  Gerichte  durchgeführt  und^dass  wegen 
derselben  Sache  yon  Niemand  eine  neue  Klage  werde  angestellt  wer- 
den. Hieraus  folgt,  dass  die  Klage  nicht  verändert  werden  durfte,  dass, 
wenn  ein  Dritter  auftritt,  der  Beklagte  ihn  durch  eine  Einrede  an  den 
Geweren  weist.  Wird  die  „Gewere  gebrochen  mit  Recht**  d,  h.  unter- 
liegt der  Gewährende  gegen  einen  Dritten  durch  Urtheil  im  Gerichte, 
so  trifft  ihn  selbst  in  peinlichen  Klagen  eine  schwere  Strafe,  ausserdem 
wie  in  bürgerlichen  der  Yerlust  der  Forderung  und  Geldbusse,  den 
Dritten,  der  Gewere  leistete,  blos  Geldbusse.  Wird  auf  Gewere  erkannt, 
deren  Leistung  aber  verweigert,  so  braucht  sich  der  Beklagte  nicht  ein- 
zulassen, kann  nach  einzelnen  Rechten  die  volle  Entbindung  durch  Ur- 
theil verlangen.  Einen  Zwang  zur  Klageanstellung  gab  es  nicht,  wohl 
aber  die  Pflicht,  eine  begonnene  durchzufuhren. ^  Deshalb  kann  der 
Kläger  nur  bis  zur  wirklichen  Anhängigmachung  seine  Klage  bessern.^ 
lY.  Yersäumniss  des  Richters  schadete  nur  dem  Kläger;*  versäumt 
dieser  selbst  das  Ding,  so  kann  ihn  der  Yerlust  des  Rechts  treffen. ^^ 
Ohne  Antrag   des  Beklagten  konnte   der   Richter   keinen  Kläger  ab- 


7  Ssp.  I.  62.  §.  1.  ^Man  ne  aal  Diemanden  dYingento  nener  klage,  der  he  nicht 
begnnt  ne  hevet.  Manlio  mut  sines  soaden  wol  svigen  de  wile  he  wel.  Soriet  arer 
he  dat  gerQohte,  dat  mut  he  ml  vorderen  mit  rechte,  wende  dat  gerfichteis 
der  klage  begin.""    Schwsp.  c.  79.  W.    Ssp.  I.  53.  1.,  I.  62.  4.,  IL  8. 

8  Ssp.  I.  63.  §.  2.  ni.  14.  2.  bevor  in  einer  Griminalklage  „eine  gewere^  ge- 
than  ist.  Vgl.  Ssp.  I.  61.  1.,  n.  4.,  II.  5.  1.  n.  a.  Schwsp.  c.  94.  W.  Dessen 
enthebt  nach  diesen  Stellen  Grundbesitz  im  Gerichtsbezirke,  dessen  Werth 
den  Betrag  des  Wergeides  übersteigt.  — 

lieber  die  Goncurrenz  mehrerer  Klftger.  Ssp.  I.  61.  2.  Schwsp.  c  79.  W.; 
Recht  des  Kl&gers,  den  Beklagten  in  gewissen  F&llen  festzunehmen:  Ssp.  III.  13, 
Schwsp.  c  221.  W.,  des  Frohoboten  die  Partei  festzunehmen:  Ssp.  L  61.  1.;  Ding- 
pflichtigkeit  des  Beklagten  IL  45. 

>  Sachsp.  11.  2.  „Yersumt  die  greve  sin  echte  ding,  iai  alene  verlüset  die 
klegere.  Yersumt  he  der  dinge  jenich,  die  um  ungerichte  ut  geleget  werdet,  man 
mut  der  klage  beginnen  al  von  Toren.*^    Schwsp.  c.  86  W. 

10  YgL  die  Stellen  in  nota  7.  Schws.  c.  260.  W.  „ünde  geblutet  ein  man  dem 
andern  vfir,  unde  kumet  dirre  vür,  unde  klaget  jener  tt  in  niht;  nnde  hAt  er  koste 
gehabet,  die  aal  im  jener  abe  legen,  unde  geblutet  er  im  dristunt  yflr,  unde  kumet 
der  unde  er  klaget  dannoch  niht:  so  ist  er  ledic  umbe  swaz  er  in  beklaget  hAt,  nnde 
Bol  im  dannoch  sine  kost  abe  legen  unde  sine  arbeit ;  in  habe  danne  6haft  n6t  ge- 
irret,   daz  sol  er  bewaeren  als  vor  geschriben  stet.*' 
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wei86n.ii  Der  Beklagte  musste  sich  einlassen,  wenn  der  Elläger  zur 
Elagestellung  berechtigt  war,  im  rechten  Gerichte,  in  der  rechten  Weise 
geklagt  hatte.  i>  Erscheint  er  nicht,  ohne  Ehehaften  anführen  zu  können, 
80  ist  der  Kläger  zur  XJngehorsamsbeschuldigung  berechtigt  (§.  135).  ^^ 
Verweigert  der  Beklagte  aus  einem  gesetzlichen  Grunde  die  Einlassung 
oder  verwirft  den  Richter  als  nicht  zustandig,  oder  wehrt  er  aus  einer 
sonstigen  Ursache  den  Anspruch  ab,  ohne  sich  über  die  Sache  zu  er- 
klären, so  hat  er  sich  nicht  eingelassen.  ^^  Hat  der  Kläger  ordnungs- 
mässig  die  Gewere  gelobt,  so  zieht  unberechtigtes  Verlassen  des  Ge* 
richts,  d.  h.  ohne  Willen  des  Klägers  Tor  Erfüllung  des  Klagsanspruches, 
das  Recht  des  Klägers  herbei,  den  Beklagten  an  jedem  anderen  Ge- 
richte zu  belangen  oder  zu  yerfesten. 

y.  Für  die  Klage  vor  den  kaiserlichen  Gerichten  kam  seit  dem 
14.  Jahrhundert  die  Nothwendigkeit  auf,  vor  der  Klagstellung  die  Sühne 
zu  versuchen  und  sich  des  Austrags  von  Schiedsrichtern  zu  bedienen 
(§.  73  und  vorher  Note  12.). 

YI.  Eigenthümlich  war  die  Einleitung  des  Verfahrens  vor  den  Vehm- 
gerichten,  indem  das  Gericht  hier  nur  auf  Anklage  eines  Freischoffen, 


11  Ssp.  III.  16.  1.  «Die  riohtere  noch  nieman  nemaoh  nemaone  von  siner  klage 
wisen,  ane  die,  uppe  den  die  klage  gai^ 

1«  Statut    Frid.  11.  in  favor.  prino.  a.   1232  Ssp.  L  69.  1.,  I.  60.  8.,  IIL  6,  2., 

III.  9. 2,  m.  12.  2.,  nr.  25.  23.,  m.  26.  2.,  111.  33.  5.,  ni.  71.,  m.  79.  2,  — 

Landfr.  y.  1898  §.  7.  „Hätte  auch  jemand  dem  andern  zuznsprechen  umb  Eigen 
und  umb  Erbe,  das  soll  man  usstragen  an  den  Gerichten,  da  die  Gute  inne  gelegen 
eint.  Und  umb  Lehen,  das  sei  man  usstragen  vor  den  Herrn,  von  den  die  Lehen 
rürent.^  R.A.  von  Narnberg  ▼.  1438  §.  2.  ff.,  Ulm  1466  §.  11  ff.,  K5rdlingen  1466 
§.  6  ff.  u.  a. 

1'  Sachsp.  L  28.  „Svat  susgedanes  dinges  errelos  irstirft,  herwede  oder  erre 
oder  rade,  dat  aal  man  antwerden  deme  riohtere  oder  deme  yronen  boden,  of  he't 
esohet,  na  deme  drittegesten.  Dit  aal  de  riohter  halden  jar  unde  daoh  unvordan  unde 
warden  of  sik  jeman  dar  to  tie  mit  rechte.  Sint  kere^t  de  riohter  in  ainen  nut;  it 
ne  si  of  de  erve  gevangen  si,  oder  in  des  rikes  denist  gevaren,  oder  in 
godes  den  st  buten  lande.  So  mut  he  sin  warden  mit  dem  erve,  wente  he 
-weder  kome,  wände  he  ne  kan  sik  an  sinem  erye  de  wile  nicht  versumen;  dit  is 
geredet  Ton  varender  hare.^ 

14  Sachsp.  III.  80.  g.  1.  „Vorsprecken  sal  he  danren,  die  selve  geantwerdet 
hevet.  Die  wile  sik  die  man  weret  antwerdes  mic  ordelen  unde  mit  rechte,  die  wile 
ne  hevet  he  nicht  geantwerdet.^  11.  7.  „Vier  sake  sint,  die  echte  not  hetet:  Teng- 
nisse,  unde  süke,  godes  dinst  buten  lande,  unde  des  rikes  dienst.  Svelke  dirre  sake 
den  man  irret,  dat  he  to  dinge  nicht  ne  kumt,  wirt  so  besceneget  alse  recht  is  von 
eneme  sinen  boden,  sto  he  si,  he  blift  is  sunder  scaden,  unde  gewint  daoh  bit  an 
dat  neste  ding,  als  he  von  der  echten  not  ledich  wirt.^    Schwab sp.  o.  29.  855.  W. 
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sei  68  in  Folge  der  Pflicht  zur  Rüge  oder  auf  Grund  einer  erlittenen 
Verletzung  oder  im  Namen  eines  anderen  Verletzten  thätig  werden 
konnte.  Auf  diese  Anklage  wurde  zuerst  darüber  entschieden,  ob  die 
That  eine  Yehmwroge  sei.  Stand  das  fest,  so  war  bei  angeklagten 
Frei8cho£Fen,  Wissenden,  die  von  zwei  Freischöffen  zuzustellende 
schriftliche  yom  Freigrafen  gesiegelte  Ladung  hergebracht.  Bei  einem 
Freigrafen  sollten  zwei  Freigrafen  und  sieben  Freischöffen  laden.  Die 
Ladung  erfolgte  yor  die  heimliche  Ach  t  mit  einer  Frist  yon  6  Wochen 
und  3  Tagen.  Nichtwissende  lud  man  gleichfalls  schriftlich  durch 
den  Freifrohnen  oder  zwei  Freisohöffen  vor  das  Offene  Ding  über 
6  Wochen  und  3  Tage.  Konnte  die  Ladung  gefahrbringend  sein,  so 
brauchte  sie  nicht  persönlich  zu  geschehen,  sondern  durfte  zur  Nacht- 
zeit oder  wie  immer  an  ein  Thor  u.  dgl.  mit  Zurücklassung  yon  Zeichen 
stattfinden.  Wusste  man  nicht,  wo  sich  der  Angeklagte  aufhalte,  so 
lud  man  ihn  an  vier  Ejreuzwe^en.^^ 

in.  Verhandlung. 
§.  127. 

ft.  In  Utarer  Zeit. 

I.   Zu   einer  Verhandlung  kommt  es  nur,  wenn  der  Beklagte  er* 
scheint;  denn  im  anderen   Falle  greift  die  Ungehorsamsbeschuldigung 


1*  Kaiser  Rnpreohfs  Fragen  IL  §.  4.  ^Aaoh  merket,  ist  eyner,  den  man  Yor- 
heisohen  wil,  ein  fryensohepfe,  so  soll  man  in  za  deme  erstin  geböte  Yorfnrdem,  mit 
zween  andern  Sohepphen,  und  zu  deme  andern  geböte  mit  vier  Sohepphen,  und  as 
dem  dritten  geböte  mit  sechs  Schepph«n,  und  mit  eyme  freygrafen,  und  sal  der  eyne 
Gerichtistag  von  deme  andern  sien  ye  secbs  wochen  und  drye  tage,  und  nioht  korzer» 
sundem  ebir  lenger,  pussen  gebundener  Zyf  §.  5.  6.  Auch  sal  man  merken,  wer 
is  af  her  nf  eyme  Slosse  wonte,  daz  man  syner  ane  grosse  Sorge  und  Ebinthure 
sieht  bekommen  künde,  so  mögen  die  Scheppen,  die  in  heischen  wollin,  eyns  Kachtis, 
adir  so  es  in  fuget,  vor  dasselbige  Sloss  ryten  adir  gehen,  and  nss  deme  Reyne- 
bome,  Zingelen  adir  Regilen  dry  kerbin  hauwen,  und  einen  Konighes  Pfennig  darin 
steken,  und  die  stnke,  die  sie  tss  den  kerbin  houwen,  zu  zeugkenisse  behalden, 
ynd  dess  Namen,  den  sie  heischen,  yff  ein  Zedilen  verieichent  besohriben  in  die 
kerbin  stegken,  adir  deme  Weohter  rufen  und  yme  sagen,  dass  der  deme,  der  danne 
also  geheisehet  in  der  Borghe  ist,  sage  und  yerkundige,  dass  er  sines  Beohttags 
Worten  solle  i(  den  tag  N.  und  vor  deme  fryen  stnle  N.  also  vorgeschrieben  steif 
—  Anhang  §.  36.  87—89.  ütener  S,  121;  Urth.  des  Oeneralkapitels  zu  Arnsberg 
d.  80.  Juli  1441  bei  üsener  S.  269.  „und  den  greyen  soUte  man  daromb  yer- 
boden  tom  ersten  mit  Beyen  frygreven,  tom  andern  mit  yeyrtzen,  tzo  dem  dritten 
mal  myt  eyn  und  tcwensigen  frygreven,  off  syne  Brüche.*  Arnsberger  Refor- 
mation (K.  S.  I.  S.  128  ff.  mit  1480  statt  1488.  Wftchter  S.  185  ff.)  oap.  lU. 
VI.  YII.  ff.  XIV. 

T.  8  0  h  n  1 1  e ,  Beich»-  n.  Beehitf  esch.   4.  Anfl»  26 
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(§.  135.)  Platz.  Die  wirkliche  Yerhandlung  prägt  sich  aus  durch  scharf 
abgen^essene  Bede-  und  Widerrede  der  Parteien,  welche  jedesmal  durch 
Bitten  an  den  Richter  gewonnen  wird,  femer  dadurch,  dass  über  alle 
und  jede  Punkte  und  Abschnitte,  über  jedwede  Frage  durch  ein  vom 
Richter  den  Schöffen  abzufragendes  Urtheil  entschieden  werden  musste. 
Im  Einzelnen  hing  die  Form  des  Klagegesuches  wie  der  ganzen  Yer- 
handlung Yon  der  Beschaffenheit  der  Klagen  ab.^ 

IL  Räumte  der  Beklagte  den  Anspruch  oder  das  Recht  des  Klägers 
ein,  ohne  eine  Einrede  zu  erheben,  so  erklärte  man  ihn  durch  ein  ur- 
theil für  schuldig.  Deber  dies  Anerkenntniss  wurden  schon  früh  Ur- 
kunden aufgesetzt.2  Machte  er  Einwendungen,  über  welche  keine 
Einigung  zu  Stande  kam,  oder  läugnete  er,  so  kam  es  zum  Beweise. 
Hierzu  erbot  sich  der  Kläger  oder  Beklagte  gleich  bei  Stellung  des  An- 
trags oder  sobald  kein  Anerkenntniss  erfolgte.  Auf  den  Beweis  wurde 
durch  Urtheil  erkannt. 

§.  128. 

b.  Im  HlttoUlter. 

L  In  den  Landgerichten,  Stadtgerichten  und  sonstigen  ordentlichen 
niederen  Gerichten  hat  sich  während  des  ganzen  Mittelalters  der  formelle 
Gang  des  Verfahrens  erhalten.  Es  geht  mit  Urtheilen^  vor  sich, 
welche  den  einzelnen  Akt  feststellen  und  für  die  Folge  als  bindend  er- 
scheinen.' Zweck  derselben  ist  sowohl  die  formelle  Richtigkeit  des 
Verfahrens,  als  auch  die  Feststellung  aller  für  den  Processgang  selbst, 
wie  auch  für  die  Entscheidung  in  der  Hauptsache  bedeutenden  Fragen. 
In  jener  Beziehung  wird  die  Ungültigkeit  des  Verfahrens,  die  y  a  r  e ,  > 


^  Für  die  Zeit  der  Lex  Salioa  hat  besondera  So  hm  Prooess,  naoh  der  Gattung 
der  Klagen  das  Verfahren  genau  entwickelt 

*  Da8  ist  anoh  sicher  ein  Fall  der  „e^ä  placitom  legitime  fides  facta*'  in  L. 
SalL.  2. 

1  Mit  ordelen  ist  der  Ausdmok  für  geriohtliohe  Verhandlung.  Siehe 
die  Zosammenstellong  Yon  Homeyer  im  Register  zu  Saohsp.  I*  S.  S86.  und  II.  1. 
S.  601.  Richtsteig  Landr.  S.  480  f.  ~  Der  Riohtsteig  Landreohts  und  die 
anderen  Werke  der  Art  lehren  das  Verfahren  aufs  Genaueste  (rergL  §.  64).  Ganz 
besonders  wird  dessen  Verst&ndniss  gefordert  durch  Homeyer 's  Gerichtswesen 
des  Richtsteiges  (S.  411-520.). 

*  Ssp.  I.  62.  „Die  riohtere..  .  .  sal  ordeles  Tragen  trischen  trier  manne  rede. 
Vraget  he  na  sineme  mutwillen  unde  nicht  na  rechte,  dat  ne  scadet  noch  ne  tto* 
met  ir  newederme.«    Als  Beispiel  Richtst.  Landr.  c.  12.  §.  1>6» 

*  Homeyer  Ssp.  IL  1.  S.  618.  u.  d.  Worte  vare,  Richtst.  S.  481. 
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Gefahr  von  Verletzungen,  vermieden«  Das  Letztere  ist  als  Parteisache 
den  Parteien  überlassen,  so  dass  die  antragende  Partei  dem  Richter 
die  Frage  angibt,  dieser  den  Gegner  vernimmt  und  alsdann  die  Frage 
stellt.^  Die  Frage  selbst  wird  bald  mit  bald  ohne  rechtliche  und  that- 
sächliche  Begründung  gestellt. 

IL  Auf  die  Anstellung  der  Klage  erfolgt  nach  Bitte  des  Klägers 
das  Urtheil  über  die  Pflicht  zur  Antwort,  mit  der  sich  der  Beklagte 
auf  die  Sache  einlässt.  flrhebt  er  Widerrede,  Einrede  ohne  Einlassung, 
so  ist  darüber  zunächst  zu  urtheilen.  Fällt  dies  Urtheil  gegen  den  Be- 
klagten aus  oder  hat  er  keine  Sinrede  gestellt,  so  kann  der  Beklagte 
entweder  1)  die  Antwort  verweigern,  schweigen,  oder  2)  die  vom  Kläger 
behauptete  Thatsache  leugnen  oder  3)  diese  zugebend  den  rechtlichen 
Anspruch  bestreiten,  oder  4)  eine  Thatsache  behaupten,  wodurch  er  die 
Ansprüche  des  Klägers  entkräften  will,  oder  5)  einen  Gegenanspruch, 
Widerklage  erheben,  oder  endlich  6)  eine  Frist  zur  Antwort  begehren. 

Steht  ihm  das  Letztere  zu,^  so  gibt  man  ihm  die  neue  Frist.  Bäumt 
er  den  Anspruch  ein,  bekennt  er,  oder  ist  die  Rechtsfrage,  welche  er 
allein  bestreitet,  durch  Urtheil  zu  Gunsten  des  Klägers  entschieden, 
so  wird  das  Anerkenntniss  durch  Urtheil  ausgesprochen,  d.  h.  der 
Beklagte  für  schuldig  erklärt.  In  allen  anderen  Fällen  kommt  es  zum 
Beweise. 

UI.  Bei  den  Yehmgerichten  schied  man  offene,  gemeine,  echte  Frei- 
dinge, denen  alle  Eingesessenen,  Wissende  und  Unwissende,  beiwohnen 
konnten  (die  alten  placita),  und  gebotene  heimliche  Dinge,  die  statt- 
fanden, wenn  es  sich  um  Yerurtheilung  eines  abwesenden  Unwissenden 
oder  eines  Freischoffen  und  Freigrafen  handelte.  Das  offene  Ding  kann 
jederzeit  in  ein  heimliches  verwandelt  werden,  in  welchem  Falle  bei 
Strafe  des  Stranges  alle  Unwissenden  sich  zu  entfernen  haben.  Danach 
lud  man  vor  das  offene  Ding  der  heimlichen  (geschlos- 
senen Acht  oder  vor  das  heimliche  Ding.  Seit  dem  Ende  des 
14.  Jahrhunderts  fing  man  an,  die  Unwissenden  in  peinlichen  Sachen 
oft  gar  nicht  mehr  zu  laden,  wohl  aber  in  den  Civilsachen.  Erschien 
der  Geladene  auf  die  erste  Ladung  nicht,  so  erfolgte  meist  eine  zweite 
und  dritte;   Hess   er  diese  unbeachtet,  so  ward  er  verfehmt.^    Ob  Un- 


*  Yort  ordelen.    Homeyer  Biohtst.  8.  482  f. 

s  Ssp.  n.  8.  1.  2.,  Biohtat  Landr.  21.  §.  4,  23.  §.  8. 

*  £b  kommen  aber  Fälle  Tor,  "wo  man  Öfter  als  dreimal  lud,  namentlich  wenn 
vom  Kaiser  Einspruch  auf  Anrufen  der  Beklagten  erfolgte.  Vgl.  Bischoff  a.a.O. 
Auch  kam  es  wohl  nicht  immer  smr  F&Uung  der  „letzten  schweren  Bentenz*^. 

26» 
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wissende  sich  mit  Beweisen  yertheidigen  konnten,  ist  nicht  ausgemacht. 
Scho£Fen  stand  ihr  Eid  mit  anderen  Schöffen  als  Eidhelfern  zu.  Gottes- 
urtheile  waren  ausgeschlossen.  Wer  ungehorsam  war,  ward  in  die 
Oberacht  des  Reichs  verfallt.  Zur  Ausführung  des  Urtheils  ward  be- 
stellt ein  Schöffe,  dem  ein  Brief  gegeben  wurde,  der  Allen  ihm  beizu- 
stehen befahl  bei  Verlust  der  Ausstossung  für  Schöffen,  der  Acht  für 
Unwissende.  Wo  der  Schöffe  den  Yerurtheilten  findet,  vollzieht  er 
das  Urtheil  durch  Aufknüpfen  mit  dem  Strange  an  einen  Baum,  in 
den  er  sein  Messer  steckt  oder  ein  anderes  Zeichen  macht.  Die  Be- 
rufung stand  zu  an  den  Kaiser  und  den  Erzbischof,  später  auch  an  die 
Kapitel. 

IV.  Der  Beweis. 

A«  Die  Beweismitte].  * 
§.  129. 

1.  Der  Cid. 

I.  I^ach  den  Volksrechten  erscheint  als  das  häufigste  Beweismittel 
sowohl  zur  Bestreitung  des  klägeriscben  Anspruchs  oder  der  Anklage 


*A.  Ueberhanpt:  Albreoht  doctrinae  de  probationibus  Becundam  jas 
Germanicum  medii  aevi  adumbratio.  P.  I.  Begiom.  1825,  II  ibid.  1827.  Sachsse 
das  Beweisyerfahren  nach  deutschem,  mit  Ber&oksiohtigiing  yerwandter  Rechte  des 
Mittelalters,  Erlangen  1868.  Nach  sächsischem  Rechte:  Homeyer  im 
Register  su  Sachsenspiegel  I.  8.  294.  (Beweis)  401—404.  (Zeuge,  Zeugnis s), 
IL  2.  S.  596—622.  (Beweis  im  Lehnrechte);  JoUj  über  das  Beweisyerfahren 
nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels,  Mannh.  1846:  Planck  das  Recht  der  Beweis- 
führung nach  dem  älteren  deutschen,  besonders  sächsischen  Verfahren,  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Recht  Bd.  10.  (1846)  S.  205—824.;  ders.  die  Lehre  yom  Beweisurtheil  1848 
8.  38^60;  A.  Hänel  das  Beweissystem  des  Sachsenspiegels.  In  Beschränkung  auf 
den  bürgerlichen  Process,  Leipzig  1858.  L.  y.  Bar  Das  Beweisurtheil  des  ger« 
manischen  Processes.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  und  Kritik  des  deutschen  Proo, 
und  des  deutschen  Rechtes,  Hannoyer  1866.  und  in  Zeitschr.  f.  R.G.  X.  92  ff.  — 
B.  Einzelne  Punkte:  F.  Major  Geschichte  der  Ordalien,  insbes.  der  gerichtlichen 
Zweikämpfe  in  Deutschland,  Jena  1795,  Wächter  Beiträge'  (Beweis  durch  Eidhelfer 
im  Mittelalter)  S.  262-267.  Gemeiner,  über  Eideshülfe  und  Eideshelfer  des 
älteren  deutsch.  Rechts,  Münch.  1848.  F.  W.  ünger  der  gerichtliche  Zweikampf 
bei  den  germanischen  YÖlkem,  G5tt.  1847;  Delbrück  das  Recht  zur  Beweisführung 
bei  Klagen  um  Gut,  Zeitschr.  f.  d.  R.  Bd.  14.  (1858)  8. 218—241.;  derselbe  über  diesen 
Gegenstand  (Kap.  26.  Richtst.  Landr.)  in  Zeitsohr.  f.  d.  R.  Bd.  XIX  (1859)  8.  98—120. 
Platner  historische  Entwickelung  des  Priyatrechts,  Marb.  1854.  8.  828  ff.;  0.  Stobbe 
Beweis  der  Verträge  in:  Zur  Gtosch.  des  Yertragsrechtt,  Leipz.  1855  S.  56—115; 


Ei&eid,  Eid  mit  EideBhelfern.  405 

(Ablehnungs-  oder  Reinigungseid;  saoramento  ee  excaeare,  püi^are,  de- 
fendere)  als  auch  zur  Bewahrbeitung  des  Anspruches,  i  der  Anklage, 
(Bekräftigungseid,  Ueberführungseid ;  juramento  asserere,  superjurare, 
u.  dgl.)  der  Eid»  saeramentum,  juramentum,  jusjurandum.  Ihn  zu  leisten 
war  nur  fähig,  wer  als  rechtsfähig  anerkannt  war  (§§.  55.  56.) ;  deshalb 
nicht  der  Knecht.  In  Person  leistet  jedoch  nur  der  zur  Selbstvertretung 
Befähigte,  f&r  andere  Personen  und  die  Gemeinschaft  ihr  Yertreter« 

Wahrscheinlich,  wenigstens  bei  den  Franken,  wurde  erst  mit  dem 
Christenthume  der  Gebrauch  des  Eides  häufiger,'  in  älterer  Zeit  kam 
der  Eineid  yor.^'    In  den  Yolksrechten  aber  treten  zum  HauptschwSrer 


Fei.  Dahn  Stadien  znr  Gesoh.  der  germanisohen  Gottes-Ürtheile ,  München  1857 
bei  dem  andere  Literatur  angeführt  ist  -*  H.  Brunn  er  Zeugen  und  Inquisitions- 
beweis  der  karolingischen  Zeit,  Wien  1866.  Ders,  Schwurgerichte.  Dazu  die  Werke 
Ton  Sohm,  t.  Bethmann-Hollweg  u.  8.  w. 

*  Brunner  hat  den  Tollständigen  historischßn  Nachweis  geliefert,  dass  der 
Inquisitionsbeweis  des  fr&nkischen  Beohts  ein  ausserordentliches,  anfftnglich 
nur  EU  Gunsten  des  Fisous  aufgestelltes,  aber  durch  Privileg  auf  Kirchen  und  Klöster 
ausgedehntes  Beweismittel  in  Sachen  betreffend  Gut  war,  der  im  Fragererfahren 
bestand,  weeentlich  in  einem  Gegensatz  zum  formalen  Beweisyerfahren  des  alt- 
deutschen Prooesses  liegt;  der  Richter  sucht  die  Geschworenen  aus  und  fragt  sie: 
das  Erscheinen  und  Zeugen  ist  Pflicht.  Er  zeigt,  wie  aus  diesem  ausserordentlichen 
Beweismittel  ein  ordentliches  (Beweisjury)  im  12.  Jahrh.  entstand  (zuerst  in  der 
Kormandie,  dann  in  England),  wodurch  allmälig  die  Geschworenen  zu  Beweisrichtern 
wurden  und  sich  so  die  Ciyiljury  bildete.  Er  hat  weiter  gezeigt,  wie  das  frftn- 
kische  Kügeyer fahren  in  Strafsachen  zur  Anklag ejurj  sich  ausbildete 
und  in  der  Anwendung  des  dem  fränkischen  Rechte  in  Strafsachen  unbekannten 
Inquisitionsbeweises  auch  für  Strafsachen  yereinzelt  in  England  und  in  der  Nor- 
mandie  im  12.  Jahrh.,  im  13.  Jahrhundert  zu  einer  Beweisjury  sich  umgestaltete, 
bis  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert  sich  in  England  zur  Urtheiljury  umbildete. 
Gemeinsam  ist  danach,  wie  er  zeigt,  der  heutigen  Jury  und  dem  germanischen  Pro- 
cess,  dass  das  Gericht  zur  Beweisfrage  eine  gleiche  Stellung  einnimmt,  indem  das 
Gericht  ein  abgeschlossenes  fertiges,  Ton  seiner  Prafung  unabhängiges  Beweisresnltat 
erhält 

1  Vgl.  jedoch  Siegel  Gesch.  L  S.  182. 

'  Edict.  Ghilperici  reg.  (Leg.  IL  p.  6.)  c.  4.  „In  quantas  oausas  electi 
debeant  iurare.  Propterea  non  est  saeramentum  in  Francos;  quando  illi  legem 
oonposuerunt,  non  erant  christiani.  Propterea  in  eorum  dextera  et  arma  eorum 
sacramenta  adiirmant.  Sed  post  ad  christianitatem  fnerunt  reyersi.  Propterea  in 
eorum  arbitrio  ad  sacramento  reyocayerunt.  Nam  non  per  arma  eorum.  Et  in  eo- 
rum arbitrio  in  eorum  sacramento  resederunt,  nt  sie  iurant  super  semispado:  'Vide 
ille  tu  auditor  yobis  arbitriorum,  per  istnm  arbitrium,  de  iUas  res  unde  tu  me  mal- 
lasti  ego  de  illas  te  mallare  non  redebeo,  nisi  isto  idoneo  sacramento  orbens  iuro 
per  isto  arbitrio.^ 

*  Grimm  R.  A.  S.  859.  Note. 
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regelmässig  eine  Anzahl  von  Geholfen,  Mitschworer,  Eideshelfer, 
conjuratores,  consacramentales,  coadjutores,  von  freien  Leuten^  aus  dessen 
Yerwandtschaft  oder  Bekanntschaft.  Ihre  Anzahl  wechselt  bis  zu  zwei- 
undsiebenzig ,  sich  richtend  in  mannigfachen  Abstufungen^  nach  dem 
Stande  des  Verletzten  und  Beklagten,  nach  der  Beschaffenheit  der  Sache, 
nach  dem  Stande  des  Schworenden,  so  dass  sich  bald  eine  genau  er- 
sichtliche Proportion  zwischen  dem  in  Gelde  angeschlagenen  Objekte  des 
Streites  und  dem  Gesammtwergelde  der  Schwörenden  ergibt,  bald  auch 
nur  die  blosse  Festsetzung  der  Zahl  der  Eideshelfer  ohne  ein  solches 
bestimmtes  Verhältniss  sich  vorfindet.  Die  Eideshelfer  nannte  bald  der 
Beweisende  (conjuratores  nominati),  bald  dieser  und  der  Gegner 
zur  Hälfte  (conjuratores  electi);  bald  konnte  der  Gegner  des  Be- 
weisenden eine  bestimmte  Zahl  aus  den  vom  letzteren  vorgeschlagenen 
verwerfen  oder  durch  selbstgenannte  ersetzen« 

Während  der  Hauptschworer  die  Wahrheit  seiner  Behauptung  be- 
schwort, enthält  der  Eid  der  Eideshelfer  die  Versicherung,  dass  sie  von 
der  Wahrhaftigkeit  jenes  und  mithin  von  der  Richtigkeit  seines  Eide» 
überzeugt  sind. 

Abgelegt  wurde  der  Haupteid  in  heidnischer  Zeit  stets  im  ver- 
sammelten Gericht,  seit  der  Einführung  des  Christenthums  mehr  und 
mehr  in  der  Earche  vor  dem  Altare.*  Die  Form  der  Ablegung  bestand 
in  der  Nachsprechung  der  Eidesformel,''  welche  der  Gegner  mit  einem 


*  Die  Ausnahmen  bei  den  Friesen  zeigen  die  Stellen  im  §.  56.  n.  9.  u.  18. 

>  Siehe  bei  Siegel  die  Tabelle  Aber  ^die  Bestimmungen  der  einzelnen  deutsohen 
Volksreohte  (aber  nur  Leges  Fris.,  Sax.,  AngL  et  Wer.,  Ribuar.,  B^juwar.,  Cham.) 
über  die  Grösse  der  Eide.<< 

*  Lex«  Francor.  Ghamavor.  c.  10.  11.  „Si  qui  hominem  ingenuum  ad  ser- 
Vitium  requirit,  cum  duodecim  hominibus  de  suis  proximis  parentibus  in  sanotis 
juret,  et  se  ingenuum  esse  faoiat,  aut  in  servitium  cadat.  Qui  per  handradam  ho- 
minem ingenuum  dimittere  voluerit,  in  looo  qui  dicitur  sanctum  sua  manu  duodecima 
ipsum  ingenuum  dimittere  faoiat,^  d.  h.  auf  die  Reliquien  Tor  dem  Hochaltare  im 
Chor.  ZSpfl  Eyya  S.  5  fPl  Ueber  die  Freilassung  per  hantradam  und  die  Be- 
deutung der  Eideshelfer  dabei  Sohm  Frank.  IL  u.  G.  Y.  I.  578  ff. 

7  Grimm  R.  A.  894  ff.  L.  Ribuar.  LXTI.  1.  LXYII.  8.  .Quod  sl  sacra- 
mentum  ille,  qui  prosequitur,  non  pronuntiaTorit,  ipse  qui  placitarit  ante  annum 
roTolutum  Tel  septem  noctes  sacramentum  suum  coram  testibus  offerat,  et  coniurare 
studeat,  et  deinceps  innocens  habeatur.^  5.  „Si  quis  pro  heriditate  vel  pro  ingenui- 
tate  certare  ooeperit  post  malo  ordine  cum  sex  in  Ecclesia  coniuret,  et  cum  duo- 
decim ad  stappulum  Regis  in  oirculo  et  in  hasla  hoc  est  in  ramo,  cum  yerborum 
oontemplatione  coniurare  studeat.  Si  non  adimpleverit,  cum  legis  benefioio  resti- 
tuat    Aut  si  quis  eum  contra  prendere  Toluerit,   aut  cum  armis  suis  se  defensare 


Die  Beveismittel.    Der  EicL  407 

Stabe  in  der  Hand  rorspricht  (gestabter  Eid),  wobei  man  in  älterer 
Zeit  entweder  im  vollen  Waffenschmucke^  oder  in  gewohnlicher  Kleidung 
BchwSrt,^  während  es  in  der  christlichen  Zeit  Sitte  wurde,  die  Hand  auf 
geweihte  Sachen,  besonders  ein  Beliquien-Eästchen  zu  legen,  ^o  Nach  dem 
Hauptschworer  legen  die  Eideshelfer  den  Eid  gemeinschaftlich  ab,  nach 
den  Gesetzen  des  9.  Jahrhunderts  einzeln.  ^^ 

Der  Zusammenhang  des  Instituts  der  Eideshelfer  mit  der  Stellung 
der  Familie  bewirkte,  dass,  im  Falle  der  HauptschwSrer  unterlag,  jene 
eine  Strafe  treffen  konnte.  ^^ 

n.  In  dem  Mittelalter  hat  sich  nicht  nur  im  sächsischen^s  Rechte, 
wie  es  im  Sachsenspiegel  und  den  ihm  nahe  stehenden  Werken  enthalten 
ist,i  ^  sondern  allgemein  die  Trennung  des  Eides  der  Eideshelfer  und  der 


stadeant  ante  Regem,  ant  omnem  repetitionem  oom  legis  beneflcio  restitoat.  Siegel 
8.  226  f. 

'  L.  Alam.  Fragm.  L  1.  «in  ferramenta  saa**  nach  dem  Oitate  von  Merkel 
in  n.  4.  soviel  als  in  der  Rflstung.    L.  Sal.  GIY.    Andere  bei  Siegel  S.  229. 

*  L.  Fris.  Tifc.  in.  §.  5.  „8i  servns  furti  rens  esse  dicatur,  dominus  eins  in 
Testimento  sno  saoramentum  pro  illo  perfioiat.^  XU.  §.  1.  ,»81  servus  rem  magnam 
qnamlibet  fnrasse  dicatnr,  yel  noxam  grandem  perpetrasse,  dominus  eins  in  reliqniis 
sanotomm  pro  hao  re  iurare  debei.*^ 

i<*  Nota  6.  L.  BajuT.  Tit.  L  c.  5.  ^uret  in  altare  in  illa  Ecolesia.*  Gap.  qnae 
in  lege  Rib.  mitt.  sunt  803  o.  12.  „Omne  sacramentnm  in  aeoclesia  ant  snpra 
reliqaias  jnreinr.  Et  quod  in  ecclesia  jurandum  est,  yel  com  sex  electis,  vel  si 
dnodecim  esse  debent^  qnalespotuit  inyenire,  sie  illnm  Dens  adjuTet  et  sanoti 
quorum  istae  reliqniae  sunt,  nt  reritatem  dicaf 

"  L.  Alam.  Karoli  VI.  4.  ^sta  saoramenta  debent  esse  iarata,  nt  iUi  conin- 
ratores  manns  snas  snper  capsam  ponant,  et  ille  solus  oni  oansa  reqniritnr  rerba 
tantom  dioat  et  snper  omninm  manns  mannm  snam  ponat,  nt  sie  illi  Dens  adinret 
yel  illae  reliqniae  ad  illas  manns  quas  conprehensas  habet,  nt  de  illa  causa  nnde 
interpellatus  est  onlpabilis  non  sit.^  Ripnar.  LXVI.  1.  Marc.  app.  88  (Walter 
Corp.  jnr.  in.  p.  890.)  n.  31.  Gonst.  Olonn.  825.  Gap.  gen.  c.  8.  ^Btatuimus  nt 
iuratores  omnes  singillatim  jurent.*^ 

>*  L.  Sal.  XLYin.  2.  ^Si  ouicumque  aliqnid  fnerit  inonlpatum  quod  peijuras- 
set  et  ei  fnerit  adprobatnm,  jnratores  quinos  solidos  oomdemnentur,  ille  vero 
cni  adprobatnm  fnerit,  excepto  oapitale  et  dilatura  atque  cansa  extra  hoc  600  di- 
narios  qni  faoiunt  solidos  15  onlpabilis  judioetur."  Kor.  136.  „  .  .  tres  de  ipsis 
juratores  15  solidos  onlpabilis  indioetur  qnisqnis  illorum  vero  qni  super  tres  fuerint 
quinos  solidos  solvant.^  Burg.  LXXX.  2.  die  XLY.  schon  das  Anerbieten  straft, 
wenn  ein  testis  überwunden  wird.  Kaoh  Fris.  X.  XIY.  8.  zahlten  die  Gonjuratoren 
ihr  Wehrgeld. 

IS  Homeyer  Sachsp.  I.  Register  u.  d.  W.  Eid,  Zeuge,  Riohtsteig S.  455 ff. 
Hftnel  S.  30  ff.  Stand  der  Frage  über  das  Verhältniss  des  Eineides,  der  Qehülfen 
als  Zeugen  und  Eideshelfer  bei  Homeyer  Richtst.  S.  457  ff. 
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Zeugen  im  engeren  Sinne  (§.  130.)  erhalten,"  obwohl  der  Umfang,  in 
welchem  die  Rechte  den  blossen  Eineid  oder  den  Eid  mit  Eideshelfem 
oder  Yon  Zeugen  zulassen,  sehr  verschieden  ist. 

Der  blosse  Parteieid,  Eineid,  erscheint  als  die  Bekräftigung  des 
Schwörenden  bezüglich  der  Richtigkeit  seines  Rechtsanspruches,  des  von 
ihm  gefällten  Urtheiles,  nicht  als  blosse  Bestärkung  der  Thatsachen,  aus 
denen  der  Richter  einen  Schluss  ziehen  konnte,  i*  Dies  hängt  zusammen 
mit  dem  ganzen  Geiste  des  den  Parteien  überlassenen  Verfahrens.  An- 
wendung findet  der  Eineid  im  Sachsenspiegel  am  häufigsten  zur  Abwehr 
der  Klage  oder  Anklage,  somit  als  Leugnungs-  od^s  Reinigungseid,  selten 
zur  Begründung.  Bereits  in  dem  Richtsteig  Landrechts  ist  aber  der 
Fortschritt  gethan,  dass  der  Eineid  zur  Begründung  einer  Behauptung 
gegeben  wird,  wenn  der  Beklagte  durch  sie  den  Anspruch  gleichzeitig 
zurückweist,  mithin  auch  sachlich  eine  Leugnung  vorliegt,  i? 

Mit  Eideshelfernis  unterstützt  die  Partei  nach  dem  Rechte  des 


**  Ton  Bedeatang  sind  für  die  Zeit  vor  dem  Sachsenspiegel  die  Stellen  ans 

dem  ältesten   Soester   Becht  yon    1120,   §.   18  —  20.   28.  29.    30.  42.  55.     Mede- 

bacher  Becht  yon  1165  (Seibertz  n.  55.)  §§.  6.  14.  15.  22.  23.    Mit  den  Artikeln 

des  So  est  er  Stadtr.  von  1120  correspondiren  genau  der  Soester  Sohrae  Ton 

1850  (Seibertz  n.  719.)  Art.  16.  18.  19.  118.  61.  21. 

^^  Das  beweisen  die  zahlreiohen  Ton  Homejer  Biohtsteig  S.  466 — 472  zusam- 
mengestellten Belege  evident.  Hftnel  S.  43  ff.  untersoheidet  im  Ssp.  nicht,  sondern 
«erfasst  das  Institut  der  säohsisohen  Gezeugen  als  eine  Einheit.*^ 

><  Bichtst.  c.  8.  nVan  der  antwerde  umme  scult.  Is  de  beolagede 
man  dar,  so  spreke  sin  yorspreke  sus:  her  riohter  wil  gl  N  wort  hören?  Ja.  Un- 
sculdich  seoht  he  sie  des  men  ene  tiet  unde  biddet  enes  ordels,  oft  hes  ioht 
neger  tu  untgande  si  wen  jene  em  overtugande.  Da  yint  me.  Sprikt  he  aver,  he 
hebbet  yorgnlden,  dat  mut  he  sulf  drudde  bewisen.  Sprikt  he  aver,  jene  heb- 
ben  loz  gelaten,  des  wert  he  loz  mit  sime  ede.  So  sprek  yort:  her  riohter  he  bid- 
det unde  io  yan  siner  wegen  der  hilgen  unde  enes  steveres.  So  sprikt  de 
riohter:  io  gans  em  wol.  So  spreke  de  stevere:  here  her  riohter,  gunne  gi  mi  dat 
10  N.  staye  sinen  ed,  so  biddet  he,  dat  gi  eme  orloven  tu  dunde  wat  tu  dem 
ede  höre.  So  sprikt  he:  io  orloves  eme,  he  se  dat  he  reohte  du.  So  yrage,  wo 
dat  sin  ed  tu  rechte  gan  scole.  So  vint  me:  der  ticht,  der  N  eme  tiet,  dat  he  der 
unsculdich  si,  edder  dat  he  de  sould  yorgulden  hebbe,  dat  eme  got  so  helpe 
unde  de  hilgen.  Wen  he  sus  gesworen  heft  unde  mit  orlove  afgeuommen  heft 
unde  upgestan  is,  so  yrage,  oft  he  yullenkumen  si  mit  sime  rechte.  So  yintme. 
he  si.^  So  beweist  man  die  Nothwehr  mit  dem  Eide  Ssp.  IL  62.  2.,  Sohwsp. 
0.  244  L. 

17  So  Bichtst.  Landr.  c.  18  §.  5. 

1^  Der  Sachsenspiegel  kennt  kein  derartiges  Wort,  sondern  fasst  diesen 
und  den  Fall  des  wahren  Zeugnisses  unter  dem  Worte  tUoh,  getüoh,  yertügen. 
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BaehsenspiegelB  sich  nur^*  in  peinUohen  Sachen.  Deren  Eid  hat  den 
Inhalt,  dasB  der  Hanpteid  sei  „reine  und  unmeine^  d.h.  nicht  mein, 
nicht  meineide,  und  wird  nach  dem  Eide  der  Partei  abgelegt. >o 

Zum  Eineide  kann  nur  gela&sen  werden  ein  unbescholtener  Mann; 
beim  Gehülfeneide  kommt  hierzu  auch  wohl  noch  das  Erforderniss  der 
Genossenschaft. ^1     Was  die  Form  der  Eide  betrifft,  so  wurden  sie  ab- 


mit  getüge  rulkomen,  yermoBeii,  getüges  up  enen  rolbringen  u.  a.  zu- 
sammen. 

i>  Homeyer  nimmt  aus  den  Fall  ron  Ssp.  I.  6.  §,  2.  ,.  .  .  de  soult  sal  de 
erre  gelden,  of  he  is  geinnert  wirt  als  recht  is  mit  tven  unde  seventioh  mannen, 
de  alle  vrie  soepenbare  sin,  oder  echt  borene  late.'^  Dasselbe  Riohtst.  Landr. 
0.  10.  §.  1.  Ich  sehe  hier  nur  Zeugen.  In  beiden  Reohtsbüohern  sind  sich  die 
Fälle  streng  entgegengesetzt,  dass  man  eine  Schuld  des  Todten  behauptet,  von 
der  man  den  Erben  nicht  einmal  der  Wissenschaft  beschuldigt  oder  die  er  nicht 
weiss,  und  der  Fall,  wo  der  Erbe  sie  weiss,  oder  man  seine  Wissenschaft  behauptet 
Offenbar  ist  es  wahrscheinlicher,  dass  der  Erbe  Yom  Yerstorbenen  Aber  seine  Yer- 
hftltnisse  unterrichtet  ist  als  Fremde:  denn  der  Sachssp.  verlangt  keine  Ver- 
wandten. So  wäre  nach  dem  Principe  des  Ssp.  der  Erbe  näher  daran,  die  Schuld 
eidlich  absuleugnen.  Dies  ihm  fOr  den  Fall,  dass  man  nicht  einmal  sein  Wissen 
annehmen  kann  und  der  Todte  yielleicht  die  Schuld  eingestanden,  ohne  dass  es 
gerichtlich  geschah,  so  dass  dennoch  Viele  sie  kennen,  zuzumuthen  oder  ins 
Belieben  zu  stellen,  wäre  ein  Unrecht  gegen  den  Gläubiger.  Auf  der  anderen  Seite 
ist  eine  solohe  Schuld  bei  dem  Verhältnisse  der  Erben  zu  den  Besitzern  so  un- 
wahrscheinlich, dass  man  offenbar  einen  Notorietätsbeweis  fordern  muss.  Ein 
solcher  liegt  meines  Erachtens  in  diesen  Artikeln,  zumal  nur  schöffenbare  oder  echt 
geborne  Laten,  also  volle  Gemeindeglieder  und  Personen,  die  im  Gerichte  sitzen, 
zugelassen  werden.  Damit  stimmt  Ssp.  III.  25.  §.  1.  »Stirft  en  riobtere,  svat  so 
binnen  sinen  tiden  geschin  is,  des  sal  sin  nakomeling  an  'me  Gerichte  getach  wesen, 
al  ne  seoge  he^s  nicht,  svenne  he  mit  soepenen  getüge  der  Wahrheit  geinneret  wert.'S 
der  das  inneren  auch  gerade  fOr  den  Fall  braucht,  dass  die  im  Gerichte  anwesen- 
den Personen  die  Wahrheit  d.  h.  ihr  wirkliches  Wissen  von  dem  Vorgänge  be- 
scheinigen hdnnen.    Zur  Unterstfitzung  dient  Schws.  c.  8.  W.  56.  L.,  9.  Deutsohap. 

*^  Sachsp.  II.  88.  §§.  8.  4.  „Sven  aver  die  man  gesät  wert,  so  mut  die  kle- 
gere  aller  erst  up  ine  sveren,  dat  he  der  dat  scQldich  si  dar  he  umme  ver Testet  si, 
dat  ime  got  so  helpe  unde  die  hilgen.  Dar  na  sal  sveren  sin  getach,  dat  sin  eid  si 
reine  unde  unmeine.  —  Säs  sal  ok  die  klegere  unde  sin  getüch  sveren  up  enen  un- 
▼eryesten  man  die  um  ungeriohte  in  der  hanthaften  dat  gevangen  wert,  unde  vor 
gerichte  gebracht  unde  mit  ordelen  gesat.'^  Bichtst.  Landr.  c.  82.  §.  10.  c.  85.  §.  6. 
Andere  bei  Homeyer  das.  S.  468.  473.  Hänel  S.  44.  Ueber  einen  an  manchen 
Orten  yorkommenden  Gebrauch,  dass  eine  Partei,  die  keine  Gehftlfen  hat,  die  sonst 
▼on  diesen  abzulegende  Anzahl  von  Eiden  selbst  schwört,  s.  Homeyer  Bichtst. 
S.  473.  K.«*    (Bichtst.  45.  §§.  4.  5  verwirft  diese  Sitte). 

»  Homeyer  Begister  zu  Ssp.  I.  S.  403,  Bichtst.  S.  474.  Hänel  S.  46  ff. 
Vgl.  §.  182. 
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gelegt  auf  den  Heiligen  (Beliqoienkästohen) ,  jedoch  allmSlig  im  Oe- 
richte  selbst. 

§.  130. 

2*  Dm  ZevgvlM  DrltUr«  * 

I.  Zeugen  im  Sinne  von  Personen,  welche  im  Gerichte  ihr  Wissen, 
beruhe  dies  anf  zufölligem^  oder  von  den  handelnden  Personen  durch 
Aufforderung  herbeigeführtem^  Hören  oder  Beben,  bekunden,  somit  im 
Gegensatze  zu  den  Eidhelfem  die  Richtigkeit  der  von  der  Partei  ge- 
machten Behauptung,  sowohl  das  blosse  Thatsächliche,  wie  überhaupt 
das  von  der  Partei  gemachte  und  geforderte  Urtheil,  die  rechtlichen 
Thatsachen,  feststellen,  kennt  das  Recht  von  der  ältesten  Zeit  an«  Ein 
festes  Princip  über  die  Zulässigkeit  yon  Zeugen  im  Gegensätze  zu  Eid- 


*  Die  angef.  Sohriften  yon  t.  Bethmann-Hollweg,  Brunner,  Sohm 
n.  8.  w.  Homejer 'Riohtst.  Landr.  S.  462  ff.,  wo  ftltere  QaeUenbelege  neben- 
einander gesteUt  sind,  in  denen  testes  nnd  conBaoramentales  gegensätzlich  yor- 
kommen. 

1  Ganz  allgemein  Lex  Sal.  XLIX.  ^Si  qai  teates  necesse  habnerit  (ut  donet) 
et  fortasse  testes  nolnnt  ad  plaoitnm  venire,  ille  qni  eos  neoessarios  habet  aatis- 
faoere  et  mannire  illos  (cnm  testibns)  debet,  nt  ea  qnae  noverint  inrati  dicant.  Si 
yenire  nolaerint  et  eos  sunnis  non  tennerit,  malb.  nuidridarohi  hoc  est  600  dinarios 
qni  facinnt  solides  15  qnisqae  illonim  oulpabilis  indicetar.  Si  yero  praesentes  foe- 
rint  in  testimonium  voeati  et  nolaerint  inrati  dioere  ea  qoae  noTorint  et  forbanniti 
fnerint,  600  dinarios  qni  facinnt  solides  15  oulpabilis  indicetar,*  BajuT.  T.  XYI. 
c.  1.  §.  2. 

*  Die  „testes  per  aurem  traoti^,  der  L.  Bajay.  T.  XV.  o.  2.  §.  1.  bei 
K&afen  TOn  Gmndstfioken,  T.  XVI.  o.  2.  „de  qnalibet  caasa^.  Ripnar.  Tit  LX. 
§.  1.  „Si  qnis  villam  aut  yineam  Tel  quamlibet  possessinnoolam  ab  alio  oomparaTit, 
et  testamentam  aooipere  non  potaerit,  si  mediocris  res  est,  oum  sex  testibus,  et  si 
parya,  oum  tribus,  qaod  si  magna  oam  dnodeoim  ad  locum  traditionis  cum  totidem 
nnmero  paeria  acoedat,  et  sio  eis  praesentibas  pretiam  tradat,  et  possessionem  ac- 
cipiat,  et  nnicaiqne  de  parvalis  alapas  donet,  et  torqueat  anrioolas,  nt  ei  in  post- 
modam  testimoninm  praebeant.  Si  antem  testes  non  potaerit  oongregare,  ut  ei  testi- 
monium praebeant,  tuno  rem  snam  cum  sex  sive  oum  Septem  oum  saoramenti  inter- 
positione  sibi  studeat  evindioare.*  Interessant  Medebaoher  Stadtr.  von  1165 
§•15:  nQjd  peouniam  suam  dat  alioui  oonoini  suo  ut  inde  negooietur  in  Datia  rel 
Rnoia  Tel  in  alia  regione  ad  utilitatem  utriusque  assumere  debet  oonoives  suos  fide- 
les  ut  uideant  et  sint  testes  higus  rei;  si  postea  ille  qui  peouniam  aoeipit  frandn- 
lenter  egerit  et  falso  juramento  optinere  voluerit  ille  qni  peouniam  prestitit,  testi- 
monio  illorum  qui  aderant  majori  justioia  debet  optinere,  sio  justum  est,  quia  (quam) 
ille  possit  oontradioere  et  si  illi  qui  presentes  faerunt,  pro  amioitia  vel  pro  meroede 
t^l  pro  inuidia  Tel  pro  perfidia,  ueritatem  negare  uoluerint  singuli  jurent  super 
sanotos,  quod  nunquam  aduenerint* 


Beweis.    Zengniu  Dritter.  411 

belfern  ISsst  sich  nicht  aufstellen;^  es  findet  sich  ihr  Gebrauch  am  meisten 
in  CiTÜsacben  und  für  die  Frage  des  Schadenersatzes  in  Griminalsachen. 
Schon  in  der  karolingischen  Zeit  nimmt  aber^  die  Bevorzugung  des 
Zeugenbeweises  zu  und  wird  nicht  nur  in  Streitigkeiten  über  Grundbe- 
sitz und  Freiheit,^  sondern  auch  in  gewissen  Griminalsachen  jedem 
anderen  vorgezogen. 


s  Die  vier  Fälle  bei  Walter  R.G.  §.  620  sind  geueralisirt.  Es  beweist  kein 
Prinoip,  einmal  die  Zeugen  zuzulassen,  wenn  die  Handlang  eines  Dritten,  dann, 
wenn  ein  Tor  Zeugen  Torgenommenes  Beohtsgeschftft,  also  eine  Handlung  der  Partei, 
in  Frage  steht. 

^  Walter  §.  621.  behauptet,  bei  den  Alamannen  und  Baiern  sei  der  Eid  des 
Beklagten  nur  in  Ermangelung  von  Zeugen  zugelassen,  wofür  er  L.  AI  am.  Hloth. 
XLn.  1.  und  BajuT.  YIII.  o.  16.  §.  1.  9.  anfQlirt.  Jene  handelt  aber  offenbar  nur 
von  dem  Fall  der  offenkundigen  That,  die  hier  mit  der  hanthaften  zusammen- 
trifft; die  letztere  spricht  so  allgemein  von  der  probatio,  dass  man  sie  nicht  blos 
auf  den  Zeugenbeweis  beziehen  kann. 

>  Gap.  Ticin.  801.  o.  9.  „De  qualibet  causa.  8i  quis  cum  altero  de  qua- 
übet  causa  oontentionem  habuerit,  et  testes  contra  enm  per  iudicium  producti  fue- 
rint,  si  ille  falsos  eos  esse  suspicatur,  liceat  ei  alios  testes,  quos  meliores  potuerit, 
contra  eos  opponere,  ut  veracium  testimonio  falsorum  testium  penrersitas  superetur. 
Quod  si  ambae  partes  testium  ita  inter  se  dissenserint,  ut  nuUatenus  una  pars  alteri 
cedere  vellit,  elegantur  duo  ex  ipsis,  id  est  ex  utraque  parte  unus,  qui  cum  scutis 
et  fustibus  in  campo  discemunt,  utra  pars  falsitatem.  utra  reritatem  suo  testimonio 
sequatur.  Et  canphioni  qui  yictus  fuerit,  propter  periurium  quod  ante  pugna  co- 
misit,  dextera  manu  amputetur.  Gaeteri  yero  eiusdem  partis  testes  qui  falsi  appa- 
ruerint,  manus  suas  redimant;  cuius  oompositionis  duae  partis  eis  contra  quem  tes- 
tati  sunt,  dentur,  tertia  pro  fredo  solvatur.  Et  in  seculari  quidem  causa  huius- 
cemodi  testium  diversitas  campo  comprovetur,  in  ecclesiasticis  autem  negotiis  crucis 
iudicio  rei  veritas  inquiratur.  Hoc  et  de  timidis  adque  inbecillibus  seu  infirmis  qui 
pugnare  non  yalent,  neo  propter  hoc  iusticiam  suam  careant,  censuimus  faciendum. 
Testes  vero  de  qualiyet  causa  non  aliunde  querantur,  nisi  de  ipsum  comitatum,  in 
quo  res  unde  causa  agitur  posite  sunt,  quia  non  est  credevilem,  ut  Tel  de  statum 
hominis  vel  de  possessionem  cuiuslibet  per  alios  melios  rei  veritas  oognosci  valeat 
quam  per  illis  qui  Ticiniores  sunt.*  Cap.  10,  das  Ton  dem  Falle  eines  Rechtsstreites 
handelt,  wenn  Jemand  „in  aliena  patria  .  .  .  assidue  conversari  seiet/  also  vom 
Verklagen  dort,  wo  man  ein  Quasidomicil  hat,  und  der  Schlnss  von  c.  9  zeigen, 
dass  letzteres  nur  im  ordentlichen  Gerichte  gelten  soll.  Gap.  816  c.  1.  „Si  duo 
testimonia  de  qualibet  re  testimoniaTerint  et  inter  se  discordant,  tanc  comis  eligat 
nnum  ex  una  parte,  et  alium  ex  alia  parte,  ut  illi  duo  testes  decertent  cum  scutis 
et  fustibus.  Kam  si  flebiliores  ipsi  testes  fuerint,  tunc  ad  crucem  examinentur.  Quod 
si  maioris  etatis  sunt  et  non  possunt  ad  crucem  stare,  tunc  mittant  aut  filios  suos 
aut  parentes  aut  qualemcunque  hominem  possunt,  qui  pro  eis  hoc  contendunt.  Et 
ille  qui  de  ipsa  falsitate  couTictus  fuerit,  dextram  manum  perdaf  Cap.  Aquisgl^ 
817  cap.  leg.  add.  o.  10  wiederholt  das   c.  9  des  TOn  801  und  macht  den  Zusatz: 
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Von  den  Zeugen  forderte  man  Wahrhaftigkeit,  Yermogen,  in  be- 
stimmten Fällen  Grundbesitz  und  Freiheit.  <^  Seine  Aussage  musste  der 
Zeuge  beschworen,  während  der  Beweisfuhrer  keinen  Eid  leistete,  denn 
wenn  das  Zeugniss  genügte  und  unangefochten  blieb,  wurde  die  Sache 
entschieden.  "^ 

II.  Im  Rechte  des  Mittelalters  hatte  das  Beweisen  mit  Gezeugen, 
Zeugen,  allmälig  über  das  mit  Eidhelfem  den  Sieg  davon  getragen. 
Daran  waren  theils  kirchliche  Bemühungen  Schuld,  theils  der  Umstand, 
dass  man  im  Gegensatze  zu  der  älteren  Zeit,  welche  das  Leugnen  be- 
günstigend als  Recht  des  Beklagten  auffasste,  seine  Unschuld  beweisen 
zu  können,  mehr  zu  dem  logischen  Satze  kam,  vom  Behauptenden  den 
Beweis  seiner  Behauptung  zu  verlangen  und  somit  ihm  den  Beweis  zu 
geben. s  Im  Sachsenspiegel  wird  das  Zeugniss  gebraucht  zum  Beweise 
der  Behauptung  in  Civil sachen^  oder  des  Civilanspruches  in  Criminal- 


„Si  tarnen  oontentio  qnae  inter  eos  exhorta  est,  in  oonfinio  duoram  oomitatom  fuerit, 
lioeat  eis  de  vicina  oentena  adjacentis  comitatus  ad  causam  suam  testes 
habere."  Gap.  legi  sal.  add.  o.  12.  lässt  Zeugen  unbedingt  zu,  wenn  sie  nach  den 
früheren  Kapitularien  geeignet  sind. 

®  Note  5.  6.  Gonst.  Olonn.  825  Gap.  gen.  7.  „Ut  in  testimonium  non  reci- 
piantur  de  bis  oapitulis,  id  est  de  libertate,  vel  de  hereditate  vel  de  proprietate  in 
mancipiis  et  terris,  sive  de  homioidio  et  inoendio,  ille  qui  non  habent,  si  conyicti 
fuerint  falsum  dixisse  testimonium,  unde  secundum  legem  oonpositionem  plenam  red- 
dere  possint.^  Gap.  Wormat  829  o.  6.  «De  liberis  hominibus  qui  proprium  non 
habent,  sed  in  terra  dominioa  resident,  ut  propter  res  alterius  ad  testimonium  non 
recipiantur.  Gonjuratores  tarnen  aliorum  liberorum  hominum  ideo  esse  possunt, 
quia  liberi  sunt.  Uli  vero  qui  et  proprium  habent  et  tamen  in  terra  dominioa  resi- 
dent, propter  hoc  non  abjidantnr  quia  in  terra  dominioa  resident;  sed  propter  hoc 
ad  testimonium  recipiantur  quia  proprium  habent.*^ 

'  L.  Sal.  49.  56.,  die  nur  von  testes  jurati  reden,  AI  am.  Hloth.  IL  2.,  wo 
sie  schwören  quod  nos  yeri  testes  sumus  und  es ausdracklioh heisst,  die  Partei 
schwöre  nicht.  Ebenso  in  der  L.  Bajuv.  T.  XYI.  c.  5.  Die  zur  Ladung  ge- 
brauchten Rachimburgen  schwören  hingegen  mit  der  Partei  in  L.  Bibnar.  XXXTT. 
2.  8.,  um  die  Ladung  zu  beweisen  und  den  ungehorsam  zu  constatiren. 

>  Hierauf  macht  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  460  aufmerksam.  — Im  Sachsen- 
spiegel und  anderen  Quellen  zeigt  sich  der  Uebergang  deutlich  darin,  dass  erst 
der  Kläger  beweisen  darf,  der  Beklagte  aber,  wenn  jenem  kein  Beweis  gelingt, 
nicht  freigesprochen,  sondern  zur  Reinigung  gelassen  wird.  Homeyer  Saohsp.  L 
8.  401  ff.,  Richtst.  Landr.  S.  474  fg.,  Hänel  S.  43  ff.,  Tomas  che k  8.  147  ff^ 
152  ff.,  176.,  der  interessante  Zusammenstellungen  aus  Stadtrechten  bietet. 

*  Ssp.  III.  88.  §.  5.  „Svelkes  getüges  aver  en  man  vor  gerichte  oder  jegen 
dat  gerichte  vullkomen  sal,  it  si  umme  gut  oder  umme  gewere,  dat  sal  sin  getuch 
Tore  secgen  bi  deme  eide,  unde  he  sal  it  selvc  na  sveren.**  Die  übrigen  Fälle 
B.  bei  Homeyer.    Tgl.  auch  §.  129  n.  18. 
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Sachen.  In  anderen  sächsischen  Bechten  kommt  aber  der  Zeugenbe- 
weis schon  viel  ausgedehnter  vor.  Im  süddeutschen  Rechte  des  13.  Jahr- 
handerts  wie  in  den  Beichsgesetzen  nimmt  er  gleichfalls  eine  wichtigere 
Stellung  ein.io  Die  Zeugen  bekunden  nicht  gleich  den  Eidhelfern  die 
blosse  Richtigkeit  oder  Wahrhaftigkeit  des  von  der  Partei  geschworenen 
Eides,  sondern  die  Bichtigkeit,  Wahrheit  der  von  der  Partei  gemachten 
Behauptung  in  derselben  Art  wie  die  Partei.  Sie  schwören  also  einen 
Wissenseid  über  die  Bichtigkeit  des  von  der  Partei  gesprochenen 
Uitheils,  also  der  Thatsaohen.  Von  den  Zeugen  des  späteren  und 
heutigen  Prozesses  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  dadurch,  dass  sie 
nicht  blosse  Fakta  bekunden,  aus  denen  der  Bichter  schliesst,  sondern 
das  Urtheil  selbst  durch  ihren  Ausspruch  feststellen.  Darin  liegt  der 
Grund,  weshalb  auch  eigentliche  Zeugen  mit  der  Partei  als  Einheit  er- 
scheinen und  die  Partei  sammt  ihnen  schwört,  ii     Das  Erforderniss  der 


^^  Bchws.  0.  11.  „Swer  borget  oder  entlehnt,  der  sol  daz  gelten;  nnde  Bwaz 
er  lobet,  daz  sol  er  staete  hAn.  Wil  aber  er  lougenen,  des  Bai  man  in  überziugen 
alB  reht  ist  Swaz  aber  Tor  geribte  geeohihet,  dA  sol  man  nibt  nm  sweren,  niwer 
bt  dem  eide  sagen;  ez  engö  danne  dem  manne  au  den  lip  oder  an  stnes  Itbes  ein 
teil.^  —  G.  89  sagt  von  Strassenranbe:  ^^ünde  spriohet  man  si  aber  an  nmbe  die 
selben  getftt,  nnde  enmac  man  si  es  niht  überkomen  vor  gerihte  mit  dem  schnbe 
oder  mit  gezingen,  so  sol  man  ir  eides  nibt  dar  umbe  nemen.  man  sol  in  drt  wal 
fftr  legen:  die  wazer  nrtetle,  oder  daz  heize  tsen  ze  tragene,  oder  in  einen  wal- 
lenden kezel  ze  grtfende  nnz  an  den  ellenbogen.  gertchet  er  mit  der  einem,  so  ist 
er  ledic.^  C.  81.  „Spriohet  ein  man  dem  andern  an  stne  triwe,  nnde  wil  jener  be- 
reden daz  er  ein  getriwe  man  st,  unde  mao  er  in  überziugen  mit  siben  mannen  daz 
er  stne  triwe  gebrochen  hAt,  nnde  wA  oder  wie:  man  sol  im  die  hant  abe  slahen. 
nnde  ist  daz  er  der  gezioge  niht  enhftt,  er  mac  in  wol  kempfen  an  bieten,  daz  selbe 
mao  er  inon  nmbe  einen  meinen  eit.*^ 

11  Note  10.  Es  heisst  davon  selbdritte,  selve  sevede  u.  s.  w.  zeugen, 
wobei  die  Partei  mitgezählt  wird.  Die  Aufzählungen  bei  Homejer  und  Hänel 
überheben  mich  der  Anführung  der  einzelnen  Stellen.  —  Für  den  Inhalt  des  Zeug- 
nisses sind  TOn  Bedeutung  Ausdrücke  als  „of  he  des  getüoh  heyet  dat  he  it  un- 
helinge  gehalden  hebbe**  in  Ssp.  in.  89.  Landfr.  von  1285  o.  8  hat  offenbar 
den  Beweis  des  Friedensbruohs  duroh  Zeugen.  Landfr.  K.  Rudolphs  Ton  1281  o.  4. 
„Swer  den  andern  entwert.  Wir  setzen,  swa  ein  man  den  andern  anspriohet: 
er  hab  in  sines  guts  entwert  mit  gewalt  an  reht;  mag  der  ohlager  daz  bringen  mit 
zwein  der  nahsten  und  der  besten  in  der  pfarre,  daz  er  in  entwert  hat  mit  gewalt 
an  recht;  den  sol  man  in  sin  gewer  als  lang  setzen  als  lange  als  er  im  auzen  ge- 
wesen ist;  und  sol  der  sohnldige  fumf  phunt  geben  dem  rihter  ze  wandel,  und  sol 
im  de  schaden  abtun,  c.  6.  Swer  einen  edelen  man  feintlioh  heimsuchet,  wirt  er 
des  uberret  mit  zwein  oder  mit  der  (drin?)  gewizzen,  der  sol  in  der  ahte  sin.*' 
XL  a.  Riohtst  Landr.  8.  §.  8.  „Alsus  du  oc  umme  sinen  tuoh,  oft  he  ne  rede  heft, 
Heft  hes  ayer  nicht,  so  yrage  he,  wenne  he  ne  tu  rechte  bringen  scolde.    So  yintme 
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Wissenschaft  des  Zeugen  von  der  Baohe  hat  zur  Folge  gehabt,  dass  die 
Qegeupartei  eine  Erklärung  des  Zeugen  über  die  Beschaffenheit,  die 
Quelle  seines  Wissens,  verlangen  und  zu  dem  Ende  der  Richter  den 
letzteren  befragen  kann.^^ 

Regelmässig  wird  die  Anzahl  von  zwei  (selbdritte)  Zeugen  oder 
sechs  (selbsiebente)  Zeugen  gefordert,  ohne  dass  jedoch  im  letzteren 
Falle  eine  andere  Ursache  sichtbar  ist,  als  das  Verstärken  der  Partei- 
behauptung in  einem  vorzugsweisen  Maasse  dort,  wo  die  ganze  rechtliche 
Stellung  in  Frage  kommt,  i'  Aus  dem  geführten  Zeugnisse  entsteht  nur 
der  Partei,  welche  die  Zeugen  stellte,  ein  Recht.  Desshalb  ist  ihr  auch 
gestattet,  eine  grossere  als  die  nothige  Zahl  zu  stellen.!^  Deren  Aus- 
sage gibt  dem  Gebner  noch  kein  Recht;  ihm  steht  nur  die  Befugniss 
zu,  die  Fähigkeit  der  Zeugen  oder  ihr  Urtheil  anzugreifen.^^ 

Rücksichtlich  der  Eigenschaften  haben  die  Rechte  theils  wegen  des 
ständigen  Charakters  des  Zeugnisses  gewisse  natürliche  Bedingungen 
vorgeschrieben,^*  theils  wegen  des  besonderen  Grundes  der  Wissenschaft 


tu  hant  edder  eyer  ses  wecken.  Lere  oo  de  tage,  dat  se  vor  geriohte  sie  nicht  tu 
tage  ne  biden,  8e  ne  werdens  na  rechte  gevraget,  edder  man  vorleoht  se.  Disse 
yruge  kampt  aus  tu:  wen  de  tager  wedder  den  dinen  tagen  willen,  so  aprik:  her 
richfcer,  io  bidde  enea  ordels,  oft  ae  ioht  aeogen  aoolen,  wat  se  tagen  willen  ande 
war  Tan  it  en  witlik  ai.    Dat  sonn  se  in  deaaen  aaken  vor  aeogen  ande  aweren  na.^ 

»  Bichtat.  Landr.  &  §.  3.  Sap.  L  25.  S.  1.  88.  I.  54.  8.  Sofawa.  o.  69.  W. 
Alle  diese  Stellen  fordern  einen  bestimmten  Grad  dea  Wiaaena. 

IS  Die  Zuaammenatellang  fQr  daa  aächa.  Becht  bei  Homeyer  Saohap.  L  S. 
403  £.  Bichtst.  S.  474.,  Plank  a.  a.  0.  S.  238  f. 

^*  Sap.  n.  22.  §.  4.  „Svar  man  mit  seven  mannen  c^etügen  sal,  dar  mut  man 
wol  enen  unde  tvintioh  man  amme  den  getüoh  vragen.^  Dasselbe  Sachs.  Lehnr. 
art.  13.  §.  1.  Anf  der  anderen  Seite  sagt  Lehnr.  art  24.  §.  7.  „To  dem  atgelegeden 
dage  dar  sal  die  man  kiesen  avene,  die  man  yrage  umme  ainen  tfich,  ander  alle 
den  die  de  herre  bringen  aal,  ande  ok  he  selye.  Yalkamt  die  man  mit  tren  ander 
den  allen,  he  behalt;  ne  dat  he*s  nicht,  he  verlast.  He  verlüst  ok  of  he  to'  me 
lenreohte  nicht  ne  kamt.  Die  man  behalt  ok  dat  gat  sander  getflch,  of  die  herre 
to'me  lenreohte  nicht  ne  kamt.  Doch  mach  ir  jewederem  echt  not  nntsoüldegen : 
vangniaae  aüke  unde  dea  rikea  dienat,  unde  dea  landes  not  of  it  en  ander  land  an- 
vechtet,  unde  he  dar  to  geladen  wert  mit  geraohte.** 

1»  Sohwbap.  c  69  o.  240.  W.,  daa  den  Orundaatz  aufatellt:  „Swer  die  gewer 
h&t  an  dem  menaohen,  der  h&t  bezer  reht  wan  der  der  gewer  darbet.*^  Sap.  in.  28. 
§.  1.  „Svenne  man  unecht  aeget  von  bort  oder  von  ammechte,  dat  mat  up  ine  getflgen 
dieH  dar  seget  selve  aevede  mit  vulkomenen  lüden  an  irme  rechte.  Doch 
mut  ein  man  sin  echt  unde  sin  recht  bat  behalden  mit  getüge,  dan  man  ine  mit 
getüge  dar  af  wisen  mOge.** 

i<  Seh  WS.  c.  14.  W.  ^y^eT  niht  geziuc  mao  sin.  Wir  suUen  iuch  wtaen  wer 
niht  geziuc  mac  stn.    Diu  kint  diu  niht  ze  ir  tagen  komen  sint,  ze  vierzehen  jären; 
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und  des  YerhältniBses  zur  Partei  positive  Merkmale  gefordert,^''  als:  Ge- 
nossenschaft, echten  Grundbesitz,  Ebenbürtigkeit.    . 

Wer  zum  Zeugniss  aufgefordert  wird,  muss  dasselbe  leisten  oder 
sein  Nichtwissen  beschwören,  widrigenfalls  er  der  Partei  haftet ^^  Das 
falsche  Zeugniss  zog  die  Strafen  des  Meineids  nach  sich. 

Je  grösser  die  Thätigkeit  des  Richters  im  Processe  wurde,  desto 
mehr  horte  auch  der  innige  Verband  der  Zeugen  mit  der  Partei  auf. 
Während  sich  allerdings  im  sächsischen  Rechte  dieser  noch  geraume 
Zeit  erhält,  tritt  die  richterliche  Thätigkeit  im  süddeutschen^^  schon  im 
13.  Jahrhundert  schärfer  hervor.    Dies  beforderte  die  durch  die  Land- 


idp  wan  um  eüioh  saohe,  als  wir  em&ch  wol  sagen;  unde  buoben,  unde  die  tump 
sint  daz  in  ir  friunde  ir  guot  an  gewunen  hAnt  vor  gerihte,  die  ir  pflegende  sint, 
unde  ei  daz  mit  ir  tompheit  dar  zno  brftht  h&nt;  unde  die  unsinnio  sint,  unde  die 
blint  sint,  unde  die  t6ren  sint;  die  nibt  gehoerent,  unde  die  stummen  sint;  unde 
verbannen  liute,  unde  veraohtet  Hute,  unde  kezer,  unde  meineide  liate:  die  der 
dinge  Tor  geribte  überziuget  sint,  die  enmugen  alle  nibt  geziuge  sin.*'  Die  sächs. 
Quellen  gibt  an  H&nel  S.  46.  Warbafte  Lüde  in  Ssp.  III,  82.  4.;  deshalb  aus- 
geschlossen: Ssp.  in.  37.  §.  2.  „Sye  sik  ror  gerichtes  to  getage  bud,  er  be's  von 
geriohtes  halven  gevraget  werde  na  rechte,  he  ei  Ton  deme  tüge  yerleget.*' 
YgL  Bichtst.  Landr.  o.  8.  §.  8.  Deshalb  sohliessen  yiele  Rechte  erkaufte,  im  Dienste 
der  Partei  stehende,  yarwandte  (s.  jedoch  Ssp.  III.  82.  §§.  4.  5.  9.  Schws.  c.  240. 
W.  u.  a.),  alle  die  rechtlosen,  bescholtenen  ans.    Schws.  o.  89.  44,  W. 

^'  Nachbarschaft,  Standesgenossen,  echte  Geburt,  *Schöffenbare  u.  dgl.  Ssp.  I. 
6.  2.  n.  43.  1.  „^ye  en  gut  eme  seget  to  lene,  unde  en  ander  seget  it  si  sin  egen; 
spreket  se't  mit  geliker  were  an,  jene  mut  it  bat  to  egene  behalden  mit  tyier  soepenen 
getflge,  denne  die  andere  to  lene.*^  IL  44.  3.  „Sye  so  an  sime  lene,  oder  an  lifge- 
dinge  siner  müder  oder  nichtelen  ime  egen  seget,  he  mut  die  egenlike  gewere  mit 
ses  scepenbaren  yrien  mannen  getugen,  oder  ime  wirt  dar  burst  an.''  Sohwsp.  c.  54 
W.  „Ist  daz  kint  semperyrte,  man  sol  ez  mit  stnen  genözen  überziugen.  über  wen 
man  anders  geziuge  leiten  sol,  die  mao  man  Überziugen  mit  allen  lluten  die  ir  reht 
nibt  yerloren  hAnt;  Aue  die  mit  den  mezen  geltent:  die  enmugen  an  den  dingen 
nibt  geziugen;  unde  die  eigen  sint.  wir  nemen  üz  die  semperyrien  unde  die  mittern 
yrten.  die  enmao  nieman  überziugen  d&  ez  in  an  iren  lip  oder  an  ir  dre  get  oder 
an  ir  eigen,  wan  mit  ir  genftzen.  anderre  dinge  überziuget  man  si  wol  mit  unver- 
sprochen  Hüten.  Swie  M  si  sint,  man  überziuget  si  des  roubes  und  der  diupheit 
mit  allen  liuten  die  ir  reht  niht  yerloren  hAnt,  unde  der  manslähte.^  Deshalb  im 
Lehnsgeriohte  nur  als  Regel  Mannen:  Homeyer  System  des  Lehnrechts  S.  559  ff. 

*•  Vgl.  Eeyserrecht  L  c.  18. 

^*  Schws.  c.  294.  W.  „Swer  einen  geziuc leiten  wil,  den  sol  der  rihterbesun- 
dem  nemen,  unde  sol  in  yrAgen  waz  er  dar  umbe  wize.  als6  sol  er  den  geziugea 
aUen  tuen,  ir  einer  sol  es  den  andern  niht  lAzen  beeren  waz  er  seit,  wan  yor  ge- 
ribte unde  yor  den  liuten  allen,  unde  sagent  se  geliche,  s6  hänt  si  jenem  ge- 
holfen, der  si  an  gedinget  h&t.  unde  sagent  se  ungltche,  s6  habent  si  im  niht 
geholfen  .<< 
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friedensgesetze  und  die  geistlichen  Gerichte  mehr  und  mehr  aufkommende 
öffentliche  Anklage  bei  Yerhrechen,  welche  sich  in  den  Yehmgerichten 
bereits  völlig  ausgebildet  zeigt.  Man  neigte  sich  allm&lig  dahin,  den 
Beweis  der  Parteien  nicht  als  die  Erbringung  ihres  Urtheils  anzusehen) 
sondern  als  den  Beweis  yon  Thatsachen,  aus  denen  das  Gericht  seine 
Schlösse  zieht.  Damit  erschien  das  Zeugniss  Ton  selbst  als  ein  ffir  den 
Blchter  erbrachtes  objeotiTes  Beweismittel.^^ 


§.  131. 

8.  Die  ferlehUlcke  WaknieluBiiBg.   Dm  GeriehtisemfalM. 

I.  Der  Brauch,  in  den  Gerichten  Rechtsgeschäfte  aller  Art  vorzu- 
nehmen, welcher  sich  bis  auf  die  heutige  Zeit  erhalten  hat,  sicherte 
diesen  Akten  gleich  allen  übrigen  im  Gerichte  vorgekommenen  Hand- 
lungen den  unbedingten  Beweis  durch  das  Zeugniss  von  Richtern  und 
Schdffen.i 

II.  Im  Rechte  des  Mittelalters  nimmt  das  Zeugniss  des  Gerichts 
eine  wichtige  Stelle  ein.  Es  kommt  dasselbe  in  doppelter  Art  vor,  zu- 
nächst als  Zeugniss  des  Gerichts  über  eine  Thatsache,  welche  die  Partei 
durch  selbiges  feststellen  will:  Besitz,  Zustand  eines  Baues,  Chrenzen, 
Beschaffenheit  eines  Yerwundeten  n.  dgl.,  somit  auf  Grund  des  vom  Ge- 
richte genommenen  Augenscheines.  Diese  leibliche  Beweisung^ 
schloss  jedes  andere  Beweismittel  aus;^  ihre  Yomahme   heisst  in   den 


*^  Sftohs.  Distinctionen  IV.  o.  47.  d.  16.  „Welch  man  ainen  geozugen  stellet 
vor  gerioht,  von  rechte  aal  ozog  swem  den  eyd:  wy  swern,  das  wir  dy  worheyd 
wollen  Bwem  (al.  geozwgen),  die  wir  wissen  nmbe  dy  sache,  al  uns  god  helffe  unde 
alle  heyligen.  V^an  der  eyd  gesehen  ist,  so  sal  eyn  iczlioh  sagen  nff  den  eyd,  waz 
om  wissentlich  ist.  Ged  der  ozage  obereyn,  weme  der  ozu  hulffe  kempt,  daz  werden 
dy  schepphen  ozoirkennen.  Gzweygen  sieh  die  geozngen  an  orme  bekenntniss.  daz 
eyme  onders  wissen  ist  wen  deme  andern,  so  en  ist  man  an  deme  geoznokenisz  nicht 
bestanden.^  —  Eine  bis  ins  Kleinste  aasgebildete  Theorie  hat  das  Brunn  er 
SchöfFenbuoh  im  Gapitulnm  de  testibns  bei  Rössler  S.  807 — 825.  Ansgebildet 
nnd  theü weise  eigenthOmlioh  ist  der  Zengenbeweis  nach  flandrischem  Bechte. 
Siehe  WarnkSnig  Flandr.  Rechtsgesch.  lU.  S.  289  ff. 

1  YgL  Bogge  S.  106  ff.  Belege  sind  im  Verlaufe  der  Darstellung  yorgekommen. 

tHomeyer  Bichtst  S.  448,  478.    Ssp.  Landr.  Begister  S.  294. 

*  Ssp.  L  18.  1«  «Is  it  aTcr  andere  gut,  dat  man  bewisen  mach«  dar  no 
mögen  se  nicht  vore  STeren.**  I.  15.  2.  «Svat  man  ayer  under  ime  bewisen 
mach,  dar  Tore  mut  he  antwerden  ane  unscult.*^  L  22.  4.  Schws.  c  25.  b.  L* 
Weitere  Zeugnisse  bei  Haue  1  S.  69  ff. 
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älteren  Quellen  Yorzugsweise  beweisen.  Sie  fand  aaf  Antrag  der 
Partei  in  der  Art  statt,  dass  entweder  das  Gericht  an  den  Ort  hinging 
oder  die  ins  Gericht  gebrachte  Sache  oder  Person  ansah.  Diese  schein- 
bare That  bildete  für  das  ürtheil  die  unmittelbare  Grundlage.  Neben 
ihr  steht  das  eigentliche  Gerichtszeugniss  über  einen  im  ordentlich 
besetzten  Gerichte  vorgenommenen  freiwilligen  Rechtsakt  oder  irgend- 
welche gerichtliche,  prooessuale  Handlung.  Ein  solches  Zeugniss  kann 
also  über  eine  im  Gerichte  vorgenommene  fremde  oder  des  Gerichts 
eigene  That  oder  auch  über  einen  von  diesem  besichtigten  Zustand  vor- 
kommen. Gegeben  wird  es  stets  vom  Gerichte  als  einer 
Behörde,  welche  der  Richter  repräs  entirt.  Es  sind  also 
nicht  die  Gerichtspersonen,  welche  nur  das  von  ihnen  selbst  Vorgenommene 
bekunden,  sondern  die  mit  unbedingtem  amtlichen  Glauben  versehenen 
Richter  und  Schöffen,  welche  die  durch  das  Gericht  vorgenommene  oder 
wahrgenommene  Handlung  oder  ein  darauf  beruhendes  Urtheil  aus- 
sprechen. Aus  diesem  Grunde  muss  der  Richter  auch  dann  zeugen, 
wenn  er  den  Akt  nicht  in  eigener  Person  wahrgenommen.  Das  Zeug- 
niss steht  gegen  jeden  Angriff  fest,  es  werde  denn  als  falsch  nachge- 
wiesen.* 

Je  mehr  es  Sitte  wurde.  Über  die  im  Gerichte  vorgekommenen  Akte 
und  über  die  des  Gerichts  selbst  Urkunden  aufzunehmen,  desto  mehr 
ersetzte  eine  solche  authentische  Urkunde  das  Zeugniss,  welches  sich 
nur  für  den  Fall  als  nothig  erwies,  dass  die  Urkunde  nicht  im  Original 
vorlag«  Die  schriftliche  Auskunft  in  amtlicher  Form  trat  im  späteren 
Mittelalter  nebst  der  Mittheilung  der  Originalakten  oder  beglaubigter 
Abschriften  an  die  Stelle  des  mündlich  im  Gerichte  abgegebenen  Zeug- 
nisses. 


«  Die  F&lle  bei  Homeyer  Saohsp.  I.  Reg.  S.  408.  Biohtst.  8.  476  f^«  Tgl. 
Planck,  Hänel  n.  b.  w.  Ssp.  I.  7.  „Sve  ioht  borget  oder  lovet,  die  sal't  gelden, 
unde  syat  he  dut,  dat  Bai  he  Btede  halden.  Wil  he  is  arer  Tersaken  dar  na,  he  unt- 
Yort  it  ime  mit  sinem  ede,  svat  he  Tor  gehöhte  nit  gelent  ne  heyet  Svat  he  ayer 
vor  gerichte  dut,  des  vertüget  en  de  sakeweldige  mit  tyen  mannen,  nnde  de  lichter 
Bai  de  dridde  sin.^  I.  8.  §.  1.  „Svar  man  arer  egen  gift  oder  sat,  oder  enem  manne 
tfigen  wil  an  Bin  recht,  oder  an  Bin  lif,  oder  an  sin  geennt,  dat  de  man  Tor  geriohie 
Torloyet  hebbe,  oder  ime  rerdelt  bI;  des  mnt  die  richter  boIto  Berede  Bogedaner  Ifide 
de  eme  ordel  Tinden  getflch  Bin.^  Andere  n.  22.  §.  1.  2.,  III.  25.  §.  1.,  82.  §.  1., 
88.  §•  1.  2.  5.  SohwabBp.  o.  11.  12.  137.  W.  (letzteres  ganz  anderB  und  dem  SBp. 
ahnÜeher  in  o.  157.  L.  Siehe  aaoh  die  Varianten  bei  Waok.)  162.  284.  W.  Präge  r 
Statutarrecht  a«  24.  (BöBsler  S.  16.),  Brflnner  (BÖBsler  S.  187.  189.). 

T.  Schulte,  Belelia-  vnd  Beclitsgesob.   4.  Aufl.  27 
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§.  132. 

4.  Urkmden. 

I.  Schon  in  der  fränkischen  Zeit  wurde  den  über  die  Yomahme 
Yon  Rechtsgeschäften  und  anderen  rechtlichen  Akten  aufgenommenen 
Urkunden  insolange  unbedingter  Glauben  und  deshalb  beweisende  Kraft 
beigelegt,  als  nicht  die  Fälschung  erbracht  war.  ^  Dies  hatte  seinen 
inneren  Orund  in  der  angegebenen  Art  der  Au&ahme,  wodurch  die  Ur- 
kunde gleichsam  den  Akt  selbst  bildete.  Zu  dieser  Sitte  kam  aber  auch 
die  durch  tausende  yon  Urkunden  bekundete  andere:  Urkunden  fCLr  be- 
reits vergangene  Akte  nachträglich  aufzunehmen  oder  in  Urkunden  über 
frühere  Yorgänge  u.  s.  w.  ein  Zeugniss  abzulegen. 

[Neben  der  Unterschrift  der  handelnden  Personen  und  des  Schreibers 
kommt  schon  in  der  ältesten  Zeit  auch  die  Beidrückung  yon  Siegeln 
vor,  wofür  im  Mittelalter  meistens  das  Anhängen  der  in  Wachs  ausge- 
prägten Siegel  an  Fäden  (Schnüren),  in  Kapseln  oder  auch  ohne  solche 
oder  in  Blei  zur  Anwendung  kam. 

n.  Im  Rechte  des  Mittelalters  erschienen  die  Briefe  als  vollgültige 
Beweismittel,  wenn  sie  über  im  Gerichte  vorgekommene  Akte  von  diesem 
ausgestellt  oder  von  öffentlichen  Personen  mit  ihren  Siegeln  bez.  Unter- 
schriften versehen  sind.'    Seitdem  das  Institut  des  Notariats  eine  grossere 


1  Die  Hanptstellen  sind:  L.  Ribaar.  T«  LYIII.— LX.  Alam.  Hloth.  I.  1.  2. 
II.  1.  2.  3.  XLin.;    L.  SaL  Extr.  HI.  IV.  (Merkel  p.  100). 

s  Der  Bachsp.  erwähnt  nur  den  Lehensbrief  IL  42.  §.  S.,  den  ESnigsbrief, 
womit  die  Acht  über  Jemand  behoben  wird  III.  34.  §.  1,  und  den  EÖnigsbrief,  womit 
ziun  Beichsdienste  n.  s.  w.  aufgehoben  wird,  m.  64.  §.  1.  Dabei  bleibt  auch  der 
Richtsteig  Landrechts  stehen.  Andere  sSohsische  Rechte  gehen  aber  weiter. 
Die  Stellen  aus  den  Goslar'sohen  Statuten,  Magdeb.  Fragen  und  Distinctionen 
bei  Hänel  S.  73  ff.  —  Blume  des  Ssp.  (Homejer  Riohtst.  Landr.  S.  866.):  „Der 
yorspreohe:  Ich  dinge  ym  auch  ejener  Sachen  beweysung  briflioh  und  munt- 
lich czuwidir sprechen.''  Sehr  ausführlich  ist  der  Bohwsp.  o  84.  W.  »Wir  sprechen 
daz  brieve  bezer  sin  danne  geziuge.  Wan  geziuge  die  sterbent:  so  beltbent  de 
brieye  immer  staete  (diz  heizent  handfeste),  unde  hllfet  ein  t6ter  geziuge  als  wol 
dir  als  ein  lebendiger.  Swer  euch  Ton  leihen  Itpgedinge  gewinne,  der  nemo  die 
selben  staetigkeit.  unde  h&t  der  leie  niht  insigels,  unde  sizet  er  in  einer  stat,  man 
sol  im  der  stat  insigel  geben,  ob  si  einez  hat  hftt  sie  es  aber  niht,  s6  nemo  er  des 
rihters  insigel.  unde  hat  er  niht  insigels,  so  nemo  er  der  stete  herren  insigel.  unde 
ist  ez  üf  dem  Lande,  s6  nemo  er  des  lantrichters  InsigeL'  o.  140.  W.  beschreibt 
genau  die  Siegel,  welche  Kraft  haben  und  die  Form  der  Urkunden,  o.  270.  W. 
Über  Yergabungen  an  Gotteshäuser,  entspricht  den  Bestimmungen  der  Lex  Alam., 
daTon  noch  o.  836.  W.,  o.  339.  W.  über  Haut  festen  für  Geschäfte  des  Mannes  mit 
Frau  und  Kindern,  o.  419.  W.  über  die  Merkmale  falscher  Hantfesten,  c.  306.  W. 
über  die  Strafe  der  Urkundenfälschung. 


Das  Oottesnrtheil.  4]^9 

Yerbreitung  fand,  wurde  den  Urkunden,  welche  I^otarien  auch  ausser- 
halb des  Gerichts  in  beglaubigter  Form  aufnahmen  und  ausstellten, 
gleichfalls  voller  Qlauben  beigemessen.  Blosse  Privaturkunden  konnte 
man  aber  einfach  bestreiten,  ohne  gehalten  zu  sein,  deren  Fälschung 
darzuthun.  Alsdann  kamen  für  den  Beweis  ganz  die  gewohnlichen  Regeln 
in  Betracht.» 

§.  133. 

6.  Dai  QotteimrtheU.  * 

I.  Bald  als  direktes  Mittel  zur  Bekräftigung  der  Behauptung,  bald 
im  Falle  der  Beweis  durch  die  übrigen  Mittel  nicht  gelingt,  oder  Eide 
n.  8.  w.  sich  widersprechen,  oder  endlich,  wo  dies  im  Rechte  zugelassen 
war,  der  Gegner  den  geführten  Beweis  angreift,  wandte  man  an  die 
Berufung  auf  die  Gottheit,  von  der  man  annahm,  sie  werde  durch 
unmittelbares  Eingreifen  demjenigen  den  Sieg  verschaffen,  welcher  im 
Rechte  sich  befinde.  Diese  Anschauung  führte  dazu,  sowohl  den  wirk- 
lichen Streit,  Zweikampf,  Duell,  anzuwenden  in  der  Meinung,  das 
Bewusstsein  des  Rechts  werde  nothwendig  selbst  dem  an  physischer 
Kraft  oder  Geschicklichkeit  nachstehenden  Kämpfer  mit  Hülfe  der  Gott- 
heit den  Sieg  verleihen  über  seinen  Gegner,  welchen  das  Gefühl  des 
Unrechts  und  die  Rache  der  Gottheit  schwächen  müssten,  —  als  auch 
die  Yersuche  zu  machen,  gegen  die  Kräfte  der  leblosen  Natur  so 
kämpfen  zu  lassen,  dass  der  Sieg  scheinbar  nur  in  einem  direkten  Helfen 
der  Gottheit  liegen  konnte.  Zu  diesen  beiden  Arten  des  heidnischen 
Gottesurtheils  gesellte  die  christliche  Zeit  andere,  denen  dieselbe  Idee 
nur  insofern  geläutert  zu  Grunde  liegt,  als  nicht  mehr  der  Kampf  gegen 
physische  oder  Naturkräfte  das  Entscheidende  ist,  sondern  die  Yomahme 
von  Akten,  welche  für  das  schuldbewusste  Gewissen  einen  solchen  Frevel 


*  In  den  Städten  wurden  Bolche  Urkunden  vom  Sfcadtschr eiber  aufgenommen 
und  mit  dem  Insiegel  der  Stadt  bekräftigt  nebst  den  Unterscliriften  von  Consules, 
Jurati  u.  s.  w.  Wiederholt  so  im  Brünner,  Prager,  Iglauer  Recht.  Vgl.  einzelne 
SteUen  im  §.  185.  —  Das  flandrische  Recht  (WarnkSnig  III.  S.  294  f.)  erwähnt 
nur  eine  Urkunde,  ein  zwischen  zwei  Grundbesitzern,  Ton  denen  einer  gestorben 
ist,  gemachtes  Ghirographum,  das  beweist,  wenn  das  im  l^achlasse  gefundene  Exem- 
plar zu  dem  des  anderen  passt;  ohne  Zweifel  hat  es  aber,  wie  Warnk5nig 
zeigt,  für  unnSthig  gehalten.  Aber  die  Kraft  öffentlicher  Urkunden  Bestimmungen 
zu  treffen. 

*  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Kirche  sich  dem  germanischen  Beweissjstem 
anschloBs  und  dasselbe  umzubilden  trachtete,  entwickelt  H.  Hildenbrand  die  Pur- 
gatio  canonica  und  vulgaris,  München  1841. 

27* 
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enthalten,  dass  es  schien,  als  müsse  die  furchtbare  Strafe,  die  Furcht 
Tor  der  Gerechtigkeit  Gottes,  die  sich  leicht  im  Momente  des  Frevels 
ofiEenbaren  könne,  sicherlich  aber  nicht  ausbleibe,  abhalten,  somit  den 
Freyelnden  im  Momente  der  Handlung  die  Kraft  verlassen. 

II*  Den  gerichtlichen  Zweikampfe  (Judicium  pugnae,  jud. 
duelli,  pugna  duorum,  einwtc,  chamfwtc)  kennen  die  Yolksrechte  für 
bürgerliche,  wie  peinliche  Streitigkeiten  in  mehrfacher  Richtung.  Zu- 
nächst um  den  Beweis  des  Behauptenden  zu  entkräften,  wenn  letzterer 
zum  Beweise  bereit  ist.  In  diesem  Falle  gestatten  die  Gesetze  ihn  regel- 
mässig dann,  wenn  jener  Beweis  zu  erbringen  ist  mit  einem  Zwolfereide. 
Weiter  zur  Behauptung  eines  Zustandes,  welchen  der  Kläger  angegriffen 
hat,  sofern  es  sich  handelt  um  Freiheit,  Eigenthum  und  Besitz.  Drittens 
wird  er  gegeben,  um  die  Wirkung  eines  bereits  im  Gerichte  geführten 
Beweises  oder  eines  Urtheils  aufzuheben.  Es  ist  also  wesentlich  der 
Beklagte,  welchem  das  Recht  zusteht,  damit  er  trotz  der  gegen  ihn 
sprechenden  Gründe  seine  Unschuld  oder  sein  besseres  Recht  durch  die 
ihm  Kraft  verleihende  Gottheit  darthun  konne.^ 


1  Ausser  den  Genannten  Grimm  R.A.  8.  927  ff.  Siegel  8.  202  ff.,  der  8. 
123  ff.  die  „kampfbedürftigen«  Klagen  aufzählt. 

•  In  der  Lex  8al.  kommt  er  nicht  vor,  wohl  in  Ghilperioi  cap.  pacto  leg. 
sal.  addita  c.  15.  (Leg.  II.  p.  18.):  „8i  quis  alterum  inculpayerit  perinrasse  et  ei 
potuerit  adprobare,  15  solidos  conponat  qui  periurat;  si  tarnen  non  potuerit  adpro» 
bare,  cui  crimen  dizerit  solidos  15  soWat,  et  postea  si  ausus  fuerit  pugnet.**  Die 
Lex  Rip.  hat  folgende  Stellen:  XXXIL  4.  um  die  strudes  (Vollstreckung)  abzu- 
wenden; LYII.  2.  3.  (zur  Vertheidigung  der  Freiheit  gegen  Behauptetes  „inlicito 
ordine  ingenuum  dimittere**),  LIX.  4.  nQ^^d  si  ille,  qui  causam  sequitur,  manum 
Ganoellarii  de  altari  traxerit,  aut  ante  ostium  basilicae  manum  posuerit,  tuno  ambo 
oonstringantur,  ut  se  super  quatuordeoim  nootes  seu  super  quadraginta  ante  regem 
repraesentare  studeant  pugnaturi."  §§.  1—3.  LXVIL  5.  L.  AI  am.  Pactus  DL  frag. 
84.:  ^Qi  quis  alterius  ingennam  de  crimina  seu  Stria  aut  herbaria  sisit  et  eam  pri» 
serit  et  ipsam  indinata  miserit,  et  ipsam  cum  12  medious  electus  aut  cum  spata 
tracta  quilibet  de  parentes  adunaverit:  800  solidos  componat."  Hloth.  XLIV.  l.r 
,Si  quis  liber  liberum  crimen  aliquod,  quod  mortale,  imposuerit  et  ad  regem  aut 
ad  ducem  eum  accusaverit,  et  exinde  probata  res  non  est  nisi  quod  ipse  dicet:  li- 
oeat  illum  alium,  cui  crimen  inposuit,  cum  tracta  spata  exoniare  se  contra  illum 
alium."  Exoniare  von  sunnis  =  legalis  excusatio.  Merkel  in  nota  89  zur 
Stelle.  LYI.  1.  „Si  autem  proximus  mariti  defnncti  contradicere  ipsam  dotem  ad 
illam  mulierem  yoluerit  quod  lex  non  est,  illa  sequat  cum  sacramento  cum  nomina- 
tos  quinque  aut  cum  spata  tracta  pugna  duorum:  si  potest  adquirere  aut  per  sacra- 
mentum  aut  per  pugnam  illam  pecuniam,  post  mortem  mulieris  retro  numquam  re- 
Tertat,  sed  ille  sequens  maritus  aut  filii  eins  usque  in  sempitemum  possedeant." 
LXXXYII.    „Si  quis  contentio  orta  fuerit  inter  duas  genealogias  de  termino  terrae 
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Das  Beoht  zu  kämpfen  war  wohl  anfanglich  abhängig  von  dem 
WaflFenrechte  (§§.  12.  55);  bereits  die  Yolksrechte  (Note  3.)  gestatten 
jedoch  die  Annahme  von  Kämpfern,  Campiones,  welche  man  aus  den 
Unfreien  nahm.    Für  eine  Person,   welche   sich  nicht  selbst  vertreten 


eomm,  unns  hio  est  noster:  ibidem  praesente  sit  homo  de  plebe  illa,  ponat  ügnum 
nbi  isti  voluerint  terminoB  et  gerint  ipsa  contentionem«  Postquam  girata  fuerit» 
Teniant  in  medium  et  de  praesente  oomite  tollant  de  ipsa  terra,  quod  Alamanni 
surfe  diount,  et  rama  de  ipsis  arboribus  infigant,  in  ipsa  terra,  quod  tollat,  et  illa 
genealogia,  qui  oontendunt  lerent  Ula  terra  praesente  oomite  et  oomendent  in  sua 
manu:  ille  inyolvat  fanonem  et  ponat  sigillum,  comendit  ad  fidele  manu  asque  ad 
studio.  Tuno  spondeant  inter  se  pugna  duorom.  Qnando  parati  sunt  ad  pugnam, 
ipsa  terra  in  medio  yeniat  et  tangant  ipsa  oum  spatas  snas  qui  pugnare  debunt,  et 
testificent  Deum  creatorem,  et  oui  sit  iustitia  illi  donet  viotoria,  et  pugnent  Quales 
de  ipsis  yinoerit,  iUe  possideat  iUa  rem  unde  inter  eos  contentio  fuit,  et  Uli  alii, 
qui  presumpserunt  proprietate  contradicere,  conponant  12  solides.^  L*  Alam.  lib. 
n.  XGII.  4.  zur  Abwehr  einer  imputirten  Verwundung.  XCVII.  ,,8i  quis  aliquem 
post  finiendam  oausam  emendatam  mallare  Toluerit  post  testes  tractos  et  emen» 
daoionem  datam  si  quis  hoo  praesumpserit  temptare  et  iste  non  potest  per  saora- 
menta  yel  per  testes  defensare  vel  per  pugna  daorum  se  defendat,  post  hoo  iUe 
testatur  oum  40  solidis  conponat^  L.  Bajuy.  T.  11.  o.  1*  §.  2  (Anklage  wegen 
Kachstellung  gegen  den  dux,  wenn  sioh  die  Zeugen  widersprechen)  YIII.  2.  6.  (»duo 
oampiones  'pugnent^  oder  Schwur  mit  6  Eidh.,  wenn  ein  Diebstahl  an  Rindvieh 
behauptet  wird)  o.  8  gleichfaUs  Schwur  mit  12 . Eidhelfern  oder  duo  oampiones 
bei  Anschuldigung  eines  Diebstahles  von  12  soL  oder  mehr  oder  eines  Pferdes  oder 
mancipium  dieses  Werthes,  IX.  4.  4.  (cum  campione  se  defendat  aut  cum  12 
saoramentalibus  juret^  bei  beschuldigter  Brandlegung,  wenn  das  Feuer  gelöscht 
ist.  XL  5.  (wenn  beide  Parteien  verschiedene  Grenzen  behaupten,  ohne  oampiones), 
Xn.  8.  (Eid  mit  12  Eidh.  „aut  com  campione  cincto  defendat  se,  hoo  est,  pugna 
duorum*'  gegen  die  Beschuldigung,  eine  fremde  Emdte  genommen  zu  haben),  9.  2. 
(Eid  mit  12  „aut  oum  campionibus  suam  quaerat  justitiam^  gegen  die  Anschuldigung, 
einem  fremden  Knecht  zur  Flucht  geholfen  zu  haben),  XVI.  (um  Zeugen  zu  wider- 
legen), Xyn.  1.  2.  (Eid  mit  12  oder  Kampf  zur  Yertheidignng  des  Erwerbers  gegen 
die  Eviction).  L.  Fris.  T.  XI.  8.  (um  die  Knechtschaft  eines  als  frei  lebenden  zu 
erweisen),  XrV.,5.  7.  (auch  oampiones  meroede  conduoti  zum  Beweis  der  Behaup- 
tung des  wegen  Mordes  Beschuldigten,  dass  ein  anderer  diesen  voUbraoht).  L. 
Anglior.  et  "Werinor.  L,  Thuring.  I.  2.  (Eidsohw.  mit  11  oder  Kampf  zur 
Beinigung  vom  Morde  eines  Adeligen  oder  Freien).  11.  De  furto  5.  „Homo  in  furto 
oceisus  non  solvatur.  sed  si  prozimus  ejus  dixerit  innocenten  oocisum,  oampo  eum 
comprobet  innooentem,  Tel  12  hominum  saoramento  furem  credi  juste  oocisum. '"^ 
8.  „Qui  liberum  ligaverit,  10  solidos  oonponat.  qui  adalingum  80  solidos.  si  negat 
cum  11  juret  aut  campo  decernat.'  LEI.  1.  (wie  in  L.  Bajuv.  IX.  4.  4.)  Die  L. 
Bazonum  kennt  den  Zweikampf  nicht,  von  den  anderen  Yolksrechten  ist  er  der 
Lex  Yisigothorum  unbekannt,  üeber  die  Entstehung  des  Kampfurtheils  geben  die 
Yon  Grimm  mitgetheilten  Stellen  Aufschlnss. 
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konnte,  kämpfte  ihr  Vertreter.^  Als  Waffe  bediente  man  sich  des 
Schwertes.  Der  Kampfplatz  war  bald  das  Gericht,  bald  ein  besonderer 
Ort,  an  dem  zu  dem  unter  Hingabe  non  Pfändern  anberaumten  Tage 
die  Kämpfer  unter  Aufsicht  des  Richters  oder  dazu  bestimmter  Personen 
nach  den  im  Herkommen  bestimmten  Regeln  den  Streit  ausfochten. 

In  den  karolingischen  Gesetzen  wurde  der  Zweikampf  nicht  nur 
beibehalten,  sondern  in  gewisser  Beziehung  noch  erweitert  und  genauer 
geregelt.* 

IL  Hierdurch  erklärt  sich,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters 
derselbe  ganz  allgemein  im  Reichsrechte, ^  Landrechte, <^  und  Stadt- 


'  ^gl*  jedoch  L.  Bajur.  m.  13.  3.  ^Si  autem  pngnare  yoluerit  (nftmlioh  fe- 
rn in  a),  per  audaoiam  cordis  sni,  sicut  vir,  non  erit  duplex  compositio  ejus,  sed  si- 
cut  fratres  ejus,  ita  et  ipsa  recipiat.^ 

^  Cap.  Lang.  779  o.  11.,  das  „contendere  in  campo  cum  fustibus**  Yor- 
sohreibt,  „ubi  palam  apparet,  quod  aut  ille,  qni  crimen  injecerit,  aut  ille  qui  se 
defendere  vult,  perjurare  se  debeant.*^  Ticin.  801  o.  9.  Gap.  de  latronibus  804 
c.  3  ähnlich  der  L,  Alam.  Hloth.  XLIY.  1  Cap.  de  exercitalibus  811  o.  5.  „Si  ali- 
quis  Saxo  hominem  conprehenderit  absque  furto  aut  absque  sua  propria  aliqua  re, 
dioens  quod  illi  habeat  damnum  factum,  et  contendere  yoluerit,  in  iudioio  aut  in 
campo  aut  ad  crucem  licentiam  habeat.  8i  vero  hoc  nolnerit,  cum  suis  ioratoribus 
ipse  Über  homo  se  idoniare  faciat  Et  Bi  seryum  cuiuslibet  absque  aliqua  conpro- 
batione  conprehenderit,  ipse  seryas  *  aut  ad  aqnam  fery entern  aut  ad  aliud  iudicium 
se  idoniare  faciat.**  Lang.  818  c  12.  Oap.  816  c.  1.  Gap.  817  leg.  add.  c.  10.  (gleich 
dem  yon  801.  c.  9.)  cap.  15.  „81  Über  homo  de  furto  accusatus  ftierit,  et  res  pro- 
prias  habuerit,  in  maUo  ad  praesentiam  comitis  se  adhramiat  Et  si  res  non  habet, 
fideiussores  donet  qui  eum  adhramire  et  in  placitum  adduci  faoiant  Et  liceat  ei 
prima  yioe  per  sacramentum  se  secundum  legem  idoneare,  si  potuerit.  At  si  alia 
yice  duo  yel  tres  eum  de  furto  accusayerint,  liceat  ei  contra  unum  ex  bis  cum  scuto 
et  fuste  in  campo  contendere.  Quod  si  seryus  de  furto  accusatus  fuerit,  dominus 
eins  pro  eo  emendet,  aut  eum  sacramento  excuset,  nisi  tale  furtum  perpetratum  ha- 
beat, propter  quod  ad  subplicium  tradl  debeat.^  —  Gonst  Olonn.  825  c.  12.  „Qoi- 
busoumque  per  legem  propter  aliquam  contentionem  pugna  fuerit  judicata, 
praeter  de  infidelitate,  cum  fustibus  pugnent  .  .  .**  Gap.  827.  Anseg.  IT.  c.  22. 
wie  das  yon  801  c.  9.  Ansegis.  IV.  27.  wie  c.  15.  Gap.  817.  Hloth.  L  Cpnst» 
Papiens.  c.  11.  fQr  den  Fall  des  Widerspruchs  yon  Zeugen. 

•  Ottonis  L  et  IT.  Edict.  a.  967  (Leg.  II.  p.  88).  c.  1~6.  9.  10.  (Nachweis 
der  Falschheit  yon  Urkunden,  Entscheidung  des  Streites  über  inyestitura  praedii, 
Beweis  eines  depositum,  Behauptung  einer  erzwungenen  carta  de  praedio,  de  furto 
aut  oacho  ultra  6  solides;  der  Kampf  ist  für  jeden  quacumque  lege,  sive  eUam 
Romana,  in  omni  regno  Italiae  homo  yixerit,  fQr  die  welche  juyenilis  oder  decrepita 
aetas  seu  infirmitas  abhält,  per  pugnatorem  zugelassen;  c. -10.  „Aecdesiae  et 
comites  seu  yiduae  lites  suas  de  his  quae  in  snprascriptis  capitulis  continentur,  per 
consimiles  adyocatos  pugna  dirimant.  Geteri  homines  natura,  liberi  secundum  legem 
pristinam  per  semetipsos  respondeant  et  determinent.**).    Ottonis  I.  et  n.  leg.  a« 
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rechte  "f  yorkommt.    Aber  seine  frühere  Bedeutung  nahm  alhn&Iig  ab. 
Dies  lag  sowohl  in  der  Nothwendigkeit  der  Beschränkung  fiir  die  Auf- 


969.  0.  1.  „Si  servus  propter  appetitum  libertatis  liberum  se  Tooayerit,  lioeat  do- 
mino,  8i  sibi  ita  melius  yisom  fuerit  propter  diffioultatem  approbationis  insidiosae, 
ant  per  se  ant  per  auum  campionem  litem  dirimere.  Liceat  antem  servo  pro  se 
campionem  dare,  si  morbus  aut  aetas  enm  pugnare  prohibnerit.**  Otionis  Conr* 
Papiens.  a.  971.  „Si  inter  ecclesias  Tel  alios  ingenuos,  vel  liberos  homines,  aut  in- 
ter  ecolesiam  yel  hominem  de  praediis  seditio  vel  oertamen  sit,  pugna  decematur. 
Si  Don  audeat,  res  sue  infisoentur,  et  ecolesie  vel  homini  oui  justitia  pertinet,  res 
sue  reddantur.^  Henr.  IL  leg.  a.  1019  c.  2.  (Leugnung  eines  Yerwandtenmordes, 
Campio  nur  in  den  drei  Fällen  der  aetas  juvenilis,  decrepita  oder  der  infirmitas). 
8.  (Leugnung  eines  Mordes  infra  treuwam  vel  datum  paois  osoulum  mit  Zulassung 
von  Campiones  unier  denselben  Bedingungen).  Heinr.  m.  Const  Langob.  de  re- 
nefitiis  „Si  quis  .  .  praedioti  oriminis  (Meuchelmord)  aut  de  faoto  consensu  aocusa- 
tus,  negare  volnerit,  aut  per  duellum  si  liber  est  si  yero  seryus  per  Judi- 
cium, 80  defendat.*^  Frid.  L  Const.  de  paoe  1156  o.  10.  «Si  miles  adyersus  müi- 
tem  pro  pace  yiolata  aut  aliqua  capitaU  oausa  duellum  comittere  yoluerit,  facultas 
pngnandi  ei  non  concedatur,  nisi  probare  possit,  quod  antiquitus  ipso  cum  parenü- 
bus  suis  natione  legitimus  miles  existat.^  Gony.  Brixiae  1158  o.  1—8.  (für  Streitig« 
keiten  yon  milites,  servientes,  zum  Beweise  der  Niohtsohuld  an  Verwundung  und 
Mord;  in  lorioa,  scuto,  galea  nur  mit  einer  fnstis).  Reoonc  Caes.  a.  1184,  Es  sollen 
stattfinden  in  deif  Lombardei  lydnella,  quae  firmantur  ante  consules,  in  praesentia  nuncii 
(des  Kaisers)  et  oonsulunL*^  Heinr.  reg.  treuga  1280  o.  18  für  Baub  ,,aotor  yel 
per  se  yel  per  alium  in  monomachia  conyinoere  potest*^).  Heinr.  Curia  Franoof. 
1284  sent.  de  yiolata  treuga.  »  •  .  .  sententialiter  fuit  difflnitum,  quod  si  manuali 
fide  interposita  treuge  dato  sunt,  et  aliquis  illas  yiolayerit,  et  in  causam  tractus  se 
ezpurgare  yoluerit,  illi  oui  interest  et  cui  dampnum  datum  est,  inoumbit  probatio, 
ut  tertia  manu  iureiurando  oonfirmet,  quod  treuge  yiolate  sunt,  yel  si  testes  habere 
non  potuerit,  in  monomachia  coram  iudioe  seoulari  cum  eo  congredietur«*^  Bud.  L 
sent  de  def.  a  perioulo  duell.  1290  „  .  .  .  quaesitum  fuit  per  sententiam  coram 
nobis,  si  aliquis  suum  adyersarium  in  iudicio  conyeniat,  de  incendio  noctumo,  per 
eum  modum  quo  moyeat  ei  questionem  duellionis,  quod  yulgo  dicitur  Eamprecht, 
quo  iuris  auxiUo  talis  in  iudicio  conyentus  yaleat  se  tueri.  Et  extitit  sententialiter 
diffinitum,  ^uod,  quicumque  pugna  duellionis  quod  yulgo  dicitur  Kamprecht,  pre» 
Stande  iurisiurandi  sacramento  manualifcer  exhibito,  suam  possit  innocentiam  ex- 
purgarc;  nedum  in  hoc  crimine  acousatus,  sed  in  multis  aliis  et  diyersis;  nisi  oon- 
scitts  repertus  fuerit  lese  crimine  maiestatis,  in  quem  casum  a  duellionis  periculo 
quod  yulgo  dicitur  Kamprecht,  nullatenus  se  poterit  defensare.*^  —  Ej.  sent.  de  ter* 
mino  duelli  prorogando  1291  bestimmt,  dass  der  Landesherr  den  Kampf termin  yer* 
legen  können. 

^  Um  Sachsenspiegel  kommt  der  Kampf  vor  in  peinlichen  Sachen  für  den 
Kläger  wegen  Friedensbruchs,  den  wegen  Verbrechen  Rechtlosen,  der  sich  mit  dem 
Eide  nicht  yertheidigeii  kann,  den,  welcher  einen  verklagten  verwandten  Todten 
vertreten  will,  in  anderen  Sachen  nur  im  Falle  von  I.  18.  §.  3.  I.  48.  II.  12. 
§.  8.    „Schilt  en  sasse  en  ordel,  unde  tiat  fae's  an  sine  vorderen  haut  unde  an  die 
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rechterhaltung  des  Friedens;  als  in  dem  Einflösse  dez  Eircke.®  Im  AU- 
gemeinen  wurde  er  am  £nde  des  13.  Jahrhunderts  auf  den  Fall  der 
Reinigung  von  bestimmten  Anklagen  beschränkt.  In  den  Städten  war 
er  bereits  früher  theils  eingeschränkt,  theils  verboten,  insbesondere  durch 
Privilegien.  Dies  und  landesherrliche  Gesetze,  die  ihn  abschafften  und 
für  strafbar  erklärten,  haben  dahin  geführt,  dass  er  im  14.  Jahrhundert 
abkam  und  sich  nur  als  Singularität  auf  die  neuere  Zeit  erhielt.^ 


meren  menie,  he  mut  dar  umme  rechten  eelve  serede  einer  genoten  wider  andere 
serene;  svar  die  mere  menie  segewichtet,  die  behalt  dat  ordel.^    Ssp.  L  68.  §.  8. 

I.  51.  §.  4.  I.  89.  50.  §.  2.  Ueber  Kämpfer,  Kampfv^ormnnd,  Beoht  den 
Kampf  wegen  Standesungleichheit  zn  weigern,  Vorgang  a.B.  f.  Homeyer  Re- 
gister S.  840  fg.  Richtsteig  Landr.  S.  479  f.  Gloss.  su  Ssp.  I.  48.  §.3,  Blume 
des  Ssp.  Buch  I.  ari  98  bei  Homeyer  Richtet.  8.  481  u.  a.  S  ch  wab  enspiegel 
Wack.  0.  88.  62.  64.  80.  81.  82.  86.  187.  194.  208.  241.  242.  350.  852.  — Kl.  Keyserr. 

II.  69.  spricht  ein  voUkommenes  kaiserliches  Verbot  des  Kampfes  ans.  —  Zn  kflnst- 
Uch  ist  wohl,  wenn  Berohtold  Oesterr.  L.  H.  S.  184  f.  meint,  §.  7  des  österr. 
Hajns  beabsichtige,  dem  Herzoge  gegenüber  jeden  anderen  Fürsten  als  anebenbürtig 
erscheinen  zu  lassen. 

7  Strassb.  Recht  ans  dem  11.  Jahr.  (Qengler  Stadtr.  S.  474  ff.)  §.  35  (nur 
für  Injurien).  Das  Soester  Becht  von  1120  §.  41  sagt:  „item  statnimus,  guod  nemo 
oonoiyem  snnm  de  criminali  conveniens,  ad  congressionem  duelli  nllo  modo 
trahere  presumat.^  Dasselbe  Verbot  in  der  alten  Schrae  um  1850  Art.  117,  mit 
dem  Zusätze,  dass  auf  der  Uebertretung  die  höchste  Busse  stehe.  Das  Mede- 
b  ach  er  Beoht  um  1850  (Seibertz  II.  S.  334  f.)  hat  den  Zweikampf  noch  in 
eigenthümliohen  F&llen,  §§.  29.  35.  üeber  das  von  Iglau  siehe  Tomasohek 
S-  156.,  274  ff.,  woselbst  auch  eine  Vergleichung  mit  anderen  Ssterreichischen  sich 
findet,  üeber  die  flandrischen  Städte  vgl.  Warnkönig  a.  a.  0.  III.  S.  298  ff. 
Einzelne  flandrische  Stftdte  hatten  schon  im  12.,  andere  im  18.  Jahrh.  Privilegien, 
dagegen;  er  war  im  13.  bald  unter  Strafen  verboten,  bald  erlaubt,  wenn  beide 
Parteien  wollten.  Wo  er  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  war,  bestand  er  noch  im 
14.  Jahrh.  Das  Campghedinghe  kommt  regelmässig  nur  für  Freie  yor.  Das 
Privil.  K.  Friedr.  IL  für  Begensburg  von  1280  §.  1  gestattet  den  Bürgern,  dem 
duellum  mit  dem  Zwölf ereide  zu  entgehen  (Qengler  Sta<Ur.  S.  878.).  Das  Privileg 
K.  Otto  IV.  von  1209  (Qengler  S.  455  ff.)  §.  19  bestimmt  für  Stade,  dass  weder 
ein  Fremder  einen  Bürger  noch  ein  Bürger  den  anderen  zum  Zweikampf  fordern 
k5nne.  Ein  gleiches  hatte  Bremen  von  1259  (Ünger  a.  a.  0.  S.  65).  Das  sächs. 
Weichbild  ari  33.  85.  (Daniels)  hat  die  Bestimmungen  des  Sachssp.  Die  meisten 
Stadtreohte  fibergehen  den  Zweikampf. 

^  Es  zeigt  sich  die  veränderte  Anschauung  in  Sätzen  des  Dekrets  und  der 
Dekretalen  Gregors  IX.  (Tit.  X.  V.  14.). 

0  Major  a.  a.  0.  S.  294  ff.  gibt  über  einige  Kampfgerichte  (zu  Halle  in 
Schwaben,  des  Burggraftfanms  Nürnberg,  des  Landgerichts  zu  Franken)  sowie  über 
die  Fortdauer  des  Duells  in  den  kaiserl.  Landgerichten  im  14.  und  15.  Jahrhundert 
Auskunft.    Vgl.  auch  Struve  Corp.  jur.  pubL  c.  XXV.  §.  76.  (p.  989.). 
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m.  Neben  dem  Zweikampfe  kennt  die  älteste  Zeit  noch  eine  Menge 
Yon  Oottesurtheilen ,  Ordal,  Judicium  dei,^o  die  theils  aus  der  heid- 
nischen Zeit  stammten,  theils  in  der  christlichen  an  die  Stelle  jener  ge- 
setzt oder  neben  denselben  gebraucht  wurden«  Man  bediente  sich  hierzu 
der  Elemente  (Feuer-,  'Wasserprobe)^!  und  des  Loosens.^^  Zu 
diesen  treten  wohl  schon  in  der  heidnischen  Zeit  die  Bahrprobe,i* 
Bahrgericht,  Probe  des  geweihten  Bissens  (Judicium  offae.) 
Die  in  der  christlichen  Zeit  aufkommenden  sind  das  Ereuzurtheil^* 
die  Abendmahlsprobe.i^ 

Der  Gebrauch  der  Gottesurtheile  war,  wie  schon  das  Yorkommen 
in  yerhältnissmässig  wenigen  Stellen  andeutet,  ein  subsidiärer  und  im 
Ganzen  auf  die  Fälle  beschränkt,  in  denen  auch  der  Kampf  zulässig  war 
oder  gar  kein  Beweismittel  und  kein  Kämpfer  zu  Gebote  stand.  Des- 
halb fand  ein  Gottesurtheil  im  eigentlichen  Sinne  besonders  behufs  der 
Reinigung  eines  wegen  Verbrechen  beschuldigten  Unfreien  statt,  den  sein 
Herr  zu  vertreten  Anstand  nahm. 


10  Orimm  R.A.  8.  908  ff.  Ord&l  ist  angelsäohBisoh.  Dass  Gottesurtheile  auch 
in  der  heidnischen  Zeit  vorkamen,  ist  ausgemaoht.    Siegel  a.  a.  0.  8.  212.  n.  6. 

11  Jndicinin  ignis,  jnd.  ferri  candentis;  jud.  aquae,  jud.  aquae 
calidae  oder  ferventis«  —  Lex.  Bip.  XX3L  XXXI.  5.  Quod  si  in  prorinoia 
Ripnaria  (n&mlioh  homo  ingenuus)  juratores  invenire  non  potuerit,  ad  ignem  seu 
ad  sortem  se  exoasare  studeat^  L.  AngL  et  Wer,  ^De  yenefitiis.  8i  molier 
maritnm  Toneficio  dioator  oooi diese  vel  dolo  malo  ad  oocidendnm  prodidisse,  proxi- 
mus  mulieris  campo  eam  innocentem  efficiat,  aut  si  campionem  non  habuerit,  ipsa 
ad  novem  vomeres  ignitos  examinanda  mittatur.*'  L.  Sal.  'Lin.  LYI.  Ghilp.  oap. 
pacto  leg.  sal.  add.  o.  4.  (Leg.  IL  p.  18.)  16.  „8i  qni  falsi  testes  fnerint  adprobati, 
qninoB  dinos  solid,  moltas  snstineat;  si  vero  eis  inoulpayerit  quod  falsum  testimo- 
nimn  dedissent,  manum  snam  in  eneum  mittat,  et  sioat  sana  tolerit  siont  superius 
diximns  simili  mnlta  snstineant.  Si  certe  mannm  snam  conbnret,  15  solides  dam- 
nom  sastineal^  —  Fris  m.  6.  8.  9. 

i>  L.  Rip.  XXXI.  5.  Eigenthümlioh  L.  Fris.  XIY.  de  homine  in  turba  ocoiso, 
welche  den  Vorgang  beim  Loosen  genau  besohreibt. 

1*  Grimm  8.  980  f.  Es  kommt  erst  in  Gedichten  des  18.  Jahrh.  vor,  ist  aber 
entschieden  heidnischer  Grundlage.  Ich  übergehe  Formen,  welche  nicht  im  deut- 
schen Rechte  yorkommen. 

1«  Die  SteUen  gibt  an  Dahn  8.  45,  der  auch  fAr  die  übrigen  die  meisten  bei«- 
bringt    8.  43  ff. 

IS  Die  bekannte  Reinigung  P.  Gregors  YIL  yon  der  Anschuldigung  der  Simonie 
bei  LambertuB  ad.  a.  1077  (Pertz  Scripten  T.  V.  p.  259  sq.).  Bonizionis  Su- 
triens.  liber  ad  andcum  (Hildenbrand  8.  114  f.).  Hildenbrand  hält  dies  für 
kein  Gottesurtheil,  ebenso  nicht  B.  Hilse  Das  Gottesurtheil  der  Abendmahlsprobe 
Berlin  1867;  dagegen  Dahn  8.  18  ff. 
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Während  der  Zweikampf  als  scheinbares  Hecht  der  Freiheit  sich  im 
Gebrauche  erhielt,  als  bereits  der  Gesichtspunkt  des  Gottesurtheils  mehr 
schwand,  wurden  einzelne  der  eigentlichen  Gt)ttesurtheile  schon  in  den 
fränkischen  Eonigsgesetzen  yerboten.i«  Die  Gesetze  der  Kirche  traten 
wiederholt  dagegen  auf.i'' 

Nichtsdestoweniger  erhielten  sich  einzelne  Arten  bis  ins  zwölfte 
Jahrhundert  reichsgesetzlich.  ^^  Seitdem  yerschwindet  ihre  Anwendung 
zwar  im  Allgemeinen,   ist  jedoch  bis  ins  14.  Jahrh.  hinein  im  Land-^^ 


1^  Cap.  Aquisgr.  817.  Cap.  ad.  eooles.  ordines  peri.  o.  27.  „Sanoitum  est, 
ut  nnlluB  deinoeps  quamlibet  ezaminationem  crnois  faoere  presumat,  ne  qnae 
Christi  passione  glorifioata  est,  ouiuslibet  temeritate  oontemptui  habeatur.*'  Cap. 
Wormat  829.  alia  oapit.  c.  12.  ,,Ut  examen  aqnae  frigidae  quod  aotenns 
faoiebant,  a  missis  nostris  Omnibus  interdioatar,  non  ulterius  fiat.'^ 

"  Hildenbrand  a.  a.  O.  S.  109  ff.  Z.  B.  o.  7.  (Epist  Greg.  a.  603.)  20. 
(Epist.  Steph.?)  C.  11.  qu.  6.,  Tit.  X.  de  purgat.  vulgari  V.  S5. 

>B  Heinr.  lY.  const.  paois  dei  a.  1085  (gleichlautend  const  paois  dei  in  sjn. 
Colon,  a.  108S  das.).  „Si  autem  cui  (seil,  serro)  impntatur  (der  Friedensbrnoh)  se 
innocentem  probare  voluerit,  judicio  aquo  frigide  se  expnrget,  ita  tarnen  ut 
ipse  et  nemo  alius  pro  eo  in  aquam  mittatnr.^  Juramentnm  paois  daselbst: 
^Cuicnmque  yero  yiolaeio  hnjus  pacis  imposita  fuerit  et  ipse  negaverit,  si  ingennns 
est  sive  über  est,  duodeoim  probatis  se  expurget,  si  serrus,  tarn  leto  quam 
ministerialis,  judicio  aquae  frigidae,  ita  soilicet  ut  ipse  mox  in  aquam  mittator.* 
Conv.  Brixiae  a.  1158.  o.  10.  „Si  senrus  aliquis  culpatus  et  non  in  furto  ftierit 
deprehensus,  sequenti  die  expurgabit  se  judicio  igniti  ferri,  yel  dominus  ejus  jura- 
mentnm pro  eo  praestabit.  Actor  yero  jurabit,  quod  aliam  ob  causam  non  inter- 
pellat  eum  de  furto,  nisi  quod  putat  eum  oulpabilem.**  In  den  Gesetzen  Fried* 
rioh^B  IL  contra  haeretioos  yon  1221  kommt  der  Ausdruck  ignis  und  flamma* 
Tum  judicio  yor  für  Strafe  des  Feuertodes. 

1*  Belege  gibt  Grimm.  —  Der  Sachsensp.  hat  nur  folgende  Anwendung: 
I.  89.  „De  ir  recht  mit  roye  oder  mit  düye  yerloren  hebbet,  of  man  se  düye  oder 
royes  anderwerye  scflldeget,  se  ne  mögen  mit  irme  ede  nicht  unscflldioh  werden.  Be 
hebbet  drier  köre:  dat  glogende  isern  to  dragene,  oder  in  enen  wallenden  ketel  to 
gripene  bit  to  dem  ellenbogen:  oder  deme  kempen  sik  to  werene.^  III.  21.  2.  „^  ia 
it  (es  handelt  sich  um  den  Fall,  wo  zwei  ein  Qxtt  gleichmSssig  ansprechen)  den 
ummesetenen  nicht  wetenlik  wie't  in  geweren  hebbe ,  so  mut  man't  wol  besceiden 
mit  enem  water  ordele,  oder  die  klegere  unde  up  den  die  klage  gat  seien  dar  to 
syeren,  dat  sie  rechte  wisen  als  it  ire  si;  dar  sal  die  richtere  sine  boden  to  geyen; 
syar  sie  beide  up  syeret,  dat  sal  man  in  gelike  delen.^  Die  Glosse  (abgedr.  bei 
Homeyer)  sucht  den  Gebrauch  des  Wasserurtheils  fort  zu  demonstriren.  Der  Richt- 
steig  Landr.  hat  diesen  Fall  nicht  mehr,  aber  cap.  40.  §.  8.  die  drei  F&Ue  yon 
I.  39.  Der  Schwabensp.  kennt  sie  (wie  der  Sachsp.  im  ersteren  Falle)  im  c. 
39.  W.  (c.  48.  L.  hat  genau  die  Bestimmung  yon  Bsp.  I.  89.)  c.  165.  (ein  bereits  der 
Falschmünzerei  überführter  hat  bei  einer  neuen  Beschuldigung  nur  ohne  Eid  die 
wal :  ^daz  heize  tsen,  oder  die  wazerurtheil,  oder  in  einen  wallenden  kezel  ze  grifen") 
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und  Stadtrechteso  theilweise  erhalten ,  ja  selbst  bis  ins  17.  Jahrhundert 
in  den  Hexenprozessen  (Hexenbad)  angewendet  worden.^^ 


§.  .134. 

B.   Beweiareoht.  * 

* 

L  Das  Recht  der  älteren  Zeit  wie  des  Mittelalters  sieht  das  Be- 
weisen nicht  80  sehr  als  eine  Last,  denn  als  eine  Wohlthat,  einen 
Vorzug  an»  Einerseits  hat  dieses  seinen  Ghrund  in  der  Art  der  Beweis- 
mittel, andererseits  hat  umgekehrt  jene  Anschauung  auch  auf  diese  ein- 
gewirkt. Begelmässig  hat  desshalb  der  Yertheidiger,  Angegriffene, 
mit  der  Wehre  Recht  und  Pflicht  des  Beweises  seiner  Nicht  schuld, 
Unschuld,  sei  es,  dass  seine  Yertheidigung  in  blossem  Leugnen  oder 
in  einem  Leugnen  besteht,  das  sich  auf  eine  positive  Behauptung  stfitzt« 
Der  Angreifer  hat  das  Beweisrecht,  wenn  der  Yertheidiger  sich  nicht 
oder  nicht  in  echter  Weise  vertheidigt,  wenn  er  sich  auf  das  Gericht 
beruft,  sowie  in  bestimmten,  Fällen  welche  wegen  der  Bache  einen  Yor- 
zug  geben.    Es  kam  auch  ein  gemeinsames  Beweisrecht  vor. 

IL  War  der  Beweissatz  und  das  Beweisrecht  durch  TJrtheil 
festgestellt,  so  wurde  zur  Erbringung  des  Beweises  je  nach  dem  Stande 


0.  232.  W.  (wie  Sep.  III.  21.  2.)  o.  859.  W.  (Iftsst  nur  diese  drei  zu  sur  Beinigong 
eines  ampmann,  den  sein  Herr  im  Verdacht  der  Untreue  hat). 

so  x)en  Gebranoh  der  Ordeele  in  den  flandrischen  Städten  besonders  für 
Unfreie  lehst  Warnkönig  a.  a.  0.  IIL.  S.  300  £f.  Hier  ist  er  aber  bereits  einzeln 
im  Anfange  des  12.  Jahrh.  abgeschafft.  Das  Brunn  er  Privileg,  t.  1243.  §.  7. 
(RCssler  S.  345)  hat  das  jnd.  aquae  nnd  ignitum  ferrum,  das  Stadtrecht  aus  dem 
14.  Jahrh.  nicht  mehr.  Das  von  Enns  v.  1212.  §.  12.  lässt  jnd.  ferri  igniti  zu  bei 
Kothznoht  oder  Raub  einer  virgo  vel  mulier  honesta  u.  §.  19.  dies  und  jud.  aquae 
bei  der  Verletzung  des  Hausfriedens,  das  von  Wien  von  1221  §.  2.  8.  für  den  Be- 
weis der  Nothwer  das  ferrum  ignitum,  §.  18.  jud.  aquae  für  die  Reinigung,  wenn 
der  vorait  geschworen  ist  und  er  keine  EidbQrgen  hat,  §.  25.  wie  im  Ennser  §.  12.: 
das  Braunschweiger  Recht  aus  dem  13.  Jahrh.  (Gengier  S.  36  ff.)  91.  Iftsst 
die  Kreuzprobe  in  einer  sonderbaren  Art  zu.  §.  63.  spricht  vom  heissen  Eisen  als 
einer  Beweisart  ohne  Fälle  zu  bezeichnen.  —  lieber  die  Aufhebung  der  Gottes- 
nrtheile  in  den  böhmischen  Ländern  unter  Karl  IV.  in  der  Mitte  des  14.  Jahrh.  s. 
Palacky  Gesch.  II.  2.  S.  335  f. 

»  Beispiele  bei  Grimm  R.  A.  S.  925.,  Majer  S.  99  ff. 

*  Die  verschiedenen  Meinungen  stellt  zusammen  in  bündigster  Weise  Homeyer 
Bichtst.  S.  482  ff.  dessen  Ausführung  S.  486 — 505  für  das  sächsische  Recht  er- 
schSpfend  ist.    Dazu  v.  Bar  a.  a.  0. 
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des  Beweisenden,  der  Beschaffenheit  der  Sache  und  der  Natur  des  Be- 
weismittels, eine  Frist  anberaumt  über  14  Tage,  zweimal,  dreimal  vier- 
zehn Tage.  Im  Mittelalter  kam  jedoch  allmälig  auch  die  Aufnahme  des 
Beweises  auf,  wenn  der  Beweisende  dies  verlangte,  bevor  die  gesetzlich 
zu  verlangende  Frist  abgelaufen  war. 

III.  Für  die  Einhaltung  der  Frist  und  die  wirkliche  Durchführuag 
des  Beweises  sorgte  man  durch  Cautionen,  die  bald  ähnlich  dem 
juramentum  calumniae  in  einem  Vereide,  bald  auch  in  Bürgen  oder 
Unterpfändern  bestanden.  Im  Falle  jener  nicht  zulässig  erschien 
wegen  der  Beschaffenheit  der  Sache  oder  Person  und  letztere  nicht  zu 
erbringen  waren,  konnte  auch  die  Bewachung,  Inhaftnahme  des 
Beweispflichtigen  eintreten. 


§.  135. 
y.  Das  Ungehorsamsverfahren. 

L  Begel  ist  von  ältester  bis  auf  die  neueste  Zeit,  dass  die  Nicht* 
befolgung  der  ersten  Ladung  oder  Nichteinhaltung  eines  Termins  noch 
nicht  als  ungehorsam  erscheinen  lässt.  Yielmehr  gehörte  dazu  eine  drei* 
malige  Ladung,  theilweise  auch  eine  dreimahge  Klage.  Blieb  der  Be- 
klagte zum  ersten  und  z  weitenmale  aus  ohne  Ehe  haften  nachzuweisen, 
80  verfiel  er  in  eine  Busse  für  den  Richter,  welcher  sich  auch  zu  Gunsten 
des  Elägers  den  Ersatz  von  Schaden  oder  eine  Busse  zugesellen  konnte« 
Liess  er  auch  die  letzte  Frist  verstreichen,  so  konnte  der  Kläger  nach 
erfolgtem  Beweise  der  rechten  Ladung  u.  s.  w.  ihn  des  Ungehorsams 
beschuldigen  und  das  Urtheil  verlangen. 

n.  Die  Folge  war  alsdann,  dass  der  Ungehorsame  für  sachfällig 
erklärt  wurde.  Hierdurch  hatte  je  nach  der  Natur  der  Sache  der  Be- 
hauptende seine  Klage  gewonnen,  die  Schuld  des  Beklagten  bewiesen, 
das  behauptete  Yerbrechen  dargethan.  Je  nach  den  Umständen  kam  es 
alsdann  zur  Yerfestung  oder  Aechtung  des  Beklagten,  zur  Frei- 
sprechung desselben,  zur  Sicherung  des  Beklagten,  oder  zur  Yo  11- 
streckung  der  von  dem  Kläger  gemachten  Ansprüche. 

ni.  Nichtbeantwortung  des  Beklagten  oder  Yerlassen  des  ange- 
tretenen Beweises  zog  nach  dem  Antrage  der  Gegenpartei  gleiche  Folgen 
herbei. 

lY.  Mit  diesen  Strafen  des  Ungehorsams  verband  sich  durchgehends 
noch  die  Busse  für  den  Richter,  Ersatz  der  Kosten  für  den  Gegner. 
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§.  136. 

YI.  Das  TTrtheilfinden,  Urtheilschelten.  * 

L  Auf  die  Bitte  der  Partei  musste  der  Richter  Urtheil  fragen, 
die  Beisitzer,  Schöffen  finden  nach  dem  Bechte.    Weigerung  des  TTr- 


*  Die  QneUenbelege  liegen  im  früheren.  Dasu  L.  SaL  LYII.  ^Si  qnis  raohine- 
bnrgii  in  mallobergo  sedentefl  dam  eausam  inter  duoB  disoutiunt  legem  noinerint 
dioere,  veni  et  die  ad  illo  qui  cum  eansa  prosequitor ;  ^hicego  tos  tangano  ut  legem 
dicatis  seonndom  lege  salioa.^  Qaod  si  ille  legem  dioere  noinerint,  Septem  de  illis 
raohinebnrgiis  coUooato  sole,  malb.  schodo  hoo  est  120  dinaiios  qni  faoiunt  solidos 
3  solvant  Qnod  si  neo  legem  dicere  voluerint  neo  ternos  solidos  fidem  feoit,  tnnc 
solem  illis  eollocatam  600  dinarios  qui  faoinnt  solidos  16  onlpabilis  indioetnr.  2.  Si 
Tero  illi  rachinebnrgii  sunt  et  non  seonndam  leges  indicayernnt,  bis  oontra  quem 
senientiam  diderint  causa  sna  agat  et  potuerit  adprobaro  qnod  non  seonndum  legem 
indicayernnt,  600  dinarios  qui  faoinnt  solides  15  onlpabilis  indioetnr.*  L.  Ripnar. 
LY.  (enthält  fthnliobe  Bestimmungen)  LIX.  7.  L.  Bajuyar.  II.  o.  18.  19.  über  den 
bestochenen  und  irrenden  Richter*  Aehnlioh  L.  AI  am.  Hloth.  XLI.  2.  8.  Gap. 
Pippini  regis  inoerti  anni  (Leg,  I.  p.  81)  o.  7.  „De  jnsticia  facienda,  nt  omnes 
insticiam  faciant,  tam  publici  quam  ecdesiastioi.  Et  si  aliqnis  homo  ad  palaoinm 
yenerit  pro  causa  sna,  et  antea  ad  illum  comitem  non  innotuerit  in  maUo  ante 
raohemburgis,  ant  si  causa  sua  ante  comitem  in  mallo  fnit  ante  rachemburgis,  et 
hoc  snstinere  noluerit  qnod  ipsi  ei  legitime  indicayerint;  si  pro  ipsis  cansis  ad 
palacium  yenerit,  yapnletnr.  Et  si  maior  persona  fuerit,  in  regis  arbitrio  erit.  Et 
si  reolamayerit  qnod  legem  ei  non  iudioassent,  tnnc  Ucenoiam  habeat  ad  palacinm 
yenire  pro  ipsa  causa.  Et  si  ipsis  conyincere  potuerit  qnod  legem  ei  non  iudioassent, 
seonndum  legem  contra  ipsum  emendare  faoiat.  Et  si  comes  yel  rachembnrgii  enm 
oonyinoere  potuerint  qnod  legem  ei  iudioassent,  et  ipse  hoo  recipere  noluerit,  hoc 
oontra  ipsos  emendare  faoiat.  Similiter  de  ecclesiastiois,  si  ad  palatium  yenerint  de 
eomm  causa  se  reclamare  super  eorum  seniore,  yapnlentur,  nisi  senior  snus  pro  sua 
causa  transmiserit.^  ^  Gap.  Mantnannm  a.  781.  o.  8.  4.  —  Gap.  Saxon.  797.  c. 
4.,  in  Lege  sal.  mitt.  808.  c.  10.  „Si  quis  causam  indicatam  repetere  in  maUo  prae- 
sumpserit,  ibique  testibus  conyiotus  fuerit,  ant  quindeoim  solidos  oomponat,  aut 
qnindecim  ictns  ab  scabiniis  qni  causam  prins  indicayernnt,  accipiat^  Lang.  803 
c.  28.,  Bajoari  o.  808  c.  6.  7.,  in  Theodonis  yilla  11.  c.  8.  „De  olamatoribns 
yel  oausedicis  qui  neo  iuditium  soabinomm  adqniesoere,  neo  blasfemare  yolnnt,  an« 
tiqua  oonsnetudo  seryetur,  id  est  nt  in  custodia  recludantnr  doneo  nnum  e  dnobns 
fatiant  Et  si  ad  palatium  pro  hao  re  postea  reolamayerint  et  litteras  detnlerint, 
non  quidem  eis  credatnr,  neo  tamen  in  carcere  ponantnr;  sed  cum  custodia  et  cum 
ipsis  litteris  pariter  ad  palatium  nostrum  remittantur,  nt  ibi  disontiantnr  siont  dignum 
est."^  —  Ssp.  I.  18.  8.;  11.  6.  4.;  11.  12.  §.  1—15.  enthält  die  meisten  Bestimmungen; 
IL  22.  §.  1.  m.  19;  m.  80.  2,; HI.  69.  2.,  m.  70.  1.  Homeyer  Richtet  Landr.  S. 
506—519.,  wo  besonders  auf  die  Eigenthümlichkeiten  der  Mark  eingegangen  ist,  System 
des  Lehnr.  8.  622  ff.  —  Sohwabensp.  c.  96.  97.  864  W.  —  Brünner  Recht  bei 
R5ssler  S.  XG.  f..   Prager  bei  Rössler  S.  LXXIV.  fg.   (AppeUation  an  den 
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theilsfindens  zog  Strafen  nach  sich.  Jedoch  war  es  yon  jeher  zulässig, 
dass  die  Urtheiler»  im  Falle  es  ihnen  nicht  möglich  war,  sofort  zu  ant- 
worten, sich  eine  Zeit  ausbaten  zum  Besprechen  mit  den  anderen,  ja 


König  mit  Frist  yon  14  Tagen,  wenn  er  im  Lande,  6  Wochen  wenn  er  ausser  Landes 
war;  Schelten  jeder  Partei  und  den  Schöffen  gestattet),  das  von  Ig  lau  mit  Yer- 
weisung  auf  verwandte  bei  Tomaschek  a.  a.  0.  S.  124.,  221,  231.  Wegen  ihrer 
Eigenthümlichkeit  mögen  die  folgenden  Stellen  des  Brunn  er  Sohöffenbuohs 
(Bössler  S.  280  fg.)  Platz  finden.  Art.  613.  „Quamvis  usus  et  consuetudinis  non 
minima  sit  auctoritas,  nunquam  tarnen  yeritati  aut  legi  praejudioat,  nisi  sit  con- 
suetudo  rationabilis  et  legitime  praescripta;  talis  enim  praejudicat  legi,  et  si  ex 
hujusmodi  consuetudine  rationabili  sententia  lata  fuerit,  yigorem  habet,  nee  poterit 
reclamari.  Si  autem  ex  consuetudine  irrationabili  feratur,  licite  poterit  reolamari. 
614.  In  sententiis  proferendis  non  oportet,  qnod  jurati  omnia  exprimant, 
quae  eos  moyent,  sed  sufficit,  quod  talibus  in  eorum  conscientia  diligenter 
eribratis  sententias  pronuntient  breyibus  et  planis  verbis.  615.  Si  jurati  sub 
expensis  partium  sententias  ad  examen  suorum  superiornm  indnoent,  yirtute  ju- 
ramenti  sui,  si  partes  petunt,  fatebuntur,  quod  solum  hoc  faoiant  propter  informa- 
.tionem  justitiae  et  non  ob  causam  aliam  qualemoumque,  616.  Jurati  de  Gewiczka 
proposuerunt  in  maniloquio.  Quod  cum  unus  conciyium  eorum  haberet  in  Bosko- 
wioz  placitare,  et  jurati  sententiam  quandam  ratione  diffinitionis  Brunam 
ad  oonsilium  deyolyissent  una  cum  judice  in  quadam  stuba  se  clandentes 
sententiam  eandem  seorete  scribere,  neo  partes  ad  hoc  recipere  voluerunt. 
Quaerunt  ergo,  hoc  utrum  esset  justnm,  et  sunt  instruoti,  quod  juratis,  quid  omni 
justitia  jurayerunt  lioitum  est  hoc  faoere.  Cum  enim  frequenter  anditis 
partium  aüegationibus  in  judioio  ad  locum  secretum  pro  inyenienda  sen- 
tentia declinent  partibus  et  judice  ooram  judioio  dimissis,  quare  non 
licet  eis  easdem  allegationes  etiam  in  absentia  partium  scribere,  quando  yo- 
lunt;  tamen,  quia  semper  jurati  cayere  debent,  ne  reddantur  suspecti,  si  partes 
petunt,  sententiae  ooram  ipsis  et  eorum  prolocutoribus  sunt  scri- 
bendae.  Judex  yero,  nisi  sententia  per  eum  ratione  jurium  et  emen- 
darum  suarum  sit  quaesita,  ad  soripturam  praedictam  admitti  non  debet  ut 
suspectus.  Quando  etiam  judex  sententias  et  emendas  ejus  tangentos  ad  audientiam 
deduci  petit  majorem,  tuno  scriptori  in  salario  et  juratis,  qui  ad  diffinitores 
literas  ducunt,  de  bursa  propria  satisfaoiet  in  expensis.  Sed  de  solutione  expen- 
sarum  aliarum  sententiarum  tenendum  est,  quod  ipsas  solyet  in  causa  suocumbens.^ 
Diese  Stellen  beweisen  den  entschiedenen  Einfluss  des  canonischen  Rechts.  —  In- 
teressant ist  über  die  Appellation  yon  Dorfgerichten  an  die  Stadt  die  Ürk.  yon 
1807  bei  S eiber tz  n.  516.  Vgl.  noch  die  Articuli  de  juribus  Oiritatis  Mede- 
baoensis  um  1350  (bei  Seibertz  11.  S.  883.).  §.  18.  yjX&m  quicumque  yult  cul- 
pare  injustam  sententiam,  debet  non  motis  pedibus,  deposito  pileo,  mi- 
tra,  calcariis,  gladio  et  manibus  ante  se  oompositis  dicere:  Sententiam  illam  contra- 
dico,  quia  magis  justam  exponam  et  tum  proponere  sententiam  suam,  nominando 
oppidum  yol  judioem  a  quo  tenetnr  sententiam  afferre,  prestans  super  illa 
adduoenda  fidejussoriam  yel  pignoratitiam  oautionem.^  Vgl.  die  Darstellung  der 
115—119. 
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auch  ihre  Unwissenheit  (eidlich)  erklärend  das  Urtheil  ablehnten  oder 
die  Einholung  von  einem  anderen  Gerichte  herbeiführten. 

n.  Die  Form  des  ürtheilsfindens  war  stets  das  Aussprechen 
durch  einen  aus  den  Schöffen  bez.  den  umstehenden  Dingpflichtigen 
(§§.  122 — 124,),  entweder  sofort  in  der  Versammlung  selbst  auf  Befragen 
des  Torsitzenden,  wie  in  dem  Gerichte  des  Königs  und  nach  der  Dar- 
stellung der  Bechtsbücher  des  13.  Jahrhunderts,  oder  nach  vorheriger 
Berathung  der  Schöffen  unter  sich  oder  des  Gefragten  mit  Leuten  aus 
dem  Umstände.  Eine  solche  vorherige  Berathung  finden  wir  im  15.  Jahr- 
hundert als  die  Begel. 

III.  Hat  einer  das  Urtheil  gewiesen ,  seine  Y  u  1  b  o  r  t  gegeben,  so 
erlangt  dasselbe  Rechtskraft  durch  die  entweder  in  lautem  Rufen 
und  Waffengeklirr  kundgemachte  allgemeine  Billigung  oder  die  besondere 
Zustimmung  (vulbort)  jedes  einzelnen  Schöffen,  Beisitzers.  Will  einer 
von  diesen  oder  aus  dem  Umstände  die  Yulbort  bereden,  so  muss 
er  ein  besseres  Urtheil  finden.  Welchem  alsdann  die  Folge,  Y  o  1  g  e, 
der  Mehreren  wird,  das  gilt.  Kommt  aber  keine  Mehrheit  zu  Stande,  so 
wird  der  höhere  Richter,  oder  ein  anderer  um  eine  Weisung,  Oeff- 
nung  angegangen. 

lY.  Will  die  Partei  sich  bei  dem  Urtheile  nicht  beruhigen,  weil  es 
nicht  dem  Rechte  entspreche, ^  so  muss  sie  es  sofort,  oder  nach  einzelnen 
Rechten  im  Mittelalter  innerhalb  einer  bestimmten  Frist,  schelten. 
Hierdurch  zieht  sie  die  Sache  an  den  König,  ein  höheres  Gericht, 
einen  Oberhof.  Freventliches  Schelten,  welches  durch  das  Unterliegen 
des  Scheltenden  erbracht  wurde,  zog  eine  Busse,  auch  wohl,  besonders 
in  älterer  Zeit,  andere  Strafen  nach  sich. 

Y.  Im  Laufe  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  wurde  es  besonders  in 
den  Städten  Sitte,  die  Urtheile,  ja  überhaupt  die  wichtigsten  Prozess- 
akte in  Bücher  (Stadtbücher,  Gerichtsbücher)  einzutragen.  Aus  diesen 
wurden  dann  auch  die  schon  in  der  fränkischen  Zeit  gebräuchlichen 
Urkunden  über  das  Urtheil  vom  Gerichte  ausgestellt.  ^ 


1  Die  stete  Heryorhebung  dieses  ümstandes  hebt  jede  WUlkflr  der  SohOffen 
auf.  Ist  es  auoh  richtig,  dass  dieselben  nicht  über  Thatsaohen  entscheiden,  sondern 
das,  was  recht  sein  soll,  aussprechen,  so  Iftsst  sich  dies  doch  nicht  anders  denken, 
als  dass  sie  ihre  Ueberzengung  auf  Gmnd  des  ihnen  bekannten  oder  von  ihnen  ge- 
fundenen Bechtssatzes  für  den  yorlieg enden  Fall  aussprechen,  dass  also  doch 
die  Entscheidung  Über  den  Bechtsfall  ein  legitimnm  Judicium  sein  musste.  Ich 
sehe  das  Wesentliche  darin,  dass  das  Recht  (Gesetz)  das  Urtheü  gesprochen,  die 
Partei  durch  ihren  Beweis  sich  einen  Anspruch  auf  das  Recht  zuerkannt  hat  und 
das  Urtheil  ihr  desshalb  dies  gibt.    Tgl.  Siegel  S.  148  u.  164.  n.  6. 
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§.  137. 
Vn.  Die  Yollstreckang. 

L  Die  Aosfahning  eines  Urtheils  in  einer  peinlichen  Sache  wurde 
dnrch  eigens  hierzu  bestellte  Personen  besorgt.^  Oing  das  ürtheil  anf 
eine  Geldstrafe,  so  blieb  deren  Beitreibung  dem  Kläger  fiberlassen« 

n.  Bei  Yerurtheilungen  um  Schuld  war  es  Sitte,  dass  der  Beklagte 
dem  Silager  ein  Schuldbekenntniss  ausstellte  oder  die  Zahlung  inner- 
halb eines  bestimmten  Zeitraumes  bez.  an  einem  festgesetzten  Tage  zu 
leisten  gelobte.  Hielt  er  dies  nicht,  so  kam  es  in  genau  yorg&- 
schriebenen  Formen  zur  Pfändung  durch  den  Grafen,  im  Falle  dw 
Yermogenslosigkeit  auch  zur  Festnahme  der  Person.  Diese  Folge 
trat  auch  in  älterer  Zeit  ein  bei  fortgesetzter  Weigerung.  Auch  die 
Aechtung  konnte  erfolgen.  Die  Bechte  des  Mittelalters  gehen  auf 
dieser  Grundlage  sehr  auseinander.^ 


*  Homeyer  Die  Stadtbficher  des  Mittelalter s,  insbes.  das  Stadtb.  yon  Qaed- 
linbnrg,  Berlin  1860.  4.  —  Interessant  ist  Brunn  er  SchOffenbneh  art.  427.  (R  ö  ss- 
ler S.  197.),  ^Antiqua  oonsaetudo  oiyitatnm  habet:  Qnod  qoidcamque  ooram  jadicio 
obtinetur,  et  in  tnbulis  judiciariis  Signatur,  hoc  ante  proximnm  faturom 
peremptoriom  jndloiam,  vel  per  impignorationem  Yel  modom  aliom,  si  expeditom 
non  fuerit,  de  oetero  caret  robore  flrmitatis,  nisi  per  scriptorem  civitatis  in 
Hb  mm,  nbi  censns  et  alia  notantor  acta,  per  obtentorem  de  sei  tu  juratoram 
scribi  fnerit  proonratnm.    Sie  sententiatnm  est  consilio  juratoram.*^ 

1  Waitz  Gesoh.  d.  Verf.  n.  8.  329.  434.  (liotores,  oustodes  earceris, 
carnifices),  Walter  B.G.  §.  719.  —  Ein  eigenthfimliohes  Mittel  hat  Cap.  Saxon. 
797.  0.  8.  „De  incendio  conyenit,  qnod  nallus  infra  patriam  praesnmat  facereprop- 
ter  iram  aut  inimicitiam,  aut  qnalibet  malivola  oapiditate;  exoepto  si  talis  fnerit 
rebellis  qni  institiam  facere  noluerit,  et  aliter  districtns  esse  non  poterit,  et  ad  nos, 
nt  in  praesentia  nostra  institiam  reddat,  yenire  dispexerit,  oondioto  commune  pla- 
dto  simul  ipsi  pagenses  veniant ;  et  si  nnanimiter  oonsenserint,  pro  districtione  illina 
oansa  inoendatur,  tnnc  de  ipso  plaoito  commune  oonsilio  facto  secundnm  eomm  ewa 
fiat  peraotum  et  non  pro  qualibet  iracunda  aut  maliyola  intentione,  nisi  pro  distric- 
tione nostra.  Si  aliter  facere  ausus  fuerit,  siout  superius  dictum  est,  solides  sexa- 
ginta  oonponat.^  Das  Yorkommen  dieses  Niederreissens  und  Y erbrennens  der  Hftuser 
des  Yemrtheilten  im  12.  Jahrh.  in  Flandern  zeigt  Warnkönig  Flandrische 
Rechtsgeschichte  m.  S.  822  ff.  Dasselbe  kennt  das  Soester  Stadtr.  y.  1120  §.  20, 
wenn  der  Yerurtheilte  flQohtig  war;  die  Schrae  yon  1850  Art  17  hat  die  blosse 
Yerbannnng.  Andere  Mittel  waren  allgemein  die  Proscriptio  und  Gonfiscatio; 
letstere  kam  meist  im  13.  Jahrhundert  ab. 

>  Grimm  R.A.  S.  866  fg.  L.  Sal.  L.  LI.  LYL  Noy.  19.,  die  mehrfach  citirten 
Gap.  Ghilperioi,  Lex  Rip.  XXXII.  LL;  Gap.  Paderbr.  de  part.  Sax.  785.  c  25. 
27.,   Tioin.   801    o.   13.,    Gap.  Lang.   803  c  19,  Bajoar.  803.  o.  6.  «—  Sachsp.  L 
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III.  War  ein  liegeDdea  Gut  gewonnen  oder  ein  Recht  auf  ein  solches, 
das  zur  Ausübung  den  Besitz  voraussetzt,^  so  bestand  die  zwangsweise 
Vollstreckung  eventuell  in  dem  Einweisen  durch  den  Richter.^ 


58.  §.  3.  ^Sve  gewedde  nnde  bäte  nicbi  ne  gift  to  rechten  dagen,  de  vrone 
bode  Bai  en  dar  vore  panden,  unde  sal  it  to  hant  ntetetten  od^r  Terkopen  vor  de 
Boolt.  Nioht  ne  mnt  ok  de  yrone  bode  panden,  he  ne  werde  mit  ordelen  dar  to 
gewonnen."  I.  70.  §.  2.  (Pfftndnng  des  Niohtdingpfliohtigen  und  abwesenden  Sohnld- 
ners)  11.  5.  §.  2.  ^Over  virteinnaobt  Bai  man  soalt  gelden,  de  man  vor  geriohte 
gewint,  gewedde  over  ses  weken;  bnte  na  me  gewedde  orer  virteinnacht.  Wint  aver 
de  man  sine  bnte  er  deme  gewedde,  man  Bai  Be  lösten  oTor  ses  weken,  nnde  it  ge- 
wedde dar  na  oyer  virteinnaoht.  To  des  huse  sal  man*t  gelden,  deme  man't  soüldiob 
ifl,  bi  sannen  schiney  of  he  huB  binnen  deme  geriohte  hevet,  oder  to  des  riohteres 
nesten  hns,  of  jene  dar  nngehnset  Ib.**  ü.  11.  §.  2.  (Yerlnst  der  Schuld,  wenn  der 
El&ger  die  EideBleistong  nioht  will,  oder  zn  ihr  nioht  erscheint).  3.  „Brenne  man 
ayer  penninge  oder  silTor  gelden  sal,  ne  wardet  he  des  to  me  reohten  dage  nicht 
oder  ne  anamet  he's  nicht,  he  ne  hevet  dar  mede  sin  gelt  nicht  yerloren. 
Hadde  he  ok  jeneme  geloyet  dar  yore  in  to  ridene,  he  is  des  inri- 
denes  ledioh,  unde  nicht  des  geldes  noch  der  soult,  dar  he  yore  in 
riden  solde.'^  11.  4t.  (Bxeoution  riohterl.  geweddes).  in.  89.  §.  1.  2.  „Sye  so 
Boult  yor  geriohte  yorderet  up  enen  man,  der  he  gelden  nicht  ne  mach  noch  bürgen 
sotten,  de  richtere  aal  ime  den  man  antwerden  yor  dat  gelt,  den  sal  he  halden  ge- 
lik  sinem  ingesinde  mit  spise  nnde  mit  arbeide.  Wil  he  ine  spannen  mit  euer  bei- 
den, dat  mach  he  dun,  anderes  ne  sal  he  ine  nioht  pinen.  —  Let  he  ine  oder  unt- 
lopt  he  ime,  dar  mede  nUs  he  des  geldes  nioht  ledich,  die  wile  he  ime  nioht  yer- 
gulden  ne  heyet,  unde  he  dat  nioht  yulbringen  ne  kan,  so  is  he  immer  sin  pand 
yor  dat  geli^  Schwabsp.  o.  66.  W.  ^Swer  buoze  nooh  gewette  niht  engtt  ze 
rehten  tagen,  der  yr^nbote  sol  in  phenden,  nnde  sol  ez  ze  band  yersezen  oder  yer- 
koufen,  ob  er  ein  gast  ist  dem  die  phenninge  snllen.  nnde  ist  er  niht  ein  gast, 
man  sol  daz  phant  behalden  siben  tage,  der  ez  danne  niht  loeset,  b6  sol  manz  yer* 
koufen  oder  yersezen.  Man  sol  dehein  phant  an  die  Juden  sezen,  wan  mit  jenes 
willen,  des  ez  d&  ist;  em  habez  danne  gedinget.^  o.  175  nach  W.  o.  249—252  W. 
—  Die  Stadtrechte  stehen  auf  demselben  Standpunkte.  Z.  B.  Iglauer  art.  87. 
(Tomas oh ek  S.  288«,  der  Nachweise  aus  anderen  gibt:  „Ist,  das  ainer  dem  andern 
ym  geriohte  umb  seine  schult  begreiffet,  und  hat  nicht,  woyon  er  gelde,  und  wil 
denn  der  im  geparget  hat  nioht  enparen,  der  riohter  schol  yn  mit  seiner  hant  dem 
geben,  der  ym  gepargt,  und  also  sohol  er  yn  haldeu  weder  in  kelde  weder  in  hieze 
yn  aym  hanteysen  und  sohol  yn  speisen  mit  aynem  yirteil  ayns  protes,  dacz  kawft 
ist  umb  ainen  haller,  und  mit  aynem  peoher  wassers.  Ist  aber,  daB  er  dewpleich 
entrinnet,  wo  yn  danne  der  sohult  herre  begriffet,  da  mak  er  yn  gefangen  halden 
mit  des  richters  wissen.*^  Präge r  Statutarreoht  (R5 ssler  S.  48.)  art  68.  de  de- 
bitoribuB.  ^  •  •  •  Weloher  man  aber  holt  und  layst  als  sein  prief  lauten,  di  weil 
er  das  beweisen  mak  mit  seinem  gut,  das  des  als  wil  ist,  das  er  houptgout  und 
schaden  yerriohten  mag,  di  weil  boI  man  in  nioht  hoher  treiben.^  78.  Stat.  y.  Aug. 
1359.  Rössler  S.  51.  Bis  Und  ob  ist  es  nur  eine  ausführlichere  Fixirung  yon 
68.:  „Wir  •  .  richter  •  •  .  und  dy  ander  unser  eydgenoss  geswom  purger  der  stat 
▼.Schulte,  Beiehi-  und  Seehtsgeich.   4.  Anil.  28 
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§138. 


L  Wäbrend  des  ganzen  Hittelaliere  ging  neben  dem  Yer&luren  in 
den  mannigfaltigen  weltlichen  Cterichten  das  in  den  geistlichen  Ge- 

se  Prmi^  bekenneii,  dss  wir  mit  den  eltietea  ron  der  etat  sa  Plage  haben  das  sn 
eiffl  recht  gefunden,  wen  ein  man  dem  ander  ein  gelt  ariialdig  ist  nnd  nieht  mag 
noeh  en  hat  m  gelten,  so  sei  man  in,  dem  er  aeholdiif  iat,  bej  der  hant  antworten, 
nnd  wen  das  geeehiehet,  so  sol  er  in  halten  noeh  kalt  noeh  wann,  aber  in  kein 
fessem,  noeh  in  keinen  panten,  nnd  sol  im  nor  waaer  nnd  prot  sessen  geben,  ea 
wer  den  das  er  im  ieht  mer  ron  gnaden  geben  wolt,  oder  ob  er  gestaten  wolt,  das 
im  sein  freont  ieht  mer  geben,  daa  stet  sn  im.  Entrint  er  aber  aas  der  lanknnaa, 
•0  soll  man  in  eehten  anf  daa  hoet  reeht;  stirbt  er  aber  in  der  selb  fanknoss,  der, 
der  in  helt,  soU  dar  nmb  nyemant  antworten.  Und  ob  einer  eim  Jnd  schuldig  wer 
nnd  im  nicht  za  gelten  hett,  so  sol  der  Jnd  ein  ersamen  Christen  haben,  der  im 
sein  sehnldigen  halt  in  aller  der  weis,  als  da  Torgeschriben  stet*  79.  (Der  Ge- 
ständige mnss  dem  Gast  in  14  Tagen  zahlen.)  Sehr  ansfilhriieh  ist  das  Brftn- 
ner  Recht,  Cap.  de  debitis  bei  Bössler  S.  83—90,  das  fiber  PÜndnng  nnd 
Schnldbaft  genaoe  Bestimmnngen  enthält  Sehr  ansfiUirllch  nnd  genau  war  das 
flandrische  Recht  TgL  Warnkönig  HL  S.  812  it  Näheres  im  Pmatreehte 
Kap.  HL 

>  Marcnlfi  form,  append.  7.  notitia  de  terra  erindicata  (Walter  Corp. 
inr.  germ«  m.  p.  848.). 

^  Sachsp.  L  70.  §.  1.  «Heret  en  man  geUaget  nppe  gut  to  dren  dingen, 
man  sal  ine  dar  in  wisen  nnde  sal  is  ine  geweldgen;  dar  ne  mut  in  nie- 
man  nt  wisen,  he  ne  dn't  mit  rechter  klage.  Die  inwisunge  mach  die  man  nntreden 
binnen  der  jartale  nppe'n  bilgen,  he  mut  arer  dat  gut  to  hant  Tore  stan  nnde  to 
nesten  dren  dingen  of  man  dar  np  klaget **  HL  88.  §.  2.  «Brie  en  gut  enem  an- 
deren gift  nnde  let  it  in  sine  gewere,  dar  he  seWe  nene  gewere  an  ne  hadde,  nnde 
wert  jene  ron  geriohtes  halven  dar  in  gewiset;  jene  die  de  gewere  heret 
mut  die  inwisunge  wol  wederspreken  nnd  jenen  ntwisen  desto  he't  roresta  to'me 
nesten  utgelegedeme  dinge;  wende  en  man  n'is  nicht  pUchÜich  sine  were  to  mmene, 
he  ne  werde  dar  umme  beklaget  nnde  yorgeladet;  wert  jeneme  de  were  denne  er- 
delt,  nnde  wiset  man  ine  denne  dar  in  von  gerichtes  halven,  so  ne  mut  man  ine 
nieht  ntwisen,  man  ne  dn*t  mit  ordelen.^  m.  88.  L  „Svat  man  enem  manne  oder 
wire  gilt,  dat  seien  sie  besitten  dre  dage.  Brat  sie  mit  klage  ivrorderet, 
oder  nppe  sie  geenret  wert,  des  ne  dorren  sie  nieht  besitten.^  Schwabsp. 
e.  65.  858.  W.  n.  a^  Die  Parallelstellen  der  späteren  sächs.  Beohtsbäoher  s.  bei 
Homejer  in  seiner  Ausgabe  su  den  citirten  Art.  des  Saohsp.  —  Brfinner 
Sdi5ifenbuch  art  407  (Rössler  S.  187.):  «Judex  etiam  tenetnr  sententias  a 
jnratis  prolatas  exequi  reverenter,  ut,  si  aoousaiori  res  immobilis  fuerit 
adjudicata,  ipsum  mittat  in  possessionem  rei  ejusdem,  in  ea  ipsnm  ririliter 
manntenendo;  qnia  non  suffioit  quem  mittere  in  possessionem,  nisi  in  eam  missus 
tneatnr.  81  antem  res  sit  mobil  is,  ipsam  aotori  cum  eifeotu  praedpiat  praesen- 
tari  Sed  si  reus  a  petitione  aotoris  fuerit  per  sententiam  absolntns,  ex 
tanc  ipsum  judex  in  jure  suo  similiter  tueatur,  actorisnper  eo  perpetuum 
Silentium  imponendo.'^ 
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richten  seinen  Gtong.^  Ihm  fielen,  jedoch  nicht  überall  in  gleichem  Um- 
fange, anaser  den  kirchlichen  Bachen  eine  Menge  von  bürgerlichen  und 
peinlichen  Bechteaachen  zu,  welche  keineswegs  kirchlicher  Natur  sind. 
Das  Verfahren,  welches  man  in  diesen  geistlichen  Gerichten  anwandte, 
war  in  Civilsachen  ein  Prozess,  der  auf  römischem  Rechte  gebaut 
durch  die  Theorie  besonders  der  Schule  zu  Bologna  und  die  Praktiker 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  aus  dem  germanischen  Bechte  vielfache 
Elemente  aufgenommen  und  allmälig  alle  jene  Punkte  abgestreift  hatte, 
welche  mit  der  römischen  Staats-  und  Oerichtsverfassung  im  Zusammen- 
hange standen.  Es  war  ein  Prozess  entstanden,  der  im  Granzen  *  die  auf 
nationalen  Anschauungen  beruhenden  Sätze  abgestreift  und  rein  logische 
Sätze  hingestellt  hatte,  welche  die  Entsclieidung  des  Bichters  herbei- 
führten* Damit  war  von  selbst  das  Beweisrecht  zu  einer  Beweis- 
pflicht geworden,  soweit  der  Gegner  nicht  anerkannte.  Es  hatte  sich 
so  der  Beweis  als  eine  Pflicht  des  Behauptenden  hingestellt.  Hiermit 
hing  zusammen,  das  die  Beweismittel  keine  der  einen  Partei  allein  ge- 
hörigen Mittel  waren,  um  ihren  Anspruch  über  den  Gegner  zu  gewinnen, 
sondern  objective  Momente,  aus  welchen  der  Richter  auf  die  Begründet- 
heit oder  ünzuläasigkeit  des  Anspruches  scbloss.  Sie  waren  von  selbst 
hierdurch  gemeinsam.  Zu  erweisen  war  nunmehr  consequenterweise 
die  Thatsache,  nicht  das  Recht;  dies  zu  wissen  und  nach  den  logi- 
schen Beweisregeln  auf  die  Thatsachen  anzuwenden,  ist  die  Pflicht 
und  Aufgabe  des  Richters.  In  der  kirchlichen  Yerfassung  lag  weiter 
von  selbst  gegeben,  dass  der  Richter,  wenn  wir  unter  ihm  den  Inhaber 
der  Gerichtsbarkeit  verstehen,  die  Rechtsprechung  hatte,  nicht  aber, 
dass  Urtheiler  das  Recht  fanden.  Es  waren  die  Bischöfe,  ihre  Officiale 
u.  s.  w.,  welche  urtheilten.  Die  von  jeher  in  der  Kirche  gebräuch- 
liche Feststellung  aller  Verhältnisse  führte  auch  imYerfahren  zur  schrift- 
lieben  Fixirung  aller  Akte.  Hierzu  trug  noch  bei  einerseits  der 
aus  dem  römischen  Rechte  in  seinen  Grundzügen  entlehnte  Gebrauch 
der  schriftlichen  Klage,  welcher  mit  der  schriftlichen  Feststellung 


1  Meine  Quellen  des  Eirohenreohts  (Allg.  kath.  Eirohenr.  I.  Bd.)  8.  888  f. 
806  ff.  nnd  mein  System  des  Kirohenr.  (Bd.  II.).  S.  877—889.  405—415. 

>  Einzelnes  erhielt  sioh  auch  im  GiWlTerfahren,  in  Rom  selbst  bis  auf  die 
neueste  Zeit,  z.  B.  das  jusjurandum  cum  septima  manu  und  der  Eid  der  Parteien 
bei  der  KuUit&tsklage  wegen  Impotenz  (mein  Handbuch  des  kath.  Eherechts,  Giessen 
1855.  S.  99  ff.;  dies  hat  der  österr.  kirchl.  Eheprooess  mit  Recht  aufgegeben;  ich 
habe  aber  im  Ehegeriohte  auf  Weisung  der  Gongr.  Concilii  im  J.  1868  noch  solche 
Eide  bei  einer  disp.  a.  matr.  rato  non  cons.  abnehmen  mflssen),  die  Zulässigkeit  der 
y erwandten  als  Zeugen  in  Ehesachen  (mein  Eheproc.  S.  169  f*  u.  k,). 

28  ♦ 
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um  80  nothwendiger  wurde,  als  bereits  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten 
die  Zulässigkeit  der  Berufung  von  denürtheilen  der  Bischöfe  an  die 
Provinzialsynoden  (Metropoliten)  und  auch  an  den  Papst  eine  feste  Aus- 
bildung erlangte.  So  bildete  sich  ein  kirchlicher  Prooess,  dessen  Durch- 
fuhrung Ton  Anstellung  der  Klage  bis  zum  Urtheile  in  Schriftsätzen 
sich  bewegte.  Der  Beweis  bestand  in  aktenmässiger  Feststellung  aller 
Thatsachen,  welche  nach  dem  richterlichen  Urtheile  für  die  Entscheidung 
erheblich  schienen ,  durch  die  Ton  den  Parteien  beigebrachten  Beweis- 
mittel (Urkunden,  Zeugenaussagen,  Augenschein,  Geriqhtszeugniss,  Ge- 
ständniss,  Eid),  deren  Anwendung  der  Richter  Yomahm. 

n.  In  peinlichen  Kechtssachen  hatte  das  Verfahren  bis  ins 
13.  Jahrhundert  hinein  einen  doppelten  Charakter,  indem  einerseits  die 
Anklage  auf  der  romisch-rechtlichen  Grundlage  mit  dem  hierauf  be- 
ruhenden Processe  in  Anwendung  blieb,  andererseits  schon  früh  die 
Pflicht  der  Kirche  zur  Erforschung  der  gegen  christliche  Sitte  veiv 
stossenden  Handlungen  hervorgehoben  und  gehandhabt  wurde. ^  Bis  ins 
12,  Jahrhundert  war  das  peinliche  Verfahren  dem  vor  den  weltlichen  Ge- 
richten noch  ziemlich  ähnlich.  Seitdem  nahm  es  aber  in  Folge  des  Ab- 
Werfens  mancher  Sätze  und  Formen,  welche  auf  germanischer  Sitte  und 
Anschauung  ruheten,  und  der  Aufnahme  einer  Beweistheorie,  welche 
auch  hier  auf  Feststellung  der  Thatsachen  ging,  um  dem  Richter  für 
sein  auf  diese  zu  gründendes  Urtheil  ein  festes  Substrat  zu  geben,  all- 
mälig  einen  ganz  anderen  Charakter  an.  Dies  war  um  so  mehr  der 
Fall,  als  die  Bedeutung  gewisser  Vergehen  für  die  Kirche  wie  überhaupt 
die  Gesellschaft,  nämlich  der  Häresie  und  der  damit  zusammenhängenden, 
dahin  führte,  die  Untersuchung  von  Amtswegen,  sowie  die  Er- 
forschung der  Wahrheit  durch  den  Richter  aufzunehmen.^  Blieben 
daneben  auch  die  Anklage  sowie  andere  Formen  bestehen,  so  legte  man 
doch  allmälig  auf  die  amtliche  Feststellung  das  Hauptgewicht,  so  dass 
aller  Criminalprocess  materiell  zum  Inquisitionsprocesse  wurde,  obgleich 


*  In  den  Sendgerichten.  Es  ist  gewiss  richtig,  wie  Ton  Vielen  bemerkt  ist, 
dass  (lie  Yehmgerichte  aus  den  Sendgerichten  die  öffentliche  Anklage  hernahmen. 
Aus  letzteren  und  den  alten  placita  legalia  erhielten  sich  noch  Rflgegeriohte  unter 
dem  Namen  stille  Wahrheiten,  souyeraine  Waerheden,  generalis  yeritas,  in 
Flandern.  Warnkönig  Flandr.  Bechtsgesoh.  in.  S.  882  ff.  Ebenso  in  Frankreich 
die  franohes,  communes  yerit6s.  Auch  in  Deutschland  kommen  sie,  abgesehen 
Ton  Westfalen,  noch  bis  ins  18.  Jahrhundert  vor. 

^  üeber  die  Geschichte  des  Inquisitionsprozesses  Tgl.  F.  A.  Biener 
Beitr&ge  zu  der  Geschichte  des  Inquisitionsprozesses  und  der  Gesohwornen-Geriohte, 
Leipzig  1827. 
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bis  auf  die  neueste  Zeit  der  Erfolg,  die  Zuerkennung  von  Strafen, 
nach  der  Veranlassung  des  Verfahrens  eine  sehr  verschiedene  blieb.  Da. 
mit  aber  stand  die  Ifothwendigkeit  der  schriftlichen  Procedur  in 
inniger  Verbindung,  weil  einmal  in  der  Kirche  überhaupt  keine  stehenden 
placita  sind,^  für  die  Erforschung  der  Wahrheit  sodann  manche  Akte 
erforderlich  wurden,  die  nur  allmalig  und  selbst  heimlich  d.h.  nicht 
öffentlich  vorgenommen  werden  müssen. 

UI.  Dieser  kirchliche  canonisch-romische  Process  wurde  auf 
den  Universitäten  gelehrt,  in  zahlreichen  Werken  bearbeitet;  er  lag  in 
dem  kirchlichen  Gesetzbuche  (Corpus  juris  canonici),  während  der  ger- 
manische Process  durch  das  ganze  Mittelalter  auf  den  Universitäten  voll- 
ständig ignorirt  wurde.  Mit  den  oben  dargestellten  (§§.  90.  102  fip.  120. 
121.)  Umänderungen  und  der  Aufnahme  des  fremden  Rechts  erfolgte 
mehr  und  mehr  auch  die  Au&ahme  des  fremden  Processes.  Dieser  war 
einmal  schon  durch  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  und  die  Rechtsbficher 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  (§.  64  ff.)  bekannter  geworden  und  hatte 
dem  deutschen  Rechte  manchen  Satz  abgetreten.  Hierzu  kam,  dass  seit 
dem  13.  Jahrhundert  viele  bis  dahin  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit 
unterliegenden  Gegenstände  den  weltlichen  Gerichten  zufielen,  wobei  es 
kein  Wunder  nimmt,  dass  man  die  bisher  angewandten  Formen  beibe- 
hielt. Je  mehr  sodann  gelehrte  Juristen  aufkamen,  desto  grösseren  Ein- 
fluss  erlangte  das  fremde  Recht.  Am  Frühesten  vollzog  sich  dessen 
Aufiiahme  auf  dem  Gebiete  des  Criminalrechts  mit  dem  Abwerfen  der 
alten  Beweisformen  (Oottesurtheile,  Reinigungseid)  und  der  Annahme  des 
untersuchenden  Princips,  sowie  neuer  Mittel  zur  Feststellung  der  Wahr- 
heit (Abhorung  von  Zeugen,  welche  der  Richter  aussucht,  vor  Allem 
aber  die  Tortur).  Auf  dem  Gebiete  des  Civilverfahrens  'erhielt  sich 
zwar  das  alte  Recht  länger.  Mit  der  gänzlichen  Umänderung  der  Ge- 
richtsverfassung und  der  Aufnahme  des  fremden  Rechts  drang  aber  auch 
für  dieses  der  fremde  Process  ein.  Die  dem  Reichskammergerichte  ge- 
gebene Ordnung  beruhet  ebenso  als  die  Halsgerichtsordnung  auf  dem 
fremden  Processrechte;  beide  haben  bewirkt,  dass  dieses  nunmehr  in 
allen  Territorien  für  die  Obergerichte  wie  auch  die  ordentlichen  Land- 
gerichte aufkam  (§•  124.),  was  die  Gerichtsordnungen  des  16.  Jahr- 
hunderts beweisen.  Vereinzelt  erhielt  sich  allerdings  das  alte  Verfahren 


0  Die  kirohlichen  Bfigeg^eriohie  (notaS.)  sind  für  die  spfttereZeit  aaf  die 
BUdung  des  Beohts  ohne  besonderen  Einfluss.  Die  Bildung  der  Schwnrgeriohte  (vgl. 
§•  129  Note*)  gehört  nicht  in  die  deutsche  Beohtsgesohiohte,  wohl  in  die  Gesohichte 
des  StraireohtB. 
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bis  ins  18.,  selbst  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  besonders  in  den 
Besten  der  Yehmgerichte  nnd  in  einigen  Arten  von  Gerichten  für  ge- 
vrisse  ländliche  Angelegenhdten. 

lY.  Die  Folge  dieser  Aufnahme  des  fremden  Rechts  war  im  15. 
und  theilweise  16.  Jahrhundert  ein  Verfahren,  das  gemischt  war,  be* 
stehend  aus  deutschen  und  romisch-canonischen  Sätzen  und  Instituten« 
In  Praxis  und  Theorie  siegte  aber  letzteres  Recht  und  es  bildete  sich 
in  CiTÜ-  und  Strafsachen  ein  rein  schriftliches  Verfahren  aus. 
Erst  in  der  neuesten  Zeit  ist  mit  dem  wiedererwachten  öffentlichen  Leben 
auch  das  Streben  nach  mündlichem  und  öffentlichem  Verfahren  rege  ge- 
worden. Dasselbe  hat  im  Strafprozesse  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
fast  überall  seine  Befriedigung  erlangt,  ohne  dass  aber  damit  zugleich 
allenthalben  die  Beweisführung  sich  wesentlich  geändert  hat;  im  Civil- 
prozesse  ist  hingegen  Oeffentlichkeit  nnd  Mündlichkeit  nur  in  einzelnen 
Staaten  durchgeführt,  wobei  man  jedoch  mit  Recht  die  logische  Beweis- 
theorie des  fremden  Rechts  behalten  hat.  Die  boTorstehende  Annahme 
der  grossen,  dem  Reichstage  vorliegenden  Gesetzentwürfe  über  die  Ge- 
richtsverfassung, den  Civil-  und  Criminalprozess  wird  in  ganz  Deutsch- 
land den  Anklageprozess  in  Strafsachen,  überhaupt  mündliches,  öffent- 
liches Verfahren  herstellen. 


DRITTES  BirCE 

Gesehiehte  des  Privatreehts.* 

Erstes  Kapitel. 

§.  139. 
I.   Ueberblick  über  die  historische  Entwicklung. 

I.  Die  Anfgabe  des  Rechts  für  die  menschliche  Gesellschaft  bringt 
nothwendig  eine  Wechselbeziehung  der  Stellungen  der  Einzelnen  als 
Glieder  einer  Gemeinde  und  eines  Staates  hervor,  indem  die  fast  uner- 
lässliche  Berührung  jedes  Einzelnen  mit  Anderen  auf  jedem  Schritte  des 
Lebens  getragen  werden  muss  durch  eine  Ordnung,  deren  Festigkeit 
Tom  Einzelwillen  unabhängig  ist.  Ob  aber  die  Stellung  des  Individuum 
in  höherem  oder  niedrigerem  Grade  bedingt  und  getragen  werde  von 
seiner  Berechtigung  zur  Mitleitung  der  ganzen  Gesellschaft  innerhalb 
eines  Volkes,  eines  Landes,  das  hängt  von  dem  Charakter  des  Volkes, 
der  Nationalität,  von  seiner  Geschichte  und  der  Gestalt  ab,  welche 
auf  dieser  Ghrundlage  die  gesellschaftliche  Ordnung  annahm. 

Für  das  deutsche  Volk  lehrt  die  Geschichte,  dass  anfänglich  die 
Rechtsföhigkeit  überhaupt  durch  die  Nationalität  bedingt  war.  Das  Recht 
ist  ein  angestammtes,  angeborenes;  wessen  Nation  als  solche  aner- 


*  Jnl.  Weiflke  Orandzüge  des  tentsoh.  Priyatr.  nach  dem  Saohsensp.  mit 
Berfloks.  o.  Yergleioh.  des  Sohwabensp.,  yerm.  Ssp.  n.  sftohs.  Weiohb.,  Leipzig  1826. 
Jnl.  Y.  Oosen  Das  Priyatreoht  nach,  dem  kleinen  EaiBerreohte,  Heidelberg  1866. 
Belege  ffir  die  Geschichte  der  PrivatrechtsinBiitute  wie  deren  heutige  Gestaltung 
gibt  in  sehr  reichhaltigem  Masse  der  ausgezeichnete  „Grundriss  zu  Yorlesungen 
über  das  deutsche  Privatrecht  mit  Einschluss  des  Lehn-  und  Handelsrechts  nebst 
beigefügten  Quellen  Ton  Wilh.  Theod.  Kraut,  5.  Aufl.  Berlin  1872.  (Erste  1829 
bis  4.  in  Göttingen). 
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kannt  war,  der  lebte  auch  in  der  Eegel  nach  deren  Eechte,  wo  er  immer 
sich  aufhielt.  Hierdurch  erscheint  äusserlich  das  Kecht  als  ein 
um  das  Individuum  gezogener  Kreis  von  Befugnissen,  als  die  Sphäre 
seines  subjektiven  Willens.  So  lange  die  nationale  Verbindung  blieb, 
war  von  selbst  die  individuelle  Eechtsfahigkeit  verbunden  mit  der  öffent- 
lichen; wer  nicht  als  Glied  der  herrschenden  Nation  anerkannt  war, 
konnte  nur  rechtliche  Befugnisse  haben,  wenn  er  durch  ein  Glied  der- 
selben, durch  eine  fremde  Persönlichkeit  gedeckt  war.  Solche  Rechte 
fanden  ihren  Schutz  darin,  dass  sie  dem  einzelnen  Dritten  wie  dem  Volke 
gegenüber  als  Recht  des  vertretenen  Herrn  erschienen. 

II.  Mit  dem  Fortfalle  der  ausschliesslichen  nationalen  Staatsverbin- 
dung; mit  der  Zusammenschmelzung  verschiedener  gentes  zu  einem  neuen 
Volke  und  mit  der  Bildung  einer  Ordnung  im  fränkischen  Reiche,  welche 
sich  auf  fremde  Nationen  erstreckte,  änderte  sich  nothwendig  das  frühere 
Princip.  Neben  die  aus  der  Nation  erwachsene  Rechtsordnung,  das 
Herkommen,  die  von  der  Nation  ausgehende  lex,  das  pactum 
(pactus)  der  gleicherweise  befugten  Volksgenossen,  trat  die  mit  voller 
Kraft  ausgerüstete,  vom  Volke  angenommene  Ordnung  des  Königs.  In 
dem  Stammeslande  hatte  sich  allmälig  das  Oebiet  der  Geltung  des 
Stammesrechts  abgeschlossen.  Denn  trug  auch  der  Einzelne  sein  Recht 
mit  sich,  so  musste  gleichwohl,  wie  die  aus  einem  Lande  stammenden 
Personen  ihr  Leben  thatsächlich  im  Lande  so  sehr  vollbringen,  dass  die 
Wenigen,  welche  sich  dauernd  oder  zeitweilig  ausserhalb  befinden,  nicht 
in  Betracht  kommen,  nach  und  nach  Stammesrecht  und  Landesrecht  zu- 
sammenfallen. Diese  Entwicklung  ist  erst  vollständig  in  der  Neuzeit 
eingetreten.  Aber  trotzdem  wurde  schon  in  der  fränkischen  Zeit  der 
Keim  gelegt,  aus  welchem  die  Umbildung  des  älteren  Princips  hervor- 
ging. Hatte  zweifelsohne  in  der  älteren  Zeit  jeder  Nationale  seine  Voll- 
berechtigung, so  trat  dies  Merkmal  mit  der  Bildung  von  Ständen  in 
den  Hintergrund.  Von  ihnen  hing  im  Mittelalter  das  Maas  der  Berech- 
tigung in  Sachen  der  allgemeinen  Ordnung  ab.  Aus  dem  Stammesrechte 
wurde  ein  Geburts-,  Stand  es -Recht.  Es  trennte  sich  das  Recht 
des  Mittelalters  in  ein  Land-,  Lehen-,  Stadt-,  Hofesrecht  u.  s.  w. 
Die  Bildung  der  Stände  (§§.  52  ff.,  83  ff.)  war  gerade  so  erfolgt,  dass 
einzelne  Personen  als  ihre  Rechte  Befugnisse  erworben  hatten,  welche 
in  älterer  Zeit  Allen,  später  dem  Könige  als  Haupte  Aller  zukamen, 
Andere  hingegen  aus  dem  Besitze  selbiger  Rechte  verdrängt  wurden 
oder  sie  nur  in  einem  veränderten  Sinne,  ausübten.  Eine  der  Grund- 
lagen dieser  Umgestaltung  war  ein  Object  des  Einzelwillens,  der  in  die 
Sphäre  des  Privatrechts  fallende  Grundbesitz.    Mit  ihm  verband  sich 
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eine  Menge  von  Rechten  und  Pflichten,  welche  in  ihrer  Quelle  öffent- 
licher !Natur  waren.  Er  bildete  in  der  Gestalt  des  feudum  das  Band 
zwischen  der  königlichen  Gewalt  und  den  Fürsten,  zwischen  diesen  und 
der  boTorrechteten  Klasse  der  XJnterthanen,  und  Hess  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert unbedingt,  ja  selbst  bis  tief  ins  achtzehnte  hinein  die  Staats- 
gewalt als  ein  patrimoniales  Recht  erscheinen.  Dies  führte 
zu  vielfachen  Erweiterungen  und  Beschränkungen  des  Rechts  am  Grund 
und  Boden  je  nach  dem  Stande  des  Besitzers.  Dass  aber  der  Grund- 
besitz eine  solche  Rolle  im  Mittelalter  spielte,  erklärt  sich  wieder  aus 
der  Bedeutung,  welche  ihm  fQr  die  Stellung  des  Individuums  iimerhalb 
der  Gemeinde  schon  in  der  ältesten  Zeit  beiwohnte.  Hieraus  begreift 
sich  auch,  dass  der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  als  ein  die  Gesammt- 
heit  angehendes  Geschäft  erscheint  und  mit  anderen  auf  die  rechtliche 
Stellung  Einfluss  übenden  Akten  eine  Publicität  annahm,  welche  sich 
überhaupt  auf  alle  dinglichen  Rechte  erstreckte  und  im  heutigen  Rechte 
erhalten  hat,  obgleich  die  historischen  Gründe  durch  andere  ersetzt  sind. 
Die  ständische  Gliederung  der  Gesellschaft  erzeugte  Rechtsformen 
auf  Gebieten,  die  an  sich  als  rein  natürliche  Grundlage  von  dem  Wandel 
politischer  Zustände  unabhängig  sind.  Dahin  gehört  die  Ausschliessung 
der  Ehe  zwischen  Ungenossen  beziehentlich  der  Verlust  von  Rechten  in 
einer  solchen  nach  älterem;  die  Missheirath  nach  späterem  Rechte. 
Das  Vorwiegen  des  öffentlichen  Rechts  führte  im  Erbrechte  zu  dem 
Zurücktreten  der  Weiber  hinter  den  Männern,  zur  Vormund- 
schaft über  das  weibliche  Geschlecht,  zur  Pflicht  des  Rich- 
ters, aller  der  Selbstvertretung  unfähigen  Personen  Vormund  zu  sein 
u.  dgl.  m.  Im  Zusammenhange  hiermit  steht  die  Abhängigkeit  der 
Rechte  von  der  Mitgliedschaft  der  einen  Kirche,  an  deren  Stelle  seit 
dem  16.  Jahrhundert  die  Eigenschaft  eines  Bekenners  der  drei  im  Reiche 
anerkannten  Religionen  trat. 

III.  So  bietet  das  Mittelalter  die  Erscheinung  eines  vielfach 
verschiedenen  Privatrechts,  welche  auch  im  jetzigen  Rechte  noch 
mehrfache  Spuren  zurückgelassen  hat.  Erst  als  mit  dem  Falle  der 
alten  Standesverschiedenheiten  an  die  Stelle  des  Lehnsstaates  der  mo- 
derne Staatsbegriff  der  öffentlichen  Gewalt  über  die  Einwohner  des 
Territoriums  als  Folge  der  Angehörigkeit  an  dieses  getreten  und  das 
Erfordemiss  der  bestimmten  Eirchlichkeit  fortgefoUen  war,  konnte 
sich  das  Privatrecht  im  Ganzen  und  Einzelnen  zu  einem  allgemeinen 
der  Staatseinwohner  herausbilden.  Von  dieser  Entwickelung  war  aber 
nur  ein  Schritt  bis  zu  jener,  die  sich  in  der  neuesten  Zeit  durch  die 
deutsche  Reichsgesetzgebung  vollzogen  hat,   dass  nämlich  überall  die 
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Privatrechisfahigkeit,  sobald  die  natürlichen  Bedingungen  der  Rechts- 
und  Handlungsfähigkeit  yorliegen,  nach  dem  allgemeinen  Beohte  unbe- 
dinp^t  Jedem  zusteht,  zugleich  aber  grundsätzlich  die  öffentliche  Rechts- 
fähigkeit als  Ausfluss  der  ungeschmälerten  Staatsbürgerschaft  erscheint. 
Zwar  gibt  es  noch  einzelne  Erweiterungen  und  im  Vergleiche  zu  diesen 
relatiTe  Minderungen.  Solche  erscheinen  aber  nur  bei  einzelnen  Klassen 
und  in  einzelnen  Ländern  als  Ausfluss  der  historischen  Stellung  der  be* 
treffenden  Klassen  und  Individuen,  im  Ganzen  hingegen  lediglich  als 
Folge  von  rein  gesetzlichen  Bestimmungen,  deren  G-rundbald 
in  einem  Sträuben  gegen  die  Gleichmachung  aUer  Stände,  bald  in  reinen 
Nützlichkeitsrücksichten  oder  darin  ruhet,  dass  die  absolut  gleiche  Theil- 
nahme  Aller  an  der  Leitung  des  Staats  in  Wirklichkeit  undurchführbar 
ist  und  nach  Lehre  der  Geschichte  zur  SelbstäuflSsnng  oder  zum  Des- 
potismus führt. 

lY.  Mit  der  eng^n  Verbindung  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
rechte  hängt  der  Reichthum  an  Rechtsformen  zusammen,  welchen  das 
deutsche  Recht  auf  dem  Gebiete  des  Eigenthums  am  Grund  und  Boden, 
im  ehelichen  Güter-  und  Erbrechte  im  Gegensatze  zu  der  geringen  Aus- 
bildung anderer  Theile  des  Privatrechts  darbietet  Denn  so  lange  das 
öffentliche  Rechtsleben  ein  hervorstechender  Zug  des  deutschen  Geistes 
blieb,  war  die  Stabilität  aller  Verhältnisse  eine  nothwendige,  das  Zurück- 
treten des  Verkehrsrechtes  eine  selbstverständliche  Folge.  Letzteres 
beginnt  deshalb  auch  nur  dort  sich  zu  bilden,  wo  die  gleiche  Lage  Aller 
uud  mit  ihr  die  aus  dem  Charakter  der  Stadt  sich  ergebende  gleich- 
massigere  Lebensweise  und  Beschäftigung  zum  Verkehre  in  loseren,  im 
Augenblicke  zu  knüpfenden  und  zu  losenden  Verhältnissen  drängte,  in 
den  Städten.  Was  auf  dem  Lande  die  mit  Grund  und  Boden  zu- 
saiomenhängenden  Rechte  und  Pflichten  leisteten,  mussten  in  den  Städten 
die  Verträge  ersetzen.  Mit  der  Umänderung  der  alten  Verhältnisse  und 
dem  gänzlich  veränderten  Charakter  der  Städte  trat  dies  Bedür&iss  für 
alle  Klassen  des  Volkes  ein ;  in  der  neuesten  Zeit  wurde  dasselbe  durch 
die  Entlastung  von  Grund  und  Boden  ein  unbedingtes.  Mit  dieser 
Entwicklung  ging  gleichen  Schritt  die  Erweiterung  des  Gebiets  der  For- 
derungsrechte, welchem  die  vorzugsweise  auf  diesem  vermittelte  Aufnahme 
des  fremden  Rechts  lange  Zeit  genügte,  bis  sich  auf  Grund  der  gänzlich 
veränderten  socialen  Zustände  sowie  der  Ausbildung  der  modernen  Indu- 
strie neue  und  der  Art  eingreifende  Verkehrsformen^  bildeten,  dass  das 
jetzige  Obligationenrecht  einen  Reichthum  zeigt,  gegen  den  das  romische 
Recht  verschwindet,  so  sehr  auch  dessen  Sätze  wegen  ihrer  inneren  Rich- 
tigkeit und  juristischen  Vollendung  die  ewige  Basis  bleiben  werden. 
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y.  Das  Resultat  der  Gesohiohte  ist,  dass  der  Besitz  der  yoUen  pri- 
Taten  Kechtsfähigkeit  durch  die  offentliohe  Stellang  des  Individuums 
nicht  mehr  bedingt  ist,  die  Privatrechte  gleich  allen  anderen  Rechten 
lediglich  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  stehen. 


II.  Die  Grundlagen. 

§.  140. 

%.  Die  Freiheit. 

I.  Die  Freiheit  erscheint  von  jeher  als  Grundlage  und  Bedingung 
der  Fähigkeit  zum  Haben  und  Ueben  aller  Rechte,  welche  der  Einzelne 
im  individuellen  Kreise  der  Familie,  innerhalb  seines  Hauses  und  Hofes, 
im  vermögensrechtlichen  Verkehre  mit  allen  fibrigen  Individuen  erwer- 
ben kann.  Wer  darum  in  Unfreiheit  sich  befand,  entbehrte  anfäng- 
lich als  Person  dieser  Fähigkeit  vollends.  Insoweit  zwischen  der 
Yollfreiheit  und  Knechtschaft  Mittelstufen  lagen,  fand  sich 
auch  die  theilweise  Fähigkeit  in  privatrechtlicher  Beziehung. 

II.  Als  die  öffentlichen  Rechte  nicht  mehr  allein  von  der  blossen 
Freiheit  getragen  und  bedingt  wurden  in  Folge  des  Zurücktretens  der 
Freiheit  im  alten  Sinne  und  ihrer  Umbildung  durch  die  mittelalterlichen 
Stände,  gab  die  alte  Freiheit  allein  nicht  mehr  die  volle  Rechtsfähigkeit. 
Denn  alle  Rechte,  welche  einen  höheren  Stand  voraussetzten,  hatte  ohne 
diesen  der  blosse  Freie  nicht;  zugleich  verlor  er  damit  die  Fälligkeit 
zum  Erwerbe  solcher  Privatrechte,  mit  denen  jene  verknüpft  waren.  Der 
Gemeinfreie  des  Mittelalters  konnte  weder  Reichslehen  noch  Bitterlehen 
erwerben.  An  die  Stelle  der  alten  Freiheit  war  die  der  Reich  sonmittel- 
baren  getreten ;  zu  dieser  gesellte  sich  ungeachtet  des  Dienstverhältnisses 
eine  zweite,  welche  dem  Ritter-  und  Ministerialenstande  beiwohnte.  So 
war  es  nicht  mehr  die  private  Unabhängigkeit,  welche  die  Frei- 
heit bestimmte.  Gleichwohl  hatte  auch  seitdem  die  zwar*  begrifflich  um- 
gestaltete Freiheit  die  frühere  Wirkung,  so  dass  im  Ganzen  der  schlichte 
freie  Landmann  gegenüber  dem  Adel  und  Bürgerstande  zurücktrat,  und 
mit  den  Unfreien  auch  in  ein  Yerhältniss  der  Abhängigkeit  kam,  welches 
ein  privates  war,  insoweit  es  einem  Anderen  als  dem  Landeshenm  unter- 
warf, ein  öffentliches,  insofern  die  Rechte  des  Herrn  in  ihrer  Grundlage 
keine  reinen  Privatrechte  bildeten. 

HI.  Erst  von  da  ab,  wo  die  Uebung  obrigkeitlicher  Rechte  dprch 
Unterthanen  besonders  als  Ausfluss  des  Grundbesitzes  gefallen  ist,  hat 
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sich  wieder  die  gemeine  Freiheit  in  den  Yordergnind  gestellt  Dur 
Begriff  war  jedoch  dadurch  von  dem  der  älteren  und  mittleren  Ter» 
schieden,  das  nnnmehr  als  frei  erschien,  wer  nur  dem  Gesetze  und  der 
Staatsgewalt  unterstand,  so  dass  jede  personliche  Verpflichtung  gegenüber 
Dritten  nur  auf  dem  Willen  der  Person  oder  einem  Tom  Gesetze  aner- 
kannten Eechtsgrunde  beruhen  konnte.  Diese  Freiheit  Aller 
war  die  Folge  der  neueren  Bechtsentwicklung. 

lY.  Der  Einfluss  der  Freiheit  zeigt  sich  im  Privatrechte  zunächst 
rücksichtlich  der  ganzen  Stellung  des  Individuums  (§§•  141.  142.),  so- 
dann am  meisten  bei  jenen  Verhältnissen,  welche  als  Grundlage  der 
Rechtsstellung  erscheinen  (Ehe,  Erbrecht)  oder  im  deutschen  Rechte  zu- 
sammenhingen mit  der  öffentlichen  Rechtsfähigkeit  (Ghrundeigenthum), 
am  Geringsten  dort,  wo  der  individuelle  Wille  die  Quelle  des  Rechts 
wird  (Forderungsrechte,  Verträge).  Die  Modificationen  der  Freiheit 
haben  zur  Bildung  zahlreicher  Rechtsformen  gefuhrt  (Lehen,  Lasten  am 
Grund  und  Boden  u.  dgl.).  Ebenso  hat  die  von  der  Freiheit  abhängige 
politische  Stellung,  die  Befugniss  und  Fähigkeit  zur  vollen  eigenen 
Rechtsvertretung,  mannigfaltige  Erscheinungen  und  Formen  (Vormund- 
schaft über  Weiber,  Ausschluss  derselben  von  der  Erbfolge  u.  dgl.)  lier- 
vorgerufen.  Im  Zusammenhange  hiermit  stehen  die  Rechtssätze  imd 
Rechtsinstitute,  welche  sämmtlich  mehr  oder  minder  dahin  zielen,  die 
vermögensrechtliche  Grundlage  fOr  die  Stellung  der  Familie  und  deren 
Glieder  im  Staate  zu  sichern  (Rechte  der  Erben  am  Gute  des  Lebenden, 
Erbverzichte  von  Töchtern,  Stammgut,  Familienfideicommisse,  manche 
Retractrechte). 

V.  So  entschieden  auch  der  Zusammenhang  des  Privatrechts  mit 
dem  öffentlichen  sich  in  der  Geschichte  des  deutschen  Rechts  ausprägt, 
zeigt  sich  doch  auch  hier  wie  allerwärts,  dass  politische  Neubildungen 
nicht  sofort  auf  das  Privatrecht  gestaltend  einwirken,  vielmehr  die 
Bildung  des  letzteren  eine  stätigere  ist.  Wir  finden,  dass  manche  In- 
stitute erst  dann  fielen,  als  ihre  Basis  bereits  so  lange  entschwunden 
war,  dass  sie  in  der  That  dem  oberflächlichen  Beobachter  als  eine  reine 
Anomalie  auffallen  mussten.  Manche  haben  sich  nur  geändert,  ob- 
wohl ihre  Grundlage  längst  zerstört  ist,  manche  sind  erst  in  der 
neuesten  Zeit  durch  Akte  der  Gesetzgebung  mit  Gewalt  aufgehoben, 
manche  endlich  haben  sich  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  und 
constatiren  die  Scheide  von  Zeiten,  deren  eine  verschwundene  Hälfte  in 
der  Gliederung  der  menschlichen  Gesellschaft  nach  Ständen  eine  gött- 
liche Ordnung  und  in  ihr  das  Heil  sah,  indem  sie  deren  Gegengewicht 
und  gemeinsames  Interesse  als  wirksamen  Gegendruck  gegen  die  zer- 
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störenden  Mächte  betrachtete,  deren  andere  gegenwärtige  in  der  völligen 
Gleichheit  Aller  im  Sinne  der  Gleichmachung  jeden  socialen  Unterschied 
des  rechtlichen  Einflusses  zu  entkleiden  und  hierdurch  zu  verwischen 
trachtend  nur  jene  Unterschiede  anerkennen  will,  welche  sich  nicht  ändern 
lassen  oder  auf  dem  Principe  des  Alles  regierenden  Geldes  beruhen. 
Auf  der  richtigen  Losung  ruhet  das  Geschick  der  Volker. 


§.  141. 

b.   Die  Ehre.* 

L  Die  Achtung  einer  Person  bei  ihren  Mitmenschen,  ihr  Ruf  ist 
verschieden  nach  der  Stellung  der  Person  als  Glied  des  Ganzen  oder 
eines  Standes,  ^fi  dass  wir  eine  gemeine  und  Standesehre  haben. 
Während  die  Polgen  der  letzteren  besondere  sind  (§.  142.),  hat  jene 
allgemeine.  Der  Grund  aller  Ehre  erscheint  in  der  zumeist  nationalen 
Anschauung  über  das,  was  ziemt;  ^  deshalb  kennt  das  älteste  Recht  nur 
bei  dem  Freien  den  Anspruch  auf  volle  Anerkennung,  die  bei  dem 
Minderfreien  geschwächt,  bei  dem  Knechte  nicht  vorhanden  ist.  Aus 
gleicher  Ursache  hat  sich  im  Mittelalter  die  Ehre  in  ihrer  juristischen 
Gestalt  als  rechtliche  Ehre,  Ehre  mit  bestimmten  Rechtsfolgen  zu  einer 
ständischen  gestaltet  und  nach  der  rechtlichen  Gliederung  der  Ge- 
sellschaft vorzüglich  ihre  Bedeutung  für  die  Standesrechte.  Daneben 
aber  hat  die  allgemeine  Menschenwürde  insoweit  sich  auch  directe  recht- 
liche Anerkennung  verschafft,  dass  deren  Minderung  durch  Handlungen 
oder  in  Folge  eines  Zustandes,  wie  sie  in  der  geringeren  Meinung 
Anderer  sich  ausprägt,  rechtliche  Wirkungen  äussert.  Diese  gemeine 
Ehre  gewann  an  erhöhter  Bedeutung  mit  dem  allmäligen  Sinken  der 
ständischen  Gesellschaftsgliederung;  die  Territorialität  der  Neuzeit  musste 
sie  auf  dem  Rechtsgebiete  als  Recht  des  in  seiner  (Menschenwürde  und) 
Rechtspersönlichkeit  unbedingt  anzuerkennenden  Staatsbürgers  auffassen. 
So  trat  die  bürgerliche  (§.  106.)  Ehre  an  die  Stelle  der  älteren 
Formen  und  wurde  mit  der  eingetretenen  Gleichheit  der  Stände  vor 
dem  Gesetze  zur  gemeinen  Ehre.    Neben  ihr  kaim  Standesmeinung 


*  Th.  Maiezoll  Ueber  die  bürgerl.  Ehre,  Giessen  1824.  J.  F.  Bndde  Ueber 
Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  Echtlosigkeit ,  Bonn  1842.  J.  Hillebrand  Ueber 
die  gänzliche  nnd  theilweise  Entziehung  der  Ehre  nach  den  Bechtsbüchem  des 
Mittelalters,  Giessen  1844.    Grimm  R.A.  S.  711  ff. 

0  Quellenbelege  in  §.  10.  n.  8.  §.  11.  n.  2.  8.  4.  §.  15.  n.  1.  2. 
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nur  noch  einen  sozialen  Einflnss  nnd  insofern  f&r  den  besonderen  Stand 
einen  rechtlichen  änssem,  als  das  Becht  diese  Wirkung  anerkennt  Mit 
dieser  Umwandlang  war  zugleich  gegeben ,  dass  nicht  die  blosse  Ent- 
ziehung der  Achtung  im  Kreise  der  Bechtsgenossen  den  Jedem  zustehen- 
den guten  Ruf^  seinen  ehrlichen  Namen  im  rechtlichen  Sinne,  befleckt, 
sondern  dazu  erforderlich  ist  ein  Rechts  s  atz,  der  denselben  wegen 
eines  Zustandes  abspricht,  oder  ein  Ausspruch  des  Richters,  der 
die  Ehre  nimmt 

n.  Jemandes  Ruf,  Leumund,  Gerüchte  ist  unbesprochen, 
unbescholten,  fromm, gut,  oder  unecht,  ehrlos  u.dgl.  Das  letztere 
trat  im  Mittelalter  ein  in  den  Formen  der  Echtlosigkeit,  Recht- 
losigkeit, Ehrlosigkeit 

Pie  Echtlosigkeit  hat  mehrfache  Bedeutungen«  indem  sie  als 
Folge  der  Achtung  ausserhalb  der  Rechtsordnung  setzt  ^b  ürgerlich 
todt  macht,  somit  als  höchste  Wirkung  eines  Verbrechens  erscheint. 
Eine  zweite  Bedeutung  lässt  sie  mit  Rechtlosigkeit  zusammenfallen,  eine 
dritte  endlich  fasst  sie  auf  als  den  Abgang  der  Familienrechte,^  so  dass 
uneheliche  Kinder  als  unecht  erscheinen« 

Rechtlosigkeit^  tritt  ein  als  Folge  der  Acht,  sodann  bei  üeber- 
fuhrung  vor  Gericht  wegen  gewisser  Verbrechen,  mag  die  ehrenkränkende 


'  Sachsp.  I.  51.  §.  1.  It  18  menich  man  rechtlos  de  moht  n'is  eehtloB, 
wende  en  rechtlos  man  mnt  wol  elik  wif  nemen  nnde  Idndere  bi  ire  gewinnen,  di 
ime  eyenbnrdich  sin;  die  muten  ok  wol  sin  eire  nemen,  unde  irer  müder  also,  wende 
Bi  en  evenbordich  sin;  se  ne  tveien  von  in  mit  egenscap.  —  Echt  man  noch  echt 
wif  ne  nimt  ok  nnechtes  mannes  erre  nicht'*    Yiele  Belege  in  Erant  Qdr.  §.  49. 

*  Ssp.  1.  8.  3.  (echtlik  =  legitime),  I.  6.  2.  ,,eoht  borene  late^  L  16.  2. 
L  87.  gSre  so  enes  mannes  wif  behuret  openbare,  oder  wif  oder  maget  nodeget, 
nimt  he  se  dar  na  to  echte,  echt  kint  ne  wint  he  nimmer  bi  ere."  —  L  48.  §.  1. 
„Alle  die  unecht  geboren  sin,  oder  de  sik  rechtlos  gemaket  hebbet,  die  ne  mögen 
neuen  vorm  finden  hebben  an  ir  klage,  noch  an  irme  kampe.*^  —  I.  51.  §§.  1.  2. 
m.  54.  8. 

^  Sachsp.  I.  88.  §.  1.  „Kempen  unde  ir  kindere,  spelüde,  unde  alle  die 
unecht  gebom  sin,  unde  die  diflye  oder  rof  sflnet  oder  weder  gevet,  unde  de  des 
vor  gerichte  verwunnen  werdet,  oder  die  ir  lif  oder  hut  unde  har  ledeget,  die  sint 
aUe  rechtlos.  —  §.  2.  Die  ok  jar  unde  dach  in  des  rikes  achte  sin,  die  delt  man 
rechtlos,  unde  verdelt  in  egen  unde  len,  dat  len  den  herren  ledich,  dat  egen  in 
die  koningliken  gewalt  Ne  tiet  de  enren  nicht  ut  der  koningliken  gewalt  binnen 
jar  unde  dage  mit  irme  ede,  se  yerleset  it  mit  sament  jeneme,  it  ne  neme  in  echt- 
not,  dat  se  nicht  rore  komen  ne  mögen;  de  echten  not  sul  man  bewisen  alse  recht 
is.*"  —  I.  89.  48.  1.,  I.  50.  2.  „AI  si  ok  en  man  speleman  oder  unecht  geboren,  he 
n'is  doch  dieres  noch  roveres  genot  nicht,  alse  man  kempen  up  ine  leden  moge.'^ 
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Strafe  yoUzogen  oder  abgewendet  sein,  —  femer  dnrch  die  nneheliche 
Oebnrt,  endlich  auf  Orund  einer  yerächtlicben  Lebensweise.  Ihre  Wir- 
kungen sind  ungleich.  Im  letzteren  Falle,  wo  sie  mit  der  ünechtheit 
zusammentrifft,  äussert  sie  vorzugsweise  auf  dem  Gebiete  der  Familie 
Wirkungen,  in  den  anderen  entzieht  sie  die  Fähigkeit  zur  Ausübung  ge* 
wisser  öffentlicher  Rechte:  Theilnahmeschaft  an  der  Gerichts-Gemeinde- 
Yersammlung,  wofern  nicht  der  Rechtlose  Partei  ist,  Fähigkeit,  Yertreter 
im  Gerichte,  Vormund  zu  sein,  Lehen  zu  besitzen,  für  die  wegen  Ver- 
brechen Rechtlosen  der  Verlust  des  Reinigungseides  und  der  beinahe 
gänzliche  Mangel  einer  Busse,  des  Wehrgeldes.^ 

Die  Ehrlosigkeit«  ist  in  ihrer  Grundlage  natfirliche  Folge  Ton 
Handlungen,  die  das  Vertrauen  Aet  Mitmenschen  mit  allem  Rechte  ent- 
ziehen, sie  also  Tom  Erweisen  der  Ehre  entbinden.   Der  ehrlose  Charakter 


—  I.  51.  §.  1.,  I.  61.  4.  ^Jewelk  man  mut  wohl  vorspreke  sin  binnen  dorne  lande  to 
Bässen  to  landreohte,  sunderpapen,  den  man  an  sime  rechte  nicht  besoelden  ne 
maoh."  —  I.  65.  2.  „Sve  lief  oder  hant  ledeget,  dat  ime  mit  rechte  rerdelt  is,  die 
is  rechtlos.^  11.  12.  §.  8.  4.  IL  18.  1.  ^  .  .  So  blift  jene  erenlos  nnde  rechtlos, *" 
der  Dieb.  III.  16.  §.  2.  „Rechtlose  lüde  ne  seien  nenen  Yormllnden  hebben.  — 
§.  8.  Des  rikes  achteren  unde  yerwesten*  laden  ne  darf  neman  antwerden,  of  sie 
klagen.  Klaget  arer  man  up  sie,  sie  mnten  antwerden  binnen  deme  gerichte,  dar 
sie  yervest  sin."  —  III.  45.  §.  9—11.  beschreibt  ihre  Scheinbnsse.  In  den  bei 
Kraut  abgedruckten  Stellen  findet  sich  dieselbe  Anschauung  mannigfach  bestfttigt. 
Sie  liegt  auch  im  Schwabenspiegel  c.  88.  89.  41.  W.  u.  a. 

9  Ssp.  nL  45.  §.  11.  lyAne  weregelt  sin  unechte  lüde.  Doch  sve  so  ir  enen 
dodet  oder  wundet  oder  rovet,  oder  unechte  wif  nodeget.  unde  den  yrede  an  en 
briet  man  sal  over  in  richten  na  yredes  rechte^.  Yergl.  die  Stellen  des  §.  129. 
§.  180.  n.  7.  17.  §.  188. 

<  Sachsp.  I.  5.  §.  2.  „Wif  mach  mit  unkuschheit  irs  lires  ire  wifliken 
ere  krenken;  ire  rechte  ne  verlüst  se  dar  mede  nicht  noch  ir  erre".  I.  40  und 
Schwsp.  c.  48.  W.  „Swer  triuwelös  oder  flfihtic  üz  des  riches  dieneste  wirt,  dem 
yerteilet  man  stn  erbe  unde  stn  Idhenreht,  und  niht  stnen  Itp,  unde  als6  ob  der 
herre  selbe  niht  enfliuhet.  fliuhei  aber  der  herre  yor,  nftch  des  flfihte  enbrichet 
nieman  stne  triwe."  —  Schsp.  11.  18.  1.,  IL  19.  2.,  11.  29.  (bei  Diebstahl  und 
Baub),  in.  78.  6.  (Verwundung  und  TSdtung  des  Herrn  Seitens  des  Mannes  und 
yice  yersa  aus  Nothwehr  macht  nicht  ehrlos)  IQ.  84.  2.  „Dodet  en  man  sinen 
herren,  he  heyet  yerworcht  sinen  lif  unde  sin  ere  unde  dat  gut  dat  he  yon  ime 
hadde.  Dit  selye  yerwerot  die  herre,  of  he  sinen  man  dodet,  unde  die  oyerherre 
ne  mach  sine  kindere  mit  deme  gude  an  den  herren  nicht  weder  wisen.^  Schwsp. 
e.  182.  W.  Sftchs.  Lehnr.  art.  U.  §.  1.  „Papen  wif  dopere  koplüde,  unde  aUe  die 
rechtes  daryet  oder  unecht  geboren  sin,  unde  alle  die  nicht  ne  sin  yon  ridders  art 
yon  yader  unde  yon  elderyader,  die  solen  lehnrechts  danren.^  Sachsp.  (Landr.) 
in.  78.  4.  m.  78.  8.  Untreue  des  Vormundes.  Ssp.  L  41.  Schws.  c.  44.  W. 
Seh  WS.  c.  229.  "W. 
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joier  Handlungeii  kann  sich  offenbaren  in  dem  Yerleizen  Ton  Pflichten, 
die  besonders  heilig  erscheinen,  oder  in  einer  dea  Menschen  Tor  sich 
selbst  erniedrigenden  Sinnesart  Daher  rerknnpft  das  Recht  die  Ehr- 
losigkeit mit  dem  Brache  der  Treue  gegen  den  Staat  (Heerflnchtigkeit), 
gegen  den  Herrn  (Yerletzong  der  Lehenstreue,  sofern  nicht  die  höhere 
Pflicht  des  über  der  privaten  Treue  stehenden  Gesetzes  ruft)  und  mit 
der  Unsittlichkdt  der  Weiber.  Der  letztere  Fall  hatte  keine  directea 
Rechtsfolgen;  in  jenen  anderen  hing^en  traten  solche  nothwendig  ein. 
TOnniftl  nämlich  ist  das  directeste  Feld  der  personlichen  Thätigkeit  der 
Kreis  der  Genossen.  Dieser  ist  im  Mittelalter  am  Engsten  bei  den 
durch  die  Lehenstreue  yerbundenen.  Die  Ehrlosigkeit  zieht  demnach 
auch  die  Lehenunfahigkeit  herbeL  Sie  Terbindet  sich  aber  in  allen 
Fällen  mit  der  Rechtlosigkeit,  wo  der  Grund  dieser  auf  die  Meinung  des 
Kreises  der  Genossen  nicht  ohne  Einfluss  sein  kann.  So  finden  wir 
rechtlos  und  ehrlos  zusammengestellt,  Treue  und  Ehre  in  einer  festen 
Verbindung. 

nL  Auf  diese  Art  erscheint  durch  das  ganze  Mittelalter  für  das 
Gebiet  des  Privatrechts  die  Ehre  als  Bedingung  des  Yollgenusses  aller 
Rechte.  Der  innere,  obgleich  in  der  coacreten  Redeweise  der  Quellen 
nicht  ausgesprochene,  Grund  dieser  Stellung  ist  der  Zusammenhang  der 
Familienrechte  mit  dem  Stande  der  Person.  Indem  lezterer  für  die 
öffentliche  Rechtsfähigkeit  die  durchgreifende  Unterlage,  bildet,  auf  der 
die  an  sich  privaten  Beziehungen  besonders  zwischen  Herren  und  Mannen 
sich  zu  öffentlichen  Rechtsverhältnissen  gestaltet  haben,  nach  deren  Ana- 
logie auch  die  ähnlichen  Listitute  einen  öffentlichen  Charakter  annahmen 
(§§.  87—89.,  107.),  äussert  der  Verlust  der  persönlichen  Ehre  directe 
öffentliche  Folgen.  !Neben  diesem  Gesichtspunkte  liegt  jedoch  in  den 
Quellen  ein  zweiter.  Es  hat  sich  bereits  gezeigt,  dass  nicht  jede  sociale 
Ehrminderung  rechtliche  Folgen  herbeifuhrt,  dass  aber,  wo  dies  der  Fall 
ist,  dieselben  nie  rein  private  sind  ausser  bei  den  unehelichen  Kin- 
dern, denen  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  nur  die  Lehenfolge&higkeit  ab- 
ging. Je  mehr  sich  sodann  der  Charakter  des  Staats  ausprägte,  äusserte 
er  auch  hier  Einfluss.  Erscheint  in  der  fränkischen  Zeit  vor  Allem  der 
Bruch  des  Eonigsfriedens  und  die  Verletzung  des  besonderen  Königs- 
Schutzes,  Amtsuntreue,  somit  Verletzung  der  dem  Konige  schuldigen 
Treue,  als  Ghrund  des  Verlustes  von  Recht  und  Ehre,  so  tritt  im  Mittel- 
alter jedes  Verbrechen,  das  sich  als  Bruch  des  öffentlichen  (Land-) 
Friedens  darstellt,  mit  dieser  Wirkung  auf.''  Als  mit  der  Abschliessung 
der  Landeshoheit  der  Einfluss  der  Familien-  und  Standesstellung  bei 
jenen  Personen,  welche  nicht  dem  Adel  angehorten,  auf  ihre  öffentliche 
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Bechtsf&higkeit  allmälig  darum  fortfiel,  weil  diese  Personen  äberhaupt 
in  öffentlicher  Beziehung  gänzlich  zurücktraten,  konnte  man  zunächst 
den  Unehelichen  alle  Rechte  geben,  soweit  sie  ohne  Ehe  sich  denken 
lassen.  Consequent  behielten  die  Minderungen  der  Ehre  für  das  öffent- 
liche Eechtsgebiet  nur  dann  Folgen,  wenn  ein  Bechtssatz  sie  mit  einer 
bestimmten  Straf art  yerband  oder  als  selbstständige  Strafen  aussprach, 
immer  also  die  Handlung  als  solche  richterlich  festgestellt  war.^  Hiermit  • 
kam  dann  auch  die  Möglichkeit  auf,  dass  der  Richter  die  Ehre  yor- 
behalten  konnte.^  Die  Wirkungen  der  Ehrenminderung  wurden  da- 
durch Yon  selbst  wesentlich  öffentlich-rechtliche.  Nur  in  zweierlei 


7  Prid.  I.  Const.  contra  inoendiarios  a.  1187  belegt  in  den  näher  be- 
fitimmten  F&llen  die  iucendiarii  mit  dem  Banne  und  sagt:  „Si  quis  autem  a  pro- 
scriptione  et  exoommunioatione  simol  infra  annum  et  diem  non  faerit  absolutas, 
universo  iure  et  honore  et  legalitate  sua  privatus  habeatnr,  ita  ut  in  ferendo  testi- 
monio,  vel  ad  cauBandum  de  cetero  nequaquam  sit  admittendus.  Omni  quoque  feo- 
dali  iure  perpetuo  carebit.^  Treuga  Heinr.  reg.  c.  18.  ^Quicumque  predam 
que  reraup,  et  predam  que  sexanranp,  et  tertinm  quod  saoh  (i.  e.  scaoh)  dioitur, 
commieerit  ....  ei,  aufugerlt,  et  ad  juditium  vocatus  infra  15  dies  non  comparuerit, 
ut  rens,  ut  infamis  judioabitar.  Si  quis  .  •  .  manutenere  et  defendere  presump- 
serit  tarn  ipse  detentor  .  .  .  prosoribatur.  Quod  si  detentor  ....  non  resipuerit, 
cum  reo  pari  infamie  ao  sententie  subjacebit  ...  14  Hio  autem  qui  infamia  que 
loimunt  dioitur  laborant,  ad  expurgationem  nonnisi  in  publice  iadicio  admittentur ; 
quorum  tarnen  expurgationem  iudex  seoundum  suum  arbitrium  potest  aggrarare. 
Si  autem  loimunt  contra  quemquam  probari  debet,  per  plurum  ao  meliorum  illins 
provinoie  confessionem  hoc  fieri  debet.  •—  Fr  id.  11.  Const.  pac.  Hogunt  a.  1235. 
c.  3.  nQ^^<^  B^  P®'  mortem  alicnjus  treuge  fuerint  violate,  et  consanguineus  inter- 
fecti  aliquis  probaverit  secundum  formam  iam  diotam,  violator  oonviotus  perpetuo 
Bit  erenloB  et  rehtlos.''  Ebenso  c.  5.;  0.  11.  (für  Mord  oder  thätliche  Verletzung 
des  Vaters)  c.  12.  für  die  Jahr  und  Tag  Geächteten,  den  Gontamax  bei  Anklage 
wegen  Majestätsbeleidigung,  „Item  pro  perfidia  vel  homicidio  quod  dicitnr  mort'') 
Landfr.  von  1281  K.  Rudolphs  c.  1.  („erlös  an  de  regtlos^  im  Falle  des  c.  11. 
des  von  1235)  2.  8  u.  a. 

*  Peinl.  Halsger.  Ordn.  Art.  107.  „Welcher  vor  Richter,  oder  Gericht  einen 
gelehrten  Meineid  schwört,  .  .  .  soll  auch  darzu  verleumbt  und  aller  Ehren  ent- 
setzt seyn.'^  Art.  108.  „80  aber  einer  eine  Urphede,  mit  Sachen,  darum  er  das  Leben 
nicht  verwurkt  hat,  fursetzlich  und  freventlich  verbreche,  der  soll  als  ein  Mein- 
eidiger, mit  Abhauung  der  Hand  oder  Finger,  und  andern,  wie  im  nächst  ob- 
gemeldten  Articul  berührt,  gestrafiTt  werden.^  Art.  122.  „So  jemand  sein  Eheweib 
oder  Kinder,  um  einigerley  Geniess  willen,  wie  die  Nahmen  haben,  williglich  zu 
unehrlichen,  unkeusohen  und  schändlichen  Werken  gebrauchen  lässt,  der  ist  Ehrlos, 
und  soll  nach  Vermög  gemeiner  Rechten,  gestrafft  werden.^ 

»  Reichsschluss  von  1668  (Neue  Samml.  IV.  S.  55  fg.).  Belege  für  das 
neuere  Recht  in  Kraut  Grundr.  §.  öl. 

y.  Schulte,  Beichs-  a.  BeeliUgesch.    4.  Anfl*  29 
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etMeUen  rieh  prlyate,  namliefa  insofem  die  ungesclmialefte 
Ehre  zur  Mitgliedschaft  in  Zfinften  oder  ähnlichen  Genossenschaft;«! 
erforderiich  blieb  nnd  der  Mangel  der  Ehre  zur  Yerwerfiing  des  Zeag* 
nisses  (Eid)  Tor  Gericht  oder  znr  Enterbung  berechtigen  konnte.  Jcn^ 
Fall  streift  aber  wegen  der  Stelhmg  der  Korporation  an  das  öffent- 
liche Becht,  der  letzt^e  stellt  sich  heraus  als  ein  nothwendiger  Einflnss 
der  socialm  Aditnng«  Als  letzte  Wirkung  der  Neuzeit  traft  die  gänzliche 
ünabhfingigkdt  der  Echre  tou  der  Berufsart  (Beschlfiignng,  Stand 
im  vulgären  Sinne)  ein,  auss^  in  dem  Falle,  wo  diese  eine  Entwfirdi- 
gung  des  sittlichen  Menschoi  enüialt. 

lY«  Die  Hereinziehung  romischrechtlicher  Anschauungen  und  Normen, 
welche  zwar  von  Emzelnen  versucht  ist,  selbst  in  Gesetzen  unUaien 
Wiederhall  findet  und  noch  bis  auf  unsere  Tage  festgehalten  wird, 
ist  durchaus  unzulässig,  indem  jene  Sätze  dem  Boden  einer  gänzlich 
fremden  Yolksanschauung  nnd  durchaus  verschiedenen  Staatsverfassung 

angehören«  ^^ 

§.  142. 

e.   Die   Bbeabrntt.* 

L  Die  in  die  älteste  Zeit  hinaufreichenden  Unterschiede  in  person- 
licher Beziehung  nnd  bezüglich  der  öffentlichen  Rechtsfähigkeit,  ver- 
bunden mit  der  germanischen  Anschauung  fiber  den  Einfluss  der  Geburt 
auf  den  Werth  und  die  Eigenschaften  der  Person,^  bewirkten  für  alle 
Seiten  des  Bechtslebens  einen  Einflnss  der  Genossenschaft,  Stan- 
desgleichheit, als  Folge  der  gleichen  Geburt,  der  Ebenburt  Es 
erscheint  das  Recht  als  ein  angebor ene  s,*  so  dass  gleiche  Rechte  alle 
haben,  sich  Genossen  sind,  die  gleicher  Geburt  ihren  Ursprung  danken. 
Hierzu  gebort  aber  dieselbe  Gebnrtsgleichheit  von  Täter  und  Kutter,^ 
weil  nur  dadurch  keine  Mischung  des  Bluts  eintritt,  welche  dem  Kinde 
ungleiche  Eigenschaften  gibt.  Zwar  verlor  sich  mit  dem  Christenthume 
allmälig  die   national-heidnische   Grundlage  der  Ebenbürtigkeit;   diese 


1«  T.  Sarignj  System  des  hentig^en  BSmischen  Rechts.  IL  S.  224  ff.  (§.  83.). 

*J.  St  Ptttter  fiber  Missheirathen  dentsoli.  Ffirsten  and  Grafen.  GQttingen 
1796.  C.  O.  G  Öhr  am  GeschichÜiche  Darstellung  der  Lehre  Ton  der  Ebenbfirtigkeit 
nach  gemeinem  deutschem  Rechte,  2  Bde.,  Tübingen  1846.  R.  Schröder  Zar 
Lehre  tou  der  Ebenbfirtigkeit  nach  dem  Sachsp.  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  IIL 
B.  461  ff.  Ffir  eine  Seite  des  Gegenstandes  erschöpfend  H.  Zöpfl  Üeber  hohen 
Adel  nnd  Ebenbfirtigkeit  u.  s.  w.    Stuttg.  1853.    Kraut  Grundr.  §.  40  ff. 

^  Vgl-  §§•  IL  62—56.  84--88.  105—107. 

>  Ssp.  L  16.  §.  L 

*  Ssp.  L  5L  §.  3.  4.    Schwsp.  c.  57.  u.  a.    Ungenoss,  Uebergenoss. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Rcehte  an  Sachen.  * 

§.  1*3. 
I.  Charakter  des  Sachenrechts. 

L  Die  Geschichte  des  Sachenrechtes  ist  getragen  von  mehreren  in 
der  ganzen  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  bedeutsam  auftretenden 


«  Ssp.  m  72. 

»  Ssp.  II.  12.  2.  m.  19  n.  a. 

•  Vgl.  §§.  Ö4  ff.,  110,  111  ff.,  129,  130,  188  u.  a. 

♦  Friedr.   Stein  Die  Entwiokelimg  u.   Fortbildung  des  dentsohen  Saohen- 
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selbst  mit  ihren  Folgen   erhielt  sich  auf  der  politbchen  Grundlage  der  i 

scharfen  Sonderung  verschiedener  Stande.  Zugleich  hatte  diese  Um- 
bildung den  Einfluss,  dass,  wie  in  früherer  Zeit  im  Allgemeinen  die 
Ebenburt  der  Freien  auch  dort  sich  vorfand,  wo  die  Mutter  einer  be- 
vorzugteren Klasse  (dem  Adel)  angehorte,  im  Mittelalter  die  Geburt  von 
einer  Mutter  aua  höherem  Stande  zwar  dem  Kinde  nicht  die  Ebenburt 
mit  der  Mutter  aber  die  Rechte  des  v&terliohen  Standes  verlieh«^  Auch 
gab  der  höhere  politische  Stand  allein  nicht  die  Ebenburt  f&r  das 
Gebiet  des  Privatrechts.^ 

II.  Im  Mittelalter  übte  die  Ebenbürtigkeit  im  öffentlichen  Rechte* 
überall  Wirkungen,  wo  die  Stellung  der  Person  in  politischer  Beziehung 
oder  deren  physische  (Leib>,  Leben)  oder  moralische  Existenz  (E h r e) 
in  Betracht  kam«  Davon  ist  aber  unzertrennlich  ihre  privatrechtliche 
Stellung.  Hieraus  erklart  sich,  dass  die  Ehe  und  mit  ihr  die  Stellung 
in  der  Familie  das  Erbrecht  und  das  Eigen,  welches  regelmässig 
Erbe  ist,  wesentlich  durch  die  Sätze  der  Ebenbürtigkeit  geleitet  wurden. 
Je  mehr  sich  die  Ständeunterschiede  abschwächten  oder  doch  an  poli- 
tischer Bedeutung  verloren,  desto  mehr  sank  der  Einfluss  der  Eben- 
bürtigkeit; in  der  Neuzeit  hat  ihr  Begriff  und  Wesen  nur  noch  bei  den 
regierenden  Familien  und  bei  jenem  Stande  eine  volle  Bedeutung,  dem 
man  als  Ersatz  seiner  früheren  Standesgleichheit  die  Ebenbürtigkeit  mit 
den  heutigen  Souveränen  garantirt  hat  (die  s.  g.  Mediatisirten).  Als 
eine  zweite  Nachwirkung  erscheint  die  gesetzliche  Möglichkeit,  die  Eben- 
bürtigkeit mit  der  alten  Wirkung  (z.  B.  in  Familienfideicommisstiftungen 
u.  dgl.)  vorzubehalten. 
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UmstSnden.^  Dahingehört  emmal  die  Art  der  Ansiedlung  und  Ge- 
meindebildung, welche  yielfache  eigenihümliche  Erscheinungen  her- 
beiführte, in  Verbindung  mit  ihr  der  überwiegende  Grossgrundbe- 
sitz der  Konige,  welcher  durch  Verleihung  sich  auf  Kirchen  und 
weltliche  Ghrosse  fortpflanzend  Grundlage  besonderer  Bechtsformen  f3r 
das  Recht  an  Sachen  wurde.  Ein  ferneres  Moment  bildet  der  umstand, 
dass  öffentliches  und  privates  Recht  mit  einander  verwachsen  waren, 
das  öffentliche  in  den  meisten  Fällen  den  Charakter  eines  privaten  an- 
nahm. Dies  musste  nothwendig  dazu  fQhren,  den  Privatrechten  eine 
feste  Grundlage  zu  geben.  Eine  solche  bietet  offenbar  der  Besitz  unbe- 
weglichen Guts.  Hieraus  ist  sofort  ersichtlich  das  Zur&cktreten  und  die 
geringere  Ausbildung  der  Rechte  an  beweglichen  Sachen,  dahingegen 
mit  der  Bedeutung  des  Grundbesitzes  £&r  das  öffentliche  Recht,  welches 
sich  wirksam  erhielt  durch  die  Verbindung  öffentlicher  Rechte  mit  dem 
Grund  und  Boden,^  die  ungleich  höhere  Ausbildung  der  Rechte  an  un- 
beweglichen Sachen«  Nicht  minder  erklärt  sich  aus  diesen  Momenten 
das  Bestreben,  auch  den  Beziehungen  der  einzelnen  Personen  zu  einander, 
soweit  diese  nicht  auf  rein  natürlichen  Verhältnissen  beruhen,*  eine 
dingliche  Ghrundlage  zu  geben.  Aus  allem  dem  entstand  eine  bunte 
Mischung  von  dinglichen  und  persönlichen  Rechten,  der  mannigfachsten 
Verbindungen  der  Personen  mit  Sachen.^  Zugleich  war  die  Möglichkeit 
gegeben,  dass  Ghrund  und  Boden  je  nach  der  Person  des  Besitzers  einen 
verschiedenen  juristischen  Charakter  annehmen  konnte,'  dass  sich  Rechte 
mit  dem  Grund  und  Boden  gewissermassen  verkörperten,  deren  Inhalt 
an  sich  rein  persönlicher  Anspruch  ist.« 

n.   Alle    diese  Momente  verbunden  mit  dem  Umstände,  dass  erst 
durch  das  Aufblühen  von  Gewerbe  und  Handel  das  bewegliche  Chit  in 


rechtes  in  der  Zeit  vor  der  Aufnahme  d.  r5m.  Rechtes,  Erlang.  1857.  L.  Rückert 
Untersuchnngen  flber  das  Sachenrecht  der  Rechtsbücher,  zunächst  des  Saohenspiegels, 
Leipzig,  1860.  Joan  Wieczorek  Doctrina  juris  yeteris  saxonici  de  rebus  mobi- 
libus.  Diss.  inaug.  Yratisl.  1863.  Sehr  gut  sind  die  Bemerkungen  von  Gerber 
System  des  deutschen  Privatrechts  §§.  72  ff. 

1  Vgl.  §§.  9.,  12.  num.  IV.  V,,  43.  num.  HI.,  60.,  M  ff. 

>  Gerichtsbarkeit,  Landstandschaft,  Regierungsrechte,  Patronat  u.  dgL 

*  Diese  Beschaffenheit  haben  nur  jene,  welche  aus  der  Ehe  hervorgehen  und  im 
Keime  in  ihr  beschlossen  liegen. 

*  Lehenrecht  —  Formen  des  Besitzes  der  Halbfreien,  Eolonat,  an  Bauemgfltern 
des  erblichen  und  nicht  erblichen  Nutzungsrechts. 

>  Rittergüter,  adelige  Güter,  Bauerngüter,  st&dtische  Grundstücke. 

*  Reallasten,  Erbpacht,  Zwangs-  und  Bannrechte,  etc. 
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den  Städten  im  Vergleiche  zu  dem  unbeweglichen  eine  grosse  Bedeutung 
gewann,  erklären,  dass  die  natürUche  Beschaffenheit  der  Bachen  und 
das  auf  dieser  beruhende  Yerhältniss  der  Personen  zu  denselben  in  den 
Yordergrund,  der  juristische  Charakter  des  Rechts  der  Person  auf  die 
Sache  in  den  Hintergrund  trat.  Die  Eigenschaft  der  Beweglichkeit 
und  Unbeweglichkeit  scheidet  das  Sachenrecht  in  zwei  Hälften. 
Mit  diesem  Ausgangspunkte  und  der  hervorgehobenen  Bedeutung  der 
liegenden  Habe  für  das  öffentliche Bechtsgebiet  trat  von  selbst  der  Be- 
sitz, welcher  an  liegender  Habe  jederzeit  erkennbar  sein  kann,  als 
Ghrundlage  des  Rechts  an  Sachen  auf,  der  abstrakte  Begriff  der  recht- 
lichen Herrschaft  dagegen  zurück.  Nicht  das  dominium,  sondern 
die  Eigenschaft  bildet  im  deutschen  Rechte  das  Charakteristische; 
weil  die  letztere  dauernd  nur  beim  unbeweglichen  Gute  sich  erkennen 
lässt,  und  öffentlich  erkennbar  gemacht  werden  kann,  heisst  dies 
vorzugsweise  Eigen,  Eigenthum.  Aus  dieser  Beschaffenheit  des 
Sachenrechts  hat  sich  ein  Mangel  scharfer  Rechtsformen  ergeben, 
in  denen  das  Yerhältniss  zu  einer  Sache  sich  durch  blosse  juristische 
Function  fortsetzen  kann.  Die  einzelnen  Beziehungen  zu  den  Sachen 
und  die  Rechte  an  Sachen  gestalten  sich  nicht  zu  ebenso  vielen  Rechts- 
instituten, sondern  der  materielle  Charakter  des  Gegenstandes  ver- 
bunden mit  dem  Inhalte  des  Yerhältnisses  gibt  diesem  seine  Gestaltung.'^ 
Einen  Ersatz  für  diesen  Mangel  bot  der  Reichthum  der  concreten  Yer- 
hältnisse,  welcher  jenen  nicht  zum  Bewusstsein  kommen  liess.  Das  Vor- 
wiegen des  Faktischen  bringt  einerseits  hervor,  dass,  wo  Faktum  und 
Recht  verbunden  sind,  beides  ohne  besonderen  Akt  übertragbar  wird,^ 
auf  der  anderen  Seite  das  blosse  Recht  auf  die  Sache  unter  Umständen 
sich  nur  als  Forderung  gegen  eine  Person  geltend  machen  lässt.  ^ 

ni.  Im  engsten  Zusammenhange  mit  dieser  Gestaltung  des  Sachen- 


'  So  ist  auch  der  Besitz  an  Grundstücken  unter  gleichzeitiger  Verbindlichkeit 
jährlicher  Abgaben,  Dienste,  Natnralfrüchte,  nicht  zu  einem  scharfen  Rechtsinstitute 
geworden,  so  dass  unter  Setzung  bestimmter  Bedingungen  Jemand  stets  und  noth- 
wendig  die  bestimmten  Rechte  erwarb,  sondern  das  durchaus  Gleichmässige  war 
nur  das  Recht  zum  Besitze,  dessen  Inhalt  überall  verschieden  war.  Festere  Formen 
entwickelten  sich  durch  den  Einfluss  des  rSmischen  Rechts,  welchen  das  canonische 
vermittelte* 

8  Erbe  geht  von  selbst  über. 

'  Bei  Mobilien  gibt  das  Eigenthumsrecht  bisweilen  nur  eine  persönliche 
Klage;  der  Verkauf  yon  Grundstücken  mit  hinzukonunender  TJebergabe  gibt  noch 
^ein  unbedingtes  Recht  auf  die  Sache,  ja  bisweilen  (beim  Mangel  des  Consenses 
der  Erben)  nicht  einmal  ein  ToUkommenes  Besitzreoht. 
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reebti,  welche  für  den  Staat,  die  Gemande  Ton  grBsstein  Int^ease  wax^ 
steht  die  Oeffentlichkeit,  OffJBnfcnndigkeit,  gerichtKche  Fonn  der 
Begrandang  dingfidier  Bechte,  die  eine  so  bedeutende  Bolle  spielt  Im 
Laufe  der  Zeit  fielen  manche  der  einwirkenden  besonders  offendidi- 
rechtlichen  Momente  fort;*^  neue  Omndsatze  nnd  Formen  kamen  dordi 
das  romische  Becht  in  Anfiiahme.  Trotadrai  hat  Ah  weder  der  du- 
rakter  des  Sachenrechts  ganzlich  Terandert,  noch  haben  sich  alle  eigen- 
thBmlichen  Formen  desselben  yerloren.  Yiehnehr  ist  auch  for  das  Yer- 
standniss  des  hentigrai  Bechts  die  Geschichte  nnentbehrliclu  Ja  es  ist 
leicht  zn  zeigen,  dass  ein  strengeres  Festhalten  an  den  deotschrechi* 
liehen  Prinzipien,  besonders  ab^  ein  Fortbildoi  des  Immobilianrericehrs 
auf  Grundlage  der  Oeffimtlichkeit  der  dinglichen  Bechte  in  unserer  Zeit 
als  Basis  der  Solidität  für  doi  Bealcredit  unerlasslieh  ist  und  ange- 
nommen wurde.1^ 

§.144. 
IL  Arten  der  Sachen. 

L  Die  beweglichen  Sachen  (yarende  have,  fahrende  Habe, 
Fahr  niss,  gereide  Gut)  umfassen,  was  sich  bewegen  lässt  oder  selbst 
bewegen  kamu^  Unter  ihneu  tritt  henror  das  Ingethum,  Inge- 
dompte,  der  Hausrath,  femer  die  Gerade,  Bade,  das  Heerge- 
räthe  und  fiusteil. 

n.  Ihnen  gegenüber*  standen  die  unbeweglichen  Sachen,  das 
Eigen.    Es  kann  sein'  Eigen  im  engem  Sinne,  proprium,  propietas. 


'*  Die  alte  ÜDterthanenschaft  durch  die  Ausbüdniig  der  Landeshoheit,  die  Be- 
dentnng  des  Lehen bandes. 

^1  Neaere  Gesetze,  wie  das  prenansehe  Tom  5.  Hai  1872  liefern  einen  prak- 
tisehen  Beleg  f&r  diesen  Tor  Jahren  gemachten  Anssprach. 

1  Schwab ap.  c.  145.  W.  «Was  Tarende  gnot  heiaet,  das  snl  wir  sagen. 
Oolt  an  de  süber  nnde  edel  gesteine,  nnde  Tie  imde  ros,  nnde  alles  das  man  ge- 
triben  nnde  getragen  mac,  nnde  pfantachaft  swie  dia  geschafen  ist,  rer- 
wohrtez  golt  nnde  süber,  nnde  alles  hamaach  nnde  vederwAt  nnde  geaehfixe.*^  Im 
Bamberger  Stadt  (Gengier  Cod  jnr.  mnnio.  L  121.)  «wagendes  erbe**. 
Halt  ans  Glossar,  col.  442. 

*  Ssp.  L  31,  2.  „dar  nmme  ne  mach  nen  wif  irme  aumne  nene  gare  geren  an 
irme  egene,  noch  an  irer  yarende  hare.^ 

*  Sachsp.  L  32.  „Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  ire  liftneht, 
noch  ir  erve  na  ireme  dode,  de  wile  man  dat  getfigen  mach,  dat  it  ire  io  irme 
lire  gegoTcn  sL     Sprikt  se,  dat  it  ir  egen   si,  nnde  wirt  se  dar  af  gewiset  mit 
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Alode,  Erbe,  hereditas,  terra  salioa,  terrai  terra  aviatica,  duroh- 
slaoht  eigen,  —  oder  Lehen,  Len,  Lehngut,  —  oder  Leibznoht» 
in.  Je  nach  yersohiedenen  Merkmalen  oder  Geüchtspunkten  kann 
ein  StQck  als  fahrendes  oder  liegendes  Gut  erscheinen.^  So  gelten 
im  Mittelalter  Häuser  ^  und  auch  später  noch  oft  Alles,  was  die  Fackel 
verzehrt,*  Früchte  bisweilen  auch  so  lange  sie  stehen,  als  fahrende  Habe, 
dag^en  dingliche  Hechte  an  Gütern  (Grundzinsen,  Zehnten)  als 
liegende,  jedoch  die  einzelne  Giebigkeit  als  fahrende.'' 


rechte,  so  hevet  beide  egen  nnde  liftaoht  dar  an  verlorn.^  —  IIL  75.  HI.  76.  §.  8. 
„Nimt  en  man  ene  wedewen,  die  egen  oder  len  oder  liftuchi  oder  8 an  tins- 
gnt  hevet,  syat  so  he  in  deme  g^de  mit  flinem  plage  arbeidet,  stirft  gin  wif  er  der 
sat,  he  aal't  Tnl  arbeiden  nnde  seien  nnde  afsniden,  nnte  Uns  oder  plege  aal  he  dar 
af  geyen  jenen  nppe  den  it  gnt  ireirft^ 

Lex  SaL  Tit.  LIX.  De  alodis  LXXYIL  CL,  L.  Bip.  Tit.  LYL,  L.  Angl. 
et  Worin.  Tit.  VI.,  L.  Bajnv.  IL  c.  1.  §.3.  Grimm  R.A.  8.  492  f.  von  al  = 
totns  nnd  6  d  =  bonnm,  al  —  eigen,  mere  proprium.  Sap.  L  6.  §.  1.  „Mit  svel- 
keme  gnde  de  man  bestirft,  dat  het  allet  erye.  §.2.  Sve  so  dat  erre  nimt,  die 
sal  dnr  recht  die  soolt  golden  also  rem,  als  it  enre  geweret  an  yarender  haye.*  — 
Hamb.  Statuten  yon  1497.  «So  wo  syn  erye,  dat  eme  nicht  angeeryet  is, 
yerkopen  wiP  .  .  .  Aeltestes  Booster  Stadtr.  S*  27.  „Potest  olerious.  ant  mnlier. 
qaelibet  mobilia,  uel  bona,  uel  donationes.  uel  cadnoa,  quo  Batha  diountnr,  in  iu« 
dicio  petere.  sine  procuratore.  sed  si  intersunt  mancipia.  uel  prediam  fundale.  qnod 
ynlgo  dicitnr  Torfhaht  egen,  sine  procuratore  agere  non  potest.^ 

«  Grimm  Weisthümer  I.  45.  Aus  der  Stäfner  (StAfa  am  Züricher  See)  Oef« 
nnng  (15.  Jahrb.)  10.  ,|Aber  sprechen  sy,  das  komn  ligend  gut  ist,  byss  dass  es 
ynder  die  wid  knmpt ,  ynd  yin  ligend  gut  ist,  byss  das  er  ynder  die  reiff  kumpt. 
Aber  sprechen  sy,  das  hüser  farend  gut  ist  gegen  den  fründen,  ynd  ligend  gut  ist 
gegen  dem  Herren.' 

*  Saohsp.  in.  76.  §^  2.  „Hadde.ayer  die  yrowe  man  genomen,  unde  was 
he  toire  unde  to  den  hinderen  in  dat  nngeireide  gut  gevaren,  unde  stirft  denne 
dat  wif,  die  man  behalt  al  des  wiyes  recht  in  der  yarender  haye,  sunder  dat 
gebu  unde  sunder  die  rade.*  Tgl.  dazu  L  20.  %.  2.  „Syar  der  yrowen  die  stat 
nicht  n'is  mit  deme  gebu  als  ir  man  stirft,  binnen  ses  weken  na  dem  drittegesten 
sal  so  mit  dem  gebu  rumen,  so  dat  se  de  erde  nicht  ne  wunde.  Bür- 
det se^t  ayer  to  losene  na  der  bure  köre  jeneme  des  de  stat  is,  unde  ne  wil  he's 
nicht,  so  mut  se  it  wol  up  grayen,  desto  se  die  erde  weder  eyene.^  —  Anders  in 
den  Stftdten:  Lübisoh.  Beoht  yon  1240  Art.  242.  „So  wor  wif  und  man  bi  erer 
beyder  leyende  hebben  wichbelde  —  in  h  u  s  e  n  und  in  e  r  y  e  n,  unde  de  dinge  also 
kernen  und  yallen,  dat  en  de  hus  nnd  erye  stände  bliyen  yor  den  tins  und  uppe 
laten  werden  yor  dem  rade,  und  dama  deme  manne  sin  wif  storye,  de  hus  und 
erye  de  sohnllen  deme  manne  bliyen  yarende  haye,  ghelic  deme  wichbelde,  dat  se 
dar  inne  hedden.*^    Züricher  Beeht  n.  59.    Kraut  Grundr.  §.  63. 

*    „Was   die   Fackel    yerzehrt,    ist  Fahrniss.^     Graf    Bechtssprüch- 
wSrter  S.  65.    Haltaus  Glossar.  coL  448. 
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lY.  Nach  dem  Yerhältnisse  mehrerer  Sachen  zu  einandc^r  schied  man 
schon  im  Mittelalter  Haupt-  mid  Nebensachen«  Bald  ist  dieses  er- 
kennbar nach  rein  äusseren  Momenten,^  bald  namentlich  bei  <3l^rundstiicken 
aus  dem  Herkommen,  dass  eine  bestimmte  Ghrosse  des  untheilbaren  Besitzes 
fordert»  oder  gewisse  Theile  als  Pertinenzen,  nothwendige  Zubehorungen 
erscheinen  läs8t.io  Nicht  blos  Grundstöcke  erscheinen  aber  als  Zube- 
horungen anderer,  sondern  vor  Allem  auch  Rechte  und  Gerechtsame  der 
verschiedensten  Art. 

V.  Unter  die  liegenden  Güter  gehören  auch  die  Territorien  und  die 
nach  Lehnrecht  oder  Alod  zustehenden  Hoheitsrechte.  Darin  liegt  der 
Grund,  weshalb  die  privatrechtlichen  Grundsätze  auf  sie  in  mehrfacher 
Beziehung  Anwendung  finden.  YoUends  war  dies  der  Fall  bei  jenen 
mit  verschiedenen  obrigkeitlichen  Rechten  verbundenen  Gütern^  welche 
von  der  lange  Zeit  hindurch  faktischen,  dann  rechtlich  nothwendige» 
Qualität  des  Besitzers  einen  eigenen  Charakter  erhielten:  Rittergüter, 
landtäfliche.  Mit  ihnen  war  regelmässig  die  Patrimonialgewalt,  Land- 
standsehaft,  Fatronat,  höherer  Gerichtsstand  verbunden.  Yielfach  im 
Zusammenhange  damit  war  das  Recht  zum  Erwerbe  bedingt  durch 
den  Erwerb  der  Angehorigkeit  an  das  Land  (Incolat,  Indigenat).  Um- 
gekehrt verlieh  der  Grundbesitz  oft  dieses  oder  war  Grundlage  für  dessen 
Erwerb.  Mit  der  veränderten  Yerfassung  ist  ziemlich  überall  die  Forde- 
rung bestimmten  Standes  für  den  Erwerber  entfallen,  nicht  aber  auch 
jede  rechtliche  Wirkung,  z.  B.  noch  Standschafit;  in  Mecklenburg,  Kreis- 
standschaft  in  Preussen,  eigenes  Wahbecht  für  den  landtäfliohen  Grund- 
besitzer in  Oesterreich,  eigener  Realgerichtsstand  u.  s.  w. 


7  Rigisoh  Ridderr.  56.  „'^yBne  n.  tegeden  in  den  dOrpen  ys  nene  varende 
haye,  n.  wat  erdfaste  u.  nagelfaste  ys.^  Nürnb.  Ref.  BI.  64  b.  ^^Es  werden  auch 
Rent,  Zinsz,  Gült,  Weysat,  Frfiohte  n.  Nutzungen,  so  die  anf  bestimpte  n.  ersohine 
Zeit  n.  Zil  yerfaUen  sein  u.  s.  w.  für  farende  Hab  gehalten.'' 

"  Goslar.  Statuten  26.  Z.  23.  Kraut  §.  96.  n.  1.)  „We  en  hus  yorkoft  oder 
ene  boden,  wat  dar  ane  is  ertyast  u.  negheWast,  dat  hOrt  dar  to,  it  en  si  anders 
ghewiUekGrei"   Das*  n.  2*  3.  niet-,  nagel-,  erd-,  mauerfest  u.  dgl. 

0  Sachsp.  1.  34.  §.  l,  „Aue  des  richteres  orlof  mut  en  man  sin  egen  wol 
yergeyen  in  eryengolof,  deste  he's  bebalde  ene  balye  hüye  unde  ene  word, 
dar  man  enen  wagen  uppo  wenden  möge;  dar  af  sal  he  deme  richtere  sines  rechten 
plegen.^ 

^^  Dies  zeigt  sich  deutlich  in  den  Traditionsurkunden*    Man  ygl.  z.  B.  die 
.  68.  n.  1.  8.,  72  n.  11.,  77.  n.  6.  citirten. 
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in.   Eigenthum.*    Gewere.** 

§.  145. 

L   Begriff,  Bes«ldiB«ig«B  dei  Bf^eatbuBs. 

I.  Schon  das  älteste  Recht  kennt  ein  ansschliessUches  Recht  des 
Einzelnen  an  Sachen,  was  für  bewegliche  an  sich  keines  Beweises  be* 
darf,  für  liegende  durch  unzweideutige  Quellen  und  die  Gesammtbe- 
trachtung  der  älteren  Zustände  erbracht  ist.!  Neben  ihm  erhielt  sich 
aber  durch  das  ganze  Mittelalter  bis  in  die  neuere  Zeit  und  bis  auf  die 
Gegenwart  ein  körperlich  ungetheiltes  gemeinsames  Gut  in  den  Mark- 
genossenschaften (§.  9.)  und  den  Gemeinden,  das  bald  den 
Gliedern  nach  bestimmtem  Yerhältnisse  zu  Nutzung  und  Eigenthum,  ob- 
wohl häufig  ohne  Recht  der  Yeräusserung,  zustand,   bald  als  ein  Gut 


*  Wilh.  Arnold  Geschichte  des  Eigenthums  in  den  deutoohen  Städten. 
Basel  1861.  8. 

**  Wilh.  Ed.  AI  brecht  Die  Gewere,  als  Grandlage  des  altern  deutschen 
Sachenrechts,  KÖnigsb.  1828.  E.  Th.  Ganpp  Kritische  Untersuchungen  Über  die 
Gewere  des  deutschen  Rechts,  in  Zeitsohr.  f.  D.  Recht.  I.  S.  86 — 148*  Bracken- 
höft über  die  sogen.  Jurist.  Gewere  an  Immobilien,  daselbst  III.  S.  1— -39,  an  Mobi- 
llen  y.  S.  138—181.  G.  G.  Bruns  Das  Recht  des  Besitzes  im  MA.  und  in  der  Ge- 
genwart, Tübingen  1848.  Y.  Abscfa.  §.  40—46.  (S.  283  ff.),  G.  Sandhaas  Germanist. 
Abhandlungen,  Giess.  1853.  (Zur  Lehre  Ton  der  TJebertragung  dinglicher  Rechte 
an  Grund  und  Boden  —  Ueber  das  Wesen  der  Gewere  —  Ueber  die  Rechte  des 
nächsten  Erben  bei  Verfügungen  über  das  Grundeigenthum  nach  älterem  deutschem 
Sachenrechte).  —  Ueber  die  Gewere  in  den  deutschrechtl.  Quellen  des  Mittelalters 
▼on  Gerber  in  Zeitschr.  f.  GiTÜr.  u.  Pr02.  N.  F.  Bd.  XL  1854.  S.  1—54.  Stobb  e 
Art  Gewere  in  Er  seh  und  Gruber  Encyklopädie.  Erste  Sektion  LXY.  S.  428  bis 
488.  L.  Duncker  Ueber  den  Quasibesitz  der  auf  Grund  und  Boden  radicirten 
eigenthümUch  deutschen  Rechte  und  den  possessorischen  Schutz  derselben,  in  Zeit- 
schrift f.  deutsch.  Recht  IL  H.  2.  S.  26—114.  Homeyer  Sachsensp.  II.  2.  402  ff. 
(System  des  Lefanreohts  §.  30  ff.)  Die  Schriften  und  Abhandlungen  ron  Stein,  Rüc- 
kert,  Wieczorek  (§.  8.  4.),  in  §§.  143.  152.  158.  ▼.  Bar  das  Beweisurtheil  des 
german.  Proz.  Hann.  1866  S.  168—228.  Die  von  Albrecht  aufgestellte  Theorie  war 
die  herrschende  bis  auf  die  Untersuchungen  von  Laban d  die  yermögensrechtlicheu 
Klagen  S.  158  ff.,  mit  deren  Ergebnissen  im  Wesentlichen  zusammentrifft  das  den 
Gegenstand  historisch  nnd  systematisch  im  Ganzen  abschliessende  Werk  ron  A  n- 
dreas  Heusler  Die  Gewere.  Weimar  1872.  Vrgl.  darüber  Laband  Erit.  Yier- 
teljahrssohr.  XY.  8.  878  ff.  Die  Resultate  Heusler *8  adoptirt  im  Wesentlichen  auch 
Stobb  e  Handbuch  IL  §.  72  f.  Sie  dürfen  als  überzeugend  begründet  angesehen 
werden. 

1  §.  9.  Die  Bezeichnung  der  ältesten  Zeit  bei  Marcuf  L  30.  Rozidre  L 
^T,  298« 
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encheintj  welches  eine  daaemde  Zweckbestiinmiuig  fBr  dne  eogere 
hiBtoruch  berechtigte  Ansaht  yon  OemeindeniUgliedOTn  oder  f&r  aUe 
Glieder  einer  Gemeinde  oder  znr  Bestreitong  der  Gtesammtbedfirfiüflae 
einer  solchen  tragt,  ohne  dasa  sich  ein  bestimmtes  Sinzelnrecht  am  Ghite 
selbst  erkennen  liesse. 

IL  Für  die  verschiedenen  Arten  Ton  Bechten  an  Sachen  hat  das 
deotsche  Becht  keine  einzehien  einen  festen  B^riff  technisch  ab- 
schliessenden Bezeichnungen.  In  den  lateinischen  Quellen  der  firankischen 
Zeit  w^den  die  (§.  144.)  lateinischen  Ausdrücke  gebraucht,  ohne  daas 
ihnen  der  romischrechtliche  Begriff  beiwohnt.  Im  Mittelalter  wird  oft 
die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  auch  für  das  Becht  gebraucht,*  der 
Begriff  Eigenthumer  meist  umschrieben,  das  "Wort  dominus,  herr 
wird  nur  gebraucht  für  das  Becht  an  Thieren  und  Knechten.  >  Seit  dem 
13.  Jahrhundert  findet  sich  das  Wort  liegenschaft,^  etwas  später 
eigentum,^  das  Wort  Eigenthum,  Eigenthumer  seit  dem  Aus- 
gang des  15.  Jahrhunderts  in  genauer  Festhaltang  des  Moments,  wodurch 
sich  dieser  Begriff  von  den  übrigen  Bechten  an  Sachen  unterscheidet, 
als  technisch  for  die  Bezeichnung  der  höchsten  rechtlichen  Herr- 
schaft über  die  Sache  und  des  Verhältnisses  eines  solchen  Herrn 
zu  der  seiner  rechtlichen  Befugniss  unterstehenden  Sache.* 


<  Die  8teQeii  de«  §.  144.  Dam  8sp.  IL  37.  §.  1.  2.  Bichtst  Landr.  c  Sa.  §.4. 
„Weret  arer  dat  it  mit  dinen  willen  ener  Trowen  gegeTen  were  tu  li^edinge,  oade 
Üie  se  it  edder  sprike  it  were  er  egen,  lude  hedde  se  it  in  erer  g^were,  bo  Trag, 
wo  Be  edder  ere  nakomelinge  des  Tolkomen  eeolen,  dat  itiregensL  So  Tintnie, 
se  seolens  mit  wen  »cepenbaren  Tzien  mannen  Tnllenkomen.  Kan  se  des  nickt  g»- 
don,  80  Trag,  oft  se  ieht  an  deme  eigene  beide  Üftncht  nnde  egen  aeole 
Torboret  hebben.  Dat  Tintme.*^  o.  27.  §.  1.  „Glaget  en  nppe  g  n  t  nnde  seoht  it  si 
sin  len,  de  ander  aecht  it  si  sin  egen,  nnde  hebbe  gi  beide  nene  gewere  d»- 
ranne,  so  Trag,  wedder  da  ioht  neger  tn  behaldende  sist  dinea  eigens  an  deme 
gude,  edder  it  jene  tn  lene  neger  behaltende  sL  8o  Tintme  du  aistes  neger. 
8o  Trag  wo  da  dat  eigen  behalden  scolest.  So  Tintme  mit  drier  soepen  tnge.^ 
Sachsp.  n.  44.  §.  8*  ,|8Te  so  an  sime  lene,  oder  an  lifgedinge  siner  mnder  oder 
niehtelen  ime  egen  seget  he  mnt  die  egenlike  gewere  mit  les  aoepenbaren Trien 
mannen  getogen,  oder  ime  wirt  dar  bant  an.'' 

*  Das  ergeben  Tiele  frflher  abgedrnckte  Stellen.  Im  Uebrigen  geht  dominus 
und  domininm  aof  die  öifentlieh  rechtliche  Stellung  dee  Herrschers.  Siehe  z. B. 
die  Stellen  im  §.  69.  In  den  lateinischen  Urkunden  dee  Mittelalters  wird  domininm, 
propiietas  n.  s.  w.  schon  im  römis^ireohtlichen  Sinne  gebraucht 

4  Haltaus  Olossarium  u.  d.  W.  (Sp.  285);  Tgl.  Arnold  S.  16  it  Kraut 
|.  68  Hr,  47. 

*  YgL  die  Anm.  4  aenaanten^  Kraut  Grandr.  §.  78.    Nr.  2.  §.  68  Kr.  48--50. 

*  Stellen  aus  Luther*8  Bibelftbersetzung  bei  Grimm  Wörterbuch  HL  8p.  101. 
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UL  Mit  dem  Ursprünge  dieses  Begriffes  hängt  eng  zusammen 
einmal  dessen  Uebertragnng  anf  Rechte,^  sodann  die  Theilung  des 
£igenthamsrechtes  in  seine  bei  yerschiedenen  Personen  moglicherwebe 
getrennt  vorhandenen  Befugnisse»  woraus  sich  in  Anlehnung  an  romisch- 
rechtliche  Bezeichnungen^  der  Begriff  eines  s.  g.  getheiltenEigen- 
thums,^  Ober-  und  ünter^  oder  Nutzungseigenthum,  -Eigenthümer, 
gebildet  hat,  der  allerdings  für  den  heutigen  dem  römischen  Rechte 
entsprechenden  Ausdruck  Eigenthum  nicht  passend  ist,  gleichwohl  sich 
erhielt,  10  bis  ihn  die  neueste  Gesetzgebung  mit  den  Instituten,  worauf 


'Belegein  Kraut  Grdr.  §.  78.  Vrgl.  Stobbe  Handbuch  11.  §.  78.  Den 
Uebergang  bildet  das  oanonisohe  Recht,  welches  eine  proprietas,  in  deren 
Begriff  eB  genau  dem  deutschen  Bechte  seinen  Inhalt  entlehnt,  bei  allen  Rechten 
annimmt,  welche  mit  dem  Besitze  einer  Bache  verbunden  sind  oder  direot  gegen 
eine  Sache  ausgeübt  werden  können,  oder  endlich  zur  Ausübung  den  Besitz  einer 
Sache  fordern,  oder  selbst  eine  quasi  possessio  zulassen.  Meine  Quellen  des 
kath.  Eirchenr.  (Kirohenr.  Bd.  1.)  S.  225  ff.,  mein  System  des  Eirchenr.  (Bd.  IL) 
S.  487  f.  Man  gebrauchte  in  deutschen  Urkunden  proprietas  für  das  Leib- 
zuohtfl-,  Erbzins-,  Pfand-,  Zehnt-,  Zins-  (Renten-),  Patronats-,  Vogtei- 
Reoht  u.  8.  w.  Diese  Ausdehnung  ist  in  den  neueren  Gesetzbüchern  theil- 
weise  beibehalten  worden:  Preuss.  L.  R.  I.  8.  §.  1.  f.,  2L  §.  201.  Oesterr. 
a.  b.  G.-B.  §.  853  f.  §.  1424  „Eigenthümer  der  Forderung''  ygl.  §.  427.  Das  ,Eigen- 
thnm  an  Forderungen*  yertheidigt  mit  Recht  Stobbe  ü.  S.  52.  Das  ,Bergwerks- 
eigenthum*  ist  allgemein  angenommen. 

"  Glossa  ad.  I.  1.  2.  D.  de  bonor.  poss.  87.  1.  „Bonorum  possessio  tribuit  do- 
minium so.  utile,  nam  directum  solus  heres  hebet  Kon  autem  (bonorum  pos- 
«essores)  vere  sunt  heredes,  unde  non  habent  petitionem  hereditatis  directam  sed 
utilem>  Gloss.  ad  1.  3.  D.  de  usurpat.  (41.8.).  „Non  solum  usucapione  quaeritur 
-dominium,  quod  secundum  omnes  oonstat;  sed  etiam  praescriptione,  quod  Mardnus 
ooncessit  Sed  Bulgarus  dixit,  principaliter  quaeri  ezceptiouem,  secundario  utile 
dominium.  —  Patet  ergo  quod  hoc  verbum  dominii  diyersimodo  acoipitur  pro 
directo  et  utili.    Aocurs.^ 

•  Matthaeus  de  Afflictis  in  Gommeot  in  feudor.  usu«  1629.  p.  416.  a. 
Kr.  8.  „Et  scias,  quod  triplex  est  dominium:  yidelicet  directum,  utile,  et  do- 
minium utile  Bubalternatum,  quod  subaltematur  directo,  et  istud  habent 
feudatarii  et  emphyteutae.**  Alrarottus  de  feud.  Prooenu:  „notandum 
insuper,  quod  habemus  sex  oontractus,  ex  quibus  transfertur  dominium  rei  retento 
dominio  directo,  quorum  quüibet  habet  nomina  dirersa,  nempe  oontractus  su- 
perfioiarius,  locationis  ad  longum  tempus,  emphyteuticarius,  libellarius,  preoarius, 
feudalis.''  Urkunden  mit  dieser  Theilung  bei  Kraut  §.  74,  Stobbe  ü.  §.  80,  Anm.  8. 
Dunker  Ueber  dominium  directum  und  utile  in  Zeitschr.  f.  d,  R.  11.  H.  I.  S.  177  ff. 

10  Preuss.  A.  L.  R.  I.  18.  §.  1.  ff.  Oesterr.  b.  G.  B.  §.  857  ff.  629.  1124  ff. 
(in  Anwendung  auf  Fideioommisse,  Erbpacht,  Erbzinsgut  und  allgemein). 
Badisches  L.  R.  Art.  544a,  577aa  bis  577ar.  Für  Württemberg  s.  Wächter 
II.  S.  801,   für  Baiern  Roth  H.  S.  47  ff.  (§.  119). 
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er  sich  bezog,  zum  Teil  abgesohaffl;  hat^^  Endlich  kann,  wenn  man 
die  blosse  Eigenschaft  als  Massstab  annimmt,  dieselbe  Sache  Mehreren 
so  gehören,  dass  sie  gesammt,  zu  gesammter  Hand  als  ihre  Eigenthümer 
erscheinen,  obwohl  unter  Zugmndlegung  des  romischen  Begriffes  kein 
8.  g.  Gesammteigenthum  Yorliegt,  sondern  die  betreffenden  Rechts- 
verhältnisse sich  in  verschiedene  Rechte  auflösen.  ^^ 

§.  146. 

2.   Dl«  Oewere. 

I.  Das  ältere  deutsche  Recht  fasste  zunächst  das  ins  Auge,  was  im 
Verhältnisse  einer  Person  zu  den  körperlichen  Sachen  für  das  Leben 
von  Bedeutung  ist;  es  hat  weniger  scharfe  rechtliche  Begriffe  entwickelt, 
als  vielmehr  die  mannigfachen  Formen  des  Lebens  anerkannt.  Bei  der 
Entwicklung  des  Rechts  waren  alle  jene  Momente  von  Einfluss,  durch 
welche  überhaupt  die  rechtliche  Entwicklung  getragen  ist.  Der  Grund- 
besitz kam  in  ältester  Zeit  durch  die  Verlosung,  in  der  Folge  regel- 
mässig durch  die  Erbfolge,  daneben  durch  Leihe  zu  mannigfaltigem 
Genussrechte,  aber  auch  durch  Verträge  an  diejenigen,  welche  ihn  fak- 
tisch in  Händen  hatten,  besassen.  Bei  den  einfachen  Verhältnissen  war 
der  Fall  eines  Besitzes  ohne  jegliches  Recht  dazu  wohl  an  sich  selten ;  das 
Recht  zum  Besitzen  war  in  der  Regel  offenkundig,  was  bei  dem  Erwerbe 
durch  das  Loos,  den  Erbgang,  die  Uebertragung  durch  einen  Herrn 
(König)  sich  von  selbst  ergiebt,  aber  überhaupt  die  Folge  der  üeber- 


"  GftnzUch  ist  dor  Begriff  entfallen  im  franz.  Code  oitII  Art  543,  S&ohB. 
b.  G.  B.  §.  226.  Für  FideioommiBse  besteht  er  noch;  das  Lehen- nnd  Erbpaohts- 
Recht  ist  theils  ganz  fortgefallen,  theils  dem  Untergänge  nahe. 

üeber  den  Fall  eines  getheilten  £igenthnms,  wenn  ein  des  Eigenthnms  Un- 
fähiger faktisch  alle  Beobte  ansübte,  aber  ihm  zur  Seite  ein  formeller  Eigenthflmer 
stand  8.  Stobbe  II.  S.  62  ff.  Aach  in  Oesterreich  besassen  yor  der  Aufhebung  der 
Beschränkungen  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum  durch  Juden  faktisch  solche  viel- 
fach auf  den  Namen  yon  Christen  eingetragene  Grundstücke  zu  Eigenthum. 

Ueber  die  Theilung  des  Eigenthums  bei  Häusern  (nach  Stockwerken  u.  dgl.) 
8.  Stobbe  HS.  68  ff.  ünger  System  I.  415.  Aus  älterer  Zeit  giebt  es  in  Böhmen, 
besonders  in  Prag,  noch  viele  derartige  Theilungen. 

12  Num.  I.  dieses  §.  Kraut  §.  75.  L.  Dunker  Das  Gesammteigenthum,  Marb. 
1843«  Für  die  Natur  des  Rechts  der  Gesammthänder  beim  Lehen  Homeyer 
im  System  des  Lehnrechts  §.  45.  (Sachsp.  II.  2.  461—464.).  Schröder  über  die 
Stammgutsnachfolge  der  Erbsälzer  in  Werl,  in  Zeitachr.  f.  RG.  X.  258  ff.  Stobbe 
JAiteigenthum  und  gesammte  Hand  in  Zeitschr.  f.  Rechtagesch.  IT.  207  ff.  Handbuch 
n.  §.  81  f.,  der  eine  treffliche  Darstellung  bis  auf  die  Gegenwart  giebt. 
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tragangsform  (§.  148  f.)  war,  welche  hinwiedernm  sich  aus  der  Bedentung 
des  Grundbesitzes  für  die  Stellung  in  der  GFemeinde  erklärt.  Der  blosse 
Besitz  als  solcher,  das  Innehaben  einer  Sache,  mag  der  Inhaber  sie  auch 
ab  sein  betrachten,  ist  daher  dem  älteren  Bechte  kein  selbstständiges 
Recht,  der  blosse  Besitz  als  solcher  geniesst  keinen  eigentlichen  direkten 
Rechtsschutz.  Praktisch  bildete  der  Erwerb  durch  piae  Uebertragung, 
oder  von  dem  Yorfahren  die  Regel;  mit  dem  Erwerbe  war  verbunden 
der  Besitz  und  Genuss  der  Sache.  Wer  diesen  hatte,  konnte  als  ihr 
Herr  erscheinen,  ohne  dass  eine  weitere  Prüfung  über  das  Recht 
nSthig  war.  Daraus  erklärt  sich,  dass  im  deutschen  Sachen-Rechte 
Thatsache  und  Recht  nicht  streng  geschieden  werden,  in  bestimmten 
Verhältnissen  auf  eine  qualifizirte  Thatsache  der  ganze  Schwerpunkt 
gelegt  wird.  Die  Uebertragung  des  Besitzes,  die  Einführung  in  ihn,  die 
Bekleidung  mit  demselben  bezeichnet  die  ältesten  Quellen  mit  vestitura, 
vestitio,  und  aus  dem  angegebenen  Grunde  auch  den  Besitz  selbst. 
Dass  dieser  ein  unrechtmässiger  war,  kam  sicher  äusserst  selten  yor. 
So  erklärt  sich,  dass  der  Besitz  überhaupt  mit  vestitura  bezeichnet 
wird.  Yon  selbst  nahm  das  Wort  auch  den  Sinn  rechtmässiger 
Besitz  an,  zumal  der  schlichte  Mann  den  Grund  immer  anzugeben  pflegt. 
Der  vestitura  entspricht  das  deutsche  Wort  Gewerei  (geweri,  giwerida). 


1  giwert,  giwerida  entspricht  genan  dem  Worte  inyestitura.  Das  ahd. 
waijan,  werjan  ist  gleich  dem  goth.  vasjan  =  vestire.  Es  drückt  die  £iDkleidimg 
in  den  Besitz  aus,  der  antretende  Besitzer  wird  Testitns.  Grimm  B.A.  8.  555  fg. 
—  Gap.  Lad.  P.  a.  817  oder  A-nseg.  IV.  18  Leg.  L  261.  steht  es  mit  einer  ans 
dem  Schlüsse  des  9.  oder  Anfange  des  10.  Jahrh.  datirenden  deutschen  üebersetsong. 
^Si  qnis  res  suas  pro  salute  animae  snae  yd  ad  aliquem  yenerabilem  looam ,  yel 
propinqno  sno,  yel  coilibet  alteri  tr ädere  yolnerit,  et  eo  tempore  intra  ipsüm 
comitatum  faerit,  in  qno  res  iUae  positae  sont,  legitimam  traditionem  facere 
stndeat.  Quod  si  eodem  tempore,  quo  illas  tradere  ynlt,  extra  enndem  comitatum 
fnerity  id  est  siye  in  ezeroitn  siye  in  palatio  siye  in  alio  qnolibet  looo  adhibeai 
sibi  \el  de  snis  pagensibns,  yel  de  aliis  qni  eadem  lege  yiyant  qna  ipse  yiyit,  testes 
idoneos;  yel  sl  iUos  habere  non  potaerii,  tone  de  aliis  qnales  ibi  meliores  inyenire 
possit,  et  coram  eis  rerom  soamm  traditionem  faciat,  et  fideinssores  yestitarae 
donet  ei,  qni  iUam  traditionem  accipit,  ut  yestitnram  faciat.  Et  postqnam 
haec  traditio  ita  facta  fnerit,  heres  illius  nullam  de  praediotis  rebus  yaleat  facere 
repetitionem.  Insnper  et  ipse  per  se  fidejnssionem  faciat  einsdem  yestiturae,  ne 
heredi  nlla  occasio  remaneat  hanc  traditionem  inmutandi,  sed  potins  neoessitas 
incumbat  illam  perfidendi.*^  Vestitura  wird  in  der  deutschen  Uebersetzung  stets 
mit  geweri  gegeben.  Trad.  Fuldens.  I.  91.  ,,item  testes,  qui  yestitionem 
yiderunt.^  L  92.  „et  isti  sunt  testes,  qui  hoc  audierunt  et  yidernnt  giweridam.^ 
Dass  yestitura  den  Besitz  und  auch  das  Besitzthum  bedAitet,  beweisen  die  folgen- 
den  Stellen.  Cap.  a.  817  o.  2.    „Volumus  —  ut  de  his  libertatibns  et  rebus  reddendis, 
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II.  Es  lag  in  den  Zustanden  der  ältesten  Zeit,  dass  alle  Freien 
Chmndbesitz  hatten,  den  sie  entweder  selbst  oder  durch  ihre  Leute  be« 
wirthschaften  liessen.  Die  Lage  der  unfreien  Person  bewirkte  somit  you 
selbst,  dass  ihr  Innehaben,  Besitzen  von  Grundstfioken  keine  Yermuthung 
des  Eigenihums  herbeifShrte,  praktisch  gar  nicht  weiter  in  Betracht 
kam,  zumal  der  Besitz  einer  unfreien  Person  nur  durch  den  Herrn 
mit  Erfolg  geschützt  werden  konnte.    Darin  liegt  der  Qrond,  dass   die 


qaae  in  nostra  Testitiira  sunt,  —  inqniratar."  Cap.  Wormat.  a.  829  a  8. 
^De  Testiinra  iriginta  annornm,  sive  de  rebus  eoolesiae,  quae  —  per  triginta 
annoB  possesae  sunt*  Cap.  a.  819  o.  6.  ,,Yestitura  domni  et  genitoris  nostri  eo 
modo  Yolnmus  ut  teneatur,  ubicumque  esse  dioitnr,  ut  prius  düigentiBsima  inyesii- 
gatione  perquirator.  Et  si  invenitar  esse  justa  et  legitima,  tuno  yestitnra 
dicatur;  nam  aliter  ne  Testitora  nominari  debet,  sire  sit  in  eodesiastiois ,  sire  in 
platiois  rebus.  —  c  8.  De  rebus  unde  domnus  Garolus  imperator  legitimam 
yestituram  habuit  etc.^  Die  vorletzte  Stelle  ist  beweisend  dafflr,  dass  man  eine 
nioht  justa  et  legitima  fflr  gar  keine  ansah.  Mit  den  im  §.  9  aus  Caesar  de  bello 
galL  VI.  22.  und  Tacitus  Gherm.  o.  26.  abgedruckten  Stellen  bringen  die  Gewere 
in  Verbindung  Stein  Entw.  d.  deutschen  Baohenr.  S.  48  Note  87  und  Wieozorek 
1.  0.  p.  9  nota  8.;  sie  erkl&ren  demgemäss  gewere  als  ursprünglich  die  Bedeutung 
tragend  des  Hauses  und  Hofraumes,  welchen  die  Einzelnen  als  eigentbfimlioh 
besassen,  solange  die  Aeoker  ungetheilten  Eigenthums  waren.  Nachdem  dann  der 
Priyatbesitz  allgemein  geworden,  habe  man  auch  das  dem  alten  oonforme  Recht  an 
den  Aeckem  u.  s.  w.  gewere  genannt  Nach  Grimm  R.  A.  p.  505  bedeutet  aller- 
dings were  das  Privatbesitzthum  im  Gegensatz  zur  Hark,  heisst  ein  in  der 
Mark  Eingesesener  ge werter  (diese  konnten  sein  rulwarige,  halfwarige  =  vul« 
spennige,  halfspennige)  im  €^ensatze  der  nnwerigen.  Wird  erwogen,  dass  das 
Haus  sich  tou  selbst  als  das  sichtbarste  Besitzthum  darstellte,  die  Antheile  an 
der  Mark  gewissermassen  an  ihm  hafteten,  wie  noch  heute  an  HftuBem  Tiele  Rechte 
haften,  so  l&sst  sich  nioht  verkennen,  dass  wir  die  Grundbedeutung  des  Wortes: 
anerkannter  rechtmässiger  Besitz  hier  in  der  ältesten  oonereten  Gestalt 
haben.  So  konnte  der  Ausdruk  fflr  die  Folge  (yestitura),  das  Besitzen  mit  dem 
fär  den  Grund  (sala,  traditio),  die  üebertragung,  zusammenfallen. 

An  sich  enthält  das  Wort  Gewere  der  Reohtsbüoher  des  Mittelalters,  Tor  ^lem 
im  Sachsenspiegel,  ein  dreifaches  Element:  a)  im  Sinne  von  vestitnra,  das  uns 
hier  allein  angeht,  b)  wem,  goth.  yaijan,  prohibere,  defendere,  dayon  were,  munitio, 
ein  im  Rechte  bedeutungsloser  Begriff,  c)  w6rn,  praestare,  dayon  w8re,  gewSre 
praestatio,  thun,  leisten,  gewährleisten  (wovon  garantir  franz.,  Warrant  engL). 
Grimm  R.A.  S.  602  f.,  Homeyer  Register  zu  Saohsp.  L  S.  826  ff.  Albreoht 
p.  159.  Stobbe  in  Enoycl.  von  Ersch  u.  Gruber  y.  Gewere  §.6.  Das  Wort  nach 
dem  ersten  Stamme  kommt  in  den  mannigfaltigsten  Bedeutungen  vor.  Ueber  die 
Bezeichnung  im  französischen  Rechte  saisine,  yergL  WarnkOnig  Französische 
Staats-  und  Rechtsgesch.  n.  (Basel  1848)  S.  295  ff.,  über  das  flandrische  Dess.  Flandr. 
Rechtsgesch.  HL  S.  67  #.,  besonders  Hausier  S.  336  ff..  Aber  das  italienische 
tenuta,  dens.  S.  298. 
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Sltesten  Qaellen  nur  Ton  einer  yestitura  bei  dem  Uebergange  von  GFrund- 
Btflcken  zu  Eigenthame  reden,  yestitiira  mit  rechtmässigem  Besitze 
(Eigenthum)  zusammenfallt.  Seitdem  die  Uebertragong  von  Grundstücken 
an  Andere  zu  dem  Zwecke  fiblioh  wurde,  dass  der  Eigenthumer  durch 
sie  den  Nutzen  aus  dem  Ghite  zog,  der  in  Zins  oder  Naturalfirftchten  be- 
stand, war  z^Aar  der  rechtmässige  Besitzer  Yon  dem  thatsächliohen  In- 
haber verschieden;  aber  die  Yestitur,  die  Gewere  behielt  der  Erstere. 
Ein  solcher  Besitz  wird  in  den  Bechtsb&chem  bezeichnet  als  h ebbende 
gewere,  brückende  gewere.^  Tritt  hier  als  das  Oharakteristische 
heryor,  dass  der  wirkliche  Besitzer  (rechtmässige  Eigenthumer)  sich  ge- 
rade durch  den  aus  dem  Gute  gezogenen  Nutzen  offenbart,  weshalb  man 
seinem  Besitze  den  dies  andeutenden  Zusatz  gab,  so  konmit  nmr  sein 
Besitz  in  Betracht,  wenn  er  direct  denselben  zieht,  seine  Gewere  hdsst 
dann  eine  lediglich e.^  Mit  dem  Aufkommen  des  Hingebens  von 
Chrundstücken  auch  an  Freie  als  precariae  und  beneficia,  wofür 
man  sich  derselben  Formen  bediente,  musste  man  nothwendig  dazu 
kommen,  einen  voll  anerkannten  rechtlichen  Besitz  auch  dann  anzuneh- 


>  Riohtsteig  Landr.  o.  20  a.  §.  2.  ,gat,  dat  be  in  rechter  h ebbende  were 
heft*  (Homejer  Reg.  xl  D.  W.  Were);  o.  26  §.  4.  ,na  deme,  dat  io  dat  gut  in  minen 
hebbenden  weren  hebe*;  o.  27  §.  1.  —  ron  bewyainge  umme  len  nnde  lifhieht 
(Homeyer  Ssp.  IL  1.  8.  364):  ,dooh  bo  maeh  io  lenes  geweren  neman  tüoh  syn, 
he  ne  sy  deeheren  beiende  man;  aver  eyner  gemeyen  hebbenden  nnde  brnken» 
den  gewere  mnt  wol  getfich  syn  eyn  yewelk  nmbeschnlden  man  an  syneme  rechte, 
vy  he  sy  (borgere,  bnre  edder  nmmeeate).*  Richtet  Lehnr.  Art.  88.  §.  4.  Man  ne  aal 
niemanne  yon  einen  geweren  wisen,  ei  ne  gi  ime  afgewnnnen  mit  reohte.  —  89. 
§.  1.  „Sveme  sin  gut  mit  lehnrechte  yerdelt  wert  oder  he't  np  let,  die  aal 
der  gewere  darren.  Doch  mach  die  man  sime  herren  besaken  binnen  der 
jartale,  dat  he  ime  jenioh  gut  gelaten  hebbe,  dam  he  sin  unscnlt  dar  to  dnn.  Of 
die  herre  arer  dat  gut  enem  anderen  liet,  in  jenes  antwerde  de't  dar  gelaten  he- 
Yet  ane  sine  rechten  wedersprake,  so  ne  mach  he  nene  nnacnlt  dar  rore  dnn  jene 
de't  dar  gelaten  hevef  Richtet  Landr.  o.  27.  §.  1.  oap»  26.  §.  4.  ^iro  dat  gut  in 
sine  were  komen  ei  ...  wo  he  de  were  tngen  scole.**  n.  s.  w.  Richte.  Lehnr.  c 
15.  §.  8.    Kraut  §.  68. 

*  Saohsp.  I.  84.  §.  2.  „Syelts  man  sin  g^t  gift  unde  dat  weder  to  lene  nntyeit, 
dem  herren  hilpt  de  gaye  nicht,  he  ne  behalde  dat  gut  in  sinen  lediohliken 
geweren  jar  nnde  dach.''  n.  57.  „AI  sie  en  gut  manges  mannes,  also  dat  dat  en  ron 
dem  anderen  hebbe,  swat  so  man  up  deme  gnde  dnt,  dat  sal  man  betören  deme 
die't  in  lediohliken  geweren  heyet,  unde  andere  nemanne.*  Sohws.  o.  180  W. 
„Unde  ist  dai  ein  man  stn  guet  yon  einem  andern  hAt,  swer  an  dem  gnote  freyelt, 
der  Bol  dem  bezem,  der  ez  mit  nuze  in  lediger  gewer  h&t.^  Für  das  Yerständ- 
niss  ygL  auch  Sachs.  Lehnr.  14.  §.  1.,  Richtet  Landr.  26.  am  Ende,  Schwab. 
Lehnr.  c.  29.  L. 
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men,  wenn  blos  das  volle  Recht  des  Benntzens  der  Sache  gegeben  war. 
So  kam  man  dazu,  ausser  der  Gewere  des  Eigenthümers,  der  egen- 
like  gewere,^  dem  Vasallen  (lenes  gewere),^  Leibzüchter,«  Pfand- 
inhaber 7  n.  s.  w,  eine  Oewere  zuzuschreiben.  Da  jedoch  das  Wesentliche 
festgehalten  wurde,  fand  ein  Erwerb  der  Gewere  durch  blosse  Auftragung 
ohne  Nutzen  nicht  Statt,®  und  konnten  nicht  zwei  Geweren  neben  ein- 
"ander  bestehen,»  wohl  mehrere  Personen  ein  gleiches  Recht  haben^ 
wenn  auch  keine  Theilung  stattgefimden.  lo 

lU.  Hatte  man  so  eine  Anzahl  von  Fällen  der  Gewere,  deren  Wesent- 
liches darin  lag,  dass  sie  ein  auf  Grund  eines  Nutzungsrechts  anerkannter 
Besitz  war,  so  konnte  der  normale  Fall  am  Besten  durch  die  Negation 
bezeichnet  werden.     Jene  Fälle  enthielten  eine  besonders  titulirte  Ge- 


4  Saohsp.  n.  44.  §.  8.  ,,8Te  to  an  sime  lene,  oder  an  lifgedinge  siner  müder 
oder  nichtelen  ime  egen  seget,  he  mut  die  egentlike  gewere  mit  ses  scepenbaren 
Trien  mannen  getugen,  oder  ime  wirt  dar  barst  an.*^  Dass  hier  Eigenthum  gemeint 
ist,  geht  besonders  aus  Richtst  Landr.  o.  25  §.  5  hervor.  Gleich  Schwabsp. 
0.  211.  L.  373  W. 

>  Vgl.  die  Stelle  in  Anm.  2.  Sachs.  Lehnr.  art.  38  §.  8.  ^Lenes  gewere  ne  mach 
nieman  getüch  sin  ane  die  von'  me  herreu  belent  is.  Gemener  gew^e  si  getüoh 
jewelk  unbesoulden  man  an  sime  rechte.**  Ssp.  L84.  §.  2.  (Anm.  3).  —  S chw.  Lehnr«  art 
77.  L.  .nOb  der  herre  dem  man  sin  guot  yerteilt  mit  Yurechte,  da  der  man  niut  se- 
gegen  ist.  Tnd  den  olager  wiset  yf  dai  guot  ynd  im  die  gewer  antwiurtet  daz 
schadet  ienem  niut  er  habe  sine  gewer  fiur  sioh.^  art.  96.  „Lehen  satzynge  ist 
weder  lehen  noh  satsynge.  lehen  ane  gewer  ist  nitlehen.  gewer  ane  lehen 
is  nit  lehen.  Swem  man  stne  gewer  mit  gewalte  nimt  der  yerliyset  weder 
gewer  noch  lehen.  dem  man  och  sfn  lehen  mit  gewalt  nimt  der  yerliyset  ooh 
weder  lehen  noh  gewer.^ 

•  Sps.  U.  44.  §.  8.  (Anm.  4)  HL  74  iL 

7  Magdeb.  Fragen  L  6.  8.  Bps.  Lehnr.  c.  26.  §.  9.  Urkunden  bei  Stobbe  Oe- 
were 8.  486  Nr.  84,  y.  Meibom  Pfandrecht  S.  341,  Stobbe  Handb.  IL  S.  14. 

"  Sachsensp.  n.  44.  §.  1.  Sachs.  Lehnr.  art.  11  §.  1.  Sohws.  c.  22.  W. 
,,Wil  er  imz  aber  gar  State  machen,  s6  seze  im  einen  zins  dar  üz.  dk  mit  hAt 
er  die  gewer,  unde  mac  daz  guot  niht  yerliesen  mit  rechte. ** —  Altes  Culm.  Recht 
4.,  25.  „so  sal  der  man  synen  tzyns  behalden  als  her  den  in  der  gewere  hat  an 
deme  yerkouften  erbe.*^  —  Bair.  Landr.  art  106.  »Wftr  aber  ob  yeman  ains  ai- 
gens  sezze  pey  nutz  u.  gewer  und  würd  er  des  entwert  mit  herrenbrief,  oder  yon 
welherlay  sache  oder  —  gewalt  das  geschehe,  daz  sol  dem  unsohedüch  sein  an  sei- 
ner gewer;  so  sol  er  stien  in  allen  dem  rechten,  alz  des  tags,  da  er  sein  entwert 
ward.^    Vgl.  die  Stelle  in  Anm.  3  aus  Sps.  ].  84.  2. 

*  Yergl.  die  SteUen  in  Anmerk.  3. 

10  Sachs.  Lehnr.  art.  35.  §.  2.  „Syar  ayer  die  yader  unde  die  kindere  ene 
gemene  unde  ene  gelike  gewere  hebbet  an  enem  gude,  die  kindere  behaldet 
des  yader  gut  na  des  yader  dode,  of  sie  die  lenunge  getüget  daran  jegen  iren 
herren  binnen  irer  jartale.^    Schw.  Lehnr.  art  64  L.    Die  Stellen  in  Anm.  6. 
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were;  die  Gewere  schleohthin,  bei  welcher  der  Besitzgrund  nicht  in 
Betracht  kam,  weil  er  sieh  Ton  selbst  verstand,  hiess  dem  gegenüber 
die  gemene,  blote  gewere.ii  Zeigt  sich  dieser  Oegensatz  besonders 
dort,  wo  Personen  aus  verschiedenen  Gründen  die  Gewere  beanspruchen, 
80  kommt  auch  der  Fall  vor,  dass  Jemand  ohne  jeden  Grund,  durch 
Gewalt  oder  Betrug  den  Besitz  erlangt,  eine  wirkungslose  roflike  be- 
trigliche  gewere  hat.^'. 

lY.  Die  Gewere  fiel  somit  nicht  zusammen  mit  dem  dinglichen 
Rechte,  war  auch  kein  besonderes  Beeht,  sondern  bezeichnete  die  That- 
sache  der  Ausübung  eines  Rechts  an  der  Sache,  wie  sie 
normal  der  berechtigte,  rechtmässige  Besitzer  allein  vornimmt,  der  Be- 
nutzung, sei  es  mittelbar  oder  unmittelbar.  Wo  dies  fehlte,  lag  keine 
Gewere  vor.  Wer  keine  Gewere  hatte,  konnte  sie  auch  nicht  übertra- 
gen. ^^  Wer  sich  der  Gewere  entäussert  hat,  mag  als  Folge  des  Eigen- 
thums  das  Recht  sie  nochmals  zu  erwerben  behalten^  solange  die  wirk* 
liehe  Gewere  des  Andern :  Vasallen,  Leibzüchter,  Pfandgläubigers  u.  s.  w. 
dauert,  hat  er  keine  Gewere.  ^^ 

y.  Diese  konnte  ohne  die  Sache  in  Besitz  zu  nehmen  nicht  erwor- 
ben werden,  ging  mit  dem  Besitz  der  Sache  verloren.  ^^ 


^1  Bäohs.  Lehnr.  Art.  74.  §.  2.  „Lepcs  geweren  mat  man  gettigen  mit  ses  man- 
nen des  herren.  Ene  blote  gewere  getüget  en  man  selre  serede  mit  nnbesoaldenen 
laden  an  irme  reohte,  STie  sie  %ul*^    Art.  38.  §.  3.  (Anm.  5.) 

^*  Sps.  IL  24.  §.  1.  ^Man  ne  sal  niemanne  ut  sinen  geweren  wieen  von  gerioh- 
tea  halven,  al  si  he  dar  mit  unrechte  an  kommen,  man  ne  breke  sie  eme  mit  rech- 
ter klage''.  .  «  Sohwsp.  164.  Bps.  11.  25.  §  1.  »wirt  arer  en  man  beklaget  umme 
roflike  gewere,  dar  man  die  hanthaften  dat  bewisen  mach,  nnde  wirt  die  riohtere 
mit  deme  gerflehte  dar  to  geladet,  de  richtere  sal  volgen  to  hant,  unde  richten 
deme  klogere  umme  den  rof  unde  over  den  rovere  unde  oyer  sin  unrechten  vullest 
aller  erst.  Tu  hant  dar  na  sal  he  ine  geweidigen  einer  gewere ,  of  is  jene, 
uppe  den  die  klage  gat,  nicht  ne  weder  redet  mit  rechte.**  Schwg. 362 W. 

>'  Sachs.  Lehnr.  art.  53.  ^Die  herre  ne  mach  niemanne  gut  lien  unde  is  ine 
geweren,  he  ne  hebbet  selye  in  geweren.**  Der  Verwalter  kann  seinem  Herrn  kein 
Gut  mit  der  Gewere  entfahren:  das.  art.  62  §.  1.    Vgl.  das.  art  11  §.  1. 

^*  Sachs  Lehnr.  art.  11.  §.  1.  „Syelk  gut  en  man  an  sinen  geweren  nicht 
ne  hevet  unde  ime  nicht  bewiset  n^is  deme  ne  mach  he  nicht  volgen  an  enen 
anderen  herren,  noch  erven  an  sinen  sonen.  Svelk  gut  man  aver  nimt  mit  gewalt 
deme  manne,  unde  he  dat  irvolget  mit  rechter  klage,  dat  gut  erft  he  an 
sinen  sone  unde  volget  ime  seWen  an  enen  anderen  herren,  al  darre 
he  der  gewere,  of  he  der  rechten  klage  getflch  hevet.^  Schwab.  Lehnr. 
art.  80  L. 

>a  Sps.  II.  25.  §.  1.  Stobbe  Gewere  B.  478,  Handbuch  IL  S.  18.  Lab  and 
Becension  yon  Heusler  B.  411  ff.    Mit  Recht  yerwerfen  beide  Heusler's  Annahme 

▼•Schulte,  Beichs-  u.  BeclitsKesch.    4.  AuS.  30 


466  Gesch.  d.  PrivatreohtB.  ü.  Kap.  §.  146. 

YI«  Wie  für  das  Eigenthum,  so  war  ffir  die  Ghewere  noch  mehr 
deren  Ausdehnung  auf  nutzbare  Rechte  gegeben,  wof&r  die 
Ausdehnung  der  Belehnung  und  vor  Allem  das  kanonische  Kecht  den^ 
Anhalt  bot.^« 

Vü,  In  wenn  auch  unwillkürlicher  so  doch  konsequenter  Durchbil- 
dung seiner  Grundsätze  kennt  das  Becht  einen  selbstständigen,  unbe- 
dingten Schutz  des  Besitzes  ohne  Recht  nicht.  Nur  insoweit  wird  fiber 
die  blosse  Gewere  verhandelt,  als  jede  der  streitenden  Parteien  sie  zu 
haben  behauptet.  EQer  stellt  der  Richter  durch  eine  Untersuchung,  ge- 
stützt auf  Zeugnisse  der  Nachbarn,  Qemeindegenossen  die  Thatsache 
fest,  worauf  sofort  das  Recht  den  Gegenstand  bildet.  ^'^  ELieraus  bildete 
sich  rein  auf  deutscher  Ghrundlage  der  Satz,  dass  im  Falle  des  Rechts- 
streites derjenige,  welcher  die  Gewere  hat,  näher  ist,  die  ScM^he  zu  be- 
halten, also  den  Yortheil  des  Beweises  ^^  hat,  und  dass  keine  Gewere 
mit  Gewalt  genommen,  sondern  nur  durch  den  Richter  aberkannt  werden 
sollte.!®  Weil  das  Recht  ein  eigentliches  Schutzmittel 
für   das   Besitzrecht ^o   nicht  kannte,  drang  bis  ins  13.  Jahrh. 


(8.  209),  das  deutsche  Recht  nehme  an :  ^Trotz  Dejektion  geht  das  corpus  nicht  rer- 
loren/  da  die  Stellen,  worauf  Heusler  sich  stützt,  lediglich  ganz  bestimmte  Yerhftlt- 
nisse  im  Auge  haben,  den  Beweis  im  Prozesse.  Auch  Sftohs.  Lehnr.  art.  11.  §.  i. 
(Anm.  14)  enthält  keine  solche  Fiction  und  erkläre  sich  leicht. 

IS  Homeyer  Sachsp.  II.  2.  S.  2ftd  ff.  AUe  möglichen  Realreohte,  öffentliohe 
und  kirchliche  Rechte  wurden  auf  solche  Art  vergabt 

17  Vgl.  hierüber  Schröder  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alterthum  XIIL  S.  139—161. 
ffir  Rechtsgesch.  VII.  S.  181  ff.  (aus  Eonrad  ron  Würzburg),  YIII.  8.  168  (Schieds- 
spruch Ton  1844).  Lab  and  Klagen  219  ff.  Heusler  258  ff.  Diesen  Fall  des  Ge- 
meindezeugnisseft  behandelt  besonders  B  runner  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  der 
karol.  Zeit.    Wien  1866  S.  27,  64  ff. 

1^  Ssp.  n.  36.  8.  Der  blosse  Besitz  gibt  diesen  Yortheil  nur,  wenn  er  unter- 
stützt wird  durch  das  Recht  zum  Besitze,  das  gleich  stark  oder  stärker  ist  als  das 
des  Gegners.  Ssp.  L  15.  1.,  I.  20.  7.  üeber  den  Beweis  der  Gewere  durch  die 
Umsassen,  welcher  nur  einen  processualen  Zweck  hat,  siehe  z.B.  Richtst.  Landr. 
oap.  26.  und  Ssp.  II.  24.  §.  2. 

^9  Treuga  Henr.  1230.  Ssp.  II.  24.  (II.  36.  §.  8.)  11.  70.  „Man  ne  sal niemanne 
wisen  von  sime  gude,  dat  he  in  gewere  hevet,  ime  ne  werde  die  gewere  mit  rechte 
afgewunnen."^    III.  32.  §.  6. 

90  Das  vorher  angeführte  Beweisen  des  Besitzes  hat  nur  für  den  Rechtsstreit 
Bedeutung.  Ein  Fall  der  Wiedereinsetzung  durch  den  Richter  ist  die  Klage  auf 
handhafte  That:  Ssp.  IL  25.    SchwH.  c.  862  W. 

Wenn  hier  mehrmals  Stellen  angeführt  sind,  die.  sich  auf  Mobilien  beziehen, 
findet  das  seine  Rechtfertigung  in  der  Analogie. 
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selbst  der  gewaltsame  Entsetzer,  dem  das  Becht  auf  die  Oewere  asiir 
Seite  stand,  gegen  den  sohwächeren  Inhaber  durch.  *i  Mit  den  kräfti- 
geren Massregeln  zum  Schutze  des  Landfriedens,  welche  nothwendig  die 
Beschränkung  der  Eigenmacht  zur  Folge  hatten,  kam  unter  dem  Ein* 
flnsse  des  canonischen  Bechts  ein  Bechtsmittel  zur  Wiedererlangung  der 
Gewere  auf.  **  Indessen  auch  dieses  ist  kein  ciyiles  Mittel  zum  Schutze 
oder  zur  Erlangung  des  Besitzes.  Seit  dem  15«  Jahrhundert  wurde  die 
römische  Theorie,  modificirt  durch  das  kanonische  Becht  und  die  italie- 
nischen Praktiker,  auch  in  Deutschland  eingebürgert  und  verdrängte  das 
einheimische  Becht.  Das  Grundprinzip  des  deutschen  Bechts,  nur  den 
rechtmässigen  Besitz  als  schutzbedürftig  und  berechtigt  anzusehen,  hat 
Anspruch  darauf,  der  neuen  Gesetzgebung  zu  Ghrunde  gelegt  zu  werden. 
Für  diese  wäre  zu  wünschen,  dass  man  die  Trennung  des  Possessorium 
und  Petitorium  ganz  fallen  liesse  und  höchstens  wie  im  deutschen  Bechte 
die  Besitzfrage  regelte. 

YIII.  Thatsächlich  wird  die  Gewere  in  den  meisten  Fällen  auf  Grund 
des  Bechts  an  der  Sache,  oder  gleichzeitig  mit  diesem  erworben.  Des* 
halb  fällt  beides  auch  in  den  Quellen  vielfach  zusammen**  und  kennen 
die  älteren  Quellen  ein   Besitzrecht,  das  ohne  Gewere  übertragen  und 


<i  Das  bezeugt  gerade  der  Ssp.  IL  25.  §.  1. 

"  Bttd.  I.  Carla  Ratisbon.  a.  1281  consi  pac«  gen.  c.  4.  (Leg.  II.  p.  472)  „Wir 
setzen  .8wa  ein  man  den  anderen  anspriohet:  er  hab  in  sin  es  guts  entwert  mit 
gewalt  an  reht;  mag  der  ohlager  daz  bringen  mit  zwein  der  nahsten  und  der 
besten  in  der  pfarre,  daz  er  in  entwert  hat  mit  gewalt  an  reht;  den  soUman  in 
sin  gewer  als  lang  setzen  als  lange  als  ez  im  auzen  gewesen  ist;  und 
soll  der  schuldige  fumf  phunt  geben  dem  rihter  ze  waudel,  und  sei  im  den  schaden 
abthun.^  Dasselbe  ist  schon  in  dem  Landfrieden  K.  Ottokars  fflr  Oesteireioh  ▼.  1251. 
Andere  Stellen  gibt  Schröder  in  Zeitschr.  f.  d.  Alt.  XÜI.  S.  161  iL 

Die  neuere  Entwicklung  ist  keine  deutschrechtliohe.  Literatur  bei  S  t  o  b  b  e. 
Handb,  U.  8.  28,  der  eine  gedr&ngte  Uebersioht  gibt. 

>*  Ssp.  n.  8.  §.  1.,  n.  24.  §.  1.,  II.  70.,  L  81.  §.  2.  „Svenne  en  man  wif  nimt, 
so  nimt  he  in  sine  gewere  al  ir  gut  to  rechter  rormuntscap;  dar  umme  ne 
mach  nen  wif  ireme  manne  nene  gare  geven  an  irme  egene,  noch  an  ihrer  varende 
haye,  dar  se*t  irem  rechten  erren  mede  yeme  na  irme  dode;  wende  die  man  ne 
mach  an  sines  wives  gude  nene  andere  were  gewinnen,  wen  also  he  to  dem 
irsten  mit  ire  untvieng  in  vormuntscap.^  II.  44.  §.  8.  11.  43.  §.  1.  III.  82.  §.  2. 
Bei  beweglichen  Sachen  kennt  das  Recht  wegen  der  Nothwendigkeit  des  Besitzes 
auch  nur  Eigenthum  einer  einzigen  Person,  wesshalb  Ssp.  III.  6.  §.  1.  dem 
Herrn  die  Gewere  und  das  Klagrecht  lässt,  wenn  der  Knecht  die  Sache  ent- 
fremdete. Ueber  die  Ausnahme  bei  der  morgengabes.  Kraut  Yormundsohaft 
S.  588  ff. 

80« 
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erworben  werden  konnte,  nicht.  Hieran  hielt  man  bei  beweglichen 
Sachen  fest,  so  dass  hier  Besitz  und  Besitzrecht  zusammenfäUf  ^  Wohl 
aber  zeigt  sich  die  Bedeutung  der  Gewere  als  nicht  zusammenfalleiid 
mit  dem  Rechte  zum  Besitzen  darin,  dass  der  Verlust  des  Faktums 
nicht  auch  den  des  Bechts  herbeifuhrt.  Wer  deshalb  den  körperlichen 
Besitz  verloren  hatte,  konnte  ihn  nicht  nur  mit  einer  Klage  auf  sein 
Becht  gestützt  mit  diesem  wieder  erlangen,  sondern  auch  wer  des  Ent- 
setzten Bechtsnachfolger  war,  hatte  das  Elagrecht,  wenn  jener  entweder 
die  Klage  schon  angestellt  hatte,  oder  dem  Nachfolger  aus  eigenem 
Rechte  die  Frist  lief.^^ 

S.   Erwerb  ud  Terlut  det  BffMtkuM. 

§.  147. 

a.    An  Sachen  in  Niemandes  Oewere. 

I.  Grundstücke,  die  Keiner  in  der  Gewere  hatte,  erwarb  man  durch 
Aneignung,  Ergreifung  der  Gewere.  In  derselben  Weise  erwarb  man 
die  unbebauten  Theile  der  Mark,  Allmende,  durch  Urbarmachung,  die 
Bodung.1  Früh  aber  legte  sich  der  König  das  Beoht  an  allem  Land 
in  Niemandes  Gewere  bei,  so  dass  der  Erwerb  durch  Private  ein  kö- 
nigliches Privileg  voraussetzte.'  Daraus  bildete  sich  das  sog.  Begal  an 
herrenlosen  Ghrundstücken.^ 

U.  Der  An  wachs  oder  eine  im  Flusse  sich  bildende  Insel  sowie 
ein  verlassenes  Flussbett  fiel  dem  Ufereigenthümer  bez.  den 
mehreren,^  Inseln,  die  sich  in  ofiFentlichen  Flüssen  bildeten,  fielen  dem 
Reiche*  oder  dem  Landesherm  zu.^ 


9«  Das  beweist  Ssp.  II.  60.  §.  1.  deatlioh,  indem  er  dem,  welcher  die  Gewere 
freiwillig  anfgab,  nur  eine  persönliche  Klage  zuspricht.  Tgl.  unten  §.  158.  Kote  9. 
—  Albreoht  8.  28.  81.,  Delbrttck  die  dingliche  Klage  §.  11  nehmen  auch  an 
Mobilien  eine  vom  faktischen  Besitse  unabhängige  juristische  Gewere  an,  was 
durch  die  Untersuchungen  von  L  a  b  a  n  d  und  H  e  u  s  1  e  r  widerlegt  ist. 

^  O.  Gierke  Genossenschaftsrecht  I.  8.  68  Anm.  28.  II.  8.  146.  Baseler  Der 
ITeubruch  nach  dem  älteren  deutsch«  Rechte,  Berl.  1868. 

s  Roth  Benefidalwesen  8.  69  ff*  zeigt  dies  für  8panien,  Thüringen,  BaTcm  und 
für  die  Zeit  seit  Chlotar  L  Vgl.  Waitz  Yerf.  Gesch.  IV.  8.  116. 

s  Beispiele  späterer  Zeit  bei  B  e  s  e  1  e  r  Zeitschr.  f.  Bechtsgesch.  IL  8.  402, 
8tobbe  II.  8.  149.    Neuere  Rechte  bei  Stobbe. 

^  8achsp.  II.  56.  §.  8.  „Svelk  wer  der  sik  ok  irheyet  binnen  enem  vUete 
syelkeme  Stade  he  nar  is,  to  dem  Stade  hert  die  werder;  is  he  yormiddes,  he  hört 
to  beiden  staden.    Dat  selve  dut  die  agang,  of  he  yerdroget.^ 

*  Adolfi  reg.  Cur.  Nuremb.  a.  1294  c.  1.  (Leg.  Q.  p.  461.):  |,Quod  si  insula 
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III.  Wie  aus  dem  bebauten  eigenen  Boden  erwarb  man  zu  Eigen- 
thum  aneh  die  Früchte  aus  fremdem  Boden,  sobald  die  dazu  nothige 
Arbeit  getfaan  war,  wenn  man  an  ihm  das  Recht  der  [Nutzung  besass,« 
oder  in  gutem  Glauben  die  Arbeit  gethan  hatte.^  Somit  erscheint  die 
Saat  als  fahrende  Habe.  Den  Bechtssatz  drfickt  aus  die  Farömie  ^^Wer 
säet  der  mähet.^ 

IV.  Ueberhängende  Aeste  eines  Baumes  auf  dem  I7achbar- 
grundstücke  und  die  herabfallenden  Früchte  konnte  bald  der 
Bodenbesitzer  nehmen,  bald  wurden  beide  zwischen  den  Nachbarn  ge- 
theilt;  die  Theilung  fand  auch  statt,  wenn  ein  Baum  auf  den  fremden 
Grund  fiel.» 


nata  est  in  Rheno  vel  alio  flnmine,  in  eomitata  alicuins  oomitis,  qui  in  ipeo  flumine 
recipit  telonia  et  oondnotus,  habetqne  oonütatum  eundem  telonia  et  oondnotum  ab 
imperio  in  flnmine  predicto,  eadem  insala  potins  speotat  ad  imperium  et  ad  ipsnm 
oomitem,  qnam  ad  aliam  donunnm  onins  districtns  protenditar  ad  ripam  fluminifl.^ 

*  G.  E.  Heimbaoh  Die  Lehre  von  der  Frucht  nach  den  gemeinen  in  Dentsch- 
land  geltenden  Rechten.  Leipzig  184S.  Th.  2.  S.  270  ff.  ~  Saohsp.  IL  58.  §.  1. 
„Of  en  man  nenen  lenerven  ne  hevet  na  sime  dode,  sre  sin  erve  is  na  lantreohte, 
die  sal  nemen  sin  verdenede  gut  in  dorne  lene.  —  §.  2.  Nu  yernemet  wen  it 
verdenetsie.  In  sente  bartolomeus  dage  is  allerhande  tins  unde  plege  yerdenet. 
In  sente  wolburgen  dage  is  die  lemmer  tegede  rerdenet.  To  wortmissen  die  gense 
tegede.  In  sente  Johannes  dage  allerhande  Tleisch  tegede,  dar  man  mit  penningen 
den  tegeden  jarlikes  loset,  swar  man  aver  ine  nicht  ne  loset,  dar  is  he  yerdenet, 
wen  it  ye  geworpen  wert.  In  sente  margreten  dage  al  körn  tegede.  Syat  ayer  er 
geschocket  is,  dar  an  is  die  tegede  yerdenet.  —  In  sente  urbanus  dage  sin  win- 
garden  unde  bomgarden  tegeden  yerdenet.  Des  mannes  sat,  die  he  mit  sime 
pluge  wirkt,  die  is  yerdenet,  als  die  egede  dar  oyer  gat;  unde  die  garde, 
als  he  geseit  unde  geharket  is.  —  Geld  yon  molen  unde  yon  tolne  unde  yon 
mfinte  unde  yon  wingarden  is  yerdenet,  syene  die  tins  dach  kumt,  die  ime 
to  goldene  bescheiden  is."  —  HI.  76.  §.  3.;  §.  4.  „Stirft  ayer  die  yrowe  na  der 
sat,  als  die  egede  dat  laut  began  heyet,  die  sat  isires  mannes,  unde  he  nMs 
dar  nemanne  nich  plichtich  af  to  goldene  plege  noch  tins,  dar  sie  neu  tinsgelde  af 
ne  was.  —  §.  5.  Syat  ok  tinses  oder  plege  in  der  yrowen  gude  was,  dar  man  ire 
af  golden  solde,  stirft  sie  na  den  rechten  tinsdagon,  dat  gut  is  des  mannes  yor- 
dende  gut  als  it  der  eryen  wosen  solde,  of  sie  ane  man  were.**  —  Schwsp.  c.  181 
bis  183,  129,  180,  825  W.  —  Kraut  Grundr.  §.  77. 

'  Saohsp.  n.  46.  §.  3.  „Syat  so  he  saiet  unyerklagot,  he  behalt  di  sat 
unde  gift  sinen  tins  jeneme  die  dat  laut  behalt."  Im  §.  1,  2  wird  bestimmt,  dass 
die  Klage  wfthrend  des  Aokerns  (eren)  oder  SSens  den  guten  Glauben  aufhebt. 
Sohws.  0.  809  W.  Bsp.  II.  44.  2  Richtst.  L.  c.  27.  —  Stobbe  in  Beiträge  a.  Gesch. 
d.  deutschen  Rechts.  Braunsohw.  1865.  S.  59  ff. 

8  Kraut  §.  77  Nr.  9  ff.,  Sachsp.  U.  52.  Grimm  R.A.  8.  70.,  550.  J.  Hille- 
brand  Das  deutsche  Ueberhangs-  und  Ueberfallsrecht,  in  Zeitschr.  f.  d.  R.  IX. 
810  ff. 
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Y.  In  gutem  Glauben  verarbeitete  Sachen*  und  selbst 
gezogenes  Viehio  erwarb  der  Verfertiger  bez.  Aufzieher, 

VI.  An  wilden  Thieren  fand  die  Aneignung  statt  durch  die 
herbeigeführte  Möglichkeit,  sie  in  seine  Gewalt  zu  nehmen.  ^^  Das  Recht 
hierzu  war  jedoch  beschränkt  (§.  154.).  Beich  ist  das  Recht  über  die 
Aneignung  von  Bienenschwärmen.^^ 

VII.  Gefundene  (verlorene)  Bachen  erwarb  man  nicht  durch  die 
Aneignung,  sondern  durch  den  Zuschlag  des  Richters  nach  fruchtloser 
Bekanntmachung  auf  die  vorgeschriebene  an  die  Obrigkeit  gemachte 
Anzeige.  1^     Schätze ^^   waren  des  Finders,  wenn  diesem  der  Boden 


«  SachBp.  II.  36.  §.  8.  6. 

^0  Baohsp.  n.  36.  §.  3.  „Sprikt  aber  jene  dar  weder,  of  it  laken  is,  he  beb- 
beH  geworoht  laten,  of  U  en  perd  is  oder  ve,  he  hebbe^t  in  sime  etalle  g otogen, 
be  mut  it  mit  mereme  rechte  behalden  jene  die  it  in  geweren  he? et,  of  he^t 
Belve  dritte  siner  gebnre  getügen  mach,  denne  jene  de't  anegevanget  hevet.  §.  6. 
Han  mut  wol  tien  uppe  mangen  geweren,  die  ene  uppe  den  anderen,  also 
lange  went  man  komme  uppe  den,  de't  in  sime  stalle  getogen  hebbe  of  it  to 
is,  oder  it  selve  getiücht  hebbe  of  it  gewand  is/  —  Sohwsp.  c.  265  W. 

^^  L.  Rip.  XLII.  1.  nimmt  an  gestohlenen  jagdbaren  Thieren  und  Fisohen  keinen 
Diebstahl  an  „qnia  non  est  haec  res  possessa,  sed  de  Tonationibas  agitur.* 
Das.  LXXVL  L.  Sal.  nov.  98.  (Merk.  p.  65.)  Sohwsp.  o.  197  W. 

"  L.  Wisig.  VUI.  6.  1.  L.  Rothar.  3U.  L.  ßajuv.  XXI,  8—10.  Kraut 
§.  77.  Nr.  24  ff. 

^*  L.  Rip.  LXXY.  ^Si  quia  caballum,  hominem,  vel  quamlibet  rem  in  '^a  pro- 
priserit,  aut  eum  seoutus  fuerit,  per  trea  marcas  ipsum  ostendat,  et  sio  postea 
ad  Regis  stapplum  ducat.  Sin  autem  aliter  egerit,  für  iudioandus  est.  Quod 
si  quis  latroni  aliquid  tulerit,  similiter  faoiat"  Aehnlich  L.  Fris.  Additio  Sap.  Tit 
VIL,  L.  Visig.  VIII.  4.  14.  VUI.  5.  6.  8.,  L.  Rothar.  o,  265.  Sachsp.  II.  87.  §.  1. 
„Srat  80  jeman  vind,  besakt  he's  of  man  dar  na  vraget,  so  is  it  düTeoh.  Brat 
80  en  man  yint,  oder  dieven  oder  roveren  afjaget,  dat  sal  he  up  bieden  vor  sinen 
buren  unde  to  der  korken;  kumt  jene  binnen  ses  weken,  deme  dat  gut  tohort, 
he  sal  sik  dar  to  tien  selve  dridde,  unde  gelde  die  kost  die  jene  dar  mede  gehat 
hevet,  of  it  perd  oder  re  is.  —  §.  2.  Is  aver  jene  von  eme  anderen  Gerichte  des  dat 
gut  is,  so  behalt  he^s  den  dridden  deil,  die't  den  dieven  oder  den  royeren  af- 
gejagt  hevet.  —  §.  8.  Nekumt  aver  nieman  binnen  ses  weken,  die  sik  dar  to  tie,  so 
nimmt  de  richtere  tvene  dele,  unde  jene  behalt  den  dridden  deil.**  Richtet. 
Landr.  o.  12.  15.  Sohws.  o.  282  W.    Görl.  L.  47,  Kaiserr.  11.  40.,  41. 

'^  Sachs.  I.  85.  §.1.  „AI  so  hat  under  der  erde  begraven  deper  den  ein  plueh 
ga,  die  bort  to  der  koningliken  gewalf  —  Glossa  dazu:  „dat  alle  schat  bore  in 
dat  rike,  dat  is  war,  war  man  schat  nimt  vor  ercze.**  —  Sohwsp.  c.  280,  281  W. 
„Swaz  der  man  uf  sinem  guote  vindet  under  der  erden,  daz  ist  mit  rehte  stn.  unde 
vindet  ez  aber  ein  ander  man,  unde  den  erz  niht  h&t  geheizen  suochen ,  dem  sol  er 
daz  vierteil  geben  d&  von.  wan  daz  ist  sin  funtreht.  hiez  aber  erz  in  snochen,  b6 
8ol  er  im  stn  16n  geben  daz  er  ihm  hAt  geheizen.   oder  hftt  er  mit  ihm  niht  gedinget, 
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gehorte,  im  anderen  Falle  hatte  der  Finder,  wofern  er  nicht  zum  Suchen 
gedungen  war,  einen  Anspruch  auf  Finderlohn;  wurden  sie  in  offent» 
lichem  Grunde  gefunden,  so  gehorten  sie  dem  Fiskus. 

YIIL  In  manchen  Gegenden  kommt  in  älterer  Zeit  vor  das  Grund- 
ruhrrecht, wonach  aus  einem  gebrochenen  Fahrzeuge  herabfallende 
Güter  dem  Herrn  des  Bodens  zufallen.  Eine  besondere  Art  ist  das 
Strandrecht.  Bereits  im  13.  Jahrh.  hatte  sich  aber  durch  den  Ein- 
fluss  der  kirchlichen  Gesetzgebung  ^^  der  Grundsatz  ausgebildet,  dass 
weggeschwemmte  Sachen  dem  Eigenthümer  zurückgegeben  werden 
müssten^^^  und  es  wurde  das  Strandrecht  durch  Beichsgesetze  aufge- 
hoben. ^'^  Wohl  erhielt  sich  ein  s.  g,  B  e  r  g  e  1  o  h  n.^^  In  vielen  ausser- 
deutschen  Gegenden  am  Meere  blieb  jedoch  dieses  schändliche  Recht 
bestehen,  so  dass  namentlich  die  Städte  sich  durch  Privilegien  dagegen 
flicherten.i* 


gwaz  er  im  danne  gtt,  daz  sol  jener  nemen  mit  rehte.  —  (Jnde  vitidet  ein  man  üf 
Tremden  ertrfohe  ein  gaot,  swes  daz  erirtche  ist,  des  ist  ouoh  daz  guot.  daz  bewaeret 
man  mit  dem  heiligen  6wang61t.  Daz  sprichet  also  ^daz  himeirfohe  geltohe  ich 
einem  aker  da  Bohaz  inne  rerborgen  ist.  ewft  des  ein  mensche  innen  wirt,  daz  ver- 
koafet  allez  stn  gnot,  uude  koafet  den  aker,  daz  ihm  der  sohaz  werde.^  er  sol  aber 
dem  yinder  daz  yierde  teil  geben,  daz  ist  stn  reht.*' 

i&  Vgl.  c.  8.  X.  de  raptoribns  V»  17.  (o.  24.  Gonoil.  Lateran.  III.  a.  1179). 

1*  Sachs p.  IL  29.  ^Sveme  enes  anderen  mannes  have,  dat  yarende  have  het, 
in  watere  to  ylfit,  die  sal  se  jeneme  weder  geven,  desto  he  sik  dar  to  tie  als  recht 
is,  unde  he  ime  sine  kost  gelde  na  guder  lüde  köre.  He  sal't  ok  np  bieden  unde 
halden  unverdan  ses  weken.  Yreget  dar  jeman  na,  he  sal^s  bekennen.  Besakt  he^s 
so  man  dar  na  yreget,  so  is  it  dinyoch,  of  man't  seder  nnder  ime  yint,  und  mnt  it 
mit  bnde  weder  geyen  unde  mit  gewedde,  wende  he't  düfliken  gehalden  heyet.  Nene 
düye  ne  heyet  he  ayer  dar  an  gedan,  die  eme  an  sin  ere  oder  an  sin  gesnnt  oder 
an  sin  lief  ga,  wende  he't  ondfiflike  unroflike  nt  yon  jenes  mannes  weren  gebracht 
heyet.^  Glossa:  ,,Me  holt  it  oo  sus  in  Denmarken,  wat  gruntruringe  heit,  dat 
18  yerloren  des  id  was.    Hir  sprek  ik  jegen  etc.^    Rieht.  Landr.  c.  12. 

>^  Wilh.  reg.  sent.  de  bonis  nanfragant.  a.  1255.  Karls  Y.  P.  H.  G.  O.  218. 

18  Hamb.  Statnt.  II.  17.  5.  (Kraut  n.  34.). 

19  So  z.  B.  Hess  sich  1232  die  Stadt  Soest  ein  Priyileg  yon  K.  Erich  IV. 
yon  Bftnemark  geben  für  das  ganze  dänische  Reich,  wie  es  yorher  yon  den  dä- 
nischen Königen  Köln  erhalten  hatte.  Derselben  Stadt  gab  K.  Wilhelm  eins 
für  Holland,  ürk.  yom  26.  Koy.  1252,  yon  1255.  81.  Oot.  Seibertz  n.  20L 
275.  292. 

Dem  neueren  Rechte  gehOren  an  die  Formen  des  Erwerbs  gegen  den 
Willen  des  Eigenthümers,  wie  sie  jetzt  bestehen :  Enteignung,  die  im  Inter- 
esse der  Landeskultur  aufgekommenen  Erwerbsarten  der  Qemeinheitstheilungen, 
durch  Zusammenlegung  (Arrondirung).  Auch  das  Yorkaufs-  (Retraot«)  Recht, 
die  zwangsweise  Feilbietung  (Suhastation)  seien  erwähni^ 
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b«   An  (freien)  Ornndstücken. 

§.  148. 

a.    Die  Anflasinng  und  InTestitnr.* 

I.  Ausser  der  ältesten  allmälig  gänzlich  yerschwundenen ,  dem 
Loosen,!  erscheinen  als  regelmässige  Arten  des  Erwerbs  von  Eigen 
der  Erbfall  und  die  Uebertragung  der  Sache, 

II.  War  durch  ein  Rechtsgeschäft^  die  Yeräusserung  eines  im  echten 
Eigenthum  befindlichen  Grundstückes  bedungen,  so  pflegte^  unter  Aufnahme 


*  Alb  recht  G-ewere  S.  68  ff.  P.  Bülowins  Utnim  ad  domininm  rernm  im- 
mobil, tranaferendnin  seo.  jus  saxon.  medii  aeTi  resignafcione  solemni  in  iudieio  opus 
fnerit.  Regiom.  1870.  Die  Literatur  des  §.«143  und  145.  Job.  Merkel  Da«  Fir- 
mare des  bairi sehen  Yolksrechts,  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesoh.  U.  101  ff.  Beseler 
Erbverträge  I.  S.  19  ff.  Stobbe  Die  Auflassang  des  deutschen  Rechts,  in 
T.  J  he  ring  Jahrb.  XII.   S.  187—272. 

^  G.  Homeyer  Ueber  das  germanische  Loosen  (Sitsungsber.  der  Berl.  Akad. 
d.  Wiss.  Dec.  1853  S.  747.).  Dasselbe  steht  in  Verbindung  mit  der  Hausmarke. 
Oben  §.  84.  n.  2.  L.  Burgnnd.  Tit.  I.  §.  1.  ^Quia  nihil  de  praestita  patribus  do- 
nandi  lioentia  rel  munificentia,  dominantium  legibus  fuerat  constitutum,  praasenti 
constitutione  omnium  uno  yoto  et  Toluntate  deoroTimns,  ut  patri  etiam  antequam 
diyidat,  de  oommuni  faoultate  et  de  labore  suo  ouilibet  donare  lioeat,  absque  terra 
sortis  titulo  acquisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  servabitur.^  Tit  XIY.  §.  5. 
,His  yero  puellis,  quae  se  deyoyerint  et  in  oastitate  permanserint,  si  duos  fratres 
habuerint,  tertiam  iubemus  ut  portionem  de  hereditate  patris  aooipiant,  hoc  est  de 
ea  tantum  terra,  quam  pater  eins  sortis  iure  possidens  mortis  tempore  dereliqnit. 
Similiter  et  si  quattuor  aut  qninque  fratres  habuerit,  portio  ei  debita  reserreior.^ 
Tit.  LXXXIV.  §.  1.  »Quia  cognoyimus  Burgundiones  sortes  suas  nimia  faoüitate 
distrahere,  hoo  praesenti  lege  oredidimus  statuendum,  ut  nulli  Tondere  terram  suam 
lioeat,  nisi  Uli  qui  aüo  loco  sortem  aut  possessiones  habet.  §.  2.  Hoo  etiam 
interdiotum,  ut  quisque  habens  alibi  terram,  yendendi  neoessitatem  habet,  in  eom- 
parando,  quam  Burgundio  yenalem  habet,  nuUus  extraneus  Romano  hospiti  prae- 
ponatur  neo  eztraneo  per  quodlibet  argumentum  terram  liceat  comparare.  §.  8. 
Obseryandum  tamen  ut  de  illo  ipse  hospes  suus  comparet,  quem  alibi  terram  habere 
oonstiterii"  Lex  Yisig.  L.  X.  Tit.  2.  c.  1.  ^Sortes  Gothioae  et  Romanae» 
quae  intra  quinquaginta  annos  non  fuerint  reyooaiae,  nullo  modo  repetantur.^ 
Auch  das  lang  ob.  Recht  kennt  es  noch:  Leg.  Lintpr.  70*  c  74.  (Mon.  IV.  1B6  sq.), 
cons.  Lebur.  c.  4.  (ib.  p.  213). 

s  Form.  §.  156.,  Beschränkungen  der  Veräusserungsbefugniss  §.  180.  Auch  bei 
Land  und  Leuten  wird  diese  Form  angewendet,  siehe  §.  77. 

s  Die  2^othwendigkeit  der  Vornahme  yor  dem  Volke  (Gerichte)  lässt  sich, 
wie  Laban d,  Hausier  und  Stobbe  dargethan  haben,  nicht  beweisen.  VgL  jedoch 
§.  181.  Dass  aber  die  feierliche  Uebertragung  die  Regel  war,  ergiebt  sich  aus  den 
Gesetzen,  welche  das  Gtogentheil  nicht  regeln,  und  den  massenhaften  Urkunden. 
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einer  Urkunde,  um  den  Beweis  zu  führen,  die  Abtretung  des  Eigenthnms  zu 
geschehen  durch  einen  feierlichen  Akt  im  Gerichte^  (in  mall o  publioo), 
in  der  sonstigen  Yolksversammlung,  in  der  Kirche^  oder  vor  Zeugen,  auch 
auf  dem  Grundstücke  selbst.^  Dieser  Akt  hiess  sala,  salunga,  tra- 
ditio^ und  bestand  in  dem  unter  Anwendung  bestimmter  Symbole  ^ 
Yor  sich  gehenden  Lossagen  des  bisherigen  Eigenthümers,^»  und  dem  Auf- 
nehmen ^<>  des  aufgelassenen  Rechtes  zum  Besitze  durch  den  neuen 
Erwerber.  Hierdurch  war  der  Wille,  das  Grundstück  zu  veräussem, 
auf  der  einen  Seite  gefestigt  und  bekundet,  auf  der  anderen  der  Erwerb 
ausser  Zweifel  gestellt.  War  ein  Theil,  dem  die  Sache  unterstand,  nicht 
anwesend,  so  liess  man,  anfänglich  wohl  nur  in  bestimmten  Fällen, 
später  allgemein,  die  Yomahme  in  einem  anderen  Gerichte  oder  durch 
Treuhänder,  Salmänner  zu.^^    Zur  grösseren  Sicherheit  zog  man 


4  Lex.  Sal.  LYL  Rip.  LIX.,  §.  1.  7.  LX.  §.  1.  Gap.  Lud ov.  a.  817  leg.  add. 
c.  6«  Aquisgr.  809  o.  26.  ,De  traditionibns  ut  in  absoondito  non  fiant 
proptor  contoDtiones  diversae.*'  Trad  Fuld.  (Sohaonat  L  318.)  a.  819:  ^faota  haeo 
traditio  in  oonventn  publice  in  villa  S.  ooram  comite  et  judioibus  Buis.^ 

*  Kraut  Grundr.  §.  78  Nr.  8. 

0  Dies  ist  durch  yiele  Formeln  und  Urkunden  bewiesen,    Kraut  Nr,  56  ff. 

7  Grimm  R.A.  8.  555.  saljau  (angels-  sei  lau,  altnord  selja)  =  dare, 
tradere. 

8  Grimm  B.A.  Einleitung  Kap.  lY.  Kraut  §.  78  Nr.  12  ff.  Hiobelsen 
über  die  fietuoa  notata  und  die  gormaniflohe  Traditionssymbolik,  Jena  1856.  üeber 
adfatimire  und  adfaiimus  §.  110,  N.  6,  L.  Sal.  66.  Form.  Langob.  9. 
(Walter  Corp.  jur.  germ.  HI.  551.):  ^^i  est  Bobnarius,  si  est  Franous,  si  est 
Gothus,  Tel  AUemannus  venditor  pone  oartam  in  terra  et  super  cartam  mitte 
cultelium,  featuoam  nodata,  Tuantonem  yuasonem,  terre,  et  ra- 
mum  arboris,  et  atramentarium  et  Alamanni  Vuandelabe,  et  leret  de 
terra.  Et,  eo  oartam  tenente,  dio  tradiotionem,  ut  supra  diximus,  et  adde  istorum 
oarta  et  Baioariornm  et  Gundebaldorum,  nam  in  Gundelbalda,  et  Baioria  non  poni- 
tur  intuper  oulteUum  per  heredes,  et  repetittone,  et  toUe,  et  spondite,  et  mitte,  et 
obligate  et  omnium  fine  traditionis  adde,  et  super  mitte  pena  stipulationis  nomine 
que  est  mulota  auri  optimi  uneias  quattnor  et  argenti  pondera  ooto,  quam  inferatis 
ad  illam  partem,  contra  quam  eziude  litem  intuleritis,  et,  quod  repetieritis,  yindi* 
oare  non  raleatis.  Et  adde  Tuarpite,  cetera  sunt  seoundum  sie  promissum,  Dio  tan- 
tum  in  fine,  et  ita  trade  ei  per  hoo  missum  et  huio  Notario  ad  soribendum.'^  Dipl. 
a,  825  (Kraut  n.  18.):  »traditionem  —  ita  fecit  — ,  ut  absei sso  proprio  arboris 
ramo  et  ooram  ounctis  ipse  Wolfheri  in  manus  Wagonis  tradito,  —  tra- 
didit,  et  tuno  legitimes  testes  per  aures  traxit." 

B  Effestucare,  guerpire,  werpire,  abnegare  (z.  B.  inouryatis  digitis) 
renunciare  (z.  B.  ore  et  digito),    Grimm  B.A.  8.  556  f. 

^0  Aufnehmen  des  Halmos,  der  Erdscholle,  der  Urkunde,  Anziehen  des  Hand- 
sohuhes. 
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bei  dem  Akte  selbst  häufig  die  Erben  zu«  üeber  diese  Handlung 
nahm  man  schon  früh  Urkunden  auf.i>  Diese  das  Becht  auf  die 
Sache  übertragende  üebergabe^s  hatte  durch  die  Mitwirkung 
der  Gemeinde,  des  Gerichts,  eine  öffentliche  Anerkennung  gefunden.  ^^ 
Als  deren  Folge  und  zur  Eealisirung  des  erhaltenen  Rechts  wird  hierauf 
vorgenommen  die  Investitur,  Yestitura,  Investitura,  Einwei- 
sung in  den  Besitz,  welche  der  Tradent  versprechen  und  gewähren 
musste.i^    Sie  fand  bald  durch  einseitigen  Akt  des  Erwerbes  vor  Zeu- 

"  Gap.  a.  817  c.  6  cit.  ^  Grimm  8.  555.  Man  nahm  hierzu  ^Verwandte, 
Freunde,  Erben  und  angesehene  Leute,  sie  bezeugten,  billigten,  bekräftigten  das 
duToh  ihre  Hand  gehende  Geschäft*^  0.  Btobbe  üeber  die  Salmannen  in 
Zeitsohr.  f.  Bechtsgesoh.  YII.  405  ff.    Unten  §.  181. 

1*  Siehe  nota  6.  und  Grimm  R.A.  S.  557  fg.    unten  §.  180. 

^'  Die  Einen  nehmen  dies  an,  die  Anderen  lassen  erst  durch  die  feierliche 
Besitzeinweisung  (Investitur)  das  dingliche  Becht  entstehen.  Aus  dem  Wortlaute 
der  filteren  QueUen  lässt  sich  die  hier  yertheidigte  Meinung  nicht  direkt  beweisen; 
nach  den  mittelalterlichen  unterliegt  sie  keinem  Zweifel.  Fflr  das  9.  Jahrhundert 
folgt  sie  aus  Form.  Lindenbrog.  18.  „omne  et  ex  omnibus,  quicquid  in  ipso 
loco  nostra  videtur  esse  possessio  Tel  dominatio,  rem  exquisitam,  totam  et  ad  inte- 
grum, tarn  de  alode  quam  et  de  comparato  seu  de  quolibet  adtractu,  quid- 
quid  ad  nos  ibidem  noscitur  pervenisse,  de  nostro  iure  in  jus  et  dominatio- 
nem  jam  dicti  Monasterii  per  haue  chartulam  donationis  sire  per  festucam  at- 
que  per  an  de  lang  um  a  die  praesente  donamus,  tradimus,  atque  perpetualiter  in 
Omnibus  transfirmamus.*'  Dipl.  a.  824  (Kraut  n.  49.)  „ipsi  flrmiter  tradiderunt 
medietatem  hereditatis  eorum  in  loco  H.  —  eo  modo,  ntadie  presente  firmiter 
ad  domum  Sanctae  Mariae. ' —  Postea  vero  misit  —  episcopus  missos  snos  ->-,  nt 
▼  estituram  ipsius  rei  aocepissenf  Nach  dem  älteren,  besonders  frftnkischen 
Bechte,  wie  es  sich  im  deutschen  Lehnrechte  erhielt  (§.  146.  Anm.  8.  5.  18.)  war 
der  Besitzer  gegenüber   dem   Erben  nur    durch   die  Yestitura  gesichert:   Heu  sie r 

5.  41  ff.  470  ff. 

14  Darum  die  processnale  Form  des  Aktes,  worin  eine  Znerkennung  durch 
den  Bichter  liegt.  Sie  ist  ersichtlich  für  die  ältere  Zeit  aus  dem  ganzen  Her- 
gange im  Gerichte  und  der  bei  der  InTcstitur  Tor kommenden  direkten  Mitwirkung. 
Heusler  S.  10  und  Brunner  Das  Gerichtszeugniss  und  die  fränkische  Königsur- 
kunde  (Berlin  1878,  Festschrift  zu  fieffter's  Jubiläum)  S.  160  f.  nehmen  diese  pro- 
cessnale Form  schon  für  die  alte  fränkische   Zeit  an,   Laban d  Erit.  Yiertelj.  XV. 

6.  884  ff.  behauptet,  das  sei  anfänglich  mehr  zufllllig  geschehen.    Strikter  Beweis  ist 
hier  schwer. 

^*  Oap.  a.  817  c.  6.  DipL  a.  819  (Kraut  n.  86.)  „omnibus  simul  audientibus 
in  publice  sjnodo  Frisinga  congregato  ibique  coram  cuncta  congregatione 
accesserunt  ad  altare  8.  M.  ipse  M.  —  et  tradidit  —  Fi  de  jus  sor  es:  S.,  A.,  C. 
ad  restituram  seu  firmitatem  hujns  traditionis  perficiendam.**  ürk.  von 
1049  (Kraut  n.  22.)  „Tradidit  —  churtim,  —  statimque  juxta  legem  et  ritum  West- 
phalensium  ejusdem  rei  investituram  cumdigito  suo  promisit  ore  et  digito 
renuntiare.^ 
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gen,  1«  bald  durch  wirkliche  Einweisung  des  Tradenten  auf  dem  Grund- 
stücke, ^^  bald  endlich  durch  den  Eichter  mit  Zeugen  auf  dem  Grundstücke 
statt  und  wurde  ebenfalls  durch  eine  Urkunde  sichergestellt.  ^  9  Dabei 
bediente  man  sich  bezeichnender  Symbole.  i<>  Zur  Ausschliessung  von 
Drittberechtigungen  kommt  auch  der  Besitz  des  Guts  durch  drei  Tage 
vor.^o  War  durch  die  traditio  das  Becht  zum  Besitze,  das  B.echt 
an  der  Sache  und  mit  ihm  die  Berechtigung  zur  Besitznahme  der  Sache, 
sei  es  durch  Eigenmacht  oder  durch  Klage  auf  richterliche  Einweisung, 
sowie  das  Recht,  die  Abtretung  vom  Drittbesitzer  zu  verlangen  und 
den  Tradenten  als  Vormann  zur  Gewährleistung  zu  verhalten,« i  erworben. 


16  Die  im  §,  145  n.  n  oitirten  Traditiones  Fuldenses. 

17  Belege  ans  Urk.  bei  Kraut  Nr.  56  ff. 

»•  Eine  solche  gibt  Form  Baluz.  (Walter  Corp.  jnr.  germ.  IIL  p.  478). 
Urk.  ffir  Fnlda  Yon  777.  8.  Oct.  bei  Dr onke  Codex  num.  60  also  lantend:  ^Anno 
tertio  regni  piissimi  reg^s  Caroli  mense  Ootob.  YIII.  id.  Oot.  reddita  est  yestitnra 
traditionis  pradicti  regis  in  Hamalanbnrg  Sturmioni  abbati  per  Nithardam  et 
Heimonem  oomifces  et  Finnoldum  atqoe  Qnnthramnnm  vasallos  dominicos  coram  his 
testibns  (folgen  21  Zengen)  et  desoriptus  est  atque  oonsignatus  idem  locus  undique 
bis  terminis  postquam  iuraTornnt  nobiliores  terrae  illius  ut  edioerent  yeritatem  de 
ipsins  fisei  quantitate^  (folgt  die  genaue  Grenzbeschreibung). 

1*  Kraut  a.  a.  O.  Dipl.  a.  798.  „per  oircuitum  —  Testirit  —  et  perduxit 
enm  in  cirouitu  et  ostendit  Uli  oonfinia^  a  829.  Isti  sunt,  qui  hoc  yiderunt  quod 
M.  et  filiuB  ejus  ciroumduxernnt  missos  —  episoopi  omnem  rem  quam  antea  tradi- 
derunt.^  a.  888.  Ipse  rero  R.  ylnliter  ciroumoinctus  gladio  suo  stabat  in  medio 
triolinio  domus  suae  tradiditque  —  quioquid  ibidem  habuit.  —  His  omnibus  firmiter 
peractis  statim  de  omnibus  rebus  suis  per  superliminarem  domus  suae  yestiyit 
E.  episcopum  et  adyocatum  suum  R.,  et  exiyit  ipse  R.  traditor  et  intrayit 
£.  episcopus  et  adyooatus  ejus.'' 

*^  Kraut  a.  a.  0.  Dipl.  a.  828.  „yestiyit  legaliter  de  omnibus  rebus  suis  ser- 
yum  8.  Mariae,  et  ille  seryus  ibi  sedebat  tres  dies  et  noctes.^  a.  845.  ^Epis* 
copns  et  adyocatus  illius  —  aoceperunt  ipsam  traditionem,  et  postea  sessionem, 
iuxta  morem  Bajoyrariorum  id  fieri  decreyerunt;  hoc  egit  E.  seryus  —  noctibus  tri- 
bus.*^  0.  a.  1008—1017.  .„quod  Patrimonium  fiscalis  Adyocatus  P.  manu  sua  cum 
acoepisset,  triduana  sessione  legitime  peraotain  jus  Abbatis  yendioayit.** 

2^  L.  Bajuy.  XVU.  c.  2.  ^De  bis  qui  propriam  alodem  yenduni  et  quascun- 
que  res,  et  ab  emptore  alter  abstrahere  yoluerit  et  sibi  sociare  in  Patrimonium,  tnnc 
dicat  emptor  ad  yenditorem:  Terram,  aut  quaecnnque  fuerit  res,  abstrahere  mihi 
yult  yicinus  mens,  dioens  quod  sua  fuerit.  Et  iste  respondet:  Ego  quod  tibi  donayi 
cum  lege  integra  et  yerbis  testificatione  firmare  yolo.  Super  septem  nootes  fiat 
constitutum.  Si  dicit,  cum  utrisque  utraeque  partes  conyeniunt:  Cur  inyadere  oonaris 
territorium  quod  ego  iuste  iure  hereditatis  donayi.  Ille  alins  contra:  Cur 
meum  donare  debuisti  quod  anteoessores  mei  antea  tenuerunt?  Iste  yero  dielt: 
Non  ita,  sed  mei  anteoessores  tenuerunt  et  mihi  in  alodem  relinquerunt,  et  yestita 
est  illius  manus   cui  tradidi,   et  firmare  yolo  cum   löge.    Si  statim  yoluerit,  li- 
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80  gab  die  Investitur  die  gewere  mit  allen  daraus  sich  ergebenden 
Folgen  (vgl.  §•  146.  und  §.  149).  üebrigens  konnte  auch  die  Emwei- 
sung  der  traditio  vorausgehen. 

III.  Seit  dem  zwölften  Jahrundert  bildete  sich  der  Oebrauch,  die 
Bechtsübertragung,  wofür  noch  häufig  das  Wort  Sala^^^  allmälig 
jedoch  ziemlich  allgemein  das  Wort  Auflassung  (uplaten,  ver- 
lassen u.  s.  w.)  vorkommt,  vorzunehmen  im  Gerichte,  in  dessen  Be- 
zirk das  Grundstück  lag.  Je  nach  der  Lage  und  Beschaffenheit  des 
Guts  geschah  der  Akt  im  (ordentlichen  Grafen-)  Landgerichte,'^  vor 
dem  Landesherrn  im  Beisein  seines  Landes,*^  in  den  Städten  auch  vor 
dem  Bichter,  dem  Froconsul  und  den  Consuln,  dem  Bathe.^^    Bei  dem 


beram  habeat  potestatem.  Sin  autem,  postea  super  tres  dies  aut  quinque  ant  certe 
Septem  ea  ratione  firmet  Per  qnatuor  angulos  campi,  aut  designatis  terminis,  per 
haeo  verba  tollat  de  ipsa  terra,  yel  aratrum  oirournduoat,  yel  de  herbis,  aut  ramis, 
Silva  si  fuerit:  Ego  tibi  tradidi,  et  legitime  firmabo  per  ternas  Yioes.  Dieat  haee 
verba,  et  cum  dextera  manu  tradat;  cum  sinistra  vero  porrigat  wadinm  huio  qui 
de  ipsa  terra  eum  mallet,  per  haeo  verba:  Eooe  wadium  tibi  do  quod  terram  tuam 
alteri  non  do,  legem  faoiendo.  Tuno  ille  alter  susoipiat  wadium  et  donet  illnm 
vioesBoribus  istius  ad  legem  faoiendam«  Si  oansa  fuerit  inter  illos  pugnae,  dieat 
ille  qui  vtradium  susoepit:  Iniuste  territorium  meum  alteri  firmasti,  id  est,  farsviro- 
tos.  Ipsum  mihi  debes  reddere,  et  cum  duodecim  solidis  oomponere.  Tuno  spon- 
deant  pugnam  duorum,  et  ad  Dei  pertineat  iudioium«  Sin  autemi^  cum  sacramento 
se  defendat,  id  est,  cum  duodeoim,  quodsuam  terram  iniuste  non  firmaret  alteri,  nee 
suae  ditioni  restituere  deberet,  nee  oum  duodeoim  solidis  oomponere.** 

*9  Stellen  bei  Kraut  Nr.  8  ff.  von  1200  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrb. 

''  Saohsp.  L  52.  §.  1.  ^kae  erven  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nie- 
man  sin  egen  noch  sine  lade  geven.**  Vgl.  auoh  I.  8,  §.  1.  Verm.  Saohsp. 
L  45.  1.  „Keyn  eygen  mag  man  gelossen  ane  gerichte  in  lantreohte  und  in  wioh- 
bilde.  Wert  abir  in  keyserwiohbilde  des  riohes  stete  vor  dem  rathe  ioht  —  gelassen 
adder  gegeben;  daz  sal  man  halden.  Dooh  so  ist  in  unsen  wiohbilden  sächsischer 
art  nicht,  wenn  alle  uffgelassen  eigen  und  gobin  —  sullen  gesehen  an  gerichte.^ 

s«  I}eber  die  vor  dem  König  vgL  Saohsp.  I.  84.  §.  8.    Oben  §.  77. 

SA  Yerm.  Saohsp.  I.  45.  1,  —  Lfibisoh  v.  1240  Art.  115.  ,,De  ein  verkoflt 
erve  wil  uplaten,  edder  ein  erve  stetten  will,  de  sohal  beyde  den  vor  deme  sittende 
rade,  so  is  dat  stede  und  vast^  Hamb.  Stat.  von  1270  (gleich  die  von  1497): 
„So  we  sin  Erve  verkofft,  de  sohal  dem  anderen  dat  uplaten  vor  dem  Bade,  und 
up  deme  Huse,  so  wen  it  em  vergulden  is,  —  und  scall  id  darmede  soriven  laten 
in  der  Stadt  Erve-Bock,  und  weme  so  Erve  upgelaten  werd,  de  schall  jummer 
Borgen  nemen,  dat  he  gewaret  werde  Jaer  und  Dag,  und  breke  eme  wat  in  der 
Warsohup;  dat  schall  de  Bärge  upriohten.'^  Sachs.  Weiohb.  art.  XXIL  §.  1.  2. 
erwfthnt  nur  des  Gebens  vor  Gericht;  danach  erkl&rt  das  alte  Kulm.  Recht  lY. 
21.  die  Gaben  vor  dem  Bathe  nach  magdebnrgischem  Recht  für  unkrAfUg.  Für 
Köln  Walter  RG.  §.  511.  —  In  Baiern  geschah  die  Uebertoagung  im  18.  Jahrb. 
noch  vor  Zeugen  und  mit  Aufnahme  einer  Urkunde,  nicht  im  Gerichte.    Häberlin 
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Akt  wurden  die  alten  Bymbole  des  Halmes,  des  Handschuhes  und  an- 
dere fortwährend  angewandt.*«  Er  bewegte  sich  in  processualer  Farm 
(Frage  und  Antwort);  blieb  die  Aufforderung  des  Richters,  allföllige 
Einspräche  geltend  zu  machen,  unbeachtet,  oder  war  ein  erhobener  Ein- 
spruch durch  XJrtheil  verworfen,  so  folgte  der  Wahrspruch  dahin,  der 
Erwerb  sei  vollendet  Durch  diese  Mitwirkung  des  Gerichts  wurde  der 
Erwerbsakt  auch  für  den  Fall  gültig,  dass  er  an  einem  wesentlichen 
Mangel  litt.*''  Ueber  den  Akt  selbst  liess  man  allgemein  durch  einen 
Notar  oder  den  Stadtschreiber  eine  Urkunde  aufiiehmen  und  von  den 
anwesenden  BchSffen  und  dem  Richter,  den  Rathspersonen  u.  s.  w« 
unterfertigen.  Auch  zog  man  fortwährend  die  Erben  und  sonstigen 
Personen,  denen  Ansprüche  zustehen  konnten,  bei. 

lY.  Schon  früh  trug  man  in  den  Städten  die  einzelnen  Erwerbsge- 
sohäfte  ihrem  vollen  Inhalte  nach  in  ein  hierzu  bestimmtes  Buch  ein 
oder  legte  Ausfertigungen  der  Akte  in  einem  dafür  bestimmten  Kasten 
(Schrein)*^  nieder.  Diese  Auflassung,  bei  welcher  sich  der  Yeräusserer 
seines  Rechtes  begab,  sich  quit  ledig  und  los  sagte,  der  Erwerber 
sich  desselben  unter  wand,**  hatte  gleich  der  alten  traditio  die  Wir- 
kung des  Uebergangs  des  Eigenthumsrechts  auf  den  neuen 
Erwerber. so     Zu  ihr  kam  dann  die   Einweisung   bald   durch   den 


Systemai  Bearboitung  der  in  Meiohelbeok's  historia  FrisingensiB  enthaltenen  Ur- 
kundensammlung,  Berlin  1842,  8.  204.  Den  Satz  des  Ssp.  I.  52.  §.  1  hat  Sohwsp. 
0.  22.  I.  L.  (o.  349.  W.  ans  der  Freibnrger  Handschrift).  Aus  El.  Eeiserr.  11. 
106.  kann  mit  Rücksicht  anf  IL  92.  die  Yoniahme  im  Gerichte  nieht  gefolgert  wer- 
den.   Sandhaas.    8.  82  ff. 

>«  Vgl.  die  SteUen  bei  Kraut  Nr.  15.  16.  19.  23.  26.  27. 

>7  Z.  B.  wenn  ^er  Erbe  nicht  einwiUigte,  obwohl  er  ohne  Ehehaften  nicht  er- 
schienen war  oder  schwieg,  wenn  der  Yeräusserer  das  Eigenthum  nicht  besass,  die 
Sache  einer  Kirche  gehörte.  Die  0ewere,  welehe  auf  sol<Ae  Art  erworben  war, 
konnte  zur  rechten  werden  (§.  149.). 

»  Tgl.  die  Stellen  der  nota  25.  Andere  gibt  Kraut  Nr.  74  ff.  §.  79.  Hö- 
rn eyer  Die  Stadtbficher  des  M.  A.  inabes.  das  Stadtbuch  von  Quedlinburg.  Berlin 
1860.  4. 

s»  Grimm  R.A.  8.  556  f. 

*o  Yerm.  Bachsp.  I.  25.  ^Wenne  man  obir  ein  eigen  vrede  wirket 
Tor  ge richte,  so  der  richter  yrogit  deme,  der  is  let,  ab  is  sin  wille  sey,  so  sal 
her  is  bekennen  und  sal  uffrecken  czwene  vinger  an  der  rechten  band,  domete  sal 
her  sich  der  gewere  reine  gancz  und  gar  Torczhien  und  sal  denne  die  gewere  uff- 
sagen  mit  ringern  und  mit  erkunde  eines  hutis  adir  eines  hantczkens  also  das  her 
is  mit  eime  czeichin  uffgebe,  und  domete  entpfet  yener  auch  die  gewere. 
Domooh  so  sal  im  der  richter  Trede  wirken."  Das.  I.  39.  4.  »Wer  erbegut  uff- 
geboten  bot  vor  gerichte,  der  sal  is  domach  halten  dri  tage  und  dri  nachte  denne 
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Bichter  mit  den  Schöffen  oder  den  Frohnboten  und  Schoffen^&i  bald 
durch  die  Partei  von  Zeugen.^*  Mit  der  Einweisung  verbunden  oder 
auch  von  ihr  getrennt  findet  sich  im  eächsischen  Rechte  die  Sicherung 
des  Rechts  durch  den  Bann,  das  Friede  wir  ken,<*  auch  der  dreitägige 


her  jm  vrede  lose  wirken  darobir,  und  wirt  her  denoe  in  der  ozit  nicht  auBge- 
sproohin  so  mag  her  darobir  vrede  lassin  wirken,  ^und  her  sal  is  dornoch  besetzin 
und  Bin  böte  dri  tage  und  dri  naoht.  Noch  6  tagen  en  hot  her  nicht  me  reohtis 
dorm  von  des  wegin  es  nffgehoben  ist ;  and  das  ist  keiserreoht  nnd  wichbilde. 
DiBt  5.  AbiB  noch  desim  nnsBm  lantreohte  und  wiohbUde  in  BeohssiBoher  Art,  welche 
czit  ein  man  der  gewere  abetrit  und  ufflest,  adir  sich  vor  ozit  mit  yinger  und 
mit  czungen,  mit  hanozken,  mit  kogeln,  adir  mit  hut,  so  hot  er  Bioh  ge- 
lediget  von  der  gewehre  des  gutis,  und  mus  darumb  ein  gewere  sin  Yor 
alin  mannin. **  Für  das  Lehnreoht  Ygl.  Bäohs.  Lehnr.  X.  §.  4  XL  §.  1.  2. 
XXXIX.  §§.  1.  3.  u.  a»  Homejer  Beg.  bewisen.  Sohws.  Lehnr.  art.  13.  L. 
—  Als  Aenderung  des  alten  Rechts  sieht  dies  an  Albreoht  8.  66  ff.  Sandhaas 
8.  18.  ff. 

"  So  das  sächsische  Becht:  Sachsp.  UL  82.  §.  2.  Sachs.  Weichb. 
art  XX.  (Dan)  §.  1.  „Sal  eyn  man  sin  eigen  vorgeben  in  wichbilde  nach  rechte, 
do  sal  jener,  der  sien  eigen  yorgeben  wil,  und  euch  ghener,  der  is  entphaen  wil, 
komen  in  eyn  geheget  ding  yor  die  vier  beneke.  äo  bitte  ghener,  der  daz  eigen 
wil  Torgeben  eynes  vorsprechen,  und  frage  mit  orteiln,  wie  er  sien  eigin  vorgeben 
solle,  daz  is  em  helfende  were  zu  sinem  rechte.  So  vintman  zu  rechte:  mit  erben 
gelobde,  ab  is  em  nnvorgeben  ist,  hot  er  aber  daz  erbe  gekouft  umme  sine 
phenninge,  so  mag  er  is  geben  weme  er  wil,  an  ymandis  wedersprache.  Wenn  er 
is  denn  vorgeben  hot,  unde  ghener  is  entphangen  hat,  bo  frage  er  mit  orteiln,  ab  is 
em  alzo  gegebin  ist,  alz  is  em  hulflich  si  an  sinen  rechte.  Wenn  em  daz  gefunden 
wirt,  so  bitte  er  mit  orteil  der  inwiBunge  von  recbtes  halben;  zo  Bai  en  der  rich- 
ter  ader  der  schultis  ynwisen,  oder  der  von  deme  dy  gäbe  gegeben  ist,  unde 
die  schepphen  sollen  mit  em  gehen,  die  do  keinwertig  warn,  daz  sy  gezug  sien,  daz 
is  em  gegeben  sy  zu  allem  rechte.  §.  2.  So  wist  man  yn,  alz  ich  uch  sagen  wü. 
Der  riohter  sal  yn  daz  hu^  gheen,  oder  uff  dy  hovestat,  ab  do  kein  huz  ist,  unde 
ghene  sollen  davor  stehu.  So  neme  der  richter  ghenen  bei  der  haut,  und  leite  en 
vor  die  schepphen,  yn  daz  eigin,  unde  spreche  disse  wort:  „Dy  gäbe,  dy  dir  ge- 
geben ist  vor  gerichte,  do  wyse  ich  dich  yn  alz  mir  daz  orteil  getheilt  hat,  unde 
seze  des  die  schepphen  zu  gezuge  unde  die  dinglute,  daz  ich  dich  hie  yngewist  habe 
also  recht  ist."*  §.  3.  So  trete  er  vor  die  vir  beneke,  und  bitte  den  richter,  daz  er 
sien  gezeug  sy  durch  recht.  Daz  muB  der  richter  thun  by  dem  eyde,  den  er  zu 
deme  gerichte  gesworen  hat.  So  gebe  ghener  sinen  wissin  phennig  dem  richter 
unde  den  schepphen;  zo  ist  er  vollkommen  an  dem  rechte.  §.  4.  Glicher  wise  als 
der  riohter  vorgezuget,  so  sollen  die  schepphen  nachgezugen.** 

•>  Kraut  Nr.  66  ff.  (zum  Theil  oben  in  Nota  19.),  Sandhaas  S.  10.  S.  36  fil; 
er  leitet  S.  89  ff.  diese  Verschiedenheit  des  sächsischen  und  aussersäohsischen  Beohts 
aus  dem  Beweisrechte  (Sachsp.  L  7.)  ab. 

•>  Sachs.  Weichb.  art,  XXL  (Dan.),  Yerm.  Sachsp.  L  25.  L  89.  4.  Sachs. 
Distinct.  bei  Pölman  IX.  17.  2. 
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Besitz^^  hat  sich  erbalten.  Während  der  Erwerber  duroh  die  Auflas- 
snng  nicht  mehr  Ton  seinem  Autor  abhängt  und  eine  Klage  auf  Ein- 
weisung in  den  Besitz  hat,  gibt  die  blosse  Einweisung  kein  yom  Autor 
unabhängiges  dingliches  Becht"'^ 

Y.  Im  Laufe  der  Zeit  yereinfachte  sich  die  Auflassung  mehr  und 
mehr.  Mit  dem  Fortfalle  der  eigentlichen  YoUoBgerichte  kam  es  meist 
dahin,  dass  die  Parteien  nicht  mehr  im  Gerichte  selbst  erschienen  und 
die  üebergabe  yornahmen,  sondern  ihre  Urkunde  einfach  zur  gericht- 
liehen Eintragung  einreichten,  welcher  dann  eine  formlose  Bestä- 
tigung des  G-erichts  in  einer  Urkunde,  dem  Gerichtsbriefe, 
Wehrbriefe,  vorherging;  anderwärts  mussten  sie  ihren  Vertrag  nur 
bei  Gericht  verlautbaren;  wieder  in  anderen  Gebieten  fand  einfache 
Ueberreichung  zur  Eintragung  ohne  besondere  Bestätigung  statt.  Der 
Erwerb  des  Eigenthums  geschah  hiernach  durch  die  Bestätigung 
oder  die  Eintragung,  jedoch  einzeln  in  Folge  des  römischrechtlichen 
Satzes  auch  durch  die  Einweisung  (traditio  im  romischen 
Sinne),  so  dass  die  Eintragung  nur  die  Bedingung  zur  Vornahme  ge- 
richtlicher Akte  wurde.»«  Gleichzeitig  war  die  Anlegung  von.  Grund-, 
Erb-,  Lager-,  Hypotheken-Büchern,  Landtafeln  u.  s.  w. 
für  Grundstücke  in  Städten  wie  auf  dem  Lande  allgemein  geworden, 
ohne  dass  jedoch  bis  auf  die  Jetztzeit  die  wirkliche  Aufnahme  aller 
Grundstücke  (Güter)  in  den  Grundbüchern  allenthalben  durchgeführt  ist. 
Dies  hat  für  das  heutige  Becht  in  einzelnen  Ländern  die  gleichzeitige 
Geltung  des  deutschen  und  römischen  Rechts  hervorgebracht.  Hierdurch 
kam  es  zu  einem  doppelten  Eigenthum:  auf  Grund  der  Eintragung  in 
die  Bücher  und  der  naturalen  Erwerbung.    Als  eine  Folge  dieser  Ver- 


>«  Saohsp.  III.  88.  §.  1.  Für  die  Wirkung  des  Aktes  überhaupt  Y  e  r  m. 
Saohsp.  89.  4.  «Wer  hierzu  (nemlioh  zum  Friedewirkeu  ror  Gericht)  kegen- 
w ortig  ist  und  im  swiget,  der  sal  immer  swigen.^  üeber  die  Auffassung  und 
Einweisung,  wenn  der  Yeräusserer  die  gewere  nicht  hat,  Bsp.  III.  82.  §.  2. 

*^  Sachsp.  I.  9.  §.  5.  ^Swe  ok  dem  anderen  gut  in  siner  were  let,  ir  he't  ime 
up  late,  he  sal  ine  in  der  gewere  vorstan,  dewile  he't  ime  nicht  upgelaten  ne 
heyet,  svenne  he  siner  werscap  bedarf.  Wirt  aver  ime  oder  jeneme  deme  he't  laten 
sal,  de  were  gebroken  mit  rechte,  he  sal  ime  sin  gut  wider  geren,  dat  ime  dar  up 
gegeven  was.^  m.  88.  §§.  2.  8.  »Svie  en  gut  liet  oder  let  enem  anderen,  die  sal 
isimgewerenjarunde  dach,  —  Byie  egen  oder  yarende  haye  yerkoffc,  des  sal 
he  gewere  sin  die  wile  he  leyet:  man  sal  ayer  ime  dat  gut  laten  in  sine  gewere  to 
behaldene  unde  to  yerliesene,  die  wile  he't  yorstan  sal,  wende  jene  ne  mach  dar 
nicht  anspreken,  deme  it  gegeyen  is,  den  ene  gaye.'^ 

*•  Diese  Richtung  hatte  das  preussisohe  frühere  Recht:  A.  L.  R.  Th.  I. 
Tit.  10,  §.  1.  6.  fll 


480  Gesoh.  d.  PriyaireohtB.  IL  Kap.  §.  148.  149. 

einfachung  stellte  sich  alsdann  heraus,  dass  die  Einweisung  den  Par- 
teien überlassen  blieb  nnd  vor  oder  nach  der  Auflassung  bez.  Eintra- 
gung stattfinden  konnte.^''  Yon  ihr  hingen  dann  lediglich  die  auf  dem 
fremden  Bechte  beruhenden  possessorischen  Schntsimittel  ab« 

Die  Richtung  der  neuesten  Gesetzgebung  geht  dahin,  den  Grund- 
gedanken des  deutschen  Hechts,  die  volle  Oeffentlichkeit  der 
Bechte  an  Grundstficken,  durch  die  Eintragung  des  Eigenthuma 
wie  der  übrigen  dinglichen  Bechte  als  Bedingung  des  Erwerbs,  durch 
deren  Löschung  als  Form  der  Endigung,  in  derjenigen  Gestalt  durch- 
zuführen, welche  der  deutschrechUichen  Entwicklung  unserer  Zeit  ent- 
spricht. Indessen  ist  auch  das  neueste  Becht  noch  vielfach  inoonsequent 
und  es  steht  zu  hoffen,  dass  das  deutsche  allgemeine  bürgerliche  Gesetz- 
buch die  unbedingte  Durchführung  enthalten  werde.  ^^ 

§.  149. 

1>.    Verj&lirang«    ETBittmiir*    Röchle  Oewere.* 

I.  Eine  scheinbar  allgemeine  germanische  Bechtsanschauung  ^  ver- 
band mit  8em  Besitze  (beziehungsweise  dem  Zeitablauf)  durch  ein  Jahr 


*7  NaohweiBe  von  der  beatigen  Fortdauer  der  Auflassung  mit  dem  Halme 
in  Frankfurt  am  Main,  der  Auflassung  im  alten  Landgerichte  im 
heutigen  Hamburgischen  Rechte  bei  Zöpfl  Alterth.  11.  3.  875  f.  458.  ff.  Eine 
ans  dem  Lehnreohte  herflbergenommene  Reminiscenz  war  die  jetzt  fortgefallene 
Bäobsische   allodiale  Belehnung. 

>B  Am  Vollständigsten  hatte  zuerst  das  Ssterr.  a,  b.  G.  die  Einyerleibung  als 
die  Bedingung  des  Erwerbs  des  Eigenthoms  (§.  481  fif.)  und  dergleichen  Rechte 
(§.  445  f.))  statuirt  und  nur  durch  die  Zulässigkeit  der  Verjährung  auf  Grund  des 
Katuralbesitzes  (§.  1468.),  die  das  Klagerecht  auf  Löschung  bezw.  Eintragung  gibt 
(§.  1498  ff.),  neben  der  drey&hrigen  auf  Grund  der  Einverleibung  (§.  1467)  eine  Aus- 
nahme gemacht.  Das  Ges.  t.  25.  Juli  1871  hat  prinzipiell  nichts  Neues  gemacht» 
Das  preuss.  Ges.  ▼.  5.  Mai  1872  ist  ungenügend,  da  es  nur  bei  der  freiwilligen 
Veräusserung  den  Eigen thumsübergang  durch  die  auf  Grund  einer  Auflassung  er- 
folgte Eintragung  stattfinden  lasst,  in  den  übrigen  Fällen  des  Erwerbs  die  Eintra- 
gung nur  als  Bedingung  des  Rechts  der  Auflassung  und  Belaesung  anerkennt.  Auch 
die  meisten  anderen  Rechte  sind  nicht  consequent.  Das  sächsische  b.  G.  B. 
§.  276  aber,  indem  es  nur  durch  die  Eintragung  das  Rigenthnm  erwerben  lässt  und 
mit  Recht  die  Ersitzung  ausschliesst  (§.  279),  hat  das  deutsche  Prinzip  am  Con- 
sequentesten  durchgeführt. 

*  Albrecht  S.  99  ff.  Stobbe  Gewere  S.  467.  ff.  Laband  Klagen  8.  292  ff. 
Heusler  S.  287  ff.    Andere  §.  146. 

1  L.  S  al.  XLV.  2.  (vgL  oben  §.  40.  Anm  9.)  XVI.  Lib.  Pap.  Lothar,  c.  81  (Mon.  IV. 
544.),  Lud.  c.  16.  (ib*  585.).  Der  Zusammenhang  mit  dem  Ungehorsamsverfahren 
(§.  185.)  und  den  alten  Gerichtstagen  (§.  125  f.)  ist  ersichtlich.    Der  dies,  den  die 
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bestimmte  reohtliohe  Wirkangen,  wobei  die  Annahme  stattfand,  durch 
Mchtgeltendmachung  des  Rechts  habe  man  sein  Recht  rersohwiegen. 
Die^  hatte  die  Folge,  dass  der  Zustand  des  Besitzenden  zu  einem  durch 
das  Recht  geschätzten  und  anerkannten,  somit  zum  wirklichen  Rechte 
an  der  Sache  führen  konnte.  Neben  dieser  Yerjährung  (d.  h.  der 
^Nichterhebung  einer  Klage,  Yersäumung  seines  Anspruches,  Yerschwei* 
gung  des  Rechts  durch  ein  Jahr,  Jahr  und  Tag)  kommen  bereits  in  der 
fränkischen  Zeit  mannigfaltige  Bestimmungen  vor,  die  im  offenbaren 
Anschlüsse  an  römisches  Recht  verschiedene  Zeiträume  aufstellen,  deren 
Ablauf  eine  Klage  entkräftet  und  dadurch  einen  Besitz  rechtmässig 
macht,  wenn  kein  Einspruch  erhoben  wurde«  > 

U.  Im  Mittelalter  gibt  der  Ablauf  der  Zeit  von  Jahr  und  Tag* 


letztere  SteUe  dem  annns  xugibt,  IftsBt  sich  kaum  erklftren.  Die  Yehmgenohte 
leiteten  den  Gnadentag,  welchen  der  FreisohCffe  hatte,  auf  Karl  eurfiok.  Zur 
ErklftruDg  der  Zeit  Alt.  Lüb.  B.  Cod.  Hach  L  6.  „Hereditaria  bona  lieet 
bomini  litigiosa  facere  ter  in  anno  in  legitime  plaoito;  tercia  vioe  Tel 
prevalebit  vel  defioiet**  Das  Jahr  haben  auch  Lib.  Pap.  Bothar.  o.  862.  (Mon.  p. 
888.),  Liutpr.  95.  (ib.  448.). 

s  Deoret.  Ghildeberti.  a.  596.  o.  8.  «oonyenit,  —  ut  qoaalibet  res  ad  nnum 
daoem  vel  jadioem  pertinentes  per  X  annos  qaicunque  —  possedit,  nnllam  habeat 
lioentiam  intertiandi,  nisi  tantiim  causa  orphanorom  usqne  ad  XX  annos  —  De 
reliqois  vero  conditionibns  omnes  omnino  causas  trlcenaria  lex  exdadit"  —  Bo- 
tharis  c.  281.  —  ,Si  quis  alium  de  rem  mobilem  aut  immobilem  pulsarerit,  et 
possessor  negaverit,  ita  prospeximns,  quod  si  per  annos  Y  fuerit  possessio,  tanc 
ille  qui  possedit,  aut  per  ^oramentnm  debeat  negore,  aut  pagna  defendere,  si 
potirerit.*^ 

Das  lang  ob.  Beoht  hat  für  privaten  Besitz  80  Jahre  (Liutpr.  78.  105. 
Kotitia  0.  2.,  Aregis  15,  u.  s.  w.);  für  fiskalischen  60  (Liutpr.  78.  Notitia  o.  2. 
[Mon.  lY.  p.  180.]),  fflr  den  von  Kirchen  etc.  80  (Ahist.  18.),  für  den  Erwerb  eines 
getrennten  Familienguts  40  (Liutpr.  70.  Aist.  18.);  überhaupt  kennt  es  Fristen  von 

1  Jahr  (Aregis  12.,  eine  kulturhistorisch  äusserst  interessante  Stelle),  2.,  3.,  5.,  18. 
und  20.,  ausser  den  genannten.  Ygl.  L.  Burg.  79.  §§•  2—5  (Mon.  IH  566),  Wi- 
sigoth.  X.  2.  8. 

*  Dieser  Zeitraum  ist  bald  ein  Jahr  und  ein  Tag  (z.  B.  Lüb.  Becht  Cod. 
Hach.  1.  20.)  bald  ein  Jahr  und  sechs  Wochen  (im  sftohs.  Bechte  z.  B.  Büthen 
u.  a.  auch  so  im  Prag  er  Stat  y«  1870  bei  Bössler  S.  44.  art  62.  Eigenthümlioh 
ist  in  dem  Medebacher  B.  um  1350  bei  Seibertz  II.,  p.  384.  §.  32  der  Aus- 
druck „per  annum  et  tempus  et  diem.**)  1  J.  6  W.  u.  ein  Tag  (Augsb.  Stat  v. 
1276  bei  Kraut  §.  112.  n.  19.  u.  a.)  bald  1  J.  6  W.  u.  drei  Tage  (Yerm.  Ssp. 
I.  28.  pr.  Orfcl.  I.  34.  1.).  Im  langob.  Lehnreohte  bedeutet  es  ein  Jahr  u.  einen 
Monat  I.  Feud.  22.  pr.  Die  6  Wochen  zu  dem  Jahre  gerechnet  enthalten  noch  die 
drei  Fristen  für  3  gebotene  Dinge.    Ob   aber,   da  man   nach  Nächten  rechnete  und 

2  Wochen  auch  15  Tage  ausmachten,  6  Wochen  und  8  Tage  sich  daraus  erklären, 

T.  Schalte,  Belchs-  n.  Beehtsgeseh.    4.  Aufl.  81 
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ganz  allgemein  gewisse  Rechte.  Wer  durch  Jahr  und  Tag  ein  liegen- 
des Gut  in  der  Gewere  hatte  oder  ein  Recht  an  einem  solchen  geübt 
hatte,  ohne  einen  wider  seinen  Besitz  erhobenen  rechtlichen  Widersprach, 
der  hatte  eine  rechte  Gewere  darauf  Diese  gab  dem  Besitzer  a)  das 
eigene  Yertretungsrecht,*  welches  ihn  nicht  nothigt,  seinen  Yormann  zu 
benennen  und  zu  stellen,  aber  berechtigt,  den  Nachweis  seines  Rechts- 
grundes  mit  seiner  eigenen  Hand,  seinem  Eide  zu  fQhren,«  b)  im  Pro- 
cesse  das  Recht  eine  Antwortfrist  zu  erbitten,  sich  auf  die  Klage  erst 
im  nächsten  echten  Dinge  einzulassen,^  c)  das  Recht  die  yerlorene  Oe- 

dass  man  6  X  7  =  42  nahm  und  alBO  noch  an  der  Frist  der  Smaligen  Ladung  su  15 
Tagen  3  Tage  übrig  hatte,  ist  schwer  zu  sagen. 

*  Saohsp.  n.  44.  §.  1.  „Svelk  gut  en  man  in  geweren  heret  jar  unde 
dach  ane  rechte  wedersprake,  die  hevet  dar  an  ene  rechte  gewere.  Die 
wile  man  aver  en  gut  under  enem  manne  beklaget  na  rechte,  bto  lange  he't 
halt  dar  boven  mit  gewalt,  nimmer  ne .  gewint  he  dar  rechte  gewere  an,  die  wile 
man  de  rechten  klage  getügen  mach.^  Schwsp.  c.  177  W.  Bremer  Statut  Ton 
1S03.  „Swor  en  claget  —  umme  erve,  —  dat  eme  bestorre  si  van  sine  olderen 
ether  van  sinen  yrunden ,  —  the  andere  sprict  also :  dat  erve,  dhar  men  ene  um  be- 
claget  —  heret,  dat  si  sin  eohtilich  eghen  u.  hebbe  dat  besetenjar  u.  dach  u« 
hebbet  an  nud  u.  in  ghelde  u.  in  hebbende  were  ane  rechte  bispracke,  mach 
he  thes  alsus  vulleneomen,  so  is  he  thes  nagere  to  holdene  thennet  eme  jenech  man 
untwinnende.^  Bair.  Landr.  „wer  umb  aigen  wirt  angesprochen  das  er  jar  u.  tag 
bey  nutz  u.  gewer  ist  gesessin  u.  das  bereden  mag,  der  sal  fürbas  sein  aigen  ane 
alle  anspräche  haben/    Andere  Stellen  bei  Lab  and. 

B  Schsp.  in.  83.  §.  2.  n.  42.  g.  1.  „Sve  so  klaget  up  eneu  anderen,  he 
nemo  ime  gut,  dat  ir  jeweder  ime  to  lene  seget;  secget  se*t  in  von  tyen  herren,  ir 
jeweder  sal  sinen  geweren  to  dinge  bringen;  sve  gewerd  werd  de  behalt:  sves  ge- 
were nicht  ne  kumt  die  yerlflset,  of  se't  beide  sunder  gewere  anspreket  undeto'like 
mit  deme  gude  belent  sin.  —  §.  2.  Hevet  aver  ir  en  ene  rechte  were  an  deme  gude 
jar  nnde  dach  gehat  ane  rechte  wederbprake,  he  ne  verlüset  dar  mede  nicht, 
of  ime  sin  gewere  afweke  dut  to  rechter  werscap,  desto  he*t  selve  vor  sta  na  sime 
rehte.''    Vgl.  nota  4. 

•  Rüdener  R.  y.  1810  Art.  39.  (Seibertz  IL  p.  78.):  „Is  dat  also  dat  eyn 
weder  den  anderen  eyn  huys  copet  in  der  stat  efthe  eyne  houestat  de  ghene  de 
dat  vor  copet  de  sal  borghen  sotten  yar  ynd  dach  vor  rechte  ansprake,  ne  comet  dan 
neyment  bynnen  der  tyet  dat  ys  eyn  yar  ynd  ses  weken  de  dar  na  dan  qneme 
ynd  spreke  en  an  myt  rechthe,  de  ghene  de  dat  ghecoft  heuet  ynd  beseten  heuet 
dem  ys  dat  nar  tho  behaldene  myt  syner  eynen  haut  oner  den  hylghen  dan 
et  eme  gen  man  afgedeghedyngen  moghe  myt  rechthe.**  Soester  R.  y.  1120  §.  53. 
(das  I.  p.  53.):  „Quicunque  de  manu  schultheti  uel  ab  eo  qui  auctoritatem  habet, 
domum  uel  aream  uel  agros.  uel  mansum.  uel  mansi  partem  receperit.  et  per  annum. 
et  diem  legitimum  quiete  possederit.  si  quis  in  eum  agere  yoluerit.  possessor 
tactisreliquiis  sola  manu  obtinebit.  et  sie  de  cetero  sui  warandus  erit.  nee 
amplius  supra  predictis.    grauari  poterit.** 

7  Ssp.  II.  S.  §.  1.  HL  38.  §.  1.    Richtst.  Landr.  c.  28.  §.  3. 
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were  mit  Klage  wieder  zu  fordern.  Ihre  Orundlage  bildet  die  YerB&ti- 
muBg,  Yerschweigung  des  Rechts.  Wer  in  dieser  Lage  sich  befindet, 
steht  dem  in  der  rechten  Qewere  Befindliehen  unbedingt  nach.^  Dabei  ist 
also  vorausgesetzti  dass  kein  rechtmfissiger  Hindernngsgrund  vor- 
lag. War  das  der  Fall,  so  läuft  die  Frist  erst  vom  Tage  des  Fortfalles 
dee  Hindernisses,*  oder  wird  ausgedehnt.  i<>  Immerhin  aber  hatte  die 
rechte  Gewere  nur  Wirkung,  gegen  denjenigen,  dessen  Recht  dem  des 
Besitzers  weichen  muss.ii  Diese  keinerlei  guten  Glauben  voraussetzende 
und  nur  unbedingt  zur  Yertheidigung  gegen  Angriffe  wirksame  rechte 
Gewere  wurde  zuerst  im  Stadtrechte  dahin  modifizirt,  dass  man  im 
Zusammenhange  mit  der  Entwicklung  und  Feststellung  der  Auflassung 
den  Eintritt  des  Znstandes  abhängig  machte  von  der  Auflassung.^^  Die 
rechte  Gewere  hatte  die  Wirkung,  alle  nicht  geltend  gemachten^^  Rechte 


B  Urk.  V.  1111  (Kraut  ]Nr.  B.):  «Bi  quis  ourtem  aut  domum  per  annum  et  diem 
Bine  oontradiotione  poesederit,  nnlli  hoc  interim  soienti  ultra  respondeat."  —  Bair. 
Landr.  in  der  Note  4  abgedr.  Stelle. 

*  Als  AbhaltungsgrÜnde  waren  anerkannt:  Oefftngniss,  Abwesenheit,  Unmftn- 
digkeit,  Geiiteakrankheit.  Bichtet.  Landr.  c.  27.  §.  8.  Eine  Masse  von  Stellen  giebt 
Laband  S.  298  C 

^0  So  nach  dem  Ingolstadt.  Btat.  für  Leute  ausserhalb  Landes  10  J.  und 
1  Tag,  nach  dem  Bair.  Landr.  2  Jahre.  Sachsp.  L  28.  Schwsp.  a.  872. 
Riohtst.  o.  27. 

11  Yerm.  Sachsp.  L  37.  2.  „Yorkauft  einer  ein  Erbe,  do  her  nicht  recht  su 
hot  und  des  auch  kein  Vormunde  en  ist,  wirt  das  yeme  angesproohin,  der  is  ym 
abet  hot  gekawft  u.  is  woljar  u.  tag  in  siner  gewere  gehabit  hot  ane 
anspräche,  das  en  hilft  im  nicht,  her  mochte  denne  yorkomen  mit  rechte, 
das  is  mit  simme  willin  is  geschehen,  der  is  im  anspricht,  das  mus  her  im  bewisen 
mit  gerichte.'' 

IS  So  im  Magdeburgischen  Rechte  (Weisthum  fflr  Breslau  Ton  1261  §.  16): 
^Swaz  so  ein  man  gibt  in  gehegitim  dinge,  besiezt  er  domite  jar  unde  tak 
ane  imandis  widersprake,  die  recht  ist,  des  ist  er  nehir  zu  behaldene  mit  deme 
riohter  und  mit  den  schepfin,  den  is  im  iinand  inpfuhrin  mage.**  Magdeb.-Görl.  v. 
1804  art  15.  Weichbilder.  Art.  22.  u.  s.  w.  Laband  S.  816  ff.  zeigt,  dass  das 
Recht  von  Brflnn,  Prag,  Goslar  u.  a.  dem  Magdeburger  folgte. 

"  Sachsp.  L  84.  §.  1  (§.  146  Anm.  8.).  Stobbe  Gewere  §.  89.  Laband  S. 
822  ff.  InBrünner  SchOffenb.  c.  822  ff.  wird  sie,  wie  Laband  mit  Recht  hervor- 
hebt, mit  praeseriptio  und  praejudicium  bezeichnet.  Laband  stellt  die  nicht 
prftcludirten  Rechte  zusammen,  woraus  sich  ergibt,  dass  jedes  Recht  präcludirt 
ist,  dessen  Durchführung  dem  Besitzer  den  nutzbaren  Besitz  des  C^undstflcks  ent- 
ziehen würde,  also:  Eigenthum,  erbreohtliche  Ansprüche  und  Beispruohsrechte, 
Widerspruchsrecht  des  Ehegatten,  Anfechtungsrecht  des  Glftubigers,  Retractrecht, 
Lehnrecht,  Leibzucht,  Satzung.  Nichtbehoben  sind:  die  Rechte  auf  Grundzins,  Rente, 
Servituten,  Abgaben,  Grundsteuern,   Zehnten.    Die  Wirkung  tritt  sofort  ein  gegen 
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aiiszusohliesseiu  Man  ging  nun  weiter,  Hess  den  Eid  fallen,  forderte 
somit  bei  dem  unangefochtenen  Besitze  Ton  Jahr  und  Tag  keinen 
ferneren  Nachweis  des  Rechtes.  Dadurch  wurde  die  rechte  Gewere  ssu 
einem  Besitze,  der  von  Niemand  angefochten  werden  konnte,  dessen  An- 
sprache präcludirt  waren.  Der  wirkende  Grund  liegt  in  der  Auflassung 
Tor  Gericht! ^  und  der  Eintragung.!^  So  ist  die  rechte  Gewere  weder 
eine  Ersitzung  noch  eine  Acquisitivreijährung.  Aber  ihre  Wirkung 
machte  es  möglich,  dass  man  in  der  Theorie  seit  der  Beception  des  r9- 
mischen  Bechts  sie  als  eine  Acquisitivverjährung  auffasste,  dann  die 
romische  Theorie  von  der  Ersitzung  aufiiahm,  neben  welcher  im  hentigeii 
Rechte  noch  Wirkungen  des  deutschen  sichtbar  blieben,  i« 

m.  Ausser  den  l&ngeren  Fristen  der  Yerjährung  in  Hinderunga- 
fallen  findet  sich  bereits  im  Hittelalter  hier  und  da  ofiEenbar  aus  dem 
römischen  Rechte  eme  acquisitire  Verjährung  mit  verschiedenen  Fristen.  ^^ 


lene,  die  BtiU8cli¥riegen  bei  der  AuflasBong:  Saehsp.  IL  6.  §.  4.  Der  Widerspraoh 
mii88  mit  gerichtlicher  Klage  geltend  gemacht  werden:  Saehsp.  II.  44.  §.  1.  An- 
dere bei  Lab  and  8.  800  fL  Die  Klage  natzt  nur  dem  Kl&ger,  nicht  Dritten:  Brfln- 
ner  Soh5ffenb.  c.  327.  Heber  die  proceBsuale  Gteltendmachong  der  rechten  Gtowere. 
8.  Lab  and  S.  386  ff. 

1^  Ausser  den  frfther  angeführten  Stellen  z.  B.  Alt.  Gulm«  Recht  IQ.  45*:  „Ist 
das  erbliche  gnt  der  eldistin  swestir  man  mjt  ir  gegeben  yor  dem  richter  n. 
TOr  den  schepen  in  gehegetem  Dynge  und  haben  sy  das  jar  tu  tag  besessen 
ane  anspreche,  80  sei  die  gäbe  macht  haben  n.  dj  jnngiste  swestir  kan  darzu 
nicht  komen,  n.  ist  is  der  eldistin  swestir  manne  nicht  gegebin  vor  dem  richter 
-^  in  eime  gehegeten  dinge,  so  kumet  dy  jungiste  swestir  mit  der  eldistin  glyoh 
yres  yatir  erbe  and  yrre  mutir  erbe  und  des  dj  eldiste  swestir  n«  ir  man  besessen 
haben  in  der  were,  nnd  dj  jungiste  des  nicht  gcTordit  hat,  das  sei  ir  nicht  schaden.*^ 
—  Colmar.  B.  ▼•  1293  §.  15.  (Ganpp  Stadtr.  I.  S.  117.)  „Swas  gates  ein  barger 
jar  nnd  tag  in  siner  gewalt  gehebbet  hat,  darombe  sol  in  nieman  danach  ansprechen, 
ob  eht  jener  innewendic  1  an  des  ist,  der  in  darnach  ansprechen  wil.*^ 

1»  YgL  Hamib.  St.  r,  1270  YU.  2.  „So  wat  in  dem  Errebocke  der  Stad 
steid  beschrcTen  u.  ;Jar  nnde  Dag  darinne  sian  hefft,  dar  ne  geit  ne 
Tugh  en  boven,  id  were  also,  dat  de  genne  baten  Landes  were,  de  it  byspraken 
wollde,  and  mochte  he  dat  taghen,  he  ne  hadde  sine  Klaghe  nicht  Torlaren.^ 

**  Z.  B.  die  Ersitzang  aof  Grond  der  Eintragang  in  die  öffentL  Bücher  nach 
österr.  a.  b.  G.  B.  §.  1476.  (3  J.;  6  J.  §.  1472.). 

1'  Schwsp.  c.  49.  W«  (Tgl.  aach  c.  50.  51.  daselbst):  „Swas  man  varende 
gaot  heizet,  h&t  daz  ein  man  in  stiller  gewer  drin  j&r  &ne  rehte  an- 
spräche ]>t  dem,  der  by  im  in  dem  lande  ist,  ande  seit  im  stn  gaot  gewizen 
daz  er  reht  dar  an  h&t:  so  hAt  er  ez  mit  rehte.  seit  aber  im  stn  gewizen  daz  er 
niht  reht  dar  an  hat,  swte  lenge  erz  danne  inne  hat,  so  hat  erz  doch  mit  anrehte, 
h&t  erz  mit  rehte,  so  wirt  ez  nimmer  mdr  anspräche.  Unde  behabet  ez  im  ieman 
mit  rehte  an,  onde  ist  yihe  dar  ander:  allen  den  noz  der  d&  von  komen  ist  über 
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§.  150. 

0.   An  bewegliolien  Sachen. 

An  fahrender  Habe  erwarb  man  das  Eigenthnm  dnroh  die  Gewere 
aus  der  Hand  des  Eigenthfimers  oder  eines  Dritten,  in  dessen  Hand  sie 
mit  dem  Willen  des  Eigenthümers  mittelbar  oder  unmittelbar  gekommen 
war.  Die  rechte  Gewere  findet  sich  bei  fahrender  Habe  nur  in  be- 
stimmten Fallen.  ^  Der  Grand  liegt  überhaupt  in  dem  Zurücktreten 
der  beweglichen  Habe  gegenüber  dem  Grundvermögen  und  zeigt  sich 
am  Deutlichsten  bei  der  Eigenthumsklage  (§•  153.). 

§.  151. 

I.  Grundstücke  und  Grundzinsen  wurden  zu  Lehen^  gegeben  in 
einer  dem  Landrechte  analogen  Form  durch  die  Auflassung  und  In- 
vestitur. Letztere'  nahm  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  den  Charakter 
einer  üebertragung  des  Rechts  (dominium  utile)  an  und  fand  unter 
Anwendung  von  Symbolen  fortwährend  statt;  die  Lehnb riefe  pflegte 
man  schon  frühe  in  einem  eigenen  bei  dem  Lehnhofe  geführten  Buche 
(Lehntafel)  einzutragen. 

IL  Innerhalb  des  Hofrechts  findet  sich  eine  vom  Herrn  übertragene 
Gewere,^  welche  den  Hofesleuten  in  mannigfaltiger  Abstufung  bald 


die  Buore,  den  boI  er  wider  geben.  Swaz  anders  guotes  ist,  daz  niht  rarende  guot 
enheizeiy  hAt  daz  ein  man  in  stner  gewer  sehen  j&r  &n  ansprAohe  bi  dem,  der  bt 
im  in  dem  lande  ist:  der  selbe  kan  ez nimmer  an  gesprechen.  h&t  ez  ein  man 
zwenzic  jftr  tot  den,  die  üzer  landes  sint,  86  hAt  er  reht  dar  an;  ez  st  danne 
daz  er  jehe  waere  gerangen  Azer  landes  oder  inner  landes.  nnde  mao  er  daz  be- 
haben  als  reht  ist,  so  sei  man  im  reht  tnon  nmbe  allez  daz  er  an  spriohf  Begens- 
bnrger  B.  ▼.  1880  {.  7.  (Gaupp  L  169.)  ,Jtem  quionnqne  domos,  vineas,  areas, 
Carlas  Tel  alias  possessiones,  infra  terminos  paois  ciyitatis  Batisbonensis  sine  impeti- 
tione  possederit  deoem  annis,  etpostea  super  illis  fnerit  impetitus,  siqnietam 
possessionem  septima  manu  probabit,  in  pace  res  ipsas  postea  possidebit.^ 

1  Saehsp.  I.  28.  §.  1.    Schwsp.  o.  29  f.  872.  W. 

^  Ausser  manchen  bereits  citirten  Stellen  vgl.  Kraut  Grundriss  §§.  78«  202. 

*  Vgl.  Homejer  Sjst  des  Lehnr.  B.  324  ff. 

*  Glosse  zum  Sachs.  Lehnr.  41.  „Meine  bawren,  die  do  in  meinem  dorfe 
sitzen,  die  sind  mein,  und  die  eoker,  die  sie  haben,  die  sind  auch  mein.  Nun  mag 
ich  meinen  bawren  nieht  dayon  treiben,  er  rerwUrk  es  denn  mit  sonderlichen  Sachen« 
Und  woelt  ich  in  denn  darvon  treiben  mit  unredlichen  Sachen,  der  bawer  blieb 
bilUcher  bei  seiner  gewer,  wann  das  ich  in  darron  treiben  moecht,  obwohl  der 
bawer  die  gewer  Ton  mir  bette.*  ^  Kraut  Gmndr.  §.  256  ff.  —  Dazu  s.  oben 
die  §§.  54—66.,  88.,  107. 
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als  widemifliche  Nutzimgsgewere,  bald  als  erbliche  gegen  Erbzins  zu- 
stand; vielfach  bildete  sich  aber  auch  ein  obgleich  beschränktes  Eigen- 
thumsrecht.  Während  die  Yerleihung  lediglich  vom  Herrn  abhing,  kom- 
men für  die  Uebertragung  an  Personen  in  dem  Hofe  wie  ausserhalb 
desselben,  wo  solche  gestattet  war,  ähnliche  Formen  als  nach  dem 
Landrechte  vor  mit  ähnlichen  Folgen. 

in.  Ausser  diesen  Fällen  von  Rechten  an  fremden  Sachen  kennt 
das  ältere  Recht  deren  beim  Rentenkauf  (§.  162.),  Pfandrecht  (§.  159.). 
Zu  diesen  Rechten  gehört  die  bereits  in  -vielen  Stellen  Torgekommene 
Errichtung  einer  Leibzucht,  das  Ausgedinge,  Leihen  eines  Gutes 
gegen  Zins  u.  dgl,  m.  Die  Fälle  dieser  Art  wie  der  unter  IL  gingen 
meist  in  die  Form  von  Reallasten  über.  Man  bediente  sich  ganz  der 
gewohnlichen  Formen,  wie  dann  die  Eintragung  späterhin  auch  bei  den 
Real-  und  Personalservituten  Sitte  wurde,  während  bei  den  allgemeinen 
und  notorischen  Lasten  (Zehnten,  Gemeindenutzungen  u.  s.  w.)  die  Ein- 
tragung nicht  als  nothwendig  erschien;^ 

5.    Die  Klagen.* 

§.  152. 

a.    B  e  i    G  r  u  n  d  8  t  fl  o  k  e  n.** 

L  Für  die  Klage,  womit  man  eine  Sache  als  Eigen,  Lehen  u.  s«  w« 
ansprach,  kam  es  darauf  an,  ein  besseres  Recht  als  der  Beklagte  hatte. 


^  Benaud  Die  Gemeindenutzangen  insbes.  die  BealgemeiDderechte  in  ihrer 
geftoh.  Entwiki.  ii.  s.  w.  in  Zeitsohr.  f.  d.  B.  IX.  S.  Iff.  £.  Friedlieb  Die  Reohts- 
tbeorie  der  Reallasten.  Jena  1860.  Eraat  Grandr.  §.  110  ff.  lieber  ein  eigen thfim* 
liebes  AblöBungsgesetz  H.  Rudolphs  IV.  von  Oesterreioh  Berohtold  Oesterr.  L.  H. 
S.  208  f.  —  Darob  die  Eintragung  war  überhaupt  die  Möglichkeit  geboten,  Reohten 
(z.  B.  Miethe,  Pacht,  Verkauf  u.  a.)  den  Charakter  dinglicher  zu  geben. 

*  Berth.  Delbrück  Der  Schutz  des  Eigenthums  und  des  Besitzes  nach  äl- 
terem deutschen  Rechte  in  Ztschr.  f.  d.  R.  XIV.  S.  207  ff.  Ders.  Die  dingliche 
Klage  des  deutschen  Rechts,  Leipzig  1857.  —  Brackenbdft  Ueber  die  sog.  Jurist. 
Gewehre  an  Mobilien  in  Zeitschr.  f.  d.  R.  Y*  S.  183  ff.  J.  F.  Bohrend  Obserra- 
tiones  de  actione  simplici  (schlichte  Klage)  juris  Germ.  Greifsw.  1861.  O.  Laband 
Die .  vermögensrechtlichen  Klagen  nach  den  S&chsischen  Roohtsquellen  des  M.  A. 
Königsb.  1869. 

**  §§.  129—184.  145—149.  Ueber  den  Fall,  dass  der  Beklagte  sich  der  Klage 
entzog  Bachsp.  I.  70.  §.  1.  —  Sehr  lehrreich  Kap.  22 — ^27.  Riohtsi  Landr.; 
in  dem  ersten  kommt  auch  die  Theilungsklage  wegen  Erbe  ror,  worüber  noch 
zu  vergl.  Fr  id.  II.  Sent  de  diris.  haered.  a.  1232:  „si  quis  infra  minores  axmos 
positus  cum  aliquo  consanguineo  suo  bona  pro  indiviso  possideat,  deinde  ad 
legitimam  etatem  peryenienB,  et  id  ooram  indice  probans,  diyisionem  ipsomm  bono- 
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nachzuweisen.  Hierfür  entschied  aaf  Seiten  des  Klägers  der  Nachweis 
eines  besseren  Erwerbsgnindes  (Erbgang,  näheres  Erbrecht,  früherer 
Erwerb  vom  selben  Y ermann,  Erwerb  vom  bessern  Yormann,  Erwerb 
zu  Eigen  gegenüber  dem  geringeren  Bechte).  Der  Beklagte  hatte  die 
Yortheile  des  Besitzes  immer,  bei  der  rechten  Gewere  das  Recht  zur 
eigenen  Yertretung.  Beim  Berufen  auf  den  Erwerb  vom  Kläger  lag 
diesem  der  Beweis  ob. 

II.  Wurde  das  Grundstück  dem  Beklagten  abgesprochen,  so  liess 
sich  der  Kläger  auf  die  gewohnliche  Weise  einweisen  ^  durch  den  Be- 
sitzer oder  das  Gericht.  Die  Herausgabe  der  Früchte  hing  ab  von  dem 
guten  Glauben  und  der  Zeit  der  Klageanstellung.  2 

§.  153. 

b.    Klage  nm  fahrende  Habe.* 

I.  Eineclage  umme  gut,i  ymme  yarende  have,  auf  Heraus- 
gabe einer  beweglichen  Sache  kann  nur  in  dem  Falle  gegen  jeden  Be- 
sitzer angestellt  werden,  wo  die  Sache  dem  Eigen thümer  wider  seinen 
Willen  abhanden  gekommen  ist^  Sie  ist  entweder  die  schlichte 
Klage  oder  die  Klage  mit  anevang. 


nun  petierit  optinendam,  et  consanguineuB  contradioat,  si  fuerit  diviBio  pronun- 
oiata  per  iadicexn,  tantum  iuris  ex  Ula  sententia  iudicis  oonsequatur,  quanto  si 
de  oommuni  partiam  fieret  Toluntate.  Quod  eorundexn  prinoipum  dictante  sententia 
eztitit  approbatum.*^ 

1  Yg].  jedoch  Sohsp.  III.  88.  §.  1. 

>  Vgl.  §.  147.  L  und  Bachsp.  11.  44.  §.  2.  ^Sye  aver  en  gut  in  geweren  he- 
yet,  dat  ime  an  irstorven  is  oder  ime  gegeven  oder  gelegen  is,  unde  he*t 
selye  niemanne  ne  nimt,  des  ne  darf  he  nicht  wedergeyen  des  he  dar  ut  nimt, 
of  ime  dat  gut  afgewunnen  wert,  de  wile  he  dar  af  neues  rechtes  ne  wei- 
geret.*' 

*  J.  Fr.  Bndde  DisB,  de  yindicatione  rerum  mobilium  germanica.  Bonn  1837. 
Die  §§.  129  und  152  oit.  Schriften,  H  o  m  e  y  e  r  Bichtsteig  Landrechts  S.  439  ff. 
Lab  and  Die  yermögensreohtl.  Klagen  8.  50—154,  hat  den  Gegenstand  klar  er- 
schöpft. 

^  Lab  and  beweisst,  dass  der  Gegensatz  yon  dinglicher  Klage,  die  AI- 
brecht  und  Gaupp  als  die  mit  Anefang  bezeichnen,  und  person Hoher, 
welche  Forderung  heisse,  dem  deutschen  Bechte  fremd  ist,  die  Yersohiedenheit 
der  Klagen  yielmehr  nicht  auf  dem  Klagfundamente,  sondern  blos  auf  dem  pro- 
oessualen  Momente,  der  Art  der  Anstellung,  ruht;  dass  sik  tien  to  euer 
sake  kein  technischer  Ausdruck  für  dingliche  Klage  ist,  sondern  mit  yorderunge 
gleichbedeutend  gebraucht  wird ;  dass  alle  olagen  umme  gut  nur  gegen  den  Be- 
sitzer angesteUt  werden  kOnneo. 
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II.  Die  schlichte  Klage»  stfitzt  sich  auf  die  blosse  Behauptung, 
der  Beklagte  habe  die  Sache  des  Klägers;  sie  ist  die  Klage  um  Ghit 
ohne  Anefang.  Der  Kläger  kann  den  Beweis,  dass  der  Verklagte  be- 
sitze, durch  Augenschein  des  Gerichts,  leibliche  Beweisung  ^  erbringen. 
Hat  der  Kläger  keinen  Beweis,  so  wird  der  Verklagte  zur  Leugnung  des 
Besitzes  durch  den  Eid  gelassen.^  Ist  dieser  geschworen,  so  steht  dem 
Kläger  der  Anefang  o£fen. «  Der  Beklagte  behält  den  Besitz  bis  zur 
endlichen  Entscheidung,  darf  darüber  jedoch  nicht  verfügen  tmd  trägt  die 
Gefahr,  f    Käumt  der  Beklagte  den  Besitz  ein ,  behauptet  aber  die  Sache 


>  Lab  and  sucht  S.  72  £f.  darzuthun:  der  Satz,  dass  man  wider  Willen  abhan- 
den gekommene  Sachen  von  jedem  Besitzer  fordern  kann,  werde  durch  die  gewöhn- 
lich dafür  genannten  Stellen  nicht  bewiesen;  er  nimmt  ihn  aber  an  und  liefert 
S.  78.  ff.  einen  künstlichen  Beweis.  Man  muss  zugeben,  dass  aus  den  Stellen 
Saohsp.  in.  89.,  87  §.  8,  II.  37.,  29,  welche  in  den  früheren  Auflagen  angeführt 
wurden,  sowie  aus  den  anderen  bei  Laban^  der  Satz  nicht  direot  folg^  aber  er  ist 
mit  ihnen  yerträglich,  ja  deren  nothwendige  Ergänzung.  Labaad  folgert  dies  daraus, 
dass  stets  die  Ausschliessung  der  Klage  daran  geknüpft  werde,  dass  der  Eigenthümer 
die  Sache  „ut  Ton  sinen  geweren  let  mit  sime  willen^,  folglich,  wenn  sie  „ane 
8 inen  willen  geloset  si*,  er  sich  ihrer  überall  unterwinden  kann,  dass  man  die 
Yindicirbarkeit  dadurch  ausdrückte,  dass  man  die  Sache  einer  gestohlenen  gleich-* 
setzte,  schliesslich  aus  der  Fassung  einzelner  SteUen. 

s  Richtst.  Landr.  c  11.  (Anm.  14.).  Saohsp.  HL  81.  §.  2.  Vgl.  damit 
Saohsp.  L  58.  §.  2.  „Sprikt  die  man  gut  an,  unde  klaget  he  dar  up,  unde  wirt  he 
mit  rechte  daraf  gewiset,  he  blift  is  ane  bute  unde  anne  wedde,  de  wile  he*s  sik 
nicht  underwint.'^  —  Das  Verhftltniss  des  unterwinden  zum  ane  rangen  ist 
nicht  idar.  Ssp.  III.  22.  §.  8.  „Underwinden  mut  sik  ok  wol  en  man  sines  gudes. 
srar  he't  süt,  mit  rechte,  dat  man  ime  mit  unrechte  vor  unthalde  over 
bescedeoe  tiet.**  Dies  geht  offenbar  nur  auf  den  FaU  des  Leihens  oder  eines  Yer- 
hftltnisses,  wo  von  einem  Yorenthalten  über  die  bedungene  Zeit  durch  den 
Beklagten,  bei  dem  er,  wo  er  die  Sache  sieht,  diese  fordern  mag,  Rede  sein  kann. 
Siehe  Homeyer  a.  a.  0. 

^  Saohsp.  I.  15.  §.  2.  „Sculdeget  man  den  man  nnune  dat,  des  he  nicht  ne 
hevet,  des  untgat  he  mit  siner  unscult.  Svat  man  aver  under  ime  bewisen 
mach,  dar  vore  mut  he  antwerden  ane  unscult.^  I.  22.  §.  4.  I.  52.  §.  4. 
u.  f.  ~  Ygl.  dazu  Homeyer  S.  504.  Andere  Stellen  bei  Lab  and  S.  59.  Die 
städtischen  Rechte  lassen,  wie  Laband  a.  a.  0.  zeig^,  auch  den  Beweis  durch 
Privatzeugen  zu. 

»  Siehe  die  Stellen  der  vorhergehenden  Anmerkung.  Die  Eidesformel  Richtet. 
0.  n.  §.  8. 

•  Richtst.  Landr.  c.  11.  §.  8.  Magdeb.  Fragen  I.  16.  d.  4.  Der  Eid  begründet, 
wie  Laband  gut  ausführt,  keine  exceptio  rei  jndicatae;  es  ist  auch  ÜeberfQhrung 
des  Meineids  zulässig;  auch  kann  eine  Klage  auf  Schadenersatz  an  die  Stelle  treten: 
Laband  S.  61  ff. 

V  Laband  S.  104.  Anm.  25. 
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in  erster  Hand  >  erworben  oder  von  dem  Eigenthfimer  ererbt^*  oder  vom 
Kläger  selbst  zu  Eigenthmn  erbalten  zu  haben, lo  so  hat  er  wegen  der 
Gewere  das  Beweisreoht  Der  Beklagte  kann  sich  anf  einen  Dritten  be- 
rufen. ^^  Der  Erfolg  der  Klage  war  entweder  Abweisung  des  Klägers 
oder  Zusprechung  der  Sache  an  denselben. 

III.  War  eine  Sache  dem,  welcher  sie  im  Besitze  hatte,*' 
auf  eine  strafbare  Weise,  vorzüglich  durch  Raub  oder  Diebstahl, ^^  ab- 
handen gekommen,  oder  findet  sie  der,  dem  sie  entfremdet  ist,  bei  Jemand, 
der  sie  nicht  sofort  herausgibt,  oder  zu  besitzen  verredet, ^^  so  kann  er 


'Homejer  Keg.  zu  Saobsp.  I.  8.  404.  nnd  Riohtst  B.  496.  Saehsp.  L  15. 
§.  1.  ^Sve  dem  anderen  sin  varende  gut  lit,  oder  sat,  oder  to  behaltene  dut,  nmme 
besoheit  oder  ene  beBoheit,  iriVs  ime  jene  dar  na  besaken,  oder  sin  erve  na  sime 
dode,  dese  is't  nar  to  bebaldene  selve  dridde,  dan  jene  al  ene  dar  Tor  to  srerene. 
Mach  aver  jene,  de't  in  geweren  heyet,  sin  varende  gut  dar  an  getfigen  oder 
sin  erye  gnt,  oder  hevet  he'ii  geweren  to  rechte,  he  brikt  ime  sinen  getüoh; 
ime  ne  werde  barst  an  aime  geweren. 

•  SaohBp.  I.  15.  1.    Rieh  tat.  L.  R.  16.  §.  2. 

1®  Bachsp.  in.  4.  §.  1.  «Sye  bo  weder  eschet,  dat  he  vergeyen  oder  yer- 
k  0  f  t  heyet  an  yarender  haye,  nnde  besakt  he  der  kSpinge  oder  der  gift,  jene,  die 
Bie  nnder  ime  heyet,  mnt  sie  selye  dridde  wol  behalden  der  die't  sagen. '^  Riohtst. 
18.  §.  1.    Darfiber  Homeyer  8.  495  fg. 

"  Sachsp.  I.  15   §.  1.    RiohtBt  o.  18. 

IS  L.  Bajny.  XIY.  §.  1->S  L.  Liutpr.  VI.  8.  sprechen  die  Klage  dem  Leiher 
zn.  SchwBp.  o.  191.  W.  ^nnde  ist  daz  mir  ein  gnot  yerstolen  wirt  daz  mtr 
niht  ist,  dAsol  ich  der  k  1  a g e r  umbe  stn.  unde  stirbe  ich,  oder  entwich  ich 
yon  der  klage,  sft  boI  der  dar  nftch  klagen,  des  ez  d&  ist.*^  Sachsp.  11.  60.  §.  1. 
„Syelk  man  enen  anderen  liet  oder  sat  perde,  oder  en  kleid,  oder  jenegerhande 
yarende  haye,  to  syelker  wis  he  die  nt  yon  sinen  geweren  let  mit  sime  willen,  yer- 
koft  sie  di  die  sie  in  geweren  heyet,  oder  yersat  he  sie,  oder  yerspelet  he  sie,  oder 
wert  sie  ime  yerstolen  oder  afgeroyet;  jene  die  sie  yerlegen  oder  yersat  iieyet,  die 
ne  mach  dar  nene  yorderung  np  hebben,  ane  nppe  den,  deme  he  sie 
leioh  oder  y ersatte.  —  {.  2.  Stirft  ayer  jene  rechtes  dodes  oder  unrechtes,  so 
tie  he  sik  to  sime  gnde  mit  rechte  jegen  den  eryen,  oder  jegen  den  richtere,  of  it 
an  in  geboret.*' 

IS  Vgl.  nota  12. 14.  Bechtsb.  n.  Dist.  42.  1.  (Kraut  §.  71.  n.  8.).  „Von  rechte  sal 
man  kejn  gud  anefangen,  wen  dubig  gnt  adder  geroubet  gud,  adder  gut,  daz  eyn 
gesinde  —  syme  herren  obel  zu  brengen.*^  —  Salfeld.  Stat.  (das.  n.  10.)  „Ab 
einem  manne  —  ein  yerstolen  ding  yersatzt  inrd,  komt  her  darnach,  dez  iz  ist,  her 
sal  iz  anyangen.**  Vgl.  noch  L.  Rip.  LXXV.,  Sachsp.  11.  87.  §.  1.;  Schwsp.  o. 
265  W.  8achsp.  m.  6.  §.  1. 

14  Rieht  St.  Landr.  c.  11.  §.  8.  „Dit  mach  de  cleger  anspreken  tyierlei  wis. 
He  mach  it  anspreken  mit  ener  suchten  olage,  odder  he  mach  it  anyan.  Sprie- 
stu  sin  wort  in  slichter  dage  so  sprik  alsus:  her  richter,  N.  olaget  gode  unde  iu, 
dat  N.  des  sines  hebbe  unde  biddet,  dat  gi  en  tur  antwerde  biden.   Sprikt  denne  de 
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sie,  in  welcher  dritten  Hand  er  sie  immer  findet,  anpacken,  anfangen, 
als  habe  er  die  Sache  bei  der  handhaften  That  ertappt.^^  Der  Inhaber 
giebt  entweder  die  Sache  heraus  oder  erklärt  sich  bereit  vor  Gericht 
zu  kommen,  oder  verweigert  beides ;  in  letzterem  Fall  kann  man  ihn  als 
Dieb  belangen.  Kommt  er  vor  Gericht,  so  beginnt  der  Kläger  seine 
Klage  auf  gleiche  Art  zu^«  dem  Zwecke,  die  Sache  bis  zur  Entscheidung 


antwerder:  her  riohter  nnsouldioh  bin  io,  dat  io  des  sines  ioht  hebbe; 
wen  he  sns  mit  dem  ede  wil  van  dl  komen,  bo  hefstu  twier  kor.  Wultut  bewaren 
dat  he  nicht  sweren  ne  möge,  so  vrag  ans:  her  riohter,  io  bidde  ens  ordele,  na  deme 
dat  yni  ander  eme  bewisen  mögen,  oft  hes  mit  atme  ede  vorsaken  möge,  dat  hes 
nicht  ne  hebbe  edder  wat  en  reoht  si.  Bo  yintme  he  ne  möge.  Woltu  aver  ene 
Boenden,  bo  lat  ene  den  ed  den,  unde  aneva  dar  na  din  ding,  bo  helpet  em  Bin  ed 
niohtes  nicht  nnde  da  crigest  dat  dine  wedder.  Wete  arer  dat  itlike  secgen,  dat 
aneyank  an  neneme  dinge  ta  rechte  gesoin  möge,  wen  an  deme  dat  verstolen  odder 
genommen  Bi.  Des  is  nioht,  den  en  islik  mut  Bio  doB  Binen  wol  mit  reohte  ander- 
winden war  het  BÜt.  Tom  anderen  male  maoh  me  varende  have  mit  anevange  be- 
clagen.  SprikBta  desser  olagen  wort,  bo  da  alBe  he  leret,^  L.  Sal.  XLYIL  „Si 
qais  —  qaodlibet  peouB  Bajter  alterum  agnoTorit,  mittat  eum  in  tercia  mann  .  .* 
Rip.  ZXXm.  „Si  qais  rem  Buam  oognorerit,  mittat  manum  Buper  eam  .  •** 
OttoniB  I.  et  n.  Ediot.  a.  967.  o.  7.  „Si  qais  eqaam  Baam  yel  cetera  animalia  sive 
rem  Baam  Baper  aliqaem  repperit,  et  ipse  warentem  dare  ee  dixerit,  statim 
iaret  ut  ad  oertam  warentem  eum  conducat,  et  super  tertiam  warentem  et  tertiam 
oomitatnm  non  procedat  Et  si  hoo  faoere  nolaerit,  rem  perdat,  et  Becandnm  legem 
oomponat.^ 

1»  L.  Sal.  XXXYU.  Kip.  XLYIL  Homejer  im  Reg.  cam  SachseaBpiegel 
L  S.  883. 

1'  Sachsp.  II.  86.  §.  1.  „Sve  so  over  den  anderen  dach  sine  dtive  oder  sxnen 
rof  ander  enen  manne  yint,  die  dat  openbare  gekoft  hevet,  unde  anhalinge  gehalden 
hevet,  ande  des  getüoh  hevet,  den  ne  maoh  man  nener  hanthaften  dat  Bouldegen, 
ai  Tinde  die  man  die  düve  ander  ime  he  ne  hebbe  vor  Bin  reoht  verloren.  Wan 
mit  des  riohteres  orlove  mut  he  ein  gut  wol  anevangen  mit  reohte.  —  §.  2.  Wil  aver 
jene  Bin  gat  weren  ime,  er  it  vor  dat  richte  kome,  bo  bidde  he  ine  weder  keren 
vor  gerichte;  weigert  he  doB,  he  Borie  ine  dat  gerüohte  an  ande  gripe  in  an  vor 
Binen  dief,  also  of  die  dat  hanthaft  Bi,  wende  he  Bio  Boüldioh  hevet  gemaket  mit 
der  vlaoht.  Kumt  aver  jene  willes  vor  gerichte,  he  sal  sik  anterwinden  BineB  gudes 
to  reohte.  —  §.  8.  4.  Spriot  aver  jene,  he  hebbe't  gekoft  appe  deme  gemenen  mar- 
kete,  he  ne  wete  weder  wene,  bo  iB  he  düve  unsoflldich,  doBte  he  die  Btat  bewise 
ande  ainen  eid  dar  to  da.  Sine  penninge  verlÜBot  he  aver,  die  he  dar  amme  gaf, 
ande  jene  behalt  sin  gat  dat  ime  veretolen  oder  afgerovet  was,  of  he  Bik  dar  to 
tifit  appe'n  hilgen  selve  dridde  valkommener  Ifide  an  irme  rechte,  die  dat  weten 
dat  it  ime  düflike  oder  roflike  geloBet  si.  —  §.  6.  Seget  aver  jene,  it  Bi  ime  gegeven 
oder  he  hebbe't  gekoft,  so  mat  he  benomen  Binen  geweren  weder  den  he't  gekoft 
hebbe,  ande  die  Btat  dar  he't  kofte;  he  mat  aver  Bveren,  dat  he^t  tie  to  reohter 
tücht  So  mat  eme  jene  volgen  over  virteinnaeht  svar  he  tifit,  ane  over  Bcep- 
ri  ke  water.     Wirt  he's  gewert  also  reoht  iB,   die  gewere  mat  antwerden  an  einer, 
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in  einer  dritten  Hand  bewahren  zn  laesen-i^  Mit  diesem  Akte 
mu88  er  sofort  die  Behauptung  seines  Bechts  und  das  Entkommen  wi- 
der Willen  anbringen,  einzeln  auch  beweisen.  ^^  Der  Beklagte  musste 
gleichfalls  sofort  eine  positive  Behauptung  entgegenstellen  d.  h.  seinen 
Erwerbsgrund  angeben  und  beweisen.  ^^  Als  solchen  kann  er  einen  ur-^ 
aprünglichen  angeben  oder  sich  auf  den  Erwerb  Ton  einem  Dritten  he^ 
rufen  (tertiam  manum  quaerere,  sinen  Geweren  benomen). 
Behauptete  er  den  Gewähren  nicht  zu  kennen,  so  wurde  er  durch  sei- 
nen Eüd  von  Busse  frei,  war  aber  zur  Bückgabe  verpflichtet.  ^^  Benannte 
er  seinen  Yormann  und  stellte  sich  dieser,  oder  wurde  vom  Beklagten 
gestellt,  so  wurde  der  Beklagte  frei  und  es  trat  jener  ein,  worauf  die- 
selben Begeln  zur  Anwendung  kamen.  Konnte  der  Yormann  nicht  ge- 
stellt oder  nicht  überführt  werden,  so  unterlag  der  Beklagte.  Der  unter- 
liegende Kläger  zahlte  eine  Busse;    eine  solche  traf  gleichfalls  neben 


etat  Yor  it  ^t.  Wert  aver  ime  barst  an'me  gevreren,  he  mnt  dat  gut  mit  gewedde 
nnde  mit  bute  laten ;  unde  tiet  man  ime  düves  oder  roves  dar  an ,  des  mnt  he  sik 
nntsoüldegen  na  rechte.  VeriÜset  it  ok  die,  det  anevanget  hevet,  he  mut  it 
laten  mit  böte  unde  mit  gewedde.  ~  §.  6.  —  §.7.  SeWe  dridde  sal  he  sik 
dar  to  tien  de't  anevanget  hevet:  of  jeme  barst  wirt  an  deme  geweren  (daza  I.  15. 
§.  1.  a.  E.)  —  §.  8.  Under  deme  dat  gut  geaneyanget  wirt  (ist  ein  Yormann  ge- 
nannt, so  behält  es  dieser:  Sps.  in.  83  §.  8.),  die  sal  dat  gut  halden  in  sinen  ge- 
weren, went  it  ime  mit  reohte  afgewannen  werde."    Gf.  IL  37.  IL  20. 

17  Davon  in  tertiam  manum  mittere,  intertiare,  res  intertiata. 
Augsb.  Stadtr.  (Kraut  §.  82  n.  19)  von  1276.  ^Sva  ain  man  sin  diupiges  oder 
sin  raabiges  vih  vindet,  ^-  das  sol  er  anvahen  mit  des  richters  boten,  mag  er  des 
riohters  boten  nicht  gehaben,  so  sol  er  es  selb  anvahen  unz  an  den  richter  and  sol 
man  das  vih  antwurten  in  des  richters  gewalt  und  sol  es  far  gerlohte  füren 
und  sol  es  vervahen  als  recht  ist  dem  recht  ist  also,  das  er  im  grifen  sol  an  das 
zesin  ore  u.  sol  ze  den  haiigen  bereden,  das  es  im  diuplioh  verstolen  si  oder  ge- 
raubet,  darnach  sol  er  es  schieben  hinz  dem  in  des  gewalt  er  es  fanden  hat.  der 
sol  es  denn  auch  widervahen  mit  gelerten  werten :  ich  widervah  das  ros  oder  rint 
a.  tun  es  dahin  danan  es  mir  komen  is»  ob  ich  mac.*^ 

>•  Note  15."  Freib.  R.  von  1120  §.  28.  (Gaupp  11.  S.  23.)  „Nemo  rem  sibi 
quoquo  modo  sublatam  vendicare  potest  nisi  iaramento  probaverit  sibi  furto 
vel  preda  ablatam.  Si  autem  herus  in  cujus  potestate  invenitar  dixerit  se  in 
publice  foro  pro  non  furato  vel  predato  ab  ignoto  sibi  emisse.  cnjus  etiam  domum 
ignorot.  et  hoc  iaramento  oonfirmaverit.  nuUam  poenam  subibit.  Si  vero  a  sibi 
noto  se  confassus  fuerit  emisse.  XIY.  diebus  ei  per  oomioiam  nostram  licebit,  quem 
si  non  invenerit  et  waranciam  habere  non  poterit  penam  latrooinii  sustinebit.^ 
—  Freiburger  Stadtrodel  aus  dem  13.  Jahrh.  §§.  58.  59.  (das.  S.  36.). 

19  Homeyer  Richts.  Landr.  8.  441,  494  £f.  Das  weitere  processuale  Verfahren 
ergibt  sich  aus  dem  früheren.    Homeyer  S.  498  ff. 

>o  L.  Bajuv.  ym.  oap.  7  u.  cap.  13.    Ed.  Rothar.  o.  235,  Sachsp.  IL  36. 
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dem  Yerluste  der  Sache  den  unterliegenden  Beklagten  in  bösem  Glau- 
ben. Somit  liegt  die  eigenthümliche  Beschaffenheit  der  Klage  in  der 
ehrver  letzenden  Yorau  ssetzung  und  der  Pflicht  zur  RQckgabe 
dessen,  der  die  Sache  ohne  einen  das  Eigenthum  verleihen- 
den Grund  gegen  den  Willen  des  Eigners  bekommen  hatte«'^ 
Jedoch  lässt  sich  die  Klage  mit  anevang  nicht  unbedingt  als  eine  P5nal- 
klage  auffassen.  2S 

lY.  Hatte  Jemand  eine  Sache  mit  Willen  aus  seiner  Oewere 
gelassen )  so  kam  es  darauf  an,  ob  dieselbe  noch  in  der  Hand  dessen 
war,  dem  er  sie  lieh,  anvertraute,  verpföndete  u«  s.  w.  oder  nicht.  Im 
ersteren  Falle  stand  ihm  die  persfinÜche  Klage  auf  Bückgabe  gegen 
denselben  unbedingt  zu.*^  Ist  aber  die  Sache  bereits  in  einer  weiteren 
Hand,  so  hatte  im  Mittelalter  der  Eigenthümer  nur  eine  Forderung 
gegen  den  Entleiher  u.  s.  w.  ^^    Bereits  im  13.  Jahrhundert  wurde  je- 


*i  Da  das  ältere  Recht  nicht  blos  im  FaUe  des  raublichen  oder  diebischen 
Entfremden»,  sondern  zum  Theil  die  Klage  allgemein  beim  Finden  gibt,  liegt  in 
dem  Verweigern  der  sofortigen  Heransgabe  beim  Absprechen  ausserhalb 
oder  innerhalb  des  Gerichts  der  Verdacht  der  Veruntreuung,  auf  den  es  die 
Klage  baut.  Den  gleichen  Gesiohtspunkt  hat  offenbar  für  den  gleichen  FaU  das 
Mittelalter. 

"  Vgl«  Lab  and  B.  98  ff.  Verschieden  von  dem  DargesteUten  war  die  Klage 
auf  Rückgabe  einer  abhanden  gekommenen  Sache,  wenn  sie  ein  Jude  besass.  Ssp. 
m.  7.  §.  4. 

"  Ssp.  m.  22.  §.  !•  yfire  dem  anderen  liet  en  perd  oder  kiedere  to  besoe- 
denen  dagen,  halt  he  ii  OTer  den  dach,  unde  wert  he  dar  umme  beklaget,  he  sal't 
altohant  weder  geven  unde  betören,  of  he  it  geergeret  hoTet.*^  Richtet  Landr. 
o.  11  vgl.  mit  c.  47.  Yerm.  Ssp.  IV.  42.  5.  ^^er  deme  andern  ioht  sines  gutes 
lihet  mit  willen,  behilt  he  das  dissem  ror  wedder  wUlen  und  recht,  daz  mach  he 
nicht  anegefangen;  he  muss  is  wedder  an  deme  für  dem  mit  rechte.^ 

**  Sachsp.  n.  60.  Die  Ausnahme,  dass  er  gegen  den  die  Sache  besitienden 
Erben  die  direkte  Klage  hat,  erklärt  sich  leicht.  Vgl.  darüber  noch  Sachsp.  I. 
15.  §.  1  und  unten  §.  179.  Diese  Klage  ist  aber  auch  nur  persOnlicl},  nicht  dingUch, 
wie  Einige  annehmen.  Siehe  fflr  die  Verbreitung  dieses  Satzes  Frei  bürg  R.  ron 
1120  (nota  16.),  Münohener  Stadtr.  Ton  1847  Art.  177.  191.  Bair.  Landr.  (bei 
Kraut  §.  82  ISr.  46),  Verden'sche  Stat  Art  57.  (das  d.  89.}:  «So  welk  Man  dem 
andern  lenet  sin  Port  offte  Kledt,  offte  welker  hande  GNid  idt  sy,  u.  tho  welker 
wise  he  dat  uht  sinen  weren  leht  mit  einem  Willen,  verkofft,  yersettet,  yerspelet 
oder  Torbringet  td  de  genne;  de  idt  ersten  rorlenet  oder  yersettet  hofft,  de  wäret 
sinen  Man,  deme  he  id  gedan  hefft.**  —  Fries.  Landr.  N.  17.  (das  n.  40).  Hamb. 
Landr.  A.  57  n.  a.  Denselben  Orundsats  hat  das  französische  Recht:  Warn* 
kOnigFranzSsische  Staats-  und  Rechtogesohiohte  II.  8.  832  ff.  Die  Ausnahme  ron 
Ssp.  lU.  6.  §.  1.,  wenn  der  Knecht  des  Herrn  Ghit  yerbringt,  trotz  des  Verhältnisses 
von  Herr  und  Knecht,  findet  ihre  innerliche  Rechtfertigung.    Vgl.  §.  146.  Note  28. 
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doch  in  einzelnen  Bechten  dem  Verleiher,  Anrertrauer  u.  s.  w.  eine 
Klage  gegen  den  Dritten  gegeben,  wenn  der  Empfanger  selbst,  also  auf 
unredliohe  Weise,  die  Sache  weiter  gab  oder  starb ,*^  ebenso  in  bei- 
stimmten Fällen  eine  üinlCsung  der  Sache  gestattet.»«  Den  hier  fibet^ 
haupt  zu  Grande  liegenden  Satz  drftckt  die  ParSmie  ans  Hand  mnss 
Hand  wahren. 

y.  In  Bücksicht  auf  das  Interesse  des  erweiterten  Yerhehrs  wurde 
jedoch  in  einzehien  Stadtrechten  fOr  bestimmte  F&Qe  jede  Klage  gegen 
den  Dritten  ausgeschlossen*  »^  Auf  diesen  Grundlagen,  welche  das 
römische  Recht  nicht  zu  erschüttern  yermochte,  ruhet  das  heutige 
Recht.  99 

§.  154. 

lY*  Staatliche  BeschrSnkungen  der  Sachenrechte.* 

I.  Die  Auffassung  und  Ausbildung  der  Staatsgewalt  im  Mittelalter 
fOhrte  dazu,  dem  Konige  die  Befdgniss  beizulegen,   eine  Reihe  yon 


>>  Schwsp.  0.  191  W.  „Unde  Ilhet  ein  man  dem  andern  einen  sUbertnen 
napf  oder  ander  guot,  der  sei  des  bas  hOeten  dan  stn  selbes  gnot.  unde  wirt  es 
im  Terstolen,  er  muoz  imz  galten.  Bö  sprechend  snmeliohe  liate,  nnde  rerliese  einer 
stn  guot  mit  dem  mlnen,  b6  sol  er  ims  niht  gelten.  Des  enist  niht.  einem  iegliohen 
manne  ist  das  gesezet,  das  er  fremdes  gnotes  baz  sol  pflegen  danne  dez  stn  selbes.* 
(Fortsetzung  in  nota  12.).  Lflbisches  Beoht  yon  1840  (Kraut  n.  50«),  8ftchs. 
Dist  bei  PSlmann  (das.  n.  54.}9  Stad.  Stat  das  n.  58.  Bremer  das.  n.  52., 
welche  es  dem  geben,  der  einem  Handwerker  Sachen  zu  rerarbeiten  gibt  oder  der 
Pferde  verleihet 

>*  Siehe  die  SteUe  aus  dem  Lüb.  Beohte  bei  Kraut  n.  45.  „£n  jewelic  mensehe 
se,  weme  he  sines  —  ghudes  wat  lene,  wante  oumt  it  so  dat  de,  deme  it  ghelenet 
is,  it  Terkoft  oder  Torsettet  u.  ofte  it  bekümmert  wert  oder  holt  it  jement  np,  de 
deme  anderen  dat  ghelenet  heret,  de  isplichtieh  it  to  losende  ofte  hed  weder 
Itebben  wil,  u.  de  gene,  de  it  unter  sio  hevet,  maghet  bet  beholden  — ,  den  de 
gene>  de  deme  anderen  dat  gelenet  heret* 

*7  Hamb.  B.  ▼.  1270.  YII.  9.  „So  welker  hande  gut  ein  man  bringet  in  desse 
Tyren  Stadt  orer  de  selten  se,  spreke  dat  jennig  man  an  vor  dnwe  edder  roff^ 
das  is  he  negher  to  beholtende  in  sinen  weren  mit  twen  bederren  mannen,  de  dar 
weren,  dar  he  dat  gut  koffte.* 

*>  Dies  lehrt  Axt  306.  AUgem.  deutsch.  Handelsgesetzbuch,  dessen  Art.  807 
der  neueren  Entwicklung  bezflgUch  der  Papiere  auf  den  Inhaber  Beohnung  trägt. 
Den  deutschrechtl.  Grundsatz  hatte  schon  wesentlich  5sterr.  a.  b.  6.  B.  §§.  366.  456, 
während  das  preuss.  A.  L.  B.  Th.  L  Tit  15.  H.  25.  26.  42^44  ein  Compromiss  mit 
dem  römischen  zeigt. 

*  H.  BShlau  De  regalium  notione  ei  de  Salinamm  jure  regali  commentarii, 
Yimar.  1855.  4.    Herm.   Strauch  Ueber  Ursprung  u.  Natur  der  BegaUen,  Erlang. 
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Beohten  an  den  Privaten  oder  Gemeinden  zustehenden  Grundstücken 
auszuüben,  für  welche  man  wie  für  die  königlichen  Rechte  überhaupt 
den  Ausdruck  jura  regalia,  Begalien,  gebrauchte.  Im  Laufe  der 
Zeit  gingen  dieselben  auf  die  Landesherren  über«  ^ 

n.  Als  ein  dem  Könige  zustehendes  und  nur  durch  seine  Yerleihnng 
erwerbbares  Recht  erscheint  bereits  im  firüheren  Mitelalter  die  Förderung 
der  Metalle.2  Mit  dem  Erwerbe  der  Regalien  kam  dies  Recht  an  die 
Landesherren,  von  denen  es  an  Private  unter  verschiedenen  Formen  ge- 
geben wurde.  Hierzu  wurden  dann  seit  dem  £nde  des  13.  Jahrhunderts 
auch  die  Salinen  gerechnet^ 

HI.  Während  das  Jagdrech t^  in  ältester  Zeit  als  eine  Folge  des 
Eigenthums  erschien,  wurde  dessen  Ausübung  durch  die  Bildung  der 
königlichen  Forsten  und  die  Einbeziehung  von  Privat-  und  G^meinde- 
waldungen  in  diese  in  jenen  Gegenden,  wo  es  königliche  Waldungen 
gab,  ein  königliches  Recht.  I^ach  dessen  Bildung  machte  man  vielfach 
auch  dort,  wo  keine  königlichen  Forsten  waren,  solche  durch  Hegung 
des  Wildes  mit  dem  königlichen  Banne.    Dies  Recht  kam  durch  Ter- 


1865.  ^  Bteinbeok  Das  Bergrecht  des  Saohsp.  in  ZeiUohr.  f.  d.  B.  XI.  8.  254  iL 
Weiske  Der  Saohsp.  u.  das  Bergpregal  das.  XII.  8.  270  if.  Zaohariä  Ueber  Re- 
galien überhaupt  u.  das  Salzregal  in  Deutsoland  insbe&  das.  XIII.  S.  319  ff.  Leop. 
Grneier  De  regali  Bietallomm  iure.  Diss.  inang.  Bonnae  1867.  Ein  Aufsatz  ron 
K.  Komm  er  Ueber  die  Entwicklung  des  Bergregals  bis  zum  J.  1278  und  die 
8aehsenspiegelstelle  L  85.  —  in  Zeitsohr.  f.  Bergreoht  X.  876—398.  H.  Lörsoh 
Die  RechtsTerhältnisBe  des  Kohlenbergbaus  im  Reich  Achen  w&hrend  des  14.  u.  17. 
Jahrh.  Bonn  1873.  Gh.  L.  Stieglitz  Geschieht!.  Darstellung  der  Eigenthumsrer- 
hftltnisse  au  Wald  und  Jagd  in  Deutsohl.  y.  d.  ältesten  Zeiten  bis  zur  Ausbildung 
der  Landeshoheit.  Leipzig  1882.  Andere  Literatur  über  das  Eigenthum  an  Wal- 
dungen, Jagdrecht  u.  s.  w.  bei  Kraut  Grundr.  §.  86ff.  E.  H.  Edmund  Freiherr 
T.  Berg  Gesch.  d.  deutschen  Wälder  bis  zum  Schlüsse  des  Mittelalters.  Dresd.  1871. 
Aug.  Bernhardt  Gesch.  des  Waldeigen^nms,  der  Waldwirthschaft  u.  Forstwiss.  ia 
Deutschi.  Berl.  1872  f.  2  Bde.  —  Grimm  B.  A.  S.  494  iL  Die  Werke  über  Mark- 
genossenschaften (§.  9*)« 

^  Oben  §§.  58.  75.  79.  lOO.  102.  Ck>nst.  Frid.  L  de  regalibus  ron  1158  zuerst 
für  die  Lombardei  erlassen,  aufgenommen  in  IL  F.  56. 

s  Stellen  bei  Kraut  §.  94  ff. 

•  Kraut  §.  97.  DipL  Rudolfs  L  t.  1297.  (Böhmer  Reg.  n.  861.).  Die  An- 
sicht, welche  nur  das  fossile  Salz  dahin  rechnet,  ist  mit  den  Quellen  nicht  vereinbar. 
Aber  weder  gab  es  ein  allgemeines  Salzregal,  noch  hörte  darum  das  Eigenthumsrecht 
an  Salinen  auf,  die  aus  alter  Zeit  bestanden.  Es  ist  überhaupt  Yor  der  Yerwechs- 
lung  des  späteren  Monopols  mit  dem  Regal  zu  warnen. 

^  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  87  f.  u.  manche  der  im  Verlaufe  der  Darstel- 
lung mitgetheilten  Urkunden,  besonders  in  den  §§.  69.  76.  77.  79. 
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leihung  an  die  Landesherren.^  Nur  bei  den  Grundstücken,  welche  im 
echten  freien  Eigenthume  nach  altem  Recht  blieben,  erhielt  es  sich  fort* 
während*  Aus  diesem  Grunde  sah  man  dasselbe  allmälig  als  Pertinenz 
eines  adeligen  Gutes  an,  während  es  bei  den  Bauerngütern  mit  der  Aus- 
dehnung der  Gutsherrschaft  über  diese  sich  verlor.  Mit  dem  Beginne 
der  neueren  Zeit  wurde  das  Jagdrecht  in  polizeilichem  Interesse  einer 
Aufsicht  und  damit  einer  genauen  staatlichen  Gesetzgebung  unterworfen. 
Erst  in  der  neuesten  Zeit  trat  der  Gesichtspunkt  des  Eigenthums  wieder 
in  den  Yordergrund,  fand  im  Principe  gesetzliche  Anerkennung,  bezüg- 
lich der  Ausübung  wurden  jedoch  überall  nach  den  ortlichen  Yerhält- 
nissen  Beschränkungen  gemacht,  welche  theils  polizeilicher,  theils  öko- 
nomischer Natur  sind. 

lY.  Hiermit  im  Zusammenhange  steht  die  Entwicklung  des  Bechts 
der  Fischerei*  an  den  nicht  schiffbaren  Flüssen.  An  den  schiffbaren 
(öffentlichen)  Flüssen  wurde  das  Recht  zu  fischen  schon  früh  zu  den 
Regalien  gerechnet.'' 

Y.  Mit  der  Bildung  des  Jagdregals  ergab  sich  von  selbst  die  Be- 
aufsichtigung der  Wald  ungen^  durch  die  königlichen  Beamten.  Hierin 
sowie  in  der  mit  der  steigenden  Macht  der  Landesherren  sich  mehr  und 
mehr  auf  alle  Seiten  des  Gesellschaftslebens  ausdehnenden  Gesetzgebung, 
liegt  der  Grund ,  weshalb  in  der  Neuzeit  die  Cultur  und  Benutzung  der 
Waldungen  durch  Forstgesetze  geregelt  und  unter  genaue  Aufsicht  des 
Staats  gestellt  wurde.  Aus  den  älteren  Yerhältnissen  der  Landbewohner 
sowie  aus  den  alten  Eigenthumsrechten  selbst  erhielten  sieh  fortwährend 
eine  Anzahl  von  Gerechtigkeiten  an  Waldungen.  Der  Art  sind 
namentlich  die  Holz  marken,  wie  sie  besonders  in  Westfalen  bestehen. 
Sie  rühren  von  den  alten  Markgenossenschaften  her  und  sind  nicht 
Eigenthum  der  politischen  Gemeinde,  sondern  einer  engeren  Realge- 
meinde (§.  9.). 

YL  Bezüglich  der  Gebäude  vorzüglich  in  den  Städten  gab  es 
schon  in  früher  Zeit  mancherlei  Vorschriften  über  die  Entfernung  der- 
selben Ton  einander,  die  Anlegung  von  Kloaken  u.  dgl.  mehr.^    Aehn- 


>  Im  Priv.  majuB  §.  5  fQr  Oesterr.  wird  das  Jagd-  und  Fisohereireoht  und  das 
Obereigenthum   an  Waldungen  allgemein  beansprucht.    Vgl.  B  er  oh  toi  d  8.  189  ff. 

c  Kraut  §.  91,  überhaupt  §.  89  ff. 

'  Eine  weitere  Folge  war  die  Ausbildung  des  s.  g.  Mühlenregals:  Kraut 
§.92.  Hartwig  Peetz  Die  Fisohwaid  in  den  bayerischen  Seen^  Kulturhistor. 
Skizzen.    München  1862. 

«  Kraut  S§.  86—88. 
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liohe  gesetzliche  Lasten  bestanden  {Qr  Chrundstficke,  wozu  namen^ 
lieh  das  Anwenderecht,  der  Mothweg  n.  a.  gehören. 


Drittes  Kapitel 
Die  Rechts  am  Fordenngen.* 

§.  155. 
L   Allgemeiner  Charakter. 

Nicht  der  Mangel  an  Yerträgen,  ohne  welche  ein  Bechts'^erkehr 
undenkbar  ist,  wohl  aber  das  Zurücktreten  des  Yertragsrechts  charak- 
terisirt  das  ältere  Recht.  Dies  liegt  theils  in  den  YerhSltnissen  des  Ver- 
kehrs,  theils  in  dem  Yorwiegen  des  Grundbesitzes  und  seiner  Bedeutung 
für  die  Familie.  Hierdurch  entfielen  manche  darauf  bezügliche  Yerträge. 
Desgleichen  schränkte  die  eigenthümliche  Stellung  einzelner  Massen  be- 
wegÜcher  Habe  den  Yerkehr  ein.  Ein  Ersatz  lag  in  der  Yerbindung 
personlicher  Leistungen  mit  dem  Besitze  und  Genüsse  von  Grundstücken. 
So  tritt  das  Yertragsrecht  nur  in  den  Städten  bedeutsam  auf,  wo  es  sich 
in  gleichem  Schritte  mit  den  Umänderungen  des  ehelichen  Güterrechts 
und  des  Erbrechts  auszubilden  anfing.  Wie  kaum  auf  einem  anderen 
Gebiete  wurde  die  deutsche  Entwicklung  hier  durch  das  fremde  Recht 
unterbrochen,  bis  dessen  Sätze  zuletzt  für  die  Grundformen  des  wechseln- 
den Verkehrs  sich  an  die  Stelle  des  heimischen  setzten.  So  wenig  dieses 
einerseits  zu  beklagen  ist»  so  gewiss  darf  andererseits  der  Geist  des 
deutschen  Rechts  bei  dem  Ringen  der  Neuzeit  nach  einheitlicher  Ge- 
staltung um  so  weniger  übersehen  werden,  als  deren  für  den  Handels- 


•  YgL  die  Stellen  bei  Kraut  §.  98.  —  Regensb.  B.  t.  1280  §.  8.  (Qanpp 
I.  8.  169):  „Item  infra  muros  dyltatlB  ipsiue,  in  vioino  et  foris  extra  foBsatom  nuUa- 
tenuB  aedificabit,  nisi  dnodeoim  pedes  distent  inter  mnros  et  aedifioium  et  totidem 
foriB  inter  foBsatam.  Quod  si  allter  factum  foerit,  praeter  licentiam  oinnm,  remo- 
yebitur  aedifioium  per  jadiciom  olvitaÜB.**  Das  ist  der  Anfang  der  b.  g.  Demoli- 
rangBreBerye  in  Festungen. 

*  O.  Stobbe  Zur  Geschichte  des  deutBohen  Yertragsrechts,  Leipzig  1855.  H. 
Witte  Die  bindende  Kraft  des  WiUens  im  altdeutschen  Obligationenreöht  in  ZeitBohr« 
t  Reohtsgesoh.  YI.  (1867)  S.  448  fE:  Ueber  die  Klagen  um  Geldschuld  Laband 
Yermögensrechtl.  Klagen  8.  10—49. 
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Yerkehr  wichtigste  Formen  nicht  auf  dem  fremden  Boden  gewachsen  sind« 
Diese  bieten^  sofern  man  auf  den  Umfang  der  Objekte  sieht,  einen  vollen 
Ersatz  für  das  Yerlorene  und  besonders  der  heutigen  Jurisprudenz  ein 
reiches  Feld  der  Thätigkeit. 

§.  156. 
U.  Eingehung  yertragsmässiger  Yerbindlichkeiten.  * 

I.  Für  Gedinge^  war  yon  jeher  die  innere  Yoraussetzung  a)  die 
Statthaftigkeit^  des  Yertrags  selbst,  b)  die  Fähigkeit  der  Person,  sich 
zu  verpflichten^  und  c)  die  Ernstlichkeit  des  Willens. 

IL  Das  alte  Becht  fordert  {üi  das  Zustandekommen  einer  binden- 
den Willenseinigung  nicht  blos  die  erklärte  Uebereinstimmung  des  beider- 
seitigen Willens^  sondern  das  Hinzutreten  eines  die  wirkliche  feste  Willens- 
einigung ausser  Zweifel  setzenden  Aktes,  Ein  solcher  liegt  entweder 
in  der  Hingabe  einer  Sache  oder  in  der  Anwendung  einer  be- 
stimmten Form.  Bealverträge  sind  jene,  welche  eine  zweiseitige 
Leistung,  Yerbindlichkeit  fordern,  insbesondere  der  Kauf-  und  Tausch- 
Y  ertragt  Der  Formalvertrag  führt  in  den  Quellen  den  Namen  fides 
facta,  fides  data,  Wette,  Treugelobniss.  Sein  förmlicher  Ab- 
schluss  wird  festgestellt  durch  das  Geben  und  Nehmen  des  Halmes, 
der  festuca,  oder  einer  an  sich  werthlosen,  lediglich  die  Willenseinigung 
äusserlich    symbolisch    bekundenden    Sache:     Handschuh,    Tuchzipfel, 


*  R.  Löning  Der  Yertntgsbruoh  und  seine  Reohtsfolgen.  Erster  Band.  Der 
Yertragsbrueh  im  dentsohen  Recht.  1876.  0.  Stobbe  Reurecht  nnd  Yertragssohluss 
nach  älterem  deutschen  Rechte  (Leipz.  Progr.  1876)  konnte  ich  nicht  mehr  benutzen. 
So  hm  Das  Recht  der  EheschliesBung.  Weimar  1875.  Desa.  Prozess  der  Lex  Salioa. 
Lab  and  Die  yermÖgensrechtUchen  Klagen.  Stobbe  Zur  Geschichte  (S.  1 — 111.) 
Witte  a.  a,  O. 

^  Orimm  R.A.  600  ff.,  der  andere  Bezeichnungen:  wetti,  kauf,  gelt, 
leisten,  gewere  u.  s.  w.  nachweist* 

>  Fehlt  beim  Zinsenversprechen  (§.  164.)  Spiele  (§.  166)  Einlager  (§.  160.}. 

*  Fehlt  bei  dem  Gefangenen,  der  nicht  frei  ist:  Ssp.  III.  41.  §•  1.  Stobbe 
S.  15  fg. 

^  Sohm  Recht  der  Eheschliessung  S.  24  S.  hat  dies  bewiesen.  YgL  die  Ton 
ihm  angeführten  Urkunden  von  697,  709,  711  u.  726  bei  Pertz  Diplom.  L  Her.  Nr. 
70,  76,  79,  94.  Lex  Rib.  59.  1.  8i  emtor  testamentum  yenditionis  accipere  volu- 
erit,  in  mallo  hoc  facere  debet,  et  pretium  in  praesente  tradat  et  accipiat, 
et  testamentum  publice  conscribatur,*^  60.  1.  Ssp.  I.  6.  §.  2.,  I.  9.  Unten  §§. 
162.  168. 

▼.  Schalte,  Beichs-  and  Bechtsgescb.    4.  Aafl.  82 
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Stab  u.  8«  w.^  Der  Halm  irird  bezeiclinet  als  Wette,  wadium,  wadia.« 
Eine  Bolche  bestimmte  Form  musste  angewendet  werden,  wenn  nur  von 
der  einen  Seite,  des  Schuldners,  nicht  auch  yon  der  des  Qlaubigers  eine 
Leistung  eintrat^  Daher  findet  sie  Statt  bei  dem,  welcher  das  Gtolob- 
niss  macht,  dem  Urtheile  auf  Zahlung  oder  Beschafiung  des  Beweises 
nachzukommen,  s  bei  der  Bürgschaft  (§•  158.),  bei  dem  Versprechen  einer 
Strafe  (gesetzlichen,  yertragsmässigen  §•  160.).  An  die  Stelle  der  alten 
Formen  tritt  im  Mittelalter  der  Eid,<  sodann  der  Handschlag. lo 
Erst  im  späteren  Rechte,  insbesondere  durch  den  Einfiuss  der  romani- 
stisch-canonistischen  Theorie  hat  sich  das  deutsche  Recht  abgeschwächt 
und  ist  zur  allgemeinen  unbedingten  Formlosigkeit  der  Verträge  gekom- 
men, so  dass  die  blosse  Erklärung  der  Willenseinigung  den  Vertrag 
ergab,  wofern  nicht  durch  den  Willen  der  Parteien,  das  Gesetz  oder  die 
Natur  des  Geschäfts  ein  Anderes  Platz  grifiF. 

ni.    Die  Elagbarkeit  jedes    wirklichen  Gedinges    unterlag  zu 
keiner  Zeit  einem  Zweifel.  ^^    Um  die  Durchführbarkeit,  den  Beweis  im 


»  Sohm  a.  a.  0.  8.  84  ff. 

*  Böhm  ProceB»  der  Lex  SaL  S.  19  ff!,  Abgeleitet  yon  der  Wurzel  yidan: 
obligare.  Sohm  zeigt  das.  S.  79  und  EhesohlieBBong  8.  35  £,  dass  aohramire  der 
firftnkiBohen  Quellen  dasBelbe  bedeutet  Die  malb.  Glosse  zu  (Lex.  SaL  50  1.)  fidem 
feoit  hucchrammito  findet  darin  ihre  Erklärung.  Löning  Vertragsbruch  8.  34, 
Sohm  S.  85  N.  24.  'Dasselbe  bedeutet  restenen  der  mitteralterliohen  Qu^en: 
Sohm  a.  a.  0. 

-  7  Sohm.  EheschL  8.  86,  N.  27  gegen  LOning  S.  7.  fL 

*  Siehe  die  bei  Sohm  S.  87  angeführten  SteUen.  Lex  SaL  56:  i^Taohinebnrgias 
judicayit,  ut  aut  ad  ineo  ambularet,  aut  fidem  de  oompositione  fiAceret.^ 

*  Sohm  Eheschliessung  8.  48.  Wenn  derselbe  aber  meint,  dass  das  canonische 
Beoht  sich  dem  deutschen  angesohlossen  haben,  so  ist  erst  zu  untersuchen,  ob  nicht 
umgekehrt  durch  den  Einfiuss  der  Kirohe  diese  Form  in's  deutsche  Recht  gekommen 
ist    Mir  scheint  das  Letztere  der  FaU  zu  sein. 

10  Sohm  a.  a.  0.  8.  48  ^.  —  YgL  noch  Grimm  B.A..  S.  604  ff«  Kraut  Gtdr. 
§.  124.  Stobbe  8.  26  fil  50  fil 

Ueber  die  arrha  §.  160.  162. 

11  Dem  System  der  Verträge  folgt  genau  das  der  Klagen,  die  um  Schuld  oder 
um  Gut  sind.  Erschöpfend  Lab  and  Yemu  Klagen.  YgL  Sohm  EheschL  S.  79  fL 
Oben  §§.  152  fg.  —  Fflr  die  spätere  Zeit  8  ch  wsp.  a  11.  W.  Bestimmungen  namentlich  der 
Stadtreohte,  leichtsinniges  Eingehen  und  bSswilligesAbleugnen  zu  yerhindem:  Stobbe 
S.  18  iL  Der  Kläger  braucht  nur  dann  den  Beohtsgrund  anzugeben,  wenn  der  Yer- 
klagte  es  fordert  Schsp.  lU.  41.  §.  4.  „Srelk  man  Tor  gerichte  gelt  rordert  up 
enen  anderen.  Traget  jene  war  af  man't  ime  scAldich  si,  he  sal  durch  recht 
sogen,  weder  he't  ron  geloTode  souldich  si,  oder  Ton  eire  dat  he  untrangen  hebbe.^ 
Belege  ans  anderen  Quellen  bei  Laban d  8.  n.  Der  Richter  hat  nicht  nach  dem 
Bechtsgrunde  zu  fragen:  Ssp.  in.  16.  $•  1*    Bechtsb.  nach  Distinct.  IIL  10.  d.  1. 
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Oeriehie  zu  sichern, ^s  sohloss  man  wichtige  Geschäfte  ab  vor  Zen* 
gen  (§.  130,),  anter  Aufnahme  Ton  Urkunden  (§.  132.),i»  vor  Ge- 
richt (§.  131.).  In  sehr  sp&ter  Zeit^«  tritt  die  Schrift lichkeit  als 
Form  bestimmter  Verträge  auf. 

lY.  Das  neuere  Recht  hält  fest  an  dem  Grundsatz  von  der  Form- 
losigkeit und  allgemeinen  Elagbarkeit  der'  Verträge,  fordert  aber  in 
manchen  Fällen  die  Anwendung  bestimmter  Formen:  Schriftlich- 
keit, Abschluss  Yor  Gericht,  mit  ihm  bald  electiy,  bald  ihn  er- 
setzend den  notariellen  Abschluss,  theils  wegen  der  Beschaffenheit 
des  Geschäfts  (z.  B.  Verträge  über  Immobilien,  im  ehelichen  Güter- 
rechte u.  s.  w.),  theils  aus  mannigfachen  Bücksichten  (finanziellen,  Ver- 
hütung der  Uebereilung  u.  s.  w«), 

§.  157.  ' 
in.   Haftung  aus  Verbindlichkeiten. 

I.  Die  Verbindlichkeit  zur  Losung  der  Schuld  ging  zunächst  auf  die 
Habe  des  Schuldners  und  konnte  an  dieser  durch  Pfändung  (§.  161.) 
oder  richtliche  Vollstreckung  (§.  137.)  bewirkt  werden,  soweit  die  Habe 
reichte. 

U.  In  Ermangelung  dessen  hielt  man  sich  an  die  Person.  Das 
ältere  Recht  kennt  eine  wirkliche  zeitweise  Knechtschaft,  in 
welche  der  Schuldner  freiwillig ^  oder  durch  richterlichen  Befehl  kam.' 
Im  Mittelalter  tritt  an  deren  Stelle  das  Hingeben  an  den  Gläubiger, 
der  ihn  gleich  seinem  Gesinde  halten  muss,  aber  statt  des  Lohnes  ihm 
die  Schuld  gut  rechnet,  jedoch  auch  als  Gefangenen  behandeln  darf.^ 
Vorausgesetzt  ist  aber,  dass  die  Tollige  Zahlungsunfähigkeit  feststehe 
und  kein  Bürge  sich  finde.  Schon  früh  ward  für  kleinere  Beträge  in 
einzelnen  Städten^   die  Haft  und  Eigenschaft  ausgeschlossen.     Im  16. 


i>  §§.  129—134.,  Bsp.  I.  7.,  Sohwßp.  0.  11.  W. 

1*  Z.  B.  bei  Vergabungen  an  Eiroben.  L.  Alam.  Hlotb.  I.  1.  IL  1—8.  (Nach- 
weise in  den  notae  ron  Merkel  p.  45  sq.).  L.  Bajny.  L  1.  Decr.  TassiL  Die 
Scbriftliohkeit  ist  dem  alten  deutschen  Beehte  als  formales  ErfordernisB  fremd. 
Sie  tritt  ein,  um  die  Perfeotion  durch  Oeben  des  Halmes  u.  8.  w.  zu  beveisen. 

1«  Stobbe  8.  18  ff.    Notariatsordnung  Ton  1512  Einleit  §.  11. 

1  Tacit.  Germ.  C.  24.  Lex.  Bajuv.  IL  1.  §§.  4.  5.    Anseg.  L.  IIL  c.  65. 

K  L.  Yisig.  y.  6.  0.  5.  bes.  über  den  Conours.  Burg.  XIX.  5.  Korn  De 
obnoziattone  et  wadio  antiquissimi  juris  germ.  üratisl.  1868. 

*  Sachsp.  IIL  89.  §§.  L  2.    Yerm.  Sachsp.  IL  16.  12.  u.  a. 

A  Lüb.  Recht  (Kraut  §.  119  Nr.  6.  7.)  läset  bis  zu  acht  Schillingen  gegen 
den  bekennenden  Schuldner  nur  Wegnahme  des  obersten  Kleides  zu. 

82* 
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Jahrhundert  kam  bald  für  gewisse  Fälle ^  bald  allgemein«  anf  die  offent-- 
liehe  Haft  im  Schuldthurme.  Daneben  kommt  aus  dem  fremden. 
Rechte  die  Güterabtretung  vor^  wobei  jedoch  dem  Gläubiger  die 
Wahl  blieb  y  den  Schuldner  als  Gefangenen  oder  als  dienenden  Knecht 
(Gesinde)  zu  nehmen.^  Die  neueste  Zeit  hat  die  Schuldhaft,  sogenannte 
Personalexecution,  aufgehoben.^ 

§.  158. 
IV.  Bestärkung  der  Verbindlichkeiten. 

1.  DwrekBftrgoi.* 

L  Von  jeher  war  eine  der  häufigstem  Formen,  für  Verbindlichkeiten 
Sicherheit  zu  geben,  das  Stellen  Ton  Bürgen.^  Wurde  der  Bürge  als 
Geisel^  gegeben ,  so  haftete  er  entweder  sofort  oder  bei  eintretender 
Zahlungsunfähigkeit  unmittelbar  mit  seiner  Person  (§.  157.).  Durch  Ge- 
dinge^  wurde  entweder  eine  Person  als  Sicherheit  neben  den  Haupt- 
Schuldner,  Selbstschuldner^  gestellt  oder  mehrere. 


B  R.  P.  0.  Y.  1577.  Tit.  23  §.  2.  für  betrügliohen  Bankerott 

«  Nftrnb erger  Reform  von  1564  Tit.  11.  Ges.  8. 

7  Reyidirtes  Lflb.  Recht  bei  Kraut  n.  10.  Wiener  Statut  von  1340. 
Gegen  Frauen  achliesst  sowohl  das  Lübisohe  als  Wiener  (Stat.  yon  1435.)  di» 
Haft  auB. 

9  Korddeutsches  Bundesges.  Tom  29.  Mai  1868,  seit  2i.  April  1871  in  ganz 
Deutschland  geltend. 

«  8tobbe  a.  a.  0.  S.  115  ff.  Y.  Platner  die  Bürgschaft,  Leipz.  1857.  G.  G* 
Malier  in  Zeitsohr.  f.  d.  R.  S.  351  ff.  P.  D.  Gh.  Paulsen  das.  lY.  S.  124  ff.  B. 
Delbrück  das.  XY.  S.  125  ff.    Sohm  fihesohliessung  S.  38  ff. 

1  Althochd.  purigo  mhd,  bärge,  sioherbote.  Grimm  R.  A.  8.  619.  Der 
gar  hftufige  Gebrauch  erklärt  sich  aus  der  Schwierigkeit,  Grund  und  Boden  zu  yer- 
pfSnden,  dem  Gerichtsverfahren,  dem  Yerhältnisse  des  Erben,  der  Innigkeit  der 
Familien-  und  nachbarlichen  Beziehungen. 

s  Grimm  1.  c.  Gapit.  in  lege  Sal.  mitt.  a.  803  o.  8. 

*  Im  ältesten  Rechte  wird  der  Bürgschaftsvertrag  geschlossen  durch  den  Halm 
(§.  156.  IL),  die  wadia,  welche  der  Hauptschuldner  dem  Gläubiger  giebt,  dieser  dem 
Bürgen.  Diese,  die  Einheit  des  Yerpflichtungsverhältnisses  darstellende  Form  hat 
das  lange  bardische  (Edict.  Roth.  860,  Liutpr.  36.  128),  fränkische  (Pertz, 
Dipl.  I.  60  y,  J.  692;  Lex  Franc.  Gham.  16.  u.  a.),  bairische  (Sohm  8.  39  N.  35 
zeigt,  dasB  Lex.  Bajuy.  app.  4.  in  Leg,  IIL  837,  wo  vom  firmare  die  Rede  ist;  dar- 
auf sich  bezieht),  wie  Sohm  Eheschliessung  8.  38  ff.  ausfahrt  Derselbe  bebt  mit 
Recht  hervor,  dass  in  Ssp.  I.  7.  und  I.  9.  §.  6.  die  Stellung  von  Bürgen  als  eine 
zweite  Form  des  eigenen  Gontracts  erscheine,  die  Yerpflichtung  zur  Stellung  von 
Bürgen  auch  den  Zwang  zur  eigenen  enthalte.  —  Ueber  die  Bürgschaft,  welche  nur 
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n.  Die  Yerhaftung  des  Burgen  erstreckte  sich  nur  auf  den  Be- 
trag der  Schuld,  das  Object  und  eventuell  dessen  Werth,  nicht  auf 
Zinsen,  Früchte,  Schaden,  ausser  der  Bürge  hatte  sich  zu  Mehrerem  aus- 
drücklich verpflichtet.^  Es  trat  die  Haftpflicht  ein,  sobald  die 
Pflicht  des  Schuldners  zur  Zahlung  eintrat  und  nicht  erfüllt  wurde.  Dies 
konnte  nach  den  verschiedenen  Rechten  entweder  erst  durch  Aufforde- 
rung bez.  Einklagen  des  Schuldners«  oder  schon  durch  Nichteinhaltung 
des  Yerfalltages  der  Schuld^  festgestellt  werden,  wurde  aber  auch  in 


das  Ersolieinen  vor  Gericht  zam  Zwecke  hat,  mit  diesem  oder  dem  Tode  der  Per- 
son aufhörte,  beim  ^Nichterscheinen  zur  Zahlung  des  Wergeides  verpflichtete  (Sachsp. 
IL  5.  §.  1  gibt  ihren  Grund)  Homeyer  im  Reg.  z,  Sachsp.  S.  296  f.,  Stobbe  8. 
117  ff.,  Platner  8.  50  ff. 

*  Selbscolo,  selbschol.    Andere  AusdrQcke  bei  Stobbe  8.  120. 

>  KL  Eaiserr.  n.  45.,  «Der  bürge  wirdet,  der  sal  wissen,  daz  wan  er  Ter- 
brichet  einen  Tag  wider  dez  willen,  gen  dem  er  ist  bürge  worden,  so  hat 
er  sich  selb'  schuldig  gemacht,  Tnd  sal  man  an  im  richten  fQr  daz  gut,  des  er  bürge 
worden  ist,  ynd  nit  an  dem,  der  die  schulde  schuldig  ist^  Lüb.  Recht  m.  5.  1. 
Kraut  §.  142  Nr.  25.  Wegen  Zinsen  liegt  der  Grund  im  §.  164,  wegen  der 
Früchte  im  i,  147,  wegen  des  Schadens  darin,  dass  der  Bürge  nur  übernimmt, 
was  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Errichtung  schuldete  und  weil  sich  bei  der  Be- 
schaffenheit des  Geschäfts  der  Gläubiger  den  Schaden  selbst  zuschreiben  muss. 

<  L.  Burg.  XIX.  5.  8.  Walter  §.  531  versteht  diese  Ton  unmittelbarem 
Halten  ßjt  den  Bürgen.  Mit  Recht  hat  Platner  8.  98  f.  dem  entgegengesetzt, 
^constrictum  atque  compulsum  debitum*^  setze  ein  Auffordern  des  Schuldners 
voraus.  L.  Burg.  XIX.  10.  11  spricht  nicht,  wie  Walter  sagt,  von  „ohne  Wei- 
teres pfänden,^  sondern:  „Quioumque  voluerit  satisfacere  debitori,  et  necesse 
fuerit  fidejussorem  suum  pignorare.^  „8i  vero  fidejussorem  snum 
pignoraverit.*'  Was  dazu  nöthig  sei,  sagt  sie  nicht,  es  ergibt  sich  aus  dem  Vor- 
hergehenden. Ans  Addit.  I.  9.  lässt  sich  nichts  folgern.  Damit  stimmt  Addit.  IL  7. 
„Si  quis  fidejussorem  acceperit,  et  ante  cum  pignorare  praesumpserit,  quam  auc- 
torem  suum,  cum  quo  causam  habet,  praesentibus  testibus  admonuerit  (dann  ist 
offenbar  das  debitum  ein  compulsum  et  constrictum),  pignora,  quae  toUere  praesump- 
serit, in  duplo  restituat.^  Hierin  liegt  also  keine  Aenderung.  Oulm.  Recht  m.  117. 
^So  sal  man  yrst  tzusprechen  demselb  schuldegen,  ab  man  yn  gehaben  mag, 
W68  im  denne  brooh  wirt,  und  syn  nicht  gehaben  mag,  da  sal  her  denne 
dem  Burgen  umme  tzusprechen,  der  sal  das  halden,  das  her  gelobit  hot.*^ 
Das  gleichlautende  Billwaerder  Recht  bei  Stobbe  8.  124.  Recht  v.  Eger  v. 
1279  (Gaupp  L  p.  192.)  §.  19.  Prager  Reohtsb.  art.  18L  Brünner  SohSffenb. 
art.  289  ff. 

^  Lüb.  Recht  (nota  5.).  Gail  Practioarum  observationum  etc.  libri  duo,  Colon. 
Agripp.  1588  fol.  L.  H.  obs  XXYH.  n.  30.  (p.  810)  ^tahs  consuetudo  est  in 
Austria,  ubi  necessario  fidejussor  post  moram  ante  principalem  sine  dis- 
eussione  oonveniri  debet:  alias  fidejussor  liberatur.^  Der  §.  1855  a,  b.  G.  B. 
steht  genau  auf  dieser  Gewohnheit,  weil  mit  der  Einmahnung  die  mora  begründet 
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emzelnen  Beehten  angenommeiv,  wenn  der  OlSobiger  des  Schuldners 
nicht  habhaft  werden  konnte.^  Die  Pflicht  des  Bürgen  erlischt  nicht 
durch  den  Tod  des  Scholdners,*  sondern  erst  durch  die  Tilgung ^^ 
odor  den  sonstigen  Fortfall  der  Schuld«ii  Sie  ging  jedoch  auf  die 
Erben  nicht  fiber.i^  Hieran  hidt  das  sachsische  Recht  fest  mit  einer 
Ausnahme  fOr  den  Fall,  wo  bei  Lebzeiten  die  Klage  bereits  angestellt 
war.i^  Im  süddeutschen  Bechte  fand  offenbar  aus  dem  rSmischen  die 
gegentheilige  Ansicht  Aufnahme^^  und  drang  auch  in  einzelne  nordliche 
Bechte  ein«  Hat  der  Bürge  für  den  Schuldner  geleistet,  so  kann  er  für 
die  Summe,  welche  er  leisten  musste,  allgemein  und  unbedingt,!^  nach 
einzelnen  Bechten  auch  für  die  Mehrauslagen,  welche  er,  um  seine  Bürg- 
schaft zu  losen,  machen  musste,^^  den  Hauptschuldner  zur  Zahlung  an- 
gehen. 


wird.  Branner  Sohdffenb.  art  297.  Die  Stolle  Bsp.  III.  85  o.  SohwBp.  o.  368. 
I.  L.,  882  W.  bezieht  Stobbe  8.  126.  auf  die  Bfirgschaft  zn  gesammtor  Hand, 
Fiatner  8.  95  erstore  anf  den  Beweis. 

•  Brfinner  Schöffenbnoli  297.    (Rössler  8.  187.) 

*  Sachsp.  !•  6.  2.,  L  9.  6.  ^Btirft  arer  jene  de^t  laten  solde,  sin  eone  nMs 
nicht  pflichtlioh  to  latene,  he  ne  hebbe't  seke  geloret  oder  bürgen  ror  gesät.** 

!•  Sachsp.  m.  85.  §.  8.    Magd.  B.  bei  Stobbe  8.  136. 

"  Hamb.  B.  t.  1270  HE.  1.  ,8o  wor  een  man  n.  eene  Tronwe  an  eohtoehop 
tosamende  komet  n.  so  we  borge  wert  nnune  de  medegift  an  jeweder  Bjde,  den 
schal  men  beclagen  bynnen  tween  jaren,  und  beelaget  men  ene  nicht  bynoen  der 
besohedenen  tftj  he  schal  dar  äff  ledioh  wesen.^  Stobbe  a.  a.  0.  Wiener  B. 
T.  1425. 

IS  L.  Burg.  LXXXIL  2.  Hlud.  IL  Gap.  a.  875.  o.  42.  „8i  de  nna  caosa 
plnres  fi  de  in  Stores  dati  fnerint,  et  unns  ex  ipsis  fideinssoribos  mortnus  fnerit, 
üt  proinde  cansam  snam  non  perdat,  sed  pro  eo  qui  de  iUis  fideiasaoribns  Tivi  sant, 
solratar  qaod  promisit*'  Sachsp«  I.  6.  §.  2.  (rgL  L  9.  §.  6.)  spricht  durchaus 
nicht  dagegen.  Sachs.  Weichb.  art.  106.  Vernu  Sachep.  IIL  12.  1.  «Welch 
man  ejn  bärge  wert  Tor  den  andern  nmbe  schult,  storbetder,  der  irbet  dy  bürge- 
Schaft  nicht  uf  sinen  erben.  —  dist  4.  Yorstorbet  her  euch  in  der  Tor- 
elageten  zeith,  sine  erben  müssen  dy  schuld  gelden.  —  Nach  dist.  11.:  Dies  ca- 
pittol'  ist  aUes  Ton  schnltbnrgen,  u.  ist  landrechte,  wichbilderecht  u.  keyserreoht* 

—  Münch.  StadtpriT.  t.  1294:  „Es  sol  chain  borigschaft  se  Munichen  erben  an 
frowen  oder  an  chint,  es  si  danne  das  si  darumb  gelobt  habent  oder  lobent  ze 
gelton.«< 

IS  Yerm.  Ssp.  (nota  12.),  Goslar.  Stat  (GSschen  8.  71). 

»*  Schwsp.  c.  9.  W. 

1»  L.  Burg.  XDC  5.  9.  Stobbe  8.  180  f.,  Platner  8.  160  ff. 

!•  Diethmars.  Landr.  bei  Stobbe    8.    181  f.  Brfinner   SchSffenb.  art.  297. 

—  üeber  die  Frage,  ob  der  Bflrge  gegen  den  Glftubiger  compensiren  dar^ 
Stobbe  S.  125.  Platner  8.  161  tg^  der  mit  Recht  gestfitzt  anf  8 s p.  IIL  12.  §.  1 
die  Znlftssigkeit  Terwirft. 
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ni.  Eigenthfimlich  liegt  die  Saohe,  wenn  mehrere  Personen  Bich 
für  dieselbe  Schuld  yerbürgen,  womit  im  Erfolge  ganz  der  Fall  znsamm^i- 
trifft,  wenn  überhaupt  mehrere  Hauptverpflichtete  yorhanden 
sind.  Hiefür  kennt  das  Recht  zwei  Formen.  Haben  sich  Mehrere  un- 
abhängig von  einander  zur  Zahlung  einer  Schuld  verbürgt,  so 
haftet  Jeder  nur  nach  Yerhältniss,  wird  also  durch  Zahlung  seines  An- 
theils  frei  und  haftet  nicht  für  den  ausfallenden  Theil.  eines  anderen.!^ 


17  SaohBp.  nL  9.  §•  2.  nach  der  bei  Homeyer  in  der  Kote  U.  (8.  308)  an- 
gegebenen Form  von  drei  Codd.:  „Borghet  mer  Indes  den  en  man  enen  beola- 
geden  man  nmbe  ungherichte  vor  gheriohte  to  bringende,  nnde  ne  kome  he  nicht 
vore  to  recht  tit,  men  delet  nppe  se  alle  en  ghewedde  nnde  en  were« 
ghelt.  Des  aal  man  bc  ran  gheriohtes  halyen  twinghen  to  goldene  ghelike,  also 
yerre  so  se  it  ghelden  moghen.  —  Hebbet  se  alle  to  samene  gheloTOt  ir 
nen  n'is  nicht  ledioh,  er  it  allet  yerghnlden  is.  Swe  aver  enen  del 
gheloTot  hevet,  he  is't  ledich  of  he  sin  del  gheldet.*^  Auf  diese  Stelle  hat  S  to bb e 
anfmerksam  gemacht.  Hamb.  R.  t.  1270.  YIL  8.  Vorm.  Sgp.  lEL  12.  8.  „ Werden 
me  Inton  borgen  wen  eyner  nnd  geloben  siecht  ror  dy  schnlt,  wer  or  denne  abe- 
Btet,  do  kempt  iczlicher  mit  siner  anczal  ron.  Sterbet  abir  der  borgen  idht  abe,  das 
en  schadet  den  andern  nicht.  Der  schade  ist  eynes  selber,  kegen  dem  goBprochen 
wax.^  11.  9 Werden  euch  me  Inte  bargen  vor  eyn  wergelt  eyner  sache  n.  eyner 
gelobet  hnte,  der  ander  mome,  der  dritte  obermome,  so  das  sy  nicht  by  enander 
sin,  wen  sy  bargen  werden,  yorfellet  sich  das  wergelt,  doch  ist  keyner  phlichtig 
zoa  gebene  das  wergelt  mit  enander,  ab  he  wol  gelobet  had  alleyne,  sandem  sy 
snllin  daz  mit  enander  geben*  Welcher  ander  den  Btarbe,  nmbe  des  teyl  leden  dy 
andern  keyne  nod,  wen  nj  nicht  mit  gesampter  band  gdobet  hatten.''  Wiener 
Btadtr.  t.  1435.  «Setzt  ain  man  vier  oder  fünf  pnrgel  xl  das  yglicher  porgel  wirt 
nur  for  sein  tail,  n.  werdent  darnach  an  gesprochen  vor  gerichte,  so  anntwnrt  yeez«- 
Uoher  mit  recht  nor  for  sein  tail,  man  bew&r  dann  gegen  in  das  sy  znaam  gelobt 
habe,  so  mnoB  yedweder  besander  anntwnrten  nmb  die  ganczen  pargelschafft  oder 
wie  er  dann  an  gesprochen  wirt.  Ist  das  der  enprist,  der  ist  für  sich  ain  enpriest 
nnd  mnessen  die  andern  antwarten  ainer  nach  dem  andern  dar  nach  nnd  man 
sy  anspricht.^  Bot  id.  Lüb.  B.  IH  5.  2.  „So  zween,  drey  oder  mehr  in  gemein 
Bärge  würden  für  ein  aoif  eine  Samma  Geldes  n.  solch  Geld  aaff  bestimmte  Zeit 
nicht  aaskommen  würde,  bo  müssen  die  Bürgen  sammtliohen  ein  jeder  seine  Quotam 
zahlen.  Würden  sie  aber  ein  für  alle  gelobet  haben,  so  mag  der  Creditor  alle 
Bürgen  oder  aber  einen  nnter  ihnen,  welchen  er  wolle,  nm  die  Zahlnng  ansprechen, 
n*  da  er  alsdann  nicht  bezahlet  würde,  von  den  andern  oder  so  etzliche  davon  yer- 
storben  ron  derselben  erben  solches  fordern,  bisz  zn  der  gantzen  Bezahlung,  dess 
haben  sie  doch  ihren  Begresz  von  den  andern  Mitlebem  oder  derselben  Erben, 
solches  wiederum  zn  fordern.'  Sehr  anaführlich  nnd  im  Ganzen  gleich  sind  die  Be- 
Btimmnngen  des  Prager  Bechtsb.  art.  8.- 11.  davon  sehr  scharf  nnterschieden  art  10; 
5iYo  Tile  lente  globen  mit  einander  ein  geld  za  geben,  gibt  iolicher  sein  tayl, 
81  sind  ledig,  gildet  einer  nnd  der  andere  nicht,  dye  golden  haben,  dy  sind  le- 
d]g.<*    Brünner  Schöffenb.  art  152. 
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Dieses  Yerhaltiiiss  erscheint  als  die  Regel.  Hatten  aber  Mehrere  zu 
gesammter  Hand^i^  gei  es  in  einem  Akte  ohne  aosdrfickliche  Er- 
kläning  über  ihr  Yerhältniss,  sei  es  mit  unzweideatigem  Willen  der  ge- 
meinsamen Yerpflichtnng,  eine  Schuld  fibemommen,  so  hafteten  sie 
gegenüber  dem  Qlänbiger  wie  der  Haupt  sc  haldner  sämmt- 
lieh  für  das  Qanze.^*  Bezüglich  des  Bechts,  sie  in  Ansprach  zu 
nehmen,  weichen  aber  die  Bestimmnngen  darin  von  einander  ab,  dass 
nach  einigen  der  Glaubiger  sich  von  Yomherein  halten  kann  an  jeden 
Einzelnen  nach  freier  Wahl,  und,  im  Falle  er  nicht  befriedigt  wird,  an 
einen  Anderen  und  somit  an  Alle,><^  nach  anderen  aber  Alle  zugleich  in 
Anspruch  nehmen  muss  und  erst  für  den  Ausfall  auf  jeden  Anderen 
zurückgehen  kann.^i  Unter  sich  können  aber  die  als  Mitbürgen  zu 
gesammter  Hand  Yerpflichteten  gegen  einander  so  ihren  Ansprach 


i>  Stobbe  8.  145  ff.  Platner  8.  114  ff.  Ansdraeke:  conjuneta  manu, 
in  Bolidam,  pari  manu,  toBsmene,  mit  gesaminder  hant,  einer  ffir  alle, 
sammt  nnd  sonders.  Stobbe  erörtert  dieses  Verhältniss  ancb  Iftr  die  Gesell- 
schaft, die  Miterben,  die  Verhaftang  von  üntertbanen,  Bürgen  für  die  8ohiilden 
des  Landeeherm,  yon  Mitbürgen  an  fremde  Personen. 

^'  Tom  Vertrage  selbst  hing  es  aber  ab,  ob  mehrere  Bürgen  mit  dem  Haapt- 
sohnldner  prindpaliter  oder  erst  als  Bürgen,  also  subsidiarisch,  sfimmtlich  haften 
wollten.  Wenn  auch  nur  ein  Bürge  mit  dem  Hanptscholdner  sich  xu  gesammter 
Hand  verpflichtet,  fllllt  seine  Bürgeneigenschaft  gegenüber  dem  Gläubiger  fort 

*«  Angsb.  Stadtr.  v.  1276.  c.  389.  Soester  Schrae.  y.  1350  a.  52.  Wiener 
Stadtr.  T.  1435.    Prager  Stat.  art.  125.  Beyid.  Lüb.  Recht  HL  5.  2.  Absati  9. 

s^  Dies  finde  ich  in  Saohsp.  IQ.  85.  §§.  1,  2:  ^STar  mer  lüde  den  ein  ge- 
loren  to  samene  en  weregeU  oder  en  ander  gelt,  al  sin  sie  it  plichtlich 
to  lestene,  die  wiie  it  nnyergulden  is,  unde  nicht  ir  je  welk  al,  mer  manlik 
also  Tele  also  ime  geboret,  unde  also  yem  als  man  in  dar  to  gednngen 
mach  Ton  gerichtes  haWen  die,  deme  it  dar  geloyet  is,  oder  die  it  mit  ime  gdo- 
rede,  of  he  it  tot  ine  yei^^den  heyet  —  Geloyen  ok  yele  lüde  enem  manne 
ene  scult  to  geldene,  unde  untyan  dat  geloyede  mer  lüde,  syar  man  jeneme 
lestot,  deme  man  gelden  sal,  oder  mit  einen  minnen  maket,  dar  heyet  man  in 
allen  gelest,  den  man's  geloyet  hadde."  Yerm.  Ssp.  IH.  12.  9.  10.  „Geloben 
luto  mit  gesamptor  hand  n.  werden  bürgen  nmbe  dy  schult  werden  sj  denne  dor- 
nmbe  beclaget  mit  reohto,  si  müssen  dy  schult  gelden,  dy  wile  or  eyner  lebete, 
glich  mit  enander,  denne  dy  gesampten  hand  erbet  or  eyner  uf  den 
andern,  abir  nicht  nf  sine  erben.  —  Wer  den  der  lecztor  werde  yor  dy  gesamptor 
hand  n.  dy  andern  abgestorben  wer,  wurde  denne  dy  schuld  ozuleoz  irdaget  mit 
rechte,  daz  der  die  schuld  schuldig  wer  worden,  stürbe  he,  sy  irbeto  uf  sine  erben, 
dy  .muston  sy  gelden.'  Ebenso  Schwabsp.  c.  9.  —  Prag  er  Rechtsbuch  art  11. 
„Geloben  aber  yil  leut  ein  geld  einem  manne  mit  gesamptor  haut  zu  gebin, 
gelden  sie  alle  biz  auf  einen  oder  auf  zwen,  si  sind  doch  nicht  ledig,  <z  sey 
alles  gegolden,  wenne  glübto  bricht  alles  recht*^ 
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geltend  machen,  dasB  im  Falle  der  Zahlnngsunfahigkeit  des  Hanptschold- 
ners  ein  jeder,  der  über  seinen  Antheil  geleistet  hat,  den  Ueberschass 
von  den  anderen  nach  Yerhältniss  der  Antbeile  fordern  kann,  wie  es 
denn  ebenso  dem  zu  dem  Hauptschnldner  als  Selbstschuldner  tretenden 
Borgen  und  bei  mehreren  Gesammtburgen  dem  Zahlenden  freisteht,  sich 
an  den  Hauptschuldner  zu  halten. 

lY«  Was  endlich  die  Fähigkeit  zur  Uebernahme  einer 
Bürgschaft  betrifiEt^  so  erfordert  diese  Handlungsfähigkeit^^  Ausser- 
dem war  der  Gläubiger,  wo  er  einen  Bürgen  fordern  konnte  oder  an- 
nehmen muBste,  nur  zur  Annahme  eines  solchen  verpflichtet,  der  ein  das 
Bürgschaftsobjekt  deckendes  Vermögen  erwiesenermassen  besass.^^ 

§.  159. 

2.  Dnreh  Pfandbestellvag.  * 

I.  Ein  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  äusserst  häufiges  Sicherungs- 
mittel bildet  die  Hingabe  einer  beweglichen  Sache  an  den  Gläubi- 
ger zur  Deckung  der  Verpflichtung  im  Falle  der  Nichtleistung  (wadium, 
wetti,  Wedde,  Satzung,  Weddeschat  —  setzen,  versetzen,  einsetzen).^ 


>>  Hamb.  Stadtr.  11.  6.  2.  bei  Kraut  Nr.  20  sohliesst  aus  Weiber,  Knaben 
unter  18  Jahren  ohne  ihre  Curatoren  und  Yonnünder.    Vgl.  Platner  S.  14  ff. 

>*  L.  Burg.  LXXXm.  1.  spricht  von  einem  ,,fidejuBBOr  idoneus,^  Sachs p. 
n.  10.  §.  2.    Brunn  er  SchSffenb.  art.  290.  867. 

*  G«  0.  T.  Madai,  die  Satzung  des  älteren  deutschen,  insbesondere  des  säch- 
sischen Landrechts  und  ihre  Fortentwicklung  in  Zeit  sehr.  f.  d.  B.  YIII.  (1843) 
S.  284  bis  825.  Förster  Die  Verantwortl.  des  Satzungsgläubigers  nach  dem  Rechte 
des  M.  A.  in  Zeitschr.  f.  d.  B.  IX.  S.  101  ff.  Budde  Das  Yerh.  der  älteren  deutsch. 
Satzung  zum  Eigenthum,  insbes.  nach  dem  System  des  Sachsp.  daselbst  S.  411  ff.  G. 
Beseler  Die  gerichtliche  Auflassung  in  dem  mecklenburg.  Hypothekenrecht  daselbst 
X.  S.  105  ff.  Y.  y.  Meibom  Das  deutsche  Pfandrecht,  Marb.  1867  (Becension  von 
Stobbe  in  Krit.  Yierteljahrssohr.  IX.  8.  285  ff.).  Stobbe  Handbuch  TL,  S.  262  ff. 
Kraut,  Grundriss  §.  102.    Ueber  die  Ausdrücke  Grimm  B.  A.  S.  618. 

>  Der  Ausdruck  Wette  (engl,  wed),  Wetteschatz  geht  zurück  auf  dieselbe 
Wurzel,  die  (vgl.  §.  156.  N.  6.)  demselben  Worte  in  anderer  Bedeutung  zu  Grunde 
liegt.  Sohm  Eheschliessung  S.  85  N.  28  hebt  gut  herror,  dass  es  die  gebundene 
Sache  (res  obligata  der  BSmer)  bezeichne.  —  Das  wirkliche  Geben  in  des  Gläubigers 
Besitz  setzen  die  meisten  SteUen  voraus,  indem  sie  Ton  dare,  tradere  sprechen. 
Sehr  deutlich  B  a  i  e  r.  L  a n  d  r.  bei  Kraut  n.  18.  Jura  cirit.  I^ordhusae 
das.  n.  14. 

Gegen  die  ältere  Annahme  eines  widerruflichen  Eigenthums,  das  Ma- 
dai a.  a.  O.  8.  285  ff.  aus  Ssp.  IL  24.  2.  L  58.  8.  I.  70.  2.  u.  a.  folgert,  Budde 
8.  411—489. 
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Die  Sache  war  entweder  ein  liegendes»  Eaatenj^fand,  oder  ein  essen- 
des, zehrendes  Pfand.  Was  die  Gefahr'  betrifft,  so  trog  sie  bei 
dem  Ei stenp fände  nach  dem  älteren  Rechte ,  welches  sich  noch  im 
Sachsenspiegel  und  anderen  Quellen  des  13.  Jahrhunderts  erhielt  ^  der 
Glaubiger  unbedingt,  jedoch  so,  dass  er  beim  Untergange  den  Werth 
des  Pfandes  gegen  die  Schuld  bis  zu  deren  Betrage  aufrechnete.^  Viele 
Rechte  lassen  aber  theils  schon  aus  früherer  Zeit,  theils  seit  dem 
14.  Jahrb.  den  Empfanger  nur  für  seine  Schuld  haften,^  so  dass  den 
Zufall  der  Eigenthümer  trug.  Wenn  ein  essendes  Pfand  ohne 
Sdiuld  des  Inhabers  den  gemeinen  Tod  fand,  so  brauchte  der  Gläu- 
biger es  nicht  zu  ersetzen,  verlor  aber  nach  manchen  Rechten  seine 
Forderung.^  Andere  hingegen  behalten  ihm  für  diesen  Fall  dieselbe  vor,« 
oder  machen  noch  Unterscheidungen.  Löste  der  Schuldner  die  Schuld 
zur  Yerfallzeit  oder  auf  die  Mahnung  des  Gläubigers  nicht  ein,  so  kam 
es  nach  meistens  dreimaligen  in  vierzehntägigen  Zwischenräumen  erfolgten 
Aufibrderungen  zum  gerichtlichen  Yerstrich.^  Den  Mehrerlos  konnte 
nach  einigen  Rechten  der  Gläubiger  behalten,^  nach  anderen  musste  er 
ihn  dem  Schuldner  geben,  welcher  den  Abgang  stets  zu  ersetzen  hatte.* 
II.  An  Eigen  kennt  die  ältere  Zeit  wie  das  frühere  Mittelalter,  mit 
einer  auf  dem  romischen  Rechte  beruhenden  Ausnahme,  nur  eine  Satzung 
mit  Uebertragung  der  Gewere  an  den  Gläubiger.  Ihre  Form 
ist  dieselbe  wie  bei  der  Auflassung.^o  Als  Object  erscheinen  alle  Arten 
von  Eigeu,  selbst  Lehen  und  Länder.  ^^    Bei  Häusern  und  sonstigen  dem 


s  Ausser  F.  Förster,  Stobbe  a.  a.  0.  S.  251—275. 

*  L.  Yisig^.  Y.  6.  4.  Saohsp.  III.  5.  S.  4.  Schwsp.  o.  212  W.  Yerm.  Bsp. 
m.  17.  18.    Goslar.  Stat  8.  82.  u.  a.  bei  Förster  S.  120  £ 

*  Lüb.  B.  lY.  98.  Hünchener  Stadtr.  105.  (Bair.  Laadr.  281.).  Priva  Otto- 
kars  für  die  Prag  er  Jnden  t.  1254  §  7.  Ebenso  das  F  rankt  Recht,  Yerm.  Bsp. 
IIL  17.  7.    Angsb.  Recht  n.  a. 

»  Saohsp.  III.  5.  g.  5.  Sohwsp.  o.  212.  Magdeb.  R.  y.  1804.  Art.  88. 
Yerm.  Ssp.  lY.  42.  20.    Brem.  R.  t.  1428  xl  a. 

*  Wiener  Siadtr.  t.  1485.  Andere  speoielle  Bestimmungen  weisen  die  bei 
Förster  genau  angeführten  Quellen  nach.  Dessen  Ansiohten  werden  durch  die 
Ausf&hrungen  Ton  Stobbe  widerlegt 

7  Yerm.  Ssp.  11.  18.  1.  2.    Andere  bei  Kraut. 
«  Freiberg.  St  das.  n.  26. 

*  Bair.  Landr.  das.  n.  27. 

10  Säohs.  Lehnr.  Art  55.  §.  8.  Lab.  R.  y.  1240  Art  18.  Bair.  Landr. 
bei  Kraut  n.  2Z  ^Wer  erb  und  aigen  su  pfaat  wü  setsen,  der  sol  das  thun  ror 
gericht  in  offner  sohraone  und  das  sol  man  schreiben  in  das  gerichtbuoh.* 
Errichtung  auch  durch  aussergerichtlichen  Akt  bei  y.  Meibom  S.  821  ff. 
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Untergänge  ausgesetzten  Sachen  trag  die  Gefahr  derGlaubiger^i'  wobei 
der  Untergang  dieselbe  F,olge  als  der  von  Thieren  herbeiführte.  Die 
Früchte  bezog  der  Gläubiger, ^^  soforn  nicht  durch  den  Vertrag  ein 
Anderes  bestimmt  wurde. ^^  Wurde  die  Schuld  nicht  gezahlt,  so  fand 
der  Verkauf  auf  die  ge wohnliche  Weise  durch  das  Gericht  statt;  jedoch 
findet  sich  auch  oft  die  Verabredung ,  dass  der  Glaubiger  alsdann  die 
Bache  behalten  dürfe  für  die  Forderung.!^ 

m.  Ohne  Uebertragung  der  Gewere  findet  sich  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  den  Städten,  wo  die  Ueberlassung  der  Gewere  nur 
selten  mit  dem  Interesse  der  Schuldner  vereinbar  war,  eine  Satzung 
an  Eigen  durch  Ausstellung  einer  Urkunde  Tor  Gericht  oder  vor  dem 
Stadtrathe  und  durch  die  Einschreibung  in  dem  Grundbuche,  i«  In  Folge 


>i  Urkunden  bei  Kraut,  ein  Beispiel  oben  §.  77.  Dabei  kam  die  Hnldigung 
mit  der  Tollen  Ansübang  landesherrlicher  Gewalt  Tor. 

1'  Medebaoher  Priyil.  v.  1165.  §.  13.  (Seibertz  n.  55.):  «Si  domum  snam 
aüqais  et  cartim  in  uadio  posuit  nni  oiaium  saorum,  si  domus  et  alia  edificia  oom- 
basta  fuerint,  si  ille  domum  reedificare  poterit,  uadimonium  illius  erit,  qni  ei  pecu- 
niam  suam  praestiterat,  siout  ante  fait:  si  uero  domam  suam  reedificare  non  uoluc- 
rit,  qnod  remansit  de  igne  cum  possessione  det  ilU,  cujus  uadimoninm  prius  faerat 
et  sie  se  absolnat  Creditor  postea,  quantnmcanqae  debiti  saperest  niohil  amplins 
ab  eo  eztorquere  seonndum  nostram  justiciam  possit.^  Aelt  So  est  er  Stadtr.  §.  81. 
(Seibertz  n.  42.):  «Item  si  qnis  domum  suam  uel  qnelibet  edificia  in  pignore  de- 
derit  et  illa  Igne.  uel  alio  casu  perierint.  si  uolet  is  cuius  erant  edificia  restituere 
alia.  et  hec  erunt  ut  ante,  pignus  creditoris.  quod  si  non  uult.  relinquet  credi- 
tori  reliquias  incendii  uel  ruine.  et  fundnm  pro  pignore.  sie  creditor  nil  amplius 
potest  petere.  Si  uero  dominus  fand!  reliquias  inuaserit.  potest  creditor  ab  eo  sum- 
mam  expetere  creditomm.^  Lüneb.  B.  bei  Stobbe  Zur  Oescb,  des  Yertragsr. 
8.  266,  der  hier  u.  S.  269  fg.  weiter  Aber  diesen  Punkt  handelt. 

1*  Kraut  n.  83  ff.  Nr.  33.  eine  Verpfändung  der  blossen  Einkflnfte. 

1«  Urk.  Erzb.  Philipps  Ton  Göln  y.  1182.  Gflnther  Cod.  Bheno -Mosel. 
L  p.  489. 

i>  Kraut  10.  40.  41.    EinlQsangsreoht  n.  11.  88. 

1"  Bair.  Landr.  bei  Kraut  n.  42.  „wer  dem  anderen  pfant  antwurt,  das 
aign  oder  lehn  ist  und  das  pfant  dennoch  in  seiner  Gewalt  bleibt  und 
da  er  es  jenem,  dem  er  es  gesetzt  hat,  ze  hant  nicht  untertflnig  macht,  —  da  sei 
er  im  brief  über  geben  mit  seinem  insigel  —  und  mit  gerichtz  insigel''  — 
Hagdeb.  Frag.  I.  6.  8.  das  n.  43.  »Wirt  einem  ein  erbe  vor  gericht  gesatzt, 
der  hat  eine  rechte  Qewere  daran,  (ob  jener,  der  es  setzt,  nu  wol  blib  in  dem 
erbe).^  Ueber  die  letztere  Stelle  Tgl.  Stobbe  Gewere  S.  479,  Heusler  S.  196. 
Die  Dingliohkeit  wurde  allmftlig  durch  Verbote  der  Verftusserung  oder  Verabredung 
der  XJnyerftusserliohkeit  vor  Bezahlung  der  Schuld  sichergestellt:  t.  Meibom  S.864| 
428  f.  Roth  Die  Hausbriefe  des  Augsburger  und  Begensburger  Beohts  in  Zeitschr. 
t  BG.  X.  854.  F.  Bisohoff  Ueber  Verpfändung  der  Haus-  nnd  Grundbriefe  (Steierm. 
Q.  Kftmthen)  daselbst  XU.  87  ff. 
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davon  konnte  er  im  Falle  der  Nichterfüllung  nach  frachtloser  dreimaliger 
Aufbietang  des  Pfandes  den  Verkauf  des  Guts  durch  das  Gericht  ver- 
langen und  sich  aus  dem  Erlose  bezahlt  machen,  mit  Abgabe  des  Mehr- 
betrags, oder  auch  sich  selbst  nach  Schätzung  das  Gut  einantworten 
lassen.  17  Mit  dem  Eindringen  des  romischen  Hechts  entstanden  man- 
cherlei Modifikationen  des  deutschen  Systems.  Dieses  hatte  aber  durch 
die  allmälige  Sitte,  die  Yerpfandungen  von  Immobilien  ohne  Bestizüber- 
tragung  in  eigene  Bücher  (PCandbücher,  Hypothekenbücher,  Yerfach- 
bücher)  oder  in  die  gewöhnlichen  Grundbücher  einzutragen,  welche  weder 
generelle  noch  stillschweigende  Pfandrechte  zuliess,  die  Mitwirkung  der 
öffentlichen  Behörde  forderte,  eine  unbedingte  gegen  und  für  jeden 
Dritten  wirkende  Publizität  sicherte,  eine  solche  Bedeutung  für  den 
Bealkredit  erlangt,  dass  man  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  dasselbe 
ziemlich  allgemein  annahm,  i^ 

§.  160. 

S«  ArrfeA.   BhreBitrmfea.   £talsg«r.      • 

L  Das  Handgel  d,i  bestehend  in  einer  im  Verhältniss  zum  Werthe 
des  Yertragsgegenstandes  unbedeutenden  Summe,  hat  im  alten  Rechte 
die  Function,  einen  Yertrag  verbindlich  zu  machen,  welcher  eine  Leistung 
zu  seiner  Perfection  erfordert,  bevor  diese  erfolgt  ist.*  Mit  der  Hin- 
gabe desselben  als  eines  Scheinpreises  wird  der  Yertrag  rechtsver- 
bindlich; zur  offenbaren  Feststellung  dessen,  wurde  es  weder  ange- 
rechnet, noch  berechtigte  ein  Yerzicht  darauf  zum  Bücktritt,  vielmehr 
wurde  es  entweder  bei  Abschluss  des  Yertrags  verzehrt  (Wein kauf, 


"  Krant  n.  44  ff.  Die  Goslar.  Stataten  lassen  anBdrfioklich  das  Tom  Eigen- 
thümer  bestellte  Hiethrecht  durch  den  Verkauf  untergehen.  Ueber  den  Zwangs- 
Y  er  kauf  yon  Eigen  und  Erbe  ohne  Satzung  dae.  n.  54.  56.  Num.  53.  (Hamb. 
Stat.  T.  1270.  IX.  19.)  läset  ihn  erst  zu,  wenn  kein  anderes  YermSgen  da  ist.  — 
Alle  diese  Quellen  kennen  nur  das  Beoht  des  Gläubigers  auf  die  Sache,  erwähnen 
aber  keines  weiteren  Anspruches  des  Gläubigers  an  die  Person  des  Sohuldners.  — 
Yerpfändung  des  ganzen  Vermögens  Kraut  n.  58 — 60.,  r.  Meibom  8.  418. 
Stobbe  n.  8.  278  f. 

i>  Fdr  die  neuere  und  neueste  Entwicklung  hat  Stobbe  ü.  S.  281—860  eine 
Darstellung  geliefert,  welche  die  Literatur  und  Gesetze  ToUständig  anführt. 

1  Sohm  Eheschliessung  S.  28  ff.  hebt  zuerst  die  Bedeutung  der  arrha  hervor, 
auch  gegen  Siegel  Das  Versprechen  als  Verpfliohtungsgprund  S.  27  ft.  —  Ausdrücke: 
arrha,  launiohild  (Langob.),  Drangeid,  Draufgeld,  Haftgeld. 

*  Ediot.  Lintpr.  73«  „De  donatione,  quae  sine  launigfld  aut  sine  thingatione 
[formelle  Absohliessung]  facta  est,  menime  stare  deyeat* 
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Lidkauf)  oder  zu  mildthatigen  Zwecken :  für  die  Armen,  die  Kirche  yer- 
wendet.  Daher  steht  der  Weinkauf  dem  Gottespfennig  gleich.  ^  Ver- 
einzelt kommt  aber  schon  früh  das  Handgeld  auch  als  Sicherungs- 
mittel Tor,  hat  somit  die  Function  eines  Beugeides,  eines  Pfandes  und 
wird  erstattet  oder  angerechnet.  ^  Hat  auch  das  romische  Recht  dazu  bei- 
getragen, dass  die  letztere  Bedeutung  überwog,  so  ist  doch  der  Charakter 
der  arrha  als  eines  den  Abschluss  des  Vertrags  sichernden  Mittels  im 
heutigen  Bechte  insbesondere  füt  die  Miethe  von  Gesinde  und  Wohnungen 
geblieben.  ^ 

n.  Zur  Bestärkung  der  Verträge  und  zur  Bewirkung  fester  Er- 
füllung finden  wir  ziemlich  früh,  jedoch  in  allmälig  yeränderter  Gestalt 
das  Einsetzen  der  Ehre  mit  dem  Bechte  für  den  Gläubiger  im  Falle 
des  Wortbruches,  den  Schuldner  an  seiner  Ehre  zu  "kränken  (Schel- 
menschelten u.  a.).^    Dies  wurde  durch  die  Beichsgesetze  ^  verboten« 

ni.  Besonders  häufig  und  wirksam  war  aber  an  Stelle  des  alten 
Begebens  in  Geiselschaft  im  Mittelalter  die  in  den  Schuld -Urkunden 
übernommene  Verpflichtung,  im  Falle  der  Nichterfüllung  sich  an  einen 


*  Justit.  Lnbeo.  bei  Erant  §.  124.  Nr.  2.  ^Si  quis  denarium  sanoti  spi- 
riiUB  super  oontraota  vel  meroatione  aliqua  erogaTerit,  idem  est  ao  fti  meroipotum 
dederit.  Si  Tero  ani  eorum  emtio  dlBplicet  anfceqaampedemznatayerit,  denarium 
sanoti  epiritus  aut  restituere  aut  recipere  poterit,  quod  pede  mntato  facere  neuter 
eorum  poterit.**  Lttb.  R.  y.  1240  Axt,  79  (das.  Nr.  8).  «So  we  so  deme  anderen 
gilt  des  hilegen  geystes  pennige  up  enen  kop,  oder  up  en  gelovede,  dat  is 
also  stede,  also  he  hebbe  den  litkopgegeyen.^  Brünner  Sohöffenb.  art  280.  „Post- 
quam  ....  denarium,  qui  vnlgariter  ^goczphenig^  dioitur,  qui  omnem  oontr ac- 
tum fori  ratifioat,  venditionis  testimonium  ab  eo  reoepisset  .  •  ." 

*  Antiqua  Wisig.  207,  Lex  Wisig.  V.  4.  4.^  U  Bajuv.  XVI.  10;  XVn,  8. 
Auch  im  späteren  Bechte,  wie  die  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  angeführte 
erste  Stelle  zeigt  (andere  bei  Siegel  S.  88),  hat  sie  nooh  diesen  Charakter. 

*  Ueber  das  Versprechen  einer  C on Yen tio na  1  strafe,  das  zu  den  mannig- 
faltigsten Zwecken  geschehen  konnte,  aber  in  ältester  Zeit  stets  durch  fides  facta, 
durch  wadium  dare  geschah:  S.ohm  fiheschliessnng  S«  42  iL  Vgl.  unten  §.  166. 

<  Grimm  B.A.  S.  612  t  Urk.  von  1478.  in  Freih.  y.  Gramer  Wetzlar. 
Nebenstunden  Th.  77.  S.  73.  „versprechen,  —  bej  unseren  Adlichen  Ehren,  wohlher- 
gebrachten gueten  Nahmen  und  wahren  Treuen  — •  auf  den  Tag  der  heiligen  Dreyer 
König  ~  8000  Thaler  zu  erlegen.  —  (Widrigen  Fall^)  iwollen  wir  •—  dem  E.  — 
vollkommene  Macht  und  Gewalt  zugestellt  haben,  unss  sambt  und  sonders 
oder  unsere  Erben  mit  schmähen,  Gemeldte  an  Pranger  oder  Eirchen- 
thüren,  oder  wo  es  ihnen  sonsten  geliebet,  anzuschlagen,  oder  sonsten  bey 
allen  Ehrenliebende.n  zu  höhnen,  sohmehen  und  verunglimpfen,  wie 
solche  die  ihr  Siegel  und  Zusage  nicht  in  acht  haben. *< 

»  B.  P.  0.  von  1577  Tit.  85  §.7. 
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he§liuMMidea  Ort  xa  begidien  und  Iris  nr  Zahhmg  diadbst  x«  Terweilen, 
diw  s.  g.  Einlager,  EinreiieB,  Leistmig,  obstaginiiL  Yfegeaä 
der  KOssbiiiidie  wurde  es  spitar  abgesehsft.  • 

§.  161. 
Y.  GeltendmsdiBiig. 

L  Ab  Mittel,  eine  Fordening  geltend  m  machen,  derrai  Erfalhuig 
zn  sicheni,  erscheint  das  Becht  der  anssergerichtlichen  Pfän- 
dung,! imd  zwar  a)  die  Pfandnng  Ton  Yieh,  das  anf  fremdem  Boden 
Schaden  macht*  Ihr  Zweck  bestand  ledi^ch  in  der  Sicherung  des 
Anspruches  ans  dem  Schaden  und  des  nothigen  Beweises.  Zu  dem  Ende 
mnsste  der  EigenthSmer  gerufen  und  der  Schaden  abgeschätzt  werden; 
alidann  nahm  er  seine  Sachen  zurück.   In  den  Rechten  des  Mittelaltera  > 


•  Ernst  Friedlinder  Das  Eislsger,  MfiaBier  186S.  L'otage  coDTentioii- 
nel  d'^ite  das  doeamento  du  mojeB  ige  per  Ch.  Le  Fort  in  Revss  de  Ifegislstion 
1874  p.  406  sqq.  Bnd.  L  enris  Tienn.  s.  1277  sent  de  obligato  ad  obataginn,  Bad. 
L  Caria  Balisboa.  a.  1281  eoast  paeis  e.  S.  B.  P.  O.  tob  1548  Tlt  17.  f.  S  Teriüeiet 
den  Yericanf  tob  ^OSttTenehreibang  aaf  BSrgaa  in  LsisteBg  ra  aulmen  gestallt^ 
aasMfbalb  des  Beiehs.  B.  P.  O.  t.  1577  Tit  17.  §.  10.  §.  IL  wiederiiolt  die  iltere 
Bestimnrang  Ar  bereits  aoagesteDte.  L  P.  O.  art  Ym.  §.  &  bdiilt  filr  Holstein 
dies  Beebt  tot.  —  Beispiele  Krant  {•  liS.  n.  15— >20,  worantar  eine  Urkande  tob 
1849,  worin  K.  Kari  IT.  es  Tsraprieht  Prager  Stat  art  23L  .Wer  leisten  wil 
oder  inlegen  gelobt  naeb  der  stet  reebt  sa  Pnig  der  seb<d  in  eines  piderben  Ban- 
nes bors  oder  in  sein  berberg  ein  t^  and  ein  ebonien,  wo  suui  im  dai  beeobeity 
nnd  sebol  dar  inne  xwasmal  essen  an  einem  tage,  als  man  nicht  Tastet,  nnd  sebol 
dar  inne  sein  bi  naebt  nnd  bi  tage,  nnd  sebol  dar  aas  niebt  entkornnran,  das  es  im 
sa  sdiaden  moeht  ehomen  an  dem  leib  oder  an  dem  gnt  an  yens  nrionbe,  dem  er  do 
leistt*  Uric  bei  Seiberts  n.  502  vom  10.  Min  1808,  worin  der  Stsbisebof  von 
K51n  eigenen  Unterdiaaen  gegenaber  das  Einlager  eingebt,  welebes  in  derselben  .ja- 
eeneia*  genannt  wird. 

1  Wilda  Das  POndangsreebt,  in  Zeitaebr.  t  D.  Beebt  I.  8.  187—820.  Oben 
§.  100.  Trnmmer  Merkwürdige  Ersebeinangen  der  Hambarger  Beeht^;esehieliie  IL 
8.  80  it  Delbrilk  Das  Pfibidnngsreeht  wegen  Sehnld  naeb  dem  Bflgen'sehen  Land* 
gebraaehe  in  Zeitsebr.  £  dentscb.  Beebt  XIL  8.  221—289.  t.  Meibom  Pfandr. 
8.  80  ft  Stobbe  Handb.  L  8.  478  IT.  Die  8teUnng  im  System  ut  Tersehieden 
(St ebbe  8.  479  Anm.  6),  die  bier  gewSklte  trifll  für  die  meisten  FftDe  so. 

•  L.  Bnrg.  ICTTTT  XU.  Visig.  TIIL  Tit  8.  e.  10  sqq.  Tit.  5.  c  1.  4.  Bot- 
bar. 844.  848  sqq.  888.  SaL  EL  Bip.  LXXXIL  Yerboten  ist  L.  Bajnr.  TTL 
L  §.  L  die  Pf&ndang  ausser  dorob  den  Biohtar.  L.  AI  am.  Lib.  IL  Tit.  LXXYL 
f.  1.  bombet  aaf  der  lex  89.  §.  2.  Dig.  ad.  leg.  AqolL  9.  2.  (Vgl  Merkel  in  den 
Amnerk.  p.  71).    t.  Bicbtbofen  Zar  Lex  Saxonnm  8.  12. 
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ersclieint  diese  Pfändung  ganz  in  derselben  Gestalt,  jedoch  mit  der  Be- 
stimmung, dass  das  Pfand  unter  Sffentliolie  Obhut  zu  setzen  ist^  und 
nach  einer  bestimmten  Zeit,  wenn  es  der  Eigenthümer  nicht  einlöst, 
yerkauft  werden  kann.^  Neben  dem  Ersätze  des  Schadens  kommt  eine 
Busse  Yor;  auf  diese  geben  einige  Hechte  dem  Pfänder  ein  unbedingtes 
Becht  und  fordern  die  Klage  erst  dann,  wenn  der  Schaden  jene  über- 
steigt. Die  Pflege  des  Viehes  muss  der  des  eigenen  gleichkommen, 
bezfiglich  der  Gefahr  verhält  es  sich  analog  wie  beim  gewöhnlichen 
Pfände*  b)  Eine  Pfändung  ist  im  Mittelalter  gestattet  an  einer  Person 
die  auf  fremdem  Boden  Schaden  thut»  ^  oder  an  ihren  Sachen.  Während 
in  diesen  beiden  Fällen  der  Gesichtspunkt  obwaltet,  sich  die  Gewissheit 
zu  sichern,  dass  man  sein  Becht  wegen  des  zugefügten  Schadens  be- 
komme, trat  unter  dem  Einflüsse  des  romischen  Bechts  in  der  späteren 
Zeit  dazu  die  Anschauung,  wegen  der  BesitzstSrung  pfbiden  zu 
dürfen,  welche  theilweiseim  heutigen  Bechte  yorwaltet.  c)  Der  Grund- 
herr hatte  gegenüber  dem  Pächter,  Grundholden,  der  Zinsherr  ge- 
genüber dem  Zinsmanne ,  der  Yermiether  gegenüber  dem  Miether  ein 
Becht,  wegen  der  bereits  fälligen  Zinsen  die  in  dem  Gute  oder  Haus 
befindlichen  Sachen  desselben  in  Beschlag  zu  nehmen.  ?  Dies  Pfändunga- 
recht  hat  sich  in  der  späteren  Zeit  umgewandelt  in  ein  Betentionsrecht 
des  Yermiethers  und  Yerpächters.  Dagegen  kann  das  neuere  Becht, 
die  Grundsteuern  durch  amtliche  Exekution  ohne  Prozess  einzuziehen 


*  Ssp.  n.  47.  §.  1.  Sohwsp.  0.  810.  W.  Sohädignngen  dnreb  Thiere  kann 
man  gegen  den  Eigenthflmer  geltend  machen,  wenn  derselbe  die  Gewere  behftlt; 
g^bt  er  sie  anf,  so  mnss  man  sieh  an  das  Vieh  selbst  halten«  Ssp«  IL  40.  Hagd« 
Bedht  bei  Ganpp  8.  249.    GOrL  das.  S.  881.    Gnlm  Y.  25  n«  a. 

4  Bohwsp.  0.  810«    Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  107« 

*  Egerer  Landfr«  E.  Wensels  y.  1889.  §«  24.  „Were  anoh  iemand,  kuntlioh 
redlich,  mflglich,  nnlaogenbar  schnlt  schuldig,  so  sol  er  es  vor  dem  Hanptman  des 
Lantfrids  zu  wissen  tun,  e  er  dafür  pfonde,  das  er  den,  der  da  schuldig  ist,  dammb 
Yersohribe,  und  das  er  danne  dem  man  schuldig  weret,  g^tliohen  bezahlte  und  rihten 
woUe;  wurde  darnach  der  darumb  pfänden  und  angrüfen,  mit  den  pfänden  sol  er 
pfentUoh  geüsren  und  in  das  nebste  Sloss  triben,  da  ein  geriht  ynne  ist;  das  doch 
desselben  der  da  gepfendet  ist,  nit  sy,  und  sint  es  essend  pfant,  die  sol  er  steen 
laa  drj  dag,  und  drj  naht:  Were  es  aber  ander  plant,  die  sol  er  lassen  steen  rier 
wuohen.*^ 

*  Sohwsp.  0.  281.  W.  Ssp.  IL  27.  4.  IL  28.  in.  20.  2. 

'  Curia  Batisbon.  Bud«  L  a.  1281  oonst.  pao.  o«  59.  (Leg.  11«  p.  480.):  „Es  pfen* 
det  ein  igelioh  man  sinen  hinndersazze  wol  an  fironboten  umb  sinen  zins  und  nmb 
sein  gulte.  Swes  an  diesem  buche  Tergezsen  ist,  dez  sal  man  rihten  naoh  dem 
alten  reht.^  Ssp.  L54.  §.  4.  ^Die  herre  mut  wol  panden  uppe  sime  gude  umme 
sin  geld,  dat  man  ime  von  sime  gude  gelovet  hebbet,  ane  des  riohteres  orlof.*^ 
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nicht  mehr  als  privatrechtliches  gelten«  d)  Wegen  sonstiger  Geld- 
schulden kommt  schon  in  den  Yolksrechten  ein  Pfandungsrecht  in 
verschiedener  Gestalt  vor.s  Im  Mittelalter  gilt  dasselbe  im  Allgemeinen* 
in  zwei  Fällen  als  erlaubt.  i<>  Einmal  wegen  Schulden,  die  als  |,kunt- 
liehe  redliche'^  notorisch  waren  oder  überhaupt  nicht  verredet wer- 
den konnten,  sodann  fQr  den  Fall,  dass  der  Schuldner  in  der  Schuld- 
verschreibung dem  Glaubiger  ausdrücklich  ein  Pfändungsrecht  zuge- 
standen hatte.  ^^  Der  erstere  Fall  fiel  theils  mit  dem  vorhergehenden 
zusammen,  theils  mit  der  geordneten  Justiz  fort.  Der  letztere  war  bis 
zum  17.  Jahrhundert  allmälig  dahin  umgestaltet  worden,  dass  man  in 
einer  solchen  Erklärung  einen  Yerzicht  auf  den  ordentlichen  Prozess 
und  die  gewohnliche  Exekution  annahm.  ^^ 


»  Siehe  die  im  §.  109  oitirten  Schriften. 

•  Dm  Brünner  Stadtr.  aus  dem  14.  Jahrh.  art  75.  (Bösaler  S.  861):  »Wier 
wellen  ob  nnsir purger  ainer  eim  lanthern  oder  eim  r i 1 1 e r  icht  parget  Tor  eim 
sohephen  oder  Tor  czwain  und  gilt  im  daz  nicht  czu  dem  tag,  bo  schol  er  sein 
leut  phenden  in  der  etat."  Art  199  das.  S.  394  gestattet  dem  Yiehhirten 
„er  mag  aach  das  yieoh  Ton  im  selben  wol  insliezzen  um  sein  Yerdientes  Ion.** 

^®  Die  zahlreichen  sonstigen  Verbote  enthalten  die  Landfrieden  von  der  s.  g. 
Treuga  Heinr.  anfangend.    Wil  da  S.  198  ff.    Walter  §.  538. 

11  Gonst.  Rujd.  L  a,  1281.  c.  59,  const.  pao.  ad  Rhenum  Alberti  L  a.  1801 
^Man  pfendet  öoh  wol  nmbe  kantliche  korngulte,  und  wingalte,  und  zinse,  und  gat 
daz  5ch  nut  an  den  landfrieden;  anderes  soll  nieman  den  andern  pfenden  ane 
gerihte.  Hett  sich  aber  ieman  verbunden  mit  sinen  brieven,  daz  man  in  pfenden 
snle  ane  gerihte,  den  sei  man  pfenden  an  sine  eigene,  an  sine  erbe,  an  sine  lehene, 
und  an  sine  pfände;  hett  aber  ein  gotzhus  oder  ein  oloster  gut  oder  lute  darflber 
er  Toget  ist,  an  dem  gute  und  an  den  laten  sol  men  in  nnt  pfenden«''  Egerer 
Landfr.  y.  1889.  §.  24.  Frankf.  y.  1898.  §.  6  setzt  die  Bedingungen  genau  fest, 
unter  denen  die  Pfftndung  dem  Landfrieden  entspricht,  von  1241  §.  2 — 5.  »Von 
der  Schuld,  die  kundtlioh  unlaugenbar  ist.*'  Landfr.  von  1495.  §,  9.  Reichs* 
kammergeriohtsordnung  Yon  1555  Th.  II.  Tit  XXIL,  Absoh.  des  Deput  Tags  zu 
Speyer  Yon  1600  §.  82.  (YgL  flbrigens  auch  die  §§.  29.  81.  88):  ^gleicher  Gestalt 
ist  gezweiffeit  worden,  ob  Mandata  sine  clausula  zu  erkennen,  da  einer  in  einer 
Yerschreibung  dem  Gläubiger  Macht  und  Gewalt  gibt,  seines  Gefallens  gegen  den 
Yersohriebenen  Gütern  zu  Yorfahren,  und  sich  an  den  Pfänden  oder  Gfltern  mit  oder 
ohne  Recht  bezahlt  zu  machen?  Zu  dessen  Ausschlag,  haben  wir  uns  mit  der 
Churfflrsten,  deputirter  Fürsten  und  Stände  R&then  und  Gesandten  dahin  Yergliohen, 
dass  solche  Wort  (mit  Recht)  ad  Yiam  ezecutiYam  nicht  zu  extendiren,  oder  zu  er- 
strecken, sondern  zu  ordentlichem  Weg  zu  Yerstehen  seyn  sollen;  Da  aber  die 
Wort  (oder  ohne  Recht)  so  etwan  mehr  auf  sich  haben,  in  der  Hauptt- Yerschreibung 
befunden,  sollen  Handata,  doch  in  denen  Personen  und  Sachen,  so  ohne  Mittel  an 
unser  Eayserlich  Gammergericht  gehörig,  erkennt  werden.^ 

IS  Die  gerichtlichei  (y.  Meibom  S.  89  ff.),  herrschaftliche  (y.  Mei- 
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m.  Kam  der  Gläubiger  nicht  aoBBergerichtlioh  za  Beinern  Bechte, 
80  hatte  er  die  Sohuldklage,  welche  nach  dem  geführten  Beweise 
oder  dem  Anerkenntniss  des  Beklagten  stnr  Pfändung  durch  den  Richter, 
zur  Yeräusserung  seines  Eigen  oder  zur  Knechtschaft  des  Schuldners 
fuhren  konnte.  (§§.  126.  129.  160.  161.) 

VI.  Einzelne  Verträge. 
§.  162. 

L  Im  ältesten  Rechte  wird  der  Vertrag,  wodurch  Einer  eine  Sache 
dem  Andern  gegen  eine  bestimmte  Summe  ins  Eigenthum  übergiebt, 
rechtsverbindlich ,  sobald  ein  Theil  geleistet  hat.  ^  Gegen  die  Gefahr, 
welche  für  den  Käufer  durch  die  Zahlui^  eintreten  kann,  wenn  nicht 
gleichzeitig  die  üebergabe  der  Sache  erfolgt,  schützte  man  sich  früh 
durch  Zahlung  des  Handgeldes  (§.  160).  Ein  solches,  Drangeid,  Drauf- 
geld, das  auf  den  Preis  nicht  angerechnet  wurde,  ist  die  Regel  gewor- 
den und  hat  sich  bis  zur  Gegenwart  bei  manchen  Verkäufen,  z.  B.  als 
Schwanzgeld,  Halftergeld  bei  Pferden,  als  Schlüsselgeld  bei  Häusern, 
in  verschiedenen  Gegenden  erhalten.  Ist  das  Handgeld  (oder  der  Kauf- 
preis) vor  Gericht,  vor  Zeugen  gegeben,  so  ist  der  Vertrag  vor  Gericht, 
vor  Zeugen  geschlossen,  der  Käufer  Eigenthümer  geworden,  geht  die 
Gefahr  auf  ihn  über.  >  Diese  Sätze  machten  später  denen  des  romischen 
Rechts  Platz. 


bom  S.  177  £)  und  Pfändung  der  Zftnfto  (ders.  8.  200)  haben  keinen  privatreoht- 
liehen  Charakter.    Einige  andere  FaUe  bei  Stobbe  m.  8.  489  f. 

üeber  eine  eigenthümüohe  Art,  sich  gegen  fernere  Klagen  za  Bohützen,  die 
Yerschweignng  herbeizufuhren  L.  A.  Lnsohin,  Das  Berufen  von  Brief  und  8iegei 
in  ZeitBchr.  L  B.G.  XU  46—80. 

*  8iehe  Grimm  B.A.  8.  606  ff. 

^  8ohm  EheschL  8.  24  ff.  28  fL  80  IL  Derselbe  hat  das  Verdienst,  klar  gestellt 
zu  haben,  dass  der  Kauf  anfänglieh  kein  blos  formloser  Gonsensualyertrag  ist,  das 
franzdsisQhe  Recht  somit  auf  deutschem  Prinzipe  ruhet.  —  Ygl.  die  oben  §.  156  N. 
4.  angeführten  Stellen,  welche  dies  klar  beweisen,  ebenso  Lex  Bipuar.  LX.  1.  „81 
(emtor)  .  .  .  testamentum  accipere  non  potuerit  .  .  .  cum  testibus  ad  looum  tradi- 
tionis  aocedat,  et  sie  eis  praesentibus  pretium  tradat  et  possessionem  acoipiat^ 
Gerade  so  yerhält  es  sich  mit  dem  Tauschvertrage. 

*  8o  noch  deutlich  im  Schwsp.  c.  190.  W.  „Unde  gibe  ich  einem  manne 
ein  guot  ze  koufene,  unde  gibet  er  mir  sfn  arre  dar  an,  unde  daz  gout  beltbet  in 
mtner  gewalt;  und  wirt  ez  mir  Tcrstolen:  der  schade  ist  stn,  unde  min  niht,  h&n 

T.  SolmUe,  Beiolu-  und  Seehtagetob.   4.  Anfl.  3S 
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IL  Der  Vertrag  yerpflichtet  den  Verkäufer  zur  Sicherstelliuig  gegen 
Drittansprficlie,  deshalb  bei  Mobilien  zur  Gewähr  gegen 
Aneyang  (§^  153.),  bei  Immobilien  zur  Qew&hr  des  unangefoch« 
tenen  Besitzes  yon  Jahr  und  Tag,  der  rechten  Oewere  (§.  149.),  wofBr 
sowohl  Bürgen  als  PfSnder  und  besonderes  GelSbniss  yorkam* 

III.  Im  Gegensatze  zu  der  Vertretung  gegen  Dritte  kennt  das  ältere 
Recht  nur  in  äusserst  geringem  Grade  einBecht  des  Käufers  zu  wan- 
deln, durchaus  aber  keinen  Anspruch  auf  Minderung  des  Preises 
wegen  Mängel,  Die  Wandelungsklage^  fand  nur  statt  beim  Ver- 
kaufe yon  Thieren,  wenn  der  Verkäufer  wichtige  Fehler  yerheimlicht 
hatte  und  dieselben  unmittelbar  nach  der  Uebergabe  heryortraten.  Auch 
das  mittelalterliche  Becht  hat  den  Grundsatz,  dass  man  Sachen,  welche 
man  yorher  gesehen,  gekauft  und  zu  sich  genommen  hat,  unbedingt 
bezahlen  muss^  („Augen  offen  oder  den  Beutel  offen^);  eine 
Bückgabe  konnte  aber  einzeln  stattiSnden,  wenn  das  Gut  ungesehen 
gekauft  sich  als  schlecht  erwies.^  Allgemein  wurde  die  Wandelung 
beim  Kaufe  gewisser  Thiere  zugelassen  wegen  bestimmter  Fehler,  die 


ieh  stn  gehüetet,  als  iob'yon  rehte  Bolde."  Brünner  Schöffenb.  art  286  (RSssler 
8.  181  f.).  In  diesen  Sätzen  zei£^  sich  also  nicht  Hämisches  Becht  Und  wenn  bis^ 
weilen  die  Oäfahr  abh&ngig  gemacht  ist  Yon  der  Aoflassang,  der  Gewere,  so  liegt 
darin  ganz  dasselbe  ansgedrüokt;  regelmftssig  erfolgt  Preiszahlnng  and  Anflassung 
Zag  am  Zag. 

*  Fr.  B.  Saohsenhaaser  Die  Lehre  Yon  der  lYaohwfthrschaft  für  yerkanfte 
Haasthiere  nach  deatschem  Rechte,  München  1857.  L.  Bajar.  XV.  9. 1.  ^»Yenditio- 
nis  haec  forma  servetar  at  sea  res  sea  manoipiom,  yel  qnodlibet  genas  anin^^^ium 
venditur,  nemo  propterea  firmitatem  yenditionis  innimpat  qnod  dicat,  se  yili  \»fetio 
yendidisse;  sed  postqnam  factum  est  negotiam,  non  sit  mntatam.  ^  2.  Kisi  forte 
yitium  inyenerit  qnod  ille  yenditor  ceiayit,  hoc  est  in  mancipio,  aat  in  oaballo,  aat 
in  qoalioanqae  pecaÜo,  id  est,  aat  coeoam,  aat  hemiosam,  ant  caduoom,  aat  lepro- 
sam.  —  8.  In  animalibas  aatem  sunt  yitia   qaae  aliqnotiens  celare  potest  yenditor. 

—  4.  Si  aatem  yenditor  dizerit  yitiam,  stet  emptio:  non  potest  matare.  *-  5.  Si  aa- 
tem non  dixerit,  matare  potest  in  illa  die,  et  in  alia,  et  in  tertia  die.  —  S.  Et  si 
plas  de  tribas  nootibas  habaerit,  non  potest  matare.  —  7.  I^isi  forte  eam  inyenire 
non  potaerit  infra  tres  dies,  tano  qaando  inyenerit,  recipiat  qni  vitiatom  yendidit. 

—  8.  Aat  si  non  yalt  reoipere,  iuret  oam  sacramentali  ono:  qnia  yitiam  ibi  nallam 
sciebam  in  illa  die  qaando  negotiam  fecimas;  et  stet  factam«^ 

«  Hamb.  Stat.  yon  1292.  O.  22.  Hamb.  Stadtr.  IL  8.  17:  (Kraut  §.  129 
nota  4.  6.). 

>  Alt.  Lüb.  Becht  (Kraut  n.  5.)«  Kann  der  Yerkftafer  seine  Unwissenheit 
darthun  daroh  seinen  Eid,  so  fäUt  die  Wandelang  fort,  n.  3.  Ueber  das  Becht  zum 
Bflcktritte  yom  Vertrage  yor  der  Üebergabe  n.  5.  a.  Stobbe  a.  a.  0«  8.  277. 
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m  einer  festgeeeiztad  Zeit  nach  der  Uebergabe  zun  Yorschein  kommen.^ 
Dies  ist  im  späteren  Beoht  genauer  aasgebildet  worden. 

IT.  Das  Yerkaufsreeht  unterlag  mehrfachen  Beschrankungen,  welche 
theils  obwohl  mit  dem  öffentlichen  Bechte  zusammenhängend  privat- 
rechtlicher  Natur  sind  (§•  180.)  theils  öffentlicher.  In  letzter  Hinsicht 
galt  seit  alter  Zeit  das  Verkaufen  der  stehenden  Früchte,  Früchte 
auf  dem  Halme,  nur  unter  Einschränkungen  für  erlaubt.^ 

y.  Als  ein  die  Verpfändung  ersetzendes  Mittel  findet  sich  häufig 
der  Kauf  auf  Wiederkauf^  von  Grundstücken,  dessen  Eigen- 
thümlichkeit  darin  bestand,  dass  der  Käufer  alle  Früchte  bezog,  ohne 
die  Befugniss,  den  Bückkauf  zu  yerlangen,  der  Verkäufer  hingegen  das 
unverjährbare  Becht  hatte,  jederzeit  gegen  Erstattung  der  Eaufsumme 
die  Bückgabe  der  Sache  zu  fordern. 

VI.  Ein  hl  allen  Gegenden  und  Bechten  des  Mittelalters  vorkommen- 
des eigenthümliches  Kaufgeschäft  ist  der  Bentenkauf,^  durch  welchen 
Jemand  gegen  eine  Geldsumme  (ein  Kapital)  sich  eine  aus  dem  Grund- 
stücke des  Empfängers  in  bestimmten  regelmässig  wiederkehrenden  Zeiten 
zu  beziehende  Einnahmein  Geld  oder  NaturalicD,  eine  Beute,  erkauft. 
Das  Geschäft  wird  abgeschlossen  in  der  Form  der  Auflassung  mit  häufig 
hinzutretender  Investitur,  lo  Hierdurch  erhält  der  Käufer  ein  dingliches 
Becht  an  dem  Gute  und  an  dem  Bechte  selbst  (eine  g  e  wer  e),ii  obwohl 


^  Belege  aus  yersoliiedenen  Beohten  bei  Kraut  d.  7—14. 

»  Cap.  a.  806.  o.  7.    R.  P.  O.  v.  1577.  Tit.  19.  §.  8. 

»  Platner  Der  Wiederkauf  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgefloh.  IV.  (1864)  S.  128  ff. 

*  Albreoht  Gtowere  8.  157—188,  Aner  Ueber  Ewiggeldreoht  nebst  dem  ge- 
richtlichen Yerfahren  in  Bwiggeldsachen  (in  Stadtr.  t.  München,  Einl.  8.  GXXIX.  ff.) 
Stobbe  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Rentenkaufs  in  Zeitschr.  f.  d.  Recht  XIX« 
8.  178  ff.  Ueber  Leibrenten  s.  dens.  in  Beitrftge  8.  25  iL  Eine  reiche  Sammlung 
von  Belegen  bei  Kraut  Grundr.  §.  109.  —  Ausführlich  ist  das  Brünner  Schöffen- 
bueh  art.  117 — 124  über  diese  Art  Ton  Zinsen.  Ueber  das  Prager  s.  Rössler 
8.  LXn.  — 

10  Goslar.  8tat.  8.  25:  „"We  en  erre  up  dem  sfiUe  behalden  wel,  —  de  seal 
den  vorderen  vut  up  den  sülle  setten  und  de  hant  up  de  hilleghen  lekhea  u.  spre- 
ken:  Dat  ik  dit  eghen  oder  dit  ghelt,  (oder  wat  he  an  deme  gude  hevet  — )  hebbe 
in  mine  were  ghebracht  mit  richteren  u.  mit  twen  ratmanne  u,  mit  dinglüden  und 
mit  vorspreken  und  mit  ordelen,  u.  minen  vredeschilling  dar  up  ghegheven  hebbe 
und  hebbe  dat  seder  jar  u.  dach  in  minen  weren  ghehat.''  Urk.  n.  4.  Kraut  von 
1898:  „Wy  bekennet,  dat  wj  mit  wollen  all  unser  erven  hebbet  verkoffb  2  mark 
ewiger  guido  erflike  to  besittene  ut  dem  hove  K.  u.  —  hebben  desse  twe  mark  up- 
geladen  und  upgedragen  vor  H.,  richter  to  8.,  in  geriohte,  do  her  den  richterstoel 
hadde.'' 

88* 
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einzelne  Rechte  dasselbe  zu  bestimmten  Zwecken  als  „varende  habe^ 
erklaren.  i>  Zur  Geltendmachung  stand  ihm  das  Recht  zu,  wegen  des 
versessenen  Zinses  selbst  zu  pfänden,  eine  gewisse  Busse  zu  fordern  und 
die  Einantwortung  oder  den  gerichtlichen  Verkauf  des  Gutes,  Hauses 
zu  yerlangen.is  Dies  dingliche  Recht  brachte  mit  sich,  dass  man  das 
Rentenrecht  oft  geradezu  als  Eigen  bezeichnete^^  und  dem  Zinsherm 
dem  Eigenthümer  analoge  Rechte  gab.^^  Er  darf  sein  Recht  yerkaufen, 
wobei  aber  dem  Zinsmann  bisweilen  ein  Yorkaufsreeht  zusteht,^*  und 
vererbt  dasselbe  bald  als  unbewegliches,  bald  als  bewegliches  Gut  Die 
Rente  liegt  dauernd,  ewig  auf  dem  Grundstücke;  ihre  Ablösung  stand 
jedoch  dem  YerkSufer  (Gültenmann)  oft  durch  den  Vertrag  frei, 
während  sie  der  Käufer   (Gültenherr)  nicht  aufkündigen  konntc^v 


11  Gcslar.  Btai  bei  Kraut  Nr.  14.  Citirte  Uric  t.  1893.  Vgl.  Kraut  4, 
6,  10,  48. 

1*  Lüb.  Beoht  bei  Kraut  n.  8.  und  die  ürk.  n.  9.  zu  dem  Zwecke,  dass  es 
dem  Hanne  oder  der  Frau  bleibe.  In  beiden  ist  das  Recht  genannt  wichbelde 
(WeiobbUd). 

i>  Hamb.  B.  y.  1270.  11.  8.  Qoslar.  Stat.  S.  21.  n.  die  nmn.  10  iL 

1*  Freiberg«  Btat.  das.  num.  41.  ,,Erbe  und  nicht  eigen,  das  sind  hu- 
sere  und  hoye,  do  man  erbesins  von  gibt^ 

1*  Goslar*  S.  21.:  „Heft  en  en  hus  to  errentinse,  wel  he  dat  ergheren,  oder 
Torkopen  —  ding  dat  har  to  hört,  des  ne  mach  he  nicht  den  weder  des  willen  des 
dat  eghen  is  oder  de  dar  ghelt  anheft**  Bechtsb.  nach  Distinkt  (Kraut  Nr.  28), 
Hilde sh.  Stat  (das.  Nr.  29)  jfiyre  erwetins  hevet,  *-  wolde  he  dat  rerkopen,  oder 
▼ersetten,  oder  yergeyen,  darvan  he  tins  gheye,  de  den  ersten  tins  heyet,  den  schal 
man  erst  bereden.  ^  Brem.  Stat.  y.  1488  (das.  n.  19):  „So  we  koft  heft  rente  in 
eime  erre,  —  de  rente  scal  men  yordem  up  de  jenne,  de  in  dem  erye  wonet,  also 
Terne,  also  sin  hure  keret,  de  id  huret  heft.  breke  em  dar  wat  an,  dat  schall  he 
yordem  up  dat  erye.*^ 

>0  Brauns  chw.  Stat  (das.  80.):  n^ur  eyn  man  hefft  eryentins  an  eynen  — 
,  erye,  des  eryes  mach  he  nicht  yorkopen,  yd  ne  sy  deme  witlik,  des  de  eryentms  sy. 
Lustet  is  ome  to  gheldene  umme  densulyen  kop,  —  dar  is  he  negher,  wen  eyn  an- 
der. Wel  yenne,  de  den  eryentins  hefft,  den  sulyen  tins  yorkopen,  de,  des  dat  erye 
is,  de  is  der  negher  to  gheldene,  we  eyn  ander.**  Hamb.  Stat  y.  1292.  D.  H. 
(num.  81).  „Deit  ein  man  wurde  (in  anderen  Formen  wort,  worth  u.  s.  w.)  uth 
to  eryetinse,  —  den  eryentins  ne  mach  neu  man  oopen,  it  ne  si  mit  sinen  wiUen, 
des  the  wurde  sin  wante  he  is  naghest  cope.'^ 

1'  Münch.  Gerichtsb.  y.  1891.  (Kraut  Nr.  88)  „Item  so  gende  aus  dem  yorg. 
haus  Vn.  guidein  ewigs  gelts,  dem  yorg.  E.  O.  und  der  hat  dem  yorg.  L.  —  und 
aUen  seinen  erben  die  besunder  friuntschaft  getan,  das  der  L.  —  etc.  jaerlichen 
und  ewiglichen  gewalt  habent  ze  lösen  die  yorg.  YIL  guidein  ewiges  gelts  swann 
si  mügen  ein  tail  oder  gar  ye  I.  guidein  umb  XK.  guidein.*  Hagdeb.  Frag.  II* 
1.  6.  (das  n.   87):   „Ein  man  ist  benötigt  und  bittet  einen  andern,  das  er  im  leihe 
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Die  AblSsbarkeit  durch  den  Zinainaim  wurde  durch  Btatutarrecht  unbe- 
dingt gestattet,!»  die  Nichtablosbarkeit  ausgeschlossen,^*  beides  durch 
Beichsgesetz  bestimmt >o  Gegen  die  Person  des  Zinsmannes  hatte  der 
Zinsherr  keinerlei  Itecht;>i  auch  stand  ihm  ohne  besonderen  Vertrag 
nur  nach  Particularrechf  ein  Anspruch  zu,  den  ausfallenden  Zins  aus 
dem  übrigen  Yermogen  zu  fordern.  Das  Ewiggeld  genoss  im  Concurse 
einen  unbedingten  yorzug,^»  ging  durch  Verkauf  des  Gutes  nicht  unter^^ 
und  in  späterer  Zeit  sogar  Kapitalien  Tor,  welche  Tor  Errichtung  des 
Ewiggelds  auf  Häuser  ausgeliehen  waren.*'^  Der  Renten fuss  hing 
yom  Vertrags  ab,  bis  er  durch  Beichsgesetz  auf  fünf  Prozent  fest- 
gesetzt wurde.'»  Mit  dem  Aufkommen  des  zinsbaren  Darlehens  und  der 
Erlaubniss,  dass  der  Käufer  (Zinsherr)  die  Kündigung  im  Falle  der 
Säumigkeit  sich  dürfe  yerschreiben  lassen,*''  sank  der  Bentenkauf  in 
seiner  Bedeutung  allmälig  herab.'» 


10  mark,  er  vil  im  das  jar  ein  mark  geben,  —  der  dnsnemer  stirbt,  nu  spricht  der 
zinegeber  zu  dem  erbling:  hie  sind  10  mark  ich  wil  nicht  lenger  eaer  zinsman  sein. 
Die  erben  sprechen:  sie  wissen  Ton  keinem  zins  abzulösen  und  halten  iren  zins  für 
erbzins,  wie  das  faren  soll?  Hierauff  sprechen  wir  für  recht:  der  zinsmann  mnss 
beweisen,  das  der  zins  sei  abzulösen  und  der  ander,  der  den  zins  daran  hefft,  be- 
darf des  nicht  beweisen.^  üeber  die  frfih  in  BShmen  bestimmte  AblSsbarkeit  der 
Rente  gegen  10  Proo.  s.  B  Ossi  er  a.  a.  O. 

18  Lüb.  Recht  y.  1240  bei  Kraut  n.  84,  85,  54.  Zflrioh.  Rathserk.  t.  1419 
das  n.  88. 

1»  Frankf.  Ref.  n.  8.  §.  21.  (das.  Nr.  57,  58). 

«0  R.  P.  0.  V.  1577  Tit.  17.  §.  9.  Tit.  19.  §§.  2,  8. 

»  Lüb.  Recht  Ton  1280  Art  285.  (Erant  Nr.  18.)  «So  welk  man  edder 
vrowe  koft  <—  in  eneme  hus,  edder  an  euer  wort  wicbelde,  edder  wortinse,  ergered 
sik  dat  hus,  edder  de  wort,  —  ne  wel  he  (der  Schuldner)  den  tins  nicht  utriohten, 
de  genne,  de  den  tins  hevet,  de  scal  daran  holden,  dar  he  den  tins  inne  hevet  und 
ne  mach  anders  uppe  nemande  uppe  de  sake  Yorderinge  hebben,  mer  damp,  dar  ha 
den  tins  inne  heyet.^ 

"  Brem.  Stat  y.  1488  Ordn.  15.  Kraut  Nr.  16  u.  17,  ein  Vertrag. 

>>  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  n.  20  ff. 

*«  SchSf  f.  Urth.  (Böhme  6,  114,  bei  Kraut  Nr.  22.)  ^Verkauft  ein  man 
dem  andern  ein  erbe  und  Yorreioht  im  das  Yor  gehegiter  bank  und  Yorswiget  deme 
kauf  manne  —  des  j  ehrlichen  zinses,  der  uf  dem  selben  erbe  —  stet,  so  sol  der  man 
sinen  zins  behalten,  als  er  den  in  gewere  hat  in  dem  Yorkauiten  erbe." 

>»  Lflneb.  Stadtr.  Th.  IL  Tit.  7,  8,  bei  Kraut  Nr.  50,  51. 

"  R.  P.  0.  0.  Yon  1577  Tit.  17.  §.  9. 

»»  Deput.  Absch.  y.  1600  §.  85. 

**  Die  Hypothekenbanken  mit  ihren  unkündbaren  Renten  u.  dgL  sind 
nichts  als  Reproduotionen  des  alten  Instituts  in  moderner  Form. 
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§.  163. 
%.   BeituidTtrtraff«  * 

Die  Yerhältnisse  an  Ghund  und  Boden  brachten  mit  sich,  dass 
Pacht  auf  Zeit  in  früherer  Zeit  nur  sehr  selten  vorkam.  Auch  die 
Miethe  hat  sich  erst  im  späteren  Mittelalter  in  den  Stadtrechten  ausge- 
bildet mit  der  Richtung,  dass  der  Inwohner  für  die  Zeit  der  Heuer 
durch  sein  Gedinge  geschützt  ist  und  auch  von  einem  Käufer  de|  Hauses 
nicht  ausgetrieben  werden  kann.^  Durch  die  gerichtliche  Eintragung 
konnte  das  Becht  einen  dinglichen  Charakter  annehmen. 

§.  164. 

8.    DarlelieB.  ** 

Verzinsliche  Darlehen  wurden  bereits  in  der  fränkischen  Zeit 
yerboten,  während  sie  das  Recht  der  Westgothen  und  Langobarden  ge- 
stattete, und  waren  durch  das  ganze  Mittelalter  bis  ins  17.  Jahrhundert 
hinein  gesetzlich  nicht  gestattet.  ^  Man  fasste  das  Zinsennehmen  als 
Wucher  auf.  Trotzdem  umging  man  das  Verbot  durch  allerlei  Mittel. 
Im  16,  Jahrhundert  wurde  bereits  in  einzelnen  Ländern  das  Zinsver- 
sprechen  gestattet,^  yom  Reiche  selbst  die  Zulässigkeit  der  Verzugs- 


*  Ausdrücke:  Bestand,  Bestftnder;  in  Bestand  geben,  nehmen,  bestaden; 
Paebt,  Hiethe,  Pftchter,  Miether,  Yerpächter,  Yermiether;  Dingen,  Yerdingen; 
Einstellen,  Einstand;  Heuer,  benem,  Terbeuern  u.  a. 

**  Das  §.  165*  angef.  Buch  Ton  Endemann. 

1  Yerm.  Bsp.  n.  4.  5.  „Had  eyn  man  sin  bns  adder  sin  eygen  Tormid,  nnd 
Torkonft  daz  sint  der  zeitb;  der  daz  gemit  bat,  der  hat  sin  ingedlnge.  Wulde  on 
des  abetribe,  der  is  gekouft  bette,  des  en  sal  niobt  sin;  wen  he  ayer  sime  inge» 
dinge  neheozu  bewiesene  nf  den  heyligen  von  eyme  jare  adder  zu  eyme  halben,  also 
den  or  ingeteydinge  gestanden  bette.  Des  is  denne  gekonffc  bette,  der  bebalde  sin 
eygen,  ab  her  wel,  und  warte  sines  zoinses.*^  H  am  b.  Stadtr.  II.  9.  18.  „YTenn 
einer  sein  bans  auf  ein  oder  mehr  Jahre  Yerhftnret  hat,  und  mittlerweile  dasselbige 
TerpfSndet,  Yerkau£Ft,  oder  sonst  alieniret,  so  soll  solcher  Contraot  allezeit  dem 
Häurer  an  seinem  habenden  Rechte  und  nach  restirender  zeit  unyorfSnglioh  seyn.* 
Lüneb.  Stadtr.  n.  15.  „Yerkaufft  der  Hauss-Herr  »-  in  noch  währender  zeit  der 
Yerheumng  das  Heur-Haus  einem  andern,  so  seynd  sie  nichts  desto  weniger  schul- 
dig, den  Mietman  die  versprochene  Zeit  fiber  vollends  bleiben  zu  lassen.^ 

»  Capit.  a.  806.  c.  1  Reicbs-Pol.  O.  v.  15S0  Tit.  25.  Ygl.  auch  die  Ordnungen 
von  1548  Tit.  17.  und  1677  Tit.  17.,  welche  gleich  lauten. 

*  Brandenb.  Edict  von  1573,  Frankf.  Bef.  II.  11.  §§.  16.  11.     Das  Fr  ei- 
bürg  er  Stadtr.  von  1520  verbietet  es  nooh. 
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Zinsen  aaerkaimt."  Seitdem  die^ Eundigung  des  Rentenkanfii  wegen 
Säumigkeit  möglich  war  (§.  162.))  fing  man  an,  die  mibedingie  Freiheit 
zur  Kfindigung  yorznbehalten.  Hiermit  war  aber  gerade  jener  ünterfichied 
zwischen  Rentenkauf  und  Darlehen  gefallen,,  welcher  die  Erlaubtheit  des 
ersteren  im  oanonischen  Hechte  bewirkt  hatte.  Immer  häufiger  wurden 
Tersprochene  Zinsen,  vor  allem  während  des  dreissigj  ährigen  Krieges. 
Dies  hatte  eine  Anerkennung  durch  Beichsgesetze  zur  Folget  mit  dem 
Zinsfuss  Yon  ö  Prozent.  Seitdem  wurde  auch  in  den  Gerichten  des 
Reichs  wie  überhaupt  darauf  erkannt,  so  dass  durch  allgemeine  Praxis 
das  ZinsTorsprechen  zu  fünf  Prozent  als  zulässig  galt,  bis  die  neueren 
Gesetze  es  direkt  erlaubten.  Daneben  blieben  jedoch  aus  dem  römischen 
Rechte  sechs  Prozent  im  Particularrecht  bestehen,  oder  es  wurde  im 
Falle  des  Versprechens  yon  6  Prozent  nicht  auf  Wucher  erkannt,  son- 
dern man  hielt  sie  bald  für  zulässig,  bald  zog  man  das  eine  Prozent 
Tom  Kapitale  ab. 

§.  165. 

4.  Anftoftg.   ft.  WeehMl.   6.  eeMUifilMfl.* 

L  Die  hierher  gehörigen  Rechtsformen  finden  im  früheren  Rechte 
nur  eine  seltene  Erwähnung.  Der  Auftrag,  die  Empfehlung  ver- 
pflichtete zur  Selbsthaftung.  1  Nahm  der  Gläubiger  den  vom  Schuldner 
an  seine  Stelle  Gesetzten  als  Schuldner  an,  so  wurde  der  erste  Schuldner 
frei.  Diese  Delegation  bezeichnete  das  deutsche  Recht  als  B ü r g- 
schaft.« 

n.  Die  Zahlung  an  die  Tom  Gläubiger  zur  Empfangnahme  des 
Geldes  angewiesene  Person  befreite  in  Folge  der  Anweisung  den 
Schuldner.^     Solche  Anweisimgen  kommen  im  Mittelalter  sehr  häufig 


«  Depat  AbBoh.  Ton  1600  §.  189. 

4  Jüngster  B.A.  t.  1654  §§.  170  £E:  174, 

*  Yortreffliohe  gesohiohÜiGhe  ErOrterangen,  auch  Aber  vielfach  bisher  kaam 
in  ihrem  Entwicklungsgänge  behandelte  Institute  des  Handelsrerkehrs  giebt  W. 
Endemaan,  Studien  in  der  romanisch-kanonistischen  Wirthsohafts-  und  Reohts- 
lehre.    L  Bd.  Berlin  1874. 

^  Lüb.  Becht  Gcd.  11.  (Hach)  Art  225.  Rer.  Lüb.  Becht  IIL  10.  1.  „Wü 
jemand  einem  frembden  sein  Gut  nicht  yerkauffen,  und  in  ein  ander  stehet  dabei 
und  sagetf  ihr  möget  es  ihme  wol  yerfcrawen,  die  Bezahlung  wird  euch  wol.  Wird 
der  Yerkaufifer  von  dem  Eauffer  nicht  bezahlet,  so  muss  derjenige' zahlen,  welcher 
den  frembden  leben  thät,  dadurch  der  Yerkau£fer  yerfClhret  worden.*' 

>  Siehe  die  bei  Stobbe  S.  137.  f.  abgedruckten  Stellen  aus  Wiener  Stadtr. 
von  1485  u.  das  Stat,  v.  Geseke  um  1860  (Seibertz  n.  765)  §.  16. 

*  Siehe  die  bei  Kraut  §.  810  abgedruckten  Stellen. 


520  OeBoh.  d.  PriTBireohts.  HI.  Kap.  S*  1^^« 

namentlich  in  der  Form  vor,  dass  der  Gläubiger  seinen  an  einem  fremden 
Orte  befindlichen  Schuldner  zur  Zahlung  an  einen  Dritten  anwies,  dem 
er  selbst  schuldete;  die  Absicht  war  besonders  den  Transport  des  Geldes 
zu  ersparen«  Ebenso  findet  sich,  dass,  wer  an  fremdem  Orte  eine  Geld- 
summe  zu  fordern  hatte,  deren  Erhebung  einem  dortigen  Kaufioiianne 
auftrug  und  sich  yon  diesem  eine  Anweisung  zur  Erhebung  der  gleichen 
Summe  an  ein  Haus  seines  Wohnortes  geben  liess«  Beides  umfasste  der 
Ausdruck  C  a  m  b  iu  m  (cambiare,  campsor)  Wechsel.  Die  schleunige 
Gerichtsbarkeit  für  solche  Sachen  machte  ihn  zu  einem  sehr  beliebten 
Zahlungsmittel.  Seine  Zulässigkeit  beruhte  auf  allgemeiner  Gewohnheit, 
bis  die  Beichsgesetze  sie  ausdrucklich  statuirten> 

ni.  Bei   der  Gesellschaft^  wurde  Gewinn  und  Verlust,  sofern 
nicht  der  Y ertrag  ein  Anderes  bestimmte,  gleich  getheilt ;  das  yon  einem 


I 


«  Siehe  die  Literatur  und  Quellen  bei  Kraut  §.  291  ff.,  die  Stellen  in  §.  291 
das.  *-  B.A.  V.  1654  §.  107.  B eichsgut acht en  Tom  SU  Juni  1668:  n^emers 
zu  statuiren  seye,  daas  nach  der  bekannten  Handelsregel:  Qui  aooeptat,  solrat,  in 
acoeptirten  Wechselbriefen  der  Exoeption  non  numeratae  peouniae  nicht 
Statt  zu  geben,  hingegen  aber  dergleichen  Acoeptationes  =  schriftlichen  ge- 
schehen solle;  jedoch  dass  nichtsdestoweniger  wegen  der  mündlich  acoeptirten 
Wechselbriefe  es  bey  den  Rechten  u.  Obs^ryanz  sein  Bewenden  habe.^ 
Sine  sehr  alte  Anwendung  Yon  Hess  we  o  hs  e  1  n  (Zahlwoohen)  hat  die  Yon  mir  publizirte 
Stelle  aus  einer  in  den  Anfang  des  18.  Jahrh.  faUenden  Summa  oasuum  in  Boberti 
Flamesboriensis  Summa  de  matr.  oet.  Giessen  1868.  4. pag.  XXYII.  Darüber 
Ansohütz  in  Golds  ohmidt  Zeitschr.  f.  Handelsw.  XYII.  108.  fg. 

*  Goslar.  Stat  S.  102.  «^ort  en  samentname  ghenomen,  wert  des  wat 
gheguldeUy  dat  schal  men  unter  in  delen  ha  marktale.  Yorsoke  men  arer  weme 
der  name,  deme  ne  dochte  men  nicht  ghelden.  Guide  men  aver  emme  sunderliken 
mit  unterschede,  de  ne  dochte  mit  den  andern  nicht  delen.^  —  Lüb.  Beoht  IV.  n. 
7.  (H  ach):  „Welck  man  mjdt  enem  anderen  selsoop  maken  will,  de  se  wol  to  weme 
he  sines  gudes  belovet  wende  wat  de  ene  kofft  ofte  Torgift,  dat  mot  de  ander  be- 
talen,  so  '  veme  also  sin  gudth  kerth  —  dat  were  sake  dat  se  under  einander  be- 
Bchedenheit  hebben  gemaketh  also  myt  stroffen  edder  breven  —  Also  dat  de  ene 
nicht  hoger  kopen  moghe,  wen  erer  beider  gudt  werd  sy  edder  enenn  summen  gel- 
des  mer,  wen  ere  gudt  wert  sy  —  so  kan  de  ein  nioht  mehr  borgenn  wenn  de  schraffe 
inholden;  wert  dat  so  nicht  Torwart  to  Tome,  wes  de  ene  borget,  dat  mach  de  ander 
betalenn,  so  yeme  also  sin  gudt  kerth.^  Beyid.  Lüb.  B.  m.  9.  5.  —  Hamb.  Stat. 
IL  10.  8.  »Was  die  Mascopej  belanget,  so  einer  von  den  Masoopey-Gesellen  con- 
irahiret;  dafür  müssen  auch  die  andern,  soweit  sich  ihre  Mascopey  erstrecket,  ge- 
halten sein.''  —  L  ü  n  e  b.  Stadtr.  n.  28.  „Die  Marschkopey  endet  sich  —  wenn 
einer  aus  ihnen  yerstirbet*'  Nürnb.  Bef.  Tit.  18.  Ges.  4.  „^ss  die  Gesellschalt 
eussem  Personen  schuldig  ist,  darumb  sein  alle  Gesellschafter  in  solidum  und  un- 
▼ersohaidenlich  yerpunden.  Doch  stet  jr  jedem,  der  die  bezalung  hat  thun  müssen, 
beyor,  das  jhenig,  so  £r  über  sein  cmteil  erlegt,  yon  den  andern^  nach  jnhalt  jhrer 
«nfengklichen  geding  oder  yersohreibung  zu  erf ordern. ** 
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Geflellschafter  abgeschlossene  Oesohäft  verpflichtete  jedes  Glied  unbe- 
dingt. Die  Ausbildung  derselben  im  heutigen  Rechte  ruhet  jedoch 
wesentlich  auf  dem  romischen« 

§.  166. 

7.    S»UlvBdW«tt«.* 

In  ältester  Zeit  war  Spielen  ohne  Zweifel  nicht  nur  erlaubt,  sondern 
ganz  gewohnlich.  1  Spielschulden  wurden  gleich  anderen  redlich  bezahlt. 
Erst  im  13.  Jahrhundert  beginnen  die  Beschränkungen,  welche  anfangend 
mit  Ausschliessung  der  Haftpflicht  des  Erben  flir  Spielschulden  des  Erb- 
lassers^ in  Abstufungen  bis  zur  Entziehung  des  Elagrechts  gehen.^  Die 
den  mittelalterlichen  Sätzen  im  Allgemeinen  zu  Grunde  liegende  An- 
schauung ist,  es  soll  ^Niemand  Spielschulden  machen,  daher  nicht 
mehr  verlieren  können,  als  er  haar  bei  sich  führt,^  erlaubt  ist  deshalb 
ein  kleines  Spiel.  ^  Anderentheils  war  aber  die  Bflckforderung  ausge- 
schlössen. *   Nach  denselben  Grundsätzen  behandelt  man  die  Wetten.^ 


*  Wil  d  a  Die  Lehre  rom  Spiel  ans  dem  deutsoh.  Rechte  neu  begprflndet,  in 
Zeiisohr.  f.  d.  R.  U.  8.  198  ff.    Ders.  Die  Wetten,  das.  YUL  8.  200  ff. 

1  TacituB  Germ.  o.  24. 

*  Saohsp.  I.  6.  §.  2.  ^Sve  so  dat  erye  nimt,  die  sal  dar  recht  die  seult 
gelden.  Dfire  noch  rof  noch  dopeis pel  n'is  he  nicht  pliohtlioh  to  goldene.^ 
§.  188. 

>  Magdeb.  BresL  R.  t.  1261  §.  51.  (Ganpp  Das  alte  Magdeb.  u.  HaU.  Recht 
8.  289):  ^Bek läget  ein  man  den  anderen  nmbe  topelspil  her  en  hat  ime  nicht 
zn  antwortene.^  Gl.  zu  8sp.  IL  6.  Goslar.  St  S.  76.  „Nen  wert  noch  neman 
soal  np  enne  nnsen  bOrghere  an  dopelspele  mer  gheren  denne  sine  kledere  und 
ander  dingh  wert  is  dat  he  bi  sich  heft,  noch  np  ene  an  dobelspele  winnen.  We  dat 
dar  boTOn  det,  so  mot  he  dat  Tan  eme  vorderen  Tor  gherichte.  Spenne  he  ene 
oder  behelde  he  ene  dar  en  boyen,  dat  moste  he  wederdon  dems  Yoghede  mid  wedde 
nnd  den  sakwolden  mid  bnte.^  BrUnner  SchSffenb.  art.  488.  Prag  er  Rechtsb. 
art.  44*  „TJmb  topilspil  sohol  der  Richter  noch  die  scheppfen  nyemant  rechtes  helfen.^ 

^Alt  Bair.  Landr.  n^®'  ™i^  dem  andern  spilt,  oder  kngelt^  oder  eins  s51- 
liehen  dings  beginnt,  oder  der  sein  werer  ist,  oder  p6rg  wirt,  dann  so  vil  als  er  pej 
im  yerpfentn  mag,  das  man  mag  getreiben  nnd  getragen,  das  sol  nnschedlioh  sein, 
—  Wer  anoh  nmb  spil  als  Torgeschribn  ist  se  klag  kumbt,  das  sol  der  antwnrtter 
ledig  sein  n.  der  clager  dem  gericht  pnessen  mit  10  Schilling  pfenig.  *-  Es  snUen 
anch  die  ampUftwt  nieman  chain  spU  mer  verpieten,  wan  man  mit  einem  jeglichen 
wol  spilen  mag,  als  Yorgescribn  ist,  nmb  als  vil  als  er  bey  im  yerpfenten  mag,  das 
man  getreiben  n.  getragen  mag.'' 

^  Zittauer  Stat.  y.  1567.  „Es  soll  anch  nieikiand  in  seinem  Hanse  g^os  Spiel 
zn  Gewinn  nnd  Yerlnst  —  gestatten,  um  Knrsweil  wiUen  um  ein  GrSsohel  zn  spielen 
kann  ehrlichen  Bürgern  —  wohl  yerganst  —  werden." 

«  Magdeb.  Poh  O.  (Kraut  §.  189  Nr.  12):  „Was  auf  das  Spiel  durch  Karten, 
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Yiertes  EapiteL 
ElM  and  Fwlie.  * 

§.  167. 
L  Bechtliche  Folgen  der  Ehe  überhaupt. 

L  Die  Yerlobang  f&hrte  herbei  die  Pflicht  zur  Erfüllung.    Sie 
erzeugte  daher  das  eheliche  TrauyerhältniBB.i    Mit  der  Trauung, 


Würfel  o.  andere  Art  auf  Credit  Tertlian  wird,  darOber  soll  zwar  weder  in  unser 
hohen  üntergeriohten  yerholfen  werden,  gleiohwohl  aber  die  condictio  indebiti  wegen 
dessen,  was  bezahlt,  nicht  stattfinden." 

V  Wetten  heisst  sich  fUr  einen  bestimmten  Fall  zur  Zahlung  einer  Strafb  rer* 
pflichten.  Dazu  gehOrte  in  fitester  Zeit  ein  Formalveitrag  (§.  166);  fidesfacta 
wird  identisch  mit  dem  Versprechen  eine  Strafe  zu  zahlen,  dies  gescbieht  per 
wadiam  dare.  So  wird  wetten,  wadiare,  technisch  zum  Versprechen  der  Straf- 
zahlnng,  Ge wette  zum  technischen  Ansdmck  fCLr  die  Basse  an  den  Riohter.  Unser 
heutiger  Ansdmck  ist  daher  dem  frfiheren  Rechte  entsprechend. 

A.  Onlm.  B.  IIL  78.  „Topilspil  ist  ejn  spü  von  mntwiUen.  Der  richter 
sei  obir  iopilspil  nicht  richten.  79.  Wetten  late  nmme  wette  lonfe  mit 
pferden  adir  des  glich,  adir  in  deme  spyle  ymant  den  andim  hyndirt,  das  ist 
ejn  spjl  von  mntwillen;  do  en  en  sal  der  richter  nycht  obir 
richten.*  Bei  Kraut  die  num.  16  if.,  welche  die  obigen  Sätze  bis  in  die  neueste 
Zeit  nachweisen. 

*  Es  liegt  in  dem  Zwecke  des  Lehrbuchs  begrflndet,  solche  Punkte  anszu» 
sehliessen,  deren  juristische  Gestaltung  im  heutigen  Bechte  durch- 
aus auf  dem  fremden  ruhetf  wenn  die  DarsteUung  nicht  etwa  dadurch  be- 
dingt ist,  dass  ohne  sie  das  Verst&ndniss  der  Eechtsgeschichte  unyoUkommen  bleiben 
würde.  Aus  dieser  Ursache  ist  über  die  nicht  aufgenommenen  Punkte  des  Obli- 
gationenrechts hinweggegangen;  ich  sehe  ab  dayon,  dass  manche  mit  ihrer  Geschichte 
selbst  in  der  Gegenwart  ruhen.  Aus  demselben  Grunde  entfUlt  im  folgenden  Ka- 
pitel Alles,  was  sich  im  geltenden  Rechte  Tom  gemeinrechtlichen  Stand- 
punkt aus  frflher  (seit  1.  Januar  1876  ist  in  Folge  des  Reichsgesetses  rem  4b  Febr. 
1875  in  ganz  Deutschland  der  Abschluss  der  Ehe  formell  und  materiell  lediglich  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen,  die  Geltung  des  canonischen  entfallen) 
nach  dem  Canon ischen  richtete:  alle  eherechtlichen  Fragen,  mit  Aus* 
schluss  jener,  welche  das  Vermögen  betreffen.  Für  das  canonisehe: 
Hein  Handbuch  des  katholischen  Eherechts,  Giessen  1855,  Lehburoh  des  katfa. 
Eirchenre<^ts  §.  180—167.    Für  das  alte  Recht  siehe  Grimm  R.  A.  S.  417--454. 

R.  Sohm,  Das  Recht  der  Eheschliessung  aus  dem  deutschen  und  canonischen 
Recht  geschichtiich  entwickelt  u.  s.  w.  Weimar  1875.,  steUt  für  die  Form  und  den 
Moment  der  Ehescbliessuug  zum  Theil  neue  Resultate  auf^  denen  ich  theilweise  bei- 
pflichte. Sein  Entwicklungsgang  ist  folgender:  Die  Verlobung  ist  nach  ältestem 
Recht  der  Vertrag,  wodurch  der  Gewalthaber  sich  verpflichtet,  dem  Manne  das  Mftd- 
chen  gegen  eine  bestimmte  Summe  in  dessen  Gewalt  zu  geben.  Der  Preis  ist  das 
We^eld;  weil  er  das  Bindende  des  Vertrags  schafft,  ist  er  das  Witthum.  Der  Kauf- 
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der  üebergabe,  trat  die  ToUe  Gewalt  des  Hannes  &ber  die  Frau  mit 
allen  Wirkungen  ein. 


▼ertrag  ▼ersehwindet  allmälig.  Es  genügt  zar  Herbeifthrnng  von  dessen  Yerbind- 
liohkeit  die  Zahlung  eines  Handgeldes  (§.  160.)  an  den  Yonnnnd.  Das  Witthnm  ver- 
lor den  Charakter  eines  EaofpreiBes  and  wurde  snr  Wittwenrersorgnng.  Der  Yer- 
lobnngSTertrag  nimmt  dieselbe  Gestalt  an  wie  andere  (§.  156.),  wird  geschlossen 
durch  wadia,  Eid,  Handschlag.  Wahrend  schon  in  alter  Zeit  dem  Mädchen  hSohstens 
gegen  die  Yerlobnng  ein  Recht  des  Einspruchs  zustand,  eine  ohne  den  Gewalthaber 
geschlossene  Ehe  aber  bald  auflösbar  war,  bald  mit  Nachtheilen  Terknflpft^  tritt  im 
Mittelalter  mit  der  Auflösung  der  GesohleehtsTormundBchaft  das  Bedht  der  Frau 
aber  ihr  Yermögen  und  ihre  Person  zu  yeriagen  ein.  Die  Braut  verlobt  sich  selbst, 
der  Yater  kann  blos  widersprechen;  Kiohtaohtung  führt  Strafe  (Yerlust  des  Erb- 
rechts), keineswegs  Ungültigkeit  der  Ehe  herbei.  Eid,  Handschlag,  Handgeld  bleiben, 
letzteres  regehnässig  in  Form  des  Ringes,  der  der  Braut  gegeben  wird.  ErfOUt 
wurde  die  Yerlobung  durch  die  Trauung,  welche  in  der  Uebergabe  der  Braut  an 
den  Mann  auf  Treue  besteht.  Bei  der  Wittwe  forderte  das  alte  salische  Recht  ge- 
richtliche, sonst  geschieht  sie  vor  Yerwandten  oder  anderen  Zeugen  durch  den  Yor- 
m  u  n  d  unter  Anwendung  Ton  Symbolen  (Schwert,  Mantel  u.  s.  w.),  nach  Lockerung 
der  GesohlechtsTormundschafk  durch  einen  Yon  der  Braut  oder  beiden  Brautleuten 
gewählten  Dritten,  der  gewissermaasen  als  Treuhänder  fungirt:  König,  Herr  u.  s.  w. 
Diese  Function  fällt  allmälig  ausschliesslich  an  die  Geistlichen  (Pfarrer)  und  wird 
seit  dem  18.  Jahrhundert  von  diesen  als  Recht  gefordert.  Juristisch  verhalten  sich 
Trauung  und  Yerlobung  so  zu  einander,  dass  durch  letztere  die  Ehe  geschlossen 
wird,  die  Trauung  sich  als  deren  Erfüllung  herausstellt,  erstere  das  Rechts- 
geschäft ist,  wodurch  die  Eheschliessung  erfolgt,  durch  letztere  die  Thatsache  ein- 
tritt. Mit  der  Yerlobung  treten  Pflichten  ein,  mit  der  Trauung  die  ehemännliche 
Gewali  Fflr  das  canonische  Recht  bin  ich  durch  meine  Studien  seit  Jahren 
in  einzelnen  Punkten  wesentlich  zu  demselben  Resultate  gelangt;  darin  liegt  der 
Grund,  wesshalb  die  durch  mich  zuerst  bekannt  gemachten  Stellen  aus  Ganonisten 
des  12.  Jahrb.,  welche  fflr  die  Auffassung  der  Gesetze  den  richtigen  Maassstab  geben, 
und  auf  die  So  hm  sich  stützt  (8. 118  ff.),  Ton  mir  mit  der  aus  dem  Abdrucke  selbst 
sofort  ersichtlichen  Absicht  publizirt  sind,  dass  ich  insbesondere  für  die  Dog« 
mengeschichte  wichtige  Stellen  mittheile.  Das  Werk  von  S oh m 
ist  für  das  deutsche  Recht  überhaupt  Ton  grosser  Bedeutung.  —  Die  Ehe  wird  jetzt 
juristisch  durch  den  Akt  vor  dem  Standesbeamten  erst  geschlossen;  das  Yerlöbniss 
hat  einzeln  rechtliche  Wirkung;  die  kirchliche  Trauung  ist  juristisch  ein 
indifferenter  Akt,  aber  nach  dem  GiTilgesetze  (§.  82.),  wie  nach  der  historischen 
Entwicklung  durchaus  in  der  Competenz  der  Kirchen  gelegen.  Dieser  kurze  Abriss 
war  aUein  möglich,  da  Sohm's  Werk  zu  spät  erschien;  ich  füge  jedoch  hinzu,  dass 
ich  mit  Sohm  nicht  übereinstimme  in  dem  Umfange  der  Einwirkung  des  deutschen 
Rechts  auf  das  canonische  resp.  in  dem  Yerhältnisse  der  gegenseitigen  Einwirkung. 
Bei  der  Correctur  kam  mir  zu:  £.  Friedberg  Yerlobung  und  Trauung,  zugleich 
als  Kritik  von  Sohm,  Das  Recht  etc.  Leipzig  1876. 

^  Eine  treulose  Braut  wird  gleich  der  Ehebrecherin  gestraft :  Lex  Burg.  52., 
Wisig.   III.   4.   2.    u.   a.   Ediot.     Roth.  179,  211  ff.    Rive  Yormundsoh.  I.  242. 
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Der  Mann  ist  Haupt  der  Frau,  erhSlt  fiber  sie  das  Mundiam  als 
Folgeder  Ehe.  Dieses  fuhrt  dort,  wo  das  alte  System  der  Güter- 
trennung beibehalten  wurde,  was  der  Fall  im  Rechte  des  Sachsenspiegels 
ist,  zum  Eintritt  des  Güterrechts  mit  der  Trauung.^  Mit  der  Ab- 
schwächung  der  Geschlechtsvormundschaft  tritt  auch  die  des  ehemann- 
lichen  Mundium  ein.  Es  macht  sich  die  Anschauung  geltend,  die  Ehe- 
leute seien  eine  Einheit, ^  welche  gebildet  werde  durch  das  zwischen 
ihnen  eingetretene  Genossenschaftsverhältniss.  Genossen  im 
Yollen  Sinne  sind  sie  nicht  durch  die  blosse  Trauung,  sondern  erst 
durch  das  Beilager  geworden.  Mit  ihm  tritt  die  volle  Gleichhtit^ 
und  in  allen  Rechten,  welche  der  Gütergemeinschaft  zuneigen,  das  ehe- 
liche Güterrecht  ein.» 

IL   So  lange  die  Scheidung  der  Geburtsstände  eine  grosse  recht- 


Sohroeder   Güterr.   I.    10.    Bezflglioh  des  Br&ntiganis  LSning  Yertragsbrnoh  L 
142  ff.  Die  Auflösung  steht  unter  gleichen  Oesetsen  wie  die  Scheidung:  Böhm  8. 77. 

'  Ssp.  I.  81.  §.  2.  III.  45.  §.  8.  „Di  man  is  ok  Tormfinde  sines  wiyes  to 
hant  als  sie  ime  getrüwet  wert  Dat  wif  is  ok  des  maanes  genotinne 
tohant  alse  sie  in  sin  bedde  trit;  na  des  mannes  dode  so  is  sie  ledioh  Ton 
des  mannes  rechte.^  Andere  Stellen  bei  Sohm  S.  94  f.  —  Schwsp.  c.  55  „unde 
ist  ein  man  stnem  wlbe  niht  ebenbürtio,  er  ist  doch  ir  Tormunt 
unde  ir  TOget.  unde  ist  si  yrt,  si  muoz  doch  stn  genoezin  sin,  a  1  s  s i 
an  stn  bette  g6t.  unde  gewinnet  si  kint,  diu  gehoemet  n&oh  der  ergem  hant 
als  aber  der  man  stirbet,  86  ist  si  ledio  von  stnem  rehte,  unde  behabet  reht  Yon  ir 
geburt  unde  nimet  si  einen  man  n&oh  im  der  Tri  ist,  »6  gewinnet  si  vrtu  kint  als 
Ton  drste.^ 

s  Saohsp.  I.  8.  §.  8.  „In  deme  hoTede  is  besceldenman  unde  wif  to  stände, 
die  elike  unde  eohtlike  to  samene  komen  sind«''  Schwsp.  o.  6.  YrgL  die 
SteUen  in  Anm.  2.  4. 

^  Ssp*  L  45.  §.  1.  „AI  ne  si  en  man  sime  wiTO  nicht  erenburdioh,  he  is  doch 
ire  TormUnde,  unde  se  is  sin  genotinne,  unde  trit  in  sin  recht,  svenne  ae 
in  sin  bedde  gat.  Svenne  he  aver  stirft,  so  is  se  ledich  ron  sime  rechte,  unde 
behalt  recht  na  irer  bord;  dar  umme  mut  ir  YormOnde  sin  ir  neste  CTenbUrdige  svert 
mach,  unde  nicht  ires  mannes.  —  §.  2.  En  wif  ne  mach  ok  ane  irs  mannes  gelof 
nicht  ires  gudes  Tergeven,  noch  egen  rerkopen,  noch  liftuch  uplaten,  durch  dat  he 
mit  ir  in  den  geweren  sit  Megede  arer  unde  ungemannede  wif  rerkopen  ir  egen 
ane  irs  Yormfinden  gelof,  he  ne  si  dar  erre  to.**  HL  45.  §.  8.  Schwsp.  c,  55. 
(Anmerk.  2).  Tecklenb.  Dienstr.  §.  14.  Wfirt  Landr.  Th.  4.  Tit  2.  Frankf. 
Ret  m.  8.  5.  Freiburger  Stadtrodel  PriY.  y.  1120.  Berner  Handfeste  Art  20. 
Siehe  die  Anmerkung  6. 

ft  Roth  Ofitereinheit  S.  847,  Agrioola  Gewere  S.  8  ff.  Schröder  IL  2.  1  ff. 
Stellen  in  Phillips  Gütergemeinsch.  S.  112  ff.  Kraut  Grdr.  §.  168  u.  a.  —  Die 
symbolische  YoUziehimg  des  Beilagers,  die  noch  heute  Yorkommt,  findet  ihre  Er- 
klärung ebenso  wie  die  Knfipfung  der  Folgen  an  die  Geburt  eines  Kindes  n.  dgL 
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liehe  Wirksamkeit  äusserte,  hatte  die  Standesyersohiedenheit  der  Gatten 
auf  ihre  und  der  Kinder  Stellung  namentlich  fOr  das  Erbrecht  bedeu- 
tenden Einfluss*  Mit  den  auf  jenem  Gebiete  emgetretenen  Aenderungen 
sog  sich  diese  Wirkung  auf  den  Adel  zur&ck  (§.  174.),  während  bei 
den  fibrigen  Ständen  die  Ungleichheit  allmälig  den  Einfluss  yerlor. 
Dies  ToUbrachte  sich  am  frühesten  im  Stadtrechte*  (der  Grund  liegt  in 
den  §§.  80  f.  106.),  wurde  sodann  überhaupt  die  Regel  durch  die  all- 
gemeine Entwicklung  (§.  139.)  und  den  Emfluss  des  romiseh-canonischen 
Rechts« 

II.  Güterrecht  der  Ehegatten.* 

§.  168. 

1.  Die  Utera  K«lt. 

I.  In  Folge  des  Mundium  über  die  Frau  bekam  der  Mann  auch 
deren  Gut,  das  sie  in  die  Ehe  brachte,   unter  seine  Gewalt. ^    Diese 


•  Freibnrg  R.  t.  1120  §.  62.  (Oengler  8.  129):  Omnis  molier  parifioabitar 
Tiro  et  e  contra ;  et  vir  mulieris  erit  heres  et  e  contra."  Rodel  (18.  Jahrh.) 
§§.  25.  26.  (das.  8.  185).  « Omnis  mnlier  est  genoz  Tiri  sni  in  hac  oiyitate;  et  vir 
mulieris  similiter.  Omnis  qnoqne  mnlier  erit  heres  Tiri  sni,  et  vir  simiiiter  erit  he- 
res illins.''  Stadtr.  t.  1298  gleichlautend.  Berner  Handfeste  t.  1218  §.  40.  (Gaupp, 
IL  8.  58):  „Preterea  regia  libertate  Tobis  statuimns,  ut  quicunque  burgensis  in  urbe 
Tel  extra  contrazerit,  o^juscunque  fnerint  oonditionis,  pares  sint  in  omni  jure  et 
uno  defuncio  alter  omnia  bona  ipsius,  que  reliquit,  jure  hereditario  libere  et  quiete 
possidebit.  neo  potest  dominus  oiTitatis  impedire  vel  contradioere ,  quin  uxor 
defnncti  et  maritus  defnncte  oontrahant,  cum  quoounque  Toluerint  ad  ipsorum  to- 
luntatem.''^ 

*  Siehe  die  §.  11  Note  *  angegebenen  Schriften.  Hasse  Skizse  des  Güterr. 
der  Eheg.  nach  einigen  der  ältesten  deutsch.  Rechtsquellen  in  Zeitsohr.  f.  gesoh. 
Rechtswiss.  lY.  60  ff.  F.  t.  Martitz  Das  ehel.  Güterrecht  des  Saohsensp.  u.  der  yer- 
wandten  RechtsqueUen.  Leipzig  1867^  Alfred  Agrioola,  Die  Gewere  zu  rechter 
Tormundschaft  als  Princip  des  sftohsisohen  ehelichen  Gfiterreohts,  Gotha  1869.  A. 
Hänel  Die  eheL  Gütergemeinschaft  in  Ost^alen  in  Zeitschr.  f.  Reohtsgesch.  I. 
8.  278  ff.  G.  R.  Peterssen  Das  eheliche  Güterrecht  in  den  Städten  und  Flecken 
des  Ffirstenthums  Osnabrück,  Osnabrück  1868.  Ludw.  Aug.  Müller  Histor.-dogmat. 
Darstellung  der  Verhältnisse  bei  beerbter  Ehe  nach  den  bayrisch-schwäbischen 
Stadtrechten.  KördUng.  1874.  Eni  er  Die  Güter-  u.  Erbrechte  der  Ehegatten  in 
Frankf.  a.  M.  bis  zum  J.  1598  mit  Rucks,  auf  das  fränk.  Recht  überh.  Frankfurt 
1841.  Ders.  Das  Gölner  Recht  und  die  gesammte  Hand  in  Zeitschr.  f.  d.  R;  YII. 
S.  80  ff.  Der  s.  Die  Fortbildung  des  fränk.  ehel.  Güterr.  seit  dem  Eindringen  des 
rSm.  Rechts  das.  X.  S.  1  ff.  Schwarz  Die  Gütergemeinsch.  d.  Ehegatten  nach 
fränk.  Rechte.    Erl.  1858.    Sandhaas  Frank.  eheL  Güterrecht.    Bd.1.  Giess.  1866. 
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GnmdaiiBehainmg  erhielt  sieh  bis  ins  IGttelalter  und  hatte  snr  Folge, 
dB88  das  Ghit  beider  Qatten  als  faktische  Einheit,  ungezweit,  er- 
schien.* Ans  dieser  Steilnng  ergab  sich:  a)  der  Mann  wurde  niekt 
EigenthQmer  des  Franengnts;'  b)  die  Ansprüche  Dritter  (der  Erben) 
werden  nicht  yerandert;^  c)  die  Frau  kann  ohne  des  Mannes  Willen 
ftberhaupt  keine  eigentlichen  Yeranderangen  Tomehmoa,^  wofern  ne 
nicht  Kanffran  ist;  der  Mann  konnte  binnen  Jahr  und  Tag  wider- 
sprechen,«  oder  die  Gabe  wurde  erst  nach  des  Mannes  Tode  kräftig.^ 
d)  Der  Mann  hat  über  die  fahrende  Habe  der  Frau  das  freie  Yer- 
fBgungsrecht,*  weil  er  sie  in  seiner  Ghewere  hat  und  deshalb  der  Er- 
werber sicher  geht.  Eigen  derselben  darf  er  aber  ohne  ihren  und  der 


Roth  Üeber  GHitoreinheit  and  Gatergemdnsoli.  Bekker  n.  Math  er  Jahrb.  d. 
gem.  deatsoh.  Hechts,  ni.  815  ff.  nnd  in  Erit.  Vierteljahrssohrift  X.  169  fL  Xu. 
597  £L  Bire  das.  XIIL  183  fll  B  i  n  d  i  n  g  das.  Xm.  875  it  Fr.  Bathmann 
Einige  Worte  Aber  ehel.  Ctflterrecbt,  GheamitE  1859.  Gerber  ErlantemiigeiK 
zur  Lehre  Yom  dentsch.  ehel.  Güterr.  (BammL  t.  AbhandL  der  Mitgl.  d.  Jor  Fao. 
zu  L.)  Leipzig  1859.  Zur  Yergleichimg  Ginoalhiao  Histoire  dn  regime  dotal  et 
de  la  oommtinant6  en  France.  Laboalaje  Bechercheg  sor  la  condition  oiTÜa 
et  politiqne  des  femmes.  Herrn.  Schnlze  Das  Erb-  nnd  Familienreoht  der 
dentsch.  Dynasten  des  Mittelalters.  Halle  1871.  Schröder  in  Zeitschr.  t  BG. 
X«  426  ff.  B 1  n  h  m  e  Die  Mnndsohaft  nach  Langobardenreeht,  daselbst  XL 
375-401. 

^  L.  Bnrg.  Addit  L  13«  „Qnaecnnqne  mnlier  Burgnndia  rel  Bomana  rolnn* 
täte  saa  ad  maritom  ambnlarerit,  inbemns  nt  maritns  ipee  (de)  faonitate  ipsins  mn« 
lieris  siout  in  eam  habet  potestatem,  ita  et  de  rebns  suis  habeat^ 

*  S  c  h  s  p!  L  31.  §.  1.  „Man  nnde  wif  ne  hebbet  nein  getyeiet  gut  to 
irme  Lire.  Stirft  ayer  dat  wif  bi  des  mannes  live,  se  ne  erft  nene  yarende 
haxe  wenne  rade,  nnde  egen,  of  se  dat  hevet,  in  den  nesten.  —  Wif  ne  mach  ok 
ires  gades  nicht  yergeyen  ane  ires  mannes  willen,  dat  heH  dnr  recht  dnlden 
dnrye."  §.2  —  8  c  h  w  s  p.  c  83.  „Man  nnde  wtp  mngen  niht  gehaben  dehein  gont 
gesweihef 

*  Sachsp.  L  81.  {.  1.  2.    Sohwsp.  c.  33  in  der  Fortsetzung. 

*  Baohsp.  L  8L  §.  2. 

*  S s  p.  L  81.  §.  2.,  I.  46.  §.  2.  8  Ak  w  s p.  c.  59.  W.  F  r  e  i  b  n  r  g  B.  r. 
1298  (Gen  gier  S.  135)  §.  8.  „Swel  kint  in  sines  yatters  gewalt  ist,  das 
enmag  nftt  yertyon,  mit  spile,  noh  anders.  Ynd  syas  ez  yertyot,  das  sol  man  sime 
yatter  wider  gen,  oder  siner  myoter,  ynd  lihet  im  ieman  fit,  das  sol  man  ime 
nüt  ze  rehte  gelten,  ynd  ist  dat  oyoh  an  dem  wibe,  nywent  si  triben  denne  offenen 
koyfschaz."^  Kraut  §.  165  17r.  16  ff.  8chulden  für  ihren  Unterhalt  muss  er  zahlen. 
Kraut  a.  a.  O. 

*  y  er  m.  S  a  o  h  s  p.  I.  20.  16. 
'  Gl.  zu  8  ao  h  s  p.  m.  76. 

*  Siehe  die  8  ch  5f  f  en-Urth.  bei  Kraut   n.  7.  8. 


( 
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nBobeten  Erben  Willen  nicht  Teränssenii  anseer  im  Falle  echter  Noth.^ 
Aenderungen  konnten  insofern  eintreten,  als  die  Frau  bei  Eingehnng  der 
Ehe  durch  Vertrag  Ton  ihrem  Gute  Ausnahmen,  Vorbehalte, 
machen  und  ein  freieres  Verffigungsrecht  erwerben  konnte.i<> 

Die  Ansprüche  der  Wittwe  waren  in  der  älteren  Zeit  ver- 
schieden*!!  Sie  erhalt  allgemein  zurück  ihr  Eingebrachtes  (dos), 
das  Eigen  und  die  noch  yorhandene  Habe^i^  bald  aber  auch  nur  dies 
für  die  Zeit  des  Wittwenstandes,  den  Kiessbrauch  eines  Drittels  des  Yom 
Manne  hinterlassenen  Vermögens, ^^  bald  das  ihr  vom  Manne  bei  der 
Eingehung  Zugesicherte,  zur  Morgengabe  Gebrachte,  oder  in  Abgang 
einer  solchen  Zusicherung  eine  bestimmte  Summe  als  Dos  und  ein 
Drittel  des  gemeinsamen  Erwerbs  während  der  Ehe.^^    Der  Anspruch 


*  L  a  b.  B»  T.  1840.  §•  7.  „Nen  mann  mach  Tonetten  noch  yorkopen,  noch  rer- 
geven  torfaoht  egen,  dat  lio  mit  sineme  wive  heft  genomen,  sunder  eines  wiTes 
wiUen  und  erer  kindere,  oft  se  kindere  ketten  — ,  it  ne  do  eme  echt  not,  Tangnisse 
oder  Hanger,  ofte  dat  men  ene  to  egene  geven  sole  umme  gelt  Tor  geriohte.^ 

10  Ein  Seh 5 ff.  Urth.  (Kraut  8.  Anfl.  §.  200  n.  10.)  lässt  den  Mann  behalten 
die  fahrende  Habe  y^sundir  das  zu  der  gerade  gehorit,  abir  stand  erbe  nnd  andir 
gnt,  das  bowsBin  des  mannis  weren  bestorben  ist  .  .  .'^  Das  ürth.  das.  n.  14 
wEyne  frawe  ist  mit  erem  eliohen  manne  vor  geheget  ding  komen  nnd  —  hot  do  — 
alle  ir  gut  und  hausgerethe,  das  sy  zu  dem  manne  brocht  hat,  demselben  erem 
manne  noch  erem  tode  frj  und  erblich  ufTgegebin,  aossnemende,  ab  her  er  stürbe, 
das  dasselbe  gut  und  hausgerethe  an  sy  komen  sulIe.  der  man  ist  todi  nu  sprechen 
des  mannes  frunde,  dy  gobe  —  möge  nicht  bestehen  dorumme,  das  dy  frawe  das 
geld  nnd  das  hausgerethe  cza  erem  manne  brocht  hatte  —  und  yn  eren  scheffen- 
brife  nicht  geschrebin  hot,  das  ir  unser  totir  fnmd  das  hausgerethe  Tor  gehegtem 
dinge  wider  ufgegebin  hette.  Do  sprach  dy  frawe:  synt  demmole  das  meyn  man 
vor  gehegetem  dinge  kegenwortich  —  mir  meyne  gobe  und  ausnemunge  —  an  alle 
widerspräche  (gönnte),  —  so  sei  meyne  gobe  und  ausnemunge  macht  haben.  (Urth.): 
Noch  demmole  der  man  dy  gobe  Ton  der  frawen  so  entphangen  hat,  — so  sol  der 
irawen  ir  gut  blybin  yn  des  wyse,  als  sy  das  —  gegebin  und  ausgenommen  hoi^ 

11  L.  Saxonum  XLYII.  (Merk.)  ,)Dotis  ratio  duplex  est.  Ostfalai  et 
Angarii  Yolunt,  si  femina  filios  genuerit,  habeat  dotem  quam  in  nuptiis  ao- 
cepit  quam  diu  Tirat  filüsque  dimittat  si  vero  filii  matre  superstite  moriuntur 
ipsaque  post  obierit,  dotem  proximi  ejus  in  hereditatem  acoipiant  si  autem  filios 
non  habuerit,  dos  ad  dantem  si  yiyit,  reyertatur,  si  defunotus  est  ad  proximos 
heredes  ejusi  Apud  Westfalaos  postquam  mulier  filios  genuerit  dotem  amittat, 
si  autem  non  genuerit  ad  dies  suos  dotem  possideat.  post  deoessum  ejus  dos  ad 
dantem  vel  si  deest  ad  proximos  heredes  ejus  rerertatur«  —  XLYin.  De  eo  quod 
Tir  et  mulier  simul  oonquisierint  mulier  mediam  portionem  aocipiat.  hoo 
apud  Westfalaos.  Apud  Ostfalaos  et  Angarios  nihil  aocipiat  sed  oontenta  sit  dote  sna.^ 

1*  L.  Alam  Hlothar  LY.  mit  den  Noten  Ton  Merkel  p.  62. 

!•  L.  Burg.  LXII.  1. 

1«  L.  Bipuar.  Tit  37.  48.  49.    Höchst  kfinstlioh  ist  L.  Yisig.  lY.  2.  16 
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auf  einen  Theil  der  Errungenachaft  findet  sich  auch  in  den  Kapi- 
tularien« ^^ 

Starb  die  Frau,  so  erhielten  die  Erben  alle  Sachen,  die  von 
ihr  herrührten,  das  übrige  yerblieb  dem  Manne. 

Diese  Qnmdsätze  kehren  im  Landrechte  des  13«  Jahrhunderts 
dahin  wieder,  dass  die  Wittwe  oder  deren  Erbe  ihr  Eigen,  die  Gerade, 
Morgengabe  nimmt,  der  Mann  nach  der  Frau  Tode  Eigen  und  Gterade 
herausgibt,  alles  Andere  aber  mit  Einschluss  des  aus  dem  Frauengute 
Erworbenen  behalt^  ^ 

IL  Bedeutende  Modifikationen  erlitt  theils  schon  früher,  theils  emt 
dem  13.  Jahrhundert  dies  System  des  Güterrechts  in  dem  Stadt  rechte. 
Der  grossere  Werth,  den  das  bewegliche  YermSgen  für  Handel  und 
Gewerbe  in  der  Stadt  hatte,  Hess  die  Bedeutung  des  Eigen  zurücktreten. 
Als  Folge  stellte  sich  ein  das  gleiche  Erbrecht  der  beiden  Ge- 
schlechter, mit  ihm  das  Zubringen  grosserer  Mitgift  in  die 
Ehe  durch  die  Frauen.  Hieraus  erklärt  sich  von  selbst  ein  grösserer 
Anspruch  derselben  auf  das  während  der  Ehe  Erworbene.  Ein  ferneres 
Moment  war  die  Nothwendigkeit  erweiterter  Yerfügungsfreiheit 
des  Mannes  über  das  Vermögen  beider  Gatten  zu  Zwecken  des  Han- 
dels^ wodurch  anderentheils  die  Substanz  des  Frauenguts  leichter  vei^ 
loren  ging.  Dies  musste  nothwendig  bewirken  einen  Anspruch  der  Frau 
an  das  Yermogen  des  Mannes  selbst.  Je  nachdem  die  Entwicklung 
rascher  Toranschritt,  ist  die  Umbildung  früher  oder  später  erfolgt,  wo- 
bei zahlreiche  Modificationen  im  Einzelnen  blieben.  So  finden  wir  Yom 
13.  Jahrhundert  ab  bis  zum  Ende  des  15.  ein  System  des  ehelichen 


1*  Capit.  Anseg.  Lib.  IV.  a  9.  (Leg.  L  p.  312.):  „YolnnraB,  nt  nxores  de- 
fnnotonuii'  post  obitmn  maritornm  tertiam  partem  oonlaborationis,  quam 
Bimnl  in  benefioio  oonlaboraTsrant,  acdpiant.  Et  de  hie  rebus,  quas  is  qoi  iUud 
beneficium  babait,  alinnde  adduxit  Tel  conparaTit,  Tel  ei  ab  amiois  suis 
conlatam  est,  bas  TolumiiB  tarn  ad  orpbanoB  defunctorum,  quam  ad  uxores  eonim 
perrenire.^ 

1*  SohBp.  I.  81.  §.  1.  I.  22.  §.  8.  „Dar  na  mnt  de  yrowe  jegen  den  erren 
masdelen  alle  boTede  spise,  die  na  dem  drittegesten  oyerblift  in 
jewelkeme  boTe  irs  mannes,  oder  svar  be  se  badde  binnen  einen  geweren.*^  Für 
den  FaU  der  Sobeidnng  d.  i.  die  separatio  a  tboro  et  mensa  Sacbsp.  JII. 
74.  j^Wirt  en  wif  mit  reebte  Ton  irme  manne  gesceiden,  sie  bebalt  doch  ire 
lifgetncbt,  die  be  ir  gaf  an  sinem  egene,  nnde  ire  gebu  dat  dar  nppe  stat.  Dat  ne 
mut  aTer  sie  niobt  npbreken  nocb  dannen  yören ;  anderes  ne  blift  ire  nen  gebn,  noob 
nicbt  der  morgengaye.  Ire  rade  unde  ire  musdele  bebalt  si.  Man  sal  ir  ok  weder 
laten  nnde  geven,  svat  sie  to  irme  manne  bracbte,  oder  abo  vele  des  mannes  gudes 
als  ir  gelovet  wart,  do  sie  to  samene  qnamen."    Schwsp.  c.  126.  W. 
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Güterrechts,  dessen  Grundlage  im  Wesentlichen  das  Mnndium  des  Mannes 
mit  seinen  Folgen  bleibt,  jedoch  mehr  verblasst»  so  dass  die  Ansprüche 
der  Frau  theils  auf  der  Ehestiftung,  theils  auf  ihrem  Eingebrachten  oder 
dem,  was  an  dessen  Stelle  tritt,  theils  auf  dem  Erbrechte  derselben. an 
des  Mannes  Vermögen  beruhten.  Es  tritt  daher  auch  noch  fernerhin 
während  der  Ehe  die  Einheit  des  beiderseitigen  Gutes  auf,  nach  Auf- 
losung der  Ehe  sondert  sich  bald  das  Vermögen  in  bestimmte  Oompleze 
von  Sachen,  bald  in  Antheile  an  dem  Gesammtgute.  Diese  Umbildung 
ist  auch  Yon  Einfluss  auf  das  Landrecht  geworden.  Im  süddeutschen 
zeigt  sie  sich  schon  im  13.  Jahrhundert  im  Systeme  des  Schwabenspie- 
gels,  welches  bedeutende  Erweiterungen  enthält.^''  Vom  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  ab  wirkte  das  römische  Recht  in  doppelter  Beziehung  ein. 
Einmal  nämlich  wurde  geradezu  dessen  System  angenommen,  von  Vielen 
als  gemeines  Recht  angesehen.  In  Wirklichkeit  hat  dieses  jedoch  das 
einheimische  Recht  nicht  allgemein  zu  yerdrängen  vermocht  und  ist  in 
seiner  Reinheit  Particularrecht  geblieben,  indem  auch  die  neueren  Oodi* 
ficationen  zum  grossen  Theil  auf  dem  einheimischen  ruhen.  Eine  zweite 
Einwirkung  ist  noch  wichtiger,  nämlich  auf  die  juristische  Oonstruction 
der  aus  dem  Mundium  des  Mannes  folgenden  Vermögenseinheit,  welche 
jenem  fremd  ist  und  daher  durch  römischrechtliche  Sätze  vielfach  um- 
gestaltet wurde. 

• 

§.  169. 

2.   Die  VmbUdwig  Im  Stadtreehte. 

L  Während  der  Ehe  ist  fortwährend  die  Regel,  dass  alles  Gut 
beider  Gatten  eine  unter  des  Mannes  Mundium  vereinte  Masse  bildet, 
die  bald  rechtlich  aus  Stücken  verschiedener  Art  besteht,  bald  zu  einer 
Einerleiheit  verschmolzen  ist.  Je  nach  diesem  Resultate  hat  nun  ent- 
weder a.  der  Mann  freies  Verfügungsrecht  über  alle  fahrende  Habe, 
über  das  Eigen  nur  im  Falle  der  I^oth,i  oder  b.  über  Alles,  fahrende 


1'  Der  Mann  hat  die  Disposition  Über  deren  fahrende  Habe,  nicht  aber  über 
Eigen;  o.  8.  10.  88.  129.  Nach  des  Mannes  Todes  behält  sie  ihre  Morgengabe, 
Leibgedinge  und  Heimstener:  c.  19—21.  28.  88.  58.,  das  andere  fahrende  nnd 
in  der  Ehe  erworbene  Gut  bildet  eine  Masse,  Ton  der  die  Wittwe  eine, 
die  Kinder  die  andere  H&Ifte  erhalten:  c.  8.  127.  129.  fELr  ihren  Theil  mnss  die 
Fran  Soholden  zahlen:  e.  8.  10.  hat  sie  nichts  erhalten,  so  ist  sie  sn  nichts  rer- 
pfiichtet. 

1  Alt  Lflb.  Recht  Hach.  ü.  11. 

T.  8  eh  Alt  0,  Belol&s*  v.  Beehttgeseh.  4.  Anfl*  34 
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Habe  wie  Eigen,*  oder  es  haben  beide  Ehegatten  c«  in  kinderloser 
Ehe  freies  YerfBgnngsreoht  über  Alles.^ 

IL  Nach  Auflösung  der  kinderlosen  Ehe  nimmt  die  Wittwe 
bez.  der  Wittwer  sein  Eingebrachtes  surflck,  hat  fOr  Schaden  keine  Ver- 
gütung zu  fordern,  für  Besserung  keinen  Ersatz  zu  leisten;^  von  dem 
nach  Abzug  der  Schulden  aus  dem  ^ygemeinen  und  ganzen  Gute^ 
üebrigbleibenden  nimmt  entweder  a.  jeder  Theil  bez.  dessen  Erben  die 
HUfte,^  oder  b.  der  Wittwer  zwei  Drittel,  die  Erben  der  Frau  ein 
Drittel,  die  Wittwe  eine  Hälfte,  des  Hannes  Erben  die  andere.«  EQerin 
stellt  sich  also  die  Errungenschaft  dar. 

ni.  Das  gesammte  Ehegut  erscheint  als  eine  Masse,  von  der  a.  die 
Wittwe  ihre  Kleider  und  mitgebrachten  Werihsachen  zuvor  und  sodann 
Kindestheil  nimmt,''  oder  b.  die  Frau  das  Leibgedinge,  welches  ihr  be- 
stellt ist,  sonst  ein  Drittheil,  die  Kinder  zwei  Drittheile,^  der  Wittwer 
ein  Drittel,  die  Kinder  zwei  Drittel,  aus  der  Kinder  Out  (dem  Huttor- 
erbtheile)  und  der  fahrenden  Habe.* 

lY.  Bei  unbeerbter  (kinderloser)  Ehe  nimmt  a.  der  Wittwer 
alles  Ghit  bis  auf  den  halben  Brautschatz,  der  an  die  Erben  der  Fran 
mit,  die  Wittwe  neben  ihrem  Eingebrachten  die  HaBto  alles  Outes,»* 
oder  es  beerbt  b.  ein  Theil  den  anderen,  i^ 

Y.  Bei  beerbter  Ehe  fällt  dem  fiberlebenden  und  den  Kindern 
(bez.  Erben  des  anderen  Theiles)  je  die  Hälfte  yon  allem  Chite  zu  mit 
völliger  Todtheilung,  der  Mann  nimmt  aber  Yorab  seine  Büstung,  die 
Frau  ihre  Kleider,  der  Best  wird  getheilt.^' 

YL  Alles  Gut  bUdet  fiberhaupt  eine  gemeine  Masse  und  fällt  beim 
Tode  eines  Theils  dem  überlebenden  wie  den  Erben  des  Yerstorbenen 
an  zu  gleichen  Hälften.  i< 


*  Freib.  B.  ▼.  1120.  §.  21.  58.  Rodel  §§.  27.  28.  Teil  t.  1298  §.  5.  Berner 
Handfeste  ▼.  1218.  Art  42.  iS.    Alt  Lfineb.  Stoi 

Yerm.  Ssp.  I.  40.  6« 

Hamb.  Stat  t.  1270.  lÜ.  10.,  t.  1292.  E.  18. 

Hamb.  Stat  t.  1270. 

Hamb.  Stat  t.  1292. 

GoBlar.  Stat  S.  488.  88. 

Freiburg.  Stadtr.  L  §.  1.    Yerm.  Ssp.  L  8,  2—5.  L  9.  10. 

Yerm.  Ssp.  L  17.  pr. 
!•  Lflb.  R.  Hach.  Cod.  HL  240.  u.  Cod.  Hach.  IL  19. 

11  Freibnrg.  B.  ▼.  1120.  §.  52.  Bodel  f}.  25.  26.  Yert  (.  4.    Berner  Handl 
T.  1218.  Art  4a 

i*  Alt  Lüb.  B.  Cod.  Haoh.  IL  19.,  IL  8.  4. 

i<  Brem.  Stat  t.  1803  Ord.  41.  ürth.  d.  Lflb.  Oberhofs  t.  1489  (Miohelsen 
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§.  170. 

I.  Was  die  Frau  in  die  Ehe  bringt,  heisst  dos,  phaderphinm, 
Brautsohatz,  Aussteuer,  Heimstener,  Ausstattung  u.  s«  w. 
Dies  bestand  wohl  in  alter  Zeit  in  der  Regel  aus  beweglicher  Habe  zum 
eigenen  Gebrauche  der  Frau  wie  für  die  Haushaltung,  im  Laufe  der 
Zeit  mit  dem  veränderten  Erbrechte  besonders  in  den  Städten  auch  in 
Kapitalien  und  Eigen.  Sie  ist  Eigenthum  der  Frau  und  föUt  an  sie  oder 
ihre  Erben  zurück.^  Ihre  Bestimmung  wie  ihre  Beschaffenheit  brachte 
aber  mit  sich,  dass  sie  während  der  Ehe  sich  leicht  yerminderte.  Des- 
halb findet  sich  eine  Oegengabe  des  Mannes  oder  seiner  Verwandten 
för  die  Frau  zur  Aufbesserung  ihrer  Aussteuer,  welche  dieser  meist 
gleich  kommt  und  als  Eigenthum  der  Frau  an  diese  mit  der  Aussteuer 
zurückfällt.«  Während  in  dem  Stadtrechte  als  Ersatz  für  das  Einge- 
brachte grössere  Anspräche  der  Frau  sich  bildeten,  erhielt  sich  diese 
Widerlegung,  Heimsteuer,  Widerwurf,  Widerlage,  Ehegeld,  con- 
trados, beim  Adel.» 

n.  Zur  Versorgung  der  Frau  nach  des  Mannes  Tode  dient  in  älterer 
Zeit^  die  dos  bald  für  die  Lebenszeit,  bald  f&r  die  Zeit  des  Wittwen- 


Oberbol  S.  281.)  far  Elbing.  —  Brflnner  Recht  bei  BdsBler  S.  LXXm.  £, 
Prag  er  8.  LXY.  f.  Beide  zeigen  die  Anspriiolie  der  Wittwe  wie  des  Wittwers  be- 
reite aU  Yollkommen  ftnsgebildetea  Kr  brecht. 

*  F.  W.  Eckardt  Das  Witthum  oder  dotalitiam  u.  Tidualitiiini  in  ihrer  hietor. 
Entwiokl.  in  Ztichr.  f.  d«  B.  X.  8.  437  fL  Reiche  Quellenbelege  bei  Erant  Grundr. 
%.  169— 178. 

1  L.  AI  am.  LY.    YgL  die  8teUen  bei  Erant  §.  203. 

>  Bair.  Landr.  11.  14,  8ohw8p.  o.  23.  W.  «Gibt  iemant  stnem  wibe  ze 
heimstinre  yarent  guot  oder  ander  gnot,  daz  gnot  mao  er  ir  nimmer  Ane  werden  die 
wtle  er  ander  guot  h&t  Twinget  in  aber  6haft  n6t,  er  wird  ez  wol  Ane  mit  refate. 
Ott  ei  im  euch  86  getAn  gnot,  er  sol  daz  alne  6  Ane  werden  6  daz  ire.  wirt  er  ir 
daz  gnot  Ane  daz  ei  ze  im  brAht  hAt  nnde  sürbet  der  man,  nnde  mao  si  selbe  dritte 
erzingen  daz  ez  ir  wille  niht  enwas:  man  sol  ir  ir  gnot  wider  lAn  nnde  Bwaz  daz 
guot  yergolten  hAt;  es  st  danne  daz  der  man  dar  g6  nnde  berede  mit  sin  eines  hant 
daz  im  stn  sin  seite  daz  er  reht  haete.^ 

*  Alt  Bergisoh.  Landr.:  „Ein  man  Tan  der  Riddersohafft  mach  sinem  wyffe 
ein  wedderwerff  machen  an  synem  Erve  zo  einer  lyffzncht:  ind  sturff  der  man  ^le 
dan  sie,  ind  Hess  ander  Erren  (d.  i.  Erbgüter),  da  sie  nicht  an  gewedumbt  en  wehre, 
dair  en  sali  sie  gein  recht  an  haTen.**  •—  Im  Brünner  Schöffenbuoh  art  191.  194. 
201.  beträgt  die  dos  den  dritten  Theil  des  Wittums. 

«  Tac.  Germ.  c.  18.  L.  Saz.  XLYIL  L.  Burg.  LXII.  1.  »Filius  nnicus  defnncto 
patre  tertiam  partem  facnltatis  matri  utendam  relinqnat;  ri  tarnen  maritum 
alterum  non  acceperif 

34» 
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Standes.  Im  Mittelalter  kommt  diese  Wittwenyersorgang  in  den  Stadien 
selten  (Note  3.),  auf  dem  Lande,  besonders  beim  Adel,  hingej^en  regel- 
mässig vor  in  doppelter  Gestalt,  entweder  durch  Hingabe  yon  Sachen 
oder  Bestellung  einer  Leibzucht  Wurden  Sachen  gegeben,  so  galten 
die  Regeln  für  die  Widerlage.  Allmälig  wurde  die  Leibzucht  allge- 
mein. Sie  findet  sich  als  a)  Uebergabe  oder  Yerschreibung  yon  Eigen 
zum  Genüsse  auf  Lebenszeit  mit  Bestellung  des  Rechts  in  den  gewöhn- 
lichen Formen  (§.  148.),^  b)  als  Leibzucht  am  Lehen,«  c)  als  Anweisung 
eines  Wittwensitzes  (Haus,  Hof,  Acker),''  d)  als  Beute«  an  Eigen 
oder  Lehen.  Letztere  Form  erscheint  bereits  im  13.  Jahrhundert  und 
wurde  später  am  häufigsten  angewandt.  In  allen  Fällen  geht  nach  dem 
Tode  der  Frau  das  Gut  an  die  Erben  des  Mannes  zurfick.  Neben  der 
Leibzucht  erhielt  sie  ihre  Aussteuer  und  Widerlage.  Anstatt  dessen 
bildete  sich  einzeln  der  Gebrauch,  der  adeligen  Wittwe  eine  Rente  auf 
Lebenszeit  zu  geben,  die  zehn  Procente  des  kapitaUsirten  Werthes  der 
Aussteuer,  und,  wenn  eine  Widerlage  yerschrieben  war,  zwanzig  Pro- 
cente umfasste,  wogegen  der  Anspruch  auf  dos  und  contrados  erlosch.^ 
m.  In  die  älteste  Zeit  reicht  zurück  die  Sitte,  der  jungen  Frau 


*  Bsp.  I.  21.  §.  1.  y^Man  mut  ok  wol  Trowen  geven  egen  to  irme  Uxe  mit 
erren  gelove,  bto  jang  se  sin,  binnen  dorne  geriohte  dar't  egen  inne  löget,  in  je- 
welker  etat,  desto  dar  koninges  ban  si.  —  §.  2.  Liftacht  ne  kann  den  vrowen  neman 
breken,  neweder  naborne  erve,  noch  neman  nppe  den  dat  gut  irstirft,  ae  ne  Tor- 
werke*t  soIto;  so  dat  se  oretbome  nphowe,  oder  lüde  yan  domo  gude  rerwiae,  die 
to  domo  gndo  geboren  sin,  oder  to  swelker  wie  se  ire  liftaoht  nt  yan  iren  weren 
let;  se  ne  weder  dn't  binnen  rechten  degedingen,  STonne  se  dar  umme  gescüldeget 
Wirt;  dar  mach  so  sie  mit  YOrlieseu.  --  Wirt  san  en  man  mit  rechte  van  sime  wIto 
gesceiden,  se  behalt  doch  ir  lifgetuoht,  de  ho  ir  gegoren  hevet  an  sinem  egene."  — 
Sohwsp.  0.  21.  W.  „Lfpgedinge  mac  den  yrowen  niemant  gebreohen,  noch  die 
erben  mit  den  ez  in  gegeben  ist.  Stirbet  joch  ir  man,  si  h&t  es  tooh  mit  rohte, 
Verwürket  jooh  ir  man  stn  gut  mit  unt&t,  man  kann  ez  ir  mit  rehte  nit  genemen.' 
—  0.  160.  ^Der  zinsmann  erbet  stnon  bft  nf  stnom  erbe:  ezn  si  ein  man  von  ritter- 
licher Art,  der  ez  stnom  wtbe  ze  morgengAbo  habe  gegeben,  unde  wirt  ez  ledioh, 
der  herre  nimt  den  bü  mit  dem  Idhen,  der  man  hab  ez  dan  stnom  vibe  ze  morgen- 
g&be  gegeben.  H4t  ein  yrowo  lipgedinge  an  eigen  oder  an  16hen,  swaz  bowes  dar 
Afe  stdt,  daz  erbet  nith  ir  naehster  m4o  86  si  stirbet:  daz  eigen  wirt  den  naesten 
mAgen  lodio,  unde  daz  16hen  dem  herron.**  Brunn  er  Schöffenbnoh  art.  196. 
197.  198. 

'  Gl.  z.  Sachs.  Lehnr.  56.    Andere  Stellen  bei  Kraut 
^  Brom.  Bitterr.  Tit  7.  §.  1. 

*  S.  g.  dotalitinm.  Urkunde  bei  Kraut  §.  171.  n.  4.  ▼.  1268. 

*  Siehe  die  Stellen  in  Kraut  §.  171  Nr.  27  iL  sowie  25  f.,  welohe  die  Modi- 
fikationen ausweisen. 
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nach  der  ersten  Beiwohnung  eine  Morgengabe  darzubringen,  die  ans 
beweglichen  Sachen  oder  aus  denselben  Gegenständen  oder  Bezügen  wie 
eine  Leibzucht  bestand«  Sie  blieb  der  Frau  zu  Eigenthum  oder  li^iess- 
brauch  und  fiel  nur  fort  bei  der  Scheidung.  ]!7ach  ihrem  Tode  vererbte 
sie  auf  der  Frau  nächste  Erben  oder  es  fiel,  wofern  sie  nur  in  Leibzucht 
bestand,  die  Sache  an  die  des  Mannes  zurück,  lo  Sie  erscheint  als  ein 
durchaus  freies  Geschenk  des  Mannes,  ohne  dass  ein  Anspruch  auf 
dieselbe  besteht ;  sie  findet  sich  auch  in  Städten,  yorzugsweise  aber  auf 
dem  Lande. 

§.  171. 

4.  IheUebM  ettoneebt  der  Boaerea  Zelt. 

L  Aenderungen  des  statutarischen  Rechts  waren  fortwährend  möglich 
durch  Verträge.  In  der  Ehe  galten  Schenkungen  bald  allgemein 
für  erlaubt,  1  bald  nur  für  fahrende  Habe.^  Ungleich  wichtiger  waren 
aber  die  Eh  eye  r  träge,  Ehestiftungen,  durch  welche  namentlich  das 
gegenseitige  Erbrecht  erweitert  und  die  Einheit  des  Vermögens  mehr 
befördert  wurde.  Man  schloss  sie  ab  schriftlich  yor  Zeugen  oder  gericht- 
lich.8  Häufig  hatten  auch  solche  Verträge  den  Zweck,  der  Frau  ein 
bestimmtes  Gut  yorzubehalten. 

IL  Seit  der  Beception  des  romischen  Hechts  nahm  zunächst  das 
Becht  des  Mannes  vielfach  eine  andere  Gestalt  an,  indem  man  dasselbe 
aufifasste  als  einen  Kiessbrauch  (ususfructus  maritalis).  Eine  wei- 
tere Umbildung  bestand  darin,  dass  man  die  nicht  mehr  verstandene 
Einheit  des  Gutes  in  des  Mannes  Hand  als  Oommunio  bonorum, 
Gemeinschaft  der  Güter  im  Sinne  eines  Miteigenthums  oder  Ge- 
sammteigenthums  u.  dgl.  auffasste.     Diese  Anschauung  fand  Eingang 


»•  Sßp.  L  20.,  I.  21.  §.  1.  I.  24.  §.  1.  IL  22.  §.  2.  8,  m.  88.  §.  8.,  HL  74. 
in  76.  §.  1.  BohwBp.  0.  19.  20.  SAohB.  Weiohb.  Art.  28.  24.  (Dan.)  Andere 
bei  Kraut  §.  172.    Vgl.  Brflnner  Schoffensatzung  n.  186.  bei  BÖBSler  S.  890. 

1  Angab.  Stat.  t.  1276.  fftr  beweg!,  n.  Erbgut  mit  Tollem  Eigenthum  u.  Anfall 
an  die  Erben  des  Beschenkten.  Aelt  Soester  Stadtr.  §.  28.,  ist  in  die  Sohrae 
nicht  übergegangen. 

>  Magdeb.  Seh.  Urth.  bei  Kraut  §.  169  Kr.  84  f. 

*  B  r  e  m.  Btat.  t.  1808  Ordn.  41.  ,,80  wor  twe  thosamene  komet  an  eohischep, 
wot  dhe  hebbet,  dhat  is  herer  beidhe  na  Stades  rechte.  Storve  er  en,  dhe  ander 
soal  sine  soulde  gelden  — ,  dha  ne  si  ander  untersohed  u.  dhes  men  Tullenkomen 
mach  mit  handfestinghe  idher  mit  tughen*  Brflnner  SchSffenb.  art  207.  (testes 
idonei^). 
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in  die  Statniarreohte  wie  in  die  neueren  Gesetze  und  hat  auf  den  firü- 
heren  Grundlagen  bald  zur  allgemeinen,  bald  zur  particulären 
Qemeinsohaft  geffihrt. 

III.  Der  unterschied  zwischen  Landrecht  und  Stadtrecht  blieb  auf 
diesem  Gebiete  bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wirksam.  Hit 
dem  Fortfalle  des  ständischen  Wesens  hat  sich  allmälig  f&r  Alle  das 
gleiche  Becht  herausgebildet.  Gleichwohl  bestehen  durch  die  stets  zu* 
lässig  gebliebenen  Eheyerträge  wie  durch  Hausgesetze,  Fideicommiss- 
stiftungen  für  den  begüterten  Adel  durchgehends  solche  Besonderheiten^ 
dass  das  frühere  System  der  Leibzucht,  des  Wittwensitzes  noch  in  voller 
Wirksamkeit  ist.  Ebenso  hat  sich  auch  beim  Bauernstände  theils  ge- 
setzlich oder  statuarrechtlich,  theils  durch  die  beständige  Errichtung 
von  Yerträgen  das  Güterrecht  in  den  Formen  des  Eingebrachten  und 
der  Leibzucht  ohne  Gütergemeinschaft  erhalten. 

in.  Yerhältniss  zwischen  Eltern  und  Kindern. 

§.  172. 

1.   BlMUekkeit.   AdoptioiL   Titorll«h«  e«wall. 

I.  Das  ältere  Recht  kennt  neben  der  Erzeugung  aus  echter  Ehe 
(als  Erwerbsgrund  der  Familienrechte)  nur  die  Annahme  an  Eindes- 
statt in  den  königlichen  Häusern, ^  deren  Folgen  jedoch  nicht  ganz 
klar  sind.  Die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  tritt  erst 
im  13.  Jahrhundert  mit  voller  Wirkung  auf  ^  für  Land-  und  Lehnrecht. 
Auch  die  Legitimation  durch  Rescript  von  Kaiser  und  Papst  kommt  im 
14.  Jahrhundert  vor,  jedoch  ohne  diese  Folge. ^  Mit  dem  romischen 
Rechte  kam  auch  die  Adoption  auf. 


i  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  S«  186.  Nr.  11  ff. 

>SBp.  I.  S6.  S&ohs.  Weiohb.  Art.  8.  Mftgdeb.  Boh.  ürth.  L  9.  d.  4. 
S  0  h  w  B  p.  0.  87.  Die  Aufhebung  der  yftterUcben  Gewalt  nach  dem  Beoht  des  Mittel* 
altera  von  O.  St  ebbe  (in  dessen  Beitr&gen  zur  Gesoh.  d.  deutsch.  Rechts. 
Braunsohw.  1855  S.  1  ff.)  —  Wilda  Yen  den  unecht  gebomen  Kindern  in  Ztschr. 
f.  d.  B.  XV.  S.  287  ff.  S  c  h  w  B  p.  o.  382.  W.  0 1.  zu  S  s  p.  L  87.  ~  Dagegen  erU&rt 
sie  fCLr  erbunfthig  u.  unecht  Goslar.  Stat.  8. 18.  Z.  12  ff.  Yon  der  Sitte,  die  Kinder 
bei  der  Legithnation  und  Adoption  unter  den  Mantel  su  nehmen^  heiasen  solche 
Mantelkinder.    Grimm.  B.  A.  S.  160.  484  fg. 

•  Görlitz.  Landr.  32.  §.  5.  «Wedir  der  babist  noch  der  keizir,  diene  mnogin 
Ton  ir  muotwiUin  Ton  eime  unechtin  kinde  einen  eohtin  suon  nicht  gemachin;  wände 
üe  mit  in  die  eohtin  auon  n.  die  erbin  irs  erbie  roubittin.^    Schwsp.  c,  42.    «H&t 
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IL  Die  Rechte  des  Täters  ^  liegen  in  dem  Mund  iura,  das  ihm  mit 
dem  Rechte  und  der  Pflicht  des  Schutzes  und  der  Vertretung  den  Qe- 
nuss  seines  Vermögens,  das  Recht  der  Zfichtigung  sowie  das  Erziehungs- 
recht gibt.  ^  Nach  des  Vaters  Tode  fiel  das  Erziehungsrecht  der  Mutter 
zu,  woraus  manche  Rechte  eine  der  väterlichen  analoge  mütterliche  Ge- 
walt machten««  Eine  Folge  war  auch  das  Recht  der. Einwilligung  der 
Ehe.'' 

ni.  Beendigt  wurde  dies  Gewaltrerhaltniss  mit  dem  Wegfallen  der 
Schutzbedürftigkeit.  Das  war  der  Fall,  wenn  der  mündig  gewordene 
Sohn  seinen  Unterhalt  allein  erwarb  und  deshalb  sich  vom  Vater  gänz- 
lich unabhängig  stellte.  Solches  stand  ihm  frei;  eine  besondere  Ent- 
lassung aus  der  väterlichen  Qewalt  kennt  das  deutsche  Recht  nicht.  ^ 
Erst  mit  dem  römischen  Rechte  hat  man  solche  angewandt  und  dann 
diese  deutsche  Art  als  emancipatio  saxonica  aufgefasst  So  lange 
der  Sohn  in  des  Vaters  Were  sitzt,  ist  er  ihm  rechtlich  zu  Ge- 
horsam verpflichtet. »  Bei  der  Tochter  hört  die  Gewalt  auf  mit  der 
Verbeirathung. 

IV.  So  lange  das  Kind  seine  Jahre  nicht  erreicht  hatte,  konnte  es 
sich  nicht  verpflichten.  War  es  aber  zu  diesen  gekommen,  so  haftete 
sein  eigenes  Vermögen  für  seine  Schulden  unbedingt,  der  Vater  nur, 
wenn  dasselbe  nicht  abgefunden  war.^^ 


ein  man  einen  snn  nndlichen,  den  m&g  der  p&best  wol  dlioh  machen  und  ouoh  der 
keiser  nAob  ttnem  rehte.  Aber  der  p&bMt,  noch  der  keiser  mngen  in  daz  reht 
nimmer  gegeben  daz  si  ir  mftge  geerben  mfigen,  als  ob  si  ir  maoter  6kind  stn  ge- 
wesen, gewinei  aber  st  dkint,  din  erbent  ir  mAge  wol,  ob  si  ze  dkinden  sint  g^ 
macht,  als  hie  Tor  gereit  ist*^  —  Beispiele  bei  Kraut  §.  186  Kr.  7  f. 

*  lieber  das  Recht  der  Anssetsong  und  des  Yerkaufo  der  Eander  und  Über- 
haupt die  Altere  Form  s.  Grimm  B.  A.  3.  455  IE.    Sohwsp.  c.  281. 

»  Augsb.  Stat.  T.  1876.  S.  84.    Salfeld.  Stat.  a.  dem  14.  Jahrh.  Art.  169. 

•  Freibarg.  BodeL  §.  82.    Mfthlhaus.  Stat.  B.  4.  Art.  31.  §.  1. 

7  Dies  n.  das  Bestimmungsrecht  in  Betreff  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder 
8.  in  meinem  Handb.  des  Eherechts  S.  820  ff.,  535  ff. 

^  Ygl.  Bsp.  LH.  Btobbe  in  der  cit.  Abk.  führt  den  Nachweis,  dass  der 
eigene  Haushalt  von  der  Ghewalt  befreit,  eine  Ansicht,  die,  wie  der  unToränderte 
Text  lehrt,  ich  stets  gehabt  habe. 

9  Kl.  Kaiserr.  11.  7.    Vgl.  auch  das.  ü.  5. 

^^  Brem.  Stat  y.  1308.  Ordel  58.  „So  wor  en  bedherfe  man  ifte  Trowe  heft 
enen  sone,  dhe  tho  sinen  jaren  komen  is,  dfae  koft  u.  seUet  ran  sines  vaders  ifte 
ran  siner  moder  weghene,  dhe  seo  wol  handelet,  wat  de  borghet  u.  lovet,  dhat  scal 
sin  yader  ifte  sin  moder  ghelden  also  Teme  also  sin  antal  is  sines  ghodee,  dhat 
eme  boren  mach  Tan   sines  Taders  ifte  Tan  einer  moder  weghene.    it  ne  si  also. 
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§.  173. 

I.  Was  das  Eind  von  Aussen  erwarb  oder  ihm  angeerbt  oder  Tom 
Täter  gegeben  wurde,  ^  war  sein  Ghit.  Jeder  Erwerb,  dendasEand  im 
elterlichen  Hause  durch  Dienstleistung  machte,  kam  dem  Yater  zu  Ghite. 
War  das  Eind  grossjährig,  so  konnte  es  sein  Gut  verlangen.*  Wurde 
es  Ton  den  Eltern  mit  Gut  abgesondert,  so  musste  es  bei  der  Erb- 
theilung  mit  den  Geschwistern  das  Erhaltene  einwerfen;  hatte  es  jedoch 
bei  der  Absonderung  auf  sein  Erbrecht  verzichtet,  so  fiel  sein  Erbrecht 
sowohl  den  Kindern  in  der  Were  als  dem  Gläubiger  gegenüber  fori. ' 

n«  Starb  em  Eltemtheil,  so  wurde  entweder  das  bisherige  YerhSlt- 
niss  fortgesetzt  oder  nicht,  a)  Der  überlebende  Yater  blieb  ganz 
in  der  bisherigen  Stellung  im  Yerm5gen  mit  den  Ejndem  sitzen,  brauchte 
nicht  zu  theflen,  selbst  nicht  wenn  er  zur  zweiten  Ehe  schritt,  konnte 
aber  die  Eander  absondern,  ohne  dass  gegen  deren  Willen  hierin  ein 
Erbverzicht  lag;^  b)  jeder  überlebende  Theil  kann  zeitlebens  im 
ungetheilten  Besitze  mit  den  Kindern  bleiben ;&  c)  jeder  überlebende 
Gatte  bleibt  im  Besitze  solange  er  keine  zweite  Ehe  eingeht.  <  d)  Die 
Wittwe  bleibt  im  Besitze  für  den  ledigen  Stand,  der  Wittwer,  so  lange 
er  will.  7  Das  Hecht  der  Wittwe  fasste  man  einzeln  als  eine  niessbräuch- 
liche  Yerwaltung  auf;^  für  das  Yerhältniss  überhaupt  bildete  sich  mit 


dhat  he  des  ToUenkomen  moghe  dhat  he  ran  eme  delt  si  er  dhe  soalde  sin  tho 
komen.**  Brannsohw.  Stat.  ü.  SO.  „Sterft  ein  man  binnen  der  tyd,  dat  sin  rader 
edder  flin  moder  lexet  bli£flb  he  Bohnldich,  erer  neyn  darff  yor  ene  ghelden:  hefft  he 
aTtr  snnderUk  gnd,  dat  schal  me  ror  ene  ghelden.'<    VgL  Schwap.  c.  151.  W.  — 

*  Die  Abtheil,  vu  Absohiobtung  der  Kinder  nach  Lfibischem  Rechte  in  Ztsohr. 
f.  D.  B.  YL  S.  225  ff.  Fr.  Ringelmann  lieber  die  histor.  Ansbildnng  n.  reohtl. 
Katar  der  EinkindBOhaft.  Würzb.  1826.  Hillebrand  Aber  Einkindschaft  das.  X. 
8.  420  ff.    Reiche  Qnellenbelege  bei  Krant  Grondr.  (.  187  ff. 

1  Ssp.  I.  10.  Richtst.  Landr.  20.  n.  a. 
«  Ssp.  L  11.  — 

*  Sachsp.  I.  13.  —  Die  Ansriohtang  eines  Sohnes  nennt  das  Prag  er  Rechts* 
buch  art.  155.  1.  morgen  gab,  ebenso  Brfllnner  Sohöffensatxnng  n.  187.  bei 
Rössler  8.  881. 

*  Goslar.  Stat.  8.  488,  84.  Hier  tritt  Ton  selbst  Einkindschaft  ein,  wenn 
der  Yater  nicht  abtheilt    Oldenburg.  Stat  7.  (Krant  §.  189  n.  17.). 

*  Dortmund.  Stai  bei  Dreyer  Nebenstanden  8.  427. 

*  Lüneb.  Stadtr.  (Kraut  §.  189.  n.  86.)  Ref.  YI.  pr.  Lfib.  Recht.  Cod.  Hach« 
I  7.  n.  27.  87.    Hamb.  Stadtr.  in.  8.  8. 

7  Goslar.  Stat.  488.  88.    Brem.  Stat.  t.  1438.  Stat.  7.  8. 
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der  angedeuteten  Entwicklang  der  Begriff  einer  Communio  bonorum 
prorogata. 

m.   Die  weitere  Entwicklung  hat  eine  doppelte  Richtung. 

a)  Der  überlebende  Theil  erhält  und  beh&lt  alles  Gut  mit  der  Ver- 
fangen seh  aft  desselben  f&r  die  Sonder.*  b)  Es  tritt  Absonderung 
der  Kinder  ein.  Diese  folgte  bald  durch  den  Willen  des  Ueberlebenden, 
bald  auf  Verlangen  des  grossjährigen  Kindes,  bald  bei  dem  Schreiten 
des  üeberlebenden  zur  zweiten  Ehe,  endlich  bei  schlechter  Wirthschaft 
des  Üeberlebenden  auf  Antrag  eines  Kindes,  seines  Vormundes  oder 
seiner  Verwandten.  Ihr  Erfolg  bestand  entweder  in  einer  yolligen  Ab- 
findung (Todtheilung)  fOr  das  Erbrecht  gegenüber  dem  üeberleben- 
den oder  in  dem  blossen  Empfange  des  Erbtheiles  nach  dem  Verstor- 
benen, je  nach  dem  G-ütersysteme. 

IV.  Ein  Mittel,  die  nachtheiligen  Folgen  einer  zweiten  Ehe  für  die 
Vorkinder  aufzuheben  und  den  Besitz  fortzuführen,  bildete  die  schon 
im  13.  Jahrhundert  aufkommende  Einkindschaft,  lo'  (unio  prolium). 
Sie  wurde  mit  Einwilligung  der  grossjährigen  oder  des  Vormundes  häu% 
Yor  Gericht  oder  mit  richterlicher  Bestätigung  geschlossen,  um  Be- 
nachtheiligungen zu  Termeiden  machte  man  im  Vertrage  bald  den  Vor- 
kindem,  bald  den  Kindern  zweiter  Ehe  ein  Voraus  (Praecipuum). 
Das  Erbrecht  der  Kinder  unter  sich  änderte  sie  ebenso  wenig,  als  sie 
dem  Stiefeltemtheile  ein  Erbrecht  in  das  Vermögen  der  Stiefkinder  ver- 
lieh. Sie  hat  in  der  späteren  Zeit  im  Gebrauche  sehr  abgenommen  und 
oft  durch  Gesetze  jede  rechtliche  Wirkung  eingebüsst. 


•  Senat  Lnbeo.  Attest  a.  1676.  (Erant  §.  188.  n.  4.):  „dasB  die  beerbte  Ehefrau 
so  lange  sie  siob  nicht  anderweit  Tereheliche  oder  in  ein  OotteBhaus  bekanfe,  tam- 
qaam  administratix  atque  nBufmctaaria  in  allen  ihres  Terstorbenen  Mannes  Oütem 
besitzen  bleibe." 

•  F  r  e  i  b  u  r  g.  Stat  t.  1520.  IH.  8.  Art  4.  / 

1®  Goslar.  Stat  488,  84.  „Storre  ock  eyneme  manne  sin  viff,  de  kinder 
hinder  siok  lethe,  n.  neme  de  man  eyn  wÜT,  de  ne  darff  mit  sinen  Idndem  nicht 
delen;  werift  he  hindere,  so  schnUen  de  ersten  hindere  mit  den  lösten  like  gud  recht 
hebben  tho  eres  Tader  erre,  n.  wanne  de  man  sterfft  so  mögen  de  ersten  hindere 
del  eschen  Ton  orer  steffmoder;  hedde  arer  de  rader  der  hindere  jennich  beraden 
oder  affghedelet,  dat  doch  Yon  dem  erye  nicht  ghelaten  hedde,  wolde  de  delinge 
nemen,  de  scheide  inbringen  wat  ome  ghewordenne  were,  ane  de  fmwe  ore  dedere 
nnd  smeide  nnd  de  man  ane  ors,  perde  nnd  hämisch,  also  dat  dit  bock  nthwiset^ 
0  1  d  e  n  b.  Stat  7.  —  Alt  Lab.  R.  Cod.  Haoh.  11.  2.  j^So  war  en  man  nnd  en  yniwe 
sie  sanmet  mit  echtschap  nnd  snnderlike  hebben  echte  hindere,  neweder  de  man 
noch  de  ymwe  ne  moghen  eres  ghodes  nicht  to  hope  gheven  sunder  der  hindere 
Tolbort,  dat  it  stede  moghe  sin.**    Andere  zahlreiche  Stellen  bei  Erant  §.  190. 
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§.  174. 
lY.   Missheirath.    Morganatische  Ehe.* 

I.  In  der  ältesten  Zeit  hatte  nur  die  standesgleiche,  ebenbürtige 
Ehe  für  Gatten  und  Kinder  die  yoUen  Wirkungen:  Eintritt  in  die 
Familien,  Stand  des  Mannes^  Vaters,  Erbrecht,  Wergeid  u.  s.  w.  (§§.  52. 
55.  56.)  Mit  der  Neubildung  der  Stände  kam  diese  Anschauung  allge- 
mein auf.  Zwar  nimmt  das  Landrecht  des  13.  Jahrhunderts  die  eben- 
bürtige Ehe  an,  wenn  beide  Gatten  frei  sind,i  während  im  Lehen- 
rechte bereits  der  ritterbürtige  Stand  beider  Eltern  gefordert  wird. 
Schon  im  Schwabenspiegel^  ist  aber  für  den  Erwerb  des  höheren  Standes 
Ebenbürtigkeit  beider  Gatten  gefordert.  Ln  Laufe  der  Zeit  sank  bei 
dem  Landvolke,  weil  der  Unterschied  der  alten  Freiheit  bedeutungslos 
wurde,  der  Begriff  einer  ungleichen  Ehe;  auch  im  Stadtrechte  war  schon 
frühe  die  Gleichheit  von  Ehen  unter  den  Bürgern  aller  Klassen  bewirkt. 
Dagegen  hatte  sich  beim  hohen  Adel  mit  seiner  völlig  yeränderten 
Stellung  das  Erfordemiss  der  Ebenbürtigkeit  desto  mehr  festgesetzt. 
Fehlte  dasselbe,  so  suchte  man  vom  Kaiser  die  Standeserhohung  zu  be- 
wirken. Das  canonische  wie  römische  Becht  drohte  diese  Grundsätze  zu 
erschüttern ;  es  fand  in  Theorie  und  Praxis  die  Gleichheit  der  Gatten  als 
Folge  der  Ehe  ihre  starke  Vertretung.  Hierdurch  veranlasst  suchte  der 
hohe  Adel  durch  Hausgesetze  das  Prinzip  der  Ebenbürtigkeit  zu  stützen, 
während  der  niedere  zu  dem  Mittel  griff,  in  Fideicommissstiftungen  u«  dgl. 
adelige  Geburt  der  Frau  zu  fordern.  Die  Folge  einer  Missheirath  blieb 
Ausschluss  der  rechtlichen  Wirkungen,  welche  die  Standesgleichheit  be- 
dingen :  Rang,  Stand,  Titel,  Wappen,  volles  Erbrecht  gegenüber  dem 
Vater  und  den  Verwandten,  während  sie  im  Uebrigen  kirchlich  und 


*  Heffter  Die  Yersorgnng  der  Wittwen  und  Kinder  bei  Btandeswidrigen  Ehen 
des  deutschen  hoben  Adels  in  Zeitsob.  f.  d.  Recht  II.  H.  2.  S.  1  ff.  —  Vgl.  anoh  die 
Literatur  zu  §.  142. 

1  Das  ist  der  Standpunkt  des  Sachsenspiegels,  wie  er  sich  ans  zahl* 
reichen  SteUen  ergibt,  z.  6.  JH.  72.  I.  88.  I.  16.  §.  2.  I.  5.  §.  1 .  I.  5t.  §.  1.  n.  a. 
Interessant  ist  Gl.  der  GOrlitzer  Handschr.  zn  Ssp.  I.  5.  §.  1.  {t,  Sydow  Erbr.  des 
Sachs.  R.  170.)  ,,Mit  deme  Worte  Ebenbürtigkeit  meint  er  do,  daz  daz  Kint 
frey  und  ehlioh  geboren  sy  — ,  daz  er  ein  frei  Wip,  kein  eigen 
W  i  p  nemo,  anders  sine  Kinder  weren  nicht  sine  erben.^  Siehe  die  SteUen  in 
§.  84  ff. 

*  Schwsp.  c.  57. 
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bürgerlich  als  gültig  und  erlaubt  erschien  und  keinerlei  ehren- 
kränkende Folgen  hatte.  Die  Forderung  ebenbürtiger  Ehe  hatte  in  den 
meisten  Hausgesetzen  Eingang  gefunden;  trotzdem  wurde  sie  noch  öfters 
durch  Standeserhöhung  und  Ebenbürtigkeitserklänmg  des  Kaisers  um- 
gangen. Um  dies  zu  verhindern,  traten  die  Reichsstände  auf  und  setzten 
die  reichsgesetzliche  Forderung  ebenbürtiger  Ehen  mit  Ausschluss  der 
kaiserlichen  Machtvollkommenheit  durch.^  Dies  ist  denn  auch  für  den 
hohen  Adel  Recht  geblieben.^ 

II.  An  die  Stelle  des  in  älterer  Zeit^  ohne  die  feierliche  Form  des 
matrimonium  legiti  mum,  nämlich  die  desponsatio  und  dotatio, 
üblichen  Concubinates  trat  eine  Ehe,  die  zwar  kirchlich  und  bürger- 
lich eine  wirkliche  Ehe  ist,  aber  gerade  die  Folgen  hat,  welche  man  bei 
dem  alten  Ooncubinate  im  Gegensatze  der  echten  Ehe  beabsichtigte. 
Man  traf  nämlich  bei  der  Heirath  mit  einer  Person  niederen  Standes  Ver- 
abredungen, wodurch  der  Eintritt  der  gewohnlichen  Wirkimgen  für  Frau 
und  Kinder  ausgeschlossen  wurde.®  Frau  und  Kinder  erhielten  nur  das 
bei  der  Heirath  ausgesetzte  Ouf^  und  traten  weder  in  den  Stand  noch 
die  Familie  des  Vaters  ein,  woher  der  Name  Ehe  zur  linken  Hand. 
Solche  Verbindungen  wurden  fortwährend  geschlossen  von  Personen  des 
höheren  Adels  und  auch  des  niederen.^  Zwar  wurden  sie  unter  dem 
Einflüsse  des  fremden  Rechts  immer  seltener,  haben  sich  indessen  in 
Gesetz  und  üebung  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 


>  Art  XXn.  der  Wahlcap.    Ygl.  §.  96.  §.  97. 

^  Bnndesftkte  art.  XIV.    Besonders  Z5pfl  a.  a.  0. 

6  Pippini  Cap.  Yermer,  753  o.  7.  Gap.  LangolK  786  o.  5.  Hloth.  L 
Ezcerpta   oan.  835  o.  2.    Hlndov.   Germ.   OonT.  Mognnt.  a.  851  c.  12.  15» 

Das  nnbedingte  Verbot  der  Auflösbarkeit  des  Concnbinats  enthält 
Concil.  Tribnr.  a.  895.  c.  89.  (Hartz  heim  Gono.  Qerm.  ü.  p.  403.).  Bei  Königen 
kommt  ein  Conoabinat  selbst  mit  adeligen  Frauen  vor.  So  hatte  nach  Paul 
WarnefriduB  de  episc.  Motens.  (Monum.  Germ.  Soript.  11.  265)  Karl  d.  Gr.  die 
Himiltradis,    nobilis  puella,  zur  Concnbine  Tor  der  Ehe  mit  Hildegard. 

•  Lib.  Feud.  U.  29.  26.  §.  16. 

V  Die  Morgengabe;  daTon  matrimonium  ad  morganatioam.  Grimm 
B.A.  8.  489.  Der  Ausdruok  für  dieselbe  matrimonium  ad  legem  Salioam 
hat  keinen  rechten  Sinn,  weil  sie  die  L.  Sal.  nicht  kennt. 

•  Höchst  interessant  ist  das  PriTÜ.  von  Eurf.  Ernst  t.  Köln  ▼.  1597,  29.  April 
(nach  dem  Orig.  bei  Selb  er  tz  num.  1035),  welches  die  ganz  genau  an  IL 
Feud.  29.  sich  anschliessende  Gewohnheit,  eine  zweite  Ehe  nach  einer 
mit  Kindern  gesegneten  ersten  nur  als  morganatische  zu  schliessen,  der  west- 
fftlischen  Bitters ohaft  bestätigt.    Vergl.  Wahlkap.  art.  XXIL  §.  4. 
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§.  175. 

V.  Die  Vormundschaft  * 

L  In  des  Täters  Mundium  trat  nach  dessen  Tod  der  nächste 
männliche  Schwertmage^  als  rechter,  geborner  Yormund,  in  dessen 
Ermangelung  nach  dem  süddeutschen  Rechte^  der  nächste  Muttermag 
und  endlich  ein  vom  Bichter^  gesetzter  getreuer  Mann  ein,  wofern 
nicht  der  Yater  selbst  bestimmt  hatte, ^  so  lange  die  Unmündigkeit 
dauerte.  Deren  Ghrenze  setzt  das  ältere  Becht  in  höchst  verschiedener 
Weise  fest.^  Im  Mittelalter  haben  sich  im  sächsischen  Rechte  zwei 
Stufen:  zu  seinen  Jahren  kommen  und  zu  seinen  Tagen 
kommen  mit  der  Wirkung  erhalten,  dass  bis  zur  ersten  ein  Vormund 
nSthig  ist,  nachher  aber  dessen  Belassung  oder  die  Annahme  eines  neuen 
ebenso  in  der  Macht  des  Kindes  steht  als  die  Annahme  durch  den, 
welcher  über  seine  Tage  gekommen  ist.*   Im  süddeutschen  Rechte  fanden 


*  Literatar  zu  g§.  11  and  168.  Die  AuBdrficke  bei  Grimm  lUA.  8.  465  f. 
BobwBp.  0.  52.  „Der  kinde  ande  der  frowen  phleger  die  etw&  sich  erboten, 
etw&  phleger,  etw&  yoget,  etw&  Tormand,  etw&  behalter:  swie man  si  heizet, 
b6  BuÜen  de  getriawe  liute  Bin."  —  W.  Wacker  na  gel  Die  Lebensalter.  Ein 
Beitr.  znr  yergleich«  Sitten-  nnd  Rechtsgesch.  BaseL  1862. 

>  L.  Sax.  44.  45.  (Merk.)  Nach  L.  Bnrg.  59.  85.  c.  1.  2.  hatte  die  Matter 
sie  ffir  die  Zeit  des  Wittwenstandes,  nach  L.  Vi  Big.  lY.  8.  c  1.  S.  gleiehfaUs  prin* 
sipaliter.    Bsp.  I.  23.  §.  1.  SohwBp.  o.  52.  Kl.  Eejserr.  IL  82. 

*  Sohwsp.  0.  52.    Aagsb.  R.  t.  1276. 

*  Ulm.  Stadtr.  IL  9.  legt  den  Benachbarten  die  Pflicht  zar  Anzeige  bei,  irenn 
die  Kinder  keine  Blntsfrennde  oder  Schwäger  hfttten.  Magdeb.  Fr.  I.  8.  8.  ^Eb 
en  mag  kein  Man  sinen  kindem  yormanden  kiesen,  sondern  wenn  er  stirbt,  so  soll 
sein  nehestor  Sohwertmage  der  nnmflndigen  kinder  yormandt  sein.  Hetten  anoh 
onmllndige  Kinder  keine  Schwertmagen,  so  soll  der  Biohter  —  den  Kindern  —  £^ben 
einen  Pfleger.^ 

«  Gl.  zu  Sftchs.  Weichb.  Art  XXYL  (Daniels  ool.  801.  sq.),  welche  das 
Yerfahren  genan  beschreibt,  nnd  Bestätigung  des  Gerichts  fordert. 

*  Tac.  Germ.  o.  13.  10,  12,  14,  15,  18,  20  Jahre  sind  die  Termine  der  Yolks- 
rechte. 

*  BBp.  L  42.  §.  1.  f,Er  sinen  dagen  ande  na  sinen  dagen  mut  en  man  wol 
yormunden  hebben,  ob  he's  bedarf,  ende  mut  is  wol  untberen  of  he  weL  Oyer  ein 
nnde  tyintisch  jar  so  is  de  man  to  mnen  dagen  komen.  Oyer  Bestich  jar  is  he  boyen 
sine  dage  komen,  also  he  yormlinden  hebben  sal  of  he  wel,  ande  ne  krenket  dar 
mede  sine  bute  nicht  noch  sin  weregelt.  Syelkes  mannes  alder  man  nicht  ne  weit, 
heyet  he  har  in  dem  barde  nnde  nidene  unde  under  jewederme  arme,  so  sal  man 
weten  dat  he  to  sinen  dagen  komen  is.^  Gl.  dazu  bei  Homejer  abgedr.  „Naeh 
unBcrm  recht,  wird  ein  Kint  jerigk  zu  landtrecht,  wenn  es  zwelif  jar  alt  ist,  zu 
lehnrecht,  wenn  es  dreizehn  jar  alt  wirt.^  Bftchs.  Lehnr.  art  26.  §.  1,  Goslar. 
Stat  8.  18.  112.  Yerm.  Sachs.  L  42.  8.  Alt.  Kulm.  Recht  lY.  106.  (12  Jahr)  u.  a. 


Die  YormiincUohAft.  541 

die  Termine  des  rSmiBchen  EingsngJ  Dies  wurde ,  nachdem  Bohon  im 
13.  Jahrhundert  offenbar  durch  denselben  Einfluss  der  Zeitpunkt  auf  18* 
und  20  Jahre*  hmaufgerückt  war,  in  der  Art  zur  Regel»  dass  man  ohne 
die  scharfe  römische  Scheidung  Yon  Tutel  und  Curatel  bis  zum  voU« 
endeten  25.  Lebensjahre  Yormün der  und  Vorsteher  fiir unerlässlich 
erklärte.io  ParticularrechtUch  haben  sich  jedoch  die  froheren  deutschen 
Fristen  theils  erhalten,  theils  von  Neuem  Geltung  yersohaffl;. 

Der  Yormund  hatte  das  Recht,  den  Mündel  im  Gerichte  und  ausser- 
halb zu  vertreten,  11  woraus  sich  ergab,  dass  derselbe  für  den  Mündel 
handelte,  dieser  sich  nicht  selbstständig  yerpflichten  konnte.  Ihm 
stand  mit  der  Sorge  über  die  Person  auch  die  über  das  YermSgen  zu, 
in  älterer  Zeit  wohl  mit  dem  Genüsse  des  Einkommens  und  ohne  Rech- 
nungslegung, aber  auch  ohne  Befugniss  zu  Yeräusserungen,  welche 
nicht  nothwendig  waren,  i*  Waren  solche  geschehen,  so  konnte  der 
Mündel  sie  innerhalb  Jahr  und  Tag  nach  erreichter  Mündigkeit  wider- 
rufen. Allmälig  kam  aber  mit  dem  grösseren  Einflüsse  der  Obrigkeit 
auf  das  Yormundschaftswesen  die  jährliche  Rechnungslegung,  ausser 
wenn  der  nächste  Erbe  Yormund  war,  auf,i>  und  je  seltener  der  Fall 


'  Sohwsp.  C.  52.  y^Als  der  Knabe  vierzehen  j&r  alt  ist,  66  mao  er  einen 
anderen  phleger  nemen,  ob  er  bewaeren  mao  das  er  im  Abel  hAt  getftn.  als  mao 
oaoh  din  juncfrowe  alg  ai  ze  zwelf  j&ren  kämet.  £z  enmao  dohein  kint  hinder  yier- 
z6n  j&ren  niht  getnon  ftne  süien  phleger  daz  staete.  nnde  h&t  ez  jooh  bereitez  gnot 
nnder  banden,  swaz  ez  dA  mite  tuot,  daz  ist  niht  staete.  Eonfet  ez  oder  rerkonfet 
ez,  nnde  ist  ez  im  gnot,  der  phleger  sal  ez  staete  hAn;  nnde  ist  ez  im  schade,  der 
phleger  sal  ez  wider  tuen  nnde  verspilt  ez  iht  stnes  gnotes,  man  sei  ez  dem  phleger 
-wider  geben,  nnde  knmt  er  für  den  nhter,  man  mnoz  ez  dem  rihter  büezen,  nnde 
dooh  daz  gnot  wider  ceben.*  C.  54.  „Ein  jegelioh  sol  phleger  hAn  nns  er  knmet 
zn  fQnif  nnde  zwenzie  j&ren.  daz  h&t  der  kfinio  Karel  geboten,  nnde  die  wüe  toi  er 
mit  stnem  guote  niht  tnon  &ne  atnen  phleger.^ 

*  L  a  b.  B.  V.  1240.  Art.  114.  y^Alse  en  kneoht  is  aohtein  jar  olt,  so  is  he  tnlf 
milndioh.«^    Anrea  bnlla  a.  1856.  §.  4.  Cap.  YII. 

•  An  geb.  8tat.  ron  1276. 

"  R.  P.  O.  T.  1548.  Tit  31.  «.  1. 

»  Saohsp.  I.  42.  §.1. 

»>  L.  Bnrg.  85.  87.,  L.  Viaig.  IV.  8.  3.,  L.  Lnitpr.  IV.  1.  VI.  20.  n.  a.  — 
Ssp.  I.  11.  L  23.  §.  1.  ttSyar  de  sone  binnen  iren  jaren  sin,  ir  eldeste  eyenbnrdige 
STort  maoh  nimmt  dat  herwede  al  ene,  nnde  is  der  kindere  Vormunde  dar  an,  wante 
se  to  iren  jaren  komet,  so  sal  he't  in  weder  geyen,  dar  to  al  ir  gut;  he  ne  kOnne 
se  bereden,  war  he't  in  ere  bederf  yerdan  hebbe,  oder  it  ime  roflike,  oder  van  nn- 
gelüke  nnde  ane  sin  sonlt  geloset  si.^    Vgl.  II.  65.  §.  1. 

1*  Zusatz  sp&terer  Handsohr.  in  Ssp.  1.  28.  $.  2.  „Sye  aver  des  kindes  erve 
is,  dem  sal  des  kindes  Vormunde  bereden  von  jare  to  jare  des  kindes  gudes,  unde 
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wurde,  dass  der  n&cbflte  Erbe  als  Yormimd  eintrat,  desto  mehr  wurde 
die  Pflicht  zur  Bedmungslegung  und  selbst  Sicherheitstellung  allgemein. 
Auf  der  anderen  Seite  erweiterten  sich  aber  auch  die  Befugnisse  des 
Yormunds  und  Mfindels,  so  dass  jener  mit  Zustimmung  des  Bichters 
und  nach  erreichter  Mündigkeit  der  Mündel  mit  Einwilligung  beider 
Rechtsgeschäfte  aller  Art  mit  bindender  Kraft  vernehmen  konnte.  ^^ 
Die  Bestellung  durch  den  Richter  wurde  auch  bdm  gebomen  Vormunde 
Regel,  die  Zulassigkeit  der  Mutter  fiberall  dort  Rechtens,  wo  die  GFe- 
schleehtsvormundschafb  verschwunden  ist.^' 

n.  In  der   älteren  Zeit  standen  die  Weiber  bei  den  meisten 
Stämmen  zeitlebens  unter  YormundschafL^*    Dies  erhielt  sich  im  Land- 


ine  des  germs  maken,  dat  be  is  in  nnpUoht  nicht  ne  rerdn,  eint  dat  kint  to  einen 
jaren  komen  is.  Wede  it  is  dicke  ein  der  kindere  Tonnftnde,  nnde  ein  ander  ir 
enre.  Syst  'ayer  die  yormünde  is  ok  erye ,  die  ne  darf  nemanne  berekenen  des 
kindes  gut,  noch  bürgen  Seiten.  He  is  ok  der  wedewen  yormfinde  bit  dat  se  man 
nimmt,  of  he  ir  eyenbnrdich  is.^ 

1^  Const.  de  tutor.  der  Stadt  Höxter  y.  1876.  „ Wanne  kinder  to  eren  jaren 
komen  zind,  so  mögen  se  n.  soolen  yormnnden  kesen  mit  yalbort  des  rades  n.  der 
rechten  eryen,  de  se  truweliken  yorstan  to  alle  eren  behoye,  went  dat  se  to  eren 
rechten  dagen  komen,  —  n.  binnen  dessen  dagen,  so  en  soal  neyn  kint  selk  snlyen 
beraden,  oder  sines  gudes  ioht  yorkopen,  yorsetten  oder  yorgheyen,  et  en  do  dat 
denne  mit  rade  u.  ynlbort  des  rades,  der  yormunden,  n.  der  rechten  enren.^  —  YgL 
die  ans  dem  Sohwsp.  angef.  o.  52.  54.  Yerm.  Ssp.  I.  43.  1.  „Es  en  sal  —  kein 
yormnnde  wedir  erbe,  noch  lehingat  yorkauffen,  nock  yersetcrin,  noch  yorkummem. 
—  Gesohit  is  abir  mit  des  kindis  erben  nnd  mogin  wissin  a.  willin,  die  das  in  dem 
besten  gekom  habin,  das  sol  man  haldin  bis  das  kint  mündig  wirt.**  ImBrünner 
Sohdffenbnohe  art.  517.  ist  noch  die  Bede  yon  einem  Vormunde,  der  „bonis  eomm 
utitnr^,  sie  erscheint  das.  art  142—148.  sehr  ausgebildet  und  unter  off«ibarem 
Einflüsse  des  rSmisohen  Bechts.  Im  Prag.  Statu  tarr«  o.  58.  tritt  die  „aetas 
debita  puerorum^  mit  18«,  der  Mftdehen  mit  15  J.  ein«  Ueber  deren  Stellung  siehe 
B5ssler  Einl.  8.  LVIII.  t  —  Beiohspolizeiordn«  y.  1584  Tit.  81.  §.  8.  pitem, 
dasa  er  nach  befohlener  Verwaltung,  yon  allen  Gütern,  Uegend  und  fahrend,  Schold- 
Brieff  und  Begistem,  ein  Inyentarium  auifrichte,  und  rechtmässige  Gaution  und 
Versicherung  thue,  auch  mit  Gelübden  und  Eyden  beladen  werde,  dass  er  seinen 
Pfleg-Ejndem,  und  ihren  Gütern  getreulich  und  erbarlioh  yorseyn,  ihre  Personen 
und  Güter  yersehen  und  yerwahren,  die  Güter  nicht  in  seinen  eigenen  Nutzen 
kehren,  oder  wenden,  noch  dieselbe  ohne  Vorwissen,  Erkänntniss  und  Decret  der 
Obrigkeit  yerftussem,  yerpfänden  oder  beschweren,  nnd  jährlich,  auff  Forderung  der 
Obrigkeit,  gebührliche  Beohensehafft  thun,  um  seine  Verwaltung,  Bede  und  Antwort 
geben  und  alles  anders  handeln,  dass  einen  getreuen  Vormunder  eignet  und  zu« 
steht,  alles  bey  Verpflichtung  seiner  Haab  und  Güter. "* 

>&  Sie  hat,  aber  nur  für  den  Wittwenstand,  Brunn  er  Schöifenb.  a.  502. 

1*  L.  Bax.  42.  „Qui  mortuus  yiduam  reliquerit,  tutelam  ejus  fiUus  quem  ez 
.alia  uxore  habnit  acoipiat    si  is  forte  defuerit,  frater  idem  defunotL    si  frater  non 
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rechte  des  Hittelaltors  anfSnglioh  aUgemem,  wenigstens  behufs  der  Ver- 
tretung Yor  Gericht.  Die  Ausnahme  f&r  die  Eauffrau  einerseits,  das 
veränderte  Beweisrecht  andererseits  bewirkten  aber,  dass  das  Institut 
selbst  im  süddeutschen  Rechte  früh  ganz  verschwand  und  auch  im  nord'- 
deutschen  Rechte  sich  nur  in  abgeschwächter  Bedeutung  erhielt.  ^^ 

HX  Hohes   Alter  berechtigte   zur  Annahme   eines   Yormundes/^ 
Geisteskrankheit  legte  dem  Richter  die  Pflicht  auf,  einen  zu  geben.^^ 

Dasselbe  fiand  Statt  im  Falle  längerer  Abwesenheit  (Yerschollen- 
heit),ao 

lY.    Schlechte   Yormünder   konnte   der  Richter  auf  Betrieb    des 
Mündels,  der  Yerwandten,  Freunde  u.  s.  w.  entsetzen  (baimunden ).^^ 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Erbrecht.  * 

I.  Die  Erbfolge  der  Blutsfreunde. 

§.  176. 

1.   Yerwtndtocluifl.   IrbflUglult. 

I.  Das  Recht  der  H  achfolge  in  ein  Gut  ruhet  nach  der  Anschautmg 
der  ältesten  Zeit  ausschliesslich  in  der  Yerwandtschaft  des  Blutes 


faerit,  proziinaB  patemi  generis  ejas  oonBangnineas.^  L.  Sal.  XLIY.  nov.  285.  L. 
Lang.  Rothar.  0.  205.  n.  a. 

"  8ßp.  L  45.  §.  2.  Homeyer  Reg.  8.  398.  Sohwap.  0.  69.  208.  W.  Die 
SteUung  des  Yonnnndes  ist  eine  ähnliche  wie  beim  yorhergehenden. 

^B  Ssp.  I.  42.  1.;  Sohwap.  c.  47.  W.  nimmt  80  Jahre  an. 

>•  Sohap.  m.  8.    Schwap.  814  W. 

<^  Brnna  in  Bekker  u.  Muther  Jahrb.  dea  gem.  deutach.  Rechte,  Bd.  I. 

*i  Sohap.  I.  41.    Richtat  Landr.  0.  38.  39.    Sohwap.  0.  44.  W. 

*  Qrimm,  R.  A.  S.  466—485.  J.  Gh.  Major  Tentaohe  Erbfolge  aowohl  flberh. 
ala  inabea.  in  Lehen  n.  Stammgflter,  Stnttg.  1805.  DedekindDe  ordine  anocedendi, 
quo.  legibua  et  moribua  Germanorum  antiqui  et  medii  aevi  auooeaaio  ex  iure  oog- 
nationis  delata  ait.  Gott  1822.  Ganpp  in  den  German.  Abhandlangen.  Heinr. 
Siegel  Daa  deataohe  Erbreoht  nach  den  Reohtaquellen  dea  Mittelaltera  in  aeinem 
inneren  Znaammenhange  dargeatellt,  Heidelb.  1858.  —  R.  v.  Sydow  Daratellung 
des  Erbreohta  naoh  den  Grnndafttzen  dea  Saohaenapiegela  mit  Rücksicht  auf  die 
Yerwandten  Quellen,  Berl.  1928.    Paul  Kay a er  Das  Erbrecht  naoh  den  Edioten 
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and  des  durch  sie  hervorgerufenen  innigen  Yerhältnisses  der  Verwandten 
unter  einander.^    Für  dieses  kennt  man  von  Anfang  eine  Orenze,  über 


der  lancrobardisohen  Könige,  in  Zeitschr.  f.  B.  O.  YIIL  466  ff.  EL  Siegel  Die 
germanisohe  Yerwandtsohaftobereohnang  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Elrben- 
folge,  Giess.  1858.  H.  Wassers  oh  leben  Das  Prinzip  der  Sucoessionsordniing 
nach  dentsohem  insbesondere  naoh  sächsisohem  Bechte,  Gotha  1860  (und  hierftber 
die  Becension  von  Siegel  in  Haimerl  Oesterr.  Yierteljahrssohrift,  Wien  1860, 
6.  Bd.  I.  H.  Lit.  Anz.  S.  21  ff.).  G.  Homeyer  Die  SteUung  des  Sachsenspiegels 
znr  Parentelenordnnng,  BerL  1860.  4.  Bire  Zur  Frage  nach  dem  Prinzip  der 
Successionsordnung  im  germ.  B.  in  Jahrb.  d.  gem.  d.  B.  YL  S.  197  ff.  H.  Was- 
serschieben Die  germanische  Yerwandtschaftsbereohnung  und  das  Prinoip  der 
Erbenfolge  naoh  deutsch,  insbes.  sächsischem  Bechte.  Eine  Beplik,  Giess.  1864. 
O.  Stobbe  Die  Erbfolgeordnung  nach  den  Magdeburger  Schdffensprüchen  in: 
Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Bechts,  Braunschw.  1865.  8.  87  ff.  — 
H.  Brunn  er  Das  anglonormannische  Erbfolgesystem  u.  s.  w.  Leipz.  1869  (Anzeige 
von  K.  Maurer  in  Krit.  Yierteljahrsschr.  XII.  806,  der  die  Bedeutung  des  englisch- 
normänn.  Bechts  fflr  diese  Frage  bezweifelt).  Vgl.  auch  die  Besprechung  von 
Pernice  in  Krit.  Yierteljahrsschr.  lY.  S.  23  ff.  y.  Amira  Erbenfolge  und  Yer- 
wandtschaftsgliederung  nach  den  altniederdeutschen  Bechten.  Manchen  1874.  — 
0.  W.  Pauli  Darstellung  des  Bechts  der  Erbgater  nach  älterem  labischen  Beohte, 
Lab.  1837.  L.  Drewes  Das  Becht  der  Erbgater  in  seiner  Beziehung  zur  testamenti- 
factio.  Eine  Abhandl.  a.  d.  Hamb.  Bechte,  Hamb.  1844.  —  Ludw.  Zimmerle  Das 
deutsche  Stammgutsystem  nach  seinem  Ursprünge  und  seinem  Yerlaufe,  Tübing. 
1857.  Beyscher  Das  Erbrecht  der  adeligen  Töchter  u.  deren  Yerzichte  in  Zeitsohr. 
f.  d.  B.  YI.  S.  257—334.  XY.  S.  1  ff.  -•  J.  T.  B.  Linde  De  successione  germanica 
imprimis  pactitia.  Diss.  inaug.  Bonn  1820.  4.  G.  Beseler  Die  Lehre  tou  den  Erb- 
yerträgen,  Gott.  1887—40.  2.  The.  in  8  Bdn.  Hasse  Ueber  Erbvertrag  im  Bhein. 
Museum  f.  Jurisprud.  IL  8.  149  ff. 

1  Oben  §.  26.  Y.  ff.  §.  129  u.  a.  An  Wollbezeichnungen  sei  noch  hinzugefügt 
enchilo,  enkel  (talus  und  nepos);  aber  andere  Yon  dem  Körper  hergenommene 
Grimm  a.  a.  0.,  der  besonders  aus  dem  nordischen  Beohte  Analogien  beibringt, 
und  Wörterbuch  III.  col.  708  iL  Erben  hat  im  M.  A.  nur  die  Bedeutung  an,  in, 
auf  einen  Etwas  erben,  rererben,  heute  1)  beerben,  eine  Person,  2)  erben, 
Sachen  3)  rererben  4)  intransitiv  erben  d.  h.  Erbe  werden  5)  die  Sache  erbt  auf 
Einen.  Andere  bei  Grimm  Wörterbuch  IIL  coL  715  ff.  t.  Erben.  Yom Erben 
sagte  man  fraher:  zu  dem  Erbe  gehen,  Erbe  nehmen  u.  a.  Die  ältere  Form  ist 
das  Erbe,  neuer  Erbschaft,  E.  antreten.  —  lieben  den  Oben  §.  26  gegebenen 
Benennungen  kommen  noch  einige  in  Betracht,  welche  sich  ergeben  aus:  Salz- 
wedeL  Stat.  bei  Kraut  §.  181  n.  3.  „Si  autem  radix  et  stirps  mortua  fnerit, 
puer  mortuus  hereditabit  super  proximos  et  primos  oonsanguineos,  qui  nesten 
gedelinge  mlgariter  nuncupantur.^  Gl.  z.  sächs.  Weichb.  art.  23.  (Daniels 
col.  284.):  „Gerade  is  anders  nicht,  wenn  daz  in  eynes  mannes  huz  geboret  ge* 
meiniglichin,  unde  doron  dem  manne  hergewete  gehört;  unde  daz  mag  nymant 
nemen,  wenne  de  nyftil,  die  der  frouwen  oder  der  jungfrouwen  zugehorit  von 
wibis  halben;  unde  daz  heizen  wir  die  nehiste  gespynne.  Gliohir  wise  alzo 
der  nehiste  mage  mannes  halben  holst  ein  swertmage.^ 
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die  hinaus  man  der  Verwandtschaft  keine  Wirknng  mehr  beilegt,  weil 
eich  das  Bewusstsein  offenbar  verwischt  hat.  Das  Maass  für  diese 
Grenze  ist  yerschieden*  and  reichte  im  äussersten  Falle  bis  zum  siebenten 
Gliede. 

n.  Zunächst  ist  erforderlich  Ljybjiiftijjkjy       r  f.  t^Lkr  > 
nL  Unter  den  Blntsverwandten  bringen  aber  gewisse  Yerhältnisse 
und  Eigenschaften  bald  einen  Abgang  der  Erbfähigkeit,  bald  eine  Minde« 
rang,  bald  endlich  eine  Erweiterung  derselben  hervor. 


>  L.  Rip.  56.  3.  „usqae  ad  quintum  genuoulum,  qni  prozimas  faerit,  in 
haereditatem  saooedai/  L.  BaL  XLIY.  „usqne  ad  sexto  genaoulo."  L.  Bajuv. 
XIY.  9.  §.  4.  „Qaodai  maritng  et  mulier  sine  berede  mortui  fuerint,  et  nullus  usqne 
ad  Beptimum  gradum  de  propinquis  et  quibusounque  parentibos  inyenitar,  tano 
illas  res  fiseus  adqairat.^  Den  7.  bat  auob  L.  Langob.  Botbar  153.,  5.  L.  Angl. 
et  Werin.  in  besonderer  Weise.    Siebe  §.  178.  n.  3. 

B  L.  AI  am.  Lib.  IL  T.  XCY.  (Merk.  p.  78.):  „Si  qnis  mulier,  qui  hereditatem 
euam  paternicam  babet,  post  nnptum  et  prignans  peperit  pnerom,  ePips^  ae  partu 
mortua  fuerit,  et  infans  yivas  remanserit  tantnm  spacinm,  nt  vel  unins  bora^ 
poBsit  aperire  oonlos  et  yidere  onlmen  domus  et  quatnor  p^rietes, 
et  postea  defanotus  fnerit:  bereditas  materna  ad  patrem  eins  perteneatar.  Tarnen 
si  testes  babuissefc  pater  eins,  qui  yidissent  illum  infantem  oculos  aperire  et 
potnisset  ouhnen  domus  yidere  et  qoatoor  parietes:  tuno  pater  eins  babeat  licen- 
ciam  cum  lege  defendere;  cui  est  proprietas  ipse  conquiraf  Ssp.  I.  83.  ^also  grot 
dat  it  lifbafticb  moobte  wesen.*^  Säoba.  Lebnr.  20.  §.  1.  „Svenne  die  sone  na 
des  vader  dpde  leyet  also  lange  dat  man  sine  stimme  geboren  macb  in  yier 
wenden  des  bnses  so  is  be  beerft  mit  sines  yader  lene,  unde  bevet  it  geyemet 
alle  den  die  it  gedinge  dar  an  badden.*^  —  Schwsp.  c.  35.  W.  „Nu  merket  umbe 
ein  wip  diu  kint  treit  näcb  irs  mannes  t6de,  unde  si  berbaft.  unde  geniset  si  dar 
n&cb  des  kindes,  unde  bat  si  des  geziuge  zwdne  man  oder  zwo  yrowen^  die  ir  arbeit 
geseben  bänt  unde  daz  kint  lebendig  geseben  baut:  daz  kint  bebabet  des  yater 
erbe,  unde  stirbet  ez  dar  näcb,  swaz  das  kint  an  geerbet  bette,  daz  erbet  oucb 
die  mouter  an;  unde  allez  daz  gedinge  daz  im  stn  yater  an  stnem  ISben  bette  ge- 
dinget, daz  ist  dem  berren  ledio,  wirt  aber  daz  kint  ze  kiroben  br&bt,  so  endarf  diu 
yrowe  debeines  geziuge»  wan  des  pbafen  der  ez  begraben  bat  eder  getouft  bAt. 
unde  swer  ez  oucb  t6tez  ze  kircben  b&t  geseben,  der  ist  sin  oucb  woi  geziuo.^  — 
Magdeb.  Sob.  ürtb.  u.  Eisenaob.  Stat.  y.  1670  I.  4.  Art  7.  (Kraut  §.  34.  Kr.  &.) 
fordern  blos  Leben  nacb  der  Geburt  Brünner  Soböffenb.  art.  350«  „si  tanto 
tempore  yizerit,  quod  oculos  apperiens  quatuor  pajrietes  domus  perspexerit^  Sobsp. 
m.  38.  §.  2.  „Dat  wif  ne  sal  men  nicbt  yerwisen  ut  ires  manes  gude  alA  be  stirft 
de  dar  kint  dreget,  er  sie's  geneset.^  Sobwsp.  o.  248  W.  gleicblautend.  Prager 
Reobtsb.  Art.  153.  2.  „Ob  ein  man  stirbt,  der  in  dem  iar  ein  weip  oder  ein  juno- 
frawen  baben  genomen,  ynd  er  nicbt  kinder  bat  gelassen,  sunder  ab  die  frawe  eines 
kindes  swanger  sei  worden,  ynd  si  daz  kind  bat  getan  den  leuten,  ynd  Ata  selb 
kint,  daz  die  frawe  bat  getragen,  die  vier  wende  bescbreit,  das  kint  beboldit  zu 
r-ecbt  des  water  erb.  Stirbt  abir  daz  kint,  daz  so  ist  gebort,  das  gut  erbt  an  die 
▼,  Schulte,  Reichs-  a.  fiechtsgesch.   4.  Aufl.  85 
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Bedingung  der  Erbfähigkeit  ist: 

1.  Ebelichkeity  welche  nach  älterem  Bechte  nur  den  in  der  Ehe 
Erzeugten^  (gamahali,  gamaladio9adalerbo)^ukommt.  Unehe- 
liche Kinder  (gouch,  bankart,  bastard,  Winkelkind,  unflatkind, 
Eegelsohn  u.  a.)  hatten  im  Allgemeinen  kein  Erbrecht'  und  .haben 
solches  überhaupt  rücksichtlich  der  mütterlichen  Verwandten  wie  des 
Yaters  nur  höchst  beschränkt  in  der  späteren  Zeit  erworben« 

2.  Ebenbürtigkeit  (§§.  142.  143.  HL  174.).  »ys  y.r 

3.  Theils  als  Bedingung  der  Erbfähigkeit,  theils  als  Modifikation  er- 
scheint  die   körperliche  Yollkommenheit,«    deren   Erfordemiss 


muier  mit  aUem  recht^  ürk.  ron  1225.  (bei  Seibertz  ürkondeiib.  I.  S.  228.}: 
^  .  .  et  tarn  ipsa  quam  maritus  eins  pro  paero,  quem  tano  yiyum,  sxont  pata- 
batar,  ipsa  geatabat  in  atero,  promittebant,  dum  natos  esset,  ad  idem  flaoien- 
dnm  enm  indnoerent**  (nämlich  die  Sohenkang  eines  „allodinm  in  proprietatem 
eodesiae^). 

*  Vgl.  §.  172.  Brünner  SchSffenb.  art.  849.  ^ Licet  jnra  quaromdam  regionnm 
velint,  —  si  pner  ~-  ^czn  spat  odir  czn  frue^  natns  fnerit,  portionem  heredi- 
tariam  non  habebit:  tarnen  jns  tale  seonndnm  oonsnetndinem  ab  antiqno  serratam 
oorrnptela  est  potius  oensenda.  Unde  pner  ex  parentibus  legitime  oonjngatis  siTC 
mane  sire  tarde  procreatus  portione  ipsum  hereditarie  oontingente  non  oarebit;  cum 
enim  prins  rel  post  nasoi  non  stet,  per  enm  inconveni enter  hoc  sno  jure  de  debito 
priraretur.^  —  Das.  art.  847.  „  .  .  legitim!  filii  sunt,  qui  ex  legitimis  matrimoniis 
procreantur,  sire  matrimonium  sit  yernm  siye  putatum,  dummodo  oontrahentes  publice 
et  solemniter  contrahant  et  impedimentum  ignoreni  ünde  ad  probandam  legitimam 
filiationem  prodest  oonfessio,  parentum  puta;  si  sunt  serri  suffioit  ad  probandum 
confessio  yicinorum  yeterum  quorumoumque,  bonae  famae  hominum  duorum  cnjus- 
oumque  sexus,  qui  asserant,  quod  parentes  illius  cui  objioitur,  semper  se  habuerint 
et  reputayerint  legitime  conjungatos.*'  —  Art.  848.  ftlr  den  Fall  einer  bona  fide 
contrahirten  ungültigen  Ehe:  „omnes  pueri,  quos  ante  diyortium  genuernnt,  in- 
cluso  et  illo,  quem  mulier  habet  in  utero,  si  praegnans  diyortiata  fuerit, 
legitimi  sunt.*^ 

ft  Vgl.  §•  141.  Riye  Zur  Lehre  yon  der  Beurtheilung  der  aussereheliohen  Ter- 
wandtschaft  nach  deutsch.  Recht,  in  Zeitschr.  f.  R.  G.  IlL  210  ff.  zeigt  aber,  dass 
dieser  Satz  nicht  unbedingt  galt.  Ssp.  L  86.  §.  1.  L  51.  §.  1.  2.  Sohwsp.  c.  3S, 
42.  W.  Andere  bei  Kraut  n.  14—19.  —  Branner  SchSffenb.  ari  846.  845. 
„  .  .  responsum  est,  quod  filii  legitiud  in  omnia  bona  per  patrem  reliota  secundum 
justitiam  succedunt.  Est  tarnen  pium  et  quodammodo  rationabile,  quod  legitimi 
naturalibus  misericorditer  subyeniant  in  yictus  et  amiotns  necessitate.^  —  Die  in 
L.  Lang.  Rothar.  154  ff.  genannten  filii  naturales  yersteht  Walter  R.O.  §.  589. 
mit  Recht  nur  yon  ^in  einer  ungleichen  Ehe  erzeugten  Kindern. ** 

0  Ssp.  L  4.  K.  J.  Th.  Haupt  Der  Alyil  des  Sachsenspiegels  u.  seine  Ver- 
wandten. Liegnitz  1870.  A.  H?Sfer  Altyile  im  Saohsensp.  Halle  1870.  Yerm.  Ssp. 
I.  5.  10.  Die  Goslar.  Stat.  S.  15.  Z.  1  ff.  geben  bereits  dem  gesund  gebornen, 
auch  wenn  er  schwächlich  wurde,   yoUes  Erbrecht.    K.  A.  Tabor  Die  körperliche 
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im  spateren  Bechte  in  Folge  der  Teranderten  Art,  sem  Recht  zu 
en,  entfiel  ausser  der  als  überlebt  anzusehenden  Ausnahme  im 
M^hte. 

Ordensleute  erbten  nichf  Dieser  im  canonischen  Rechte 
idete  Satz  ist  in  neueren  Gesetzen,  die  entweder  die  Folgen 
dlübdes  ignoriren  oder  nur  ins  Gewissen  stellen,  aufgehoben. 

§.  177. 

S.    ModlflkfttlOBen  dtr  ErbfUd^kelt  Mok  eeteUeekt  ud  Alttr. 

Im  Zusammenhange  mit  den  öffentlichen  Rechtszuständen  findet 
in  Yorzug  bald  der  Männer  vor  den  Frauen  bei  gleicher  Yerwandt- 
,  bald  des  Mannsstammes  vor  dem  Weiberstamme.^  Man  kann 
inglich  folgende  drei  deutsche  Systeme  unterscheiden: 
)  Yorzug  der  Söhne  vor  den  Töchtern,  während  letztere 
^eitenverwandten  vorgehen.' 


bigeffthigkeit  in  Ztsohr.  f.  d.  R.  IK.  S.  258.  Der  FaU  des  letzten  blinden 
I  Ton  Hannover  nnd  des  geisteekranken  älteren  Bruders  des  jetzigen  Gross- 
B  Ton  Baden. 

Yerm.  Ssp.  I.  7.  7.  „Uf  monohe  n.  nf  nennen  kann  wedder  len  noch 
ersterben,  noch  bergewete,  noch  gerade.*^    Bsp.  I.  25. 

Bass  die  Bevorzugung  der  Manner  bez.  die  Beschränkung  der  Weiber  ger- 

ib  ist,   unterliegt  keinem  Zweifel.    Grimm  R.A.   S.  407.  n.  272.  fg.    Die  L. 

.  IV.  2.  0.  1.    „8i  pater  Tel  mater  intestati  disoesserint,  tunc  sorores  cum 

US  in  omni  parentum  faonltate,   absque  alio  objeotu,   aequali  divisione  sucoe* 

(▼gL  0.  2.  18.)  ist  offenbar  Ausfluss  römischreohtlicher  Einwirkung. 

-  L.  Saxon.  41.    y,Pater  autem  et  mater  defuncti  filio  non  filiae  hereditatem 

relinquent.  44.    Qui  defiinotns  non  filios  sed  filias  reliquerit,  ad  eas  omnis  here- 

ditas  pertineat.    Tutela  yero  earum  fratri  yel  prozimo  patemi  generis  deputetur.^ 

L.  Alanu  Hloth.  LTU.  1.    ,,81  autem  duas  sorores   absque  fratre  reliotas  post 

mortem  patris  fuerint,  et  ad  ipsas  hereditas  paternioa  oontingat,  et  una  nupserit  sibi 

coaequalem  liberum,  alia  autem  nupserit  aut  colonum  regis  aut  oolonum  ecdesiae: 

lila  qui  illum  liberum  nupsit  sibi  coaequalem,  iUa  teneat  terram  patris    eorum;  re 

enim  alias  aequaliter  dividant.    2.  IUa  enim,   qui  iUum  colonum  nupsit,   non  intret 

in    poroionem    de  terra,    quare  sibi  coequalem  non  nupsit.^    Lib.  11.  0.  XCL    „Si 

qui   fratres  post  mortem    patris   eorum  aliquanti  fuerint,  dividant  poroionem  patris 

eorum:    dum   haeo  non  fuerit  factum,  nullus  rem  suam  dissipare  faoiat,  usque  dum 

aequaliter  paroiant*    c.  XCV.    L.  Bajuv.  XIY.  c.  8.  §.  1.    „TJt  fratres  hereditatem 

patris   aequaliter   dividant;  ut  quamvis  multas  mulieres  habuisset,  et  totae  liberae 

fuissent  de  genealogia  sua  quamvis  non  aequaliter  divites,  unusquisque  hereditatem 

matris   suae    possideat,   res    autem   patemas  aequaliter  dividant.^    XIY.  9.  §.  1.  8. 

L.  Burgund.  I.  2.  8.  XIY.  1.  ,Jnter  Burgundiones  id  volumus  oustodire,  ut  si  quis 

filium  non  reliquerit,  in  looo  filii  filia  in  patris  matrisque  hereditate  snccedat.**  LXXY. 

35» 
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b)  Da8  frankiflohe  Beoht,  wonach  das  Orandeigentham, 
spSter  das  Stammland,  Erbgut  dem  Mannacitamme  bis  zu  der 
bestimmten  Yerwandtschaftsgrenze  vorbehalten  ist,  während  die  fahrende 
Habe,  später  Alles,  was  nicht  zu  jenem  gehört,  Männern  und  Weibern 
gleichmässig  zufallt.' 

LX^ym.  L.  Lang  ob.  Bothar.  154  167.  171.  ,Si  quis  desperayerii  propter  seneo- 
tntem,  aut  aliquam  oorporis  infirmitatem,  qnod  filios  non  possit  habere,  et  res  tuas 
alii  thingayerit;  posteaque  eom  oontigerit  filios  legitimos  prooreare,  omne  thinx,  qaod 
est  donatio,  qnae  prins  facta  est,  rnmpatur,  et  filii  legitimi  nnns  ant  plares,  qoi 
postea  nati  fnerint,  heredes  patri  in  omnibus  sncoedant.  Si  ant  filiam  leg^timam 
nnam,  aut  plures,  sen  filios  naturales  unum,  aut  plures  post  thinx  factum  habuerit, 
habeant  et  ipsi  legem  suam,  siout  snpra  constitutum  est  tamquam  si  nihil  alii  thinga- 
tum  fuisset.  Et  ille,  oui  thingatum  est,  tantum  habeat,  quantum  alii  parentes  prozimi 
debuerant  habere,  aut  Ourtis  Regia  suscipere,  si  Uli  tiiingatnm  non  fuissef  Orim. 
5.  Lintpr.  I.  1.  yfii  quis  Longobardus  sine  filiis  legitimis  masculinis  mortnus 
fnerit,  et  filiam  dereUquerit  unam  aut  plures  legiiimas,  ipsae  ei  in  omnem  heredita- 
tem  patris  yel  matris  suae  tamquam  filii  legitimi  masoulini  heredes  succedanf 

*  L.  Sal.  LIX.  yfii  quis  mortuus  fnerit  et  filios  non  dimiserit  si  mater  sua 
superfuerit,  ipsa  in  hereditatem  sucoedat.  2.  8i  mater  non  fuerit  et  fratrem  aut 
sororem  dimiserit,  ipsi  in  hereditatem  sueoedant.  8.  Si  isti  non  fuerint,  tuno  soror 
matris  in  hereditatem  suooedat.  4.  De  terra  yero  nulla  in  mnliere  hereditas  est 
sed  ad  yirilem  sexum  qui  fratres  fuerint  tota  terra  perteneat^  Noy.  165.  167*  „Si 
Boror  matris  non  fuerit,  sie  patris  soror  in  hereditate  suocedat  Et  si  patris  (soror) 
non  fuerit,  sie  de  illis  generationibus  qui  proximiores  sunt  illi  in  hereditate  succe- 
dant  qui  ex  paterno  genere  yeniunt.  De  terra  yero  salioa  in  muliere  nulla  pertinet 
portio,  sed  qui  fratres  fuerint  et  ad  yirile  sexu  tota  terra  pertineat"  168.  Hoc  est 
filii  in  ipsa  hereditate  succedunt  Sed  ubi  inter  nepotes  aut  pronepotes  post  longum 
tempus  de  alode  terrae  oontentio  susoitatur,  non  per  stirpes  sed  per  capita  diri- 
dantur.*'  267.  350.  Childeb.  reg.  oap.  paoto  L.  Sal.  addita  o.  a.  550.  c.  2. 
Childeb.  n.  decretio  a.  596.  ^ta  —  oonyenit,  ut  nepotes  ex  filia  ad  ayiaticas  res 
cum  ayunoulos  yel  amitas  sio  yenirent  in  hereditatem,  tamquam  si  pater  aut  mater 
yiyi  fbissent.  De  illos  tamen  nepotes  istud  plaouit  obseryare  qui  de  filio  yel  filia 
nasountur,  non  qui  de  fratre.^  Gap.  Lang  ob.  818.  c.  1.  y^Si  quis  homo  mortuus 
fuerit  et  filios  non  demiserit,  si  pater  aut  mater  superfuerit,  ipsi  in  hereditate  sue- 
oedant; si  pater  aut  mater  non  superfuerint,  et  fratres  yel  sorores  reliquerint,  ipsi 
hereditatem  obtineani  Quod  si  nee  isti  fuerint,  sorores  patris  in  hereditatem  eins 
suooedant  Si  yero  sorores  patris  non  extiterint,  sorores  matris  eins  hereditatem 
sibi  yindicent.  Si  autem  nulli  eorum  fuerint,  quicum^ne  proximiores  fuerint  de 
patema  generatione,  ipsi  in  hereditate  sueoedant  De  terra  yoro  salioa  nulla 
portione  hereditatis  mulieris  yeniat,  sed  ad  yirilem  sexu  tota  terra  hereditatis  per- 
yeniat.^  L.  Bipnar.  LYI.  ,,1.  Si  quis  absque  liberis  defunotus  fberit,  si  pater 
materque  superstites  fuerint,  in  hereditatem  suooedant.  2.  Si  pater  materque  non 
fuerint,  frater  et  soror  suooedant.  8.  Si  autem  nee  eos  habuerit,  truno  soror  matris 
patrisque  suooedant  Et  deinoeps  usque  ad  quintum  genuculum,  qui  proximus  fuerit, 
hereditatem  suooedat.  4.  Se^  oum  yirilis  sexus  extiterit,  femina  in  hereditatem 
ayiatioam  non  suooedat^ 
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c)  Das  System  des  thüringischen  Rechts.* 

U.  Im  Mittelalter  änderten  sich  diese  Systeme  allmälig  nm.  Das 
friesische  hat  einen  blossen  Vorzug  in  den  Erbtheilen,  so  dass  bei  Con*^ 
cnrrenz  von  SShnen  imd  TSchtem  jene  zwei  Drittel  oder  drei  Fünftel| 
letztere  ein  Drittel  oder  zwei  Fünftel  erhielten.^  Im  fränkischen  Rechte 
tritt  gleichfalls  noch  geraume  Zeit  der  alte  Vorzug  rücksichtlich  des 
Btammguts  auf.«  Dieser  hat  sich  auch  im  schwäbischen  Rechte^  für 
eine  bestimmte  Art  erhalten«  Das  sächsische  Recht  finden  wir  unver- 
ändert im  Sachsenspiegel  wieder.  >  Mit  dem  gänzlich  veränderten  ehe- 
lichen Güterrechte  in  den  Städten  (§.  169.)  entwickelte  sich  auch  im 
städtischen  Erbrechte  schon  frühe  die  Gleichheit  der  Tochter  mit  den 
Söhnen.*  Als  dieser  Satz  festen  Fuss  gefasst  hatte,  ging  er  auch  ins 
Landrecht  über.i<>    Nur  der  Adel  suchte  ihn  auszuschliessen. 


*  L.  An  gl.  et  Wer  in  I.  (Merkel):  jy^  alodibus.  1.  Hereditatem  defanoti  \ 
filins,  non  filia  snsoipiat.  2.  Si  filinm  non  habnit  qai  defimotuB  est,  ad  filiam  pecnnia 
et  manoipia,  terra  yero  ad  proximnm  patemae  generationis  oonsangninenm  pertineat. 
8.  Si  autem  nee  filiam  non  habtiit,  soror  ejns  pej^uniam  et  manoipia,  terram  proximns 
patemae  generationis  aocipiat.  4.  Si  autem  neo  filiam  neo  filiam  neqne  sororem 
habnit  sed  matrem  iantam  sasperstitem  reliquit,  qnod  filia  Tel  Boror  debnerat  mater 
sttsoipiat,  idest  peonniam  et  manoipia.  5.  Quodsi  neo  filiam  neo  filiam  neo  sororem 
ant  matrem  dimisit  saperttites,  proximns  qui  faerit  patemae  generationis  heres  ex 
toto  snooedat,  tam  in  peonnia  atqne  manoipiis  qaam  in  terra.  6.  Ad  qnemcumqne 
hereditas  terrae  perrenerit,  ad  iUnm  yestis  bellioä,  idest  lorioa,  et  ultio  proximi  et 
sointio  lendis  debet  periinere.  7.  Mater  moriens  filio  terram  manoipia,  peonniam 
dimittat,  filiae  yero  spolia  oolli,  idest  mnrenas  nnsoas  monilia  inanres  Testes  armillaa 
Tel  qnioqnid  oraamenti  proprii  Tidebatnr  habuisse.  8.  Si  neo  filiam  neo  filiam 
habnerit,  sororem  Tero  habnerit,  sorori  peonniam  et  manoipia,  proximo  Toro  patemi 
generis  terram  relinqnat.  9.  TTsqne  ad  qaintam  generationem  patema  generatio  sno- 
oedat.  post  qaintam  antem  filia  ex  toto,  siye  de  patris  siTO  matris  parte,  in  heredi-^ 
tatem  sucoedat,  et  tano  demnm  hereditas  ad  fasnm  a  lanoea  transeat.^ 

»  Bndjadinger  Landr.  51.    Gronlnger  Stadsboek  t.  1425  Art  81. 

•Das  Bonner  PHt.  t.  1475  (Gengier  S.  81.)  sohliesst  die  Geistliohen 
Tom  Erb  gute  ans. 

^  Schwsp.  0.  128.  W.  ^  .  .  nnde  ist  onob  daz  er  einen  ans  edel  d&  er  fife 
saz  hinter  im  lAt,  nnde  lAt  sfln  nnde  tohter  din  nibt  üz  gestinret  sint:  der  ansedel 
ist  der  süne  Tor  den  tohtem;  nnde  stdt  an  der  bmoder  gen&den  waz  si  d^n  swestern 
geben,  ob  anders  d&  niht  enist.**  üeber  die  Bedentang  Ton  ansedel  s.  Siegel 
Erbr.  S.  50.  N.  187.    Bnpreohts  Reohtsb.  I.  107. 

"  Ssp.  L  17.  §.  1. 

»  Preiburg  t.  1120  §.  54.  Rodel  §.  81.  Verf.  §.  7.  Colmar  t.  1298  §.  85. 
Berner  Handf.  t.  1218  §.  41.  Freiburg  im  tTeohtlande  fiandf.  t.  1289 
§S.  28.  24.  (Ganpp  ü.  8.  86  f.).  Bnrgdorfer  Handf.  t.  1316.  §.  56  S.  (ib.  S.  125.). 
Im  Stadtr.  t.  Enns  t.  1212  §.  14  fg.  und  dem  gleiohen  Ton  Wien  t.  1221 
§.  48  fg.  8  c  h  e  i  n  t  dasselbe  gemeint  zn  sein.    P  r  a  g  e  r  Stat.  n.  98. 108.  Reohtsb.  149. 
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IIL  Bficksichtlich  der  Yerwandten  von  Täterlicher  und  mütterlicher 
Seite  bildete  sich  allmälig  der  Satz  aue^  dasei  das  YermSgen  an  jene 
Seite  zurfickfalle,  von  der  es  gekommen  seL^^ 

lY.  Weltgeistliche  Sohne  stehen  im  Erbrechte  bald  den  Töch- 
tern bald  den  Brüdern  gleich«  i^ 

Y.  Yon  Einfluss  anf  das  Erbrecht  ist  noch  das  Familienband  inso- 
fern, als  die  bestehende  väterliche  Gewalt  einwirkt.  Sie  hat  einmal 
nach  dem  Gutersysteme  zur  Folge  ein  Anrecht  der  Frau  anf  das  Yer- 
mSgen  überhaupt  oder  einen  Theil  desselben  (§.  168.  S,).  Sodann  haben 
Kinder  in  der  Were  oft  einen  Yorzug  vor  den  abgesonderten  oder 
schlies^n  die  letzteren  ßMsM 


^Het  ein  man  oder  fraw  kinder  mit  einander,  vnd  was  der  kinder  sint  jonofrawen 
oder  kneoht,  dieselben  kinder  behalden  das  erb,  daz  si  ynne  sizen.*'  B  r  fl  n  n  e  r 
8ch5£Fenb.  art.  852.  ^Bententiatam  est,  —  qnod  mortais  parentibuB  in  bonis  eorom 
relictis,  heredes  tarn  femellae  quam  mascoli  jus  hereditarinm  obtinebunt.*'  Ygl.  IQr 
das  Iglaner  Becbt  Tomasohek  S.  201  ff.  Dasselbe  stimmt  mit  den  cit.  Wiener, 
Ennser  u.  anderen,  ohne  die  Erben  zn  nennen.  Dies  Schweigen  rechtfertigt  aber 
die  Annahme  der  Gleichstellong.  Soest  er  Sohrae  um  1350  Art.  168.  „8o  war  ein 
erre  yerstirvet,  dat  alle  deyghene,  dey  like  sibbe  dar  to  sin,  snlen  ghelike  sohieh- 
tinge  dar  ron  nemen,  ande  also  manioh  persone  so  dar  to  geboret,  so  manighen 
gheliken  deyl  sal  man  dar  ay  gheven.  Yortmer  dat  gherade  ande  herwede  aUet  dat 
erve  wesen  saU^  166  spricht  dies  anch  für  Lehngut  aus,  indem  er  dessen  Einwerfen 
durch  den  Bruder  fordert,  der  es  allein  empfing.  Stat  t.  Geseke  um  1360  (Sei* 
bertz  u.  765.)  art  1  ff.  Goslar.  Stat.  S.  2.  Z.  2.  yfliine  u,  döchtere  sind  like  na, 
erwe  to  nemende.**  — 

10  Gl.  zu  Ssp.  I.  17.  „Die  Tochter  nympt  zu  unserer  Zeit  zugleich  Erbe 
mit  dem  Sohne.*^ 

"  Soh.  ürth.  (Böhme  6.  124.):  „Stirbit  ein  man  und  lest  kinder  und  ehlioh 
wip,  sin  unyorgebin  gut  u.  erbe  geyellet  u.  erbpt  uff  sine  eliche  Eünder.  u.  nimpt 
die  wittewe  einen  andern  man  mit  dem  se  auch  kinder  gewinnet,  u.  stirbet  der 
irsten.  kinder  eins  adir  me,  der  kinder  erbe  stirbit  an  die  muter  — ;  u.  stirbet 
domoch  die  frawe,  so  erbit  sc  das  anirstorbene  guth  uff  alle  ere  kinder,  yon  des 
Vaters  das  gut  herkommen  ist."  Schwsp.  c.  128.  i.  f.  142.  225.  W.  KL  Keyserr. 
IL  95.  Alt  Berg.  Landr.  §.  21.  Kraut  n.  82.  ff.  üeber  den  nur  höchst  yereinzelt 
Torkommenden  Yorzug  der  Erstgeburt  und  Jüngstgeburt  s.  Grimm  RJL 
8.  473  ff.  Aelt.  Soester  Stodtr.  §.  46.  Schsp.  L  22.  §.  5.  L  28.  §.  1.  Schwsp. 
c.  26.  W. 

"  Ssp.  L  5.  §.  3.  Schwsp.  c.  8.  W.  Aelt.  Soester  Stadtr.  §.  46.  Brfinner 
Schöffenb.  Art.  357.    Prager  Bechtsbuoh  art.  155  §.  8. 

1*  Siehe  Sachsp.  L  5.  §.  1,  2.  3.  L  10.  L  18.  $.  1.  2,  Schwsp.  c.  7.  8.  127. 
128.  144.  151.  YgL  $.  173.  —  Sehr  genau  ist  das  Brfinner  Sohöffenbuch  art  364. 
9  .  •  .  Super  quo  difinitum  est,  qnod  ad  uxorem  tertia  et  oeterae  duae  partes  bono- 
rum transeunt  ad  haeredes.  Et  si  duo  per  dotalitium  exdusi,  cum  non  emancipatis 
partes  habere  desiderant,  tantum  in  sortem  ponent,  quantum  perceperunt,  quo  facto 
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8.   Srbf6l9«ordBUi9. 

L  Die  Folge  der  Verwandten  bestimmt  sich  nach  der  Nähe  der 
Verwandtschaft  lieber  die  Art,  diese  zu  berechnen,  geben  die 
Volksrechte  keine  entscheidenden   Grandsätze  mit  Bestimmtheit  an;^ 


qailibet  eoram  sex  snam  seztam  tollet  partem.  8i  vero  diotam  portionem  aliqaia 
baerednm  faoere  non  habaerii^  qnilibet  aliomm  haerediim  non  divisoram  tantam 
peroipiet,  quantom  diTisus  ponere  debea^i  et  ei  quid  postea  reBidanm  fuerit,  inter 
omnes  aequaliter  dividatur.  Unde  haeres  emancipatuB  cum  non  emanoipatis  partem 
habere  Yolens,  partem,  quam  peroipit,  in  sortem  reponat,  Tel  in  sna  parte  pereipienda 
defalcet,  vel  qaemJibet  oobaeredem  non  emanoipatomm  tantnmdem  ante  dimionem 
tollere  patiatur.** 

1  Viele  Stellen  sind  im  §.  177.  abgedrnokt  oder  angefahrt,  womit  cu  vergleichen 
Tac  Genn.  o.  20.  Anaserdem  kommen  ala  maaegebend  in  Betracht:  L.  Lang. 
Bot  bar.  c.  158.  «Omnia  parentela  nsque  in  aeptimam  gennoolum  numeretar,  nt 
•parens  parenti  per  gradum  et  parentelam  herea  auooedat.  Sie  tamen  ut  ille  qni 
Sttooedere  Tult,  nominatim  nniaaoaiuaqae  nomina  parentom  anomm  anteoesaomm 
dicat  Et  ei  intentio  fnerit  contra  Curtem  Begis  tuno  ille,  qni  qnaerit,  praebeat 
eacramentom  oam  legitimis  aacramentalibna  buIb  daodeoim,  et  dioat  per  ordinem, 
^uod  parentela  nostra  Bio  fuit;  et  Uli  Bio  faere  noble  parentOB  qnomodo  noB  dioimofl.'' 
Formel  bei  Walter  Corp.  jar.  germ.  L  p.  702.  „Petre  te  apellat  MartinuB,  qnod 
iu  tenee  aibi  malo  ordine  terram,  qnae  iaotet  in  looo  tali.  Ipsa  terra,  de  qua  ta 
<diciB,  mea  propria  eat  de  parte  DominioiB  parentia  mei.  Et  tibi  quid  pertinet  ad 
reqoirendam?  De  parte  ipaiuB.  Tano  interroga  ipanm  qni  tenet,  qnomodo  fnit  Buna 
parenB.  Marooardna  proaruB  .buhb  foit  oonBobriniu  de  proayo  meo,  et  fnernnt  in 
tertio  grado.  Atub  mena,  et  avae  illiua  in  qoarto.  Pater  meuB  et  pater  illiaB,  in 
^uinto.  Ego  et  iUe  in  aexto.  Interroga  Bimiliter  illnm  qni  poleat  Atqb  mens,  et 
üTUB  snoB  faerant  fratres,  et  fnernnt  eeonndo  gradu.  Pater  mena,  et  mater  sna  in 
tertio.  Ego,  et  ille  in  qninto.  Et  oam  fnerit  nominata  haeo  parentela,  interroga 
lenm  qni  tenet,  ai  poteet  probare  qnod  plne  prozimnB  alt  Si  non  poteat  probare, 
probet  ipee  qni  appellat.  Et  ei  ipae  non  potnerit,  iuret  ipae  qni  appellatos  est  com 
anlB  Baoramentalibna,  qnod  plnB  prozimna  alt,  et  habeat  ipaam  terram.^  Sachap.  I. 
S.  §•  8.  „Kn  merke  -wie  ok  war  eibbe  beginne,  unde  war  ae  lende.  In  deme  hoTode 
ifl  beaoeiden  man  unde  wif  to  atande,  die  elike  unde  eohtlike  to  aamene  kernen  ein. 
In  doB  halaea  lade  ,dio  kindere,  die  ane  treinge  vader  unde  müder  geboren  ein.  Ib 
dar  treinge  an,  die  ne  mögen  an  eime  lede  nicht  boBtan  unde  atricket  an  ein  ander 
let.  —  Nemet  ok  tvene  brlldere  tro  BABtere,  unde  de  dridde  bruder  en  vremede  wif, 
ire  kindere  aint  doch  gelike  na,  ire  jewelk  dea  anderen  erve  to  nemene ,  of  ae 
erenburdich  aint  üngetreider  brflder  kindere  de  etat  an  deme  lede,  dar  Boülderen 
nnde  arm  to  eamene  gat;  also  dut  die  BÜater  kindere.  Dit  Ib  de  irate  eibbe  tale, 
die  man  to  magen  rekenet:  bruder  kindere  unde  BÜBter  kindere.  In  dem  ellenbogen 
etat  die  andere.  In  dem  lede  der  hant  de  dridde.  In  dem  iraten  lede  des  middelaten 
TingeroB  de  vierde.  In  dem  anderen  lede  de  vefte.  In  dem  dridden  lede  dea 
Yingerea  de  Beete.    In  dem  Bereden  etat  ein  Nagel  unde  nicht  ein  let,  dar  umme 
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ebensowenig  liegt  in  den  bekannten  Quellen  bis  zum  13.  Jahrhondert, 
sowie  in  den  Spiegeln  ein  direkter  Ausspruch,  der  theoretisch  eine  Be- 
rechnungsart  unzweifelhaft  feststellte.  Wohl  aber  lässt das  Besultat 
der  Oesammtbetrachtung  der  alten  Quellen  nebst  der  durch  ganz  be- 
zeichnende Bilder  ausgedrQckten  Yerwandtenfolge  in  den  Spiegeln,  in 
Yerbindung  mit  der  natSrlichen  Auffassung  im  Yolksbewusstsein,  die 
folgende  Art  der  Yerwandtschaftsberechnung  und  Erb- 
folgeordnung nach  der  l^ähe  der  Yerwandtsohaft  als  die 
nrsprfinglich  deutsche  noch  in  den  Spiegehi  festgehaltene  mit  Gewissheit 
annehmen.  Durch  die  von  Jemand  abstammenden  Kinder  (AbstSmm- 
linge)  und  deren  Nachkommen  bilden  sich  neue  Familien  und  Yer- 
wandtenreihen.    So  trennt  sich  eine  Familie  (parentela)  Yon  selbst 


lent  dar  de  gibbe  nnde  bettet  nagel  mage.  —  Die  triseben  deme  nagele  nnde  deme 
boTede  aik  to  der  sibbe  geinppen  mögen  an  geliker  etat,  de  nemet  dat  erre  gdiko.* 
Bebsp.  I.  17.  §.  1.    «Stirft  die  man  ane  kint,  sin  vader  nimt  sin  erve;  ne  berat  he 
des  Tader  nicbt,  it  nimt  sin  mader  mit  meremo  reobte,  dan  sin  bmder.    Vader  nnd* 
müder,  süster  nnde  bmder  erre  nimt  de  sone  nnde  niofat  de  docbter;  it  ne  ti  dat 
d^r  nen  sone  ne  si,  so  nimt  it  de  doobter.  —  Bren   aver  en  erre  Tersllsteret  nnde 
Terbmderet,  aUe  de  sik  gelike  na  to  der  sibbe  gestnppen  mögen,   de  nemet  geliks 
dele  dar  an,  it  si  man  oder  -wif ;  disse  betet  de  sassen  gan  erven.  —  Dodi  nimt 
sones  nnde  docbter  kint  erre  Tor  rader  nnde  tot  mnder  nnde  vor  bmder  nnde  vor 
Bfister,  dnrob  dat:  it  ne  geit  niobt  nt  dem  bnsmen,  de  wile  de  eyenbmrdige  bnsme 
dar  is*  —  Sto  so  dem  anderen  eyenbnrdig  nicbt  ne  is,  de  ne  mach  sine  erre  niebt 
nemen.<^    Sobwabsp.  a  6.  W.  stimmt  mit  Bsp.  I.  8.  §«3;  nnr  Iftsst  er  die  yoU* 
hurtigen  Oescbwister  niobt  am  Halse,   sondern  an  der  Aobsel  sitsen,  so  dass  die 
folgenden  ein  Glied  weiter  rücken.    Gegen  diese  Anffassnng:  Siegel,  Wassersob- 
leben,    denen    sieb    Zöpfl    ansoblieest;    daffir:    Homeyer,    Walter,    Rive^ 
Brnnner,    Siegels  Ansieht  ist:   die  Erbfolgeordnung  in  der  Beitenyer- 
wandtscbaft  sei  keine  naob  der  Parentel  nnd  in  der  nftberen  Parentel  nach  dem 
Grade  (Lineal-Gradnalfolge),  sondern  bembe  lediglich  auf  der  I7She  des  Grades  der 
Terwandtsobaft.    Der  Grad  werde  so  berechnet,  dass  man  anf  den  den  betreffenden 
Personen  (also,  da  hier  die  Ehe  niobt  in  Betracht  kommt,  Erben  bez.  Erbprftten- 
denten,   nnd  Verstorbenen,   Erblasser)   gemeinsobaftliohen  Btammyater  xnrilok» 
gehe  nnd  yon  diesem  ab  bis  zn  einer  dieser  Personen,  im  Falle  des  nngleiohen 
Abstandes  anf  der   längeren  Linie,  die  Zeugungen  s&ble;  wer  alsdann 
dem  Grade  nach  der  nftchste  sei,   dessen  sei  die  Folge.    Wassersob» 
leben  stellt  fDr  die  Bereohnungs weise  folgendes  Prinzip  auf:   «Es  ist  zur  Bestim- 
mung der  Yerwandtschaffsn&be  des  Erben  stets  nur  maassgebend   die  Zahl  der 
sEwiscben  ihm  und  seinem  mit  dem  Erblasser  gemeinBohaftlichem  Btammyater  er- 
folgten Zeugungen,  mochten   diese  geringer  oder  grOsser  sein,  als  die  Zahl  der 
Zeugungen  auf  des  Erblassers  Seite.    Der  Erbe  stand  in  dem  soyielsten  Grade  oder 
Gliede,  als  Zeugungen  auf  seiner  Seite  yorhanden  waren,  oder  —  er  war  in  diesem 
Grade  zum  Erblasser  yerwandt." 
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in  verschiedene  kleinere  Familien  (parentelae),  deren  Glieder  unter 
«ich  einen  aus  der  grösseren  herrorgegangenen  gemeinsehafüichen 
Stammvater  haben.  Durch  diesen  vereinigt  sind  sie  unter  sich  offenbar 
durch  ein  engeres  Band  des  Blutes  verknüpft  als  mit^^den jenigen, 
welche  den  höheren  Stammvater,  von  welchem  ihr  Stammvater  abstammt, 
mit  ihnen  gemeinsam  haben.  Jedem  höheren  Stammvater  gegenfiber 
erscheinen  die  folgenden  engeren  Familien  als  eine  unter  sich  ge- 
schlossene Nachkommenreihe.  So  ergibt  sich  die  Nähe  der 
Yerwandtschaft  zweier  Personen  unter  einander  wie  im  Yerhaltniss  zu 
einer  dritten  durch  den  beiderseitigen  Abstand  von  ihrem 
gemeinschaftlichen  Stammvater«  unter  dem  Bilde  des  mensch* 
liehen  Körpers  gedacht  bestimmt  sich  die  Nähe  nach  dem  Gliede,  an 
welches  die  betreffenden  Personen  zu  stehen  kommen.  Dies  Bild 
aber  passt  nur  für  eine  engere  Parentel,  liegt,  wie  die  Aus- 
drücke Glied,  Knie,  genu,  genucul um  u.  a.  beweisen,  den  ältesten 
Quellen  ebenso  zu  Ghninde,  als  es  in  den  Spiegeln  direkt  aufgestellt 
wird.  Im  Erbe  folgt  nun  zunächst  die  engere  Parentel  des 
Verstorbenen  (Erblassers);  ist  in  derselben  kein  erbfähiges  Glied 
mehr  vorhanden,  so  tritt  die  Parentel  ein,  deren  Haupt  in  dem  Bilde, 
als  dessen  Glied  der  Erblasser  gleichfalls  erscheint,  die  nächst  höhere 
Stelle  einnimmt  u.  s.  w.  Für  jede  höhere  Parentel  treten  die- 
selben Grundsätze  ein,  welche  für  die  engere  des  Erb- 
lassers Anwendung  finden, 

II.  Innerhalb  der  engeren  Parentel  sind  gerufen  zunächst 
die  Elinder  ersten  Grades  Söhne  und  Töchter. >  Sind  die  Kinder 
aus  verschiedenen  Ehen,  so  findet  nach  den  norddeutschen  Hechten  in 
der  Kegel  die  gleiche  Erbfolge  aller  in  das  Vermögen  des  gemeinsamen 
Eltemtheiles  statt,  während  die  süddeutschen  nach  den  einzelnen  Ehen 
die  in  diese  gebrachten  bez.  in  ihnen  gebildeten  Massen  sondern.^  War 
Sohn  oder  Tochter  mit  Hinterlassung  eines  Kindes  verstorben,  so  war 


*  Vorzug  d.  Söhne  b.  §.  177.  L  nnd  H.  Die  Besohrftiikniig  auf  einen 
bestimmten  Grad  halte  ich  auoh  fQr  die  Naohkommensohaft  fSr  snlftssig;  übrigens 
ist  die  Saehe  an  sieh  gfinzlioh  unerheblich,  da  der  Fall,  dass  Jemand  den  Tod  seines 
6«  Vorfahren  oder  gar  des  7>  erlebe,  kaum  Torgekommen  sein  mag.  —  Untersohied 
der  abgesonderten  und  der  Kinder  in  der  Were  §.  177.  Y.  nnd  Paali  Abhandlungen 
aus  dem  Labischen  Rechte  (Lüb.  1S87,  S  Thle.)  m.  8.  88  ff. 

*  YgL  die  Zusammenstellung  bei  Siegel  Erbrecht  S.  47  f.  T  e  r  m.  Bsp. 
I.  18.  3.  IL  28.  EL  E  e y  s  e r  r.  ü.  58.  0  e  s  t  e  r.  L a n  d  r.  XY.  B  r fi  n  n  e r« 
fi.  Art»  856. 
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dies  durch  den  näheren  Oheim,  die  Muhme  aUBgeschlossen.  Sdion  firfih* 
zeitig  gab  man  einzeln  den  Enkeln  vom  Sohne  des  Vaters  Theib  (Re- 
pr&sentationsrechi).  ITooh  im  Rechte  des  13.  Jahrh.  ist  dies  aber 
nur  bezfiglich  des  Enkels  vom  Bohne  in  der  Were  anerkannt:^  stellen- 
weise blieb  die  völlige  Ausschliessung  im  Gebrauche.*  Mit  dem  Fort* 
falle  des  Vorzuges  der  Söhne  wurde  dies  Becht  auch  auf  die  Enkel 
von  der  Tochter  ausgedehnt^  und  unter  dem  Einflüsse  des  fremden 
Rechts  zuletzt  ohne  Be8chränk;ung  allen  Nachkommen  zugesprochen.* 
IIL  Ist  keine  Nachkommenschaft  des  Erblassers  vorhanden,  muss 
das  Erbe  aus  dem  Busen  gehen,  so  tritt  die  nächst  höhere  Parentel 
ein,  also  die  des  Vaters.  In  dieser  werden  nun  gerufen  ganz  dem  Folge- 
princip  angemessen:  a)  Vater  und  Mutter,  jedoch  mit  einem  dem 
Vorzuge  d^r  Söhne  vor  den  Töchtern  parallel  laufenden,  aber  allmalig 
fortgefallenen,  Vorzugsrechte  des  Vaters  bald  für  alles  Gut  oder  das 
Out  des  Sohnes,  bald  fOr  bestimmte  Arten.*   b)  Die  Qeschwister.^<> 


4  Deoretio  Childeb.  IL  (§.  177.  n.  8.),  Leg.  Orim.  o.  5.  Marc.  Form.  IL 
10.  Widukindi  Oorbej.  Annal.  n.  10.  (ad  a.  941.):  ,,De  legam  —  Tarietate 
facta  eat  —  contentio,  fuenmtqne  qni  dioerent,'  quia  filü  filiorum  non  deberent  com- 
puiari  inter  filioB  hereditatemque  legitime  oam  filiia  sortiri,  ai  forte  patres  eoram 
obiissent  ayis  tuperstitibns.  ünde  exiit  edictom  a  rege,  ut  nniversalis  popuH  oon- 
Tentio  fieret  apud  Tillam,  pnae  dicitnr  Stela,  faotumque  est,  üt  causa  inter  arbitros 
jadicaretnr  debere  examinari.  Bez  (Otto  L)  anteni  meliori  oonsilio  asos,  noloit  viros 
nobiles  ao  senes  populi  iohoneste  traotari,  sed  magis  rem  inter  gladiatores  ditoemi 
JQssit  Yidt  igitnr  pars,  qni  filioa  filiorum  oompntabant  inter  fllios,  et  firmatnm  es^ 
nt  aequaUter  cum  patmis  hereditatem  diriderent  pacto  sempiterno.^ 

6  Ss  p.  I.  5.  S-  1«  »Nimt  de  Bone  wif  bi  des  yater  life  de  eme  erenburdiob  is, 
nnde  wint  sone  bi  ire,  unde  stirft  he  dar  na  er  sineme  rädere  umbedelt  ron  dem 
erre,  sine  sone  nemet  dele  in  ires  elder^ader  erre,  gelike  irme  yeddern  in  ires 
vader  stat.  Alle  nemet  se  ayer  enes  mannes  deil.  Disses  ne  maob  den  doohter 
kinderen  nioht  geschin,  dat  se  gelike  dele  nemen  der  doohter  in  des  dderrader  oder 
in  der  eldermuder  erve.*'    Ebenso  Sohwsp.  o.  7.  W. 

•  Siehe  Grimm  R.A.  8.  472  far  das  14.  Jahrhundert 

7  Sc  hie  6.    Landr.    o.    9.  Prir.  f.  Breslau  y.  1889,  Prag  er  Rechtsb.  art  151. 
B   El.   Keyserr.  U.   70.  ürk.  Ludw.  d.  B.  y.  1886.    Reiohsabsoh.  y.  1498. 

§.  87.  „Das8  Töchtern  oder  Enkeln  hinfOro  an  jrer  Anen  yerlassen  Hab  und  Güter 
mit  jrer  Vater  oder  Muter  Geschwister,  an  statt  jrer  Vater  oder  Mnter  lu  erben 
laut  gemeiner  gesohribner  keyserlioher  Becht  zugelassen  werden  sollen:  Der 
Gewohnheit,  so  an  etlichen  Orten  dawider  sein  möcht,  unangesehn.*'  Die  17  o  r  d  * 
haus.  Etat,  yon  1856—1456  lassen  Kindeskinder,  welche  allein  da  sind,  in  Kopf* 
theile  gehen.  —  Das  Brfinner  Schöffenb.  Art.  588.  hat  fast  in  wörtlicher  üeber- 
setznng  den  Satz  des  Sachsenspiegels,  ebenso  Prager  Stat  103.  mit  näheren  Fest- 
setzungen. 

*  Die  Stellen  de/  Volksrechte  §.  176  f.  Zusammenstellung  bei  Zöpfl,  tut  das 
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Unter  ihnen  gehen  die  yollbflrtigen  den  halbbürtigen  nm  einen 
vollen  Orad  vor.  Auch  ist  der  mehrfach  hervorgehobene  Yorzng  des 
mannlichen  QeBchlechts  hier  in  derselben  Weiae  allmälig  gefallen,  c)  In 
Ermangelnng  von  Qeschwistem  folgen  die  ferneren  Seitenverwandten 
(Magen)  nach  der  HShe  der  Sippe ,  Halbgeschwister  und  Kinder  ver- 
storbener voUbfirtiger  Geschwister  u^  s.  w*  Gleich  nahe  erben  zusammen 
(Ganerben)  ohne  Bficksicht  auf  männliche  oder  weibliche  Abstammung 
oder  Geschlecht  des  Erben« 

Ein  Bepräsentationsrecht  ist  ffir  die  Seitenverwandten  dem 
älteren  Rechte  gänzlich  unbekannt,  jedoch  unter  dem  Einflüsse  des 
fremden  allmälig  in  die  Stadtrechte  eingebürgert  und  zuletzt  durch 
Beichsgesetz  angenommen.  ^^ 

Die  Grenze  des  Erbrechts  bildet  nach  den  Spiegeln  noch  der  6»  bez. 
7.  Grad«  Ob  auch  nur  bis  zur  siebenten  Parentel  die  Folge  reichte,  ist 
nach  den  Quellen  nicht  mit  Gewisshrit  zu  bestimmen ,  aber  nach  der 
Ausdrucksweise  des  Sachsenspiegels  ebenso  wahrscheinlich,  als  es  über- 
haupt schwer  sein  mochte,  in  gewohnlichen  Verhältnissen  das  Andenken 
an  eine  so  ferne  Verwandtschaft  festzuhalten. 

rV.  Die  Modifikationen,  welche  durch  das  eheliche  Güterrechts« 
System  bezüglich  der  Theilung  oder  des  Anfalles  der  Erbschaft  antreten 
können,  bilden  keine  Aenderungen  der  Erbfolgeordnung. 


spätere  Beoht  Siegel  Erbr.  S.  56  iL  Grimm  R.A.  S.  476  ff.  —  G6rL  Lsndr.  88. 
§.  7.  n^^s  man  ein  erbe  nemin  sol  dar  geit  der  vatir  Tor  die  mntir ,  die  mntir  vor 
pie  sane,  die  sone  vor  die  swestir,  die  swestir  Tor  die  mage.  Alle  die  ebenbordioh 
sin  und  geliche  nahe  sippe,  die  salin  ein  erbe  geliche  ander  sich  teilen." 

^^  Bsp.  n.  20.  §.  1.  „Brudere  andeftstere  nemt  ires  angetreider  broder  ande 
sfister  erre  vor  den  brader  and  vor  die  süater,  die  getreiet  Ton  rader  ande  yon 
mader  sin.  Ungetreide  broder  kint  sin  ok  gelike  na  deme  getreiden  bradere  an 
dem  erre  to  nemene.*'  Schwsp.  o.  405.  W.  Yerm.  Sep.  I.  6.  7.  „üngeczeygete 
bradere  nemen  erbe  Tor  -elderyater  ande  yor  eldermntter.^  Nach  einzelnen  Rechten 
erben  die  Qesohwister  mit  den  Eltern  oder  gehen  ihnen  yor;  das  Beoht  der  Halb- 
bart ist  sehr  yerschieden;  es  hat  die  Absondening  Einflnss,  indem  Geschwister  in 
der  Were  bald  anter  sich  erben  mit  Aaaschlass  der  abgesonderten  a.  s.  w. 

'*  B.A.  y.  1521  §.  19.  «^Nachdem  aaoh  in. gemeinen  Rechten  yersehen,  wie  BHlder 
oder  Sobwester  Kinder,  mit  ihres  abgestorbenen  Vaters  oder  Matter  Brader  oder 
Schwester,  die  anderen  abgestorbenen  ihres  Täters  oder  Matter  Brüdern  oder 
Schwestern  in  Stammtheil  erben  sollen ,  and  aber  solches  aas  Unwissenheit  nnd 
Missbraach  in  yiel  Enden  nicht  gehalten.  So  wollen  Wir,  das  bemeldte  unser 
Stadthalter  and  Regiment,  bei  jeden  Obrigkeiten  im  Reich  yerfttgen^  solches  ihren 
ünterthanen  zn  yerkilnden,  mit  gleicher  Derogation  yemichten,  and  Abthaang  der 
Oebräach  and  Gewohnheiten  an  jeden  Orten  m  yersehaffen.'' 
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Y.  In  diesem  Folgesystem  sind  seit  dem  18*  Jahrhundert  ztuneist 
in  den  Stadtrechten  Aenderungen  eingetreten ,  welche  zeigen,  das  man 
die  deutsche  Grundanschauong  yerloren  hatte.  Dadurch  einestheils,  durch 
den  Einflnss  des  römischen  Bechts  andemtheUs  fiel  gemeinrechtlich  das 
deutsche  Successionsprinzip  fort,  dem  romischen  Platz  machend.  Erst 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  man  wieder  zu  ihm  zurQck- 
gekehrt.  Im  Particularrechte  wie  in  der  Yolksanschanung  hat  sich  ä&s* 
selbe  jedoch  noch  lange  und  selbst  bis  auf  unsere  Tage  in  steter  Daaer 
erhalten. 

§.  179. 

4.   Erbe.   HeergewSte.   Gerade.   Horfenffftbe.   MMtheU. 

I.  Yermoge  der  Anrechte  des  natürlichen  Erben  lässt  sich  ein  E  r  b  e 
bei  Lebzeiten  und  ein  solches  nach  der  todten  Hand  scheiden« 
Jenes  umfasst  in  genauem  Anschlüsse  an  die  Ausbildung  des  Wartrechts 
alles  liegende  und  andere  Qut,  auf  welches  dies  Anrecht  besteht  (§§.  144. 
180.).  lieber  alles  nicht  hieher  gehörige  Gut  kann  der  Eigenthfimer 
verfQgen  (§.  181.).  Ist  das  nicht  geschehen,  so  fallt  es  zum  Theil  als 
Zubehör  des  eigentlichen  Erbes  mit  diesem  an  den  Erben  oder  es  ^rd 
ausgeschieden  und  dem  Sonderfolger  fibergeben.  Nach  der  todten 
Hand  ist  mithin  nur  Erbe  a)  das  Erbgut  des  Yerstorbenen,  b)  die 
Fahrniss,  soweit  sie  nicht  ausgeschieden  werden  muss:  i  Wer  somit  kein 
Gut  hat,  der  hat  auch  keinen  Erben.  Als  das  Wartrecht  einen  anderen 
Charakter  angenommen  und  sich  auf  einzelne  Stände  zurückgezogen  hatte 
und  damit  die  Ausscheidung  der  besonderen  Massen  verschwand,  machte 
der  alte  Begriff  von  Erbe  dem  neueren  der  Erbschaft,  welche  den 
Nachlass  überhaupt  umfasst,  Platz. 

n.  Zu  den  Gegenständen,  welche  von  dem  Nachlasse  somit  auszu- 
scheiden sind,  gehört  ausser  dem  Lehen  a)  das  Heergewäte,*  be- 


1  Deshalb  gehSren  dazu:  Forderungen  des  Erblassers,  nichtdara:  Schul- 
den, Gerade,  Heergewäte  n.  s  w.  Bsp.  T.  6.  §.  1.  „Mit  syelkeme  gade  de  man 
bestirft,  dat  het  aUet  erve.**  I.  24.  §.  8.  nSvat  so  bOTon  dit  benomde  ding 
i  8 ,  dat  hört  al  to'  me  erre,*^  Sr  hat  aber  vorher  gesprochen  von  Morgengabe, 
Mnsthefl,  Gerade.  I.  28.  Sohwsp.  872.  W.  Sachs«  Weichb.  art.  26.  §.  (1.  Dan.) 
„To  deme  erre  dar  hört  al  egen  to,  dat  unbe garet  is.*  Tgl.  art.  28.  Goslar* 
Stat  S.  10.  «Wat  in  enes  weren  besterfft  dat  sin  was  do  he  levede  wente  an 
einen  doi,  dat  is  al  erye;  snnder  herwede,  gherade  nnd  lengnt^ 

>  Von  w&t  (yestis).  Grimm  B.A.  8.  569  if.  L.  Angl.  et  Worin,  de  alodi- 
bos.  L  6.  Sohwsp.  L  22*  §.  4w  „So  sal  de  yrowe  te  herwede  irs  mannea  srert 
geren,   nnde   dat  beste  ors  oder  perd  gesadelet,  unde  dat  beste  harnasoh,  dat  he 
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stehend  ia  einer  kriegerischen  Ansriistoog  nebst  einigen  andeien  zum 
persönlichen  Gebrauche  des  Mannes  gehfirigen  Gegenständen.  Es  sog 
sich  fast  gänzlich  seit  den  Umänderungen  im  Heerwesen  (§§•  74.  83.) 
auf  den  Bitterstand  zurück  y  verschwand  in  den  Städten  des  ausser^ 
sächsischen  Rechts  ganz  oder  nahm  die  Gestalt  eines  Voraus  einzelner 
Sachen  an.  ^  Das  Heergewäte  fiel  an  den  ältesten  Sohn,  Enkel  oder 
ebenbürtigen  Schwertmagen,  oder  auch  nach  einzelnen  Rechten  an  die 
mehreren  gleich  nahen,  mit  der  Yorabnahme  des  Schwertes  durch  den 
ältesten,  b)  die  Gerade,^  umfassend  diejenige  fahrende  Habe^  welche 
regelmässig  zur  Ausstattung  gehört:  Kleidung,  Schmucksachen,  Weiss- 
zeug, Hausgeräthe,  sowie  manche  andere  zum  Frauengebrauche  dienende 
Sachen.  Sie  fiel  mit  einzelnen  Yerschiedenheiten  in  den  Rechten  an  die 
älteste  unausgeradete  Tochter,  in  Ermangelung  deren  an  die  ausgeradete, 
den  weltgeistliehen  Pfründner,  die  nächste  (bez.  älteste  der  nächsten) 
BifteL  Danach  scheidet  sich  eine  Wittwen-  und  Niftelgerade. 
Sie  hat  sich  in  dem  Kreise  des  sächsisch -magdeburgischen  Rechts  bis 
in  die  späteste  Zeit  erhalten,  während  sie  im  Süden  unter  anderen 
Namen  oder  als  ein  Anspruch  "der  Wittwe  auf  fahrende  Habe  auftritt.^ 
c)  Die  Morgengabe  der  Frau  (§.  170.).    d)  Mustheil.^    Er  besteht 


hadde  to  enea  inannes  liye,  do  he  starf  binnen  sinen  weren;  dar  to  Bai  se  geven 
enen  herpole ,  dat  is  sin  bedde  nnde  ein  küssen  nnde  ein  lilaken,  en  disohlaken, 
tyei  beokene  nnde  ene  dvelen.  Dit  ia  ein  gemene  herwede  to  gevene  unde  recht, 
al  Bettet  die  lüde  dar  mangerhande  ding  to,  dat  dar  nicht  to  ne  hört.  Sires  dat  wif 
nicht  hevet  dirre  dinge,  des  ne  darf  se  nicht  geyen,  of  se  ir  nnsoult  darn  dar  to 
dun,  dat  ae  Ib  nicht  ne  hebbe;  nmme  jewelke  scnlt  annderliken.  Svat  man  aver  dar 
bewisen  mach,  dar  ne  mach  ne  weder  man  noch  wif  nene  unscolt  vore  dun.**  L  27. 
§.  1.  „Jewelk  wif  erft  trier  wegene:  ir  rade  an  ir  neaten  nichtelen.,  de  ir  von  wif« 
halven  is  beayaB,  nnde  dat  erre  an  den  neaten,  it  si  wif  oder  man.**  ~  §.  2.  IIL  15. 
§.  4.  „Sve  BO  herwede  yorderet,  die  sal  al  nt  Yon  srerd  halTon  dar  to  geboren  ain. 
Sve  80  rade  yorderet,  die  sal  nt  yon  wif  halyen  dar  to  geboren  Bin.*^  Sachs. 
Weiohb.  art.  XXY.    Siegel  Erbr.  §.  30.  56. 

•  So  die  tötleibe  doB  Sohwabenspiegels  o.  28.  in  Verbindung  mit  26.  273.  W. 
B.  Siegel  Erbrecht  S.  172  f.    Vgl.  auch  Sohwsp.  c  25.  W.  hineyart. 

^  Yon  r&t  ==  Yorrath,  r4de,  gerade  nach  Cbrimm  B.A.  S.  567  ff.  In  den  Auf* 
z&hlungen  weichen  die  Rechte  ab,  der  Sachsenspiegel  deutet  an,  dass  man  nicht 
yollst&ndig  sein  könne.  L«  AngL  et  Worin.  L  7.  8.  11.  4.  „ornamenta  muliebria 
quod  rhedo  dicunt  ..."  L.  Burg.  51.  8«  „Ornamenta  et  yeatimenta  matri* 
monialia  ad  fOias  abaqne  ullo  fratris  fratrumque  consortio  pertinebnnt.^  Schap. 
I.  24.  8.  I.  27.  1.;  Sftchap.  Weichb.  art.  XXIII.  ff.  Prager  Bechtsb.  Art.  159. 
Prager.Stat.  60.    Kraut  n.  38-57.    Siegel  §.  81.  57. 

>  SchwBp.  0.  26.  W.    „frowen    yarende  guof 

8  Sohsp.  L  20.  §§.  4.  5.,  I.  22.  8.,  I.  24.  2.,  UL  88.  8.,  m.  74.,  HI.  76.  1.  «• 
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arsprünglich  in  dem  Ansprache  der  Wittwe  auf  die  Hälfte  aller  in 
dem  Gute  des  Mannes  befindlichen  Hofesspeise,  ist  aber  im  Lanfe 
der  Zeit  eingeschränkt  worden  und  hat  sich  in  den  StSdten  mit  dem 
veränderten  CKiterrechte  ziemlich  allgemein  yerloren« 

§.  180. 

n.   Rechte  des  nächsten  Erben.    Das  Wartrecht.* 

L  Aus  der  Bedeutung  des  Orundeigenthums  für  die  Stellung  in 
Gemeinde  und  Staat  (§.  9.)  und  aus  der  engen  Verbindung  unter  den 
Verwandten  (§«  11^  YL  ff.)  auch  in  Termogensrechtlicher  Hinsicht  laest 
sich  schliessen,  dass  schon  in  ältester  Zeit  Veränderungen  desselben 
ohne  Noth  selten,  wenn  sie  beliebt  wurden  gewiss  mitBeirath  der  Ver- 
wandten stattfanden,  in  der  Noth  selbst  aber  wohl  die  Verwandten  zuerst 
angegangen  wurden,  um  das  Gut  zu  halten.  Dagegen  ist  es  ebenso 
erklärlich  und  aus  zahllosen  Urkunden  und  Nachrichten  ersichtlich,  dass 
man  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  Einführung  des  Christenthums 
für  ein  besonders  gottgefälliges  Werk  hielt,  Kirchen  auszustatten  mit 
Grundeigenthum.  So  lange  der  geistliche  Einfluss  über  das  Gefühl  der 
Verwandtschaft  siegte,  konnte  deshalb  die  Freiheit  der  Befugniss  zu 
Veräusserungen  nicht  ausbleiben.  ^ 


Sohwsp.  0.  25.  W.  —  SÄohB.  Weicht,  art.  XXTV.  D.  Verm.  Sap.  I.  10.  §.  1, 
2.    Präger   Rechtsb.  art.  158. 

*  Beaeler  Erbvertr.  L  §.  5.  (S.  48  ff.),  Paali  Erbgüter  (Abbdl.  L).  Gerber 
Medial  ad  locum  speoali  jur.  sazon.  I.  52.,  Erlang.  1847,  Sandhaas  Germ.  AbhdL 
8.  165.  bis  zu  Ende,  Siegel  Erbrecht  S.  88  ff.,  Zimmerle  Stammgutssystem. 
Lewis  De  origine  facultatia  heredibna  in  jnre  germanioo  conoeaaae  prohibendi  alie- 
nationem  rernm  immobilium,  Berol.  1862.  Schröder  in  Zeitsohr.  f.  Beohtsgeseh. 
DL.  S.  410  ff.  —  Zur  Yergleichnng  Wilh.  y.  Brünneok  Die  Reloitionsklagen  ans 
Teräasserangsbesohrftnkangen  nm  Grundstüoke  u.  Mobilien  nach  den  Isl&ndisohen 
BechtsqneUen  n.  s.  w,    KSnigab.  1873.    r.  Amira  Erbenfolge  S.  105  ff. 

1  Dies  hat  besonders  Walter  B.G.  §§.  444  fL  hervorgehoben-  and  dargethan. 
Damit  stimmt  das  Auftreten  der  Eirohe  für  die  volle  YerfElgangsfreiheit  auch  auf 
dem  Todesbette  ad  piam  causam,  dem  die  karolingisohen  Gesetze  Nachdruck 
gaben«  Siehe  meine  Abb.  über  die  testamenta  ad  piam  causam  in  Zeitsohr.  t 
Civilr.  u.  Proz.  N.  F.  Vm.  S.  157—232.  Bei  Vergabungen  auf  den  Todesfall, 
Schenkungen,  Yerkäufen  an  Kirchen  begegnen  wir  in  den  Crkunden  den  stehenden 
Fovmeln,  dass,  wenn  der  Schenker  oder  Yerkäufer  selbst,  oder  seine  Erben  oder 
wer  sonst  die  Schenkung  angreife,  „iram  dei  et  omnium  sanctorum  inourrat  et  in- 
super  inferat  fisoi  dioionibus  auri  nnoias  duas  argenti  pondus  quattuor  ooaetus 
ezsolvat  (oder  eine  andere  Strafe  in  Gelde),  .et  nee  sie,  quod  repetit,  evindioare  non 
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n.  In  der  ältesten  Zeit  begegnen  wir  mit  Ausnahme  der  Sachsen 
bei  keinem  Stamme  allgemeinen  Veränsserongsverboten,  wohl  aber  bei 
den  meisten  zahlreichen  Satzungen,  welche  die  Freiheit  ausdrücklich 
statuiren.  Im  sächsischen  Bechte  war  die  Yeräusserung  des  Erbes, 
ausser  an  die  Kirche  und  den  König,  nur  im  Falle  der  Noth  und  selbst 
dann  beschränkt  gestattet«  >  Dies  erscheint  im  Sachsenspiegel  in  der 
Ausdehnung,  dass  die  Yeräusserung  Yon  Eigen  und  Leuten  ohne  Zu- 
stimmung des  Erben  diesen  zur  Klage  auf  Herausgabe  bei  Lebzeiten  des 
Yeräusserers  berechtigt  und  nur  die  Bestellung  einer  Leibzucht  für  die 
Frau  am  Eigen  erlaubt  ist,^ 

Das  alte  bairische^  Recht  kennt  das  Beispruchsrecht  der  Nach- 
kommen mit  gleicher  Wirkung,  giebt  aber  den  SeiteuTerwandten  keines; 
ein  Gleiches  gilt  beim  ripuarischen^  Stamme,  während  die  Salier 


▼aleat,  sed  praectens  donatio  haec  omni  tempore  finna  permaneat  stipnlatione  sab* 
nixa.^  So  in  vielen  Urkunden  im  Codex  diplomaticns  Fuldensia  heranBgeg.  von 
Dronke,  Gassel  1850,  z.  B.  nam.  6.  9.  10.  11.  12.  18.  U  von  758,  756  n.  a.  w. 
Wesentlich  wirkte  auch  das  erfolgreiclie  Streben  der  Hierarchie,  dem  Elems  die 
Testamentflfreiheit  zu  yersohaffen,  nm  das  jus  spolii  zn  entkr&ften  nnd  seinen  I^ach- 
lasB  zur  Cognition  der  geistlichen  Gerichte  zu  ziehen«  Siehe  oben  §.75.  Mein 
Lehrb.  des  Kirchenrechts.  3.  Aufl.  S.  559  ff.  * 

*  L.  Sax.  LXI.  ^Traditiones  et  venditioneB  omnes  legitimae  stabiles  perma- 
neant.  ~  LXII.  l^ulli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  praeter  ad  ecclesiam 
vel  regi  ut  heredem  suum  exheredem  faciat,  nisi  forte  famis  necessitate 
coaotuB.  ut  ab  illo  qui  hoc  acceperit  sustentetur.  mancipia liceat  illi  dare  ac  yen- 
dere.*'  LXIY.  „Liber  humo  qui  sub  tutela  nobilis  cujuslibet  erat  qui  jam  in  exilium 
missus  est,  si  hereditatem  suam  necessitate  co actus  yendere  yoluerit,  offerat 
eam  primo  proximo  suo.  si  ille  eam  emere  noluerit,  offerat  tutori.suo  yel  ei 
qui  tunc  a  rege  super  ipsas  res  oonstitutus  est.  si  nee  ille  yoluerit,  yendet  eam 
cuicumque  libnerit.^  Dazu  Zimmerle  S.  89  ff.,  y.  Bichthofen  zur  Lex  Saxonnm 
S.  106  ff. 

*  Ssp.  I.  52.  §.  1.  „Ane  eryen  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nieman  sin 
egen  noch  sine  lüde  geyen.  Doch  weslet  die  herren  ire  dinstmann  wol  ane  gerichte, 
of  man  de  wederwesle  bewisen  unde  getügen  mach.  GKft  he't  weder  rechte  sunder 
eryen  gelof,  die  erye  underwinde's  sik  mit  ordelen,  als  of  he  dot  si  jene  de*t  dar 
gaf,  so  he's  nicht  geyen  ne  mochte.^  I.  21.  Vgl.  Rieht  st.  c.  10.  §.  3.  ^etme 
eigen  darf  he  nene  sculde  gelden,  wen  he  maches  ane  siner  eryen  gelof 
nicht  laten."    o.  25. 

^  Lex  Baiuw.  I.  1.  (Mon.  HI.  269.).  y^Ft  si  quis  liber  persona  yoluerit  et  de- 
derit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione  animae  suae,  licentiam  habeat  de 
portione  sua,  postquam  cum  filiis  suis  partiyit.*^  Tgl.  ausser  den  Noten  dazu 
yon  Merke]  diesen  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  II.  S.  138  ff.  Lewis  Die  Succession 
S.  15.  Die  Urkunden  namentlich  bei  Meichelbeck  Hist.  Frising.  L  118.  260. 
zeigen  das  Beyokationsrecht. 
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keine  derartige  Besohranlmiig  kennen«  Das  burgundiscke*  Recht 
steht  auf  demselben  Standpunkte  wie  das  bäurische  und  ripnarische. 
Obwohl  in  den  übrigen  Yolksreohten  sich,  derartige  dirdi:te  Beschrän- 
kungen nicht  finden,  darf  man  aus  mannichfachen  Erwähnungen^  schliesaen, 
dass  zu  Chinsten  der  Nachkommen  die  Oewohnheit  die  Besitzer  (Eltern) 
band  und  den  inneren  Qrund  in  der  Anschauung  suchen,  dass  die  Erb- 
jblge  der  Nachkommen  sich  yon  selbst  yerstehe.  ^ 

UL  Im  Mittelalter  geht  das  Recht  aus  einander.  Während  dies 
Beispruchsrecht  sich  einerseits  erweitert  und  überhaupt  dem  nächsten 
Erben  zusteht,^  wird  das  Recht  in  anderen  Statuten  auf  Erbgut  dnge- 
schränkt,io  in  anderen  ganz  aufgegeben,ii  was  sich  daraus  erklärt,  dass 
in  den  Städten  aus  naheliegenden  Gründen  das  selbsterworbene,  ge- 
wonnene Out  der  freien  Veräusserung  unterstellt  wurde  und  diesem  ge- 
genüber das  Erbgut  zurücktrat. 

lY.  War  der  Erbe  bei  der  YerSusserung  gegenwärtig,  so  musste  er 
widersprechen ;  in  jedem  Falle  yerschwieg  er  sein  Recht,  wenn  er  nicht 
binnen  Jahr  und  Tag,  ohne  durch  Ehehaften  abgehalten  zu  sein,  die 
Klage  anstellte. i>  Einspruchs-  und  Elagrecht  stand  aber  nur  zu  dem 
(den)  nächsten  Erben.  Hatte  dieser,  oder  falls  er  in  Jahr  und  Tag 
fortfiel,  der  in  dieser  Zeit  als  nächster  eintretende  eingewilligt,  so  war  der 
Verkauf  gültig." 


>  Lex  Bib.  XLVIIL  ^Si  quis  procreationem  flliomm  vel  filiaram  non  habaerit, 
omnem  faoaltatem  suam  in  praesentia  regia,  aiTe  vir  mulieri,  yel  mulier  viro,  seu 
caioamqiie  übet  de  proximig  yel  extraneis,  adoptare  in  hereditatem  yel  ad  fadmi 
per  soriptoramm  seriem,  seu  per  traditioaem,  et  testibus  adhibitis,  seonndom  legrem 
Bipaariom  lioenüam  habeat**    Tit.  49.  64.  §.  1. 

*  Lex  Burg.  XXIY.  §.  5.  ^iSi  quis  Burgundio  filios  habens  tradiderit 
filiis  portionem  de  eo,  quod  sibi  reseryai,  donare  aut  yendere,  cui  yoluerit, 
habeat  liberam  potestatem.**  LL  1.  wiederholt  das  und  annuUirt  gegentheilige  Ter* 
fügungen.  VgL  LXXXIV.  §.  1.. 

7  So  Ed.  Both  0.  360.,  fflr  Alamannien  Heusler  S.  45.,  für  das  frank.  Becht 
AVaitz  y.  G.  IL  8.  222.  Anm.  1.  und  2.    Stobbe  Handb.  IL  S.  111. 

'  VgL  §§.  176,  178. 

«  Schwsp.  0.  349  W.  KL  Kaiserr.  U.  108.  Stellen  belErant  §w  70.  Nr.  9(Lüb.) 
10  (Herford). 

^^  Sohles.  Landr.  o.  77.  „an  irstorben  gut\  Sachs.  Weiohb.  art  20. 
§.  1.;  60.  §.2.  (Dan.).  Goslar.  Stat.  S.  28.  a.  a.  Yerm.  Bsp.  L  38.  1.  Ebenso  im 
Lübisohen,  Hamburgisohen  Bechte  n.  s.  w.  bei  Kraut  §.  70. 

"  Siehe  die  Zusammenstellung  bei  Stobbe  Handb.  11.  S.  114  Anm.  19  ff.  Es 
sind  yorzngsweise  schlesische,  böhmische,  mährische  und  süddeutsche  Städte. 

IS  Vgl.  die  Stellen  der  Anm.  9. 

^*  Anm.  9.    Andere  bei  Kraut 
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Y.  Die  Ausnahme  des  ältesten  Rechts,  im  Nothfalle  das  Gut  den 
Erben  zum  Kaufe  anbieten  zu  können  mit  der  Befugniss,  wenn 
jene  ihn  ausschlagen,  frei  zu  veräussem,  ist  in  den  Sadtrechten  gleich- 
falls anerkannt.  Hieran  knfipfte  man  in  einzelnen  Stadtrechten  an,^^  um 
die  Freiheit  der  Yeräussemng  herbeizuführen,  und  bildete  das  Becht  der 
Erben  zunächst  um  zu  einem  Yindikationsrecht,  wenn  ohne  Anbieten 
Terkauft  war.  Yon  da  ab  bis  zur  Gestaltung  desselben  zu  einem  blossen 
Yorkaufs rechte,  das  zwar  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  nach 
im  Erbrechte  füsst,  juristisch  aber  nicht  als  Erbrecht  erscheint,  war  nur 
ein  Schritt.i^  In  vielen  Bechten  des  Mittelalters  tritt  aber  die  volle  Frei- 
heit zu  YerfOgungen  unter  Lebenden  ^^  schon  sehr  früh  auf  und  hat  sich 
auch  in  den  meisten  erhalten,  i'^ 

§.  181. 
nL  Yergabungen  auf  den  Todesfall. 

I.  Weil  mit  dem  Tode  von  selbst  das  Wartrecht  zum  wirklichen 
Becht  am  Erbe  (Erbschaft)  ward  (§.  179.  L)  und  alle  Erbenfolge  nach 
deutschem  Prinzipe  von  Anfang  nur  Yerwandtenfolge  war,  so  war  eine 
Yerfugung^  deren  Wirkung  erst  nach  dem  Tode  eintreten  soll,  Yer- 
fügung  auf  den  Todesfall,  von  selbst  ausgeschlossen.  Aber  die 
Wirkung  einer  solchen,  welche  in  dem  Fortfalle  des  Erbrechts 
besteht,  war  stets  möglich,  insoweit  Jemand  bei  Lebzeiten  das  in  das 
Becht  eines  Dritten  bringen  konnte,  was  mit  dem  Tode  von  selbst  dem 
Erben  zufieL 

U.  Fahrende  Habe  unterstand  von  jeher  der  freien .Yeräusse- 
rungsbefugniss.1  Yergab  man  sie,  so  enterbte  (exheredem  facere) 
man  den  Erben«    Dies  sollte  man  nur  solange  thun,  als  man  selbst  zu 


1^  Hamb.  Stat  r.  1276.  L  6.,  Zeeland  v.  1256  (Kraat  n.  19.):  „qaiounqne 
terram  suam  vendere  Yoluerit,  praebebit  eam  per  tres  dominicos  fratribas  sais  et 
sororibuB  suis,  Tel  filiis  eornndem,  patraia  soia,  avancnlis,  materteris  et  amitis,  et 
non  nltorias.  äi  emere  yolaerint,  emant  sicat  extranei.''  Jastit.  Lnbio.  Kraut 
n.  21. 

"  Siebe  die  zahlreichen  Belege  bei  Stobbe  II.  8.  141  ff. 

i<i  Aelt  Soester  §.  80  ff.  o.  Medebacher  y.  1165  ohne  Beschränkang. 

>'  Kein EinsprnohBreoht  der  Erben  inOesterreioh;  Landr.  art  14  sohliesst  es 
ausdrücklich  aus,  Brfinner  Rechtsb.  art.  868.  (erkennt  das  Recht  zum  abschütten 
nicht  an)  841.  Prager.  üeber  die  Beohte  des  alten  Wartrechts  in  den  hentigen 
bürgerlichen  Erbgütern  und  dem  adeligen  Stammgut  Zimmerle  S.  256  ff. 

1  Saohsp.  L  52.  §.  2. 
▼.Schalte,  Belebe-  and  Beebtsgescb.   4.  Aafl.  86 
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^geniessen  Und  daher  zu  entbehieD  im  Stande  war.  Damm  machte  das 
Becht  die  Yergabong  abhängt  Ton  dem  körperlicheD  Zustande  und  er- 
laohte  dem  wirklich  Knuiken  nur  die  Entäussening  unbedeutender  Be- 
träge.* Früh  aber  vnrde  in  manchen  Stadtrechten  die  unbedingte  Be- 
fugDiBfl  angenommen  ,■  wie  aatii  selbst  allmälig  eine  Ye^bnng  mit 
Wirkung  auf  den  Todesfall  im  Widerspruche  mit  dem  deutschen  Priii> 
sipe  zugelassen  wurde.*  Damit  war  man  in  diesem  Funkte  bei  dem 
Tfimischen  Beohte  angelangt. 

ni.  Liegende  Gfiter  konnte  man  entweder  Qberhaopt  frei  oder 
mit  Einwilligung  des  nSchaten  Erben  (§.  180.)  in  der  gewöhnlichen  Form 
-(§.  148.)  weggeben  nnd  dadurch  den  Erben  entziehen.  Neben  dieaem 
Falle  der  ITebertraguDg  dee  sofort  wirksamen  Rechts  lieas  sich  an  ihnen 
Termöge  der  Grundsätze  über  die  Gewere  au  Liegenschaften  auch  die 
Einräumung  eines  dinglichen  Rechts  erwirken  ohne  sofortige  Ueber- 


*  Stp.  L  62.  §.  2.  „All«  Tuende  hare  j^  de  man  ane  erreo  gelof  in  «Uen 
■taden,  nnde  let  ande  liot  fnt,  al  da  wile  Iie  sik  so  v ermaofa,  dat  ha  bagort  mit  eme 
arerde  mide  mit  eme  aoild  np  e»  ora  koman  maoh,  ron  auem  stana  oder  atocks 
ener  dnin  eine  ho,  snnder  nutanaa  helpe,  deste  man  ime  dat  orB  nnde  den  ategerip 
halde.  Bvenne  he  disiaB  nioU  dun  ne  mach,  bo  ne  mach  he  geren  Dooh  laten  nooh 
Uen,  dar  he't  janeme  mede  geveme,  de  li  na  lineme  dode  wardende.  ia."  Oloase 
dun:  „Wi  ein  gut  vorglft,  als  he  la  nieht  mer  gebroken  ne  maoh,  die  vorgUt  nicht 
dat  ain  ia,  mar  gift  dat  riner  erra  ie.  —  Ea  bnr  mag  it  Torgeren  als  he  enau  am- 
megano  plngen  maoh  enie  motten  lauk;  en  Trne  wen  si  tnr  kerken  gan  mach,  als 
ai  darran  ia  trintig  mde.'*  QoBlar.  Stat  8.  9.  Z.  44.  ^n  inclitbeddan  ntag  an 
nicht  Tergfaeven  ane  erven  lof."  Kraut  §.  148  Hr.  2S  ff.  —  SBeha.  Weiobb. 
art.  64.  D.  „Kejis  wip  nooh  kein  man  mag  ;n  Biohbette  Binea  gntea  vorgeben  obir 
drie  sohillinge  ane  erben  lonbe,  noch  eja  wip  ane  mannee  orlonb."  Tgl.  Sobirap. 
e.  45.  W.  Eine  eigenttllmliohe  Baohriakong  ergeben  die  Difiaaaanatatntaa  TOn 
Csmbraj  TOn  1315  (Hartiheim  Cono.  Gennaniae  IV.  p.  249),  welche  oaaairan 
(und  volle  Teetamentafreiheit  geben]  Statnten  eiiuieiner  ^loci  et  Tillae",  dahin 
gehend  n^^od  legata  et  donationae  mortia  oauaa,  qoaa  faoient  deoedeotea,  non 
valeant  niai  teetator  de  laoto  mortis  eonenrgenB,  extra  domnm,  in  qna  iaoat,  per 
XI,  pednm  spatinm  pedea  vaüat  et  ibidem  da  bonia  snta  ordinat  et  diapoeat  .  .  .■ 
und  andere  ,qiiod  non  Talent,  .  .  .  nUi  de  datis  et  raliotia  teatator  in  rita  aua, 
propria  mann  tegatornm  et  donatomm  propriam  posseastonem  tradidarit,  at 
saiainam.* 

*  Das  Prager,  Iglaner,  Brdnner  n.  a.  haben  mit  anderen  Stadtreohten 
(vgl  Tomaeohak  S.  206  f.)  imr  das  Erfordernisa  des  vollen  Bewuaatseins.  Das 
BrflDner  <iuid  auch  Prager)  steht  ganz  unl  dem  rOntieohen  Bechta,  nnr  haben 
sie  wie  andere  Osterr.  n.  Baddeatsohe  Beohta  als  Bedingang  der  Testirfreiheit, 
dasi  der  Erblasser  ohne  Fraa  und  Kinder  sterbe.  Biahe  die  Haehweise  bei  loma- 
sohek  B.  206  fg. 

*  Kraut  g.  149.    Albreoht  Oewere  S.  204.    Baseler  8.  IST.   Siegel  S.  lia 
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tragiu^  dea  Besitzes  und  Genusses,  also  mit  dem  faktischen  Erfolge 
der  Yergabung  auf  den  Todesfall  eines  dem  des  Erben  analogen  Bechts. 
Dazu  bedurfte  es  (s»  jedoch  §.  180.)  der  Einwilligung  des  Erben  und 
der  Auflassung  des  Rechts  vor  Gericht  wie  bei  einer  sonstigen  Ter* 
ansserung.  Der  Besitz  der  Sache  konnte  aber  bei  dem  Lassenden 
bleiben  und  erst  wie  beim  Erben  nach  seinem  Tode  dem  Empfanger 
zufallen  sollen,  so  dass  der  fibertragende  als  Besitzer  in  fremden  Nomen 
(precaria)  erschien*^  Zur  grösseren  Sicherheit  ffir  den  Empfanger 
iegko  man  wohl  sofort  einen  Zins  auf  die  Sache.  <^  Durch  dies  Geschäft 
hatte  der  Erwerber  ein  so  festes  Becht,  dass  der  Tradent  keinerlei  Yer- 
Sosserungen  vornehmen  durfte.  ^  Wie  bei  der  gewöhnlichen  Tradition 
konnte  man  sich  auch  hier  eines  Salmannes  bedienen^  und  auch  nicht 
hlos  eine  Sache  sondern  alle  seine  Sachen  vergeben.^  üeber  alle  diese 
Geschäfte  wurden  Urkunden  aufgenommen. 

I Y«  In  dem  Bechte  des  Mittelalters  finden  wir  die  gerichtliche  Auf- 
lamong  bei  der  TJebertragung  einzelner  Stücke  und  eines  ganzen  Yer- 
mSgens  mit  Yorbehalt  des  Niessbrauchs  oder  ohne  denselben,  mit  oder 
ohne  Census,  m  das  sofortige  Becht  des  Empföngers  wie  auch  m^t  Setzung 
eines  blossen  Wartrechtes.  ^<>    Stets  lag  hier  aber  kein  blosser  Yer- 


•  L.  Bai.  XLYL  Langob.  Bothar.  c.  168—174.  Lnitpr.  YL  19.  Cap.  in 
lege  Bib.  mitt  808.  c  9.  (Leg.  I.  p.  118.)  ^Qoi  fili08  non  babaerit;  et  alivm  quem- 
übet  haeredem  sibi  facere  Tolaerit,  coram  rege  vel  ooram  comite  et  soabinis  Tel 
miasas  dominiciw,  qni  tarn  ad  institias  faoiendas  in  proyinoia  faerint  ordinati,  tra- 
ditionem  faeiat.*^  L.  Alam.  Hloth.  IL  1.  Marc.  Form.  IL  8.  5.  6. 

^  Z.  B.  Sohannat  Trad.  Fuld.  L  n.  452.  tob  841.  ^ea  oonditione  haeo  omnia 
trade  •—,  nt  noB  qaamdin  TixerimuB  per  oartam  prestatiomB  ~  uBufmctoario  possi- 
deamuB,  BolyenteB  inde  cenBimi  pro  BinguÜB  arnuB  —  IV»  denarios  —  ne  videamur 
eas  ex  proprio,  BOd  jure  benefioiario  poesidere.^ 

7  Cap.  Tio.  a.  801«  o.  1.  fUr  die  Langob.  im  Gegensätze  zu  dem  Gebrauche 
gegentheiÜger  Vorbehalte;  ob  gestattet  aber  den  UBUBfructus  auf  LebenBzeii 

•  So  der  adfatimus  in  L.  SaL  XLVL,  ürk.  bei  Kraut  §.  148.  n.  12  ff. 

•  L.  Alam.  Hloth.  II.  Urk.  r.  772.  bei  Kraut  §.  141.  n.  8.  $.  148  Nr.  80  ff. 
^^  Sflp.  n.  80.    „Sve  80  ime  erye  to  seget  nicht  von  sibbe  halven,  denne 

Ton  geloyedoB  haWen,  dat  hebbe  man  ror  unrecht;  man  ne  möge  getflgen, 
dat  dat-gelovede  vor  gerichte  geatedeget  si.**  Citate  dazu  bei  Homejer.  L  9.  §.6. 
yStirft  aver  jene  de't  laten  Bolde,  sin  sone  uUb  nicht  plichtig  to  latene,  he  ne  hoTet 
selye  gelovet  oder  bürgen  Yor  gesai<<  Verm.  Saohsp.  I.  82»  8.  Siegel  S.  100  ff. 
—  Urk.  y.  1260  bei  Kraut  n.  14:  „E.  —  et  H.  uxor  sua  manu  oommunioata  — 
duoB  mauBOB  suob  —  ecclesie  pure  et  absolute  oontulerunt,  post  mortem  eorum  jure 
proprietario  perpetuo  possidendos:  ita  quod  idem  E.  et  H.  cum  diotis  duobus  manslB 
nihil  juriB  aut  potestatis  habent  yendendi,  obligandi,  commutandi  aut  faciendi,  quod 
eorum  fuerit  yolnntatis.''    Beohtamitth.  an  Görlitz  y.  1804  §»  88.  (Gaupp  S.  298): 

86  ♦ 
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trag  vor,  sondern  mit  der  Uebergabe  ein  dingliches  Becht.  Die  Fort- 
bildung hängt  einerseits  zusammen  mit  dem  Sinken  des  älteren  Erb- 
prinzips (§§•  178«  Y«  180.)  y  andererseits  mit  dem  überhand  nehmenden 
Ein&usse  des  romischen  Rechts. 

Y.  Bereits  in  der  ältesten  Zeit  ken^t  man  schon  unter  Einwirkung 
des  romischen  Bechts  einseitige  widerrufliche  YerfÜgungen  anf  den 
Todesfall  (testamentum).^^  Hieran  hielt  der  Klerus  fest;  zugleich 
sah  die  Kirche  es  als  Pflicht  an,  den  letzten  Willen  aufrecht  zu  halten 
und  auszufahren,  vor  Allem,  wenn  etwas  ad  piam  causam  legirt  war. 
Dadurch  vorzüglich  kamen  die  Testamentssachen  an  die  kirchliche  Ge- 
richtsbarkeit ^^  So  blieben  Testamente  beschränkt  stets  im  Gebrauch, 
wurden  dann  in  den  Städten  mehr  und  mehr  zugelassen,  bald  jedoch 
nur  im  Abgange  von  Frau  und  Kindern, ^^  nur  für  fahrende  Habe  und 
erworbenes  Gut  (§.  ISO.),  nur  so  lange  der  Mensch  noch  kräftig  war 
(num.  IL).  Eine  solche  YerfSgung  gab  aber  dem  Bedachten  kein  Becht 
an  der  Sache,  sondern  nur  ein  Forderungsrecht.  Um  daher,  weil 
solche  der  Erbe  nicht  anzuerkennen  brauchte,  jenen  sicher  zu  stellen, 
bediente  man  sich  der  Yermittlung  von  Treuhändern,  welchen  man 

sie  zu  dem  Zwecke  aufliess.!^     Die  Formen   der  Testamente  waren 

^ 

„Ob  ein  man  sin  gnt  gibet  in  gebegetem  dinge.  Gibbet  ein  man  sinome  wibe  na 
gnt  zo  inne  libgedinge  in  jehegetom  dinge,  oder  ainer  kinderen.  an  eigene  oder  an 
lehne,  mit  der  erben  Triebe.  Tnde  wirt  dar  ein  recht  vride  nbir  geworohi  md 
wil  her  dar  naoh«  an  deme  gute,  jemanne  ioht  geben,  jene  die  mngeni  wol  irider 
reden  mit  rechte,  den  die  gäbe  gegeben  ist  vor  gerichte.  Hat  abir  ein  man  kovf 
Bhatz.  oder  Tarende  habe.  Bveloher  hande  sie  sie.  die  her  mit  sineme  wibe  ererbeket 
hat.  daz  mac  her  wol  bi  sineme  gesTndem  übe  geben,  sweme  her  wiL  an  jemandes 
wider  spräche.*'  Siehe  Siegel  S.  108.  n.  die  bei  ihm  Citirten.  Urk.  bei  Krant  n. 
82.  T.  1245:  ^ego  Gh.  ~  omne  dominium  rernm  sire  mobilium  siTO  immobilium  sen 
80  moYontium  tam  in  Bawaria,  quam  in  Austria,  quam  etiam  ubicunque  locorum  jure 
proprietario  me  riBpioientium  dedi  ecclesiae  frisingensi,  omnium  predictarum  rerum 
uBumfructum  mihi  pro  tempore  Titae  meae  reserrans,  salva  tamen  ipsarum  remm 
proprietate,  quam  transtuli  ad  eccleaiam  memoratam.*^  —  ilagdeb.  Fr.  L  12.  4. 
aOb  ein  man  bei  gesundem  Leibe  sein  gut  hinwog  gebe  Yor  gehegtem  dinge  — ,  n. 
derselbigen  gäbe  ihm  die  herrschaft  behielt  zu  seinem  leib,  ztirbt  der  gebor  o.  die 
gäbe  bleibt  unwid|»r raffen,  so  hat  die  gäbe  krafft  u.  macht  stirbt  aber  der  b^^bt 
man,  es  erbt  auf  seinen  nechsten.** 

"  L.  Burgund.  60.  1.    Siehe  Beseler  I.  S.  242  ff. 

"  Oben  §.  75.,  meine  Abhandl.  über  die  testam.  ad  p.  c,  m  e i n  Eirchenrecht 
L  S.  897.  II.  S.  418.  473  f. 

!•  Siehe  die  Angaben  der  nota  8.  Lüb.  Beoht  y.  1240  Art.  161.  Goslar. 
Stat.  Zus.  S.  6.  Z.  14. 

^^  Siehe  die  Urkunde  bei  Kraut  n.  12  t  Beseler  Ton  den  TestamentSTolI* 
ziehern  in  Ztschr.  f.  d.  R.  IX.  S.  144-228. 
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mannigfaltig,  Keben  ihnen  kam  bereits  im  13.  Jahrhundert  die  Mög- 
lichkeit auf,  durch  eine  urkundlich  vor  Zeugen  oder  im  Gerichte  ge- 
machte Zuwendung  Jemand  ein  unbedingt  wirksames  Recht  zu  über- 
lassen.i^  So  hatte  man  erreicht,  dass  der  Bedachte  nach  dem  Tode  die 
Sache  erhielt  und  zugleich  der  Lebende  sich  ihrer  nicht  entausserte.  Der 
allgemeine  technische  Name  solcher  VerfBgungen  war  Geschäfte 
(schaffen).  Eine  Erbeinsetzung  lag  hierin  nicht;  aber  es  war  in- 
sofern dasselbe  erreicht,  als  der  Erbe  keine  Möglichkeit  mehr  hatte,  die 
Vergabung  anzugreifen.  Dies  stand  in  dem  Zusammenhange  mit  dem  herr- 
schend gewordenen  romischen  Satze,  dass  der  Erbe  ffir  die  Schulden 
des  Erblassers  überhaupt  hafte.  Erst  mit  der  vollen  Aufnahme  des  rö- 
mischen Rechts  kamen  jedoch  dessen  Sätze  zur  allgemeinen  Geltung, 
obgleich  mancherlei  Modifikationen  blieben. 

YI.  Mit  dieser  Entwicklung  war  offenbar  die  Möglichkeit  nahe  ge- 
legt, auch  in  der  Form  eines  blossen  Yertrages  Jemand  ein  Anrecht  auf 
die  Sache  (oder  das  Yermogen,  wenn  sie  beim  Tode  vorbanden  sei),  zu 
geben.  Einen  solchen  Yertrag  enthielten  in  Wirklichkeit  bereits  die 
Eheverträge,  Einkindschaft,  unter  dem  Adel  die  Erbverbrüderungen. 
Hiergegen  stemmte  sich  das  in  Geltung  getretene  romische  Recht.  Da 
aber  mit  diesem  zugleich  die  volle  Yerfiigungsfreiheit  aufkam,  so  trug 
es  dazu  bei,  dass  dem  deutschen  Prinzipe  von  der  Festigkeit  einer 
solchen  Verfügung,  damit  nicht  der  blosse  Erbe  leide,  durch  die  Form 
der  Erb  vertrage  noch  ein  kleiner  Platz  blieb.  Im  Laufe  des  16.,  17, 
und  18.  Jahrhunderts  waren  Erbverträge  durch  üebung  und  Gesetze 
allgemein  eingeführt. 

YII.  Der  neueren  Zeit  gehört  an  das 'durch  die  Doktrin  auf  einer 
Verbindung  deutscher  mit  romischen  Sätzen  ausgebildete  Institut  der 
Familienfideicommissse.^^ 


^^  Sohwsp.  0.  22.  W.  jjnt  danne  daz  ein  man  sinem  frinnde  guot  sohafen 
wil  n&oh  Btnem  t6de,  wil  er  ez  im  sicher  machen,  er  soll  im  schrift  darüber  geben, 
als  em&ch  von  Upgedinge  gesohriden  stdt;  oder  er  sol  Tür  uinen  riohter  varen  oder 
YÜr  sinen  herren  nndo  sol  den  ze  geziage  dar  über  nemen  nnde  ander  liute  die  d& 
bt  sint  Wil  er  imz  aber  gar  staete  machen,  06  aeze  im  einen  zins  dar  üz.  d4  mit 
hat  er  die  gewer,  nnde  mao  daz  gnot  niht  Terliesen  mit  rehte.'^  Sftohs.  Weich b. 
art.  LIX.  LX.  D.  Siegel  S.  104  ff. 

>*  Ich  verweise  anf  die  Literatnrangaben  der  Werke  über  deutsches  Privatreoht, 
dann  Domin.  Costa  Entwicklnngsgesohichte  der  deutschen  Familienfideicommisse 
Mtlnchen  1864.  ~  Die  Ausbildung  des  Btammguts,  die  Erbverzichte  der  Töchter, 
welche  das  oanonisohe  Recht  ausdrücklich  gegen  das  römische  anerkennt:  0.  2.  de 
paotis  in  6^  L  18.,  haben  auf  die  geschichtliche  Entwicklang  grossen  Einfluss  geübt 
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§.  182. 
lY.  Antritt  des  Erbes.*    Stellung  des  Erben«**   Yerlast  des  Erbes. 

I.  Zufolge  seines  mit  dem  Todie^  zur  Wirksamkeit  gelangten 
Wartrechts  tritt  sofort  der  Erbe  in  die  Gewere  des  Guts,* 
bedarf  keines  weiteren  Aktes  der  Antretang.  oder  der  besonderen  Fo]> 
men  der  Besitzergreifung ,  kann  den  Besitz  vielmehr  ohne  weiteres 
ergreifen. 

n.  Der  Zeitpunkt,  an  dem  der  Erbe  faktisch  sein  Baoht  ausüben 
durfte,  war  Eintritt  des  dreissigsten  Tags  nach  dem  Todesfallew^ 
In  der  Zwischenzeit  blieb  Alles  im  bisherigen  Zustande  unter  der  Hand 
der  Wittwe. 

nL  Im  Yierzehpten  Jahrhundert  fing  man  an  aus  dem  römischen 
Bech^  die  Antretun.g  der  Erbschaft  herfiberzunehmen,^  welche 
seitdem  mehr  und  mehr  aufkam. 


*  G.  Homejer  Der  Dreissigste.    BerL  1864.  4. 

**J3tobbe  üeber  das  Bintreteo  des  Brben  in  die  obUgatorisoben  Verb&ltaisse 
des  ^rUasserp  qaoh  deal^di.  Reobi  in  Jabrb.  ▼.  Bekker  n.  KiUtber  Y.  293  ff. 
W.  LpviB  Die.  Sacoession  des  Ürbei»  in  die  Obligat  d.  Erbl.  n.  dentioh.  Recht». 
BerL  1864. 

1  Bsp.  II«  81.  §.  1.  jiSve  Ton  gericbtos  halven  dnen  lief  yorlfiset,  oder  dut  be 
ime  selren  den  dot,  sin  negesie  gedeling  nimt  sin  erre.*^  11.  60.  §.  2,  Schwsp.  o. 
170.    Prager  Becbtob.  191.    Andere  bei  Siegel  B.  149. 

*  Daber  das  SprQcbwort:  „Der  Todte  erbt  den  Lebendigen,"^  ^e  BLOjrfr 
saifiit  le  vif.*  Pbillips  in  Zeitoobr.  f.  gesohiohtl  Beobtswias.  YH..  9.  1  ff. 
Bejsober  in  Zeitscbr.  t  deutsch.  B.  T.  B.  205.  Bsp.  III.  88.  §.  1.  SSohs.  Lehnr. 
6.  $.  1.  „Die  yader  erft  nppe^n  sone  die  gewere  des  gudes  mit  sament  deme  gnde; 
dar  umme  ne  bedarf  die  sone  nicht,  dat  man  ime  des  yader  gnt  bewise.^  Bsp.  L 
88  (sofortige  Transmission).  Besteht  noch  ein  Gennssreoht,  so  kann  der 
Gennss  ausbleiben.  Yerm.  Bsp.  I.  24  pr.  »Wer  sein  gnt  eime  yerkonft  ozn  seime 
L^ibe  —  stirbt  her,  ee  denne  is  ime. ledig  war,  so  erbet  her  den  Anfall  uff 
synen  neohsten.**  Bsp.  1,28.  L  29.  «An  egene  nnda  an  boren  mach  sik  die  sasae/ 
Tersyjgen  binnen  drittioh  jaren  unde  jar  ande  dage  er  nicht.  —  Datrike  nnde  sratree 
ne  mpgen  sik  nümmer  yersyigen  an  irme  enre,  de  wile  se't  getngen  mögen. '^  YgL 
Siegel  8.  152  ff.    Oben  §.  149. 

*  Zasammenhftngend  offenbar  mit  dem  Cnltus  pro  defiuctls,  jedoch  nicht,  ms 
Siegel  S.  157  meint,  weil  „die  Yerstorbenen,  nm  in  den  Zustand  der  Seligkeit  m 
gelapgen,  der  Oblationen  und  des  Fastens  der  Yerwandten  bedürfen.^  Ihn- hat  das 
yon  ilim  cit.  o.  22.  0.  XIII.  qn.  2.  yerleitet,  das  sich  auf  den  Abläse  besieht  Die 
yortref^ohe  Abdhandl.  yon  Homeyer.  Siegel  in  Krit.  Yiertey.  Yn..276  ffl  Bsp; 
I.  22.  §.  1.    Bchwsp.  0.  25.  W. 

«Kl.  Kejserr.  IL  49. 
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IT.  Aus  dem  NachlaBse  soheiden  siofa  zunächst  auc  und  können 
gegen  den  weigernden  Erben  mit  Klage  erfordert  werden  alle  Stficke, 
welche  nicht  zum  Erbe  im  eigentlichen  Sinne  gehören  (§.  179.),  soweit 
sie  einerseits  vorhanden  sind  und  andererseite  nicht  durch  Schulden 
des  Erblassers  (nunou  Y.)  aufgezehrt  werden»  Was  übrig  bleibt,  bildet 
die  Erbschaft. 

Y.  Weil  der  Erbe,  nicht  in  das  Becht  des  Yerstorbenen  als  Nach- 
folger äee  Person  eintritt,  sondern  Erafk  eiskes  ihm  selbststandig  zu- 
stehenden BeehtSy  haibete:  er  nicht  nur  durchaus  nicht  mit  seinem  bereits 
besessenen  Qute,  sondern  auch  nicht  mit  dem  Erbe  a)  f&r  Schulden  des  • 
Erblassers  aus  unrechten  Handlungen  oder  aus  Spiel,^  ausser  er  hfitte 
sieh  yerbfirgt  oder  die  gestohlene  Sache  unier  sich  u.  dgL  b)  Er  ist 
meht  Yorpflichtet,  Yom  Erblasser  übemonunene  auf  das  Erbe  bezü^chA 
Yerpflichtungen  anzuerkennen  oder  zu  15sen.<^  Er  muss  jedoch  haften 
insoweit  die  Forderung  gegen  den  Erblasser  begründet  ist  durch  das 
Yorhandensein  von  Sachen  imKachlasse  oder  Yerbesserung  (versio  in 
rem)J  aber  nur  mit  der  fahrenden  Habe. 

YI.  Diese  im  Sachsenspiegel  dem  deutschen  Principe  durchaus  ent- 
sprechend festgehaltenen  Grundsätze  haben  in  amleren  Hechten  des 
Mittelalters  auf  der  Grundlage  des  römischen  Beohts,  das  bereits  in 
mehreren  Yolksrechten^  eine  mehr  oder  minder  unbedingte  Haftpflicht 


ft  Ssp.  L  e.  §.  2.  n.  17.  §.  1. 

•  Bsp.  L  9.  §«6.  HL  12.  §.  1.  2.  (Bar^BShaft)  HL  77.  1.  TgL  Sohwsp.  c. 
877.  W.  n.  a. 

'  Ssp.  I.  6.  §•  2.  BiolitBtr.  Lsndr.  o.  10.  46.  Siegel  S.  182,  der  den  Sats 
nur  auf  den  ersten  Fall  besieht,  üeber  den  Bemm  der  Sohold  Ssp*  L  6.  §•  2;. 
(Forts.)  §•  8.  „Bjtkt  aver  en  man  weit,  de»  ne  darf  man  in  niohi  inneren  mit  getflge«. 
oi  de- man  sines  getftges  wil  afgan,  nnde  en  soüideget  to  lantreohte  oder  to  len-* 
reahte  nmme  sino  witsoap;  der  sal  he  bekennen  und  lesten^  oder  besaken  nnde  dar? 
Tore  SToren.  -^  §.  4.  Man  sal  ok  den  erren  gelden,  dat  man  deme  doden  soQldiob- 
was.  ^  §.  &  Der  sonlt,  die  de  maa  selre  scSldieb  ts;,  der  no-  darf  man  em  niohA« 
inneren,  he  sal  ir  bekennen  oder  versaken.*^ 

*  L.  Bip4  LXyn.  1.  j|6i  qnismoriens  debiiosns,  aui  testamenta  yenditionis  seor 
traditionis  aUqna  feoerit,  si  filios  ant  filias  non  reUnqnerit,  qniounque  de  parentibnS' 
suis,  qnantnm  nnns  soUdas  yalet,  in  hereditatem  aooepierity  yel-  oni  weregildns  eins^. 
si  intorfeotns  foisset,  legitime  obTeniebat,  omne  di»hitun  per  ipsum  solyi  indicatnr 
et  QoukS  faetnm  eins  idoneare  stndeat,  ant  cnlpam  inenirai.^  L.  Bnrg.  LXY.  1^ 
JK  qna  maller  yidna  filios  habens,  si  et  illa  efr  filii  sni  cessionem  de  bonis  maritim 
qni  defanotns  est,  fecerint,  nnllam  ex  debito  ipsins  repetitionem  aut  calumniam. 
patiantnr.  —  2»  Si  oerte  praesnmpserint  hereditatem,  debitom  paternnm  simol  solyanf 
L.  Yisigoth«  y.  6.  6.  „  ...  Sin  antem  qvodcnnqne  delnnctas  reliqnit,  et  mains  est 
qnod  petitnr,  quam  qnod  reliqnisse  Tidetor;  si  filii  eins  aut  propinqni,  aut  qui  eiusi 
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des  Erben  herbeigeführt  hatte,  eine  allmälige  und  vSlIige  Umänderung 
erfahren.  Man  stellte  den  Satz  der  Yerhaftung  allgemein  anf,^  nahm 
noch  einzelne  Fälle  aus,  Hess  aber  allmälig  fiLr  alle  Schulden  die  Haf- 
tung eintreten  und  kam  zuletzt  zu  dem  romischen  Satze,  dass  der  Erbe 
als  solcher  hafte  und  deshalb  der  Haftpflicht  nur  entgehe,  wenn  er 
mit  Yor behalt  antrete. 

Vil.  Ist  durch  die  Schuldenzahlung  und  Absonderung  das  reine 
Erbe  hergestellt,  so  bleiben  entweder  die  mehreren  Erben  gememsam 
in  der  Gewere  sitzen  (Ganerben)!^  oder  theilen.  Dies  geschah 
nach  einem  ziemlich  allgemeinen  Gebrauche  durch  Anfertigen  der  Theile 
(Loose)  durch  die  Aeltesten  und  das  Efiren  durch  den  Jfingsten.^^ 

YUI.  Yerloren  ging  das  Erbrecht  a)  durch  Verzicht,  welcher  in  der 
Zustimmung  zu  Yergabungen  (§.  180  f.),  in  der  Abfindung  Ton  Kindern 


possident  bona  nolaerint  pro  reata  eios  Tel  debito  satiBfacere,  de  rebus  a  defunoto 
dimmisBis  non  morentnr  petenti  faoere  oeBsionem.^  —  L.  Lang.  Luitpr.  YL  4.  «Sic 
tarnen,  nt  si  a  oreditoribns  palsatuB  fnerit,  praebeat  Baoramentom,  qnod  de  rebus 
patriB  ant  matris  snae,  si  ipsa  in  mondio  pafcriB  Bai  mortna  ftierit,  nihil  apud  se 
habeai,  neo  aUcui  commendaBBet,  aut  abBOondisBet,  et  Bit  abBolntuB.  Es  si  poatea 
apnd  eom  inventum  fnerit  de  rebus  paternis,  componat  in  actogilt.^ 

*  SohwBp.  0.  8.  W.  „Bwer  erbe  nimt,  der  sol  ouch  ze  rehte  die  scliulde  gelden 
die  der  t6te  man  d&  gelten  sol,  die  man  weis.  —  unde  der  man  niht  enweiz,  die 
sol  man  erzingen  fd  dem  tdten  manne  selbe  sibende.  hat  aber  der  tdte  num  der 
gfllte  vergeben  vor  den  liuten  d6  er  g^nnt  was  oder  an  dem  tdtbette,  onde  mao 
daz  der  selbe  dritte  besingen,  dem  er  dA  gelten  solde,  sd  hAt  er  stn  gnot  behebt, 
onde  hAt  die  siben  geziuge  verleit.  Dinpheit  noch  ronp  noch  Bpil  noch  wuooher, 
des  ist  nieman  schuldic,  für  den  andern  ze  gelten  noch  ob  er  wider  dahein  gerihte 
iht  get&n  h&t.  Ist  aber  ein  sohnlde  ti  in  derziuget  ftn  die  loh  hie  yor  benennet 
hin,  die  erziugeten  sohnlde  die  sullen  die  erben  dem  Uager  unde  dem  rihter  büezen« 
Ist  aber  dehein  schulde  üf  den  t6ten  man  er  singet,  so  enbfiezent  ouoh  die  erben 
niht.^  Vgl.  0.  10.  19.  54.  151.  287.  ^  Kl.  Eejserr.  n.  49.  «Ein  iglioh  mensche 
sal  wissen,  daz  wer  erbe  nimt,  daz  der  die  schulde  gelten  sal,  die  der  gelazzen  hat, 
dez  erbe  er  nimt.  wan  ist  der  schulde  yil,  tu  des  erbes  wenig,  ez  si  famd  gut  oder 
liegende  gut,  vnd  griffet  er  ez  icht  an,  jm  zu  haben;  er  ist  die  schulde  sumale 
schuldig  zu  gelden,  er  tu  ez  dan  mit  ungesoheiden  dingen,  als  es  der  keiser  hat 
gesatzt.  Sint  in  des  riches  recht  stet  gesc:  aUez  daz  du  tust,  das  salt  du  wislig 
tun,  Tud  salt  dez  endes  warten.^  VgL  auch  II.  89.  Goslar.  8t at.  (Kraut  $.  159 
Kr.  26  f.).  A.  Culm.  Recht  4.  91.  „stirbet  eyner  und  lisset  steende  eygen  bjnnen 
wjchbüde  und  andirs  keyn  gut,  wer  sich  des  erbis  undirwyndet  alse  eyn  erbname, 
der  mus  des  toden  redliche  schult  gelden  und  betzalen.**  Tgl.  Brünner  Schöffenb. 
art  862.    Prager  Rechtsb.  art  5.  6.  u.  a. 

^^  Ssp.  L  12.    Yerm.  Ssp.  I.  42.  1.  u.  a.    Vgl.  |.  178. 

"  Ssp.  III.  29.  §.  2.  Schwsp.  c  26.  W.  Sftohs.  Weichb.  art.  26.  §.  3. 
Dan.  Ruprechts  Rechtsb.  L  28.    Bünner  R.  art.  848. 
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(§.  173.)  lag  and  später  auch  in  der  Form  des  Erbvertrags  abkam; 
b)  durch  Ermordung  des  Erblassers  ;i>  c)  durch  eigenmächtige  Ergrei- 
fiong  des  Gutes  bei  Lebzeiten  des  Erblassers.^^  d)  Nach  manchen  Rechten 
durch  Yerheirafthung  der  Tochter  gegen  der  Eltern  Willen  oder  mit 
!Nichtbürgeni.i^  e)  Nach  manchen  Stadtrechten  durch  den  Nichtbesitz 
der  Bürgerrechts,  so  dass  entweder  ein  fremder  Erbe  Bürger  werden 
oder  das  Erbe  an  einen  Bürger  abtretoi  musste.^^ 

Hierzu  nahm  man  bereits  früh  die  Enterbungsgründe  des  romischen 
Bechts  mit  mancherlei  Modifikationen  auf.  Jene  älteren  Ursachen,  aus 
denen  das  Erbrecht  fortfiel  oder  das  Erbe  wieder  entzogen  werden 
konnte,  fielen  mehr  und  mehr  fort  oder  haben  sich  nur  in  Nachwirkungen 
(Becht  ^er  Enterbung  vom  ganzen  Pflichttheile  oder  einer  Quote  des- 
selben, Abschoss  u.  dgl.)  bis  auf  die  neuesten  Zeiten  erhalten. 


§.  183. 
Y*  Recht  auf  erbloses  Gut 

L  Erscheint  kein  Erbe,   so  nimmt  der  Richter  in  seine  Obhut  den 
ganzen  Nachlass.    Yon  ihm  ist  alles  zu  entrichten,  was  auch  der  Erbe 


1'  Ssp.  m.  84.  §.  S.  ^Dotet  ok  en  man  ainen  rader  oder  Binen  bruder  oder 
fiinen  maoh  oder  jemaniie,  des  egenes  oder  lenes  he  wardende  is,  al  sine  war  dünge 
heret  he  rerloren;  he  ne  dn*t  in  notwernnge  sins  liyes,  nnde  die  not  nppe  den 
doden  beredet  werde,  oder  he  ne  dn't  nnwetene  so  dat  it  geschi  ane  sine^  dank.*^ 
Andere  Stellen  bei  Siegel  S«  1S9. 

1*  Ssp.  IIL  84.  §.  1.  ,,SYie  deme  anderen  gnt  geweldiohliken  nimt  bit  an  jenes 
dot,  alle  recht  hevet  he  an  deme  gnde  verloren,  dat  ime  an  deme  gude  irsterren 
mochte  nach  jenes  dode.'<    Oesterr«  Landr.  74. 

1«  Siegel  S.  180.  und  Stadtr.  v.  Wien  y.  1221  §.  48.  „Statnimus  etiam,  qnod 
qnionnqne  ciTinAi  moriatnr  si  nxorem  habeat  Tel  liberos ,  judex  se  non  intromittat 
de  bonis  vel  de  domo  ipsius,  sed  sint  in  potestate  uzoris  et  liberorum.  In  arbitrio 
quoque  sii  Tidne,  non  nubere  Tel  nubere  oaiounque  velit,  quod  nemo  in  aliquid 
habeat  facere,  duramodo  nubat  oiri  et  non  militL  Si  vero  militem  duxerit,  persona 
sua  et  res  in  gratia  et  TOluntate  nostra  persistat  Id  ipsum  etiam  statnlmns  de  filia 
Tel  nepte  ouiuslibet  ciTium,  quod  est  de  Tidua.**  Wiener  y.  1244.  Haimbnrg 
(Meiller  S.  136.  144). 

>■  Stadtr.  Ton  Enns  t.  1216  (Gaupp.  11.  220)  §.  15.  16.  „Si  Tero  is  qoi 
moritur  non  habet  uxorem  Tel  liberos,  in  ordinatione  ipsius  consistant  bona  sua.  — 
Quod  si  deoesserit  absque  testamento  et  ordinatione  rerum  suarum,  bona  sua  sint 
proximi  heredis  sui,  si  idem  heres  looatns  sit  infra  terminos  dncis.  Si  vero  heres 
Sit  extraneus,  bonorum  snorum  pars  dimidia  oedat  in  usum  duois,  reliqua  sit  here- 
dis.**  Wien  T.  1221.  §§.  44.  45.  stimmt  genau  bis  auf  die  Folge*    »  •  .  si  yero  heres 
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entrioliten  nrasa,  so  dast  man  gegen  den  Biohter  dieserhalb  die  SachB, 
Sckold  etc.  mit  Eli^  fordern  mag.i  Der  Bichter  hfilt  Jahr  und  Tag 
die  fahrende  Habe,  dreissig  Jahre  die  liegende  (§•  148.)  nnverthan  in 
seiner  Hand.  Innerhalb  dieser  Fristen  erUUt  der  sich  ausweisende  Erbe, 
die  Sache.* 

n.  Länft  die  Frist  firnchtlos  ab,  so  wird  das  erbenlose  Qtnt  elib- 
gezogen  entweder  a)  Tom  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit^  (Kovig^ 
Graf  u.  s.  w.)  ganz  in  seinen  Nutzen,  oder  b)  dasselbe  wird  geiheilt. 
Dies  geschieht  bald  so,  dass  man  drei  Quoten  macht:  eine  ffir  die 
Seele  (pro  remedio  animae  d.  lu  ad  piam  oansam.  Arme  n.  s.  w«), 
eine  für  den  Herrn  der  Stadt,  eine  für  die  Stadtbe« 
festigung/  —  ad  piam  oansam,  ffir  kirohliohe  nnd  stSdti* 


Bit  extraneuB,   niohil   oedat  ei  nifli  se  stabiliter  transferat   in  nosfcras 
oiritateB  Tel  Boper  alia  bona  nostra  in  AuBtria,  sed  omnia  nobis  oedani.*^ 

^  BiohtBt.  Ldr.  o.  87«  {.  8.  «So  Trage,  sa  d«me  dat  erfeig ens  recht 
jegen  de  erren  unde  jegen  den  riobter  si,  dat  me  sie  binnen  drattiob  jaren  nieht 
Torswigen  moge.^    Baobsp.  L  28.  IL  60  Sobwtp.  a  878.  867.  IL  L. 

*  Siegel  S.  204.  folgert  ans  Ssp.  L  28.  C,8int  kereH  de  riobter  in  sinen 
nnt'*)  dasB  der  Erbe  anob  die  inzwiscben  erwaobsenen  Kntznngen  bekomme* 
Mir  Bcbeint  dies  niobt,  weil  es  dem  Prinzip  des  dentsoben  Becbts  (§.  147.)  niebt 
eotspricbt;  ans  der  Stelle  UUst  sieb  niobt  folgern,  da  das  it^ioh  oAmbar  auf  das 
gnt  beziebt  nnd  der  Kaobdmck  auf  sinen  liegt». 

•  Bsp.  L  28.  m.  80.  {.  l.  --  YgL  HL  56.  t-  8«    Yer.m.  aap.  L  80.  pr« 
Sftobs.  Weich  b,  art  LVIIL  D.    „Ab  ejn  erbe,  stirbet,  do.  sich  nymant  ra 
ziet  jn  jare  nnde  yn  tage,  das  gOTellet  an  dj  koning.liobe  gewalt*'     Magdeb. 
j^btsmittb.  an  Breslau  r.  1261  f.  41.    (Qa^pp  8L  888.)  and  GSrlitz  r.  1304* 
(das  B.  893.)  f.  67.  fast  wörtlich  gleiohlantead.    KL   Keyserr.  H   9(k  setzt  nur 
den  keyser.  —  Bsp.  IIL  66.  §.  8.  „Bin  (des  vrone  bode).  recht  is  ok  die  tegede 
man  den  man  rerdelea  sal,  dat  he  ine  to  losene  da.    Uade  srar  en  gnt  errelos 
irstirft  yon  manne,  oder  Ton.  witcv  dat  ertstadelege  kom  ia  sin,  nade  des  nuuuMs. 
dagelike  kleidere.'*    An  den  Biohter  (König»  Laadesberm)  anob  naofa.Scbwap«  €U; 
29.  (König)  80  (Stadtberr)  u.  a»    Enns  nnd  Wien  (rgk'  di*  nat«  15.  dea  tsi^ 
^^T^g'  §•)•    Knns  J.   17.  (des  dort  yerstorbenen  Fremden).    Lnnabrac^er  "EU  t«: 
1289  §.  20.    (Si  sin»  baeredibns  deoesserit,  omnia  baaa.  aaa  pvaeter  testameatosk« 
animao  suae  in  nostrem  transibunt  potestatem.).    Stadtr«  Toa  Hagen  a«  (war  üüs&ebar« 
Stadt,  also  König)  t.  1164  f.  8. 

«  Freibarg.  B.  t.  1120.  §^  4.  Bodel  ^,  24.  Yec£  t-  ^m  Freibarg.  L  üeohtL 
T.  1249  §.  26.  (die  erste  pro  deo).  Bnrg.dorfer  Handfeste  r.  1816  §»  6]«. 
Br finner  Btadtr.  ari  82.  aber  nnr  ffir  das  Yennögen  des  erbenlos  Terstorbeaav 
Fremden,  es  ist  sehr  prftcis;  Iglaaer  B.  art  8.;  (Tomasobek  B.  204)  mit.  des 
Modifikation,  dass  es  Va  pro  anima».  Va>ad  rias  et  pontes,  Va^ad  negipcia  catw 
tatis  Torwendet 
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sehe  Zwecke,  den  Richter,^  —  bald  auch  nur  zwei,*  oder  es 
wird  c)  bald  endlich  das  ganze  Gut  zu  einem  milden  Zwecke  ver- 
wendet^ 

Im  Laufe  der  Zeit  trat  aber  in  den  St&dten  die  Richtung  ein,  das 
Gut  ganz  für  st&dtische  Zwecke  zu  verwenden,^  während  in  den  spa- 
teren Landesgesetzen  die  verschiedenen  Zwecke  noch  vielfach  neben- 
einander massgebend  blieben,  bis  die  Neuzeit  meist  den  Fiscus  erwer- 
ben Iftsst 


»  Bern  er  Hsadf.  t.   1218.  §,  51.    Bxaunachw.  Btat  IL  89.  (Vi  der  Kirche, 
Va  den  Armen,  ^a  dem  Yogt)« 

*  Wiener  B«  t.  1221  §.  46.  fflr  Fremde,  die  dort  Terstorben.za  */a  der  Stedt, 
Va  pro  anima.    Dass.  t.  1278  n.  1840;  ebenso  Wiener-S'eastadi  o-.  81. 

'  Enna  T«  1212  mit  dem  erbenlosen  Oute  efaies  Yerbannten. 

*  Lübeck  B.  II.  2.  14.    Anfangs  gehörte  es  dem  König  (Ha oh  8.  172.),  daAn 
znr  Hftlfte  diesem  and  zur  Hftifie  der  Stadt  (das  Ood.  I.  19. 11.  26.). 


L  Anhang. 

Die  Territorialbildimg.    Die  Herzogthfimer. 

I.  ScllwabeD.  Aaf  die  Sendboten  folgten  Kammerhcien^  so  unter 
Ludwig  d.  E.  die  Bruder  Erohanger  und  Berohtold,  neben  denen 
B.  Salomo  von  Constanz.  Burehard,  aus  dem  GecTchlecbte  des 
Grafen  y.  Thurgau,  Markgraf  gegen  Italien,  nannte  sich  „Fürst  der 
Alamannen,^  911  erschlagen  auf  einem  Landtage.  Erchanger  wird 
915  nach  einem  Siege  über  E«  Eonrads  Leute  anerkannt ,  aber  917  mit 
Berchtold  enthauptet.  Jetzt  erhebt  sich  Burohard,  der  vertriebene 
Sohn  des  ersten  Burchard;  Heinrich  L  gibt  ihm  919  die  herzogliche 
Gewalt;  f  926«  Das  Herzogthum  wird  gegeben  dem  Grafen  Hermann 
aus  dem  Hause  der  Eonradiner,  Gemahl  von  B.  \7ittwe  Beginlinde. 
Dessen  Bruder  Udo  imd  Vetter  Eonrad  Eurzpold  erhalten  939  die 
grossen  Eigengüter  Eberhards  von  Franken.  Hermann  f  948. 
Dez.  10.  Liudolfi  Sohn  Otto's  L,  Gemahl  von  Hermanns  Tochter 
Ida,  erhält  Erbe  und  Herzogthum,  entsetzt  wahrscheinlich  953  zu 
Frit^ar;  das  Herzogthum  gegeben  954  an  Burchard,  wahrscheinlich 
Sohn  des  926  verstorbenen  B.,  f  973.  Herzogthum  gegeben  Otto, 
Sohn  Liudolfs,  f  982;  es  wird  gegeben  H.  Eo  nr  ad,  Bruder  des  Grafen 
Udo,  Vetter  der  Ida,  f  997.  Es  folgt  H.  Hermann  H.  (E.  Sohn  oder 
I^effe;  Gemahl  der  Tochter  des  E.  Eonrads  von  Bqrgund  Gerberge) 
t  1003;  folgt  sein  Sohn  Hermann  HI.,  f  1012  ohne  Erben.  Hein- 
rich n.  giebt  es  Ernst  L,  Gemahl  der  Gisela,  ältester  Tochter  Her- 
manns n.,  f  1015.  Belehnt  wird  Ernst  H.  unter  Vormundschaft  der 
Mutter.  Diese  vermählt  sich  1016  mit  Eonrad  von  Franken  und  gebar 
1017  Heinrich. 

Ernst  wird  entsetzt  1027,  das  Herz,  vom  Eaiser  verwaltet,  1030 
definitiv  entsetzt,  belehnt  dessen  Bruder  Hermann,  für  den  als  minder- 
jährigen B.  Warmann  v.  Gonstanz  verweset.  Ernst  fallt  17.  Aug.  1030. 
Hermann  HI.,  f  1038;  es  wird  gegeben  EL  Heinrich  HL»  der  es 
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1045  dem  loihring.  P&lzgr.  Otto  gab  (deBsen  Sitz  in  Aachen).  Die- 
ser t  1047;  es  erhält  1048  Markgraf  Otto  y.  Schweinfart  (Babenber- 
ger).  Dieser  f  28.  Bept  10ö7  ohne  männliche  Erben,  es*  erhält  Ru- 
dolph T.  B  heinfei  den  (dem  zugleich  die  Yerwaltung  von  Burgund 
fibertragen  wird.) 

Diesem  wird  es  1077  genommen  und  zonächst  vom  Eonige  selbst 
behalten,  dann  1079  gegeben  Friedrich  I.  von  Staufen  (Gemahl 
Yon  E.  Heinrichs  IV.  Tochter  Agnes).  Rudolphs  Sohn  Berchtold 
wirft  sich  zum  Herzog  gleichfalls  auf  f  1090;  sein  Sohn  Berchtold 
ebenfalls«  1097  erhielt  dieser  Zürich  mit  Tmgegend  als  Reichslehen 
nebst  dem  Titel  Herzog.  So  herrscht  Friedrich  unbestritten.  Des  B. 
Neffe  Hermann  wird  Markgr.  y.  Verona,  nennt  sich  auch  schon  Markgr. 
von  Baden.  Friedrich  I.  f  1105.  Sein  Sohn  Friedrich  H.  f  1147. 
Auf  ihn  Friedrich  HL  der  Kaiser  F.  I.  Jetzt  bleibt  es  in  der  Familie 
der  Hohenstaufen  bis  zu  deren  Untergange. 

Schon  während  deren  Regierung,  vollends  nach  deren  Aussterben, 
erhielten  volle  Selbstständigkeit  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Oonstanz, 
und  andere  geistliche  Herren,  die  Markgr.  v.  Baden,  Pfalzgr.  v.  TQ« 
hingen,  Grafen  von  Wfirttemberg,  ZoUem,  Herrn  von  Furstenberg, 
Hohenlohe  u.  a.  w. 

II.  Baiem.  Unter  Ludwig  d.  E«  hat  alle  östlichen  Marken  und 
heisst  Markherzog  Luitpold  f  907.  Sein  Sohn  Arnulf  nannte  sich 
Herzog  von  Baiern,  f  14.  Juli  937.  Dessen  ältester  Sohn  Eberhard 
verweigert  die  Uulde,  wird  938  von  E«  Otto  besiegt  imd  des  Landes 
verwiesen,  das  Herzogthum  gegeben  an  Berchtold,  H.  Arnulfs  Bruder, 
welcher  bisher  Eämthen  unter  dem  Titel  eines  Herzogs  hatte;  des  verst. 
H.  Atnulüs  zweiter  Sohn  wurde  zum  Pfalzgrafen  in  Baiern  ge- 
macht (Rechte:  Eonigl.  Qericht^  Aufsicht  über  die  kon.  CKiter,  Lehen, 
Burgen,  Reichseinkünfte)  und  das  Besetzungsrecht  der  Bisthfimer  dem 
Eonige  vorbehalten.  H.  Arnulfs  Tochter  Judith  vermählt  mit  E.  Otto's 
Bruder  Heinrich.  Nach  dem  Tode  Eberhards  von  Franken  u.  Giselberts 
von  Lothringen  erhält  939  Berchtold  zur  Oberpfalz  (Gebiet  am  Regen 
und  Raab,  Bohmerwald)  die  Gaue  bis  zum  Main  und  Spessart,  und  hei- 
rathet  Giselberts  Tochter  Willetrud,  Nichte  E.  Ottos.  B.  f  945.  Dez.  23. 
Otto  gab  das  Herzogthum  seinem  Bruder  Heinrich.  Derselbe  erhält 
Friaul  im  J.  952  dazu  nach  Abtrennung  vom  Reiche  Berengars.  H.  f 
955.  1.  Nov.  Ihm  folgte  sein  4  Jahre  alter  Sohn  Heinrich  H.  unter 
Yormundschafl;  der  Mutter  (Judith).  Heinrich  wird  976  zu  Regensburg 
abgesetzt  und  das  Herzogthum  gegeben  dem  Herzog   Otto    von 
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Schwaben.  Vom  Henogiluiin  wird  aber  geirennt  die  Mark  Kirn then 
nnd  Mark  Verona  nnd  gegeben  Heinrich  dem  JSngeren  (Sohne 
Berchtolds  nnd  der  WilietmdX  ferner  die  Mark  anf  dem  Kordgan^ 
welche  erhält  Otsi  Berchtold«  Daneben  treten  die  Pfalzgrafen,  die 
spateren  Ariboneni  sowie  die  Burggrafen  von  Regenabnrg  mich- 
tiger  anf;  die  Bischöfe  Ton  Passan  nnd  Salzbn^  erhalten  grosse  Schen- 
kungen. So  schwindet  die  alte  Macht  des  Herzogthnms.  KSmthen  nnd 
Yerona  worden  978  Heinrich  abgraiommen  und  dem  frank.  Graf en  Otto 
im  Wormsfeld,  Sohn  Eonrads,  gegeben ;  nach  985  «hielt  de  Heinrich  d.  j. 
zurfic^.  Baiem  nach  H.  Otto's  Tode  (f  1.  Noy.  982)  kam  985  wieder 
an  H.  n.  G,den  Zinker^.  Als  Heinrich  d.  J.  989  starb,  erhielt  H.  IL 
auch  Eirnthen  wieder,  f  28.  Aug.  995.  Sein  Sohn  Heinrich  HL,  seit 
993  als  Mitherzog  genannt,  wird  von  den  Baiern  gewählt  und 
Yom  Eonige  belehnt,  Eärntheji  und  Yerona  jedoch  aufs  Neue  ge- 
trennt und  996  dem  frank.  Otto  (Sohn  H.  Eonrads  und  der  Inutgaide, 
Enkel  Otto^s  d.  G.)  gegeben.  Das  Herzogthnm  erledigt  1002,  wird  Yon 
E«  Heinrich  1004  gegeben  seinem  Schwager,  H.  Heinrich  lY.  (Bruder 
Eunigunde^s);  diesen  entsetzte  der  Eonig  1009,  behielt  das  HersogÜium 
in  eigener  Yerwaltung  bis  1017,  wo  er  es  Heinrich  zurückgab.  Nach 
dessen  Tode  1027  lieh  es  E.  Eonrad  H.  seinem  Sohne  Heinrich,  der 
als  Heinrich  YI.  es  behielt  bis  zu  seiner  Thronbesteigung  als  E.  Hein- 
rich HL  und  es  dann  1040  gab  Heinrich  YH.,  des  Qrafen  Friedrich 
von  Luxemburg  Sohne.  Dach  dessen  Tode  13.  Okt  1046  blieb  es  in 
der  Beichsverwaltung;  1049  damit  belehnt  Eonrad  I.,  Sohn  des  Orafen 
Rudolph  Yon  ZQtphen;  abgesetzt  1053  (f  1056).  Belehnt  wurde  1054 
des  E5nigs  Sjähriger  Sohn  Heinrich  YHL  unter  Yormundschaft  des 
B.  Gebhard  Ton  Eichstätt  Als  dieser  E5nig  geworden  (1056),  wurde 
beliehen  dessen  jüngerer  Bruder  Eonrad  H.,  der  im  selben  Jahre 
starb.  Bis  1061  in  der  BeichsTorwaltung  wurde  es  von  der  Eaiserin  Agnes 
gegeben  an  Otto  von  Nord  heim,  der  1070  als  MajestatsTorbrecher 
entsetzt  wird.  Nun  erhält  es  Weif  L  Sohn  des  Markg.  Azzo  y.  Este. 
Diesem  wird  es  1077  abgenommen  und  vom  Eonige  behalten.  Derselbe 
gelangt  wieder  dazu,  f  1101.  Auf  ihn  sein  Sohn  Weif  H.,  f  ^i^O,  auf 
diesen  sein  Bruder  Heinrich  IX.  der  Schwarze  (Gemahl  der  Wulfhilde, 
Tochter  des  H«  Magnus  7.  Sachsen  und  dadurch  Erbe  der  grossen  Bil- 
lung'schen  Güter)  f  1126.  Heinrich  X.  der  Stolze  1137  auch  belehnt 
mit  Sachsen,  entsetzt  1138,  das  Herz;  gegeben  an  Leopold  v.  Oesterr, 
20.  Mai  1139.  dieser  f  1142.  Auf  ihn  sein  Sohn  Heinrich  XI.  Jaso- 
mirg  Ott.  1156  wird  das  Herz.  Heinrichs  X.  Sohne  Heinrich  d. Löwen 
(Xn.)  zurückgegeben.   Dieser  entsetzt  1180.   Das  Herz,  getheilt,  Name 
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tnd  ein  Tkeil  an  Otto  Ton  Witteisbach,  in  dessen  Familie  es  blieb. 
(F.  H.  Bischof  Dissert.  Friderici.  L  Imd.  iudioiam  de  Henrico  Leone 
Bax.  et  Bay.  duce  considerans;  Argentor.  1716.  4.) 

Yom  Hersogthum  wurden  jetzt  selbstständi]^:  'Österreich, 
die  BischSfe  von  Passan,  Begensburg,  E.  B.  Salzburg,  Brixen,  Seckau, 
Lavant,  Ohiemsee;  die  Grafen  von  Andechs  im  Chebi^e,  Ton  Tyrol 
(Herzoge  von  Heran),  von  Schaumberg  u.  a. 

■ 

IIL  Kärnthen.    (Die  Vorgeschichte  unter  Baiern). 

Im  J.  996  erhält  er  als  selbststSndiges  Hersogtfamn  vom  E.  Otto  HI. 
Otto  Yon  Franken  (Sohn  H.  Eonrads  y.  Baiem  und  der  Liutgarde, 
Enkel  E.  Otto's  d.  G.)  f  1004,  auf  ihn  Eonrad  I.  f  1011.  Das  Herz, 
gegeben  Adalbero  (dem  Geschlechte  der  Gra&n  im  WAntheJßj  den 
nachmaligen  Eppenstein,  angehorig).  Diesem  1035  abgenommen  und  an 
Ghraf  Arnold  von  Lambach  gegeben.  Am  2.  Febr.  1036  zu  Augsburg 
nach  Entsetzung  Adalberos  belehnt  Eonrad  d.  Jüngere  (Sohn  H.  Eon- 
rads I.),  aber  das  Herzogthum  wurde  yerkleioert. 

Die  Mark  an  der  Mur  und  unteren  Donau  kam  an  Graf 
Arnold  y.  Lambach,  dessen  Sohn,  mit  dem  Sitze  Putten  an  der  Leitha, 
Gottfried  1142  auch  als  Markgraf  bezeichnet  wd.  1056  ifiel  die  Mark 
nach  beider  Tode  an  ihren  Verwandten  Ottokar  yon  Steier  (yon 
der  Burg  im  Traungau).    Seitdem  Steiermark«. 

Krain  schied  sich  ebenso  als  selbststandige  Mark»  1040  wird  ein 
Markg.  Eberhard  y.  Erain  genannt.  Auf  ihn  fo^e  Udalrioh  ans 
dem  thüringischen  Geschlechte  der  Grafen  yon  Weimar.  Dieser  ver- 
waltete zugleich  Istrien  und  Friaal,  die  wahrscheinlich  echon  Eberhard 
yom  Herzogthume  getrennt  yerwaltete* 

Eonrad  yon  Earnthen  f  12.  Juni  1039  .(Adalbero  f  28.  Key.  1039) 
ohne  Erben.  Der  Eaiser  behielt  es  bis  1047,  wo  er  es  yerlieh  an  den 
Grafen  Weif  -~  es  gehörte  yon  den  Marken  nur  noch  Verona  dazu. 
—  Nach  Welfs  unbeerbtem  Tode  1055  gegeben  an  Eonrad,  Bruder 
des  Pfalzgr.  Heinrich.  Dieser  hatte  faktisch  nur  den  Titel.  Nach  seinem 
Tode  1061  gegeben  an  Graf  Berthe Id  y.  Zähringen.  Diesen  entsetzt 
E.  Heinrich  IV.  1072,  setzt  ihn  wieder  ein  1073.  Im  J.  1077  nach 
dessen  Tode  an  Liutold  Grafen  yon  Eppenstein  (Sohn  Markward's, 
Enkel  Adalberos.  Markward  hatte  sich  nach  Bertholds  Aechtung  be- 
hauptet), nach  dessen  Tode  1090  an  tlessen  Bruder  Heinrich  H.,  bis- 
her Markgraf  in  Istrien,  f  1120  ohne  männl.  Erben.  Heinrich  in. 
(Enkel  Heinrichs  yon  einer  Tochter,  Gemahlin  des  Grafen  Engelbert  im 
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Lavantihale,  aus  dem  Gesohlechte  der  Ortenborge ;  die  HaosgQter  erhielt 
Harkg.  Leopold  v.  Steier),  auf  ihn  1130  sein  Bruder  En  g  elb  ert  Nach 
dessen  Eintritt  in  ein  Kloster  1135  dessen  Sohn  Ulrich,. auf  ihn  1143 
Heinrich  IV.  f  1161,  Hermann  (dessen  Bruder)  f  1181,  Ubrich  IL 
entsetzt  1201,  Bernard  (Bruder)  f  1256,  Ulrich  IH.  f  1269,  hatte 
Ottokar  von  Böhmen  zum  Erben  eingesetzt,  der  es  auch  gegen  Philipp 
(Bruder  Ulrichs,  erw.  Erzb.  y.  Salzb.  und  ernannter  Patriarch  von  Aqui- 
leja)  behauptete.  Nach  Ottokars  Fall  1278  erst  vom  E.  Rudolph  an 
seine  Sohne,  dann  1286  an  den  Grafen  Meinhard  von  Tyrol  ge- 
geben t  1295,  Ludwig  f  1305,  Otto  f  1306,  Heinrich  f  1335.  Es 
kam  durch  kaiserl.  Belehnung  an  Oesterreich. 

IV.  Steiermark. 

Die  Mark  blieb  in  der  Familie  Ottokars  (siehe num. IIL),  wurde 
1180  Herzogthum.  Ottokar Yin.  f  1192.  Es  folgt  kraft  eines  Erb- 
Vertrags  von  1186  Leopold  y.  Oesterreich,  belehnt  zu  Worms  1192, 
24,  Mai.  14  ach  dem  Aussterben  der  Babenberger  1246  in  der  Reiche- 
Verwaltung  bis  es  Ottokar  IL  von  Böhmen  besetzt  Nach  dessen  Be- 
eiegung  an  das  Haus  Habsburg. 

V.  Oesterreiclu. 

Die  karolingische  Mark  wurde  eigentlich  neu  geschaflPen,  indem  sie 
den  Ungarn  entrissen  ward,  durch  E.  Heinrich  I.  und  Otto  I.  Otto  II. 
gab  sie  vor  976  Leopold  dem  Erlauchten  aus  dem  Hause  des  Grafen 
Adalbert  Yon  Babenberg,  vorher  Graf  des  b'airischen  Donaugaues.  Kaiser 
Heinrich  III.  erweiterte  die  Mark  bedeutend  aus  den  von  den  Ungarn 
abgetretenen  Landestheilen.  Zuerst  aber  tritt  zur  alten  Mark  eine  neue 
bis  zur  March  und  Leitha,  die  neben  der  alten  selbstständig  war;  sie 
erhielt  1043  der  Babenberger  Luitpold.  Luitpold  starb  in  kürzester 
Zeit.  1045  kommt  em  Markgraf  Siegfried  vor.  Markgraf  Adalbert 
„victoriosus^  besass  die  alte  und  neue  Mark,  welche  von  da  ab  bis  zur 
Leitha  ungetheilt  blieb.  Der  Sitz  des  Markgrafen  wurde  von  Melk 
nach  Tuln  verlegt.  In  die  Gegenden  östlich  vom  Wiener  Walde  zogen 
deutsche  Oolonisten  aus  Baiem,  Flandern  u.  s.  w.  Sie  blieb  bei  den 
Babenbergem.  (lieber  diese  Yerhältnisse,  die  wahrscheinliche  Schen- 
kungsurkunde vom  4.  Oci  10ö8,  welche  zur  Fälschung  des  s.  g.  Privi- 
legium Heinricianum  benutzt  wurde  s.  Mor.  Thausingin  den  Foi^ 
schungen  IV.  S.  335  E). 
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K.  Konrad  III,  forderte,  weil  kein  Fürst  zwei  Herzogthümer  be- 
sitzen dürfe,  was  übrigens  kein  Gesetz,  keine  Reichsgewohnheit  vorschrieb, 
Herz.  Heinrich  (d.  Stolze)  solle  Sachsen  abtreten,  und  belegte,  als  er 
dieses  verweigerte,  nach  dem  Urtheile  der  Fürsten  ihn  mit  der  Reichs- 
acht, gab  im  J,  1139  Baiern  seinem  Stiefbruder  Leopold  IV.  von 
Oesterreich  (Leopold  HI.  v.  Ö.  war  vermählt  mit  Agnes,  Schwester 
Heinrichs  V.,  Wittwe  des  Vaters  K.  Konrads,  des  hohenstaufischen  H. 
Friedrich).  Auf  Leopold  f  1141  folgte  in  Oesterreich  und  ßaiern  dessen 
alterer  Bruder  Heinrich  Jasomirgott,  der  sich  mit  Heinrichs 
d.  St.  Wittwe  Gertrud  vermählte.  Kaiser  Friedrich  I.  gab  dem  Sohne 
Heinrichs  d.  St.,  Heinrich  d.  L.  Baiern  im  J.  1154  zurück.  Aber  erst 
1156  verzichtete  Heinrich  Jasomirgott,  erhielt  als  Ersatz  und  haupt- 
sachlich wohl  um  des  Kaisers  Pläne  zu  realisiren,  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Regensburg  1156  das  Privilegium  minus  (§.  58.  nota  19.). 
So  war  Oesterreich  als  selbstständiges  Herzogthum 
anerkannt  und  es  wurde  gleichzeitig  durch  einige  Grafschaften  des 
bairischen  Herzogthums  erweitert  (über  diesen  Punkt  Berchtold 
Landeshoheit  Oesterr.  8.  11.  Anm.  15.).  Im  Hause  der  Babenberger 
blieb  das  Herzogthum,  abgesehen  von  kurzen  Unterbrechungen  (Kaiser 
Friedrich  II.  ächtete  1236  den  H.  Friedrich  und  hatte  das  Land  ein 
Jahr  in  eigener  Verwaltung)  bis  zu  deren  Aussterben  1246,  worauf 
es  nach  dem  Falle  Ottokars  v.  Böhmen  an  das  habsburgische 
Haus  kam. 

VI.  Sachsen. 

Unter  Karl  d.  G.  hatte  sich  Ekbert  hervorgethan  durch  Anschlies- 
sen  an  Karl.  Ekbert  besass  grosse  Stammgüter  in  Westfalen  und  Engern 
von  der  Ruhr  und  Lippe  bis  zur  Weser,  war  vermahlt  mit  einer  Ver- 
wandten Karls,  Id&.  Sein  Bruder  war  erster  Abt  von  Korvey,  das  Idas 
Brüder  gestiftet.  Dessen  Schirmvogtei  erhielt  Ekberts  Geschlecht,  Karl 
übergab  ihm  auch  die  Nordgrafschaft.  Sein  Sohn  Liudolf  hatte  Be- 
sitzungen bis  zur  Elbe  und  dem  Harze,  auch  in  Hessen,  war  Schwieger- 
vater Ludwigs,  d.  Sohnes  Ludwigs  d.  Deutschen.  Auf  ihn  folgten  seine 
Söhne  Bruno  f  880,  Otto  der  Erlauchte.  An  letzteren  kam  nach 
Burchards  Tode  908  die  Obergewalt  in  Thüringen  (durch  seine  Gemahlin 
Hedwig,  Enkelin  K.  Ludwigs  d.  Frommen);  er  ist  in  der  That  Herzog 
der  Sachsen  und  Thüringer.  Otto  f  30.  Nov.  912.  Sein  Sohn 
Heinrich  wird  anerkannt  oder  gewählt  von  den  Sachsen.  Er  behielt 
als  König  sein  Herzogthum,  ebenso  anfänglich  sein  Sohn  Otto  (geb. 
22.  Nov.  912   aus  der  Ehe  Heinrichs   mit  Mathilde,   Nachkömmlingin 

y.  Schalte,  Beicbs.  n.  Bechtsgesoh.   4.  Aufl.  37 


578  L  Anhang. 

Widukinds).  Im  J.  956  gab  Otto  das  Land  zwischen  Weser  nnd  Elbe 
(Westfalen  blieb  unter  der  E[rone)  als  Herzogthum  an  Hermann  Bil- 
lung,  auf  den  (f  27.  März  973)  sein  Sohn  Bernhard!,  f  100^ 
Bernh.n.  1 1010»  Otto  f  1061,  Magnus  1073—1106.  Mit  ihm  starb 
das  Geschlecht  der  BuUinger  aus.  E.  Heinrich  Y.  belehnte  mit  dem 
Herzogthum  1106  Lothar  von  Supplinburg,  Gemahl  der  l^chenza 
Yon  Nordheim  und  Erbin  Braunschweigs.  Kurz  vor  seinem  Tode  gab 
Lothar  das  Herzogthum  dem  Gemahl  seiner  Tochter  Gertrud,  Welf^ 
Herzog  von  Baiem,  Diesem  wurde  es  1138  von  E«  Eonrad  HI.  abge- 
nommen und  Albrecht  dem  Bär  gegeben,  der  es  aber  gegen  Heinrich, 
welcher  1139  starb,  nicht  zu  erwerben  yermochte.  Im  J.  1142  erhielt 
im  8.  g.  Frankfurter  Vergleiche  (v.  Baum  er  Gesch«  d.  Hohenstaufen, 
3.  Aufl.  L  S.  239  fP.)  Heinrich  d.  Löwe  Sachsen  zurück,  musste  aber 
Brandenburgs  Selbstständigkeit  anerkennen  und  auf  Baiem  yerzichten. 
Er  focht  den  Vergleich  wegen  Unmündigkeit  an.  Als  dann  Heinrich 
wegen  des  Nichterscheinens  und  der  unterbliebenen  Rechtfertigung  über 
den  Treubruch  auf  den  Reichstagen  zu  Goslar  1179,  Würzburg  und  Geln- 
hausen 1180  entsetzt  war,  gab  Friedrich  das  Herzogthum  im  westlichen 
Theile  (Westfalen)  dem  Erzbischofe  von  Eoln  (Urkunde  bei 
Seibertz  Urkundenbuch  L  S.  112  Nr.  81.,  der  frühere  Drucke  angibt. 
Pertz  Mon.  Leg.  11.  pag.  163),  im  ostlichen  dem  Sohne  Albrechts, 
Grafen  Bernhard  Ton  Anhalt,  Letzterer  nannte  sich  auch  seitdem 
Herzog  Ton  Sachsen,  ersterer  dux  Westphaliae. 

Durch  diesen  Vorgang  wurden  selbstständig,  obwohl  nicht  durchaus 
sofort:  die  Erz-  und  Bisthümer  Bremen,  Magdeburg,  Paderborn,  Münster, 
Osnabrück,  Hildesheim,  Halberstadt,  Schwerin,  Verden,  Lübeck,  die 
Grafen  yon  Arnsberg,  Altena  (zur  Mark)»  Tecklenburg,  Oldenburg,  Hol- 
stein, Schwerin  u.  a. 

Aus  den  weifischen  (billungischen)  Erbgütern,  die  Heinrich  d.  L« 
behielt,  errichtete  E.  Friedrich  H.  für  jenes  Enkel  Otto  ein  eigenes 
Herzogthum  Braunschweig-Lüneburg,  das  als  Reichslehen  auch  im 
Weiberstamme  vererblich  war  (die  Urk.  bei  Pertz  Mon.  Leg.  H.  p.  318). 

Vn«  Die  nördlichen  nnd  nordöstlichen  Marken. 

811  war  die  Eider  durch  Vertrag  als  Grenze  zwischen  dem  Reiche 
und  Dänemark  anerkannt.  Ludwig  d.  F.  errichtete  834  das  Bisthum 
Hamburg,  das  858  mit  dem  zur  Metropole  erhobenen  Bremen  vereinigt 
wurde  (dies  wurde  Ton  Eoln  gelost).  Otto  d.  G«  errichtete  952  zu  Alden- 
burg  in  Wagrien  ein  Bistbum  (yon  der  Trave  bis  zur  Peene.    1052  drei 
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B.:  Aldenburg  auf  Lübeck  fibertragen,  Mecklenburg  (Schwerin),  Ratze- 
bürg  unter  Bremen  (Adam  y.  Bremen  HE.  34.  Helmold  I.  22.). 

Die  Mark  zu  Schleswig  1026  abgetreten  Ton  Eonrad  U.  an  Däne- 
mark. H.  Eanut  von  Schwerin  erwarb  1126  das  wendische  Reich  in 
den  neugestifteten  Bisthümem;  nach  dessen  Tode  1131  kam  es  an  ver- 
schiedene Forsten.  Heinrich  der  Lowe  unterwarf  seit  1156  Wagrien  und 
Polabien,  gründete  1161  die  Grafschaft  Schwerin,  das  Gebiet  ein- 
heimischen slavischen  Fürsten  lassend  unter  seiner  Oberhoheit.  Zugleich 
machte  er  einen  Theil  von  Pommern  und  Rügen  lehnspflichtig.  1196 
fallt  das  meiste  an  Dänemark  (E.  Eanut  ;,ESnig  der  Slaven  und  Wen- 
den^). 1227  gab  E.  Waldemar  11.  besiegt  bei  BomhSyede  alle  deutschen 
Länder  zurück. 

Die  Yon  Earl  d.  G.  theils  unterworfenen,  theils  tributpflichtig  ge- 
machten slayischen  Yolkerschaften  rissen  sich  am  Ende  des  9.  Jahrh. 
los,  zerstörten  895  Hamburg.  Yon  Heinrich  L  und  Otto  I.  wurden  sie 
aufs  Neue  unterworfen,  die  Marken  erneuert  und  erweitert.  927  er- 
oberte Heinrich  L  die  Brannaburg  oder  Braniburg,  besiegte  die  Ucker* 
märker.  Die  Marken  vereinigt,  verwaltet  durch  Grafen  unter  dem  Her- 
zoge. Otto  L  setzte  über  alle  Marken  den  Markgrafen  Gero.  Nach 
dessen  Tode  treten  auf 

a)  Nordmark  oder  Altmark,  das  Land  der  Liutizen  und  Heveller 
umfassend  von  der  Havel  bis  zur  ToUense  und  unteren  Oder. 

b)  Sächsische  Mark  an  der  unteren  Saale  und  Mulde  bis  zur 
Elbe.  Davon  abhängig  die  Niederlausitz  und  jenseits  der  Oder 
Polen  bis  zur  Warthe.    Ostmark  oder  Lausitz. 

c)  Thüringische  Mark  an  der  oberen  Saale  bis  zur  Elbe,  später 
daraus  die  M.  Meissen  und  Oberlausitz. 

Die  Verbindung  wird  gelöst,  so  dass  drei  getrennte  Marken:  Nordm., 
Ostm.  (Lausitz),  Meissen. 

Eirchliche  Bildungen.  Yon  E.  OttoL  gegründet  Magdeburg  968 
als  Metropole  für  alle  Länder  östlich  der  Elbe  mit  den  Bisthümern: 
Havel berg  946  vom  Ursprung  der  Peene  bis  zum  Einflüsse  ins  Meer 
und  vom  Ursprung  der  Elbe  bis  zum  Einfluss  in  die  Elbe,  also  längs 
Elbe  und  Havel;  —  Brandenburg  949  unterhalb  auf  dem  rechten 
Eibufer  bis  zur  Oder;  —  Meissen  auf  beiden  oberen  Elbufem,  auf 
dem  linken  bis  zur  Mulde;  —  Zeitz  (seit  1029Naumburg),  —  Merse- 
burg. 

Die  Nordmark  seit  1142  an  Albreht  d.  Bär  aus  dem  Hause 
Aschersleben  (Ascaria,  Ascania).  Er  verband  seine  Besitzungen  auf  dem 
linken  und  rechten  Saaleufer  und  auf  dem  rechten  Elbeufer  mit  Branden- 
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bürg  und  der  Nordmark.  1251  ausgedehnt  über  die  Uckermark,  von 
1220 — 1267  über  die  Neumark  (marca  trans  Oderam).  — 

Preussen.  H.  Eonrad  y.  Masovien,  B.  Chri^an  y.  Prrassen  und 
der  Bisch,  y.  Plozk  riefen  1228  den  deutschen  Bitterorden,  der 
von  1230 — 1283  das  Land  zwischen  Weichsel  und  Memel  unterwarf  und 
staatlich  gestaltete. 

LioYland  und  Esthland.  Seit  1158  durch  bremische  Kaufleute 
fand  das  Ohristenthum  Eingang.  B«  Albrecht  y.  Lievland  stiftet  1204 
den  Orden  der  Ritterschaft  Christi  (Schwerdtbruder);  1238 
mit  dem  deutschen  vereinigt.  Die  Dänen  setzen  sich  auch  dort  fest. 
Kurland  und  Semgallen  christianisirt,  werden  theils  dänisch,  theils 
bleiben  sie  Ordensland  unter  einem  eigenen  Heermeister,  der  unter  dem 
Hochmeister  stand. 

Alle  diese  ostlichen  Länder  werden  durch  zahlreiche  deutsche  Colo- 
nisten  aus  den  Niederlanden,  Westfalen,  Sachsen  u.  s.  w.  bevölkert;  durch 
sie  wird  deutsches  Recht  herrschend  und  die  allmälige  Germanisirung 
eingeleitet. 


Vlil.  Franken. 

Graf  Heinrich  you  Babenberg,  der  886  vor  Paris  fiel,  hinter* 
Hess  seinem  Sohne  Adalbert  ausser  grossen  Gütern  die  Markgrafschaft 
gegen  Böhmen  und  mehrere  Grafschaften,  Heinrich  und  Adalhart 
reiche  Güter.  Deren  Oheim  Poppe  Markgr.  in  Thüringen.  Gegen  dies 
Geschlecht  erhob  K.  Arnulf  die  Konradiner:  Konrad  Graf  im 
Ilessengau  und  OberlahngacU,  Geb  h  ard  Pfalzgraf  und  Besitzer  von  Graf- 
schaften in  der  Wetterau  und  im  oberen  Rheingau,  Eberhard  Graf  im 
Niederlahngau  und  Obermaingau.  892  entsetzt  Arnulf  den  Poppo,  gibt 
Thüringen  an  Konrad  —  dieser  tritt  es  dem  .908  gegen  die  Magyaren 
gefallenen  Burchard  ab  —  und  das  B.  Würzburg  dessen  jüngstem  Bruder 
Rudolf.  902  Kampf  zwischen  beiden  Häusern:  Adalbert  wird  geächtet, 
nimmt  906  Hessen  ein,  wird  vor  seiner  Barg  Theres  unweit  Schweinflirt 
enthauptet.  Die  Konradiner,  obwohl  sich  unter  Ludwig  nur  Grafen 
nennend,  hatten  im  fränkischen  Hessen,  am  Rhein  und  Main  faktisch 
herzogliche  Rechte.  Auf  K.  K o n r a d  folgte  sein  Bruder  Eberhard 
t  939.  Das  Herzogthum  fiel  fort,  der  König  hatte  es  fortan  selbst.  Auch 
später  bildete  sich  dort  keines.  Eine  Reihe  Yon  geistlichen:  Würzburg 
Bamberg,  Speyer,  Worms  u.  a.  und  weltlichen  Herren:  Pfalz,  Burggrafen 
Yon  Nürnberg  aus  dem  Hause  Zollern,  u.  a.  wurden  selbstständig. 
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IX.  Lothringen. 

K,  Arnulf  gab  es  seinem  unehelichen  Sohne  Zwenti hold.  Dieser 
erwählt  Reginar  zum  Statthalter,  entsetzt  ihn.  R.  behauptet  sich  in 
Durfos  (Doyeren),  Z.  fällt.  R.,  Graf  Gerhard  und  Matfred  unterwerfen 
sich  Ludwig  d.  K.  Die  Konradiner  werden  mächtig,  scheitern  aber  an 
R.'s  Widerstände,  der  es  dem  Westfranken  Karl  überliefert.  Reginar 
ist  als  erster  eigentlicher  Herzog  anzusehen.  E.  Konrad  L  gewinnt 
Elsass,  nicht  den  Rest.  Auf  R.  dessen  Sohn  Giselbert,  empört  sich 
gegen  Karl,  anerkannt  7.  Nov.  921  im  Frieden  bei  Bonn.  923  ging  K. 
Heinrich  I.  nach  Lothringen,  925  anerkannt  liess  er  Giselbert  die  herzog- 
liche Gewalt  und  gab  ihm  seine  Tochter  Gerberge.  H.  Eberhard  v. 
Schwaben  wird  Pfalzgraf  in  L.  Giselbert  f  938.  Lothr.  unterworfen 
942.  K.  Otto  I.  gab  940  das  Herz,  seinem  Bruder  Heinrich,  dann 
Otto  (Richwins  Sohn)  f  944,  gegeben  Konrad  d.  Rothen  (seit  948  Ge- 
mahl von  Ottos  Tochter  Luitgarde),  entsetzt  953  zu  Fritzlar.  Bruno, 
Erzb.  von  Köln  und  Herzog,  behält  es  954  auf  dem  Reichstage  zu  Arn- 
stadt. Konrad  f  ^^^  auf  ^^m  Lechfelde.  Bruno  f  965  zu  Reims. 
Oberlothringen  unter  Friedrich.  Niederlothringen  an  Gotfried 
nach  dessen  Tode  (f  964)  bei  der  Kjone  bis  976,  wo  es  Karl,  Bruder 
K.  Lothars  von  Frankreich  erhielt.  Aachen  wurde  965  für  die  erste 
Hauptstadt  des  Reichs  erklärt.  Beide  Lothringen  vereinigt  1033  unter 
Gozelo.  t  1046.  U,-L.  an  Friedrich,  Bruder  des  Herz.  v.  Baiern; 
O.-L.  an  Gotfried,  1047  an  Adalbert  f  1049,  dessen  Sohn  Ger- 
hard. Die  Pfalzgrafschaft  geht  unter  1062.  —  Friedrich  f  1065.  U.-L. 
an  Gotfried.  f  1069.  Es  folgt  sein  Sohn  Gotfried  f  1076.  K.Hein- 
rich IV.  gibt  das  Herz,  seinem  Sohne  Konrad,  dem  die  Nachfolge  zu- 
gesagt war,  1089  aber  Gotfried  v.  Bouillon,  1101  an  Heinrich  v. 
Limburg.  Mehr  und  mehr  mit  dem  Reiche  in  losem  Verbände  als 
B  r  a  b  a  n  t. 

Nach  und  nach  werden  selbstständig: 

Holland,  dem  bis  1072  auch  die  friesischen  Gegenden  einverleibt 
waren,  Flandern,  Hennegau,  Namur,  obwohl  diese  Gebiete  zu 
Zeiten  den  Herzögen  unterstanden,  Lüttich.  In  mancherlei  Beziehung 
hatten  sich  auch  die  Bisthümer  Metz,  Toul,  Verdun  u.  a.  selbstständig 
erhalten. 

X.  Bnrgund* 

Graf  Boso,  Gemahl  der  Tochter  Kaiser  Ludwigs  IL,  König  von 
Burgund  durch  P.  Johann  VIII.,  f  877  zu  Vienne.    Der  Westen  der 
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Alpen  nnd  das  Jnragebiet  um  Bhooe  und  Saone  an  seinen  Solm  Lud- 
wig (anmfindig).    Es  entsteht 

ein  zweites  Bnrgnnd  zwischen  Jura,  Rhein  nnd  Aar  nnd  den  pen- 
ninischen  Alpen  unter  dem  Weifen  Rudolph.  —  Hochbnrgnnd. 

Richard,  Ludwigs  Oheim,  begründet  das  französische  Herzogtfanm 
Bnrgnnd«  Der  bürg.  Ludwig  wird  Kaiser  (901)  zu  Rom  und  Eonig  r. 
Italien,  905  Ton  Berengar  geblendet,  f  928. 

Oberburgund«  Rudolph  I.  f  \)iX.  Rudolph  IL  919  Ton Her- 
zog Burchard  Ton  Schwaben  bei  Winterthur  geschlagen,  nimmt  dessen 
Tochter  Bertha,  die  ihm  das  Land  zwischen  Aar  und  Reuss  zubringt. 

942  erhält  Hugo  Ton  Francien  (ü^effe  Odo's,  Sohn  E.  Roberts)  das 
französische  Burgund  und  huldigt  seinem  Schwager  Ludwig  t.  Frank- 
reich.   Constantin,  Sohn  Ludwigs,  Ton  Hugo  auf  Yienne  beschränkt. 

933  wird  Kiederburgnnd  an  Rudolph  yon  Hochburgund  cedirt. 
Burgundisches  oder  Arelatensisches  Reich.  Rudolph  f  937. 
Auf  ihn  Eonrad  (13  Jahre  alt).  Hugo  heirathet  Rudolphs  Wittwe 
Bertha  und  yerlobt  dessen  Tochter  Adelheid  seinem  Sohne  Lothar.  Die 
bürg.  Grossen  überliefern  Eonrad  an  den  Eaiser  Otto.  Eonrad  über- 
nimmt 943  die  Regierung.  Eaiser  Otto  zieht  946  nach  Francien;  950 
unterwirft  sich  Hugo.  — 

Im  Jahre  1006  wurde  vom  kinderlosen  E.  Rudolph  IIL  Ton  Burgund 
durch  Yertrag  Eaiser  Heinrich  U.  (Sohn  der  Schwester  Rudolphs)  die 
Nachfolge  zugesichert  und  deshalb  die  Stadt  Basel  abgetreten.  Die  Zu- 
sage erneuert  1027  an  E.  Eonrad.  Nach  Rudolphs  Tode  6.  Sept.  1082, 
der  die  Reichsinsignien  noch  an  den  Eaiser  übersandt  hatte,  ergriff  Graf 
Odo  von  Champagne  den  Besitz  Burg.  y.  Jura  u.  gr.  Bernhard  bis 
Yienne.  Eaiser  Eonrad  IL  dringt  ein,  gekrönt  2.  Febr.  1033  zu  Peter- 
lingen,  nimmt  das  Land  1033,  zwingt  Odo  zum  Frieden.  Heinrich  m. 
wurde  es  schon  1038  übertragen.  Seitdem  blieb  Burgund  beim  Reiche. 
Aber  nach  und  nach  wurden  die  einzelnen  Theile  selbstständig:  Sayoyen, 
Dauphinfie,  Provence,  Grafsch.  Burgund,  Porcalquier,  Orange  u.  s.  w. 
Die  auf  der  Westseite  des  Jura  gelegenen  kamen  mehr  und  mehr  in 
ein  Abhängigkeitsverhältniss  zu  Frankreich;  auf  der  Ostseite  gelangten 
ebenfalls  verschiedene  geistliche  und  weltliche  Herren  zur  Selbstsän- 
digkeit. 

XI.  Italien. 

Berengar  wird,  obwohl  Ludwig  von  Burgund  noch  lebte,  vom 
Papste  zum  Eaiser  gekrönt  (Dez.  915).  Rudolf  v.  Burgund  gegen 
ihn  gerufen,  wird  922  zum  Eonige  von  Italien  gekrönt,  schlägt  Berengar, 


Die  Territorialbildung.    Die  Herzogthümer.  583 

der  924  zu  Verona  meuchlings  ermordet  wurde.  Durch  Irmingard  yon 
lyrea  (Schwester  des  Grafen  Hugo,  von  seiner  Mutter  Enkel  E.  Lothars  11. 
in  Niederburgund)  wurde  Hugo  von  Arles  gerufen,  zum  Eonige  ge- 
wählt und  Yom  Papste  anerkannt.  Dieser,  seinem  Bruder  Boso  die 
Macht  lassend,  kam  926  und  wurde  zu  Pavia  gekrönt.  Seit  931  der 
Sohn  Lothar  Mitregent  und  als  Nachfolger  anerkannt.  933  wird  Rudolph 
T.  Burgund  gerufen,  der  ihm  jedoch  seine  Ansprüche  an  Italien  cedixt. 
Berengar  von  Ivrea  (Stiefsohn  der  Irmingard,  Enkel  von  der  Mutter  des 
E.  Berengar)  flieht  zu  Otto,  kehrt  945  zurück  und  erhält  faktisch  die 
Macht.  Lothar  947,  vermählt  mit  E.  Rudolphs  II.  von  Burgund  Tochter 
Adelheid,  f  950.  Berengar  und  sein  Sohn  Adalbert  gekrönt.  Eonig 
.Otto  L  vermählt  sich  951  mit  Adelheid,  gibt  952  Italien  an  Berengar 
und  Adalbert  gegen  den  Yasalleneid  zurück,  unterwirft  964  Italien  voll- 
ständig. —  Von  da  ab  bleibt,  da  die  Yersuche  der  Losreissung  nicht  zu 
rechnen  sind,  Italien  Beichsland.  Aber  eine  grosse  Zahl  von  geistlichen 
und  weltlichen  Herren  erlangen  nach  und  nach  Selbstständigkeit. 

XU.  Böhmen»  Mähren,  Schlesien. 

Nach  dem  Tode  Swatopluks  hatte  sich  Böhmen  unter  Spitihnev  L 
(Sohn  H.  Boriwois)  unter  dem  Schutz  E.  Arnulfs  begeben  895.  Das 
Yerhältniss  unbestimmt.  H.  Wenzel  (der  Heilige)  begibt  sich  und  sein 
Land  929  dem  E5nig  Heinrich  I.,  erhält  es  als  Lehen  zurück  mit  der 
Yerpfiichtung  eines  Jahrestributes  von  500  Mark  Silber  und  120  Stück 
Bindern.  Als  nach  Wenzels  Tode  die  Leistung  verweigert  wurde,  zog 
Hermann  Billung  gegen  B.,  schlug  es.  H.  B oleslau s  I.  stellt  946 
Geiseln  und  verpflichtet  sich  950  zur  Zahlung  des  alten  Tributs.  Ver- 
sprechen und  Hulde  erneuert  973  zu  Quedlinburg  Boleslaus  II. 
dem  Eaiser  Otto  I.,  977  gegenüber  E.  Otto  H.  In  Prag  wird  973  ein 
Bisthum  errichtet.  Der  erste  Bischof,  Ditmar,  wird  vom  E. 
Otto  L  investirt.  Als  Boleslaus  Chrobry  von  Polen  Böhmen  er- 
obert hatte,  wird  dieses  durch  E.  Heinrich  II.  im  J.  1005  befreit,  die 
Eroberungen  Boleslaws  in  Mähren  und  Schlesien  Polen  gelassen.  — 
H.  Udalrich  wurde  zu  Werben  der  Untreue  überführt,  des  Herzog- 
thums  entkleidet  utfd  zum  ExU  in  Deutschland  verurfheilt,  mit  dem 
Lande  belehnt  sein  Sohn  Bretislaw.  Dieser  aber  wurde,  als  er  sei- 
nen Vater  rächen  wollte,  vom  jungen  E.  Heinrich  III.  unterworfen,  ent- 
setzt, das  Land  nochmals  H.  Jaromir  gegeben.  Bretislaw  mit  Mähren 
belehnt  1029.  Aber  schon  1034  gestattet  E.  Eonrad  IL  dem  H.  Udal- 
rich die  Kückkehr  und  die  gemeinsame  Regierung  mit  Jaromir.  U. 
wurde  nochmals   von  E.  Heinrich  unterworfen,   f   9.  Nov.  1034,  jetzt 
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wurde  B.,  nach  der  Entsagung  Jaroniirs,  1035  zu  Pfingsten  in  Bamberg 
vom  Kaiser  belehnt  nach  Stellung  von  Geiseln.  1040  stellt  B,  aufs  Neue 
als  Geisel  seinen  Sohn  Spitihnev,  verspricht  die  Zahlung  des  rückstän- 
digen Tributs  und  die  Hulde  in  Person  am  Hofe  des  Königs.  1041 
-wird  Bretisla\Y  gedemüthigt,  erschien  im  Oktober  zu  Regensburg,  über- 
lieferte K.  Heinrich  III.  die  herzogliche  Fahne,  entsagte  den  polnischen 
Eroberungen  und  königl.  Ehren,  erhielt  aber  sein  Herzogthum  zurück, 
ebenso  wurde  Schlesien  ihm  gelassen  und  die  Hälfte  der  stipulirten 
Geldsumme  von  8000  Pfund  Silber  geschenkt.  1055  wurde  zu  Regensburg 
Spitihnev  H.  (Sohn  Bretislaws)  belehnt.  1086  erhielt  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Mainz  H.  Wratislaw  vom  K.  Heimlich  IV.  den  Königstitol 
V.  Böhmen  und  Polen  —  auch  wurde  unter  seinem  Bruder,  Bischof 
Gebhard  v.  Prag,  bisher  Heinrichs  Kanzler,  Olmütz  mit  Prag  vereinigt 
—  die  Mark  Meissen  zurück.  Wohl  fiel  jetzt  die  bisherige  Tributpflichtig- 
keit, Böhmen  hatte  in  Zukunft  als  einzige  Leistung  die  Stellung  von  300 
Rittern  zum  Römerzuge;  der  König  blieb  Vasall  des  deutschen,  im  Innern 
aber  fortan  ganz  selbstständig.  Friedrich  I.  erneuert  1158  die  Würde  für 
WladislawH.,  Philipp  v. Schwaben  1198  für  Przemysl  Ottokar  L 
P.  Innocenz  III.  erkennt  sie  an  mit  Bulle  v.  19.  April  1204.  (Im  §.  !• 
sagt  er,  Philipp  sei  selbst  nicht  gekrönt  worden,  da  aber  P.  0.  sich  nun 
zu  Otto  gewandt,  dieser  ihn  auch  anerkenne,  wolle  er  ihn  ,de  caetoro 
regem  reputare  et  habere^,  er  solle  nun  hingehen  ,ut  quam  citius  poteris,  ab 
eodem  rege  Ottone  de  facias  solemniter  coronari'.),  Friedrich  II.  bestätigt 
die  Würde  23.  Sept.  1212.  Seitdem  blieben  Böhmens  Herrscher  Könige, 
Schlesien,  bald  zu  Polen,  bald  zu  Böhmen  gehörig,  stellte  sich 
1173  unter  seinen  Fürsten  unter  das  Reich.  Zahlreiche  deutsche  Ein- 
wanderung; Befreiung  der  Einwanderer  vom  jus  polonicum,  deutsches 
Recht  denselben  belassen. 

Verhältniss  anderer  Länder  zum  Reiche. 

Polen 

bildete  nie  einen  Theil  des  Reichs,  war  aber  wiederholt  demselben  lehen- 
pflichtig. So  leistete  Mieczislaw  K.  Otto  L  den  Lehenseid,  zahlte  Tribut 
vom  Lande  bis  zur  Warthe  965.  Im  J.  1000  errichtet  K.  Otto  III.  in 
Polen  das  Erzbisthum  Gnesen  und  Bisthümer,  erlässt  wahrscheinlich 
den  Tribut.  H.  Boleslaw  erscheint  aber  zu  Magdeburg  (24,  März)  als  Vasall. 
Derselbe  erkennt  seine  Abhängigkeit  an  1005;  sein  Sohn  Mieczislaw 
leistet  1013  24.  April  zu  Magdeburg  den  Lehenseid.  7.  Juli  1032  wird  M. 
zu  Merseburg,  nach  Abtretung  der  westlichen  Theile  vom  K.  Konrad  11. 
belehnt.    Kasimir  erneuert   das  Vasallen  verhältniss  1041.    Im  J.  1046 
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erscheint  Easimir  auf  dem  Fürstentage  zu  Meissea  vor  K.  Heinrich  II., 
der  die  Streitigkeiten  zwischen  ihm,  den  Fürsten  v.  Böhmen  und  Pom- 
mern schlichten  lässt.    In  der  späteren  Zeit  hört  die  Verbindung  auf. 

Ungarn. 

Die  Magyaren  berühren  862  die  fränkischen  Grenzen,  892  Mähren, 
dringen  899  bis  in  die  Lombardei  ^  nehmen  901  Mähren  und  Baiern, 
6.  Juli  907  Niederlage  der  Baiern  unter  Liutpold,  dessen  Sohn  Arnulf 
zahlt  Tribut,  die  Deutschen  und  Slaven  der  Mark  grösstentheils  ver- 
nichtet. 908  dringön  sie  durch  Baiern  und  Franken  bis  nach  Thüringon, 
verwüsten  909  Schwaben,  werden  am  11.  Aug.  von  Arnulf  an  der  Rott 
geschlagen.  910  neuer  Einfall  und  Zahlung  eines  Tributs.  913  Einbruch 
in  Baiern,  die  Baiern  unter  Arnulf  mit  den  Schwaben  unter  Erchanger 
und  Berchtold  werden  unweit  Passau  geschlagen.  915  Einfall  in  Baiern, 
Franken,  Thüringen,  Sachsen  bis  Bremen.  924  neuer  Einfall  in  Sachsen, 
Friede  und  Tribut  auf  9  Jahre  für  Sachsen  und  Thüringen.  926  Baiern, 
Schwaben  und  Lothringen  aufs  Keue  überfallen.  Die  Magyaren  geschla- 
gen 933  erst  in  Sachsen,  dann  in  Thüringen  bei  Riade  (Rietheberg  a.  d. 
Unstrut?)  15.  März,  So  lange  Heinrich  lebte,  kein  Ungar  mehr  auf 
deutschem  Boden.  937  die  Ungarn  verjagt,  die  bis  zur  Loire  schweifen ; 
dieselben  938  aufs  Neue  in  Sachsen  geschlagen,  bleiben  seitdem  von 
Norddeutschland  fern.  944  werden  sie  von  Berchtold  bei  Wels  an  der 
Traun,  955,  10.  Aug.  total  im  Lechfeldb  von  K.  Otto  I.  geschlagen.  Von 
jetzt  ab  hören  ihre  Angriffe  auf.  Die  einzeln  mit  dem  Reiche  herge- 
stellte Verbindung  hatte  keine  dauernden  Erfolge. 


n.  Anliaiig. 

(Gearbeitet  nach  den  Matrikeln,  Subsioriptionen  der  Reichstage  mit  BeDutzung  der 
Werke  von  Lanoizolle,  Fioker,  yor  Allen  Bergbaus.) 

L  Alte  und  neue  weltliche  Fürstenthümer. 

a)  Vor  1190  bestanden  1)  Weif  2)  Schwaben  3)  Rotenburg 
4)  Pfalzburgund  5)  Heran  6)  Zähringen  7)  Namur  8)  Brabant  9)  Loth- 
ringen 10)  Böhmen  11)  Mähren  12)  Oesterreich  13)  Steier  14)  Kärnthen 
15)  Brandenburg  16)  Baiern  17)  Rheinpfalz  18)  Anhalt  19)  Sachsen 
20)  Meissen  21)  Lausitz  22)  Thüringen  23)  Pfalzsachsen.    Da  18  u.  19 
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in  einer  Hand  waren,  gab  es  22  Ffiraten.  Nun  wecliselte  die  Zahl,  so 
dasB  Ton  diesen  23  im  J.  1792  nur  noch  blieben:  8—14  in  einer  Hand: 
Oesterreich;  Brandenburg;  16  u.  17  in  einer  Hand:  Pfalz- 
baiern;  Anhalt  in  vier  Linien  gespalten;  18 — 23  unter  den  sechs 
sächsischen  Linien  getheilt:  somit  14  Stimmen  von  den  ältesten 
fQrstlichen  Häusern. 

b)  Bis  zur  Scheidung  nach  dem  J.  1582.  Zu  den  genannten 
traten  hinzu:  24)  1235  Braunschweig  1792  in  2  Linien  gespalten; 
25)  1292  Hessen,  1592  in  Linien;  26)  1310  Savoyen;  27)  seit  1320 
Pommern;  28)  1336  Jülich;  29)  1339  Geldern;  30)  1348  Mecklenburg; 
31)  seit  1362  Baden;  32)  seit  1385  Burggraf  von  Nürnberg;  33)  seit 
1450  Leuchtenberg  Landgraf;  34)  1471  Henneberg;  35)  1474  Holstein 
(Oldenburg);  36)  1495  Wirtemberg,  1556  Mömpelgard;  37)  1565  Arem- 
berg  (Ligne). 

c)  Altfürstliche  Häuser  von  1190  (mit  Bezeichnung  der 
ausgest.  und  noch  regierenden)«  Przemysliden  f  1306  —  Wettin  seit 
1031  Lausitz  (jetzt  sächsische  Häuser,  Belgien,  Portugal)  1089  Meissen, 
1237  Thüringen,  Pfalzsachsen,  1635  Lausitz  —  Lothringen  seit  1047 
(jetzt  Oesterreich,  Steier,  Eämthen,  Böhmen«  Mähren,  seit  1740  bez. 
1780)  —  Weifen  seit  1070  (jetzt  regierend  in  Braunschweig  seit  1235, 
England  seit  1714,  wo  nach  dem  Tode  der  Königin  Victoria  Wettin  ein- 
tritt) —  Staufer  f  1268  —  Zähringen  ä.  L.  f  1218  —  Löwen  f  1406 
seit  1292  Hessen  —  Ortenburg  f  1279  —  Salier  f  1247  —  Askanier 
seit  1134  regierend  seit  1212  in  Anhalt  —  Babenberger  f  1246  — 
Wittelsb ach  seit  1180  Baiern,  1214  Rheinpfalz  —  Steier  f  1^92  — 
Andechs  f  1248. 

d)  Neufürstliche  Häuser  seit  1190  (mit  Bezeichnung  der 
ausgestorbenen  und  der  noch  regierenden).  Hennegau  f  1279  —  Plasten 
in  Schlesien  f  1675  —  Habsburg  f  1740  bez.  1780  —  Görz  f  1335  — 
Luxemburg  f  1*08  (1443)  —  Savoien  —  Pommern  f  1637  —  De  la 
Tour  (1335  Vienne)  f  1637  —  Jülich  f  1511  —  Geldern  f  1371  — 
Mecklenburg  —  Bar  f  1*30  —  Paläologen  (1354  Montferrat)  f  1530 
—  Zähringen  j.  L.  Baden  —  Baux  (1376  Oranien)  f  1410  — 
Z oller n  —  Visconti  (1395  Maüand)  f  1*47  —  Burgund  f  1483  — 
Chalons  f  1530  —  Mark  (1417  Kleve,  1543  Jülich,  Berg)  f  1609  — 
Anjou  t  1473  —  Egmond  (1423  Geldern)  ^  ibS8  —  Gonzaga  (1432 
Mantua,  1532  Montferrat)  f  1708  —  Cilly  seit  1436,  f  145*  —  Leuch- 
tenberg t  1646  —  Sforza  (1450  Mailand)  f  1535  —  Este  (1452  Mo- 
dena)  f  1803  —  Podiebrad  (1418—1471  Böhmen,  1462  Münsterberg) 
t  1647   —   Henneberg  1471  f  1583  —   Oldenburg   1474  Holstein, 
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1814  S.  Lauenburg  (1448  Dänemark,  1796  Bussland)  —  Croy  (1486 
Chimay  —  1527)  f  1612  —  Wirtemberg  —  Nassau  (1530  Oranien) 
t  1702  —  Plauen  1541  Burggr.  Meissen  f  1572  —  Ligne  (1565  bis 
180;1  Aremberg). 

e)  Neue  Fürsten  und  Fürstenthümer  seit  1582  (mit  Angabe 
der  Zeit  der  Introduction).  38)  Hohenzollem-Hechingen  1623 — 1849; 
39)  H..8igmaringen  1628—1849;  eingef,  1653;  40)  Lobkowitz  1653; 
41)  Eggenberg  f  ^717;  42)  1654  Piccolomini  f  1656;  43)  1654  Salm- 
Salm,  44)  1654  Salm-Eirburg ;  45)  1654  Dietricbstein  f  i864;  46)  1654 
Nassau-Hadamar,  47)  N.-Dillenburg.  Zur  Succession  kam  1654  N.-Diez 
(regiert  in  Luxemburg  und  Niederlanden),  1688  N.-Usingen  f  1816,  und 
N.-Weilburg;  48)  Auersberg  1654;  49)  1664  Portia,  entfiel  1665,  weil 
es  kein  unmittelbares  Territorium  erworben;  50)  1667  Ostfriesland; 
51)  1667  Pürstenberg;  52)  1674  Schwarzenberg ;  53)  1674  Waldeck- 
Wildungen  f  1692;  54)  1705  Mindelheim»  1714  an  Baiem  restituirt; 
55)  1713  Liechtenstein,  Titularfürst  seit  1623;  56)  1754  Thum- und 
Taxis;  57)  1754  Schwarzburg-Rudolstadt  seit  1710  Fürst  und 
Schw.-Sond er s hausen  seit  1697  Fürst«  Yon  diesen  regieren  nur 
noch  55,  57. 

Ohne  je  eine  fürstliche  Stimme  gefuhrt  zu  haben  wurden  noch 
Fürsten:.  1712  Waldeck,  1778  Reuss-Greitz,  1789  Lippe-Det- 
mold, 1790  Jleuss-Lobenstein  f  ^824,  1807  lUuss-Ebersdorf  f  1853, 
1806  Beuss-Schleiz.  Endlich  1807  Lippe-Schaumburg  nach 
Auflosung  des  Reiches. 

IL  Der  Beiclistag  am  1.  Januar  1792. 

A.  Eurfürstenkollegium.  Stimmen:  3  geistliche:  Erzb.  von 
Mainz,  Trier,  Köln;  —  5  weltl.:  Böhmen  (Oesterreich),  Kurpfalz,  Kur- 
sachsen, Kurbrandenburg  (Preussen),  Hannoyer. 

B.  Reichsfürstenrath.    Zusammen  100  Stimmen. 

L  Yirilstimmen:  a)  33  geistliche  fürstliche  und  zwar 
2  Erzb.  22  Bisth.  4  Abteien  3  Probsteien  2  Ritterorden,  geführt  Ton  23 
Fürsten,  worunter  2  Personalisten,  (Chur,  Bisanz).  Sie  waren  nach  der 
Stimmordnung:  Erzb.:  5,  Salzburg,  7.  Bisanz  —  9.  Hoch- und  Deutsch- 
meister—  Bischöfe:  11.  Bamberg,  13.  Würzburg,  15.  Worms,  17.  Eich- 
städt,  19.  Speier,  21.  Strassburg,  23.  Constanz,  25.  Augsburg,  27.  Hil- 
desheim; 29.  Paderborn,  31.  Freising,  33.  Regensburg,  35.  Passau, 
37.  Trient,  39.  Brixen,  41.  Basel,  43.  Münster,  45.  Osnabrück,  47.  Lüt-. 
tich,  49.  Lübeck,  51.  Chur,  53.  Fulda  —  55.  Kempten  Abt,  57.  Ell- 
wangen Probst,  59.  Johannitermeister,  61.  Berchtesgaden  P.,  63.  Weissen- 
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burg  P.,  65.  Prüm  A,,  67.  Stablo  A.,  69.  Korvey  A.  Davon  war 
dauernd  Ellwan^en  mit  Trier,  "Weissenburg  mit  Speier  ver- 
einigt; zufällig  Köln,  Münster  und  das  Hochmeisterthum  mit  einander, 
ebenso  Bamberg  und  Würzburg,  Worms  mit  Mainz,  Augsburg  mit  Trier, 
Hildesheim  mit  Paderborn,  Freising  mit  Regensburg  vereinigt.  **Bs 
stimmten  also  23  *Herren:  2  geistl.  Kurfürsten,  19  kath.  Qeistl.,  2  prot., 
da  Lübek  stets,  Osnabrück  abwechselnd  und  gerade  damals  protestan- 
tisch war. 

b)  61  weltliche  fürstliche,  gefuhrt  von  40  regierenden 
Herren,  worunter  20  kath.,  41  evangel.,  nämlich  (der  Besitzer  ist  jedes- 
mal in  Klammem  angegeben,  die  Religion  mit  k.  oder  e.  bezeichnet,  die 
säcularisirten  ehemals  geistl.  Territorien  mit  gesperrtem  Drucke): 

1.  Oesterreich  k. ,  2.  Baiern  k,,  3.  Burgund  (Oest.)  k.,  4.  Magde- 
burg e.  (Preussen),  6,  Pfalz-Lantern  (Pf.-Baiem)  k.,  8.  Pf.-Simmem 
(Pf.-Baiern)  k.,  10.  Pf. -Neuburg  k.  (Pf.-Baiem),  12,  Bremen  (Hannover) 
e,,  14.  Pf.-Zweibrücken  k.,  16.  Pf.-Veldenz  k.  (Pf.-Baiern),  18.  Sachsen- 
Weimar  e.,  20.  S.-Eisenach  (Weimar)  e.,  22.  8.  Coburg  (rahte  wegen 
des  Streites  zwischen  S.-Coburg- Saalfeld  und  S.-Meiningen)  e.,  24.  S.- 
Gotha e.,  26.  S.- Altenburg  (Gotha)  e.,  28.  Brandenburg- Onolzbach  e. 
(Preussen),  30.  Brand.-Culmbach  (Preussen)  e.,  32.  Braunschweig-Celle  e. 
(Hannover),  34.  B.-Calenberg  e.  (Hannover),  36.  B.- Grubenhagen  e. 
(Hannover),  38.  B.- Wolfenbüttel  e.,  40)  Halberstadt  (Preussen)  e., 
42)  Vorpommern  e.  (Schweden),  44.  Hinterpommern  e.  (Preussen), 
46.  Verd  en  e.  (Hannover),  48.  Mecklenburg-Schwerin  e.,  50.  M.-Güstrow 
e.  (derselbe),  52.  Wirtemberg  e.,  54.  Hessen-Cassel  e.,  56.  Hessen-Darm- 
stadt Landgr.  e.,  58.  Baden-Baden  e.  Mkgr.,  60.  Baden-Durlach  e.  (ders.), 
62.  B.-Hochberg  e.  (ders.),  64.  Holstein-Glückstadt  e.  (K.  v.  Dänemark) 
66.  S.-Lauenburg  e.  (Hannover),  68.  Minden  e.  (Preussen),  70.  Hol- 
stein-Oldenburg e.,   71.  Savoien  k.,    72.  Leuchtenberg  k.  (Pf.-Baiern), 

73.  Anhalt    e.    (Anhalt-Bernburg,   A.-Cöthen,   A. -Dessau,   A.-Zerb8t), 

74.  Henneberg  e.  (sämmtl.  sächs.  Herren  abwechselnd),  75.  Schwerin 
e.  (H.  V.  Meckl.-Schw.),  76.  Camin  (Preussen)  e.,  77.  Ratzeburg  e. 
(M.-Strelitz),  78.  Her s  fei  d  e.  (Hessen-Cassel),  79.  N  o  m  e n y  k.  (Oesterr.), 
80.  Mömpelgard  e.  (Wirtemberg),  81.  Aremberg  k.,  82.  Hohenzollern  k., 
(H.-Hechingen),  83.  Lobkowitz  k.,  84.  Salm  k.  (S.-Salm,  S.-Kirburg), 
85.  Dietrichstein  k.,  86.  iNassau-Hadamar  e.  (N.-Oranien),  87.  N.-Dillen- 
burg  (ders.)  e.,  88.  Auersberg  k.,  89.  Ostfriesland  e.  (Preussen), 
90.  Fürstenberg  k.,  91.  Schwarzenberg  k.,  92.  Liechtenstein  k.,  93.  Thura- 
und  Taxis  k.,  94.  Schwarzburg  e.  (P.  zu  Schw.-Budolstadt  und  Schw.- 
Sondershausen). 
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Dazu  95.  Schwäbische  Prälaten  k*,  96.  Wetterauische  Grafen  e., 
97.  Bheinische  Prälaten  k«,  98.  Schwäbische  Grafen  e.,  99.  Fränkische 
Grafen  e.,  100.  Westfälische  Grafen  abwechselnd  k.  und  e. 

Also  hatte  von  diesdn  Yirilstimmen:  Oesterreich  3,  Baiem6,  Preus- 
sen  6,  Hannover  6,  Weimar  2,  Gotha  2,  Mecklenburg-Schwerin  3, 
Wirtemberg  2,  Markgr.  v.  Baden  3  ^  die  anderen  waren  einzeln  oder  im 
Gesammtbesitze. 

Auf  der  geistlichen  Bank  eassen  die  von  1  bis  69  mit  den 
ungeraden  Zahlen  bezeichneten  und  95.  97,  die  übrigen  sassen  auf  der 
weltlichen  Bank. 

IL  Guriatstimmen.  a)  Schwäbisclie  Prälaten.  Die  Bene- 
di ctiner-Aebte  von  Elchingen,  Gegenbach,  Irsee,  !Neresheim,  Ochsen- 
hausen,  Petershausen,  Sofiingen,  Ursperg,  Weingarten»  Z wiefalten;  die 
Gistercienser-Aebte  von  Eaisersheim,  Salmansweiler ;  die  Prä«^ 
monstratenser-Aebte  von  Marchthal,  Roggenburg,  Roth,  Schüssen- 
ried,  Weiaaenau;  der  regulirte  Chorherrn- Probst  von  Wetten- 
hausen;  die  Cistercienser^Aebtissineu  von  Baindt,  Gutenzeil, Ueggbach, 
Rothmünster.    Zusammen  22,  sämmtlich  katholisch. 

b)  Rheinische  Prälaten.  Die  Benedictiner-Aebte  von  St. 
Corneli-Münster,  St.  Emmeran  zu  Regensburg,  St  Ulrich  und  St.  Afra 
zu  Augsburg,  Werden,  Cistercienser^Abt  von  Burtscheid,  Probst 
des  Collegiatstifts  Bruchsal  oder  Odenheim,  Deutsch-Ordens- 
Balleien  Goblenz,  Elsass  und. Burgund,  dann  die  freiweltadeligen 
Frauenstifte:  (katholisch)  Buchau,  Essen,  Niedermünster  zu  Re- 
gensburg, Obermünster  daselbst,  Thom  (innerhalb  des  Bisthums  Lüt- 
tich); (evangelisch)  Gemrode,  Herford,  Quedlinburg.  Dazu  Gan-* 
dersheim  evang.,  St.  Georgii  zu  Isny  kath.  Zusammen  18,  darunter  4 
evangelisch. 

c)  Wetterauische  Grafen.  1.  Hanau-Münzenberg  (H.rCassel). 
2.  H.-Lichtenberg  (H.-Darmstadt).  3.  Nassau-IT  singen.  4.  H, -Weilburg. 
5,  N.-Saarbrück.  6,  Solms-Braunfels.  7.  S.-Lich  und  Hohensolms.  8.  S.- 
Rodelheim.  9.  .S.-Laubach.  10.  Isenburg-Birstein.  11.  I.?Büdingen,  L- 
Meerhok,  I^Wächtersbach.  12.  Stolberg-Gedem  und  Ortenberg.  13.  St- 
Wernigerode.  14.  St.-Stolberg.  15.  Sayn-Wittgenstein-Berleburg.  16.  S.- 
W.- Wittgenstein.  17.  Wild-  und  Rheingraf  au  Grumbacb.  18.  W.  u. 
R.  zu  Rheingrafenstein.  19.  Beide  wegen  Dann.  20.  Leiningen-Harten- 
burg.  21.  L.-Heide8heim  und  L.-Guntersheim.  22.  L.-Westerburg 
Christophischer,  23.  L.-W.  Gaor^scher  Linie.  24.  Reuss  v.  Plauen 
(5  Herren).  25.  Schönburg  (3  Herren).  26.  Ortenburg,  27.  Krichingen 
(F.  zu  Wiedrunkel). 
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d)  Schwäbische  Grafen.  1.  (F.  zu  Fürstenberg)  Heiligenberg 
und  Werdenberg.  2.  Buchau.  3«  Alschhausen  (Deutsch.  O.  B.  Elsass). 
4.  Fürsten  und  Grafen  zu  Oettingen  (3).  5.  Montfort  (Oesterreioh). 
6.  Helfenstein  (Baiem).  7.  ELlettgau  und  Sulz.  (F.  Sohwarzenberg). 
8.  Königsegg  (2  H.).  9.  Truchsess  zu  Waldburg  (4).  10.  Eberstein 
(Baden).  11.  Hohenzollern  (P).  12.  Justingen  (Wirt.  P).  13.  fiohen- 
Geroldseck  (G.  v.  d.  Leyen).  14.  F.  u.  G.  Fugger  (5).  15.  Hohen- 
embs  (Oesterr.).  16.  Egloff  (G.  v.  Traun).  17.  Bondorf  (F.  u.  Abt  zu 
St.  Blasien).  18.  Thannhausen  (Gf.  Stadion).  19.  Eglingen  (Taxis). 
20.  G.  KhevenmüUer  Personalist.  21.  F.  v.  CoUoredo.  22.  G.  Har- 
rach. 23.  G.  Sternberg.  24.  G.  Neipperg.  25.  G.  Trautmannsdorf.  — 
20 — 25  waren  Personal isten. 

e)  Fränkische  Grafen.  1.  F.  v.  Hohenlohe  (6).  2.  G. 
V.  Castell.  (3).  3.  G.  v.  Erbach  (3).  4.  F.  u.  G.  v,  Lowenstein  wegen 
Werthheim.  4  Herren  mit  2  Stimmen.  5.  Limburg.  2.  St.  Gaildorf 
und  Speckfeld.  6.  Nostitz  wegen  Bieneck  seit  1674.  7.  Seinsheim  (F. 
Schwarzenberg).  8.  Schonbom.  9.  Schönbom  wegen  Wiesentheid  seit 
1687.  10.  Windischgrätz ,  11.  ürsin  v.  Bosenberg,  12.  Stahremberg, 
13.  Wurmbrand,  14.  Giech,  15.  Grävenitz,  16.  Pückler.  10—16  Per- 
sonalisten. 

f)  Westfälische  Grafen.  1.  Sayn- Altenkirchen  (Preussen)* 
2.  Sayn-Hachenburg  (Burggr.  y.  Eirchberg).  3.  Tecklenburg  (Preussen). 
4.  Wied-Bunkel.  5.  Wied- Neuwied.  6.  Schaumburg  (H.-Ca88el  u« 
G.  Y.  Lippe-Bückeburg).  7.  Oldenburg-Delmenhorst  (H.  y.  Holstein- 
Oldenburg-Gottorp).  8.  Lippe-Detmold.  9.  Bentheim.  10.  Hoja  (Hau- 
noYor).  11.  Diepholz  (HannoYor).  12.  Spiegelberg  (Hann.).  13.  Vime- 
bürg  (Löwenstein- Werthheim).  14.  Bitberg.  (F.  Kaunitz).  15.  Pyrmont 
(F.  Y.  Waldeck).  16.  Gronsfeld  (G.  y.  Törring- Jettenbach).  17.  Reck- 
heim (G.  Y.  Aspremont).  18.  Herrschaft  Anhalt  (F.  Salm).  19.  Herrsch« 
Winneburg  und  Beilstein  (G.  Metternich).  20.  Holzapfel  (F.  zu  An- 
halt-Bemburg-Schaumburg).  21.  Blankenheim  und  Geroldstein  (Gräfin 
Y.  Stemberg).  22.  Herrsch.  Witten  und  Eyss  (G.  y.  Plettenberg). 
23.  H.  Gehmen  (G.  Limburg-Styrum).  24.  Gimbom  und  Neustadt 
(G.  Y.  Walmoden).  25.  H.  Wickeradt  (G.  y.  Quadt).  26.  H.  Mylen- 
donk  (G.  Y.  Ostein).  27.  H.  Beichenstein  (G.  y.  üSesselrode).  28.  Schiei- 
den (Aremberg).  29.  Eerpen  und  Lommersum  (G.  Schaesberg).  30)  H. 
Dyk  (G.  Salm-Beifferscheid).  31.  Sassenberg  (Aremberg).  32.  Haller- 
mund (G.  Y.  Platen).  33.  Beineck  (G.  y.  Sinzendorf).  34.  Bretzenheim 
(F.  Y.  B.). 

C.  Städte-Collegien.    a)  Bheinische  Städtebank.    Ea- 
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tholisch:  EoId,  Aachen.  Evang.:  Lübeck,  'Worms,  Speyer,  Frank- 
furt am  Main,  Qoslar,  Bremen,  Hamburg,  Mühlhausen,  IN'ordhausen, 
Dortmund,  Friedberg,  Wetzlar. 

b)  Schwäbische  Städtebank.  Kath.:  Rottweil,  üeberlingeti, 
Schwäbisch-Gmünd,  Weil,  Wangen,  Pfullendorf,  Offenburg,  Gengenbach, 
Zell  a.  Hammersbach,  Buchhom,  Aalen,  Buchau.  Evang.:  Begensburg, 
Nürnberg,  Ulm,  Esslingen,  Reutlingen,  Nordlingen,  Rothenburg  a  d« 
Tauber,  Schwäbisch-Hall,  Heilbronn,  Memmingen,  Lindau,  Schweinfurth, 
Kempten,  Windsheim,  Issni,  Leutkirchen,  Wimpfen,  Weissenburg  im 
Nordgau,  Giengen,  Bopfingen.  E.  u.  E.:  Eaufbeuem.  E.  u.  E.:  Augs- 
burg, Dünkelbühly  Biberach,  Ravensburg« 

ITeberslcht  (nnbeachtet  die  Personalunionen). 


Collegium 

Sti 

mmen 

Stimmffi 

Ihrer 

geisüiohe 

— 

weltliche 

geiBtIidhe 



weltiiohe 

Kurfürsten 

3 

— 

5 

3 



5 

Fürstenrath 

33 

— 

61 

29 



35 

Prälatenbänke  Schwab. 

1 

— 

— 

22 



rhein. 

1 

— 

— 

17 



1 

Grafen:  wetter. 

— 

_ 

1 

— 

34 

Schwab. 

— 

_ 

1 

1 



17 

frank. 

— . 

— 

1 

— 



28 

westf. 

— 

1 





'  23 

38      —      70  72      —    143 

Es  ist  hier  jeder  Stimmführer  nur  einmal  gezählt.  Es  gab  also  ein- 
scbliesslich  51  Reichsstädte  266  Landesherrschaften  mit  Reichs- 
standschaft, dazu  2  geistl.  und  15  weltliche  Personalis ten. 

Katholische  Stimmen:  5  Eurf.,  55  bis  57  im  Fürstenrath,  14  im 
reichsstädt.  Evang  ei.:  3  Eurf.,  43  bis  45  im  F.  R.,  32  im  reichsst. 
Dazu  5  gem.  Reichsst. 
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I.  Oesterreichis^jher.  2200  D^,,  5  Stände,  2  weltl.  3  geistL 
Ereisausschreibender  Fürst,  Director  und  Kriegsoberster:  Erzherzog  v. 
Oesterreich.  Keine  Kreistage.  Beichsbeitrag :  circa  1/5  der  Gesammt- 
summe.  Gebiete:  A.  Haus  Oesterreich  mit  1.  Erzherzogthum 
Oesterr.  a,  unter  der  Enns  (Stände:  PräJaten  Erzb.  v.  Wien,  B. 
V.  Wiener  Neustadt,  26  Pröbste  und  Aebte  —  Herren  und  Ritter  — 
1 5  Städte  und  4  Märkte,  wovon  Wien  die  Hälfte  der  Stimmen),  b.  o  b 
der  Enns  (Stände:  Prälaten  12  Aebte  und  Pröbste  —  Herren  und 
Ritter  —  Städte  7).  2.  Inner-Oest.  a.  H.  Steiermark  (Stände: 
Präl.  B.  V.  Seckau  10  Pröbste  u.  Aebte  —  Herren  u.  Ritter  —  Städte), 
b.  H.  Kärnthen  (Stände:  Erzb*  v.  Salzburg  durch  Vertreter,  B.  v. 
Gnrk,  B.  v.  Lavant  —  H.  u.  R.  — -St.).  c  H.  Krain  (Stände:  B. 
V.  Laibach,  B.  v,  Preising,  B.  v,  Brixen,  B.  v.  Triest  u.  Biber,  Deutsch. 
Orden,  12  Pn  u.  Aebte.  —  Ritter  —  Städte),  d.  Priaul:  Qfsch.  Görz 
u.  Gradisca,  Hauptmannsch.  Tulmino,  Idrianer  Boden,  Aquileja,  Triest^ 
St.  Veit  am  Pflaum  (Fiume)  ohne  Stände,  einige  saasen  auf  dem  krain. 
Landtage.  3.  Ober-Oest.  oder  Tirol.  Stände:  Prälaten  —  Ritter  — 
Städte  —  Bauern;  landschaftl.  CoUegium  aus  je  4  Verordneten  der  3 
ersten  und  denen  der  Gerichte  und  Bauern  aus  den  6  Vierteln;  auch 
Trient  und  Brizen  bei  der  Vertretung  und  Landeshauptmannscbaft;  con- 
foderirt.  4.  Vorder-Oest.  a.  Landgrafsch.  im  Breisgau  (^Baden.^. 
Stände:  13  Präl.  —  Ritter  —  3.  Stand  (13  Städte,  6  Kameralherrsch.) 
Die  2  ersten  eigenes  Gericht  (Prim-Listanz).  b.  Schwäbisch-Oest. 
(Württemberg  u.  BaiernJ  bestehend  aus:  Mrkgrfsch.  Burgau  seit  1283, 
belehnt  von  Fulda  1301;  Landgrfsch.  Rottenburg  seit  1465;  Landvogtei 
in  Schwaben  seit  1448  (i486);  Grfsch.  Hohenberg  seit  1385;  5  Donau- 
Städte,  4  Stifte,  Landschaften,  Städte,  c.  Vorarlberg  (Qf.  Feldkirch 
oder  Montfort  1365  mit  dem  kais.  Landgerichte  Rankweil;  Gf.  Bregenz 
1451  bez.  1523  mit  Herrsch.  Hoheneck;  Gf.  Bludenz  1376;  Gf.  Sonne- 
berg 1463)  ohne  Stände.  —  B.  Bischof  von  Trient.  Seit  1363  ver- 
tragsmässig  mit  Tirol  vereinigt,  an  dessen  Landtagen  seit  1511  betheiligt, 
wofür  Tirol  alle  Reichssteuern  ausser  den  Kammerzielern  trug.  Dazu 
Marchesat  Castelaraim  H.  Mantua.  —  C.  B.  v.  Brixen.  (Dasselbe  Ver- 
hältniss  zu  Tirol.)  —  D.  Deutscher  Orden  (Balley-Oest.,  B.  an  der  Etsch 
und  am  Gebirg  in  Tirol).  —  E.  Herrsch.  Trasp.    Durch  Schenkung 
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E.  Leopolds  an  das  1631  gefür stete  Haus  Dietrlchstein  1668  in  das 
FürstenkoU.  eingeführt).  In  der  üsualmatrikel  von  den  Kammerzielem 
dahin  noch  F.  Bisthum  Chur. 

II.  Burgundischer.  500  QM.  (vollständig  seit  dem  Reichstage 
Y.  1548  zu  Augsburg,  verkleinert  mit  dem  Abfall  der  Niederlande,  seit 
Karl  YI.  der  deutschen  Linie  des  habsburg.  Hauses  zustehend).  Nur 
ein  Stand  (Haus  Oesterreich),  da  der  E.  von  Preussen  für  den  1713 
im  TJtrechter  Frieden  an  ihn  gekommenen  Theil  von  Geldern  sich  als 
souverän  ansah.  Theile:  a.  H.  Brabant  (Stadt  u.  Quartier  Loewen, 
Brüssel,  Antwerpen,  Herrlichkeit  Mecheln),  Belgien,  b.  H.  Limburg 
(Holland),  c«  H.  Lützelburg  oder  Luxemburg  (Belgien,  grosster  Theil 
in  Personalunion  mit  Niederlanden),  d.  Grafsch.  Flandern  (Belgien), 
e.  Grfsch.  Hennegau,  Hainaut  französirt  (Belgien),  f.  Gf.  Namur 
(Belgien),  g.  Geldern  osterr.  Antheils  (Niederlande),  h.  Geldern 
preuss».  Antheils  (grosstentheils  Preussen,  ein  Theil  Niederlande).  Allent- 
halben Stände:  Geistlichkeit,  Adel,  Städte. 

UI.  E urrheinischer.    Kreisausschr.  F.  u.  D.  Eurmainz;  Ereis- 
tage  zu  Frankf.  a.  M.,  Eanzlei  und  Archiv  in  Mainz.     1.  Eurmainz 
a.  Erzstift   (Preussen,  Grossh.  Hessen,  Baiem),   ohne  Landstände  und 
landsässigen  Adel  (derselbe  zur  Reichsritterschaft),    b.  Erfurter  Gebiet 
(Preussen)   ohne   Stände,      c.   Eichsfeld   (Preussen).    Stände:    Gist.  A. 
ReifFenstein,   Bened.   Manns-A.   Gerode,   Pröbste   von  4  Frauenkl.  — 
Rittersch.  —    4  Städte.  Primas:   abwechs.  einer  der  Aebte.    2.  Eur- 
trier  (oberes,  unteres  Erzstift).  Stände:  (Adel  seit  1729  reichsunmittel- 
bar) Geistl.  (14  Präl.,  11  Dechante)   14  Städte.     Primas  Abt  von  St. 
Maximin.    3.  Eur-Eöln.   a.  oberes  Erzstift,  b.  unteres,  c.  Test  Reck- 
linghausen, d.  H.  Westfalen.  Stände  in  a.  und  b.,  d. :  Präl.  —  Rittersch. 
—  Städte«  2.  u.  3,  jetzt  Preussen.  —  4.  Pfalz  am  oder  beim  Rhein 
(Baden,  Baiem,  G.  Hessen)  ohne  Stände.    5.  F.  Aremberg  in  der  Eifel 
(Preuss.)  ohne  Stände.    0.  F.  Thurn  u.  Taxis  seit  1724,  ohne  Gebiet, 
iür  ein  Darlehen  von  80,000  Th.    7.  Deut  seh- Orden  für  die  Bailei 
Coblenz.    8.   Herrsch.  Beilstein   unter   Nassau- Oranien  (Preuss.). 
9.  Gf.  Nieder-Ysenburg  (seit  1664  von  Trier  eingezogen;  ein  Theil 
den  G.  v.  Wied  und  Freih.  v.  Walderdorf  gemeinsam).    Die  Stimme  führte 
Trier  (Preuss.).    10.  Burggrafenthum  Rheineck  seit  1654  den  Gr. 
y.  Sinzendorf  (Preussen;  AUodialbesitzer  v.  Bethmann-Hollvreg). 

IV.  Fränkischer.  485  QM.  Ausschr.  F.  B.  zu  Bamberg,  Markg. 
zu  Brand.,  Baireuth  u.  Ansb.,  Dir.  Bamb.,  Ereist,  zu  Nürnberg.  Eanzlei 
n.  Archiv  in  Bamb.  Gemischt  in  Bez.  auf  die  Religion.  —  1.  Hochstift 
Bamberg  (Oberämter:  Schenk  E.  v.  Böhmen,  Truchsess  Pfalz,  Marschall 

T.  Schult«,  Beichfl-  u.  Rechtagwcli.   4.  A.nfl.  38 
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Sachsen,  Eämerer  Brandenburg)  ohne  Stände.  2.  Höchst.  Würzburg 
ohne  Stände.  3.  Eulmbach  oderBaireuth  des  Hauses  Zollern  ohne 
eigentl.  Stände  (ein  Stück  seit  1866  zu  Preuss.).  4.  Höchst.  Eich- 
st ä  d  t  ohne  Stände.  Darin  das  kaiserl.  Landgericht  zu  Hirschberg,  wo- 
mit Baiem  belehnt  war,  vom  E.  Sigismund  1420  aufgehoben,  von  Baiem 
1749  zu  Buchsheim  unter  freiem  Himmel  wieder  eröffnet.  5.  F.  0  n  o  1  z  - 
bach  der  Zollem.  6.  Deutsch  -  Ordens  -  Meisterthum  Mergentheim. 
Ausser  dem  Meisterthum  11  Balleien:  Franken  mit  15  Gommenthureien 

—  Oellingen  (Ellingen),  Vieresberg,  Nürnberg,  Würzburg,  Münnerstadt, 
Heilbronn,  Oettingen,  Eapfenburg,  Ulm,  Donauwörth,  Blumenthal,  Gän- 
kofen,  Begensburg,  Fritzlar,  Eloppenheim  (1 — 5  im  frän^.,  6 — 9  im 
Schwab.,  10 — 13  im  bair.,  14  im  kurrhein.,  15  im  oberrhein.  Exeise)  — 
Elsass  und  Burgund  mit  15  Comth.:  im  schwäb.  E.:  Alschhausen,  Bohr 
und  Waldstetten,  Meinau,  Beugen,  Freiburg;  in  der  Schweiz :  Hitzkirch, 
Basel,  Mühlhausen;  im  Sundgau  Eixheim;  im  O.-Elsass  Busach,  Geb- 
weiler, Eaisersberg;  im  U.-Elsass  Adlao,  Strassburg  (1633  fortgefallen) 

—  Oesterreich  mit  8  Commepden:  Wien,  Neustadt,  Gratz,  Meretinza  u. 
GrosssontaginUntersteierm.,  Laibach,  Mottling  u.  Tschernembl  inErain, 
St.  Georgen  im  Sandhofe  u.  zu  Freisach  in  Eämthen,  Linz  —  Bailei 
an  der  Etsch  u.  am  Gebirge  mit  5  C.  in  Tirol  —  Eoblenz  mit  7  C: 
Eoblenz,  Eöln,  Linz  a.  B.,  Waldbreitbach  und  Bheinberg  Trarr,  Muffen- 
dorf u.  die  Pilzenburg  in  der  Stadt  Mecheln  —  Hessen  mit  5  C.  in  Mar- 
burg, Schiffenberg,  Oberflorjsheim,  Griffstädt  in  Thüringen,  .Wetzlar. 
Sdit  1681  der  Landcomth.  abwechselnd  kath.  luth.  ref.  —  Alten-Biesen 
(Domus  Juncetana)  im  Höchst.  Lüttich,  Jungen-B.  in  Eöln»  Maastricht, 
Siersdorf  (Jülich),  Bemsheim,  Gemmers,  St  Aegidii  zu  Aachen,  5  in 
Nied.  —  Westfalen  10  Com.:  Münster,  Osnabrück,  Duisburg,  Brakel, 
Welmen,  Mahlenburg»  Mühlheim  im  H.  Westf.  Sitz  des  Landcomth., 
Stronden  und  Oelpe  (H.  Berg).  Essen,  —  Thüringen.  4  Com. :  Lehsten, 
Liebstädt,  Zwäzen,  Negelstedt  (Neilstett)  —  Lothringen:  Trier, Beckingen, 
Meinsiedel,  Saarburg,  Saarbrücken,  Luxemburg  —  Sachsen:  Lucklum 
(in  Wolfenbüttel),  Langein  (G.  Weringerode),  Dommitzsch  (kurs.  E.), 
Bürow  (Anhalt),  Weddingen  (Hildesh.),  Gottingen  Danzdorf.  Die  Bailei 
Utrecht  mit  11  C.  ist  seit  1785  nicht  mehr  aufgeführt.  —  7.  Grafsch. 
Henneberg  getheilt  unter  5  sächs.  Häuser  u.  H.  Eassel  (E.  Sachsen^ 
8.  Weimar^  S.  Ueiningen^  8.  Koh.Gotha^  Preuss,).  8.  Gfsch.  Schwar- 
zenberg  (Allodialbes.  F.  Schwarzenberg ;  Baiem,),  9.  Fürsten  zu 
Löwen  stein- Werthheim-Rochefort  (seit  1711  Reichsfürsten)  1730  zu- 
gelassen mit  Sitz  und  Stimme  gegen  den  Matrikelbeitrag  von  16  Guld. 
u.  Yersprechen  des  Erwerbs  reichsunm.  Güter.    Dieser   ist   nicht   er- 
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folgt,  weshalb  sie  auch  im  Reichstage  nicht  sassen.  10.  G«  Hohenlohe  , 
(2  Hauptlinien  mit  6  Nebenl.).  H.  ö.  Ca  st  eil  der  Grafen  v.  C.  12  G. 
Werthheim  den  F.  v.  Löwenstein  gehörig.  13.  G.  Rieneck  nach  dem 
Aussterben  der  alten  Grafen  1559  getheilt:  ein  Theil  1673  Ton  Kurmainz 
an  die  G.  y.  I^ostiz  verkauft  zu  Lehen»  denen  Mainz  1674  sein  Sitz- 
u.  Stimmrecht  überliess.  14.  G.  Erb  ach  der  Familie  gleichen  Namens 
(Gbossh.  Hessen).  15.  Herrsch.  Limburg  in  Schwaben  u.  Speck-* 
feld  in  F.,  den  Gräfi.  Limburg'schen  AUodialerben  und  Brandenburg- 
Onolzbach  gehörig.  16.  Herrsch.  Seinsheim  (F.  Schwarzenberg). 
17.  H.  Reicheisberg  (seit  1600  von  Würzburg  den  Gr.  v.  Schönborn 
zu  Lehen  gegeben).  18.  H.  Wiesen  theil  (den  G.  Schönbom.)  19.  H. 
Welzheim  in  Schwaben  (Herz.  v.  Württemb.  Die  Stimme  ruhte.). 
20.  H.  Hausen  (seit  1746  Brand.-Onolzbach  belehnt  v.  Kurbaicrn). 
21 — 25.  Reichsstädte:  Hürnberg  mit  Gebiet,  Rothenburg  ob  der 
Tauber  mit  Gebiet,  Windsheim  a.  d.  Aisch,  Schweinfurt,  Weis- 
senburg.  Bänke:  geistl.  Fürstenb.  1,  2,  4,  6;  weltl.  F.-B.  3,  5[,  7 
mit  drei  Stimmen,  8,  9,  10;  Grafen-  u.  Herrenb.  10  (1  St.),  11—14., 
15  (2  St.),  16  —  20.  Städteb.  21  —  25.  —  Alle  Gebiete  mit  den  ge- 
nannten  Ausnahmen  unter  bairiacher  Landeshoheit. 

V.  Bairischer.  1020nM.  Ausschr.  F.  u.  D.  Kurbaiem  und 
Salzburg;  Ausschreiben  gemeinsch.,  Dir.  abwechs.  (director  agens),  Kreis- 
tage zu  Regensburg  oder  Wasserburg.  Religion  gemischt.  1.  Erzstift 
Salzburg«  Landschaft:  Präl.  (B.  zu  Chiemsee,  Domprobst,  D.-Cap., 
Abt  zu  St.  Peter,  P.  y.  Berchtolsgaden,  Abt  zu  St.  Michael,  P.  zu  Hägl- 
werth,  Abtiss.  zu  Nunnberg).  —  Bürgerst.  (Städte  u.  22  Marktfl.).  Adel 
gabs  seit  dem  18.  Jahrb.  keinen  (Oesterr.).  2.  H.  B  a  i  e  r  n  nebst  der 
oberen  Pfalz.  Stände  im  Herz.:  Präl. —  Ritter- u.  Adelst. —  Bürgerst. 
(35  Städte,  95  Märkte).  Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrb.  nur  noch  ein 
Ausschuss;  in  der  Oberpfalz  seit  dem  £rwerbe  1628  keine  Landtage 
mehr.  3.  Höchst.  Freising.  4.  F.  Neuburg  und  Sulzbach  (Eur- 
pfalz).  5.  Höchst.  Regens  bürg  aus  3  Herrsch.  6.  Landgr.  Leuchten- 
berg seit  1646  den  Eurf.  v.  Baiern.  7.  Höchst.  Pas  sau.  8.  G.  Stern- 
stein, den  F.  Lobkowitz  gehörig,  die  sie  1807  an  Baiern  verkauft 
haben.  9.  Propstei  Berchtols-  oder  Berchtesgaden.  10.  G.  Haag, 
seit  1567  Eurb.  11.  Abt  zu  St.  Emmeran  in  Regensburg.  12.  G. 
Ortenburg  den  Grafen  0.  13.  Hochadl.  Frauenabtei  Niedermünster 
in  Regensburg.  14.  Herrsch.  Ehren fels  seit  1567  den  Pfalzgr.  zu 
Neuburg.  15.  Adl.  Frauenst.  Nieder  münst  er  zu  Regensb.  16.  Herrsch. 
Sulzberg  u.  Pyrbaum  den  Herren  v.  Wolfstein,  nach  deren  Aus- 
sterben 1740  Von  E.  Baiern  occupirt.    17.  H.  Hohen- Wal  deck,  seit 

38* 
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1734  Kurbaiern.  18.  H.  Breitenech  (dem  Gr.  Tilly  geh.),  seit  1724 
Stimme  u.  Lehngüter  an  K.  Baiern.  19.  Begensburg.  Geistl.  u«  weltL 
Bank.    Ausser  1.  jetzt  alle  unter  bairischer  Hoheit. 

VI.  Schwäbis  eher  Kreis.  730  nM.  Ausschr.  F.  B.  von  Constanz 
u.  H.  zu  Württemberg,  Dir.  Württerab.  5  Bänke,  jede  1  Director  (geistl« 
Const.,  weltl«  F.  Württ.  ständig,  bei  den  Präl.  u.  Grafen  auf  Lebens- 
zeit; bei  den  Städten  Ulm  Dir.,  Augsburg  erste  StimmS),  Engere  Zu- 
sammenkünfte: 10  St.  Arch.  und  Kanzlei  in  Stuttgart.  Religiös  gemischt« 
Seit  K.  Friedrich  lU.  war  der  K.  in  4  Viertel  getheilt  unter  Häuptern : 
1.  Württ.  2.  Mkg.  von  Baden.  3.  B.  zu  Const.  und  Abt  zu  Kempten« 
4.  B.  zu  Augsburg.  —  94  Stände  in  5  Bänken.  1.  B.  Geistl.  Stifte  u« 
Fürsten:  1«  B.  Constanz,  2.  Augsburg,  3.  CoUegiatst«  P.  Ell- 
wangen, 4.  Bened.  Abtei  Kempten  (Erzmarschall  der  Kaiserin).  2.  B. 
Weltl.  Fürsten  und  Stifte :  5«H«  Württemberg  u.  Teck.  Stände : 
Prälat.  14  —  Städte  und  Aemter  68.  Der  Adel  reichsunmittelbar. 
6.  Baden-Baden  (obere  Markg.  Baden).  7.  B.-Durlach  (untere  IL). 
8.  M.  Hochberg  (B.  Durlach).  9.  G.  Hohenzollern-Hechingen. 
10.  G.  Hoh.-Sigmaringen.  11.  Adl.  weltl.  Frauen-Abtei  Lindau« 
12.  Adl.  weltl.  F.-A.  Buch  au.  13,  G.  Thengen  (F.  Auersperg,  1811 
an  Baden  verkauft).  14.  Fürst  Fürstenberg  wegen  G.  Heiligen- 
berg« 15«0ettingen  wegen  Oett.  16.  F.  Schwarzenberg  wegen  Q. 
Klettgau.  17.  F.  Liechtenstein  (Vadutz  u.  Schellenberg).  3.  Bank« 
Prälaten.  18.  Cist.  Abtei  Salmannsweiler.  19.  B.  A.  Weingarten. 
20.  B.  A«  Ochsenhausen.  21.  B.  A.  Elchingen.  22.  B.  A.  Yrsee« 
23.  Präm.  A.  ürsperg.  24.  C.  A.Kaisersheim.  25.  P.A.  Boggen- 
burg. 26.P>A.Roth.  27.P.  A.  Weisse  na  u.  28.  P.  A.  Schussen- 
ried«  29.  P.  A.  Marchthal.  30.  B.  A.  Petershausen.  Sl.BeguL 
Aug.  Chorh«  Propstei  Wettenhausen.  32.  B.  A.  Z  wiefalten« 
33.  B.  A.  Gengenbach«  34.  Heggbach.  35.  Gutenzeil.  36.  Roth- 
münster, 37.  Baindt.  34 — 37.  Cistercienser-Ord.  Frauenabteien.  — 
4.  Bank.  Grafen  u.  Herren.  38.  Deut  seh- 0.  Bailei  Elsass  u.  Burgund, 
39.  40.  Fürstenberg  wegen  Ldg.  Stählingen  u.  Baar.  41.  Kur- 
baiern für  Herrsch.  Wiesensteig.  42.  43.  F  ü  r  s  t  e  n  b  e  r  g  für  H. 
Hausen,  Mösskirch.  44.  G.  Montfort  wegen  H.  Tettnang  u.  Argen 
am  Bodensee.  45.  Oettingen-Wallerstein.  46—48.  G.  Truch- 
sess-Scheertrauchburg.  49.  G.  zu  Konigsegg-Bothenfels« 
50.  G.  zu  K.- Aulendorf.  51.  Kurb.  wegen  Mindelheim  und 
Schwab  eck.  52.  Fürst  wegen  H.  Gundelfin^en«  53.  Baden-B. 
wegen  G.  Eberstein«  54 — 56.  Drei  Fugger 'sehe  Linien.  57.  G.  von 
Hohenembs.    58.  Württ.  wegen  Justingen.    59.  Abt  zu  St.  Bla- 
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sien  wegen  Bondorf.  60.  G.  von  Traun  u.  Abensberg  wegen  EgloT. 
61,  Q".  Stadion  wegen  Thannhausen.  62.  G,  von  der  Leyen  (seit  i711) 
wegen  G.  Höhen-Gerolds  egg.  63.  Thurn  u.  Taxis  wegen  (1727) 
H.  Eglingen.  —  5.  Bank.  31  Reichsstädte:  Augsburg,  Ulm,  Ess- 
lingen, Reutlingen,  Nördlingen,  Hall,  üeberlingen,  Rottweil,  Heilbronn, 
Gmünd,  Memmingen,  Lindau,  Dinkelsbühl,  Biberach,  Ravensburg,  Kemp- 
ten, Kaufbeuern,  Weil,  Wangen,  Isny,  Leutkircb,  Wimpfen,  Giengen, 
PfuUendorf,  Buchhorn,  Aalen,  Bopfingen,  Buchau,  Offenburg,  Gegenbach, 
Zell  am  Hammelsbach. 

VII.  Oberrheinischer.  Ausschr.  F.  B.  v.  Worms  u.  Kurpfalz 
wegen  Simmern.  Dir.  Worms.  K,  Oberster  Darmstadt.  Gemischt. 
Kreistage  früher  in  Worms,  im  18.  Jahrh.  zu  Prankf.  Kanzlei  u.  Archiv 
in  Worms.    56  Stände  in  3  Abth. 

1.  Geistliche:  Hochstifte  Worms,  Speier,  Strassburg,  Basel 
(Stände:  geistl.  5.  —  Rittersch.  10  Pam.  —  4  Städte  —  7  Aemter), 
Fulda;  P.  Weissenburg  (seit  1545  bei  Speier);  Johannitor-Ord. 
Meisterthum  oder  F.  Heitersheim  im  Breisgau;  B.  A.  Prüm  (seit 
1579  bei  Trier);  adl.  geistl.  Ritterst.  P.  Odenheim  oder  Bruch  aal 
2.  Weltl.  Stande  42:  Kurpfalz  (3  St.  F.  Simmern,  Lautern,  Veldenz), 
Pfalz-Zweibrücken,  Hessen-Cassel  (Stände:  Präl.  Deutsh-0., 
Univ.  Marb.,  6.  Vorst.  v.  Fräulein-Stiftern  und  Hospitalern  —  Rittersch. 
in  5  Abth.  —  Landsch.  oder  Städte  in  Abth.  nach  den  Flüssen),  H.- 
Darmstadt  (Stände:  Präl.  Deutsch-0.  u.  üniv.  Giess.  —  Rittersch.. — 
Städte.  Die  gemeinsamen  Landtage  beider  abgekommen),  F.  Hersfeld 
(seit  1648  säcul.  u,  bei  H.-Cassel),  G.  Sponheim  (zwischen  Kurpfalz, 
Pf.  Zweibr.  u.  Baden  —  B.  getheilt),  G.  Nomeny  (1736  an  Frankr., 
Stimme  bis  1765  K.  Franz  L  seitdem  erloschen),  G.  Salm  (F.  Salm), 

F.  Nassau-Weilburg,  N.-Saarbrück-Usingen,  N.-Idstein, 
K. -Ottweiler,  G.  Waldeck  (Rittersch.  u.  Städte),  L.  v.  Hessen-C. 
wegen  Hanau-Münzenberg;  L.  v.  Hessen- D.  wegen  Hanau- 
Münzenberg,   G,  Solms-Braunfels,    G.  Solms-Hohensolms, 

G.  Solms-Laubach,  G.  Solms-Rödelheim,  Mainz  wegen  K o n i g- 
stein,  G.  Stolberg  wegen  Konigstein,  Tsenburg-  (4  St.)  Bir- 
stein-Büdingen-Wäehtersbach-Meerholz,  Wild-  u.  Rhein- 
grafen (3  St.  F.  u.  G.  Salm),  G,  Leiningen  (2  St.)  Westerburg- 
Hartenburg;  Münzfelden  (reicheunm.  Dorf  geth.  zwischen  Trier  und 
Nassau -Usingen),  G.  Wittgenstein  (2  St,  Sayn-W.  zu  W.,  S.-W.- 
Berleburg),  G.  Falkenstein  (Herz.  v.  Lothringen,  Oesterr.),  Herrsch. 
Reipoltskirchen  (geth.  zw.  Fam.  von  Lowenhaupt  und  Manderscheid 
V*,  •/*  Gh**  von  Hillesheim  die  die  Stimme  hatten),    G.  Krichingen 
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on  Wiäd-Runtel  geh.),  G.  Wartenberg  (1707 
lov  1711  die  Stimme  dnrcli  Beschlnss),  KSin  wegen 
[.  Dachatul  (Ot.  Ton  Oettingen-Baldern),  H.  Oll- 
aldbott '  BaBsenheim  zu  Ollbrück  -  Bornheim).  —  3. 
^orins,  Speier,  Frankfurt  a.  M.,  Priedberg,  Wetzlar. 
rheiniBch-WestfäliBcber,  1250  QM.  Derselbe 
r  Zeit  kleiner,  da  die  Hocbetifte  Utrecht,  Eammerich 
and,  Zütphen  fortfielen.  Ausschr.  F.  n.  D.  Bisch,  r. 
bm  altemirend  Karl  t.  Brandenb.  u.  Pfalz  als  H.  za 
eistage  in  Köln,  Archiv  in  Düsseldorf.  Oemisoht. 
[  Q  n  B  t  e  r  (Stände :  Domkapitel  (40)  —  Bitteracbaft 
2.  H.  G 1  e  V  e  nebst  G.  Kark  u.  BaTensberg 
d.).  Stände  in  Cleve:  Ritterech.  49  —  Städte  7;  in 
li.  (64  gräa.  und  freih.  ritterl.  Fam.)  —  Städte  8;  in 
eh.  22  —  Städte  2.  —  3.  H.  Jülich  u.  Berg  (seit 
2  an  den  Sulzbacher  Pfalzgr.,  Kurf.  von  der  Pfalz). 
:i^.  Landearettretung:  Eittersch.  —  8  Städte.  Land- 
.  4,  Höchst.  Fader born.  St.;  Domkapitel  (dazn 
A.  Abdinkfaof  in  Päd.,  B.  A.  Marienmünater,  Bem- 
äen)  —  RitterBcb.  —  20  Städte.  5.  Höchst.  Löttioh. 
b1  —  Bürgermeiater  der  Städte.  6.  Höchst.  Osna- 
Ind  ein  kath.  Bisch,  u.  ein  evang.  weltl.  Laudesherr 
reig,-lflnebnrg.  Hause).     Stände:  Domk.  —  Rittersch. 

Stimme  landtagafäh.  Qut  und  16  Ahnen)  —  4  St. 
t  1648  als  aäcul.  F.  an  Brandenburg),  Landst.  Dom- 
i  Rittersch.  —  Städte  u.  Flecken.  8.  F.  Verden 
reden,  1715  an  Kur-Braunscbweig-Lüneburg).  Stände: 
?^erden,    9.  Bened.  A.  Coryey,  seit  1783  Bisthum 

blo  u.  Ualmedj.    11.  Bened.  A.  Werden.    12. 

eil -Münster.  13.  Kais,  freiweltl.  adl.  F.-A.  Esaen 
.  und  gräß.  Häusern).  14.  freiw.  adl.  F.  St.  Thorn 
itl.  und  gräß.).  15.  freiw.  F.  St,  Herford  (fttrstl. 
rg.  St.  eät  16.  Jahrh.  protest.).  16.  F,  zn  Nassau* 
I,  Dillenbarg,  Hadamar).  17.  F.  Ostfriesland  (seit 
)en  des  Hausea  in  Folge  der  Anwartsch.  Preussen). 

n.  Städte  und  Aemter.  18.  F.  Mors  (Freuss,  geh.). 
Neuwied,  W,-Eunkel),  20.  G.  Sayn  (S.-Altenkirchen 
zu  Brandenb.-Onolzbach ;  S.-Hachenburg  den  Burggr. 

hatten  sie  nur  1  St.,  im  Reichstage  im  Orafencolleg 
I.  O.  Schauenburg   (Örafen  f  1640,   an  Lippe; 
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seit  1565  ein  Tbeil  an  Braunschw.-Lüneburg ,  als  Lehnsherr,  der  Best 
getheilt  zwischen  H.  Cassel  u.  Lippe;  im  Beichstage  diese  beiden  1,  hier 
jeder  1  St)*  24.  25.  G.  Oldenburg  u.  Delmenhorst  (seit  1675  die 
E.  von  Dänemark  aus  dem  Hause  Oldenburg).  26.  G.  Lippe  (Stände: 
Bittersch*.  u.  Städte).  27.  G.  Bentheim  (seit  1753  an  Eur-Braunschw.- 
Lüneburg  verpfändet).  28.  G.  Steinfurt  (G.  Bentheim).  29.  G.  Teok- 
lenburg  u.  Lingen  (dem  G.  von  Tecklenburg  wurde  Lingen  abge- 
nommen, dem  G.  Maximilian  y.  Büren  vom  E.  Earl  Y.  gegeben  1548, 
nach  dessen  Absterben  von  den  Vormündern  der  Tochter  an  E.  Earl  Y. 
verkauft,  Philipp  IL  gegeben,  aber  seit  1632  wieder  bei  Nassau-Oranien 
(Anna,  Tochter  Max.,  hatte  Wilhelm  L  v.  N.-Oran.  geheirathet) ,  1702 
V.  Friedrich  L  von  Preuss.  in  Besitz  genonmien,  mit  Tecklenburg  1707 
vereinigt,  das  derselbe  durch  Eauf  von  Solms-Braunfels  erwarb).  30.  6. 
Hoya  (seit  dem  Aussterben  der  Grafen  1583  getheilt  unter  die  3  Lin. 
Calenberg,  Wolfenbfittel  und  Celle  von  Braunschw.,  seit  1705  bei  der 
einzigen  Braunschw.  Lün«;  ein  kleiner  Theil  an  H.  Cassel).  Stände: 
Präl.  2  St.,  die  aber  nicht  erschienen  —  Bittersch.  (Besitzer  lehnb.  u. 
übrigen  adl.  Güter)  und  Freie  (Bes.  adl.  freier  Lehn-  oder  Erbgüter)  — 
Stadt  Nienburg  u.  Flecken.  31.  G.  Yirnenburg  in  derEifel  (seit  dem 
Aussterben  im  16.  Jahrh.  durch  die  Erbtochter  an  G.  Lowenstein-Werth- 
heim).  32.  G.  Diepholz  (f  1585,  in  Folge  Anwartsch.  an  Braunschw.). 
33.  Spiegelberg  (seit  1631  Nassau-Diez»  aber  unter  Calenberg'scher 
Hoheit).  34.  Bietberg  (durch  Heirath  Ende  des  17.  Jahrh.  an  G.  v. 
Eaunitz).  35.  G.  Pyrmont  (seit  dem  Aussterben  der  G.  v.  Gleichen 
1625  an  die  G.  von  Waldeck j.  36.  G.  Gronsfeld  (seit  1740  der 
freih.  von  da  ab  gräfl.  Fam.  v.  Gronsfeld-Diepenbrock  gehörig.  37.  G, 
Beckheim  (G.  v.  Aspremont)  an  der  Maas.  38.  Herrsch.  Anhalt 
(1641  durch  Schenkung  an  die  F.  von  Salm).  39.  H.  W  innen  bürg 
u.  Beilstein  (nach  Aussterben  der  Familie  als  Lehen  an  Trier,  belehnt 
V.  Erzb.  Lothar  Mettemich  an  einen  Metternich).  40.  G.  Holzapfel 
(gekauft  von  G«  Peter  zu  Holzapfel  1643  vom  F.  v.  N.-Hadamar,  mit 
dessen  einziger  Tochter  an  F.  Adolf  zu  I)  .-Dillenburg,  1707  durch  deren 
Tochter  an  die  F.  v.  Anhalt^Bemburg-Hoym.  Zuletzt  dem  Erzh.  Stephan 
V.  Oesterr.  als  Allode  u.  jetzt  einem  Oldenburg.  Prinzen).  41.  H.  Wittern 
(1723  G.  V.  Plettenberg),  dazu  G.  Eyss  u.  Schlenacken.  42.  G.  Blank en- 
heim  u.  Gerolstein  (G.  von  Manderscheid,  denen  noch  andere  ge- 
horten). 43.  H.  Gehmen  (1640  durch  Heirath  an  die  G.  v.  Limburg- 
Styrum,  später  von  denselben  verkauft,  jetzt  allodial  den  G.  v.  Lands- 
berg). 44.  H.  Gimborn  und  Neustadt  (1610  belehnt  6.  Adam  von 
Schwarzenberg,  seit  1682  zu  Sitz  auf  den  westf.  Ereistagen,   1702  im 
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westf.  Reichsgrafencoll.).  45.  H.  Wickerad  (G.  v.  Quadt,  1752  Fürst). 
46«  H.  Mühlendomk  (durch  Heirath  an  G.  von  Ostein)«  47,  H. 
Beichenstein  (1698  durch  Eanf  an  Freih«  von  Nesselrode)«  48«  G. 
Kerpen  nnd  Lommersnm  (seit  1711  G«  Yon  Schaesberg)«  49.  G. 
Schieiden  (seit  1593  G.  v.  der  Mark).  50.  G.  Hallermund  (1680 
Afterlehen  der  G.  Platen).   51«  Köln.  52.  Aachen.   53.  Dortmund. 

IX.  Obersächsischer.  1950  QM,  Ausschr.  F.  u.  D.  Kurf.  zu 
Sachs.  Ereist,  in  Leipz.,  auch  Jüterbog  oder  Frankf.  a.  0.,  letzter  1683. 
Evangblisch. 

1.  Kursächsische  Lande.  540  QM.  mit  dem  Theile  von  Henne- 
berg und  Lausitz  730  QM-  Stände:  1.  Kurie.  Präl.  (Meissen,  Merseb., 
Naumburg)  —  Grafen  u.  Herren  (G.  Schwarzburg,  Mansfeld,  Stolberg, 
Barby,  Schonburg,  Solms)  —  Univ.  Leipzig  u.  Wittenberg.  2.  Kurie: 
Ritterschaft  (8  Ahnen  u.  altes  schriftsässiges  Rittergut;  jeder  nur  1  St.; 
die  amtssässige  Ritterschaft  durch  Abgeordnete  vertreten,  welche  in  den 
Aemtcrn  die  Amtssassen  wählten).  3.  Kurie:  102  Städte;  alle  6  Jahre 
ein  ordentl.  Landtag  zu  Dresden;  alle  3  J.  Ausschussdeputations -Con- 
venttage.  Das  Einkommen  der  Kurfürsten  aus  den  Kurlanden  betrug 
über  7  Mill.  Thlr.  2.  Mark  Brandenburg.  695  QM.  Die  Thätigkeit 
der  Stände,  Rittersch.  u.  Städte  null.  Erster  Stand  der  Herrenmeister 
des  Johanniter -Ordens  Herrenmeisterthum  Sonnenburg  (oder  Bailei 
Brandenburg)  unter  dem  Grosspriorat  deutscher  Zunge  zu  Heitersheim. 
3 — 7.  Lande  der  Herzoge  zu  Sachsen  Ernestinischer  Linie: 

F.  Weimar,  F.  Eisenach,  F.  Koburg,  F.  Gotha,  F.  Altenburg,  Stande 
in  W.  E.  K.  A.:  Ritterschaft,  Städte;  in  Gotha:  Grafen  und  Herren  (F. 
von  Schwarzburg,  G.  von  Hohenlohe),  Rittersch.,  2  Städte;  dazu  die 
adligen  Yasallen  aus  dem  Amte  Themar  und  die  G.  Heoneberg  und 
Stadt  Themar.    Die  Grafen  (F.)  von  Hatzfeld  wegen  ihres  Antheils  an 

G.  Gleichen,  H.  Kranichfeld  und  Blankenheim  unter  Quasihoheit  von 
S.  Gotha.  8.  F.  Querfurt  (ehemals  magdeb.  Aemter  bei  Kursachsen). 
9.  H.  Pommern  (schwedischen  Antheils  seit  1648)  oder  Vorpommern 
mit  F.  Rügen.  Stände.  10.  11.  Pommern  (seit  Aussterben  der  alten 
Herzöge  1637  an  Preuss.),  umfassend  ein  Stück  von  Vor-  und  ganz 
Hinterpommern  nebst  F.  K  a  m  m  i  n  (säcul.  1648,  vorher  unter 
pommerischer  Hoheit).  Stände:  Präl.,  Rittersch.,  29  Städte.  12.  F. 
Anhalt  (Dessau,  Bernburg,  Köthen,  Zerbst).  Stände:  Rittersch.,  Städte* 
13.  freiweltl.  Frauen-A.  Quedlinburg,  seit  1539  protest.  14.  freiw. 
F.-A.  Gernrode  (seit  1.  Jan.  1624  bei  Anhalt).  15.  ehem.  Cist.-A. 
Walkenried  (seit  1546  evangel.,  1648  erbl.  Reichslehen  der  H.  von 
Braanschw.-Lüneb.,  1672  an  B.-Wolfenbüttel).    16.  17.  F.  Schwarz- 
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barg  (seit  1552  zwei  Linien  Sondershausen  nnd  Rudolstadt).  18,  O. 
Mansfeld  unter  Hoheit  von  Magdeburg  (Brandenburg).  19.  G^.  Stol- 
berg u.  Wernigerode  (unter  kursächs.  bez.  brandenb.  Hoheit).  20. 
O.  Barby  (Eursachsen).  21.  Herrschaften  der  Grafen  Reuss.  22. 
Herrsch,  der  Grafen  v«  SchSnburg  (unter  kursächs.  Hoheit).  23.  G« 
Hohenstein  und  Herrsch.  Lora  u.  Elettenberg  (H.  seit  1535  G. 
y.  Stolberg;  die  beiden  anderen  mit  Halberstadt  bei  Preussen). 

X.  Niedersächsischer.  1420  QM.  Evangel.  Ausschr.  F.  u.  Dir. 
H.  zu  Magdeb.  u.  Bremen,  Mitdir.  Braunschweig. 

1.  H.  Magdeburg  (Erzb.  1561.  5.  Dez.  evangel.,  1680  in  Folge 
des  westfäl.  Friedens  nach  des  letzten  „Administrators^  Tode  an  Bran- 
denb.). Stande:  PräL,  Ritterscb.,  St.  2 — 5.  Länder  des  Kurhauses 
Braun  schweig.  Lüneburg  (H.  Bremen  dem  Erzb.  1644  abgenommen. 
—  F.  Lüneburg  oder  Gelle.  —  F.  Grubenhagen.  —  F.  Calenberg.  In 
jedem  Stände:  Rittersch.,  Städte,  im  letzteren  auch  Präl.).  6.  Wolfen- 
büttel. St.  Piäl.,  Rittersch.,  Städte.  7.  Halb  er sta dt  (1648  an  Bran- 
denb. Stände:  Präl.  Domkap.,  Clerus  secundarius,  —  Rittersch.  —  3 
Städte).  8.  u.  9.  H.  Mecklenburg-Schwerin  und  M.-Güstrow. 
Stände  wie  heute.  10.  u.  11.  H.  Holstein  (Glückstadt  und  Gottorf). 
Seit  1712  kein  Landtag  mehr.  12.  Höchst.  Hildesheim.  Stände: 
Domcap.  —  7  Stifter,  6  kath.  1  evang.  —  Rittersch.  75  landtagsf.  adl. 
Güter  —  Städte.  13.  H.  S.-Lauenburg  (1716  belehnt  Kurf.  Georg 
v.  Braunschw.-Lüneb.).  Stände:  Rittersch.  u.  Landsch.  (Städte).  14. 
Höchst.  Lübeck  (seit  1648  rechtl.  evangel.).  15.  F.  Schwerin  (1648 
als  Bisth.  säcularisirt  u.  d.  H.  v.  Meckl.  gegeben).  16.  F.  Ratzeburg 
(1648  als  Bisth.  säcul.  u.  denselben  gegeben).  17.  F.  Blankenburg 
(nach  dem  Aussterben  der  G.  v.  B.  1599  als  eröffnetes  Lehen  zufolge 
Anwartschaft  an  Wolfenbüttel).  18.  G.  Ranz  au  (1721  an  Dänemark). 
19.  Lübeck.  20.  Goblar.  21.  Mühlhausen.  22.  Nordhausen. 
23.  Hamburg.    24.  Bremen. 

Nicht  eingekreiste  Länder. 

1.  Herrsch.  Asch  (Fam.  von  Zedtwitz,  von  K.  Joseph  H.  Böhmen 
unterstellt).  2.  Cist.  A.  Burt scheid  bei  Aachen.  3.  Präm.  P.  Cap- 
penberg  (AUodial  dem  Freih.  von  Stein).  4,  H.  Dreyss  bei  Wittlich 
(Abtei  Echternach  in  Luxemburg  gehörig).  5.  H.  Dyck  (G.  Salm- 
Reifferscheid-Dyck).  6.  adl.  F.-St.  Elton.  7.  H.  Freudenberg  in 
Luxemburg,  dem  Abte  von  St.  Maximin  in  Trier.  8.  reichsfreier  Ritter- 
sitz Frohnenburg  u.  reichsfreie  Henri.  Horstgen  im  Erzst.  Coln 
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(Freih.  v.  Mylendonk).  9.  Land  Hadeln  (1731  dem  braunachw.  Eur- 
hause  verliehen)  mit  eigenthüml«  Verfassung.  10.  G.  Homburg  (vor 
der  Mark)  den  G.  v.  Wittgenstein-Berleburg.  11.  H.  Jever  den  P.  y. 
Anhalt  gehörig.  12.  Herrl.  Enyphausen  (G.  Aldenburg,  1757  G. 
Bentinck).  13.  Herrsch.  Landskron  (G.  y.  Nesselrode)  zw.  der 
Mark  und  Münster.  14.  H.  Lebach  an  der  Grenze  von  Lothringen 
(geth.  zw.  Trier,  Zweibrücken,  Frauenkl.  Frauenlautem,  Freih.  y.  Hagen 
zu  Motten).  15.  H.  Mechernich  (G.  Nesselrode).  16.  Mümpel- 
gard  (Württemberg)  zw.  Basel,  Burgund,  Lothringen,  Sundgau.  Sprache 
allmälig  franz.  17.  H.  Nalbach  (Landeshoheit  bei  Trier  u.  Freih.  y. 
Hagen).  18.  Dorf  Neunkirchen  am  Waitzenberg  in  Trier  der  A. 
St.  Maximin.  19.  H.  Oberstein,  geth.  zw.  Trier  u.  Limburg-Styrum 
(jetzt  oldenb.  EnclaYO  der  preuss.  RheinproY.).  20.  H.  Pirmont  bei 
Karden  im  Trier*schen  (1701  Frhr.  y.  Waldbott-Bassenheim).  21.  H. 
Rhade  in  der  G.  Mark  (G.  Nesselrode).  22.  H.  Rheda  (G.  y.  Bentheim- 
Tecklenburg).  23.  H.  Richold  im  H.  Limburg  (Frhr.  y.  Bongard  zu 
Pfaffendorf).  24.  H.  Baffenburg  (H.  v.  Aremberg).  25.  H.  Schauen 
(nach  versch.  Wechsel  1698  an  Frh.  y.  Groteu).  26.  H.  Schaumburg 
a.  d.  Lahn  (F.  Yon  Anhalt).  27.  H.  Scjiönaa  (Frh.  y.  Broich).  28. 
eist.  Abtei  Schonthal  im  Würzb.  29.  H.  Schwarzenholz  (FrauenkL 
Frauenlautem).  30.  H.  Stein  in  Lüttich  (Marquis  y.  Westerloo).  31. 
H.  Wasserburg  a.  Bodensee  (Oesterreich).  32.  H.  Wildenberg 
(seit  1418  G.  Hatzfeld).  33.  Kirchspiel  Winden  (Präm.  A.  Amstein). 
34,  G.  Wylre  im  H.  Limburg  (Frhr.  y.  Wachtendonk).  35.  G.  Fag- 
noUe  im  Süden  Yon  Lüttich  (F.  y.  Ligne). 

Dazu  die  Gebiete  der  freien  unmittelbaren  Reichsritter- 
Bchaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Die  ganerbschaft- 
liehen  Orte.  Die  unmittelbaren  Reichs dörf er.  K.  Böhmen.  M. 
Mähren.  H.  Schlesien.  G.  Glatz,  Markgrafenthum  Ober-  und 
Niederlausitz. 
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IV.  Anhang. 

üebersicht  der  deutschen  Eönige  und  Kaiser  seit  888. 

(Die  Könige  sind  forüanfend  mit  arabisoben,  die  gekrönten  Kaiser  mit  lateinisoben 

Ziffern  gezählt.) 

1.  Arnulf  (Huldigung  im  Noyember  887  zu  Frankfurt,  Anfang 
888  zu  Regensburg),  f  8.  Dez.  899. 

1.  Zu  Rom  als  Kaiser  gekrönt  vom  F.  Formosus  im  April  896. 

2.  Ludwig  das  Kind,  Sohn  Arnulfs  (Huldigung  bereits  bei  Leb- 
zeiten seines  Täters),  geb.  893,  einmüthig  21.  Jan.  900  zu  Forchheim 
a.  d.  Regnitz  anerkannt,  von  den  Erzbischofen  gekrönt,  f  2^«  Sept.  911, 
begraben  in  St.  Emmeran  in  Regensburg. 

3.  Eonrad  L  der  Franke,  ITov.  911  zu  Forchheim,  gesalbt,  f 
23.  Dez.  918,  begraben  in  Fulda. 

Sächsisches  Haus« 

4.  Heinrich  L  (SohnH.  Otto's  von  Sachsen,  Gemahl  der  Mathilda, 
der  Enkelin  Widukind's)  gewählt  14.  April  919  zu  Fritzlar  a.  d.  Eder 
in  Hessen  von  den  Sachsen  und  Franken  mit  Zustimmung  der  Alemannen, 
Baiern  und  Thüringer,  lehnt  die  Krönung  und  Salbung  durch  den 
Mainzer  Erzbischof  ab,  f  2.  Juli  936  (59  Jahre  alt)  zu  Memleben  a.  d. 
TJnstrut,  begraben  in  Quedlinburg. 

5.  Otto  L,  Sohn  Heinrichs,  geb.  22.  Nov.  912,  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  erwählt,  8.  Aug.  938  zu  Aachen  von  Allen  anerkannt,  gesalbt 
und  gekrönt  von  Erzbischof  Hildebert  von  Mainz.  Den  Dienst  beim 
Mahle  leisten:  H.  Giselbert  von  Lothringen  als  Kämmerer,  H.  Eber- 
hard von  Franken  als  Truchsess,  H.  Hennann  von  Schwaben  als  Mund- 
schenk, H.  Arnulf  von  Baiern  als  Marschall.  Legt  fränkisches  Gewand 
an.  —  Erste  Gemahlin  Editha,  Konig  Edward's  yon  England  Tochter, 
t  943. 

n.  Kaiser  2.  Febr.  962,  gekrönt  und  gesalbt  in  der  Peterskirche 
zu  Rom  mit  seiner  Gemahlin  Adelheid  vom  F.  Johann  XII. 

Gest.  7.  Mai  973  zu  Memleben,  begraben  zu  Magdeburg  an  Editha's 
Seite. 

Liudolf  (Sohn  yon  der  Editha)  946  yon  allen  Grossen  als  Nach- 
folger der  Treueid  geleistet. 

6.  Otto  n.  (dritter  Sohn  der  Kaiserin  Adelheid)  6  Jahre  alt  zum 
Konige  erwählt  und  von  den  drei  Erzbischofen  gekrönt  und  gesalbt  zu 


604  I^*  Anhang. 

Aachen  26.  Mai  960;    17.  April  972  mit  Theophana,    der  griechischen 
Kaisertochter  yermählt,  gest.  7.  Dez.  983  zu  Rom^  in  St.  Peter  begraben. 

III.  Kaiser  25.  Dez.. 967  durch  die  Krönung  des  P.  Johann  XIII. 
Einziges  Beispiel  einer  Kaiserkrönung  bei  Lebzeiten 
eines  anderen  Kaisers. 

7.  Otto  IIT.,  Sohn  Otto*s  IL,  geb.  Juli  980,  im  Juni  983  auf  dem 
Beichstage  zu  Yerona  einstimmig  gewählt,  25.  Dez.  983  zu  Aachen  von 
den  Erzb.  Willigis  von  Mainz  und  Johann  von  Bayenna  ge]|:ront  und 
gesalbt,  gest.  23.  Jan.  1002  zu  Patemo,  begraben  im  Münster  zu  Aachen. 

IV.  Zum  Kaiser  gekrönt  vom  P.  Gregor  V.,  dem  Urenkel  K.  Otto's  L, 
am  21.  Mai  996. 

8.  Heinrich  IL,  Yetter  Otto's  IIL,  Herzog  von  Baiem,  erwählt 
7.  Juni  1002  zu  Mainz  von  fränkischen,  oberlothringischen  und  baieri- 
sehen  Grossen,  24.  Juli  zu  Merseburg  von  den  Sachsen  anerkannt:  Dar- 
reichung der  Lanze  durch  H.  Bernhard;  seine  Gemahlin  Kunigunde 
vom  Erzb.  Willegis  10.  Aug.  zu  Paderborn  gekrönt.  Starb  13.  Juli 
1024  zu  Grona  bei  Göttingen,  begraben  in  Bamberg. 

y.  Kaiser^  14.  Febr.  1014  mit  seiner  Gemahlin  gesalbt  und  gekrSnt 
in  St.  Peter  zu  Bom  vom  P.  Benedict  VIH. 

Fränkisches  Haus. 

9.  Konrad  n.,  8.  Sept.  1024  bei  Kamba  einstimmig  gewählt  und 
in  Mainz  gekrönte  (Lothringen  und  Köln  wirkten  nicht  mit),  die  Königin 
21.  Sept.  durch  den  Erzb.  von  Köln  gekrönt.  Gest.  4«  Juni  1039  zu 
Nymwegen,  begraben  in  Speier. 

VI.  Zum  Kaiser  mit  seiner  Gemahlin  gekrönt  in  Bom  am  26.  März 
1027. 

10.  Heinrich  HL,  Konrad's  Sohn,  bereits  1026  als  Nachfolger 
mit  8  Jahren  anerkannt,  14.  April  1028  zu  Aachen  gesalbt  und  gekrönt, 
tritt  sofort  die  Begierung  an.  Gest.  5.  Oct.  1056  zu  Bodfeld  am  Harze, 
begraben  in  Speier. 

VIL  Zum  Kaiser  gekrönt  zu  Bom  25.  Dez,  1046  vom  P.  Clemens  IL 
(früher  B.  Suidger  von  Bamberg),  der  am  selben  Tage  consecrirt  war. 

11.  Heinrich  IV,,  Sohn  Heinrich's  IH.,  geb.  11.  Nov.  1050,  aus 
der  Taufe  gehoben  am  31.  März  (Ostertag)  1051  vom  Abt  Hugo  von 
Clugny,  gewählt  Ende  October  oder  Anfang  November  zu  Tribur  1053, 
gekrönt  zu  Aachen  17.  Juli  1054,  seine  Gemahlin  Bertha  (am  23.  Juli 
1066  vermählt)  am  29.  Juni  1066.  Gest.  7.  Aug.  1106  zu  Lüttich,  erst 
am  7.  Aug.  1111  in  Speier  beigesetzt. 
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YIII.  Zum  Kaiser  gekrönt  zu  Born  mit  seiner  Gemahlin  31.  März 
1084  Ton  („G^enpapst''  Wibert)  Clemens  LEI. 

GegenkÖnige :  1)  Rudolf  von  Bh  ein  fei  den  zu  Forchheim 
15.  März  1077  gewählt,  f  ^5-  0^*-  1080;—  2)  Hermann  von 
Luxemburg  gewählt  zu  Ochsenfurt  am  Main  Aug.  1081,  f  1088. 

Heinrichs  Sohn  Eonrad  1087  erwählt  und  zu  Aachen  gekrönt, 
Yon  den  Gegnern  nicht  anerkannt,  Mai  1098  zu  Mainz  Tom  Eodser 
und  den  Fürsten  abgesetzt,  f  27.  Juli  1101. 

12.  Heinrich  Y«,  gewählt  auf  Betreiben  des  Täters  zu  Mainz 
Mai  1098  mit  6  Jahren,  am  6.  Jan.  1099  zu  Aachen  gekrönt.  Gest. 
23.  Mai  1125  zu  Nym wegen,  bestattet  in  Speier.  Die  Eroninsignien 
unter  Obhut  der  Gemahlin  Mathilde. 

IX.  Eaiserkrönung  13.  April  IUI  durch  P.  PaschalH.  in  St.  Peter 
zu  Rom. 

13.  Lothar,  Graf  zu  Supplinburg  und  Herzog  von  Sachsen,  ge- 
wählt (auf  Rath  des  Erzb.  Adelbert  I.  von  Mainz  waren  aus  Baiem, 
Schwaben,  Franken  und  Sachsen  je  10  Fürsten  als  Yorwähler  bestimmt, 
welche  sich  nicht  einigten  und  als  die  geeignetsten  Herzöge  Friedrich 
Yon  Schwaben,  Markgraf  Luitpold  von  Oesterreich  und  Herzog  Lothar 
yon  Sachsen  erklärten)  30.  Aug.  1125  zu  Mainz,  gekrönt  zu  Aachen 
13.  Sept.  durch  den  Erzb.  von  Köln,  der  kurz  nachher  die  Königin 
Richinza  in  Köln  krönte.  Gest  zu  Breitenwang  in  Tirol  3.  Dez.  1137, 
begraben  in  Königslutter. 

X.  Kaiserkrönung  im  Lateran  4.  Juni  1034  (Kaiser  und  seine  Ge- 
mahlin) durch  P.  Innocenz  IL 

14.  Konrad  IH.  von  Franken,  auf  Betreiben  Erzb.  Albero's  von 
Trier  in  Goblenz  am  7.  März  1138  yon  den  anwesenden  Fürsten  (fast 
lauter  rheinische,  keine  bairische  und  sächsische)  einstimmig  gewählt  und 
13.  März  zu  Aachen,  dem  Herkommen  zuwider  durch  den  Cardinal- 
bischof  Dietwin  yon  S.  Bufina,  einem  Schwaben,  gekrönt.  Gest.  zu  Bam- 
berg 15.  Febr.  1152,  daselbst  bestattet. 


Hohenstaufisches  Haus. 

15.  Friedrich  L,  Herzog  yon  Schwaben,  JNeffe  Konrad's  HI.,  der 
ihm  die  Kroninsignien  und  den  Schutz  seines  Sohnes  anvertraute,  ge- 
wählt zu  Frankfurt  8.  März  1152,  gekrönt  9.  März,  gest.  10.  Juni  1190 
zu  Seleuda  und  beigesetzt  in  Tjrus. 

XI.  Gekrönt  zum  Kaiser  18.  Juni  1155  in  St.  Peter  von  HadrianlY. 
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16.  Heinrich  VI.  geb.  1165,  gekrönt  15.  Aug.  1169  (K5nig  von 
Sicilien  durch  seine  Gemahlin  Gonstantia,  Tochter  E.  Rogersi  yermahlt 
1186,  gest.  27.  Nov.  1198),  f  28.  Sept  1197  zu  Messina,  begraben  in 
Palermo. 

Xn.  Eaiserkronung  15.  April  1191  in  St  Peter  durch  P«  GSlestin  HL 


17.  Philipp  Yon  Schwaben,  f&nfter  Sohn  Friedrichs  I.,  zu  Arn- 
stadt 6.  März  (Mai)  1198  gewählt,  zu  Mainz  8.  Sept.  1198  gekrönt,  neu 
gewählt  und  gekrönt  zu  Aachen  6.  Jan.  1205,  ermordet  zu  Bamberg 
21.  Juni  1208  durch  den  Pfalzgrafen  Otto  yon  Witteisbach,  begraben 
in  Speier. 

18.  Otto  lY.  Yon  Braunschweig,  zweiter  Sohn  Heinrichs  des  Löwen, 
gewählt  im  April  1198  zu  Köln,  12.  Juli  zu  Aachen  gekrönt,  nach 
Philipp's  Tode  allgemein  anerkannt  bis  1211,  f  im  Mai  1218  in  der 
Harzburg. 

Xm.  Zum  Kaiser  gekrönt  20.  Sept.  1209. 

19.  Friedrich  IL,  Sohn  Heinrichs  VI.,  geb.  26.  Dez.  1194,  ge- 
wählt zuerst  im  Herbst  1211,  gest.  13.  Dez.  1250  zu  Fiorentino,  bei- 
gesetzt in  Palermo. 

XIV.  Eaiserkronung  in  St.  Peter  22.  Nov.  1220. 
Mitregenten,  seine  Sohne: 

Heinrich  (VII.)  geb.  1212,   gewählt  1220,  abgesetzt  und   nach 
Apulien  gebracht  1235. 
Eonrad  (num.  20). 

Gegenkönige:  1)  Heinrich  Raspe,  Landgraf  von  Thüringen, 
gewählt  22.  Mai  1246  zu  Hochheim,  f  20.  Mai  1254  auf  der  Wart- 
burg.   2)  Wilhelm  (num.  21). 

20.  Eonrad  IV.  geb.  1228,  gewählt  1237,  f  20.  Mai  1254  zu 
Layello,  yon  1251  ab  in  Italien. 


21.  Wilhelm,  Oraf  von  Holland,  gewählt  3.  Oct.  1247  bei  Neuss, 
gekrönt  zu  Aachen  4.  Nov.  1248,  f  28.  Jan.  1256. 

22.  Richard,  Graf  von  Eom Wallis  (Sohn  E.  Johann's  von  Eng- 
land), erwählt  13.  Jan.  1257  zu  Frankfurt,  gekrönt  zu  Aachen  17.  Mai 
1257,  t  2.  April  1272  (in  England). 

Alfons  Yon  Eastilien  am  I.April  1257  allein  vom  Erzbischof Ton 
Trier,  der  von  Sachsen,  Brandenburg  und  Böhmen  beToUmächtigt  war, 
gewählt,  kam  nie  nach  Deutschland. 
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23.  Rudolf  L,  Graf  Ton  Habsburg,  29.Sept  1273  bis  15.  Juli  1291. 

24.  Adolf  von  Nassau,  1292  bis  2.  Juli  1298. 

25.  Albrecht  L  von  Oesterreich  vl298  bis  1.  Mai  1308. 

26.  Heinrich  VII.  (VIEL)  yon  Luxemburg  1308—1313. 

XV.  Eaiserkronung  29.  Juni  1312  im  Lateran  durch  die  damit  vom 
Papste  beauftragten  Cardinäle. 

27.  Ludwig  von  Baiem,  20.  Oct.  1314  bis  11.  Oct.  1348. 
Friedrich  von  Oesterreich,  gewählt  19.  Oct.  1314,  f  13.  Jan.  1330. 

Gegenkönig:  Karl  (num.  28). 

28.  Karl  IV.,  Graf  von  Luxemburg,  König  von  Böhmen,  erwählt 
in  Kense  11.  Juli  1346,  gekrönt  zu  Bonn  26.  November,  f  zu  Prag 
29.  Nov.  1378. 

XVI.  Kaiser krönung  in  Rom  5.  April  1355  durch  die  Legaten. 
Gegen könig:   Günther,  Ghraf  von  Schwarzburg,  erwählt  Jan. 

1349,  verzichtet  26.  Mai,  stirbt  12.  Juni  1349. 

29.  Wenzel,  Sohn  KarPs,  König  von  Böhmen,  gewählt  am  10.  Juni 
1376  zu  Frankfurt,  am  6.  Juli  zu  Aachen  mit  seiner  Gemahlin  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  gekrönt.  Entsetzt  zu  Rense  20.  Aug.  1400  von  den 
vier  rheinischen  Kurfürsten,  gest.  16.  Aug.  1419. 

30.  Ruprecht,  Pfalzgraf  vom  Rhein  und  Herzog  in  Baiem,  ge- 
wählt 28.  Aug.  1400  von  den  drei  geistlichen  Kurfürsten  und  sich  selbst, 
gekrönt  in  Köln  6.  Jan.  1401,  f  18.  Mai  1410. 

31.  Sigismund,  K.  von  Ungarn  (Sohn  KarPs  IV.),  erwählt 
(20.  Sept.  1410)  21.  Juli  1411,  gekrönt  8.  Nov.  1414,  f  z«  Znaim 
9.  Dez.  1437. 

XVU.  Kaiserkrönung  31.  Mai  1433  zu  Rom. 

Gegenkönig:   sein  Bruder  Jodokus  oder  Jost,  Markgraf 
von  Mähren  1.  Oct.  1410,  f  17.  Jan.  1411. 

Habsburgische  s  Haus. 

32.  Albrecht  IL,  H.  v.  Oesterreich,  K.  v.  Böhmen  und  Ungarn 
18.  März  1438,  f  27.  Oct.  1439. 

33.  Friedrich  HI.  (IV.),  2.  Febr.  1440,  f  19.  Aug.  1493. 
•    XVm.  Kaiserkrönung  in  Rom  16.  März  1452. 

34.  Maximilian  I.,  römischer  König  16.  Febr.  1486,  nennt  sich 
mit  Zustimmung  P.  Julius  II.  am  8.  Febr.  1508  ;,Erwählter  Römischer 
Kaiser^  f  12.  Jan.  1519. 

35.  Karl  V.,  Enkel  Maximilians  von  dessen  Sohne  Philipp  K.  von 
Spanien,  f  1506,  erwählt  28.  Juni  1519,  gekrönt  23.  Oct  1520,  dankt 
ab  7.  September  1556,  f  21.  Sept.  1558. 
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XIX.  Letzte  Eaiaerkrönung  in  Bologna  24.  Febr.  1530. 

36.  Ferdinand  L,  Bruder  EarPs  Y.,  römischer  Eonig  5.  Januar, 
erwählt  11.  Jan.  1531  zu  Eöln,  ^erwShlter  Römischer  SLaiser^  naoh 
Beschwörung  der  Wahlkapitulation  14.  März  1558,  gest.  25.  Juli  1564. 

37.  Maximilian  II.,  Bohn  Ferdinand's,  Kömischer  Eönig  24.  Not. 
1562,  gekrönt  30.  Nov.  1562  zu  Frankfurt,  f  12-  Oct.  1576. 

38.  Rudolf  II.,  Sohn  Maximilian's,  erwählt  27.  October,  gekrönt 
1.  Nov.  1575  in  Regensburg,  f  20.  Jan.  1612. 

39.  Matthias,  Bruder  Rudolfs,  gewählt  13.  Juni,  gekrönt  zu 
Frankfurt  24.  Juni  1612,  f  20.  Mfcz  1619. 

40.  Ferdinand  IL,  Sohn  des  Erzherzogs  Earl  von  Steiermark 
(Bruders  Maximilian's  11.),  adoptirt  von  Matthias  1617,  gew.  28.  Aug., 
gekr.  7.  Sept.  1619,  f  15-  Febr.  1637. 

41.  Ferdinand  m.,  Sohn  des  vorigen,  Rom.  Eönig  22.  Dez.  1636 
(Wahl  und  Erönung  in  Regensburg),  f  2.  April  1657. 

Ferdinand  IV.,  Sohn,  Römischer  Eönig  31.  Mai  1653,  f  9.  Juli 
1664. 

42.  Leopold  I.,  zweiter  Sohn  Ferdinand's  III.,  18.  Juli  1658  bis 
8.  Mai  1705. 

43.  Josef  I.,  Sohn,  Rom.  Eönig  24.  Jan.  1690,  gekr.  26.  Jan.  in 
Augsburg,  t  17*  April  1711. 

44.  Earl  VI.,  Bruder  des  vorigen,  12.  Oct  1711  bis  20.  Oct.  1740. 


45.  Earl  VH.,  EurfÜrst  von  Baiern,  24.  Jan.  1742  bis  20.  Jan.  1745. 

Lothringisches  Haus. 

46.  Franz  I.,  Herzog   von  Lothringen -Yaudemont,   Ghrossherzog 
von  Toscana,  Gemahl  von  Maria  Theresia,  13.  Sept.  1745  bis  18.  Aug.  1765. 

47.  J  0  8  e  f  H.,  Sohn,  27.  Mfirz  1764,  f  20.  Febr.  1790. 

48.  L  e  0  p  0 1  d  II.,  Sohn  Franz  I.,  30.  Sept.  1790  bis  1.  März  1792. 

49.  Franz  II.,   Sohn  Leopold's,  5.  Juli  1792  gewählt,    14.  Juli 
1792  gekrönt.  Legt  am  6.  August  1806  die  Eaiserwürde  nieder. 


Alpbabetisehes  Wortverzeiehniss. 

Auf  die  Anli&nge  ist  keine  Büekeiclit  genommea. 


Aachen  52.  160.  201.  203. 
Abendmahlsprobe  425. 
Absonderung  der  Kinder  536.  550. 
Abteien  des  Beiohs  187. 
Aocise  256. 
Acht,  beim].  366.  401.  offene  401. 

—  Erkl&mng  Ton  ReiobBstftnden  312.  315. 
behufs  der  XJrtheilsYollstreoknng  428. 
432. 

Aetio,  Actores  118»  131. 

Aokerfriede  99. 

Adal  32. 

Adel  32. 135. 273. 283.  hoher,  niederer  334. 

Adeliges  Gut  456. 

Adfathamire,  abfatliimuB  351. 

AdmaUare  396. 

Administration  in  den  Territorien  252.322. 

Admission  zum  Reichstage  313. 

Adoption  534. 

Adrhamire  392. 

Adstantes  382. 

AdTOoatns  122.  128.  192.  254.  361. 

—  eoolesiae  206.  309. 
Ager  publicus  46. 
Ager  =  Centene  119. 
Aicis  119. 
ajonrner  393. 
Aktenyersendnng  377. 
Alamannen  18.  46.  53. 
Alanen  48. 

Alarioh  48. 
Albertus  82. 
Albert  POlmann  179. 
Aldi,  Aldiones  37.  142. 
Aliprand  82. 

T.  Schulte,  Beieha-  n.  Beeliteireacli«   4.  Aufl. 
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Afimanni  lifö. 
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Beamte  251. 
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Beaanfon  309. 
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Stadtreoht  163. 299.  ünterihanensoliaft, 
allgemeine  im  Lande  243.  321, 

Bote  121. 

Brand  von  Tzerstede  175. 

Brandenburg.  Eurwürde  202.  Untertha- 
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Gancellarius  113. 
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per  se  scribenda  87.  missomm  88,  spft- 
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Castra  123. 

Causae  majores  350,  372. 
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Cechen  49. 

CensuB  94.  111.  arearum,  domorom  231. 

Centene  25.  42.  119.  121. 
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Ceraecensuales  138. 
Cerarii  138. 
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Chlodio,  Chlogio  51. 
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297. 
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39» 


CoofSd.  dn  Bhio  337. 


Din  de>  E«Dig>  114 


Diebsklsge  489. 

DieDitadel  137. 

Di«nstlent0  281. 

DiaDBtreobt  164. 

DietriohBtein  309. 

BifBdsre,  difTidatia  225. 

Dingliche  Rechte  485. 

DingBtatt  391. 

DiBtinctionen,  Bach  der,  179. 

Dithmaner.  L.  B.  158. 

Dörfer  23. 

DomülDen  110.  323. 

DomesticnB  118. 

Domininm  195;  direotiKni  ntile  459.  < 

Doininai  468;  terrae  195. 

Dons  111. 

DortmnDd  162. 
..  Dos  527. 

)D)  246.  Dotalitium  526. 

Drsugeld,  Dranfgeld  608. 

DreifelderwirtbBOhaft  2Ö. 
Ef  angelicorom  315.      DreikSnigsbündniae  338. 

Duoea  1£^.  S.  Ucriog. 

Duell  419  ff. 
g;io  334.  Darohsohlaaliteigen  455. 

157.  Dnx  limitiE  123. 

Djnaata  196.  220.  245. 

Ba27.  66. 

Ebenbflrtigkeit  9 

Echtes  ding  350.  £ 

Eohtlos^keit  446. 

Edele  late  270. 

Edictnin  Athidarici  74. 

—  Theodoriei  das. 

—  de  crioiuie  laeaae  nugeatatU  154. 
Edictne  Langob.  79, 

r.  Eger  161. 

Ehe  28.    Folgen  der  624  £ 

—  der  EOnig«  96. 

—  lor  Unken  Hand  538. 
Ehehaftep  397,  400.  42a  483. 
EheUchkeit  546. 

Ehemann,  SteUnng  i.  Franengnts  626  ff. 
EheatiftDOg,  Eherertrag  629. 
Ehre  445  ff. 
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Eid  gegen  den  ESnig  98;  der  Treue  104. 
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Eigen  454. 
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EingebraohteB  525  ff. 
EinkindeehafI;  537. 
Einkünfte  des  ESnigs  110.  233.  316. 

—  der  Landesherren  253  f.  321. 
Einlager,  Einreiten  433. 
Eintragung  479. 
Einwanderung  90  ff. 
Einweisung  433.  477. 

Einwio  420. 

Einwohner  der  Territorien  242  f.  819  ff. 

Einzelhöfe  21. 

Eisenaoh  160.    Beohtsbuoh  180. 

Electus  Imperator  304. 

Elemente  im  Rechte  1. 

Eltern,  Erbrecht  554. 

Emancipatio  saxonica  535. 

Empfehlung  519. 

Engelbert  von  Yolkersdorf  182. 

Engem  26. 

Enns  161. 

Erbämter  des  Reichs  209.  213.  311. 

Erbare  Iflte  270. 

Erbe  455.  556.  nächster  558  ff. 

—  Antritt    des    566.;     Haftpflicht    667. 
Theilung,  Yerlust  568. 

Erbfolge  30.  39. 

—  in     Fdrstenthümem     241.     in     das 
ESnigthum  %. 

Erbgut  217.  548.  558  ff. 
Erblichkeit  der  Grafschaft  185. 

—  d.  ESnigswürde  39. 96. 189.  Lehen  185. 

—  der  Harkgrafsohaft  186. 
Erbloses  Gut  569. 
Erhvertrag  565. 

ErbTerzioht  adeliger  Töchter  332. 
Erfurt  160.    Parlament  338. 


Erhebung  in  den  Adel  333. 

Errungenschaft  530. 

Erstgeburt  560. 

Erwählter  römischer  Kaiser  305. 

Erwerb  y.  Immobilien  469.  Mobilien  480. 

—  aus  erster  Hand  466. 

Ersämter  212.  310. 

Erzkanzler  das. 

Erzsohatzmeister  310. 

Essendes  Pfand  505. 

Eventualbelehnung  mit  Territorien  242. 

Ewa  27.  66. 

Ewiger  Landfriede  227.  292. 

Examen  crucis  etc.  411.  425. 

Execution  120.  432. 

Executionsordnung  291. 

ExecutionsrecesB  291. 

Exoniare  420. 

Expeditio  Rom.  decret.  de,  225. 

/Fahnlehen  219.  241. 

Fahrende     Habe,     Fahmiss    454.    485. 

Klage  darauf  487. 
Familia  26.  28.  106. 
Faraman  92. 
Fehde  222.  348. 
Fehmgericht  s.  Yehmgerioht 
Feldgemeinschaft  25. 
Festuca  473. 
Feudalismus  183. 
Feuerprobe  425. 
Fideicommiss  538.  565. 
FideHtät  103  ff. 
Finanzwesen  HO.  255.  3ia  323. 
Finden  470.  des  Urtheils  429. 
Fischerei  495. 
Flussbett  46a 

Forderungsrecht,  Charakter  496. 
Forestum,  Forsten  494. 
Formales  Element  im  Rechte  2. 
Formelbücher  89.  181.  300. 
Formelsammlungen  88,  zur  Lombarda  82 
Formulae  89. 
Fragen  des  Urtheils  428. 
Franconia  53,  8. 
Francus  135. 

Franken  18.  47.  51  ff.  96.  Herzogth. 
Frankfurt  am  Main  160.  203.  299. 
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Fränkische  Stadtreohte  160. 

Franz  ü.  336. 

Frau,  yermSgensreclitl.  Stellung  524  flp. 

Frauengnt  das. 

Frankauf  2a 

Freda,  fredum,  fredns  99.  112.  348. 

Freiburg  i.  B.   160.  299.  im  Üohtlande 

das.  8. 
Frei,  Freiheit  26.  32. 185. 276  ff.  425.  443. 

Beweis  der  F.  411  ff. 
Freier  Herr  195.  279. 
Freigelassene  37.  142. 
Freigerichte  361. 
Freigraf  364.  368. 
Freiheitsbriefe  Österreich.  154  f. 
Freikauf  143. 
Freilassung  141.  143« 
FreisohOffe  386. 
Fremde  62. 
Friaul  57. 
Friedberg  332. 
Friede  27.  besonderer  99.  =  Verwandt- 

schalt  30. 
~  Wirken  des  bei  der  Auflassung  478. 
Friedensbüoher  159. 
Friedensgeld  s.  freda. 
Friedrich   L    oonst.    de    regalibus   152* 

Friedr.   IL   priv.    in    fav.   prino.   n. 

oonfoed.    cum    prino.     eooles.     das. 

Text  beider  194. 
Friesen  47.  193.  270.  Beohte  156. 
Fristen  397.  428. 
Frohnbote  388. 
Frfichte  469.  506.  515. 
Ffirsprecher  384.  38a 
Fflrst  38.  195.  216  ff.  279.  Gerichtsstand 

372.   Stand  219.    Stellung  zum  E5nig 

220. 
Fürstenamt,  Theilung  189.  Erbfolge  238. 
Fflrstenrath  313. 
Fürstenoongress  zu  Berlin  338,  Frankf. 

339. 
Fflrstengenoss  215. 
Fürst-Prinoipal-Gommissarius  314. 
Fussknechtsbestallnng  292. 
Oairm  16. 
Galen  16. 


Gallien  16. 

Ganerben  543.  569. 

Ganerbschaften  332. 

Garathinx  79. 

Gargang^  62. 

Gasindus  105. 

Gastrecht  29. 

Gau  25.  41.  94.  116.  fL  182  ff. 

Gebäude  495. 

Gebotene  Dinge  41.  393. 

Geburtsstände  271  ff.  333  ff. 

Gedinge  497. 

Gefahr  im  Processe  402,   bei  Yerträgen 

505.  514. 
Gefolge  des  EOnigs  103  ff. 
Gefolgschaft  43. 
Geisel  494. 
Geistliche,  Erbrecht  541. 

—  Bank  314. 

—  Gerichtsbarkeit  über  sie  369.  436. 

—  Nachlass  derselben  236. 

—  Reiohsfarsten  213.  278.  312. 

—  Steuerbarkeit  ders.  232.  254. 

—  Territorien  237.  319. 

—  s.  Kirche. 

Geistlicher  Vorbehalt  320. 
Gelehrte  390. 

Geloben  497. 

Gemahl  29. 

Gemeinbesoheide  291. 

Gemeinde    23.    25.    94.   119.      Gerichte 

347  ff. 
Gemeine  Ehre  449. 
Gemeiner  Tod  505. 
Gemeines  Beoht  146.  289. 
Gemeinfriede  282. 
Gemene,  blote  gewere  465. 
Genoss,  Uebergenoss,  Ungenoss  450. 
Genossenschaft  der  Gatten  524. 
Gerade  454. 

Gereide,  Gereide  Gut  455. 
Gericht.    Hegung  394.    Zeit  393.  siehe 

Sportein,     Eammerg.     Landger, 

Beichshofrath  u.  a. 
Gerichte,  geistliche  434  fL 
Gerichtlicher  Abschluss  y.  Verträgen  498. 
Gerichtsformehl  81.  177. 
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Gerichtsordnangeii  der  Territorien  295. 

GerichtsBclireiber  391.  398. 

Gerichtsstand  der  Freien  349.  355.  357. 
358.  368.  375,  Fürsten  276.  371.  369. 
Unfreien  358. 

Gerichtstage  247. 

Gerichtszeugniss  416  f. 

Gerichtszinsen  254« 

GermAge  30. 

Germanen  15  ff. 

Germania,  röm.  Provinzen  45. 

Gerüchte  400. 

Gesamint  urteil  151.  371» 

Gesammtbelehnnng  242. 

Gesammtbürgschaft  31. 

Gesammteigenthnm  460. 

Gesandtschaften  328. 

Geschäfte  565. 

Geschenke  an  den  E5nig  111. 

Gesohleohts-Vormnndschaft  543.  —  Vor- 
zug im  Erbe  547. 

Geschriebenes  Becht  60  ff. 

Geschwister,  Erbrecht  547  ff. 

Geschworene  386. 

Gesellschaft  520. 

Gesetze  d.  Beichs,  Abfassung  151  ff. 
287  ff.  345. 

Gestabter  Eid  407. 

Geten  17. 

Getheiltes  Eigenthum  459. 

Getreue  des  Königs  103  ff. 

Getüch,  Gezeuge  412.  414. 

Gewährleistung  487. 

Gewaltbote  124. 

Gewerbe  262. 

Gewere,  were  94.  460. 

—  egenlike  464.  hebbende,  ledigliohe, 
brukende  463.  lenes  464.  485. 

—  im  Process  398.  491. 
^  nach  Hofrecht  485. 
Geweihter  Bissen  425. 
Gewohnheit  20.  60.  64.  146. 
Güden  260. 

Giweri,  giwerida  460. 

Glossa  zur  Lombarda  81.  Malbergische 
68.  zu  Sachsensp.  174.  zum  Weichbild- 
rechte 178. 


GSrlitzer  Land-Lehnreoht  171. 

Gograviatus  356.  358.  361. 

Goldene  Bulle  Karls  IT.  s.  bnlla. 

Goslar  163. 

Gothaer  Versammlung  338. 

Gothen  47. 

Gottesfriede  224. 

Gottesurtheil  419  ff. 

Gottes  Gnaden  93. 

Gottheiten  der  Germanen  18. 

Graf,  grafio  95.  117  ff. 

Grafenamt,  Erblichkeit  182  ff. 

G^afenbänke  314. 

Grafengerioht  349. 

GrafschaftsTerfassüng  94.  116.  ff.  184  ff. 

Greifswald  302. 

Grenzgrafschaft  ^3. 

Grosse  fränk.  135. 

Grundbesitz  21.  26.  Bedeutung  für  d. 
öff.  Becht  324.  388.  441.  Grossgrund- 
besitz 93.  Klage  um  486.  Beweis  409. 
414.  EinfluBs  auf  die  Bechtsbildung 
441  f. 

Grundeigenthum,  Erbrecht  548. 

Grundherr,  Pfändungsrecht  510. 

Grundholden  128. 

Grundrechte,  deutsche  338. 

Grundruhrecht  471. 

Grundsteuer  111. 

Grundzinsen  253.  456. 

Gülte,  Gültenyerkauf  515. 

Güterabtretung  499. 

Gütergemeinschaft  533. 

Gundobada  69. 

Gymnasien  328. 

Kadrian  I.  P.  56.  96. 

Haft  zur  Sicherung  432. 

Haftpflicht  aus  Verträgen  493. 

Haimburg  160. 

Halbfreie  141. 

Halle  162. 

Halm  473.  497. 

Halsgeriohtsordnung  292. 

Hamburg  163.  299. 

Hand  29. 

Hand  muss  Hand  wahren  493. 

Handel  262. 
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Handeltgeriofat  341. 
HandfeBte  156.  157. 
Handsobab  474.  tiT. 
Handwerk  262. 


HoUtein,  BtadtiMbte  Ifö. 
Holtmarken  496. 

Homo  106.  komlnes  der  InunniiitBtSii  128. 
eoidesiae,  fiscalini,  ragii  144. 

—  firanODH  105. 
HoBpeB,  Hospitalitoa  93. 
Hfilfabeamte  im  Oeriolitfl  884. 
Uate  94. 

Hugo  Orotias  303. 
19.  Holde  S44. 

Hnmor  21. 

Handertsohafleii  S5. 
g  536.  Hanne,  bandaei  130. 

Hannen  48. 

Jaf  dreoht  494. 

Jabr  und  Tag  481. 
).  42.  127.  131.  228.      Jena  302. 

Iglan  156.  164. 
swSte  454.  SAT.  Immobiliarklage  486. 

Immunitaa  125.  350.    Harren  184. 

—  der  BeiobBstAnde  259. 
Imperatoriaohe  Q«walt  d.  fr.  Kßniga  97  f. 
Imperium  200.  S04. 

ideiordnoDg  297.  Indioes  90. 

Indiotio  111. 

Indigenat  117. 

fnferenda  120. 

iDgtTODen  17. 

iDgennoB  32.  106.  135. 
.  192.  862  ff.  Ingethom  454. 

.  157.  Inbaftoabme  428.  432. 

Inonngen  263. 

Inquisition  436. 
»7.  488.  Intignien,  kOnigl.  97. 

Inanla  nata  468. 

Interim  von  1850.  338. 

Intertiare  486. 
i.  InTestitDi  461.  474. 

370  ff.  InTesüttiratreit  190. 

t  ff.  250.  Johann  von  Baoh  167.  175. 

—  Eleokok  170. 
mg  293.                           —  Purgold  180. 

JoiephinisnuB  325. 
IiOlYOnon,  iBtSyonen  17. 
Italien  ESnigr.  55.  87.  101.  202. 
Itio  in  paitea  815.  381. 
Juden  156.  161.  234.  369. 


228.  241.  246.  247.  260. 
tor.  237  ff.  319  ff. 
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Jndez  für  Graf  117.  131. 

—  in  den  Immunitäten  122.  128  fL 

—  onriae  869.  370. 

—  fiBoaÜB,  palatii  117. 
Jndex  proYinoiallB  245.  267. 
Jndioinm  dei  419  ff.   dnelli,  pugnae  420. 

offae  425. 
Jagera  94. 

Jfllioh,  Landreoht  297. 
Jüngster  ReiohBabBohied  315. 
Juniores  106  ff.  115 
Jura  in  re  aliena  465. 

—  regalia  b.  Regalien. 
Jurati  269.  386. 
JnriBtenfaonltat  377. 
JuristeuBtand  285. 
Jury  405. 

JuB  adoapitnlandi  288« 

—  commune  146. 

—  curiae  359. 

—  Romanum  91. 

—  Bpolii  236. 
Justitia  LubioensiB  162.. 
JuBtitia  miniBterialium  165. 
JuBtitiarius  ouriae  370« 
Justizverwaltung  327.  377. 
Xftmpe,  E&mpfer  406.  411.  421« 
£ftmthen  296. 

Kaiser  57.  101.  189.  303. 342.  Würde  147. 
Kaiserliches  Recht  148. 
Kaiserreoht,  kleines  180. 
Kammerboten  234. 
Kammergericht  373.  378^  380. 

—  Ordnung  293. 
Kammerknechte  234. 
Kammerrichter  378. 
Kammerziele  318.  379. 
Kanxler  381. 
Kapitel  238.  245. 
KapitelBtage  366. 
Kapitularien  86.  145. 

Karl  d*  0.  55  ff.  MarteU  54. 

KastenTOgt  130. 

Kauf  513,  der  Frau  28. 

Kelten  16. 

Ketzergesetze  153. 


Kirche,  ihr  Recht  65. 73.  75.    Einfluss  61. 

65.  146  f.    Stellung  101.  202  ff.  307. 
Kirche  und  Staat  62.  187  ff.  200  f.  205. 

308  in  kath.  u.  prot  Territ.  320. 
Kirchengut  126  fL 
Kirchenordnungen  297. 
Kirohenrecht  147. 
Kirchenstaat  55  f. 
Kistenpfand  507. 

Klagbarkeit  der  Forderungen  498. 
Klage  um  Eigenthum,  bewegl.  487,  un- 

bewegl.  486. 
Klage,  Kläger  395. 
Klagspiegel  300. 
KlagBtellung  395  ff. 
Kienkok,  Johann  170. 
Klerus,  sein  Recht  62. 
Kneoht,     Knechtschaft     38.     138.     um 

Schuld  497. 
König  38.  93.  96.  dessen  Bann  99.  304. 

354.  361.  385.  395  ff.  Einkünfte  110. 

230.  316.  Friede  98.    Gericht  über 

ihn  203.    Erblichk.  189.  Hausmacht 

das.  195.  Kr 5 nun g  97.  199.  Recht 

63.  97.  200.    Richter  203,  10.  370. 

Stellung  202  ff.    Wahl  201. 
König  als  Richter  b.  Bann. 
KSnigsbote  124. 
KOnigsgericht  872. 
KOnigsritt  204. 
Kopfsteuer  111. 
Hrain  296. 

Kreise  des  Reichs  315. 
Kreiseintheilung  in  Territorien  327. 
Kriegswesen  42.  131.  224.  252.  294.  316. 

322. 
Kreuzurtheil  425. 
Kundliche  Schuld  512. 
Kunkelmäge  30. 
Kurfürsten,  Kuramt,  Kurwürde  198.  203. 

208.  212.  310.  Stellung  208.  310. 
Kurfürstentag  (Rense)  153. 
Kurlande,  untheilb.  240.  ünterthanen  243. 
Kurpfalz,  Landrecht  297.  s.  Pfalzgraf. 
Kurrerein  214.  311. 
Ladung  394. 
Landding  245. 


ter  250.    ErbSrnter  275. 

E«  295. 

—  Anglionun  et  Wernioriim  85. 

ff.  240  ff.  321. 

—  Anglo-wxonicw  86. 

ohkeit,  Luidealioli«it  193  ff. 

-  BnJUTariorum  7a 

ff. 

—  Baipindionnin  69,   Koman«  Burgun 

ngen  1&8.  294. 

dionnm  71. 

156. 

—  Cvrieosia  Rom.  77. 

g  154.  156.  325  ff. 

221  f.    Ewiger  224. 225 

291. 

—  Frisionum  82. 

)  %2.  361  ff. 

te  156. 

—  RipuariB  74. 

ill  245.  24S.  !fö2. 

3. 

—  Romana  79. 

-  Sali»  66. 

156.  295. 

—  Saxoanm  83. 

279 

—  Viiigothomm  72.  Roma  Tiaig.  74. 
Libellarii  138. 

!49. 

Libar  32.  135.  237.  n.  nobilis  276. 

t93. 

-  CenHoalis  90. 

344.  247.  322. 

7.  251. 

—  faudonim  150. 

Dhied  251. 

2.  270. 

LibertuB  37.  142. 

i  50.  65.  79. 

Liotor  120.  432. 

1301. 

Limes  Baionioas  67. 

i  37.  141.  285. 

Liten,  liti  37.  142.  283. 

24. 

Geltung  146. 

loi  saUqae  96. 
Lombarda  Sl. 

'534. 

164.  17a  173.  288.  240. 

298. 

LooB,  Loosen  25.  92.  94.  473. 

16  ff.  3ia 

Lothringen  59. 

rang  240. 

Lflbeok  162.  299. 

,  358. 

■Lflneräler  Friede  291. 

)3. 

Lupoid  von  Bebenbnrg  182. 

ffenheit  im  Erbreohta  547. 

M&bren  57.  156.  163.  nnter  BShmen  ge 

it  545. 

stellt  240. 

weisong  416. 

6. 

—  Fragen  179.  SohCffemeoht  178. 

303. 

Mage  30. 

Magistri  in  Stftdten  263.  269. 

7.  141.  283. 

Magwhaft  30. 

sa 

Mainz  45.  Erzb.  198.  311.  369.  879.  SSL 

J. 

MaJMtas  305. 

)7. 

-  Carolina  157, 

Register. 
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Majores  115. 

Migordomns  114. 

Malberger'sohe  Glosse  68. 

Malefizordnungen  294. 

Hallns  383.  mallare  395. 

Maxmire  396. 

Mannsstamm,  Vorzug  547  ff. 

Mansos  94. 

Manns  regis  104. 

Marohio,  marohisi  123.' 

Marculf  88. 

Marescalons ,    marscalcns ,    mariscalcns, 

Marschall  105.  113,  244. 
Mark  25.  96.  121.  123.   ayarische,   nord- 

ganisohe,  sächsische,  sorbische  57. 
Markgenossenschaft  25.  457. 
Markgrafen  122.  187.  Gerichte  358. 
Markt  267. 

Marsilins,  de  Menandrino  182. 
Matrikeln  316  f. 
Matrimoninm   ad  morganaticam ,   legem 

salioam  539. 
ManthgefäUe  236.  254. 
Mediatisirte  321.  451, 
Meineid  409. 

Mensalgüter,  kirchliche  238. 
Meroyech  51. 
Messen  260. 
MetaUe  238.  491 
Metz  52. 
Miethe  517. 
MiHtes  120.  272  ff. 

Minister-centenarins  119.  comitis  120. 
Ministerialen  113.  120.  139.  164. 195.  213. 

219.  222.  252.  275.  282. 
Ministerien  als  oberste  Behörden  326  ff. 
Minor,  minoflidus  33. 
Missaticnm  124. 
Missheirath  538. 
Missi  123.  comitum  120. 
Mitbürgen  502  f. 
Mitio,  mitiom  94.  127. 
Mittelfreie  285. 
MobiUarklage  487. 
Mönche,  Erbrecht  547. 
Monasteria  130. 
Monnmenta  Ger<n.  6. 


Morgengabe  532.  539.  548. 

Moser,  J.  J.,  303. 

Mfihlen  253. 

Mündigkeit  540.  des  Königs  97. 

Mündlichkeit  349. 

Münzreoht  234. 

Mund  65. 

Mundbriefe  90. 

Mundeburdis  regia  99.  103.  127. 

Mnndium  29.  103.  540. 

Mnntporo  29. 

Mustheil  454. 

Hachbarn  als  Zeugen  411.  415. 

Nachbarschaft  270.  » 

Nachlass  557. 

Nacht,  Zählung  danach  41. 

Nagelmäge  30. 

Nassau  312.  339. 

Nationalität  im  Rechte  2.,  sonst  204.  386. 

439.      ^ 
Nationalversammlung  338. 
Naturallasten  112. 

Naturalabgaben  an  Landesherren  253. 
Nebensachen  456. 
Neuffirstliche  Häuser  313. 
Neustria  52  f. 
Neuzeit,  Gerichte  389. 
Niederlassung,  german.  91  ff. 
Niftelgerade  568. 

Nikolaus  Ton  Buch  175.  Wurm.  das. 
Nobilis  32.  35.  136.  216.  276. 
Nobilitas  equestris  334.  imperii  329  ff. 
Nomeny  309. 
Nonae  110. 
Nordalbingien  56. 
Norddeutscher  Bund  341. 
Nordgauische  Mark  57. 
Nordhausen  160. 
Noricum  45. 

Notar  251.  371.  384.  388.  418. 
#  Notariatsordnung  295. 
Notarieller  Abschluss  t.  Geschftften  499. 
Nothweg  496. 
Nothwebr  222.  447. 
Notorietätsbeweis  409. 
Nürnberg  161.  299. 
Nuntii  Gamerae  234. 


Nntznngsgewere  463  f. 
ObeiliSfe  373. 
OberkfiolieDraeigter  113. 


»it  21.  349,  im  8aoheiir«ohte 

146.  43L 

ermann  Toa,  176. 
:  Uai^  56,  Henogthom  154. 
ibriefe  155.  Landreoht  167. 
bt  161.  altg.  bfirg.  0«i.  Buch 
le  Geriobtabarkeit  des  Herc. 
teitdirte  Lehenhoheit  des  Her- 
i,  ToUe  Öariobtshoheit  196. 
ikeit  221.  338.  S39.  bMnoht 
loftafa  in  Baiern  233.  B«iohB- 
9Dat  227,  angab).  Baoht  hin- 
dar  Belebnung  240.  volle 
hanensahaft  200. 242 ff. 321. 
willigung  der  I/andatände  254. 
^QDOtionen  in  der  Hand  der 
len  3S2,  Herrenhans  824.  18. 
iuiig344.  EaiBerthiim337. 
lg  «DB  Reich  358. 

g4m. 


iohta  391. 
56.  Stadtreehte  162. 


4.  117.  PsgenieB  das.  125. 


Fapian  72. 

Papst  nnd  KaiBer  102.  201.  205  ff. 

Paientela  30.  563. 

Pate«  385. 

Parteieid  405.  408. 

Parteien  395. 

Parti  onlarismnB  des  Beohta  146. 

Paawner  Vertrag  290. 

Patrldat  dar  ReiehsBtädte  334. 

Patrioiua  97.  123.  52.  55. 

Patriraonialitat  217.  Patr.  Oeriebt«  822. 

Pax  del  SS4. 

Peinliche  Halsgeri^tBordnong  2M. 

Perioden  II. 

PeraOnlichkeit  der  Beohte  62. 
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Skalk  105. 
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Solesacire  396. 
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Sors,  Bortes  469. 
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Speoifioation  467.  ^ 
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Stammland  548. 

Stände  des  Beichs  216.  328. 

—  nach  Geburt  115.  278.  285. 
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Stolberg  309. 

Strafart,  Einflnss  auf  die  Ehre  449. 
Strandrecht  471. 
Strassburg  160. 
Strudes  420, 
Subjecti  321, 
Subministri  251, 
Subofficiati  das. 
Subsidium  232.  .caritatiyum  331. 
Successio  ad  legem  Salicam  96. 
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Summa  dictaminum  180. 
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Verarbeitet«  Sachen  470. 

Terdun,  Vortrag  von,  58. 
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Verfangenaohaft  537. 

474. 

Verfeatnng  428. 

1,  UngenoM  450. 

Vei^abnngen  der  KSnige  108  ff.,  auf  den 
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TodeifkU  552. 
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der  Qeriohte  434. 
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Yers&umniBS  399. 

Versammlangen  40  ff. 

Verschollen  543. 

Yersoh^eigen  481. 

Yersio  in  rem  567. 

Vertagen  408. 

Verwaltung  der  Territorien  249  ff. 

Verwandtschaft  30.    Grenze  544.  556. 

Berechnung  551. 
Verzugszinsen  518. 
Vestitura  461.  ff.  474. 
Vexillum  imper.  219. 
Vioaria  119. 
Vicarius  des  Grafen   120,  des  Reichs  s. 

ReichsYicar. 
Vioecomes,  vicomte  121. 
Vicedominus  120.  130. 
Vicini  121. 

Vieh,  selbstgezog.  470.  Pfändung  y.  511. 
Villa  «iominica  94.  109.  110. 
VillicuH  251.  361. 
Virilstiinmen  313. 
Visitations-Sohluss  293. 
Vogt  129,  als  Richter  360  f. 
Volge  251  431. 
Völkerwanderung  48  ff. 
Volk  100. 

Volkersdorf,  Engelbert  von,  180. 
Volksfriede  98. 
Volksgemeinde  94. 
Volksrechte  60  ff. 
Volksyersammlung  40. 
Vollstreckung  der  ürtheile  432. 
Vorbehalt,  geistl.  320. 
Vorbehalt  der  Ehre  449. 
Voreid  428. 

Vorkaufsrecht  381.  560. 
Vorladung  395  ff. 
Vormann  487. 
Vormundschaft  540. 
Vorstreit  241. 
Votum  decisiyum  312. 
Vridinch  364. 

Vsehrd,  Viktorin  Com.  von,  304. 
Vulbort  431. 
Wadium  505. 
Wahl  der  Bischöfe  190. 
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Wahlfftrsten  196.  198  ff. 

Wahlcapitulation  289. 

WahlcauBus  81. 

Waldungen  495. 

Welpodo  121.  123. 

Walter  Echardi  178. 

Wandel ungsklage  513. 

Waregang  62. 

Wartrecht  558. 

Wasserprobe  425. 

Wechsel  519. 

Wechselwirthschaft  23. 

Wedde,  Weddeschat  505. 

Wehrgeld  31.  35.  104.  137.  348. 

Wehrhaftmachung  29. 

Wehrpflicht  131.  228. 

Weiber  369. 

WeibUche  Ehre  447. 

Weichbildrecht  159,  säohs.  177. 

Weihe  des  Königs  97. 

Weisthum  146. 

Weisung  des  Rechts  431. 

Weltliche  Bank  314. 
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im  Erbrechte  551. 
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248.  365.    Stadtrechte  162.    Friede 
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Westgothische  Antiqua  72. 
Wette  520. 
Wetterau  160.  332. 
Widerlage  530. 
Widersage  225. 

Widerstand  gegen  Landesherren  248. 
Wien  161.    Co n gross  337.    Schlussacte 

343. 
Wildbann  112.  494. 
Wilde  Thiere  470. 
Wilhelm  von  Occam  182. 
WiUkür  27.  140. 
Wissende  400.  402. 
Wissenseid  413. 

Wittwe,  Ansprüche  der,  527  ff. 
Wittwengerade  558. 
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